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A.  K.  k.  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn- 
und  Bergbau-Gesellschaft. 

1.  Concessionsurkunde  vom  26.  August  1855,  H.  31.  V.  Bl. 

Nr.  61. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich  etc.  etc.  etc. 

Nachdem    die    mittelst  Vertrages   de    dato   26.   December  1854 
unter  dem  Namen  „die  Voitsberger-Köflacher-Lanko witzer  Steinkohlen- 
Gewerkschaft"  zu  einem  gemeinschaftlichen  Bergbaubetriebe  zusammen- 
getretenen Gewerkschaften  in  dem  Gesuche  de  dato  20.  Jänner  1855  ge- 
beten haben,  denselben  die  Bewilligung  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
für  den  Personen*  und  Sachentransport  bestimmten  Locomotiveiaenbahn 
von  Köflach  bis  nach  Graz  in  Unserem  Herzogthume  Steiermark  zu 
ertheilen,  so  haben  Wir,  in  Erwägung   der   Gemeinnützigkeit  dieses 
Unternehmens,  über   Antrag  Unseres    Handeleministers    Uns  bewogen 
,    gefunden,  der  genannten  Voitsberger-Köflacher-Lankowitzer  Steinkohlen- 
Gewerkschaft  ein  Privilegium  für  die  gedachte  Eisenbahn  mit  Folgendem 
zu  ertheilen: 

1.  Wir  verleihen  demnach  der  genannten  Gewerkschaft  das  ab- 
schliessende Recht  zum  Baue  der  Loeomotiveisenbahn  von  Köflach 
nach  Graz  iu  Unserem  Herzogthume  Steiermark  nach  dem  von  Unseren 
Behörden  zu  genehmigenden  Bauprojecte  und  zum  Betriebe  dieser  Eisen- 
bahn für  den  Personen-  und  Sachentransport. 

Die  Eisenbahn  von  Graz  nach  Köflach  wurde  am  3.  April  1860  für  den 
nen-  und  am   1.  November  1860  für  den  Gesammtverkehr  eröffnet.  Der 
Betrieb  dieser  Eisenbahn,  sowie  der  Zweiglinie  Lieboch-Wies  wird  seit  1.  Sep- 
tember 1878  auf  Grnnd  des  Betriebsvertrages  vom  9.  September  1878  von  der 
k.  k.  priv.  SOdbahn-Gesellschaft  geführt. 


K.  k.  priv.  Grast-Köflaober  Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft. 


2.  Wir  ertheilen  zu  diesem  Zwecke  der  genannten  Gewerkschaft 
auch  daa  Recht  der  Expropriation  nach  den  Beetimmungen  des  §  9, 
lit.  e  des  Eisenbahnconcessionpgeaetzes  vom  14.  September  1854. 

3.  Der  Bau  dieser  Eisenbahn  ist  bei  Verlust  der  Privilegiums- 
r echte  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  zwei  Jahren,  vom  Tage  des 
Privilegiums  gerechnet,  zu  vollenden,  und  von  da  binnen  drei  Monaten 
der  Betrieb  auf  dieser  Eisenbahn  zu  beginnen  und  ununterbrochen 
fortzusetzen. 

4.  Bei  diesem  Baue  und  Betriebe  hat  sich  die  Gewerkschaft  genau 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  (namentlich  nach  den  Vorschriften  des 
Eisenbahnconceesionsgesetzes  vom  14.  September  1854  und  der  Eisen- 
bahnbetriebsordnung vom  IG.  November  1H51)  zu  benehmen,  und  sich 
auch  allenfalligen  Abänderungen  oder  Ergäi  zungen  dieser  gesetzlichen 
Vorschriften  ohneweiters  zu  fügen. 

5.  Insbesondere  hat  die  genannte  Gewerkschaft  daher  auch  die 
Verpflichtung  zur  Beförderung  der  Post  und  Unseres  Militärs  nach  den 
Vorschriften  des  oben  erwähnten  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  der 
Eisenbahnbetriebsordnung. 

8iehe  §  10  der  Concessionsur künde  wm  8.  September  1871  (üoc.  4). 

6.  Die  Gewerkschaft  wird  ferner  verpflichtet,  die  Benützung  der 
zu  erbauenden  Eisenbahn  für  Kohlen  und  sonstige  Frachten transporte 
dem  Publicum  im  Allgemeinen  (insbesondere  daher  auch  den  übrigen 
Gewerken,  welche  dem  Vereine  nicht  beigetreten  sind)  ohne  besondere 
Erschwerniss  und  ohne  Bevorzugung  der  eigenen  Producte  des  Vereines 
zu  gestatten,  und  Uberhaupt  den  Massregeln  sich  zu  fügen,  welche  von 
Seite  Unserer  Behörden  zur  Beseitigung  einer  monopolistischen  Stellung 
der  Unternehmung  für  nothwendig  erkannt  werden  sollten. 

7.  Die  Gewerkschaft  hat  daher  auch  die  Verpflichtung,  die 
Genehmigung  der  festzusetzenden  Tarife  nach  Vorschrift  des  §  10  lit.  c 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  jedesmal  zu  erwirken. 

Siehe  §§  8  nnd  9  der  Concessionsurkande  vom  8.  September  1871  (Doc  4) 

8.  Der  Staatsverwaltung  bleibt  überhaupt  das  unbedingte  Recht, 
dieses  Eisenbahnunternehmen  aus  öffentlichen  Rücksichten  zu  über- 
wachen. 

9.  Die  Dauer  dieses  Privilegiums  hat  auf  achtzig  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  gelten. 

Uebrigens  wird  der  Staatsverwaltung  das  Recht  ausdrücklich  vor- 
behalten, auch  noch  vor  Beendigung  dieses  achtzigjährigen  Zeitraumes 
das  gegenwärtige  Privilegium  für  erloschen  zu  erklären,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnungen  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolguog  der  in  der  Privilegiumsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auf- 
erlegten Verpflichtungen  vorkommen  sollten. 

Siehe  §  16  der  Concessionsurkunde  vom  8.  September  1871  (Doo.  4). 
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10.  Nach  Beendigung  der  achtzigjährigen  Datier  oder  im  Falle 
des  sonstigen  Erlöchens  dieses  Privilegiums  hat  die  Graz-Küflacher 
Eisenbahn  sammt  Grund  und  Boden  und  den  Bauwerken,  welche  dazu 
gehören,  sogleich  ohne  Entgelt  und  unmittelbar  in  das  volle  unbelastete 
Eigenthum  des  Staates  überzugehen,  und  die  Gewerkschaft  ist  verpflichtet 
auf  eigene  Kosten  dafür  zu  sorgen,  da 98  die  Bahn  sammt  Zugehör  zur 
Zeit  dieses  Ueberganges  im  vollkommen  brauchbaren  Zustande  und  frei 
von  allen  Lasten  sei. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  diesem  Privilegium 
zuwider  zu  handeln,  der  privilegirten  Gesellschaft  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertbeilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  ge- 
messensten Auftrag,  über  dieses  Privilegium  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  streng  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zn  Urkund  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
kaiserlichen  grösseren  Insiegel  in  Unserer  Haupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  sechsundzwanzigsten  Monatstage  August  im  Jahre  des  Heils 
Eintausend  achthundert  fünfzig  und  fünf,  Unseres  Reiches  im  siebenten 
Jsbre. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Ritter  v.  Toggenburg  m.  p. 

Auf  ausdrücklichen  Befehl  Sr.  k.  k.  Apost.  Majestät: 
Vincenz  Maly  m.  p. 

2.  Erlass  des  k.  k.  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  and 
öffentliche  Bauten  vom  18.  December  1858,  Z.  4007-H.  M., 

H.  M.  V.  Bl.  Nr.  79, 

betreffend  die  Uebertragung  des  Privilegiums  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotlvelsenbahn  von  Köflach  nach  Graz. 

Seine  k.  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster  Er- 
schliessung vom  14.  December  1858  die  Uebertragung  des  mit  Aller- 
höchster Erschliessung  vom  26.  August  1855  der  „Voitaberg-Köflach- 
Laukowitzer  Steinkohlen-Gewerkschaft"  verliehenen  Privilegiums  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Köflach  nach  Graz  auf 
den  Namen  der  „Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbau-Actien- 
geeellschaft''  allergnädigst  zu  genehmigen  geruht. 

3.  Gesetz  vom  21.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  80, 

betreffend  die  Herstellung  der  Eisenbahn  von  LIeboch  nach  Wies  mit  einer 
Abzweigung  uach  Stainz  durch  die  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und 

Bergbau-Gesellschaft. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 
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Artikel  I. 

Die  Regieruog  wird  ermächtigt,  der  priv.  GTaz-Köflacher  Eisen- 
bahn- und  Bergbau  Gesellschaft  im  Falle  der  Ertheilung  der  Concession 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Lieboch  über 
St.  Florian  und  Deutach-Landsberg  nach  Wies  mit  einer  Abzweigung 
nach  Stainz,  für  diese  Eisenbahn,  welche  einen  integrirenden  Bestand- 
teil der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  zu  bilden  hat,  die  nachstehenden 
Begünstigungen  zu  gewähren: 

a)  Die  Befreiung   von  der  Einkommensteuer   und  der  Entrichtung 

der  Couponsstempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 

durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer 

von  20  Jahren; 

h)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffang,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung; 

r)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  nnd  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr. 

Die  nach  Absatz  a  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Ein- 
kommensteuer für  die  bestehende  Linie  der  Graz  Köflacber  Eisenbahn 
nach  Massgabe  des  Verhältnisses  der  Meilenlänge  der  bestehenden  Linie 
zu  der  neuen  Strecke  stattfindet. 

Artikel  IL 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn  von  Lieboch 
nach  Wies  muss  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Con- 
ceeöionsertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  Übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  die  Actiengesellscbaft 
durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  100.000  fl.  österr.  Währ. 
Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  diese  Caution 
als  verfallen  erklärt  werden.  Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden 
Acten  und  Urkunden  geniessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreibeit. 

Der  Bau  der  Abzweigung  nach  Stainz  ist  in  Angriff  zu  nehmen, 
sobald  für  diese  Zweigbahn  ein  Transport  quantum  von  ungefähr 
2,000.000  Zollcentuer  jährlich  nach  dem  Erkenntnisse  des  Handels- 
ministeriums in  Aussicht  genommen  werden  kann,  und  sodann  binnen 
Jahresfrist  zu  vollenden. 

Artikel  III. 

Sowohl  für  die  bestehende  als  für  die  neue  Linie  der  Graz-Köf- 
lacher Eisenbahn  wird  der  Tarif  derart  festgesetzt,  dass  bei  gewöhnlicher 
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Geschwindigkeit  keine  höheren  ale  die  nachstehenden  Maximaltarifeätze 
eingehoben  werden  dürfen. 

1.  Für  Reisende  per  Person  und  Meile: 

I.  Classe  32  kr.  österr.  Währ. 

II«       Ii  «.24*t        ^  n 

HL         n   .    .  16    „  „  „ 

IV.      „    .  .  .  ^im  Stehwagen)  .10   „  „ 

2.  Für  Waaren  per  Zollcentner  und  Meile: 

Normalclasse  I.  .   .   .  2  5    kr.  österr.  Währ. 
IL  .  .  .  2  75  „ 
n         HI-  •••  3         „  „  „ 

Ermäßigte  Classe  A  (ohne  Unterschied  der  Transportquantität) 
Getreide,  Mehl,  Mahlproducte,  Obst,  Wein,  Harze,  Hadero,  Salz,  Roh- 
zucker, Eisen  2  25  kr.  österr.  Wahr. 

Ermässigte  Classe  B  (bei  Aufgabe  von  mindestens  100  Zollcentner) 
Bau-  und  Werkholz  über  18  Fuss  lang,  Asphalt,  Eisenabfälle,  Gemüse, 

Kalk,  Düngemittel,  Lohe,  Steinplatten  2  kr.  österr.  Währ. 

Ermässigte  Classe  C  (bei  vollen  Wagenladungen)  Bau-  und  Bruch- 
steine, Erze,  Futter-  und  Zuckerrüben,  Brennbolz,  Bau-  und  Werkbolz 
nicht  Über  18  Fass  lang,  Stein-  und  Braunkohlen,  Coaks,  Ziegel,  Sand, 

Erden,  Robeieen  1*5  kr.  österr.  Währ. 

Die  Maximaltarifsätze  für  Waaren  sind  auf  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung, und  zwar  die  der  Normalclassen  um  5  Percent,  jene  der 
ermässigten  Classen  aber  um  10  Percent  herabzusetzen,  sobald  die 
Bruttoeinnahme  der  bestehenden  und  der  Lieboch-Wieser  Linie  der 
Graz-Köf lacher  Eisenbahn  innerhalb  eines  Jahres  den  Betrag  von 
125.000  fl.  in  Silber  per  Meile  erreicht,  ohne  dass  ein  spateres  Herab- 
sinken des  Bruttoertrages  unter  den  angeführten  Betrag  Anlass  zu 
einer  Abänderung  der  herabgesetzten  Tarife  geben  könnte,  und  hat 
unter  der  obigen  Voraussetzung  bei  jeder  weiteren  Steigerung  des 
jährlichen  Brattoei träges  per  Meile  um  25.000  fl.  eine  Ermässigung  der 
obigen  Maximaltarifsätze  um  weitere  5  Percent  bis  zur  Grenze  einer 
GesammtermäS6igung  von  50  Percent  der  concessionsmässigen  Maximal- 
tarifsätze einzutreten. 

Als  Expeditionsgebübr  darf  für  Bau-  und  Bruchsteine,  Braun-  und 
Steinkohlen,  dann  Coaks  per  Zollcentner  der  Betrag  von  15  kr,  für 
alle  übrigen  Güter  per  Zollcentner  der  Betrag  von  2  kr.  eingehoben 
werden,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Assecuranz 
begriffen  ist.  Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt 
wird,  so  darf  nur  eine  um  0*5  Kreuzer  geringere  Expeditionsgebühr 
werden. 

Hiebei  wird  der  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbau- 
Gesellschaft  gestattet,  die  Fahr-  und  Frachtpreise  ausschliesslich  der 
obigen  Expeditionsgebühr  in  inländischer  Silbermünze  zu  berechnen 
nnd  einzuheben,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung  des  Cours- 
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werthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung  angenommen 
werden  muss. 

Der  neue  Tarif  tritt  mit  dem  Tage  der  Concessionsverleibung  in 
Wirksamkeit. 

Artikel  IV. 

Die  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft  hat  stets 
die  zur  ordentlichen  Besorgung  des  Personen-  nnd  Frachtenverkehres 
genügenden  Betriebsmittel  vorräthig  zu  halten.  Der  Staatsverwaltung 
steht  das  Recht  zu,  diese  Verpflichtung  zu  überwachen,  und  es  obliegt 
der  Gesellschaft,  alle  von  der  Regierung  im  Interesse  des  Verkehres 
für  nothwendig  erachteten  Anordnungen  unverzüglich  in  Ausführung  zu 
bringen. 

Artikel  V. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Ginmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  Haupteisenbahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Hauptbahn  angelegt  werden  wollen,  mit  dem  Anschlüsse  an  die  be- 
treffenden Bahnhöfe  auf  die  die  Gesellschaft  mindest  belästigende  Art  gegen 
Vergütung  der  ihr  dadurch  verursachten  Kosten  zu  gestatten. 

Artikel  VI. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  sowohl  für  die  bestehende  als 
für  die  neue  Linie  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  auf  fünfundacbtzig 
Jahre  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  im  Artikel  I 
angeführten  Eisenbahn  von  Lieboch  nach  Wies  festgesetzt. 

Artikel  VII. 

Bei  Ertheilung  der  ConceBsion  zum  Baue  und  Betriebe  der  im 
Artikel  I  angeführten  Eisenbahn  von  Lieboch  nach  Wies  ist  bezüglich 
der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  auf  die  Anordnungen  des 
Gesetzes  vom  1.  Juni  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  in  Betreff  der 
Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die  Unternehmung  des  unter  dem 
Namen  „Oesterreichische  Nordwestbahn"  zu  erbauenden  Locomotiv« 
Eisenbahnnetzes  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmeu. 

Artikel  VIII. 

Mit   der  Durchführung    dieses   Gesetzes   werden   der  Handels 
miiiister  und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Laxonburg,  am  21.  Juli  1871. 
Franz  Joseph  m.  p. 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  p.  SchäfTle  m.  p. 
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4.  Coneessionsurkunde  vom  8.  September  1871,  R.  G.  Bl. 

Nr.  129, 

für  die  prlr.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft  zum  Baue 
nnd  Betriebe   einer   Locomotirclsenbahn  von  Lleboeh  Uber  8t.  Florian 
und  Deutsch-Landsberg  nach  Wies  mit  einer  Abzweigung  nach  Stainz. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  priv.  Graz-Köf  lacber  Eiseobahn-  und  Bergbau-Gesell- 
schaft die  Bitte  um  Ertbeilnng  der  Concession  zum  Bane  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  von  Lieboch  über  St.  Florian  und  Deutsch- 
Landsberg  nach  Wies  mit  einer  Abzweigung  nach  Stainz  gestellt  hat, 
so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  dann  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  80, 
betreffend  die  Herstellung  der  obigen  Eisenbahn  durch  die  genannte 
Gesellschaft  und  beziehungsweise  die  dieser  Unternehmung  für  diesen 
Fall  gewährten  besonderen  Begünstigungen  wie  folgt  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  priv.  Graz  Köf  lacber  Eisenbahn-  und  Bergbau- 
Gesellschaft  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn 
von  der  Station  Lieboch  der  bestehenden  Graz-Köflacher  Bahn  über 
St.  Florian  und  Deutsch-Landsberg  nach  Wies  mit  einer  Abzweigung 
nach  Stainz,  und  zwar  derart«  dass  diese  Seitenbahn  sammt  Abzweigung 
»inen  integrirenden  Bestandtheil  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  zu 
bilden  hat. 

Die  Eröffnung  der  Zweiglinie  Lieboch-Wies  fand  am  9.  April  1873  statt. 
Bezüglich  der  Betriebsführong  durch  die  k.  k.  priv.  Südbahn-Oesellschaft  siebe 
die  Anmerkung  zu  Absatz  1  der  Coneessionsurkunde  vom  26.  August  1865  (Doc.  1). 

Die  Abzweigung  nach  Stainz  wurde  von  der  Graz-Köflacher  Bahn  nicht 
hergestellt,  sondern  gelangte  auf  Grund  der  Coneessionsurkunde  vom  14.  Mai 
1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  91  durch  den  steiermarkischen  Landesausschuss  zur  Aus- 
führung. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  dieser 
Bahn  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detatlprojecte  stattzufinden. 

Für  die  bei  Construction  und  Anordnung  des  Details  der  Betriebs- 
mittel sowohl,  wie  für  die  Anordnung  des  Signalwesens,  sowie  auch 
bezüglich  der  Ausführung  der  Stationsgebäude  und  der  Statioosaulagen 
innezuhaltenden  Gesichtspunkte,  werden  der  Gesellschaft  Vorschriften 
zugeben,  welche  für  dieselben  massgebend  sein  sollen. 

Die  Entwürfe  hiezu  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vor 
zulegen,  und  ist  vor  deren  vollständigen  Genehmigung  keinerlei  Aus- 
fubrungsvorbereitung  zu  treffen. 
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Beim  Bau  ist  sich  nach  den  von  dem  Handelsministerium  zu 
stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  ausbauökonomischen  oder  Betriebs- 
rücksichten eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  Detailpläne  als 
nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §  1 
bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegenüber  der 
genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlechterung 
der  Niveau-  und  der  Ricbtungsverhältnisse  nicht  stattfinden  darf,  so 
musa  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des 
Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen 
Strecken  der  bereits  bestehenden,  sowie  der  neuen  Bahnlinie,  wo  sie 
es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jährliche 
Rohertrag  dieser  Strecken  während  zweier  aufeinander  folgenden  Jahre 
die  Summe  von  150.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
schliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergaugs  verkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbabn- 
verwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen. 

Im  Falle  ein  deraitiges  Abkommen  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte,  bleibt  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  vorbehalten, 
wobei  jedoch  auf  den  vollen  Ersatz  der  hieraus  der  Graz-Köflacher 
Eisenbahn  erwachsenden  Kosten  Rücksicht  genommen  werden  wird. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu  bestimmen. 

§3. 

Die  Graz-Köflacber  Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft  verpflichtet 
sich,  den  Bau  der  concessionirten  Eisenbahn  von  Lieboch  nach  Wies 
binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu 
vollenden,  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

Der  Bau  der  Abzweigung  nach  Stainz  ist  in  Angriff  zu  nehmen, 
sobald  für  diese  Zweigbahn  ein  Transportquantum  von  ungefähr 
2,000.000  Zollcentnern  jährlich  nach  dem  Erkenntnisse  des  Handels- 
ministeriums in  Aussicht  genommen  werden  kann,  und  sodann  binnen 
Jahresfrist  zu  vollenden. 

Die  Gesellschaft  hat  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
nach  Massgabe  des  besonders  ausgefertigten  Cautionsinstrumentes  eine 
Caution  im  Betrage  von  100.000  fl.  erlegt. 
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Im  Falle  der  Nichterfüllung  dieser  Verpflichtungen  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  ans  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acten  und  Urkunden 
geoiessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Der  Oesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dick- 
fälligen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung, 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  das  Zustandekommen  und  die 
Einmündung  von  Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der  Haupt- 
eisenbahn gelegenen  Industrieunternehmungen,  Kohlenrevieren  und 
Minerallagerstätten  zum  Zwecke  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Hauptbahn  angelegt  werden  wollen,  behufs  Hebung  des  Verkehres 
kräftigst  zu  fördern,  beziehungsweise  diese  Bahnen  im  Wege  des 
Uebereinkommens  mit  den  Interessenten  gegen  Bedingung  eines  be 
stimmten  Frachtenquantums  und  Tarifzuschlages,  jedoch  ohne  die  Auf- 
stellung anderer  lästiger,  der  Natur  des  Geschäftes  und  dem  an- 
gestrebten Zwecke  widerstreitenden  Nebenbedingungen  herzustellen,  und 
es  wird  über  die  Richtung  dieser  Bahnen  und  den  Zeitpunkt  der  Her- 
stellung die  Genehmigung  des  Handelsministeriums  vorbehalten. 

Im  Falle  als  ein  gütliches  Uebereinkommen  nicht  zu  Stande 
kommen  sollte,  steht  die  Entscheidung  dem  Handelsministerium  zu, 
wobei  auf  eine  gesicherte  und  zureichende  Quote  für  die  Verzinsung 
nnd  Tilgung  des  für  die  betreffende  Flügelbahn  verwendeten  Anlage- 
capitales  Rücksicht  genommen  werden  wird. 

§  ö. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
nrkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisen bahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann  nach 
den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  be- 
nehmen. 

§  6. 

Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  insbesondere  stets  die  zur 
ordentlichen  Besorgung  des  Personen-  und  Frachtenverkehres  genügenden 
Betriebsmittel  vorrätbig  zu  halten,  nnd  es  obliegt  der  Gesellschaft,  alle 
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von  der  Regierung  im  Interesse  des  Verkehres  für  nothwendig  erachteten 
Anordnungen  unverzüglich  in  Ausführung  zu  bringen. 

Die  Gesellschaft  hat  die  weitere  Verpflichtung,  die  Post  und  die 
Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
betriebsordnung, erforderlichenfalls  auch  mittelst  Ueberlassung  eines 
Conpe's  oder  Waggons,  unentgeltlich  au  befördern. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  vierrädrigen  Wagen 
erfordert,  erhält  die  Gesellschaft  für  jeden  weiter  beizustellenden  Wagen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  per  Meile. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss 
der  Werth  Sendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

In  jenen  Stationen,  wo  es  der  Postdienst  erfordert,  ist  für  die 
Ausübung  desselben  über  Verlangen  der  Postverwaltung  ein  geeignetes 
Zimmer  nebst  einer  Requisitenkammer  unentgeltlich  zu  überlassen,  und 
hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für 
diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphenver- 
waltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu  ge- 
statten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  der  Gesellschaft  zu  verständigen. 

Ferner  hat  die  Gesellschaft  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  au  über- 
nehmen. 

Dagegen  hat  die  Gesellschaft  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfahle  des  Staatstelegraphen  zu  be- 
festigen. 

Die  Benützung  der  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepescben  nicht  eine  Uebereinkunft 
getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 
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§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  bei  gewöhnlicher 
Geschwindigkeit  wird  sowohl  besüglich  der  bestehenden,  als  der  nenen 
Linie  der  Grast- Köflacher  Eisenbahn  folgenden  Begrenzungen  unter- 
worfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die     I.  Claase  32  kr.  österr.  Währ., 

»      n      I".       n   16     n  n 

„     „    IV.     „       (im  Stellagen)     .   .  10  „ 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile: 

Normalciasse    1   2  50  kr.  österr.  Währ., 

II   2  75    .  „ 

I»  3        -  „ 

Errnässigte  Classe  A  (ohne  Unterschied 
der  Quantität):  Getreide,  Mehl,  Mahlproducte 
Obst,  Wein,  Harze,  Hadern,   Salz,  Robzucker, 

Eisen  2*25  kr.  österr.  Währ., 

errnässigte  Classe  B  (bei  Aufgabe  von 
mindestens  100  Zollcentoer):  Bau  und  Werk- 
holz Über  18  Fuss  laug,  Asphalt,  Eisenabfälle, 
Gemüse,    Kalk,    Düngermittel,    Lohe,    Stein  - 

Patten     •   -  -  2 

ermäßigte  Claese  G  (bei  vollen  Wagen- 
ladungen) :  Bau-  und  Bruchsteine,  Erze,  Futter- 
und  Zuckerrüben,  Brennholz,  Bau-  und  Werk- 
holz, nicht  über  18  Fuss  lang,  Stein-  und 
Braunkohlen,    Coaks,    Ziegel,    Sand,  Erden, 

Roheisen  •   •   •  ;  15  n 

Die  vorstehenden  Maximaltarifsätze  für  Waaren  sind  über  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung,  und  zwar  jene  der  Normalclassen  um 
5  Percent,  jene  der  ermäßigten  Classen  aber  um  10  Percent  herabzusetzen, 
sobald  die  Bruttoeinnahme  der  bestehenden  und  der  Lieboch-  Wieser 
Linie  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  innerhalb  eines  Jahres  den  Betrag 
von  125.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  per  Meile  erreicht,  ohne  dass 
ein  späteres  Herabsinken  des  Bruttoertrages  unter  den  angeführten 
Betrag  Anläse  zu  einer  Abänderung  der  herabgesetzten  Tarife  geben 
könnte,  und  hat  unter  der  obigen  Voraussetzung  bei  jeder  weiteren 
Steigerung  des  jährlichen  Bruttoertrages  um  25.000  fl.  per  Meile,  eine 
weitere  Ermässigung  der  obigen  Maximaltarifsätze  um  weitere  5  Percent 
bis  zur  Grenze  einer  Gesammtermässigung  von4  50  Percent  der  con 
cessionemässtgen  Maximaltarifsätze  einzutreten. 
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Als  Expeditionf  gebühr  darf  für  Bau-  und  Bruchsteine,  Braun  und 
Steinkohlen,  dann  Coaks  per  Zollcentner  der  Betrag  von  16  Kreuzer, 
für  alle  übrigen  Güter  2  Kreuzer  per  Zollcentner  eingehoben  werden, 
worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Assecuranz  einbe- 
zogen ist. 

Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  darf 
nur  eine  um  0*5  Kreuzer  geringere  Expeditionsgebtthr  per  Zollcentner 
eiogehoben  werden. 

Der  neue  Tarif  tritt  sowohl  für  die  bestehende»  als  für  die  neue 
Linie  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  mit  dem  Tage  der  Concessions- 
verleihuog  in  Wirksamkeit. 

In  Bezug  auf  die  Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren, 
sowie  rücksichtlich  der  sonstigen  Transportbestimmungen,  ist  die 
Gesellschaft  verpflichtet,  sich  den  diesfalls  mit  Genehmigung  des 
Handelsministeriums  von  mehreren  grösseren  österreichischen  Eisenbahn- 
Gesellschaften  vereinbarten  Bestimmungen  anzuschliessen,  und  dürfen  die 
diesfälligen  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  höher  oder  lästiger  sein, 
als  auf  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  wird  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  von  1  :  60  und  darüber  die  Berechnung  mit  der  ein-  und 
einbalbfachen  Länge  gestattet. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Grenzen  steht  der  Concessionärin  frei.  Hiebei  darf  aber  eine 
persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter 
gewissen  Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine 
andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder 
Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

§  9- 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise,  ausschliesslich 
der  obigen  Expeditionsgebiibr,  sowohl  auf  der  bestehenden,  als  ,auf  der 
neuen  Linie  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  in  inländischer  Silbermünze 
bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung 
des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung 
angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach 
dem  Durcbschnittscourse  des  Silbers  unter  den  vom  Handelsministerium 
festzusetzenden  Modalitäten  stattzufinden. 

§  10. 

Die  Milit&i  transporte  müssen  sowohl  auf  der  bestehenden,  als  auf 
der  neuen  Linie  der  Graz-Köflacher  Eisenbahn  nach  herabgesetzten 
Tarifpreisen  besorgt  werden,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie 
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hinsichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reichs- 
kriegsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands- Nordbabn 
unter  dem  18.  Jnni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  deesen 
Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandtheil  der  Concessionsurkunde 
xu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen 
vereinbart  würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  oben  genannte  Bahn 
Geltung  haben. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschtitzen  Tirols,  auf  das  Militärwachcorps  für 
die  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  auf  das  Militär  Polizeiwachcorps,  auf  die 
militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  Militärtransporte,  sowie  den  organischen  Beatimmungen  und 
der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahuabtheilungen,  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung 
des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsichtlich  der  Anstellung 
gedienter  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr den  diesfalls  für  die  subventionirten  und  garantirten  Eisenbahnen 
im  §  38  des  Wehrgezetzes  vom  Jahre  1868  und  in  dem  zur  Ausführung 
dieses  Paragraphes  erscheinenden  Specialgesetze  enthaltenen  Bestimmungen. 

§  11- 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession,  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  aas  weisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

.     §  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Tbeuerqng  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaieerstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab, 
»umindern. 

Dl«  BaebtoorkaadM  ttt  Oiwrr.  BlMnbahntn.  in.  2 
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§  13. 

Der  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft  wird 
auch  das  Recht  eingeräumt,  zur  Aufbringung  der  für  den  Bau  und  die 
Auerüstung  der  concessionirten  Bahn  erforderlichen  Geldmittel  auf 
Ueberbringer  lautende  Actien  oder  Prioritatsobligationen  auszugeben, 
welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt 
werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  gesammten  Anlagccapitales  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  iu  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  rnues  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich 
gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

§  Ii- 
Für  die    im   §    1    angeführte   Eisenbahn   werden  nachstehende 
Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung 
der  Couponstempelgebübren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die 
Dauer  von  zwanzig  Jahren; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Vertiäge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
bescbaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum    Zeitpunkte  der  Betriebsei  Öffnung; 

r)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertr  agurj  gsgebühr. 

Die  nach  Absatz  a  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
kann  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der 
Einkommensteuer  für  die  bestehende  Graz-Köflacher  Eisenbahn  nach 
Massgabe  des  Verhältnisses  der  Meilenlänge  der  bestehenden  zu  der 
neuen  Linie  stattfindet. 

§  15. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  des  Eisen* 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  sowohl  für  die  bestehende,  als  für  die  neue  Linie  der 
Graz-Köflacher  Eisenbahn  auf  85  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  im  §  1  angeführten  Eisenbahn  von  Lieboch  nach 
Wies  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Conceesion  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten 
Termine  für  die  Vollendung  des  Baues  und  der  Eröffnung  des  Betriebes 
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nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,-  lit.  6  des  Eisenbahncoucessionsgeaetzes  und  namentlich  auch 
nicht  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsurkunde,  die 
concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Eiulösungspreises  werden  die  jährlichen 
Beirerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträg- 
nisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  be- 
rechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jabres- 
rente  jn  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Con- 
eessionsdauer  bar  zu  bezahlen. 

Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag  nicht  wenigstens  auf 
5*2  Percent  des  auf  die  Bahn  wirklich  verwendeten  und  gehörig  nach« 
gewiesenen  Anlagecapitales  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag  als 
Jahresrente  festgesetzt. 

Unter  Anlagecapital  sind  zu  verstehen  sowohl  die  Kosten  des 
Baues  als  der  ersten  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten 
Betriebejabred  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concessionirteu 
Bahn),  ferner  die  bis  zum  Zeitpunkte  dieser  Betrtebseröffnung  aut- 
laufenden öpercentigen  Zinsen  der  für  den  Bau  und  die  Betriebs- 
einrichtung bestrittenen  Auslagen,  nach  Abschlag  der  allfälligen  Er- 
trägnisse einzelner  Theile  der  Bahn,  falls  solche  in  Betrieb  gesetzt 
werden  sollten,  bevor  die  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  stattfindet. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  BetriebsjahreB  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
werden  die  diesfälligen  gehörig  nachzuweisenden  Koeten  dem  Anlage- 
capitale  zugerechnet. 

§  17- 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  SUat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuas  der  concessionirteu  Bahn,  namentlich  des  Grund 
und  Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter*  und  Ober- 
baues der  Bahn  und  des  sauimtlichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als: 
Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichts- 
bäusern,  aammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen 
unbeweglichen  Sachen. 
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Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  beweglicho 
Maschinen,  Werkzeuge  nnd  andere  Einrichtungen  und  Materialien, 
insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu 
geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität 
und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  Überzugehen, 
welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinricbtung 
entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Auebezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  conceseionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher 
erwähnten  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  auch  unbeweglichen 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Keservefondes  und  der 
ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksiebtlich  erworbenen  besonderen  Anlageu  und  Ge- 
bäude, als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen, 
Waggons  oder  anderen  Gerätheu,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere 
Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass 
dieselben  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  18. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hiotangehalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  ferner  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschusses,  sowie  den  Generalver- 
sammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und 
allfällige,  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zu  sistiren. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  für  diese  gesetzliche  Ueber- 
wachung  der  Bahnunternehmung,  mit  Rücksicht  auf  die  damit  ver- 
bundene Geschäftslast,  eine  jährliche  Pauschalvergütuog  an  den  Staats- 
schatz zu  leisten,  deren  Höbe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhältnisse 
der  diesfälligen  Leistung  anderer  inländischer  Eisenbahnen  fest- 
gestellt wird. 

§  19. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
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Nicht befolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  Bullten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Coucessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  achten  Monatstage  September  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundert    einundsiebenzig,  Unserer  Reiche  im  Dreiundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p 
Hohenwart  m.  p.  Holzgethan  m.  j>.  Schäffle  m.  p 

5.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Graz«  Ktif  lacher  Eisenbahn-  nnd  Bergbau-Gesellschaft. 

I.  Abschnitt. 

Errichtung,    Zweck,  Sitz,    Firma,    Bekanntmachungen  und 

Dauer  der  Gesellschaft. 

§  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Die  k.  k.  priv.  Graz  Köf  lacher  Eisenbahn-  und  Bergbau- Gesell- 
schaft ißt  eine  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Privilegiums-Urkunden  vom 
26.  August  1855  und  vom  8.  September  1871  bestehende  Actiengeaell- 
*ehaft  zum  Betriebe  der  in  diesen  Statuten  bezeichneten  Geschäfte. 

§  2. 
Firma. 

Die  Fiima  der  Gesellschaft  lautet:  „K.  k.  priv.  Graz-Köf lacher 
Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft",  sie  wird  in  die  Register  des 
k,  k.  Wiener  Handelsgerichtes  eingetragen,  von  wem  immer  geschrieben 
oder  mit  Stampiglie  gedruckt  und  collectiv  entweder  von  zwei  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsrathes,  oder  von  einem  Mitgliede  des  Ver- 
walten gsrathes  collectiv  mit  einem  zur  Procuraftihrung  bestellten 
Beamten  der  Gesellschaft,  von  letzterem  mit  dem  Zusätze  „per  procura" 
gezeichnet. 
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§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  und  ihr  Verwaltungsrath  haben  ihren  Sita 
in  Wien. 

§  4. 

Kundmachungen. 

Alle  nach  den  Statuten  oder  dem  Gesetze  erforderlichen  Bekannt- 
machungen geschehen  rechtswirksam  durch  die  amtliche  „Wiener 
Zeitung". 

§  5- 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Der  Zweck  der  gesellschaftlichen  Unternehmung  ist: 
aj  der  Betrieb  ihrer  Eisenbahn   von  Graz  nach  Köflach  und  von 
Lieboch  nach  Wies; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Flügel^  und  Anschlnssbahnen,  welche 
ihr  concessionirt  sind,  oder  hinsichtlich  deren  ihr  in  der  Folge 
die  Concession  ertheilt  werden  wird; 

c)  der  Betrieb  oder  die  Verpachtung  der  ihr  eigenthtimlich  gehörigen, 
sowie  die  Erwerbung  und  Pachtung  anderer  Kohlenbergwerke 
oder  sonstiger  zur  Förderung  des  Gesellschaftszweckes  dienender 
industrieller  Etablissements,  ferner  der  Handel  mit  Kohlen  und 
den  übrigen  Producten  ihrer  Unternehmungen. 

§  6. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  dauert  rücksichtlich  des  Betriebes  ihrer  Eisen- 
bahnlinien, ausser  dem  Falle  früherer  concessionsgemässer  Einlösung 
seitens  der  Staatsverwaltung,  durch  die  ganze  Concessionsdauer,  rück- 
sichtlich der  Bergbaue  so  lange,  bis  sämmtlicbe  Gruben  abgebaut  oder 
deren  Pachtung  abgelaufen  ist,  oder  bis  zum  statutenmftssigen  Be- 
schlüsse der  Generalversammlung  hinsichtlich  der  Auflösung  der 
Gesellschaft. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,    Actlen    und  Prioritätsschuldverschrei- 
bungen. 

§  7. 

Gesellschaftscapital. 

Der  Gesellschaftsfond,   welcher  bisher   aus  6,800.000  fl.  österr. 
Wahr.,    zerlegt    in    34.000  Stück  Actien  k  200  fl.  österr.  Währ.,  be- 
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stand,  wird  nunmehr  durch  Ausgabe  von  weiteren  4000  Stück  Aetien 
a  200  fl.  »Bterr.  Währ,  auf  7,600.000  fl.  ÖJterr.  Währ.,  zertheilt  in 
38.000  Stück  Aetien  a  200  fl.  österr.  Währ,  erhöbt. 

§  8. 
Aetien. 

Die  Aetien  der  bisherigen  Emissionen  sind  nach  dem  beiliegenden 
Formulare  1  und  jene  der  neuen  Emission  nach  dem  Formulare  2  aus- 
gefertigt, mit  Dividendencoupons  nach  dem  Formulare  3  versehen  und 
lauten  entweder  auf  bestimmte  Namen  oder  auf  den  Ueberbringer. 

Das  Eigenthum  der  letzteren  wird  durch  blosse  Uebergabe  und 
das  der  ersteren  durch  Cession  übertragen. 

§  9 

Untheilbarkeit  der  Aetien. 

Die  Aetien  sind  uutheilbar;  die  Gesellschaft  erkennt  sich  gegen- 
über für  jede  Actie  nur  einen  Eigeuthümer  an.  Mehrere  Theilnehmer 
einer  Actie  können  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  nur  durch  eine 
Person  wahrnehmen  lassen. 

§  io. 

Erhöhung  des  Gesellschaftscapitalec. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  über  BeschlusB  der  Generalver- 
sammlung und  in  Gemässheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung 
durch  Ausgabe  neuer  Aetien  Über  die  im  §  7  festgesetzte  Summe 
erhöht  werden. 

8  il. 

Prioritätsobligntionen. 

Die  Gesellschaft  ist  zur  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen 
berechtigt. 

Dieselben  werden  auf  den  Ueberbringer  lauten  und  nach  einem 
der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Formulare  ausgefertigt. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Gesammtanlagecapitales  nicht  überschreiten. 

III.  Abschnitt 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  12. 

Verwaltu  ngsrath. 

Der  Vontand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241  des 
Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltungsrath.  Derselbe  besteht  aus  fünf 
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bis  sieben  Mitgliedern,  welche  von  der  Generalversammlung  aus  den 
Actionären  gewählt  werden. 

§  13. 

Erneuerung  des  Verwaltungsrat  lies. 

Die  Functionen  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  dauern 
sieben  Jahre  unbeschadet  der  Vorschrift  des  Art.  227  des  Handels- 
gesetzbuches. 

§  14. 

Besetzung  erledigter  Stellen. 

Im  Falle  des  Ausscheidens  einzelner  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes innerhalb  deren  Functionsdauer  hat  der  Verwaltungsrath  das 
Recht,  die  erledigten  Stellen  provisorisch  bis  zu  der  in  der  nächsten 
Generalversammlung  zu  vollziehenden  definitiven  Wahl  zu  besetzen. 

Diese  definitive  Wahl  gilt  jedoch  nur  für  den  Rest  der  Functions- 
dauer der  Ausgeschiedenen. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  15. 
Caution. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  Antritte  seiner 
Function  25  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  nicht  fälligen  Coupons 
und  Talons  bei  der  Gesellschaftscasse  zu  hinterlegen,  welche  während 
seiner  Functionsdauer  vom  Erleger  weder  veräußert,  noch  belastet 
werden  dürfen,  und  der  Gesellschaft  als  Pfand  für  alle  ihre  Aueprücbe 
wider  den  Erleger  dienen. 

Die  innerhalb  dieser  Zeit  jeweilig  verfallenden  Coupons  der  Actien 
sind  demselben  jedoch  auszufolgen. 

§  16. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwallungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admiui- 
strationsorgan  der  Gesellschaft  und  vertritt  dieselbe  als  deren  Vorstand 
im  Sinue  des  Handelsgesetzes,  sowohl  dritten  Personen,  als  auch 
Behörden  gegenüber.  Insbesondere  obliegt  demselben  die  Oberleitung 
aller  Geschäfte  der  Gesellschaft;  die  Ernennung  aller  Angestellten  und 
die  Bestimmung  ihrer  Wirkungskreise  und  Gehalte;  überhaupt  ent- 
scheidet er  in  allen  Fällen,  welche  nicht  ans  iriieklich  der  General- 
versammlung vorbehalten  oder  von  den  Beamten  der  Gesellschaft 
innerhalb  ihres  Wirkungskreises  zu  erledigen  sind. 

§  17. 
Präsidium. 

Der  Verwaltungsrath  erwählt  jährlich  in  der  ersten  Sitzung  nach 
der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten 
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und  Vicepräsidenten.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  erwähnten 
Functionäre  wird  der  Vorsitz  vom  Verwaltungsrathe  interimistisch 
einem  anderen  Mitgliede  wieder  durch  Wahl  übertragen. 

§  18. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  oder  in  einem  an 
der  Bahn  gelegenen  Orte  auf  Einladung  des  Präsidenten  oder  seinen 
Stellvertreters  oder  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  sofern  es  das 
Interesse  der  Gesellschaft  erfordert.  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Ein- 
ladung su  erfolgen  bat,  wird  vom  Verwaltungsrathe  festgesetst. 

Zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  des  Verwaltungsratheß  ist  die 
ordnungsmäßige  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  persönliche 
Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte  derselben  nothwendig. 

Abwesende  Verwaltungsräthe  können  «ich  durch  ein  anderes 
Mitglied  des  Verwalt ungsrathes  mittelst  Vollmacht  vertreten  lassen. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst, 
bei  Gleichheit  der  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
für  welche  der  Vorsitzende  gestimmt  hat.  Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse, 
in  Folge  deren  ein  Antrag  auf  Vermehrung  des  Actiencapitales  oder 
auf  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  dann  auf  Erwerbung  neuer 
Bahnlinien  an  die  Generalversammlung  gestellt  werden  soll,  dann  zu 
Beschlüssen  über  die  Erwerbung  von  Montanwerken  oder  solchen  un- 
beweglichen Besitzes,  welcher  nicht  unmittelbar  zur  Herstellung  der 
Bahn  selbst  erforderlich  ist,  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritttheilen 
der  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  anwesenden  oder  durch  Voll- 
macht vertretenen  Mitglieder  erforderlich. 

§  19. 
Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
gefühlt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  dem  Schriftführer  zu  unter- 
fertigen sind. 

§  20. 

Ausschluss  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsratb. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  alle  jene  Personen,  welche  zu  ihr  in 
Contracteverhältnissen  stehen,  alle,  welche  in  Concurs  verfallen  sind, 
alle,  welche  ihre  Zahlungen  einstellen,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt 
zu  haben,  alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  hervorgegangenen  Vergehens  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  rechtskräftig  verurtheilt  worden,  sind  unfähig,  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  zu  werden.  Tritt  während  der  Amtsführung  ein  solches 
Verhältniss,  eine  gänzliche  oder  tbeilweise  Verminderung  oder  Belastung 
der  statutenmässig  deponirten  Actien  ein,  so  hat  dieses  die  Erlöschung 
des  Mandates  zur  unmittelbaren  Folge. 
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§  21. 

Entlohnung  des  Verwaltungs  rathes. 

Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  werden  die  in  An- 
gelegenheiten der  Gesellschaft  bestrittenen  baren  Auslagen  vergütet ; 
ausserdem  beziehen  sie  für  ihre  Mühewaltung  die  im  §  35  der  Statuten 
uormirte  Tantieme  von  dem  jährlichen  Reingewinne  der  gesellschaftlichen 
Unternehmung.  Der  Verwaltuogsratb  entscheidet  über  die  Vertheilung 
dieser  Tantiöme  unter  seine  Mitglieder. 

§  22. 

Zeitweise  Ueb  er  tragung  der  Befugnisse  des  Verwa  1  tungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Art.  231  und  234  H.  6.  B.  durch  specielle  Vollmacht  für  beistimmte 
Gegenstände  und  für  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse 
an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und  den 
letzteren  die  Procura  ertheilen. 

§  23. 

Leitende  executive  Organe  der  Gesellschaft. 

Für  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  die 
specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse  werden 
vom  Verwaltungsrathe  ein  oder  zwei  Oberbeamte  bestellt,  welche  dem 
Verwaltangsrathe  verantwortlich  sind  und  den  Sitzungen  desselben  mit 
berathender  Stimme  beiwohnen. 

IV.  Abschnitt. 

Revisionsausschuss. 

§  24. 

Aufstellung  eines  Revisionsausschusses. 

Der  zur  Prüfung  der  vom  Verwaltungsrathe  vorgelegten  Rech- 
nungen bestellte  Revisionsausschuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und 
zwei  Ersatzmännern,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  den  dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehörigen  stimm- 
berechtigten Actionären  gewählt  werden.  Die  Ersatzmänner  treten  nur 
im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  in 
Function. 

§  25. 

Rechte  und  Pflichten  des  Revisionsausschusses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen  und  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen   Gebarung  der  Gesellschaft    Einsicht  zu 
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nehmen  und  von  den  Rechnungslegern  die  nötbigen  Aufklärungen  zu 
verlangen.  Derselbe  bat  seinen  Betund  schriftlich  abzugeben  und  der 
Generalversammlung  in  Vorlage  zu  bringen. 

Die  jährlichen  Rechnungsabschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  läng- 
stens 10  Tage  vor  der  zur  Bescblussfassung  darüber  bestimmten  General- 
versammlung mitzuthriten. 

V.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 

§  26. 

Repräsentanz  der  Actionäre. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Geeammtheit  der  Actionäre  und  sind  ihre  Statuten  massig  gefassten  Be- 
schlüsse för  alle  Actionäre  bindend. 

§  27. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  regelmässig  jedes  Jahr 
im  ersten  Semester  in  Wien  statt  und  wird  vom  Verwaltungsrathe 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  mittelst  Kundmachung 
(§  4)  unter  Bekanntgabe  der  zur  Verhandlung  kommenden  Gegenstände 
einberufen.  Ebenso  werden  auch  ausserordentliche  Generalversammlungen 
einberufen,  welche  so  oft  stattfinden  können,  als  es  der  Verwaltungs- 
rath erforderlich  erachtet,  oder  sobald  ein  oder  mehrere  Actionäre, 
deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales 
repräsentirt,  es  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  An- 
gabe des  Zweckes  und  der  Gründe  und  unter  gleichzeitiger  Hinterlegung 
der  Actien  sammt  Coupons  bei  der  Gesellschaftscasse  beantragen  sollten. 

In  diesem  letzteren  Falle  muss  die  Einberufung  der  General- 
versammlung längstens  binnen  vier  Wochen  nach  Einlangen  des  An- 
trages erfolgen. 

§  28. 

Stimmrecht  in   der  Generalversammlung. 

Der  Besitz  von  je  fünf  Actien  giebt  das  Recht  auf  je  eine  Stimme 
in  der  Generalversammlung.  Zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  müssen 
die  Actien  sammt  den  dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Coupons 
und  Talons  spätestens  sechs  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  General- 
versammlung bestimmten  Tage  bei  der  Gesellschaftscasse  in  Wien  oder 
an  anderen  vom  Verwaltungsrathe  zu  bezeichnenden  Stellen  hinterlegt 
werden. 

Die  Actionäre  erhalten  Legitimationskarten  mit  Angabe  der  Zahl 
der  deponiiten  Actien  und  der  hierauf  entfallenden  Stimmen  ausgefolgt. 

Abwesende  können  sich  durch  schriftlich  bevollmächtigte  Macht- 
haber, welche  selbst  stimmfähige  Actionäre  sein  müssen,  vertreten  lassen. 
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Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden   durch    ihre  ge 
Betulichen  oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  ihre  Bevoll- 
mächtigten  vertreten,    auch    wenn   diese   Vertreter   nicht    selbst  Ac- 
tionäre  sind. 

§  29. 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  betchlussfähig,  sobald  wenigstens 
15  Actionäre  zugegen  sind  und  mindestens  der  zwanzigste  Tbeil  der 
emittirten  Actien  vertreten  ist. 

Um  eine  Aenderung  der  Statutsn  oüer  die  Vermehrung  des 
Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien  oder  Prioritäts- 
obligationen zu  beschliessen,  muss  wenigstens  der  zehnte  Theil  des 
Actiencapitales  vertreten  sein. 

Die  Vertretung  einer  gleichen  Anzahl  von  Actien  ist  dann  er- 
forderlich, wenn  die  Generalversammlung  über  die  Auflösung  der  Ge- 
sellschaft beschliessen  soll. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den 
vorstehenden  Bestimmungen  zur  Beschlußfähigkeit  erforderlichen  Weise 
nicht  zu  Stande  käme,  findet  eine  neue  Einberufung  der  Generalver- 
sammlung statt.  Doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur 
8  Tage  und  die  Deponirung  der  Actien  nur  8  Tage  vor  der  neuer- 
dings einberufenen  Generalversammlung  zu  erfolgen. 

Die  Giltigkeit    der   von    einer  solchen  zum    zweitenmale  einbe 
rufenen  Generalversammlung  gefaesten  Beschlüsse  ist  an  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Stimmen  nicht  gebunden. 

Jedoch  dürfen  in  dieser  Generalversammlung  nur  über  jene 
Gegenstände  Beschlüsse  gefasst  werden,  für  welche  die  frühere  Ver- 
sammlung einbeiufon  wurde 

Es  steht  Übrigens  jedem  stimmberechtigten  Actionär  das  Recht 
zu,  in  der  Generalversammlung  selbständige  Anträge  zu  stellen.  Doch 
darf  über  dieselben  nicht  sofort  io  der  General vei Sammlung  entschieden, 
sondern  nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  fünf  stimm- 
berechtigten ActionKren  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  dieser 
Antrag  in  der  nächsten  ordentlichen  oder  in  einer  zu  diesem  Behufe 
einzuberufenden  ausserordentlichen  Generalversammlung  in  Verhandlung 
zu  nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag 
wegen  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  (Art.  238 
des  H.  G.  B.). 

§  30. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung,   Schriftführer,  Verifi- 

catoren  und  Scrutatoren. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  und  in  dessen  Verhinderung 
ein  hiezu  durch  den  Verwaltungsrath  gewähltes  Mitglied  desselben. 
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Der  Vorsitzende  bestimmt  swei  Actionäre  als  Scrutatoren,  welche 
zugleich  als  Protokollzeugen  fungiren;  er  bestimmt  die  Reihenfolge 
der  zu  verhandelnden  Gegeostände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die 
Verhandlungen. 

Ueber  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  dem  das  Verzeicbniss  der  anwesenden  und  die  Vollmachten  der 
vertretenen  Actionäre  beigefügt  werden. 

Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Protokolls- 
zeugeo  und  dem  Schriftführer  unterzeichnet. 

§  31. 

Beschlussfassung. 

Alle  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist.  Zum  Be- 
schlüsse aber  über  Abänderung  der  Statuten  oder  Erhöhung  des 
Gesellscbaftsfondes  duich  Hinansgabe  neuer  Actien  oder  Prioritäts- 
obligationen ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Dritttheilen,  und  zur 
Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  Stimmen- 
mehrheit von  drei  Viertheilen  erforderlich.  Alle  Wahlen  erfolgen,  in- 
sofern die  Generalversammlung  nichts  anderes  beschliessen  sollte, 
mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Los. 

§  32. 

Der  Beschlusjfassung  dor  Generalversammlung,  vorbehal tene 

Gegen  stände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

« )  die  Wahl   oder  Bestätigung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes, 

sowie  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  dann 
b)  die   Genehmigung    der  Jahresrechnungen    und   der  Gewinnver- 
teilung; 

e)  die  Aufnahme  von  Prioritäts-  oder  Hypothekaranlehen ; 

d)  die  Veräusserung  der  Eisenbahn; 

e)  der  Verkauf  von  Grundstücken,   welche   einen    Bestandteil  des 

Eisen bahnbuehes  bilden,  und  von  den  Bergwerken; 

f)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes ; 

g)  die  Erwerbung  neuer  und  Erneuerung  von  bestehenden  Eisenbahn- 
concessionen; 

h)  die  Abänderung  der  Statuten: 

i)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenmäßigen 
Dauer  und  die  Verfügung  über  das  Gesellschaftsvermögen  im 
Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft; 

k)  die  Dotirung  und  Verwendung  des  Reservefondes. 

Die  Beschlüsse  über  die  sub  c,  d,  /,  g,  h  und  i  angeführten  Gegen- 
stände bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 
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VI.  Abschnitt 
Bilanz,  Gewinnvertheilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§  33. 

Rechnungsabschlüsse. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  Ende  De- 
cetnber,  und  zwar  für  die  Eisenbahnen  und  die  übrigen  gesellschaft- 
lichen Unternehmungen  getrennt,  abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar 
der  Activa  und  Passiva  der  Gesellschaft  aufgestellt  und  nach  Vorschrift 
des  Gesetzes  die  Bilanz  gezogen. 

Der  Geschäftsbericht  mit  den  Rechnungsabschlüssen  ist  alljährlich 
5  Tage  vor  der  ordentlichen  Generalversammlung  den  stimmberechtigten 
Actionären  zuzusenden,  und  steht  ei  jedem  einzelnen  Actionär  frei,  von 
dem  im  Centralbureau  der  Gesellschaft  aufliegenden  Exemplare  des 
Geschäftsberichtes  und  der  Rechnungsabschlüsse  Einsicht    zu  nehmen. 

§  34. 

Repartition  der  Betriebsauslagen  auf  einzelne  Bahnlinien. 

Mit  Rücksicht  auf  die  der  Linie  Lieboch-Wies  im  §  14  der 
Concessiousurkunde  zustehende  Steuer-  und  Gebührenbefreiung  bleibt  der 
hohen  Staatsverwaltung  bezüglich  der  Vertheilung  der  Erhaltungs-, 
Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen  auf  die  gesellschaftlichen  Linien 
die  Genehmigung  der  diesfalls  massgebenden  Grundsätze  ausdrücklich 
vorbehalten. 

§  35. 

Gewinn  verthei  lun  g. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
kosten, des  Beitrages  zum  Pensionsfonde,  nach  Abzug  der  Verluste  und 
Abschreibungen,  dann  nach  Bestreitung  der  Zinsen  für  die  von  der 
Gesellschaft  aufgenommenen  Aolehen,  sowie  der  Amortisationsquoten 
für  das  Anlagecapital  sich  ergebende  Ertragsüberschuss  bildet  den 
Reingewinn. 

Von  dieBem  Reingewinne  werden: 

a)  fünf  Percente  des  eingezahlten  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
als  Dividende  an  die  Actionäre  vertheilt; 

b)  mindestens  sehn  Percente  des  verbleibenden  Restes  zur  Dotirung 
des  Reservefondes  verwendet; 

c)  von  dem  sonach  verbleibenden  Reste  zehn  Percent  dem  Ver- 
waltuugsratho  als  Tantieme  zugewiesen  (§  21); 

d)  der  nach  weiterer  Abrechnung  der  den  Beamten  der  Gesellschaft 
vertragsmässig  gebührenden  Tantieme  verbleibende  Rest  des  Rein- 
gewinnes ist,  insofern  die  Generalversammlung  nicht  eine  ander- 
weitige Verwendung  beschliesst,  an  die  Inhaber  der  Actien  und 
Genussscheine  als  Superdividende  zu  vertbeilen. 
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§  36. 
Reservefond. 

Der  Reeervefond  wird  aus  den  im  vorigen  Paragraphe  bezeichneten 
Zuflüssen  gebildet  und  nach  den  Beschlüssen  der  Generalversammlung 
verwendet.  Die  regelmässige  jährliche  Dotirnng  des  Reaervefondes  wird 
suspeodirt,  sobald  und  insolange  derselbe  den  zehnten  Theil  des  Actien- 
capitales  erreicht  hat. 

§  37. 

Actientilgung.  Ausgabe    von    Genussscheinen.  Divideuden- 

verj  ährung. 

Die  Tilgung  der  Aetien  wird  aus  dem  Reinerträgnisse  innerhalb 
der  Dauer  der  allerhöchsten  Concessionsurkunde  bewirkt. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  jährlich  durch  eine  Verlosung 
bestimmt. 

Die  Besitzer  der  verloBten  Actien  erhalten  im  Bareu  den  Nominal- 
werth der  Actien  nebst  Dividenden  bis  zu  dem  zur  Einlösung  bestimmten 
Tage,  ferner  auf  den  Ueberbringer  lautende  Genussscheine,  welche  das 
Recht  auf  den  Bezug  des  10  fl.  0.  W.  tibersteigenden  Dividenden- 
betrages  per  Actie  ergeben. 

Die  Besitzer  dieser  Genussscheine  haben  im  Uebrigen  gleiche 
Rechte  mit  den  Besitzern  der  nicht  getilgten  Actien. 

Die  für  die  Actien  der  früheren  Emissionen  begebenen  156  Stück 
Genussscheine  wurden  auf  ein  Sechstel  reducirt  und  je  6  dieser  Genuss- 
schein o  £egen  einen  neuen  umgetauscht. 

Die  Nummern  der  zur  TilguDg  verlosten  Actiea  werden  kund- 
gemacht. 

Dividenden,  welche  nicht  binnen  5  Jahren  nach  dem  Tage,  an 
welchem  sie  in  Gemäst*heit  des  Beschlusses  der  betreffenden  General- 
versammlung zahlbar  waren,  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft  verfallen. 

VII.  Abschoitt. 

Streitigkelten,  Liquidation,    Staatsaufsicht.    Besondere  Ver- 
pflichtungen. 

§  38. 

Streitigkeiten. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellscbaftsverhältnisse  werden  nur  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
endgiltig  entschieden. 
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§  39. 
Staatsaufsicht. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsicbtsrecht 
wird  von  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze 
und  insbesondere  in  Gemässheit  des  §  18  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  8.  September  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  129,  ausgeübt. 

§  40. 

Besondere  Verpflichtungen  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  im  Sinne  dos  §  10  der  Allerhöchsten  Con- 
cessiousurkunde  vom  8.  September  1871  und  nach  Massgabo  des 
§  38  des  Wchrgesetzes  vom  Jahre  1868,  sowie  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  XXIV,  zur  vorzngsweisen  Berücksichtigung 
gedienter  und  geeigneter  Unterofficiere  bei  Anstellungen  zum  Eisen- 
bahndicnste  verpflichtet. 

§  41. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General 
Versammlung  die  Liquidatoren  und  bestimmt  die  Modalitäten  der  Liqui- 
dirung.  Das  realisirte  Vermögen  wird  nach  Berichtigung  sämmtlicher 
Passiva  unter  die  Actionäre,  respective  die  Besitzer  der  Genussscheine, 
in  der  Art  vertheilt,  dass  vorerst  die  Actionäre  ihr  Capital  zurück- 
erhalten, während  der  Rest  unter  die  Actienbesttzer  und  die.  Inhaber  der 
Genussscheine  gleicbmässig  vertheilt  wird. 

Nr.  16.329. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  30.  Decembor  1831, 
Z.  20.092,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  am  17.  October  1884. 

Taafle  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  8.  Juli  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  13(>, 

zum  Baue   und  Betriebe  einer  Loconiotlrelsenbahn   ton  Leoben  nach 

Vordernberg. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Franz  Graf  Meran,  Dr.  Albert  Merk,  Dr.  Johann 
Fleckh,  Reinhold  Eisl,  Jakob  Syz  nnd  Frans  Rieckh  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Conceasion  sum  Bane  und  Betriebe  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Leoben  nach  Vordernberg  gestellt  haben,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnütsigkeit  des  Unter- 
nehmens den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  82  ex  1869,  wie  folgt, 
su  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  sum  Baue  und 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn,  ausgehend  von  dem  Bahnhofe  der 
Sfidbahn  in  Leoben  nach  Vordernberg. 

Die  Eröffnung  der  Eisenbahn  Leoben-Vordemberg  fand  am  18.  Mai  1872 
statt.  Der  Betrieb  wird  auf  Grund  des  Vertrages  vom  5./16.  Jänner  1872  und 
des  Nachtrages  hiezu  vom  9./16.  Jänner  1881  vom  Tage  der  Betriebseröffnung 
auf  Coneessionsdauer  durch  die  k.  k.  priv.  Sudbahngesellschaft  geführt. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  dieser 
Bahn  hat  nach  Masegabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 
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Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der 
Detailpläne  als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch 
jedoch  die  im  §  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und 
gegenüber  der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche 
Verschlechterung  der  Niveau-  und  der  Richtungsverbältnisse  nicht 
stattfinden  darf,  so  mnss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  be- 
schränkt werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des 
Ucterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen 
Strecken,  wo  tie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender 
Jahre  die  »Summe  von  180.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  wegen  Benützung  von  Bahn- 
höfen schou  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
schliessungBpuukten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betrieb** 
dienstes  beim  Uebergangsverkebre  mit  den  betbeiligten  Eisenbahn- 
Verwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  für  die  auf  den 
fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Con 
cessiouäre  zu  tragen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche  zu 
bestimmen. 

§  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  Bich,  den  Bau  der  concessionirteu 
Eisenbahn  Leoben- Vordernberg  binnen  zwei  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  den  Erlag  einer  Caution  im 
Betrage  von  Einhunderttausend  Gulden  österr.  Währ,  im  Barem  oder 
in  börsenmässigen  Effecten  zum  Courswerthe  Sicherstellung  zu  leisten. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
geniessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirteu  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
diesfälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener, 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
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bahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
(namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854  und  der  Eieeubahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851), 
daon  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

§  «• 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
Postbediensteten  nach  Vorschrift  des.  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
hetriebsordoung  erforderlichenfalls  auch  mittelst  Ueberlassung  eines 
Coupes  oder  Waggons  unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postver- 
waltung für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die 
Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  be- 
stimmen befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierrädeiige  Wagen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden 
weiter  beizustellenden  Wagen  eine  zu  vereinbarende  billige  Ent- 
schädigung per  Meile. 

Wenn  die  Postver waltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vier- 
räderigen  gewöhnlichen  Wägen  die  hiezu  erforderlichen  acht-  und  vier- 
rädrigen, nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Postambulancewägen  von  den  ConcessionUren  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  zu  erhalten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brief-Auf-  und  Abgubs- 
stationen  ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebädue  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa 
eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung 
von  Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit 
Ausschluss  der  Wertbsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne 
besonderes  Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correepondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahn  anstatt  befördert  werden. 

3» 
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§  7. 

Die  Conceesionflre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegrapbenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen.  Ferner  haben  die 
Concessionire  die  Bewachung  der  hergestellten  Leitung  durch  ihr 
Bahnpersonale  ohne  besonderes  Entgelt  zu  übernehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte 
für  den  Betriebstelegraphen  an  die  Pfähle  der  Staatstelegraphen  zu 
befestigen. 

Die  Benützung  der  Betriehstelegrapben  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere  • 
Verfügung,  rowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Ueberein- 
kunft  getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden 
Mittheilungen  beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  «. 

Die  Höhe  der  Fahr-  uud  Frachtpreise  wird  folgenden  Be- 
grenzungen unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person : 

für  die    I.   Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

n      r>      II«         n   27     „  „  ,. 

n     n  Hl-      n   18    »       n  n 

Sollte  tich  das  Bedürfnis«  noch  weiter  gehender  Ermässigungen 
im  Personenverkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre  nicht 
in  der  Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der 
III.  Classe  zu  gewähren,  so  find  dieselben  gehalten,  über  Aufforderung 
des  Handelsministeriums  eine  IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarif- 
satze von  10  Kreutcr  per  Meile  einzuführen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindig- 
keit per  Zollcentner  und  Meile  3  Kreuzer  österr.  Währ. 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  La- 
dungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 

A.  Für  Getreide  und  Hülsenfrüchte,  Salz,  Eisen  und  Eisen- 
fabrikate, Brenn-  und  Schnittholz  25  Kreimer  österr.  Währ; 

B.  für  Mineralkohle,  Coaks,  gepressten  Torf,  Erze,  Eisen  flössen, 
Kalk-  und  Bausteine  2  Kreuzer  österr.  Währ. 

Als  Expeditionsgebttbr  werden  für  alle  Güter  2  Kreuzer  per  Zoll- 
centner eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei 
besorgt  wird,  so  wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  15  Kreuzer  per 
Zollcentner  eingehoben. 
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Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses,  der  Classification  der  Waaren  und  der 
sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist  eich  derart  zu  benehmen,  das 8  die 
diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen  auf  keinen  Fall  böher  und 
lästiger  sein  dürfen  als  auf  der  südlichen  Staatseisenbahu. 

Die  Regelung  der  Fahr-  uud  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 
Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  gewissen 
Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünsti- 
gung allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingeben,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

Ks  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Fracbtlarifs- 
bestimmungen  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen 
Regelung  haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sainmt  Nebengeb übren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  sobald  das  Reinerträgnies  der  letzten  zwei  Jahre  10  Percent  des 
Anlagecapitales  Übersteigt. 

Siehe  die  Kundmachungen  des  Handelsministeriums  vom  9.  Mai  1879, 
R.  G.  Bl.  Nr.  72,  und  vom  21.  August  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  110  (Doc.  2  und  8), 
wodurch  vorstehende  Tarifbestiramungen  abgeändert  wurden. 

§  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünz»  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswetthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückfübrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  über  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dein  Durchsshnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden,  wobei  jedoch  ohne 
Zustimmung  der  Concessionäre  nicht  unter  5  Perceut  des  gedachten 
Durchschnittspreises  herabgegangen  werden  darf. 

§  io. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hin- 
sichtlich der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reichs- 
kriegsministerium und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
unter  dem  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommeu,  dessen 
Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Concessionsurkunde 
zu  bilden  haben. 
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Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  Österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  conceesionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  orgauisirte 
Finanz-  und  Sicberheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  die  von  sämmtlichen  öster- 
reichischen Bahnverwaltungen  zugestandenen  Begünstigungen  für  reisende 
Militärs  auf  der  concessionirten  Bahnlinie  in  Anwendung  zu  bringen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisen  bah  ngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkotnmen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

§  IL 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieh  der  Eisenbabneu 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäckc  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theueruug  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 

§  1». 

Den  Conceesionäreu  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 
auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  ver- 
handelt und  ämtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  Überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  eiuer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österr.  Währ,  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  AbsäUe  2  und  3  des  vorstehenden  Paragrapbes  sind  durch  die 
Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  4.  August  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  131 
(Hoc.  4).  ausser  Kraft  gesetzt  worden. 
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§  H. 

Für  die  im  §  1  angeführte  Eidenbahn  werden  nachstehende  Be- 
günstigungen gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  durch  15  Jahre; 

6)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstige  Urkunden  »um  Zwecke  der  CapitaUbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruiruog  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätßobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimascheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr. 

§  15. 

Die  Dauer  der  Conceeeiun  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neue» 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  concessionirten  Bahnlinie  gerechnet,  festgesetzt,  und 
sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten 
Termine  für  die  Vollendung  des  Baues  und  Eröffnung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b,  des  Eieenbahnconcessionsgeaetzes  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  16  und  §  17 

wurden  zufolge  der  Kundmachung  des  Handelsministerium»  vom  4.  August  1893. 
R.  G.  Hl.  Nr.  131  (Doc.  4),  ausser  Kraft  gesetzt  und  durch  neue  Bestimmungen 
ersetzt. 

§  18. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbeb  alten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Kichtbefolgung  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Ge- 
setzen auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen 
entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen 
noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

§  19- 

Die  Concessionäre  verpflichten  sieb,  für  die  gesetzliche  Ueber- 
wichung  der  Bahnunternehmung  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  ver- 
bundene Geschäftslaat  eine  jährliche  Pauschalvergtttung  an  den  Staats- 
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scbats  zu  leisten,  deren  Höbe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhält- 
nisse der  nach  der  Meilenlänge  entfallenden  diesfälligen  Leistung  der 
österreichischen  Eisenbahnen  festgestellt  werden  wird.  Desgleichen  sind 
die  Concessionäre  verpflichtet,  bei  Besetzung  der  minderen  Dienst- 
posten gediente  Unterofficiere  der  k.  k.  Armee  vorzugsweise  zu 
berücksichtiget]. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Coneession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Coneession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

ZuUrkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
achten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend  acht- 
hundert sechzig  und  neun,  Unserer  Reiehe  im  Einundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Plener  m.  p.  Brestel  m.  p. 

2.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  9.  Mai  1879, 

R.  G.  Bl.  Nr.  72, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  concessionsmiissiirer  Tarifbestimmungen 
der  k.  k.  prir.  Leoben- Vordernberger  Eisenbahn. 

In  Abänderung  des  §  8  der  Concessionsurkunde  vom  8.  Juli  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  136,  für  die  k.  k.  priv.  Leoben- Vordernberger  Eisenbahn 
haben  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64, 
betreffend  die  Maximaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  den  Eisen- 
bahnen, sowie  Über  Allerhöchste  Ermächtigung  an  Stelle  der  ein- 
schlägigen, die  Personenbeförderung  betreffenden  Bestimmungen  vom 
1.  Juli  1879  ab,  die  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  treten: 

1.  Als  Maximaltarif  für  den  Personentransport  wird  festgesetzt, 
und  zwar: 

Per  Person  und  Kilometer: 

für  die     I.  Classe  4*8  Kreuzer, 

TT  1'C 
n     n     xi'       n   '  *  n 

,      „    HL        n   2-4 

österreichischer  Währung  in  Silber. 

2.  Bei  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  20  Percent  erhöht 
werden,  wenn  dieselben  nicht  bloss  Waggons  I.  Classe  führen  und 
wofern  die  durchschnittliche  Geschwindigkeit  dieser  Züge  (inclusive  der 
Aufenthalte  in  den  Stationen)  auf  jenen  Strecken,  wo  keine  Steigungen 
von  15  pro  mille  und  darüber  vorkommen,  mindestens  37  Kilometer, 
auf  den  Strecken  mit  Steigungen  von  15  pro  mille  bis  exclusive  25 
pro  mille  aber  mindestens  24  Kilometer  per  Zeitstunde  beträgt. 
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Für  die  vorb  an  denen  Strecken  mit  der  Steigung  von  25  pro  mille 
bleibt  die  Bestimmung  der  Geschwindigkeit  der  »Schnelllüge  dem  k.  k. 
Handelsministerium  vorbehalten. 

3.  Für  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Percent  zu 
ermäsaigen. 

Ausnahmen  hie  von,  die  nur  für  Strecken,  auf  welchen  lediglich 
gemachte  Züge  verkehren,  zulässig  sind,  bedürfen  der  ausdrücklichen 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

4.  Sollte  eich  das  Bedürfniss  nach  weitergehenden  Ermässigungen 
herausstellen,  und  sollte  in  diesem  Falle  die  Gesellschaft  nicht  in  der 
Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagenclasse  zu 
gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  eine 
IV.  Claase  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  1*5  Kreuzer  öster- 
reichischer Währung  in  Silber  per  Person  und  Kilometer  einzuführen. 

5.  Auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselben  Verkehrs- 
richtung und  unter  den  gleichen  Bedingungen,  dürfen  die  Gesammt- 
transportkosten  für  eine  näher  gelegene  Station  nicht  höher  sein,  als 
für  eine  entferntere. 

6.  Die  Feststellung  der  Tarifsätze  für  die  mit  dem  Personen- 
transporte  im  Zusammenbange  stehende  Beförderung  von  Gepäck,  Fahr- 
zeugen, lebenden  Tbieren,  sowie  sämmtlicher  Nebenbestimmungen  für 
die  Beförderung  von  Personen,  bleibt  nach  Anhörung  der  Gesellschaft 
dem  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten.  Für  jedes  ganze  Fahrbillet 
wird  ein  Freigewicbt  von  25  Kilogramm  und  für  jedes  halbe  Billet 
ein  solches  von  12  Kilogramm  festgesetzt 

7.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  und  der  Gebühren  für 
die  mit  dem  Personentransporte  im  Zusammenhange  stehende  Beförderung 
von  Sachen,  kann  für  Strecken  mit  Steigungsveihältnisteu  von  15  pro 
mille  und  darüber  die  1  Y2fache  Länge  der  fraglichen  starken  Steigungen 
und  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Bei  Berechnung  der  Tarifslängen  sind  die  Entfernungen  von 
Mitte  zu  Mitte  der  Aufnahmsgebäude  der  Stationen,  wie  selbe  von 
aer  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  ermittelt 
worden  sind,  als  Basis  anzunehmen. 

8.  Alle  neuen  Tarife  im  Personenverkehre,  sowie  jede  Aufhebung 
der  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  hat  die  Gesellschaft 

mindestens  14  Tage  vor  dem  Inslebentreten  der  bezüglichen  Tarif- 
massnabmen  nach  den  Anordnungen  des  k.  k.  Hiindelsministeriums 
Öffentlich  kund  zu  machen. 

9.  Die  Bestimmungen  für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
werden  durch  vorstehende  Festsetzungen  nicht  berührt. 

Chlumecky  m.  p. 
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3.  Kundinachnng  dos  Handelsministeriums  vom  21.  August 

187«,  R.  G.  Bl.  Nr.  110, 

betreffend  den  Frachtentarif  der  k.  k.  priv.  Leoben- Vordernberger 

Eisenbahn. 

Das  Handelsministerium  hat  dem  Verwaltungsrathe  der  k.  k. 
priv.  Leoben- Vordernberger  Bahn  die  iy2fache  Berechnung  der 
Steigungen  von  15  pro  mille  und  darüber,  gleichwie  im  Personen- 
verkehre laut  Kundmachung  vom  9.  Mai  1879,  B.  G.  Bl.  Nr.  72, 
auch  im  Frachtenverkehre,  sowie  die  Annahme  einer  Minimalentfernuug 
vou  10  Kilometer  für  den  letzteren  gegen  Widerruf  unter  der  Be 
dingung  gestattet,  dass  anstatt  der  im  §  8  der  Concesaionsurkunde  vom 
8.  Juli  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  136,  festgesetzten  Einheitssätze  von: 

Cl.  I.  A.  B. 

3  kr.  2  5  kr.  2  kr. 

per  Centner  und  Meile,  die  ermässigteu  Sätze  von: 

0*6  kr.  0-5  kr.  0'4  kr. 

per  100  Kilogramm  und  Kilometer  zur  Einhebung  gelangen,  und  die 
beiden  in  den  bisherigen  Tarifanachträgeu  II  und  III  enthaltenen 
Specialtarife  für  Holzkohle  und  Roheisen  unverändert  bleiben. 

Korb- Weidenheim  m.  p. 

4.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  4.  August 

1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  131, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  8.  Juli  1869,  R.  0.  BL  Nr.  136,  rar  die  Leoben-Yordern- 

berger  Eisenbahn. 

Auf  Grund  der  Allerhöchste!!  EntSchliessung  vom  28.  Juli  1893 
sind  die  Bestimmungen  in  den  §§  13.  16  üud  17  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  8.  Juli  1869,  K.  G.  Bl.  Nr.  136,  für  die 
Leobeo-Vordernberger  Eisenbahn  in  nachstehender  Weise  abgeändert 
worden. 

I. 

Die  Bestimmungen  im  §  13,  Absatz  2  und  Absatz  3,  der  be- 
zeichneten Allerhöchsten  Conceisiooeurkunde  werden  ausser  Kraft  gesetzt. 

II. 

An  Stelle  der  Bestimmungen  in  den  §§16  und  17  dieser  Aller- 
höchsten Concessionsurkunde  treten  folgende  Anordnungen: 

§  16. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  die  concessionirte 
Bahn  vom  8.  Juli  1899  angefangen  jederzeit  unter  den  nachstehenden 
Bestimmungen  einzulösen: 
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1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgoisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievou  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemfissheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  eineu  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen  erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt, 
welche  zur  öpercentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Anlagecapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb 
der  ganzen  Conceseionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin 
bezeichnete  Jabresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreisee 
zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  darin  zu  bestehen,  dass 
der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die  zur 
planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  derselben  zu 
den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durchschnittserträguiss  im  Sinne  des 
Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  der  im  Absätze  2  vorgesehene 
Fall  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in 
halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nach- 
hinein fälligen  Raten  bezahlt  wird. 

4.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösuugspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  in  deu  Genus? 
der  concessiouirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  der  von  der  Gesellschaft  etwa 
angeschafften  Fahrbetriebemittel  und  Materialvorräthe,  sowie  der  etwa 
aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit 
letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  bereits  bestimnmngs- 
gemäss  verwendet  worden  sind. 

§  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concessiou  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum 
und  in  den  Genußs  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtiieheu 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  der  von  der 
Gesellschaft  etwa  angeschafften  Fahrbetriebsmittel  und  Materialvorräthe, 
sowie  der  etwa  ans  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reserve- 
fonde in    dem  im  §  16,  Z.  4,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahu    (§  16)  behält  die    Gesellschaft  das  Eigentbum 
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des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fonds und  der  etwaigen  Abrechnungeguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  beson- 
deren Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die 
Gesellschaft  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze  ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

Bacquehem  m.  p. 

5.  Statuten 

der  k.  k.  prlr.  Leobcn-Vordernherger  Elsenbahn. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Grundlage  der  Gesellschaft.  Errichtung.  Firma. 

Auf  Grund  des  §  13  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
8.  Juli  1869,  K.  G.  Bl.  Nr.  136,  wurde  von  den  Concessionären  Franz 
Graf  von  Meran,  Frans  Rieckh,  Reinbold  Eisl,  Jacob  Syz,  Dr.  Johann 
Fleckh  und  Dr.  Albert  Merk  eine  Actiengesellschaft  zur  Ausführung 
der  in  der  obigen  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  bezeichneten 
Unternehmung  unter  der  Firma  „K.  k.  priv.  Leoben-Vordemberger 
Eisenbahn"  gegründet. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Alle  in  der  vorerwähnten  Concessionsurkunde  begründeten  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  wurden  dieser  Actiengesellschaft  übertragen. 

Ihr  Zweck  ist  daher  der  Bau  und  Betrieb  einer  im  Anschlüsse  an 
die  Süd  bahn  von  Leoben  nach  Vordernberg  führenden  Locomotiveisenbahn, 
towie  von  Flügelbahnen  von  derselben  zu  einzelnen  industriellen 
Etablissements,  sofern  die  Errichtung  6olcher  Flügelbahnen  im  Sinne  des 
§  4  der  obigen  Concessionsurkunde  von  der  Staatsverwaltung  nach 
Maßgabe  der  bestehenden  Gesetze  bewilligt  wird. 

§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Graz  und  ist  berechtigt, 
Agentien  im  In-  und  Auslände  zu  bestellen. 
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§  4. 

Kundmacbungen. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  amtliche 
.Wiener"  und  „Grazer  Zeitung". 

§  5. 

Constituirung  der  Gesellschaft.  Dauer  derselben. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  nach  erfolgter  40percentiger  Einzahlung 
auf  das  ursprüngliche  Actiencapital  und  nach  erwirkter  handelsgericht- 
licber  Protokollirung  constituirt. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  kann  sich  jedoch 
schon  früher  auflösen,  wenn  die  Bahn  vom  Staate  eingelöst,  oder  von 
der  Gesellschaft  veräussert  wird. 


II.  Abschnitt. 
Gesellschaftlicher  Unternehmungsfond. 

§  6. 

Ursprünglicher  Unternehmungsfond  in  Actien  und  Prioritäten. 
Conversion  der  öpercentigen  Prioritätsanlehen.  4percentige 

Prioritätsobligationen. 

Das  Actiencapital  der  Gesellschaft  besteht  aus  640.000  fl.  öeterr. 
Währ.,  zertheilt  in  3200  Stück  volleingezahlte  Actien  a  200  fl.  österr. 
Währ.  Ueherdies  hat  die  Gesellschaft  mit  staatlicher  Genehmigung 
5percentige  Prioritätsobligationen,  und  zwar: 

I.  Emission  im  ursprünglichen  Nominalbetrage  von  810.000  fl.  ö.  W. 

II.  „         B  r  „     150.000  fl.  ö.  W. 

III.  „         „  r  „   „     330.000  fl.  Ö.  W. 

zusammen  .   .   .     1,290.000  fl.  ö.  W. 

ausgegeben. 

Zum  Umtausche,  beziehungsweise  zur  Einlösung  der  öpercentigen 
Prioritätsobligationen,  insoweit  dieselben  mit  1.  August  1893  noch  im 
Umlaufe  gewesen  sind,  wurde  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung 
vom  28.  Juli  1893,  kundgemacht  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  4.  August  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  131,  mit  staatlicher 
Genehmigung  ein  neues  4percentiges  Anlehen  im  Nominalbetrage  von 
1,200.000,  gleich  2,400.000  Kronen  der  mit  dem  Gesetze  vom 
2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestellten  Währung  aufgenommen. 
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§  7. 

Ausstattung  der  Actien  und  Prioritätstitres. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Partial-Schuldverachreibungen  Bind  mit 
fortlaufenden  Nummern  bezeichnet  und  mit  den  für  die  Ausfertigungen 
der  Gesellschaft  vorgeschriebenen  Unterschriften  ausgestattet. 

Nominale  der  Actien  und  Prioritäten.    Verzinsung  der  Prio- 
ritäten. Formularien. 

Die  Actien  a  200  fl.  sind  auf  den  Inhaber  ausgestellt  und  mit 
Oouponbogen  und  Talon  versehen. 

Das  neue  Prioritätsanlehen  zerfällt  in  Prioritäts  Partial- Schuld- 
verschreibungen : 

Stück  500  a  fl.     200  =  K     400  Zus.  fl.     100.000  —  A'  200.000 
„    1100  a  „    1000  =  „    2000     „      :,  1,100.000  =   „  2,200.000 

Die  Prioritäts- Partial-Scbuldverschreibungen  lauten  auf  den  Ueber- 
bringer,  sind  zu  4  Percent  verzinslich  und  mit  Couponbogen  und  Talon 
versehen. 

Die  Zinsen  werden  ohne  jeden  Steuer-,  Gebühren-  oder  sonstigen 
Abzug  ausbezahlt. 

Die  Actien  und  Prioritäts  Partial- Schuldverschreibungen  sind  nach 
den  Formularien  I  bis  XIII  ausgefertigt. 

§  »■ 

Ud theilbarkeit  der  Titres. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Partial-Schuldverschreibungen  sind  un- 
theilbar;  die  Gesellschaft  erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  und 
jede  Priorität  nur  Einen  Eigenthümer  an.  Mehrere  Theilhaber  einer 
Actie  oder  Prioritäts-Partial-Schuldverschreibung  müssen  daher  ihre 
gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§  10. 

Deponirung  von  Actien  und  Prioritäten. 

Die  Actien  und  Prioritäts-Partial-Scbuldverschreibungen  können 
gegen  Entrichtung  der  von  der  Gesellschaft  bestimmten  Gebühren  bei 
der  Gesellschaftscasse  deponirt  und  dafür  auf  den  Namen  des  Erlegers 
lautende  Erlagsscheine  erhoben  werden. 
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III.  Abschnitt 

Verwaltungsrath. 
§  lt. 

Zahl  und  Domicil  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 
Wahlturnus  und  Wiederwählbarkeit.  Ausschliessungsgründe, 

Maudataverlust. 

Die  Leitung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  ist  einem  Ver- 
waltungsrathe  von  fünf  Mitgliedern  übertragen.  Die  eämmtlichen  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  müssen  die  Staatsbürgerschaft  in  einem 
der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen, 
überdies  müssen  vier  derselben  in  Graz  domiciliren. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  vier  Jahre  gewählt. 

Von  den  gewählten  Mitgliedern  treten  im  ersten,  zweiten  uud 
dritten  Jahre  je  eines,  und  am  Ende  des  vierten  Jahres  die  zwei  letzten 
Mitglieder  nach  der  Reihenfolge  der  Functionsdauer  ans.  Bis  sich  die 
Reihenfolge  des  Austrittes  nach  der  Functionsdauer  gebildet  hat, 
werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

Die  zum  Austritte  Bestimmten  sind  jedoch  wieder  wählbar. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist  oder  zu  ihr  im  Vertrags  Ver- 
hältnisse, mit  Ausnahme  eines  speciellen  Mandatsverhältnisses,  steht; 
wer  in  Coneurs  verfallen  ist  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne 
seine  Glaubiger  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  die  öffentliche 
Sittlichkeit  verletzenden  Vergebens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in 
Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein.  Der  Eintritt  eines  solchen  Ver- 
hältnisses hat  unmittelbar  den  VerluBt  der  Stelle  zur  Folge. 

§  12. 

Cooption  von  Verwaltungsräthen. 

Scheidet  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so 
hat  der  Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten 
Generalversammlung  zu  besetzen,  welche  die  definitive  Ersatzwahl 
vornimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer 
an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§  13. 

Verwaltungsrathscaution. 

Jeder  Verwaltungsrath   muss  vor  dem  Antritte  seiner  Function 
20  Actien    in   der  Gesellschaftscasse  deponiren,  welche  daselbst  al& 
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Caution  für  die  aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functions  - 
periode  bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben. 

§  U. 

Vorstand  der  Oesellschaft.  Wirkungskreis  des  Verwaltunge- 

rathes.  Firmazeichnung. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
des  Handelsgesetzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  aussen  und  ist  mit  der  im  Handels- 
gesetze festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesell- 
schaftsangelegenheiten berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der 
Beamten  der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstes- 
instruction  und  des  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vor- 
behalten. 

Er  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstesstellen  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  ausgediente 
Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder 
von  einem  Mitgliede  der  Verwaltungsrathes  und  von  einem  vom  Ver- 
waltungsrathe  zu  diesem  Behufe  mit  der  Procura  versehenen  Gesell- 
schnftsbeamten,  und  zwar  vom  letzteren  mit  dem  Beisatze  per  Procura 
gezeichnet. 

§  15. 

Vorsitz  im  Verwaltungs rathe. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz 
vom  Verwaltungsrathe  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 

§  16. 

Verwaltungsrathssitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Graz  über  Einladung 
des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von 
drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird 
vom  Verwaltungsrathe  festgesetzt. 
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§  17. 

Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes. 

Zur  Beschlassfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs* 
massig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder  und  ausser  dem  Vorsitzenden 
die  Anwesenheit  von  swei  Mitgliedern  erforderlich. 

§  18. 
Abstimmung. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§  19- 

Bevollmächtigung  zur  Abstimmung. 

Die  von  Graz  abwesenden  Mitglieder  können  ihre  Stimmen 
mittelst  Vollmachten  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes, 
jedoch  mit  Ausschluss  des  Vorsitzenden,  übertragen.  Kein  Mitglied  darf 
aber  mehr,  als  eine  Vollmachtsstimme  übernehmen. 

§  20. 

Sitzungsprotokolle. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  Bind. 

§  21. 

Anwesenheitsmarken  für  die  Sitzungen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  an  Entlohnung  für 
ihre  Tbeilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth 
die  ordentliche  Generalversammlung  bestimmt. 

§  22. 

Special  voll  machten. 
Der  Verwaltungsrath  kann  durch  eine  Specialvollmacht  für  be- 
stimmte Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Geschäftsleitung 
an  einzelne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und 
für  die  hienach  geleistete  Mühewaltung  eine  epecielle  Entlohnung 
aussetzen. 

IV.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 

§  23. 

Generalversammlung  der  Actionäre.  Berechtigung  zur  TheiU 
nähme  an  derselben.  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalver- 
sammlung vertreten. 

Di*  BMhUmrk  <n*ea  d«r  tt.urr.  Klteabktnen.  III.  4 
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An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
wenigstens  10  Actien  besitzen. 

Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige 
Actionäre  vertreten  lassen.  Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Ver- 
waltungsrathe  bestimmt.  Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Gesellschaften  nnd 
Corporationen  werden  durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen 
Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  vertreten. 

§  24. 

Stimmrecht. 

Je  10  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§  25. 

Ordentliche  Generalversammlung.  Ausserordentliche 

Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Hälfte 
eines  jeden  Jahres  in  Graz  zusammen.  Ausserordentliche  Generalver- 
sammlungen können  so  oft  stattfinden,  als  es  der  Verwaltungsrath 
nöthig  erachtet.  Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  ein- 
berufen werden,  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  min- 
destens den  zehnten  Theil  des  hinausgegebenen  Actiencapitales  reprasen- 
tircn  und  von  ihnen  deponirt  werden,  darauf  unter  Angabe  des  ZweckeB 
antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  14  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  auf  einen 
innerhalb  30  Tagen,  vom  Zeitpunkte  de)  gestellten  Begehrens  an 
gerechnet,  gelegenen  Termin  erfolgen. 

§  26. 

Einberufung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  im  §  4  bestimmten  Zeitungsblätter,  welche 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die 
zur  Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  bekanntzugeben  hat. 

§  27. 

Actienerlag  zur  Generalversammlung. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  längstens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die 
Actien,  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  am 
Sitze  der  Gesellschaft,  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten 
Erlagsstellen  deponiren  und  erhalten  Legitimationskarten,  welche  auf 
den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und  der  darauf 
entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Person, 
oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 
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§  28. 

G  euer  al  versammln  ngsvorlagen. 

Der  zum  Vortrage  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Ge- 
schäft* beriebt  nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem 
Gutachten  dee  Revisionsauseebusses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Ver- 
handlung kommenden  Anträge  ist  acht  Tage  vor  der  Generalver- 
sammlung am  Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht  aufzulegen  und 
jedem  Actionär,  der  sein  Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  ein  Druck- 
exemplar davon  zu  erfolgen. 

§  29. 

Bescblussfäbigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren 
erste  Einberufung  mindestens  zehn  stimmberechtigte  Actionäre  an- 
wesend sind. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesell- 
schaftlichen Unternehmung8fondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien,  oder 
durch  Aufnahme  eines  Anlehens,  die  Veräusserung  der  Eisenbahn,  oder 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  beschliessen  zu  können,  muss  wenigstens 
das  halbe  Actiencapttal  vertreten  sein. 

§  30. 

Vorgang  bei  Beschlussunfähigkeit. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschlussfähig,  so  wird  sie 
vertagt  und  binnen  acht  Tagen  neuerdings  auf  einen  innerhalb 
längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  gemäss  §  26  einberufen. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der  ver- 
tretenen Actien  beschluss fähig.  Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  das 
Programm  der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

§  31. 

Vorsitz   in    der   Generalversammlung.    Functionäre    in  der 

Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  Verwaltun gerat bes  oder  dessen  Stellvertreter,  oder  bei  gleichzeitiger 
Verhinderung  beider  das  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmte  Mit- 
glied desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen. 

Der  Schriftführer  wird  vom  Vorsitzenden  ernannt. 

Als  Stimm zäbler  fungiren  die  meistbetheiligten  Actionäre,  an 
deren  Stelle  im  Falle  der  Ablehnung  die  nächstbetheiligten  treten. 

4* 
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Bei  Gleichheit  der  Beteiligung  entscheidet,  wenn  keine  Einigung 
stattfindet,  das  Los. 

§  32. 

Beschlussfassung.  Wahlvorgang. 

Die  Generalveroammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  gleich  getheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung 
zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  im  §  29,  Absatz  2,  bezeichneten  Verfügungen  können  nur  mit 
einer  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

Die  Wahl  von  Verwaltungsräthen  ist  stets  mittelst  Stimmsetteln 
vorzunehmen. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmen- 
mehrheit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen 
Canditaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es 
wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die 
engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das 
Los. 

§  33. 

Ve rhandlungsgegenstände.  In  die  Kundmachung  auf- 
zunehmende Antrüge.  Behandlung  von    in  der  Generalver- 
sammlung eingebrachten  Anträgen. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufungs- 
kundmachung  bezeichneten  Gegenstände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  fünf 
Actionären,  welche  ihr  Stimmrecht  durch  Deponimng  der  Actien  nach- 
weisen, vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  eingebracht 
werden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionär  das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen,  doch  darf  über 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern 
nur,  wenn  ein  (olcher  Antrag  noch  von  wenigstens  vier  stimmberechtigten 
ActionMren  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe 
in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

§  34. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Schlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die    Wahl    der    Mitglieder    des     Verwaltungsrathes    und  des 
Revisionsausechusses ; 

b)  die  Feststellung   dos  Werthes   der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  (§  21); 

c)  die  Genehmigung   der  Jabresrechnungen  und   der  Gewinnstver- 
theilung; 
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d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltuogarathe  gegen  die  Gesell- 
schaft obliegenden  Verantwortlichkeit; 

« )  die  Vennehrang  des  Gesellschafts-  and  Unternehmungsfondes 
darch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von 
Anlehen; 

f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetrieb es ; 
gj  die  Veräusserung  der  Eisenbahn; 
h)  die  Abänderung  der  Statuten; 

\)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablanf  der  statutenmässigen 
Dauer. 

Zu  den  unter  e,  gt  h  und  i  aufgestellten  Beschlüssen  ist  die 
Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§  35. 

General  Versammlungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
and  zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unter- 
zeichnet wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichnis»  der  anwesenden  Actionaro 
mit  Angabe  der  von  jedem  Actionär  vertretenen  Siimmenzahl  nebst 
den  Vollmachten  beigeheftet. 

Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Haudlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltung» - 
räthe  gutgeheiseen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  letzteren 
als  Absolutorium  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen 
Actionäre  unbedingt  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 

Revisionsausschuss. 
§  36. 

Zusammensetzung  und  Wahl  des  Revisionsausschusses. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern,  welche 
»llj ährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Die  Ersatzminner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mit- 
glieder des  Revisionsaasschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmen,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  hierüber  das  Los. 
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§  37. 

Aufgabe  des  Revisionsausschueses.  Befund. 

Der  Revisionaausscbues  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  su  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen  GebaruDg  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen  und  von  den  RechnuDgslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  zu 
verlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnvertheilung  und  Tilgung  des  gesellschaftlichen 
Unternehmungsfondes  (Actiencapitales   und   der  Priori  täts- 

Partial-Schuldverschreibungen). 

§  38. 

Geschäftsjahr.  Rechnungsabschl usb.  Bilanz.  Verwendung  deb 
Reinerträgnisses.  Gewinnreservefond. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  De- 
cembor  abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des 
RevUionsausechusseB  der  Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltucgsauslagen,  der 
Verluste  und  der  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  in  nach- 
stehender Reihenfolge  verwendet: 

1.  Ist  hieraus  vor  allem  der  Aufwand  für  Verzinsung  und  Tilgung 
der  ausgegebenen  PrioritXts-Partial-Schuldverscbreibungen  und 

2.  vom  Jahre  1904  an  auch  die  für  die  Amortisation  der  Actien 
vorgeschriebene  Tilgungsquote  zu  bestreiten. 

Von  dem  sonach  verbleibenden  Erträgnisse  ist: 

3.  dem  Gewinnreservefonde,  insolange  derselbe  nicht  10  Percent 
des  Actiencapitales  übersteigt,  ein  von  der  Generalversammlung  zu  be- 
stimmender Betrag  bis  zu  5  Percent  dieses  Erträgnisses  zuzuwenden; 

4.  werden  weitere  10  Percent  von  demselben  Betrage  als 
Tantieme  dem  Vexwaltungsrathe  zugewiesen; 

5.  wird  der  sonach  verbleibende  Rest  zur  Verthcilung  einer 
Dividende  von  5  Percent  für  die  noch  nicht  amortisirten  Actien  ver- 
wendet, der  sodann  noch  verbleibende  Ueberschuss  aber,  insofern 
die  Generalversammlung  nicht  eine  andere  Verwendung  beBcbliessen 
sollte,  als  Superdividende  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisiitö  Actien 
und  auf  die  Genusssebeine  gleichmässig  vertheilt  (§  41). 

§  39. 

Dividenden  Zahlung. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahr 
doch  steht  es  dem  Verwaltungsrathe  frei,  a  conto  der  Dividende 
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Auszahlung  eines  dem  muthniasslichen  Reingewinne  angemessenen, 
jedoch  5  Percent  des  Actiencapitales  nicht  übersteigenden  Betrages  im 
Monate  Jänner  vorzunehmen. 

§  40. 

Coupon  Verjährung, 

Prioritäten-  nnd  Aotiencoupons,  welche  bionen  drei  Jahren  nach 
deren  Fälligkeit  nicht  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten  des  Gewinn- 
Reservefondes  der  Gesellschaft. 

§  4L 

^Tilgung  des  gesellschaftlichen  Unternehmungsfondes.  Prio- 
ritätenverlosnng.  Tilgungsplan   für  die  Prioritäten.  Frühere 
Verlosung.  Verlosung  der  Actien.  Actientilgnngsplan.  Vor- 
gang bei  der  Verlosung.  Actiengennssscheine. 

Die  Tilgung  des  gesellschaftlichen  Unternehmungsfondes  erfolgt 
innerhalb  der  Concessionsdaner. 

Die  Prioritäts-Partial- Schuldverschreibungen  werden  vom  Jahre 
1894  ab  in  68  Jahren  zur  Verlosung  gebracht. 

Die  Verlosungen  erfolgen  am  1.  Februar  jeden  Jahres  nach  dem 
von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Tilgungsplane  (Formularien 
VII  und  XI). 

Der  Gesellschaft  steht  es  frei,  in  einem  oder  dem  anderen  Jahre 
auch  eine  grössere  Anzahl  Prioritäts-Partial-Schuldverschreibungen  zur 
Verlosung,  beziehungsweise  Rückzahlung  zu  bringen. 

Die  Tilgung  der  Actien  erfolgt  ebenfalls  im  Wege  der  Verlosung 
nach  dem  aub  V  angeschlossenen  TilgongBplane.  Mit  der  Verlosung 
wird  erst  im  Jahre  1904  begonnen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Graz  öffentlich  vor  einem  Noter  vor- 
genommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäts-Partial-Schuldverschrei- 
tungen  und  Actien  werden  in  Gemässheit  des  §  4  kundgemacht. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine,  welche  nach 
dem  Formulare  IV  ausgestellt  werden,  ausgetauscht,  die  Besitzer  von 
Genassscheinen  haben  nur  auf  den  5  Procent  des  Actiencapitales  über- 
steigenden Theil  der  Dividende,  auf  diesen  Theil  aber  gleichen 
Anspruch  mit  den  Actienbesitzern,  während  sie  in  allen  anderen 
Besiehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen 
Oapitales  (§  29)  die  Genussscheine  den  Actien  gleicbgehalten. 
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VII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung» 

§  42. 
Schiedsgericht. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Qrazer  Handels-  und  Gewerbekammer  ohne  weitere 
Berufung  ausgetragen. 

§  43. 

Staatsaufsicht.  Gebühr  für  die  Staatsaufsicht. 

Das  der  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird  von  der- 
selben durch  eioen  von  ihr  ernannten  1.  f.  Commissär  ausgeübt. 

Demselben  steht  insbesondere  das  Recht  zu,  den  Sitzungen  des 
Veiwaltungsrathes,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für 
angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen, 
durch  welche  er  die  geltenden  Gesetze,  die  Concessioosbedingungen, 
oder  die  Statuten  der  Gesellschaft  verletzt  erachtet,  zu  sistiren. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässheit  des  §  19 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  8.  Juli  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  136,  bestimmt  wird. 

§  44. 

Liquidation  der  Gesellschaft. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5)  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  in  Gemässheit  der  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuches  festgestellt. 

16659. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  8.  Juni  1876, 
Z.  6768,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  7.  August  1894. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
Bacquehem  m.  p. 
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C.  Wien-Pottendorf- Wr.-Neustädter  Bahn. 

1.  Concessionsorkunde  vom  23.  August  1869,  R*  G.  Bl.  Nr.  160, 

zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  tou  Wr.-Neustadt  nacb 

Grammat-NeuiiedL 

Wir  Franz  Joseph  der  Ente,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  ete.  etc. 

Nachdem  Gustav  Schoeller  und  August  Skene  in  Wien  die  Bitte 
am  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Wr.-Neustadt  nach  Gramuat- Neusiedl  gestellt  haben,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens den  genannten  Bittetellern  diese  Concession  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  20.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  82,  über  die  Steuerbefreiungen 
für  neue  Eisenbahnlinien,  wie  folgt,  au  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessiooären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Wr.-Neustadt  der 
priv.  Südbabngesellschaft  über  Ebenfurth,  Pottendorf  und  Unter- 
Waltersdorf,  «um  Anschlüsse  an  die  Wien-Neu-SzöDyer  Linie  der 
priv.  österreichischen  Staatseisenbahngeselhchaft  in  der  Station 
Grammat-Neusiedl,  eventuell  mit  einer  Zweigbahn  in  der  Richtung  gegen 
Neufeld. 

DU»  Eisenbahn  von  Wr.-Neustadt  nach  Grammat-Neusiedl  wurde  am 
1.  September  1871  dem  Verkehre  tibergeben.  Die  Zweigbahn  von  Ebenfnrth  zur 
Landesgrenze  gegen  Neufeld  sammt  der  auf  Grund  des  Concessionserlasses  des 
königL  ungarischen  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  und  Communioationen 
vom  21.  Juni  1871,  Z.  6662,*)  auf  ungarischem  Gebtete  erbauten  Fortsetzung 
von  der  Landesgremse  bis  Nenfeld  wurde  am  20.  Mär*  1872  in  Betrieb  gesetzt. 
—  Zufolge  Vertrages  vom  26.  Mär»  1891  wurde  die  erwähnte  ungarische  Theil- 
strecke  Ton  der  Landesgrense  bis  Neufeld  an  die  Raab-Oedenburg  Ebenfurther 
Eisenbahn  verkauft. 


*)  8iehe  Ei*. -Oes -Samml.  II,  2,  Seite  1355. 
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Die  vorstehend  coiiceasionirie  Eisenbaun,  sowie  die  den  Gegenstand  der 
Concessionsurkunde  vom  10.  September  1872  (Dot\  2)  bildende  Linie  von  Wien, 
respective  Meidling,  nach  Pottendorf  sind  seit  der  Betriebseröffuung  durch  den 
Vertrag  vom  21.  Juni  1874  auf  Conceasionsdauer  an  die  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft  verpachtet. 

Die  Streoke  Ebenfurth-Landesgrenze  wurde  seitens  der  Wittmanns- 
dorf-(Leobersdorf)-Ebenfurther  Eisenbahn  mit  Vertrag  vom  6.  April  1883  von 
der  SUdbahn  in  Unterpacht  genommen;  dieselbe  wird  seit   23.  August  1883 

10.  August 

gemäss  des  Vertrages  vom  28~~ Öctöber  V0U  Raab-Oedenburg-Eben- 

further  Eisenbahn  für  Rechnung  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Wittmans- 
dorf  Ebenfurther  Eisenbahn  betrieben. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betritbseinrichtungen  der 
Bahn  bat  nach  Mas3gabe  des  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailbauprojectes  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Baue  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium zu  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Für  Aenderungen  in  den  Bauprojekten  bleibt  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten,  iusofern  solche  nach  Massgabe  des 
Resultates  der  technischen  Revision  uud  der  nach  Vorschrift  des  §  6 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vorzunehmenden  politischen  Begehung 
der  Trät  e  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  und  zur  Sicherstellung 
des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen sich  als  erforderlich  darstellen  werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detail- 
pläne als  nothwendig  oder  wünschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  §  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird  uud  gegen- 
über der  genehmigten  Trace  im  Aligemeinen  eine  wesentliche  Ver- 
schlechterung der  Niveau-  und  der  Richtungsverkältniese  nicht  statt- 
finden darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung 
der  Staatsvetwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Eisenbahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des 
Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  an  jenen 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinander  folgender 
Jahre  die  Summe  von    140.000  fl.    in  Silber  per  Meile  überschreitet- 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  von  Bahn, 
höfen  Bcbon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  An- 
schliessungspunkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
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dienstes  beim  Uebergangs  verkehre  mit  den  betheiligten  Eisenbahn- 
ver  waltungen  ein  Abkommen  zu  treffen.  Die  Kosten  fUr  die  auf  den 
fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Con- 
cessionäre  zu  tragen.  Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten, 
in  Ermangelung  eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegen- 
seitige Wagenbenützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die 
Einmündung  von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  zu  eigenem  Gebrauche 
zu  bestimmen. 

§  ». 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  binnen  längstens  zwei  Jahren  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
durch  den  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  100.000  fl.  österr.  Währ, 
auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung  SicherstelluDg  zu  leisten. 

Dieser  CautionBbetrag  muss  im  Baren  oder  in  börsemässigen 
Effecten  zum  Courswerthe  oder  in  bankfähigen  Wechseln  geleistet  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
gemessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  *• 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
su  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel  - 
bahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahnen  nsch  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concesaions- 
Urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854  und  der  EisenbahnbetriebsordDung  vom  16.  November  1851), 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
in  benehmen. 

§  6. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
Postbediensteten  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
betriebsoidnung  unentgeltlich  zu  befördern,  wobei  die  Postverwaltuog 
für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die  Abfahrts- 
stunden und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  zu  bestimmen 
befugt  ist. 
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So  oft  der  Postdienst  mehr  als  Einen  achträdrigen  oder  zwei  vier- 
rädrige Wägen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter  ■ 
beizustellenden  Wagen   eine   zu  vereinbarende   billige  Entschädigung 
per  Meile. 

Wenn  die  Postverwaltnng  auf  der  concessionirten  Bahn  eine  ambu- 
lante Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits  besteht, 
einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträdrigen  oder  vierrädrigen 
gewöhnlichen  Wägen  die  hiezu  erforderlichen  acht-  oder  vierrädrigen, 
nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten  Postambulance- 
Wägen  von  den  Ooncessionärea  ohne  Entgelt  herzustellen  und  zu  er- 
halten. 

Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Brirf-Auf-  und  Abgangs 
Stationen  ist  ein  geeignetes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere 
Vereinbarung  zu  treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss 
der  Werthsendungen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Eisenbahndirection  {Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt  werden, 
dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten  der 
Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  7. 

Die  Concessionäre  haben  die  Verpflichtung,  der  Staatstelegraphen- 
verwaltung die  Herstellung  von  Telegraphenleitungen  längs  der  Bahn 
auf  ihrem  Grund  und  Boden  ohne  besondere  Vergütung  desselben  zu 
gestatten. 

Die  Telegraphenverwaltung  hat  sich  jedoch  über  den  Platz  der 
Aufstellung  mit  den  Concessionären  zu  verständigen. 

Ferner  haben  die  Concessionäre  die  Bewachung  der  hergestellten 
Leitung  durch  ihr  Bahnpersonal  ohne  besonderes  Entgelt  zu  über- 
nehmen. 

Dagegen  haben  die  Concessionäre  auch  das  Recht,  die  Drähte  für 
den  Betriebstelegrapben  an  die  Pfähle  der  Staatstelegraphen  zu  be- 
festigen. 

Die  Benützung  der  Betriebstelegraphen  bleibt,  wenn  von  der 
Staatsverwaltung  in  Bezog  auf  Staatsdepeschen  nicht  eine  besondere 
Verfügung,  sowie  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  nicht  eine  Uebereiokunft 
getroffen  wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mit- 
theilungen beschränkt,  und  steht  daher  die3e  Benützung  unter  dem 
Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 
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§  «• 

Die  Höbe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die     I.  Classe  36  kr.  Österr.  Währ. 

?»    r»     II-      *   27    „        „  „ 

»nlll-      n   18«         ii  n 

Bei  Schnellzügen,  welche  mindestens  aus  Wägen  der  I.  und 
II.  Classe  bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht 
werden,  unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu 
beobachtende  Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei.  als  die  durch- 
schnittliche Fahrgeschwindigkeit  bei  den  Schnellzügen  der  übrigen 
österreichischen  Bahnen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile  3  kr.  österr.  Währ. 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  La- 
dungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 

A.  Getreide,  Salz,  Brenn-  und  Schnittholz,  Eisen  und  Eisenfabrikate 
überhaupt  per  Zollcentner  und  Meile  2'5  kr.  österr.  Währ. 

B.  Mineralkohle,  Coaks,  gepresster  Torf,  Erze,  Eiaenflossen,  Kalk- 
um d  Bausteine  per  Zollcentner  und  Meile  2  kr.  österr.  Währ. 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebühr  und  allgemeine  Assecuranz 
einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  besorgt 
wird,  so  wird  die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner 
ein^ehoben.  —  Kücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände, 
der  Festsetzung  des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmungen 
ist  sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen 
auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger  Bein  dürfen,  als  auf  der  Südbahn. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  ge- 
wissen Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine 
andere  Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder 
Begünstigung  allen  Versendern  oder  Frachtunternehmern,  welche  die 
nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  gpecialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
sieben. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif- 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen 
Regelung  haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Nebengebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
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zu,  sobald  das  Reinerträgnies  der  letzten  zwei  Jabre  10  Percent  des 
Anlagecapitales  übersteigt. 

§  9. 

Es  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  und  eingehoben  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückfuhrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  von 
Monat  zu  Monat  Uber  Verlangen  der  Concessionäre,  wie  auch  über 
Anordnung  der  Staatsverwaltung  nach  dem  Durchschnittscourse  des 
Silbers  im  letztabgewichenen  Monate  stattzufinden,  wobei  ohne  Zu- 
stimmung der  Concessionäre  unter  5  Percent  des  Durchachnittscourses  nicht 
herabgegangen  werden  soll. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem 
Kriegsmioisterinm  und  der  Direction  der  ausschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  unterm  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Ueber- 
einkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der 
Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Ue  hereinkommen  über  die 
Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung 
grösserer  Militärtransporte  beizutreten. 

§  IL 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufeicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsröcksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herab- 
zumindern. 
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§  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden,  und  aar  Aufbringung  der  erforderlichen  Geld- 
mittel auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Priorität«- 
Obligationen  auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  ver- 
handelt und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus 
gegeben,  so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersicht- 
lich gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritfitsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre ;  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

§  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  au 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  su  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 

§  15. 

Für  die  concessioniite  Bahn  werden  vom  Staate  folgende  Be- 
günstigungen gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung 
der  Couponstempelgebübren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  fünfzehn 
Jahren ; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, Ein  gaben  und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitata  - 
beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum 
Zeitpunkte  der  Betriebseröffoung ; 

3.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einscbluss  der 
Interimsscheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr. 

Laut  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  3.  Juli  1875,  R.  G.  Bl. 
N*r.  101  (Doc.  4)  wurde  die  sub  1  des  vorstehenden  Paragraphes  eingeräumte 
Steuer-  und  Gebührenfreiheit  auf  die  Dauer  von  sieben  Jahren,  vom  1.  Janner 
1875  an  gerechnet,  eingeschränkt. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
Tersch äffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
»Hen   Theilen    zweckmässig   und   solid  ausgeführt  werden,  und  anzu- 
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ordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Besiehung  biutangehalton  and  rück- 
sichtlich beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes 
Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  bat  auch  das 
Hecht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsausschugses,  sowie  den  General- 
versammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und 
allfMllige,  dem  Staatsinteresse  nachteilige  Verfügungen  su  sistiren.  Für 
die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  haben  die 
Concessionfire  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Gescbäftslast 
eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren 
Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  17. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessiooBgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jabre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie 
erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Mit  Kundmaohung  des  Handelsministeriums  vom  3.  Juli  1875,  R.  O.  Bl. 
Nr.  101  (Doc.  4)  wurde  die  Concessionsdaucr  mit  neunzig  Jahren,  vom  1.  Juli 
1875  an  gereohnet,  festgesetzt. 

Die  Concession  erlischt  auch,  wenn  der  im  §  3  festgesetzte 
Termin  für  die  Vollendung  des  Baues  und  der  Eröffnung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  wird,  und  die  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  6,  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  18. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Coucessionsurkunde  die 
concession irte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Znr  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinertrag- 
nisse der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung 
berechnet. 

Dieser  Durcbscbnittsbetrag  ist  den  Concession ären  als  Jahresrente 
in  halbjährigen  Raten  bis  zum  Ablaufe  der  Conceseionsdauer  zu 
bezahlen. 

§  19- 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
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in  den  Genau  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grand  und 
Bodens,  der  Erd-  and  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Ober-  and  Unterbaues 
der  Balm  und  des  sammtlichen  unbeweglichen  Zugebörs,  ale:  Bahnhöfe, 
Auf-  and  Abladeplatze,  aller  «um  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrt«-  uod  Ankunftspl ätzen,  Wach-  and  Aufsichtshausern, 
aammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  and  allen  unbeweg- 
lichen Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  beweg- 
liche Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien, 
insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu 
geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche 
Quantität  and  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  über- 
zugehen, welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs- 
einrichtung entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  die  jährliche  Ansbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher 
erwähnten  dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen,  als  auch  unbeweglichen 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  bebaken  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
ans  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve» 
fondea  und  der  aasstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  "Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen,  Giessereien, 
Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks, 
Kohlen-  and  anderen  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  worden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Kiehtbefolgung  der  in  der  Concessionsarkonde,  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen,  and  nach  Umständen  noch 
vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

§  21. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  gut  gediente 
Unteroffiziere  der  k.  k.  Armee  bei  Besetzung  der  sich  ergebenden 
Dienstesstellen  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  and  den  Coneession&ren  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
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Ereatz  zu  dringen,  er th eilen  Wir  sammtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  angemessenen  Befehl,  über  die  Co  o  cessio  n  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grosseren  Iosiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  dreiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausend  achthundert  sechzig  und  neun,  unserer  Reiche  im 
Einundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  in.  p. 

Iu  Vertretung  des 
Handelsministers  v.  Plener: 

TaafTe  m.  p.  Brestel  na.  p.  Brestel  m.  p. 

2.  Concessionsurknnde  vom  10.  September  1872,  R.  G.  Hl. 

Nr.  138, 

für  die  Locomotireisenbahn  Ton  Wien  nach  Pottendorf  und  an  die  un- 
garische Lundesgrenze  gegen  Oedenburg. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oester - 
reich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Wiener  Bankverein  die  Bitte  um  Ertheilung  der 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Wien 
nach  Pottendorf  und  an  die  ungarische  Landesgrenze  gegen  Oedenburg 
gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens,  den  genannten  Bittstellern  diese  Con- 
cession  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  wie  folgt,  zu  ertbeilen: 

§  1. 

Wir  verleiheu  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  un<L 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Wien  Uber  Inzersdorf  nach 
Pottendorf  und  au  die  österreichisch-ungarische  Grenze  gegen  Oedenburg. 

Diu  Bahn  wurde  von  der  Südbahnstation  Meidling  aus  nach  Pottendorf 
gebaut.  Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Bahn  von  Meidling  nach  Potten- 
dorf erfolgte  am  7.  Mai  1874  unter  provisorischer  Benutzung  der  Theil«  trecke 
Meidling-Iuzeradorf,  der  Linie  Hetzondorf-Donaulände  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn.  Die  Eröffnung  des  Definitivums  zwischen  den  genannten  Stationen 
erfolgte  am  3.  November  1876  . 

Laut  Kundin  *chung  des  Handelsministeriums  vom  3.  Juli  1876,  K.  G.  Bl. 
Mr.  101  (Doc.  4),  wurden  die  Couoes-»ionare  von  der  Verpflichtung  zum  Ausbaue 
der  Eisenbahnstreeke  von  Pottendorf  an  die  österreichische  Grenze  gegen 
Oedenburg  bis  auf  Weiteres  enthohen. 

Gleichzeitig  wurde  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  März  1875,  R.  G.  Bl. 
Nr.  55  (Doc.  3),  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
CouponstempelgebtllireD,  sowie  von  jeder  Steuer,   welche  etwa  durch  künftige 
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Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  siebeu  Jahren,  rom 
1.  Jäuner  1875  an  gerechnet,  eingeräumt 

Bezüglich  des  Pachtverhältnisses  cur  k.  k.  priv.  Siidbahngesellscbaft  siehe 
die  Bemerkungen  ta  §  1  der  Couoessionsnrkunde  vom  23.  August  1869  (Doc.  1). 

§  2- 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  dieser 
Bahn  hat  nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten 
Detailprojecte  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  sich  beim  Bau  auch  nach  den  von  dem  Handels- 
ministerium su  stellenden  Anforderungen  und  nach  den  bestehenden 
allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Sollte  sieh  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder 
Betriebsrücksicbten  eine  Abänderung  der  Bahntracen  oder  der  Detail- 
plane als  nothwendig  oder  wtinschenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch 
die  im  §  1  bestimmte  Bahnrichtung  nicht  verändert  wird,  und  gegen- 
über der  genehmigten  Trace  im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Ver- 
schlechterung der  Niveau-  und  der  Richtungsverhältnisse  nicht  statt- 
finden darf,  so  muss  au  einer  solchen  Abänderung  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden;  dagegen  ist  mit  der  Grundeinlösung  sofort  für  zwei 
Geleise  vorzugehen. 

Die  Tunnels  sind  gleich  bei  ihrer  ersten  Anlage  in  der  lichten 
Weite  für  zwei  Geleise  herzustellen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des 
Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen 
Strecken,  wo  sie  es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  jährliche  Robertrag  während  zweier  aufeinander  folgender 
Jahre  die  Summe  von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  der  be- 
stehenden Bahnhöfe  in  Matzleinsdorf,  Iosersdorf  und  Pottendorf,  sowie 
wegen  Einrichtuug  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  mit 
den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen, 
welches  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist.  Die 
Kosten  für  die  auf  den  fremden  Bahnhöfen  erforderlichen  Erweiterungs- 
bauten haben  die  Concessionäre  zu  tragen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen  - 
benützung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  anderen  Bahnen  su  eigenem  Gebrauche  zu 
bestimmen. 

§  3. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  den  Bau  der  im  §  1  con- 
cessionirten    Eisenbahn     nach    erfolgter    Grundeinlösung,    und  zwar 
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spätestens  binnen  acht  Monaten,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung 
an  gerechnet,  an  beginnen,  binnen  weiteren  awei  Jahren  an  vollenden 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  an  «bergeben. 

Die  Concessionäre  Laben  fttr  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
der  Staatsverwaltung  durch  den  Erlag  einer  Cautiou  im  Betrage  von 
eiohunderttausend  Gulden  österr.  Währ.,  nach  Massgabe  des  besonders 
ausgefertigten  Cautionsinstrumentes,  Sicherstellung  geleistet. 

§  *■ 

Den  Concessionären  wird  aur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  dies- 
fälligen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions* 
Urkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen (namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionegesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November 
1851),  dann  nach  den  etwa  künftig  au  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen au  benehmen. 

§  «. 

Die  Concessionäre  haben  daher  auch  insbesondere  die  Post  und 
Postbediensteten,  nach  Vorschrift  des  §  68  der  gedachten  Eisenbahn- 
betriebsordnung, erforderlichenfalls  auch  mittelst  Ueberlassung  eines 
Coupes  oder  Waggons,  unentgeltlich  au  befördern,  wobei  die  Postver- 
waltung für  einen  von  jeder  Endstation  täglich  abgehenden  Zug  die 
Abfahrtsstunde  und  dessen  Geschwindigkeit  für  jede  Richtung  au  be- 
stimmen befugt  ist. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  achträderigen  oder  zwei 
vierräderige  Wägen  erfordert,  erhalten  die  Concessionäre  für  jeden  weiter 
beizustellenden  Wagen  eine  au  vereinbarende  billige  Entschädigung  per 
Meile. 

Wenn  die  PoBtverwaltung  auf  der  concessionirten  Bahn  eine 
ambulante  Post,  wie  sie  auf  anderen  österreichischen  Bahnen  bereits 
besteht,  einzuführen  findet,  so  sind  anstatt  der  achträderigen  oder  vier- 
räderigen  gewöhnlichen  Wägen  die  hieau  erforderlichen  acht-  oder 
vierräderigen,  nach  den  Anforderungen  der  Postverwaltung  eingerichteten 
Postambulancewägen  von  den  Conceasionären  ohne  Entgelt  herzustellen 
und  au  erhalten. 
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Fttr  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  wo  bereits 
ein  Postamt  besteht  oder  in  der  Folge  errichtet  werden  sollte,  ist  ein 
geeignetes,  aus  höchstens  je  einem  Zimmer  und  einer  Requisitenkammer 
bestehendes  Postbureau  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  iu 
überlassen;  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer 
Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Vereinbarung  zu 
treffen  sein. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  die  ohne  Begleitung  von 
Postbeamten  oder  Dienern  abgehenden  Postsendungen  —  mit  Ausschluss 
der  WerthsenduDgen  —  an  die  betreffenden  Stationen  ohne  besonderes 
Entgelt  zu  befördern  und  abzugeben. 

Correspondensen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  «wischen  der  Eisenbahndirection  (Verwaltungsrath)  und  ihren 
untergeordneten  Organen,  oder  zwischen  diesen  unter  sich  geführt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  7. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisir ung  erforderlichen  Telegraphenleitungen 
auf  eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung 
der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegrapben 
an  den  Stützpunkten  der  Betriebsleitung  aozubringen  oder  selbständige 
Leitungen  auf  dem  gesellschaftlichen  Grund  und  Boden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen.  Zur  Beaufsichtigung  und  Instand- 
haltung solcher  Staatslinien  haben  die  Concessionäre  durch  das  Bahn- 
personale unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den 
für  MilitärtranBporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren 
Bahnhöfen  und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  sind  die  Concessionäre  gehalten, 
mit  der  Staatstelegraphenanstalt  rechtzeitig  ein  besonderes  Uebereinkommen 
zu  treffen. 

'§  8- 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden 
die  Person: 

für  die    I.  Classe  ....  36  kr.  österr.  Währ., 
r»      n  „       .    .        .  27    r        „  „ 

„      „     III.      „      .    .    .    .  18    „        „  „ 
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Sollte  sieh  das  Bedürfniss  noch  weiter  gehender  Ermässigungen 
im  Personenverkehre  herausstellen,  und  sollten  die  Concessionäre 
nicht  in  der  Lage  sein,  entsprechende  Erleichterungen  für  Reisende  der 
III.  Classe  zu  gewähren,  so  sind  dieselben  gehalten,  Ober  Aufforderung 
des  Handelsministeriums  eine  IV.  Classe  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsatze 
von  neun  Kreuzern  per  Meile  einzuführen. 

Maximaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  und  Meile: 

I.  Classe  2      kr.  öaterr.  Währ., 

JJ  2,A   ?>      »•  n 

Ausnahmsweise  haben  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladungen 
nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten: 

A.  Für  Getreide  nnd  Salz  150  kr.  öaterr.  Wäbr. 

B.  für  Brenn-  und  Schnittholz  120  „       „  „ 

C.  für  Mineralkohle,  Coaks,  gepressten  Torf, 

Erze,  Eieenflossen,  Kalk-  und  Bausteine     .  .  .  1*00  „       „  „ 

Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zoll- 
centner eingehoben,  worin  die  Auf-  nnd  Abladegebühr  und  allgemeine 
Aesecuranz  einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  wird,  so  wird 
die  Expeditionsgebühr  nur  mit  1*5  kr.  per  Zollcentner  eingehoben. 

Rücksichtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Verkehrsbestimmungen  ist 
sich  derart  zu  benehmen,  dass  die  diesfälligen  Preise  und  Bestimmungen 
auf  keinen  Fall  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  Südbahn. 
Die  Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren  hat  jener  der  Südbahn 
gleich  zu  sein. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixiiten  Grenzen  steht  den  Coneessionären  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Wenn  daher  einem  Versender  oder  Frachtunternehmer  unter  ge- 
wissen Bedingungen  eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere 
Begünstigung  gewährt  wird,  so  muss  diese  Hei  absetzung  oder  Begünstigung 
allen  Versendern  und  Frachtunternehmern,  welche  die  nämlichen 
Bedingungen  eingehen,  zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter- 
ziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif- 
bestimmungen  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen 
Regelung  haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  entsprechende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise 
sammt  Neben  gebühren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls 
zu,  sobald  das  Reinerträgniss  der  letzten  zwei  Jahre  10  Percent  des 
Anlagecapitales  Übersteigt. 
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§  9. 

Es  wird  gestattet,  daes  die  Fahr-  and  Frachtpreise  in  inländischer 
Silbermünse  bemessen  und  eingeboben  werden,  jedoch  so,  daes  die  mit 
Berücksichtigung  des  Courswertbes  entfallende  Gebühr  auch  in  der 
Landeswährung  angenommen  werden  muss. 

Die  Zurückführnng  des  Tarifes  auf  die  LandeswMhrnng  bat  nach 
den  von  dem  Handeleministerium  festausteilenden  Modalitäten  stattzu- 
6ndeo. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs,  zwischen  dem  Reichskriegsministerium 
und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  18.  Juni 
1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen 
integrirenden  Bestandtbeil  der  Concessionsurkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtrsnsporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  hier  concessionirte  Bahn 
Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  rinden  auch  auf  die  Landwehr  beider 
Reicbshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  nicht  nur  bei  Reisen  auf 
Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene 
Rechnung  an  den  Waffenübungen  und  Controls  Versammlungen,  auf 
das  Militärwachcorps  für  die  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  k.  k. 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Die  Conceseionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte  und 
die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militlrtransporte,  ferner  den  organischen  Bestimmungen 
und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen,,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten, 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahn  gesell  schaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung 
gedienter  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
den  diesfalls  im  §  38  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868  und  in  dem 
zur  Ausführung  dieses  ParagTaphes  activirten  Specialgesetze  vom  19.  April 
1872,  B.  G.  Bl.  Nr.  60,  getroffenen  Bestimmungen. 
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§  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  and  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser 
Concession  oder  aus  Gefällsrttcksichten  die  Eisenbahn  benütsen,  und  sieh 
mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reise- 
gepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiseretaate,  die 
Frachtpreise  für  dieselben  auf  die  Hälfte  des  Maximalpreises  herabzu- 
mindern. 

§  13. 

Den  Concessionären  wird  auch  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gesellschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 
auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  ver- 
handelt und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausge- 
geben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich 
gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  bat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

§  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande 
zu  bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzu- 

§  15. 

Die  Dauer  der  Concession,  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  Eisenbahn- 
concessionsgenetzes  ausgesprochenen  8chutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen,  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  concessionirten  Bahnlinie  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie 
erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Mit  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  8.  Juli  1876,  R  0.  bl 
Nr.  101  (Doc.  4),  wurde  die  Concessionsdauer  mit  neunzig  Jahren,  vom  1.  Jäunor 
1876  an  gereohnet,  festgesetzt 

Die   Concession   erlischt   auch,  wenn   die   im  §  8  festgesetzten 
Termine  für  die  Vollendung  dea  Baues  und   Eröffnung  des  Betriebes 
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nicht  eingehalten  werden,  und  die  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b,  des  Eisenbahneonceasionsgesetzes,  und  namentlich  auch 
durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  »ich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  Concessionsurkunde,  die 
concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zar  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Beinertragnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Rcinerträg- 
nisse  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnitt- 
liehe  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  für  die  Unternehmung  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag  ist  dann  der  Gesellschaft  als  Jahres- 
rente in  halbjährigen  Katen  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten  Con- 
cessionsdauer  zu  bezahlen.  Sollte  sich  der  ermittelte  Durchschnittsbetrag 
nicht  wenigstens  auf  5*2  Percent  des  auf  die  Bahn  wirklich  ver* 
wendeten  und  gehörig  nachzuweisenden  Aulagccapitales  beziffern,  so 
wird  dieser  Minimalbetrag  als  Jahresrente  festgesetzt. 

Unter  Anlagecapital  sind  su  verstehen  sowohl  die  Kosten  des 
Baues  als  der  ersteu  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis  zum  Ende  des  ersten 
Betriebsjahres  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der  ganzen  concessionirten 
Bahn),  ferner  die  bis  zum  Zettpunkte  dieser  Betriebseröffnung  auf* 
laufenden  öpercentigen  Zinsen  der  für  den  Bau  und  die  Betriebsein- 
richtnng  bestrittenen  Auslagen  nach  Abschlag  der  allfälligen  Erträgnisse 
einzelner  Tbeile  der  Bahn,  falls  solche  in  Betrieb  gesetzt  werden 
sollten,  bevor  die  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  stattfindet. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere 
neue  Bauten  aufgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  diesfällige  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigt eu  neuen  Bauten  oder 
zur  Vennehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat, 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Auslagen,  deren  Verwendung  nicht  für  Zwecke  der  Vorarbeiten 
oder  für  die  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung  nachgewiesen  wird, 
sowie  auch  Verpflichtungen,  welche  aus  Anlass  der  Abtretung  der  Coo- 
ceision  an  eine  Actiengesellschaft  (§  13)  von  dieser  gegenüber  den  Con- 
cessiouären  etwa  eingegangen  werden  sollten,  sind  von  der  Einbeziehung 
in  das  Anlagecapital  jedenfalls  ausgeschlossen. 

§  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grund 
uud  Bodens,  der  Erd-  und  Kuustarheiten,  des  ganzen  Unter-  und  Ober- 
baues  der  Bahn  und  des  sämmtlicben  unbeweglichen   Zugehörs,  ah 
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Bahnhöfe,  Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen 
Geblude  an  den  Abfahrt*-  und  AnkunftsplMtzen,  Wach-  und  Aufsiehts- 
hluser,  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  nnd  allen 
unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  nnd  Materialien, 
insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  nnd  hiezu 
geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche 
Quantität  nnd  bezöglioh  Wertheumme  unentgeltlich  an  den  Staat  über- 
zugehen, welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs- 
einrichtung  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat,  gegen  die  jährliche  Ausbezahlung  der  aus- 
gemittelten  Rente,  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  coocessionirten  Bahnstrecke  mit  allen  früher 
erwähnten,  dasu  gehörigen,  sowohl  beweglichen,  als  auch  unbeweglichen 
Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondea 
und  der  ausstehenden  Actiren,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rttcksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  als:  Coaks-  nnd  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von 
Maschinen  oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und 
andere  Depots,  zn  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  18. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgung  der  in  der  Concessionsnrkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch 
vor  Ablaaf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

§  19. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
versebaffen,  da«?a  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebeeinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  uud  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintan  geh  alten  und  beziehungsweise 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 
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Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Oommissär  bat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathee,  sowie  den  General- 
Versammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und 
allfällige  dem  Staatsinteresse  nachtheilige  Verfügungen  zn  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Babnunternehmung 
haben  die  Coneessionäre  mit  Rücksiebt  auf  die  biemit  verbundene 
Gescbäftalast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grosseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
zehnten  Tage  des  Monates  September,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthnndertsiebzigundzwei,  Unserer  Reiche  im  vieruodzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 

3.  Gesetz  vom  24.  März  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  55, 

betreffend    die  der  Untern ehniung   der  Wien-Pottendorf- Wr.- Neustädter 
Elsenbahn  zn  gewährenden  Kettln  stimmigen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Behufe  der  in  Form  eines 
einheitlichen  Unternehmens  unter  der  Bezeichnung:  „Wien-Pottendorf- 
Wr.-Netistädter  Bahn"  zu  bewirkenden  Vereinigung  der  Locomotiv- 
Etsenbahnlinien : 

a)  von  Wien  über  Inzersdorf  nach  Pottendorf  und 

b)  von  Wr.- Neustadt  über  Ebenfurt,  Pottendorf  und  Unter- Walters- 
dorf nach  Grammat  Neusiedl  mit  einer  Abzweigung  gegen 
Neufeld 

für  die  unter  o  genannte  Eisenbahnlinie  die  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer und  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie 
von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  sieben  (7)  Jahren,  vom  1.  Jänner 
1875  an  gerechnet,  unter  der  Bedingung  zu  gewähren,  dass  die  zufolge 
der  Concessionsnrkunde  vom  23.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  160,  für  die 
Wr.-Neustadt-Grammat-Neusiedler  Eisenbahn  auf  die  Dauer  von  fünf 
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zehn  Jahren  zugestandene  gleichartige  Steuer*  und  Gebührenbefreiung 
mit  dem  Ablaufe  der  obigen  siebenjährigen  Zeitfrist  auaaer  Kraft 
gesetzt  wird. 

Artikel  II. 

In  dem  im  Artikel  I  bezeichneten  Falle  kann  für  die  daselbst 
unter  b  angeführte  Eisenbahnlinie  zum  Behufe  ihrer  Gleichstellung 
mit  der  Eisenbahnlinie  o  die  Concessionsdaner  über  den  im  §  7  der 
Verordnung  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche 
Bauten  vom  14.  September  18o4,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  betreffend  die 
Ertheilung  von  Concessionen  für  Privateisenbahnbauten,  festgesetzten 
Termin  hinaus  in  der  Art  verlängert  werden,  das«  der  Ablauf  der  Con- 
cessionsdauer  für  beide  Linien  erst  mit  dem  Ablaufe  von  neunzig 
Jahren,  vom  1.  Jänner  1875  an  gerechnet,  eintritt. 

Artikel  III. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Zeitpunkte  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  werden  der 
Handelsminister  und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  24.  März  1875. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Banhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 

4.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  3.  Juli  1875, 

R.  G.  Bl.  Nr.  101, 

betreffend  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Coneesaionsurkundeu 
vom  23.  Augast  181»),  R.  G.  Bl.  Nr.  100,  and  vom  10.  September  1872, 
R.  G.  Bl.  >*r.  188,  fUr  die  Locomotirelsenbahnen  von  Wr.-lJeustadt  nach 
(irauimat-Neusledl,  dann  von  Wien  nach  Pottendorf  und  an  die  ungarische 

Landesgrenze  gegen  Oedenburg. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  EntSchliessungen  vom  7.  December 
1874  und  vom  80.  April  1875  wurde  zufolge  des  mit  dem  Finanz- 
ministerium getroffenen  Einvernehmens  in  Abänderung  der  einschlägigen 
Bestimmungen  der  Concessionsurkunden  vom  23.  August  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  160,  für  die  Locomotiveisenbahn  von  Wr.- Neustadt  nach  Grammat- 
Neusiedl,  und  vom  10.  September  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  für  die 
Locomotiveisenbahn  von  Wien  nach  Pottendorf  und  an  die  ungarische 
Landesgrenze  gegen  Oedenburg,  die  unter  der  handelsgerichtlich 
protokolliiten  Firma:  „Wien-Pottendoif-Wr.-Neustädter  Bahn"  als  Unter- 
nehmung der  beiden  oben  bezeichneten  Locoraotiveiaenbahnen  bestehende 
Actiengesellschaft  von  der  ihr  kraft  der  §§  1  und  8  der  zuletzt  citirten 
Concessionsurkunde  obliegenden  Verpflichtung  zum  Ausbaue  der  Eisen- 
bahnstrecke  von  Pottendorf  an  die  österreichische  Grenze  gegen  Oeden- 
burg bis  auf  Weiteres  enthoben,  ferner  die  Concessionsdaner  für  die 
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beiden,  den  Gegenstand  der  obigen  Concessionaurkunden  bildenden, 
nunmehr  in  Form  eines  einheitlichen  Unternehmens  ▼ereinigten  Eisen 
bahnen  gleich  massig  mit  neunzig  Jahren,  vom  1.  Jänner  1875  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  der  oben  genannten  Unternehmung  für  die 
Wien-Pottendorfer  Bahn  die  dieser  letsteren  infolge  Artikel  I  des 
Gesetzes  vom  24.  Mäiz  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  55,  zugesicherte  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Couponstempel- 
gebühren, sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige 
Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  sieben  Jahren, 
vom  1.  Jänner  1875  an  gerechnet,  mit  der  Massgabe  eingeräumt,  dass 
die  zufolge  der  Concessionsurkunde  vom  23.  August  1869,  R.  G.  Bl. 
Nr.  160,  für  die  Wr.-Neustadt-Grammat-Neusiedler  Bahn  auf  die  Dauer 
von  fünfzehn  Jahren  zogfStande.De  gleichartige  Steuer-  und  Gebühren- 
befreiung mit  dem  Ablaufe  der  obigen  siebenjährigen  Zeitfrist  ausser 
Kraft  zu  treten  bat. 

Chlumecky  m.  p. 

5.  Statuten 

der  Actiengesellseliaft  der  Wien-Pettendorf- Wr.-Neustadter  Bahn. 

I.  Abschnitt. 
Gründung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  1. 

Die  Coneessionäre :  der  Wiener  Bankverein,  dann  Gustav  Schüller 
und  August  Skene  gründen  hiemit  in  Folge  der  durch  §  13  der 
Allerhöchsten  Concessionaurkunden  vom  10  September  1872,  R.  G.  Bl. 
Nr.  188,  und  vom  23.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  160,  erlangten 
Berechtigung,  eine  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
eessionäre als  solche  eintretende  Actiengesellschaft,  welche  zwischen 
allen  Besitzern  der  nach  den  Bestimmungen  dieser  Statuten  auszu- 
gebenden Aetien  bestehen  wird. 

§  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde vom  10.  September  1872  concessionirten  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Wien  über  Inzersdorf  nach  Pottendorf; 

b)  die  Uebernahme  und  der  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde vom  23.  August  1869  concessionirten  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Wr.-Neustadt  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft über  Ebenfurt,  Pottendorf  und  Unter- Waltersdorf  zum 
Anschlüsse  an  die  Wien-Neu-SzÖDyer  Linie  der  priv.  öster- 
reichischen Staatseisenbahngesellschaft  in  der  Station  Grammat- 
Neusiedl  mit  der  Zweigbahn  in  der  Richtung  gegen  Neufeld; 
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c)  der  Bau  und  Betrieb  von  Fiügelbabnen  zu  einzelnen  industriellen 
Etablissements  im  Sinne  des  §  4  beider  Conceesionsurkundcn; 

d)  die  Erwerbung  von  Concessionen  für  weitere  Anschlussbahnen, 
der  Bau  und  Betrieb  derselben; 

e)  die  Bestellung  von  Agentien  im  In-  und  Auslände,  die  Errichtung 
von  Transportmitteln  für  Personen  und  Frachten  au  Wasser  oder 
zu  Lande  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  (§  14 
beider  Concessioosurkunden) ; 

f)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Kohlengruben,  sowie  die 
Erwerbung,  der  Bau  und  Betrieb  von  Industrial werken,  welche 
im  Sinne  des  §  17  der  Concessionsurkunde  vom  10.  September 
1872  und  des  §  16  der  Concessionsurkunde  vom  23.  August  1869 
errichtet  werden. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  führt  die  beim 
Handelsgerichte  zu  registrirende  Firma:  „  Wien-Pottendorf-Wr.-Neu- 
städter  Bahn". 

§  4. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam 
durch  die  amtliche  „Wiener  Zeitung". 

§  5- 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  Actiencapital  gezeichnet 
ist,  40  Percent  darauf  eingezahlt  sind  und  die  Firma  in  das  Handels- 
register eingetragen  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöscbeu  der  im  §  1  bezeichneten  Con- 
cessionen,  löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen 
Bahnen  vom  Staate  oder  von  einer  anderen  Unternehmung  eingelöst 
oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  werden  und  in  diesem  Falle  nicht 
die  Fortsetzung  der  Gesellschaft  für  ihre  übrigen  etwa  im  Sinne  des 
§  2,  lit.  c  bis  /,  errichteten  Unternehmungen  beschlossen  wird. 

II.  Abschnitt. 
Gesellschaftlicher  Unternehmungsfond  (Anlagecapital). 

§  C. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  (das  Anlagecapital) 
besteht: 

1.  aus  dem  Actiencapital  im  Betrage  von  vier  Millionen  drei- 
hundertneunzigtausend  Gulden  (4,390.000  fl.)   österr.  Währ,  in  Silber, 

2.  aus  den  durch  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  im  Betrage 
von  sechs  Millionen  dreihundertachzigtausend  Gulden  (6,380.000  fl.) 
österr.  Währ,  in  Silber  beschafften  Mitteln. 
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Von  diesem  Anlagecapital  entfällt: 
uj  auf  die  Linie  Wien- Pottendorf  Landesgreoze  der  Betrag  von  zwei 
Millionen  siebeuhundertneunzigtauaend  Gulden  (2,790.000  fl.) 
österr.  Währ  in  Actien  und  drei  Millionen  neunbundertachtzig- 
tatuend  Gulden  (8,980.000  fl.)  öaterr.  Währ,  in  Prioritäta- 
obligationen; 

b)  auf  die  Linie  Wr.-Neuatadt- Gramm at-Neuaiedl  mit  der  Flügel- 
babn  gegen  Neufeld  der  Betrag  von  einer  Million  sechshundert- 
tausend Gulden  (1,600.000  fl.)  öaterr.  Währ,  in  Actieo,  und  zwei 
Millionen  vierhunderttauseod  Gulden  (2,400.000  fl.)  öaterr.  Währ, 
in  Prioritätaobligationen. 

Diese  nur  für  die  ConceaaioD8verbältnia8e  massgebende  Bestimmung 
begründet  jedoch  keioen  Unterschied  in  den  Rechten  der  Besitzer  von 
Actien  und  Prioritätaobligationen,  welche  untereinander  vollständig 
gleichgestellt  sind. 

§  7- 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmung im  Sinne  des  §  2,  lit.  c  bis  /,  dieser  Statuten  wird  die 
Erhöhung  des  Unternehmungsfondes  durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder 
durch  Aufnahme  von  Prioritätsanieheu  unter  Einhaltung  der  Im  §  13 
der  Concessionaurkunde  vom  10.  September  1872  festgesetzten  Be- 
schränkung über  Beschlusa  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  vorbehalten.  Die  Ausgabe  neuer  Actien  kann 
jedoch  stets  nur  nach  erfolgter  Volleinzahlung  aller  früher  emittirten 
Actien  stattfinden. 

§  8- 

Die  Actien  und  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden 
sowohl  die  Actien  als  die  Obligationen  im  Betrage  von  200  fl.  öaterr. 
Währ,  in  effectiver  Silbermünze  abgestellt. 

Die  Zinsen  der  Obligationen  sind  stets  ohne  jeden  Abzug  an 
Einkommensteuer  auszubezahlen. 

§  9- 

Nach  barer  Einzahlung  von  40  Percent  des  Nominalbetrages  der 
Actien  sind  die  Zeichner  von  der  Haftung  für  weitere  Einzahlungen 
befreit  und  werden  auf  Inhaber  lautende  Interimsscheine  ausgegeben, 
auf  welchen  die  weiteren  Einsahlungen  ersichtlich  zu  machen  sind. 

§  10. 

Weitere  bare  Einzahlungen  auf  die  Actieu  erfolgen  in  den  von 
dem  Verwaltungsrathe  der  Gesellschaft  (§§  15  und  16)  ausgeschriebenen 
Katen  und  Terminen. 

Kein  Actionär  kann  zu  einer  Zahlung  über  den  Nominalbetrag 
seiner  Actte  verhalten  werden. 
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Wenn  von  einem  Actionäre  die  Einzahlung  einer  fälligen  Rate 
(§  10)  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Veraogszinsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der  im 
Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen  die 
säumigen  Actionäre  ihrer  Geaellschaftsrechte  verlustig,  die  auege- 
gebenen Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären  und  an  die  8telle  der 
letzteren  neue  Interimsscheine  auszugeben. 

§  12. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  untheilbar.  Die  Gesell- 
schaft erkennt  sich  gegenüber  für  jede  Actie  und  jede  Prioritäts- 
obligation  nur  einen  Eigenthtimer  an. 

Mehrere  Theilhaber  einer  Actie  oder  Prioritätsobligation  müssen 
daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine  Person  ausüben  lassen. 

§  13. 

Bei  der  ersten  Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen 
sind  die  auf  die  Linie  Wr.-Neustadt-Grammat-Neusiedl  sammt  Zweig- 
bahn gegen  Neufeld  entfallenden  Actien  und  Prioritätsobligationen 
mit  Einschluss  der  Interimsscheine  Stempel-  und  gebührenfrei.  (§  16, 
Z.  3,  der  Conceesionsurkunde  vom  23.  August  1869.) 

§  14, 

Die  Interimsscheine,  Actien  und  Prioritätsobligationen  dürfen  an 
den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  öffentlich  notirt  werden. 
(§13  der  beiden  Conceasionsurkunden.) 

Die  Formularien  derselben  unterliegen  der  staatlichen  Genehmigung. 

III.  Abschnitt. 
Yerwaltungsratb. 
§  15. 

Die  Leitung  der  Geeellscbaftsangelegenheiten  ist  einem  aus 
mindestens  drei  oder  höchstens  fünf  Mitgliedern  bestehenden  Ver- 
waltungsrathe  übertragen. 

Die  Mitglieder  des  Ver  waltun  gsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  drei  Jahre  gewählt. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  einem  Ver- 
tragsverhältnisse zur  Gesellschaft  stehen,  für  die  Dauer  dieses  Verhält- 
niBBes,  Personen,  welche  in  Concurs  verfallen  sind  oder  sich  dem  Aus- 
gleichsverfahren  unterworfen   oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben, 
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ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  su  haben,  Personen,  welche  wegen 
eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsacht  hervorgegangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen 
wurden,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlast  der  Stelle  zur  Folge. 

§  10. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltuogsrathes  werden  das  erstemal  aus- 
nahmsweise und  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikels  227  des 
Handelsgehetzes  von  der  constituirenden  Generalversammlung,  in  der 
Folge  von  der  orientlicben  Generalversammlung  auf  drei  Jahre  gewählt. 

§  17. 

Nach  Ablauf  des  dritten  und  vierten  Geschäftsjahres  tritt  je  eiu 
durch  das  Los  bestimmtes  Mitglied,  nach  Ablauf  des  fünften  Geschäfts- 
jahres die  noch  übrigen  Mitglieder  aus.  Sodann  wird  die  Reihe  des 
Austrittes  durch  den  Ablauf  der  Functionsdauer  bestimmt  werden. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  18. 

Scheidet  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so 
kann  der  Verwaltungsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten 
ordentlichen  Generalversammlung  besetzen,  welche  die  definitive  Ersatz- 
wahl vornimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer 
an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§  19. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  vor  dem  Antritte 
seiner  Function  50  Actien  (Interimssebeine)  der  Gesellschaft  sa turnt  den 
noch  nicht  fälligen  Coupons  in  der  Gesellschaftscassa  deponiren, 
welche  daselbst  als  Caution  für  die  aus  seiner  Function  entspringenden 
Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf 
seine  Functionsperiode  bezüglichen  Hechnungen  in  Verwahrung  bleiben, 
und  von  ihm  während  dieser  Zeit  weder  belastet  noch  veräussert  werden 
dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes  muss  die 
Deponirung  dieser  Actieninterimsscheine  binnen  14  Tagen  nach  der 
Emission  derselben  erfolgen. 

§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Artikel  227  bis  241  des  Handelsgesetzes. 

Di»  R»cb»»»rknn<len  -J»r  <5it#rr  El.*nb«hn«n.  III.  6 
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Er  vertritt  dieselbe  nach  aussen  und  ist  mit  der  im  Handels- 
gesetze festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesell- 
scbaftsarigelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der 
Beamten  der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstverträge, 
Dienstinstructionen  und  Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vor- 
behalten. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
oder  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  dem  seitens 
des  Verwaltungsrathes  mit  der  Procura  versehenen  Gesellschafts- 
beamten, und  zwar  von  letzterem  mit  dem  Beisätze  „per  procura*'  ge- 
zeichnet. 

§  21. 

Der  Verwaltungsratb  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
sitzenden. 

Bei  dessen  Verhinderung  wird  der  Vorsitz  interimistisch  von  dem 
ältesten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  geführt. 

§  22. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Vor- 
sitzenden oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von  zwei  Mit- 
gliedern, so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  alle  drei 
Monate  einmal. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben, 
wird  vom  Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

§  23. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mässige  Einladung  aller  Mitglieder  und  die  persönliche  Anwesenheit 
von  wenigstens  zwei  persönlich  und  eines  durch  Vollmacht  vertretenen 
Mitgliedes  erforderlich. 

§  24. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefaast. 
Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschluss 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  -beigetreten  ist. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  ihre  Stimmen 
mittelst  Vollmacht  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes 
Ubertragen. 

Kein  Mitglied  darf  aber  mehr  als  eine  Vollmachtsstimme  ver- 
treten. 
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§  26. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  Tom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Mitgliede  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  27. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalteu  als  Entlohnung  für 
ihre  Theünahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitemarken,  deren  Werth 
das  erstemal  die  constituirende,  später  die  ordentliche  Generalver- 
sammlung auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  bestimmt. 

§  28. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Betimmungen  des 
Artikels  231  H.  G.  B.  durch  eine  Specialvollmacht  für  bestimmte 
Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Be- 
fugnisse an  einzelne  Mitglieder  oder  nach  Massgabe  des  Artikels  234 
H.  G.  B.  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und  den  letzteren  die 
Procura  ertbeilen. 

§  29. 

Für  die  Ausfahrung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsratbes  und 
die  specielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
wird  von  dem  Verwaltungsrathe  ein  Secretär  bestellt.  Der  Secretär  ist 
dem  Verwaltungsrathe  verantwortlich  und  hat  über  Einladung  den 
Sitzungen  desselben  mit  berathender  Stimme  beizuwohnen. 

IV.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 

§  30. 

Die  Geeammtbeit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 

Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige 
Aetionäre  vertreten  lassen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrath  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte 
vertreten,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§  81. 

Je  20  Actien  (Interimsscheine)  geben  das  Hecht  auf  eine  Stimme. 

6* 


Digitized  by  Google 


84 


Wien-Pottendorf- Wr.-Neustadter  Bahn 


§  32. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der 
ersten  Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  1876  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  statt- 
finden, als  es  der  Verwaltungsratb  für  nöthig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen 
werden,  wenn  einer  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens 
den  zehnten  Theil  des  eingezahlten  Actiencapitales  repräsentiren  und 
von  ihnen  bei  der  Casse  der  Gesellschaft  deponirt  werden,  unter 
Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  mit  einer  an  den  Verwaltungs- 
rath gerichteten  schriftlichen  Eingabe  darauf  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
längstens  binnen  30  Tagen  und  der  Zusammentritt  derselben  binnen 
weiteren  30  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§  33. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  amtliche  „  Wiener  Zeitung"  (§  4),  welche 
mindestens  14  Tage  vor  dem  Versamuiluugstage  zu  erfolgen  und  die 
Verhandlungsgegenstände  unter  Angabe  des  wesentlichen  lohaltes  der- 
selben zu  verzeichnen  hat. 

§  34. 

Die  Actionäre,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen  wollen, 
müssen  mindestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die 
Actien  (Interimsscheine),  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  aus- 
üben wollen,  sammt  den  noch  nicht  fälligen  Coupons  am  Sitze  der 
Gesellschaft  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Erlagsstellen 
deponiren  und  erhalten  Legitimationskarten,  welche  auf  den  Namen 
lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  (Iuterimsscheine)  und  die  darauf 
entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Person 
oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

§  35. 

Der  zum  Vortrag  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  der  Bilanz  und  dem  Gutachten 
des  Revisioosausscbusses,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung 
kommenden  Anträge  ist  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  am 
Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht  aufzulegen,  und  es  ist  jedem 
Actionär,  der  sein  Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  ein  Druckexemplar 
davon  auf  Verlangen  zu  erfolgen. 
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§  36. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlußfähig,  wenn  Uber  deren  erste 
Einberufung  mindestens  sehn  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend  sind, 
welche  zusammen  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  hin  aus- 
gegebenen Actiencapitales  vertreten. 

Um  eine  Aenderung  der  Statuten,  oder  des  Gegenstandes  der 
Unternehmung,  eine  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Unternehmungs- 
fondes  durch  Hinausgahe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  eines 
Prioritätsanlehens,  die  Yexäusserung  der  ganzen  Bahn  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Bahnstrecken,  die  Vereinigung  mit  anderen 
Eisenbahngesellschaften  beschliessen  zu  können,  mues  wenigstens  der 
zehnte  Theil  des  Actiencapitales  vertreten  sein. 

§  37. 

Wenn  die  Generalversammlung  in  der  im  §  36  bezeichneten 
Weise  nicht  beschlussfähig  ist,  wird  sie  vertsgt  und  binnen  acht  Tagen 
neuerlich  gemäss  §  33  einberufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwischen 
der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versammlung  auf  acht  Tage  be- 
schränkt und  die  neuerliche  Deponirung  der  Actien  (Interimsscheine) 
vier  Tage  vor  dem  Tage  der  Generalversammlung  gestattet  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Höhe  des 
von  ihnen  vertretenen  Actiencapitales,  und  zwar  auch  in  den  in  der 
letzten  Alinea  des  §  36  bestimmten  Ausnahmsfällen  beschlussfähig. 

Die  Verhandlungen  bei  dieser  neu  einberufenen  Generalver- 
sammlung sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlung 
beschränkt. 

§  38. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrath  es  oder  bei  dessen  Verhinderung  ein  von  der 
Generalversammlung  gewählter  Actionär. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte 
der  Aetinonäre  die  Scrutatoren;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu 
verhandelnden  Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Ver- 
bandlungen. 

§  39. 

Die  Generalversammlung  fas»t  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Be- 
schlüsse erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmen- 
mehrheit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen 
Canditaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es 
wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die 
tDgere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 
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§  40. 

In  der  Generalversammlung  wird  nnr  über  die  in  der  Ein- 
berufung bezeichneten  Gegenstände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  zehn 
stimmberechtigten  Actionären,  unter  Deponirung  der  zur  Begründung 
ihres  Stimmrechtes  nach  §  31  erforderlichen  Actien  (Interimsscheine) 
längstens  acht  Tage  vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung 
angemeldet  werden,  sind  in  die  Kundmachung  (§  33)  aufzunehmen. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionär  das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  doch  darf  über 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern 
nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  fünf  stimm- 
berechtigten Actionären  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und 
in  welcher  folgenden  Generalversammlung  derselbe  in  Verhandlung  zu 
nehmen  ist. 

Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf 
Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung.  (H.  G.  B. 
Artikel  288.) 

§  41. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalvesrammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  die  Be- 
stimmung ihrer  Zahl,  dann  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisions- 
ausschusses; 

b)  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  27); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinnvertheilung; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesell- 
schaft obliegenden  Verantwortlichkeit; 

e)  die  Vermehrung  des  Gesellschaft*-  und  Unternehmungsfondes 
durch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  dureh  Aufnahme  von 
Prioritätsanlehen  (§  7); 

f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

g)  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen 
Bahnlinien ; 

h)  die  Vereinigung  mit  anderen  Eisenbahngesellschaften; 

i)  der  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer  Linien; 
k)  Abänderung  der  Statuten; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmäßigen 
Dauer  (§  5). 

Zu  den  unter  e,  g,  h,  i,  k  und  l  aufgeführten  Beschlüssen  ist 
die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erforderlich. 
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§  42. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  gef&hrt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
and  zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unter- 
zeichnet wird. 

Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichnisa  der  anwesenden 
Actionäre  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebet 
den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  statutengemäss  gefassten  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
sind  für  alle  Actionäre  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 
Revisoren. 

§  43. 

Zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  wird  ein  Revisor  und 
ein  Ersatzmann,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  den  der  Verwaltung  nicht  angehörenden,  stimm- 
berechtigten Actionären,  beziehungsweise  den  statutarischen  oder  ge- 
setzlichen Vertretern  derselben  (§  30)  gewählt  werden. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Veihinderung  des  Re- 
visors in  Function. 

§  44. 

Der  Revisor  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen 2u  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von  den 
Büchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen  und  von  den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  ab- 
zuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrechnungsabschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Beschlußfassung  darüber  bestimmten  General- 
versammlung mitsutheilen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnverteilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§  45. 

Die  Bau-  und  Betriebsrechnungen  für  die  Linie  Wien-Pottendorf- 
Landeegrenze  (Concessionsurkunde  vom  10.  September  1872)  und  für 
die  Linie  Wr.-Neustadt-Grammat- Neusiedl  sammt  Zweigbahn  gegen 
Neufeld  (Concessionsurkunde  vom  23.  August  1869)  werden  voll- 
mundig getrennt  geführt.  Die  Theiluog  der  beiden  Linien  gemeinsamen 
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Einnahmen  und  Ausgaben  findet  nach  den  vom  Verwaltungsrathe  dies- 
falls mit  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  festzustellenden 
Grundsätzen  statt.  Sollte  jedoch  die  Begünstigung  der  Befreiung  von 
der  Einkommensteuer,  und  der  Entrichtung  der  Couponstempelgebühren 
für  beide  Linien  und  auf  eine  gleiche  Dauer  bewilligt  werden,  so 
kann  die  getrennte  Führung  der  Rechnungen  entfallen. 
Vgl.  Doc  4. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  De- 
cember  abgeschlossen  und  mit  der  nach  Vorschrift  der  Gesetze  ver- 
fassten  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisionsausschusses  der 
Generalversammlung  vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  von  der  Coustituirung 
der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1875. 

§  46. 

Für  die  Verwendung  des  Ertrages  der  im  §  2  genannten  Linien 
gelten  folgende  Grundsätze: 

Das  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhaltungs- 
auslagen, dann  der  Steuern,  der  eventuellen  Kosten  für  die  Beschaffung 
des  zur  Zinsenzahlung  und  Capitalstilgung  erforderlichen  Silbergeldes 
und  nach  Deckung  der  Verluste  und  Abschreibungen  vorhandene 
Erträgniss  wird  verwendet: 

a)  vor  allem  zur  Bestreitung  des  Erfordernisses  für  die  Verzinsung 
und  planmässige  Tilgung  der  Prioritätsobligationen,  dann 

b)  zur  Bestreitung  einer  öpercentigen  Dividende  von  dem  ein- 
gezahlten Actiencapitale  und  seinerzeit  zur  Deckung  der  plan- 
mässigen  Tilgungsquote  für  die  Amortisation  des  Actiencapitales 
(§  48),  und 

c)  der  etwaige  Rest  nach  eventueller  (§  51)  Ausscheidung  von 
2  Percent  für  den  Reservefond,  zur  Vertheilung  als  Super- 
dividende  unter  alle  Actionäre  oder  in  der  sonst  von  der  General- 
versammlung beschlossenen  Weise,  verwendet. 

§  47. 

Die  Zahlung  der  auf  die  Actien  entfallenden  Dividende  erfolgt 
spätestens  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres;  es  steht  dem  Verwaltungs- 
rathe  frei,  unter  der  im  Art.  241  H.  G.  B.  normirteu  Haftung  a  Conto 
der  Dividende  eine  5  Percent  des  Actiencapitale»  nicht  übersteigende 
Abschlagszahlung  schon  im  Jänner  zu  erfolgen,  wenn  das  Vorhandensein 
eines  ausreichenden  Ertrages  constatirt  ist. 

Die  Zinsen  der  Prioritätsobligationen  werden  halbjährig  am 
1.  Jänner  und  am  1.  Juli  gezahlt. 

Bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  beiden  im  §  2,  lit.  o  und  6 
bezeichneten  Linien  geniessen  die  Actien  und  Obligationen  eine  5per- 
centige  Verzinsung  in  Silber,  welche  am  1.  Jänner  und  1.  Juli 
geleistet  wird. 
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Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer 
Fälligkeit  nicht  behoben  werden,  eind  zu  Gunsten  des  Reservefondes 
der  Gesellschaft  verfallen. 

Zur  Bestreitung  der  ersten  Erfordernisse  des  Betriebes  wird  aus 
dem  Baucapitale  ein  Betrag  von  200.000  fl.  reservirt. 

§  48. 

Die  Tilgung  des  Anlagecapitales  erfolgt  aus  dem  Reioerträguisse 
(§  46,  lit.  a  und  b)  innerhalb  der  Conceasionsdauer  nach  dem  der 
hohen  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegenden  Tilgungsplane. 

Der  Tilgung  der  Actien  hat  jene  der  Prioritätsobligation  en 
voranzugehen. 

•  Die  Reihenfolge  der  zu  tilgenden  Prioritätsobligationen  und  Actien 
wird  durch  Verlosung  bestimmt. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars 
vorgenommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritätsobligationen  und  Aetien 
werden  in  Gemässheit  des  §  4  kundgemacht.  Die  getilgten  Actien 
werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht,  dereu  Besitzer  an  der  im 
§  46,  lit.  b  erwähnten  5percentigen  Dividende  keinen  Antheil,  auf  die 
etwaige  Superdividende  (§  46,  lit.  e)  aber  gleichen  Anspruch  mit  den 
Actienbesitzern  haben  und  auch  in  allen  anderen  Beziehungen  den 
Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtbeilung  der  Beschlussfähigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  der  Bemessung  des  vertretenen  Capitales 
(§  36)  die  Genussscheine  den  Actien  gl  eich  geachtet. 

Das  Formular  der  ebenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine 
wird  seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  festgestellt. 

VII.  Abschnitt. 
Reservefond. 
§  49. 

Für  die  beiden  im  §  2,  lit.  a  und  6  bezeichneten  Linien  wird 
ein  gemeinschaftlicher  Reservefond  gebildet,  welcher  zur  Deckung 
ausserordentlicher  Auslagen,  Nachschaffungen  von  Betriebsmitteln  und 
Betriebsvorkehrungen,  sowie  zu  Neubauten  und  Erweiterungen  für  die 
Linien  bestimmt  ist.  Demselben  werden  zugewiesen: 

a)  ein  Zuschuss  von  mindestens  2  Percent  von  dem  Ueberschusse 
über  das  Erforderniss  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  und  Actien  (§  46,  lit.  c); 

b)  die  verjährten  Zinsen  und  Dividenden; 

c)  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Oberbaues  und 
der  Betriebsmittel. 
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§  60. 

Die  Dotirung  des  Reservefondes  in  Gemä6sheit  des  §  49  beginnt 
mit  dem  ersten  Rechnungsabschlüsse  und  wird  eingestellt,  sobald  er 
die  Höhe  von  10  Percent  des  Gesammtanlsgecapitales  (§  6)  erreicht 
hat  und  insolange  er  sich  anf  dieser  Höhe  erhält. 

§  61. 

Ftir  den  Fall,  als  die  Gesellschaft  ihre  Linien  auf  die  ganze 
Concessionsdauer  verpachtet,  hat  ihrerseits  die  Bildung  des  vor- 
stehenden Reservefondes  und  daher  auch  die  Zuweisung  der  2  Percent 
des  im  §  47,  lit.  c  bestimmten  Ueberschusses  in  denselben  zu  entfallen; 
es  ist  aber  in  dem  Pachtvertrage  dafür  vorzusorgen,  dass  der  Pächter 
die  etwa  zur  Deckung  ausserordentlicher  Auslagen,  zu  Nachscbaffungen 
von  Betriebsmitteln  und  Betriebsvorkehrungen,  sowie  su  Recon- 
structionen,  Neubauten  und  Erweiterungen  auf  den  gepachteten  Linien 
erforderlichen  Beträge  (§  49)  aus  Eigenem  bestreitet. 

Nur  die  verjährten  Zinsen  und  Dividenden  werden  auch  in  diesem 
Falle  in  einen  Reservefood  eingelegt,  über  dessen  Verwendung  die 
Generalversammlung  zu  bestimmen  hat. 

VIII.  Abschnitt 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  52. 

Streitigkeiten  aus  den  Gesellschaftsverbfiltniesen  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  53. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird 
von  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und 
insbesondere  in  Gemässheit  des  §  19  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  10.  September  1872  und  des  §  16  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  23.  August  1869  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiermit  verbundene  Geechäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Paußcbalvergtitung  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  54. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  um  eine  Dienetesstelle  sich 
bewerbenden  und  dazu  geeigneten  Unterofficiere  der  k.  k.  Armee  vor 
anderen  Bewerbern  zu  berücksichtigen. 
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§  55. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5)  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässbeit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
und  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  festgestellt. 

§  56. 

Vorübergehende  Bestimmungen. 

Constituirende  Versammlung. 

Die  constitnirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  der 
Zeichnung  des  Actiencapitales  durch  die  Concessionäre  ohne  Rücksicht 
auf  die  im  §  33  bestimmte  Einberufungsfrist  mittelst  einmaliger 
Kundmachung  in  der  „Wiener  Zeitung"  einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Statuten,  welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und 
auf  den  Vorsitz  beziehen,  keine  Anwendung.  Der  Vorsitzende  wird  von 
der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes,  sowie  der  Revision  zu  wählen,  und  den  Werth  der 
Präsenzmarken  für  die  Verwaltungsrathesitzungen  zu  bestimmen. 

Die  constituirende  Versammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die 
Mehrsahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  das  Recht,  den 
Pachtvertrag  über  die  Verpachtung  der  ganzen  Bahn  an  die  k.  k.  priv. 
Südbahngesellschaft  für  die  ganze  Dauer  der  Concession  zu  genehmigen 
und  den  Verwaltungsrath  zur  Ausfertigung  dieses  auch  von  der 
Regierung  zu  genehmigenden  Pachtvertrages  zu  ermächtigen. 

Ueber  die  Verhandlung  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 


Z.  6464. 

Die  vorstehend  geänderten  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm 
30-  Mar«  1874,  Z.  4617,  genehmigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Aller- 
höchster Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  15.  Mai  1879. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
Taaffe  m.  p. 


Digitized  by  Google 


D.  Wiener  Verbindungsbahn. 


Die  Wiener  Verbindungsbahn  vom  Südbahnhofe  big  zum  Nordbahnhofe 
wurde  vom  Staate  erbaut  und  eröffnet  in  den  Streoken:  Stldbahnhof-Zollamt  am 
15.  October  185?  und  Zollamt-Nordbahnhof  am  1.  Juli  1859. 

Mittelst  Uebereinkommens  vom  25.  Janner  1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  21,*) 
wurde  den  in  Wien  einmündenden  Bahnen,  nämlich  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft, der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft,  der 
auaschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn,  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth - 
Bahn,  der  k.  k.  priv.  österreiobischen  Nordwestbahn  und  der  k.  k.  priv.  Kaiser 
Franz  Joseph-Hahn  als  Käufern  der  Wiener  Verbindungsbahn  die  Conoession 
zum  Betriebe  derselben  ertheilt. 

In  Ausführung  des  §  7  dieses  Uebereinkommens  wurde  anläßlich  des 
Umbaues  der  Wiener  Bahnhöfe  der  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahn- 
Gesellschaft  und  der  Südbahn  die  Theilstreeke  vom  Durchbruche  des  Linien- 
wallea  bis  zum  Südbahnhofe  umgebaut,  bis  zum  Fraohtenbahnhofe  der  Südbahn 
in  Matzleinsdorf  verlängert  und  in  dieser  neuen  Gestalt  am  15.  Mai  1873 
eröffnet. 

Mit  dem  Gesellsohaftsvertrage  vom  31.  März  1877  constituirten  sich  die 
genannten  sechs  Bahnen  als  offene  Gesellschaft. 

In  Folge  Verstaatlichung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  der  Kaiser 
Franz  Joseph-Bahn  gingen  die  diesen  Bahnen  zukommenden  Sechstelantheile 
an  der  Wiener  Verbindungsbahn,  und  zwar  ersterer  mit  1.  Jänner  1862,  letzterer 
mit  1.  Juli  1884  an  den  Staat  Aber.  (Vgl.  bezüglich  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn 
§  12  des  Uebereinkommens  vom  24.  Deoember  1880  und  28.  Jänner  1881,  I.  Bd., 
8.  16  dieser  Sammlung,  und  bezüglich  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  §  1,  lit.  c 
des  Uebereinkommens  vom  12.  Deoember  1883  und  21.  Jänner  1884,  I.  Bd., 
S.  62  dieser  Sammlung.) 

Weiten  erwarb  der  Staat  auf  Grund  des  §  14  des  Uebereinkommens  mit  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  vom  10.  Jäuner  und  17.  Juli  1886  (II.  Bd.,  S.  21 
dieser  Sammlung,  nnd  §  32  der  Concessionsurknnde  vom  1.  Jänner  18*6 
(II.  Bd.,  S.  47)  mit  1.  Jänner  1887  den  Sechstelantheil  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn. 

Gesetz  vom  30.  Mai  1889,  R.  G.  BL  Nr.  88, 

betreffend  die  Erwerbung  der  der  österreichischen  Nordwestbahn,  der 
österreichisch-ungarischen  Staatseisenbiihii-Gesellschaft  und  der  Sudbahn- 
Gesellschaft  gehörigen  Einsechstelantheile  an  der  Wiener  Verbindungsbahn 

durch  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

•)  Vgl.  Eisenb.-Ge9.-Samml.  I,  1,  S.  573. 
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Artikel  I. 

Die  Regierang  wird  ermächtigt,  von  der  priv.  österreichischen 
Nordwestbahn  and  der  priv.  österreichisch- ungarischen  Staatseisenbahn- 
Gesellschaft  die  denselben  gehörigen  Einsechstelantheile  an  der  Wiener 
Verbindungsbahn  derart  für  den  Staat  zu  erwerben,  daes  den  genannton 
Gesellschaften  hiefilr  die  Zahlung  gleicher,  vom  1.  Jänner  1889  bis  dahin 
1959  laufender  Annuitäten,  welche  zusammen  den  Betrag  von  67.000  fl. 
nicht  übersteigen  dürfen,  aus  Staatsmitteln  geleistet  wird. 

Für  den  Fall,  als  in  der  Zeit  vom  1.  Jänner  1889  bis  zum 
Vollzuge  der  Erwerbung  der  vorhin  bezeichneten  Einsechstelantheile 
Erweiterungen  der  Anlagen  der  Wiener  Verbindungsbahn  oder  sonstige 
die  normale  Bahnerhaltung  überschreitende  Investitionen  zur  Ausführung 
gelangen  sollten,  können  die  angeführten  Annuitäten  um  jenen  Betrag 
erhöht  werden,  welcher  zur  öpercentigen  Verzinsung  des  von  den 
genannten  Ballgesellschaften  für  derartige  Erweiterungen  und  Inve- 
stitionen thatsächlich  bestrittenen  Kostenaufwandes,  sowie  zur  Tilgung 
des  letzteren  bis  zum  Ende  des  Jahres  1959  erforderlich  ist. 

Artikel  II. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zu  dem  ihr  geeignet  erscheinenden 
Zeitpunkte  von  der  priv.  Südbahn- Gesellschaft  den  derselben  gehörigen 
Einsechstelantheil  an  der  Wiener  Verbindungsbahn  gegen  eine  an  die 
genannte  Bahngesellschaft  bis  einschliesslich  des  Jahres  1959  zu 
bezahlende  Jahresrente,  welche  den  Betrag  von  33.000  fl.  nicht  tiber- 
steigen darf,  für  den  Staat  zu  erwerben. 

Auf  Grand  der  Bestimmung:  des  vorstehenden  Artikels  erwarb  der  Staat 
den  8eohstelantbeil  der  k.  k.  priv.  äüdbahn- Gesellschaft  mit  Wirksamkeit  vom 
1.  Jänner  1895. 

Artikel  III. 

Die  im  Art.  I  und  II  erwähnten  Annuitäten  sind  von  jeder 
gegenwärtigen  oder  künftigen  Steuer,  wie  auch  von  der  Entrichtung 
aller  wie  immer  gearteten  Gebühren  befreit. 

Die  über  den  Empfang  der  einzelnen  Annuitätenbeträge  aus- 
zustellenden Quittungen  gemessen  die  Stempelfreiheit. 

Für  die  zum  Zwecke  der  Durchführung  der  Erwerbung  der  im 
Art.  I  und  II  angeführten  Einsechstelantheile  zu  errichtenden  Acte  und 
Urkunden,  sowie  für  die  aus  diesem  Anlasse  vorzunehmenden  bücher- 
lichen Eintragungen  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  gewährt. 

Artikel  IV. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzministcr  beauftragt. 

Wien,  am  30.  Mai  1889. 
Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 
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E.  Kahlenberg  -  Eisenbahn  -  Gesellschaft, 

System  Rigi. 

1.  Concessionsurkunde  vom  10.  August  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  133, 

zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotirelsenbahn  mit  Zahnradbetrieb  tob 
Nnssdorf  auf  dag  Plateau  deg  Kahlenbergeg. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ertheile  ich  der  Union- 
bank im  Vereine  mit  den  Herren  Victor  Ritter  v.  Ofenheim  und 
Dr.  Joseph  Ritter  v.  Winiwarter  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Locomotiveisenbahn  mit  Zahnradbetrieb  von  Nussdorf  auf  das 
Plateau  des  Kahlenbergeg  bei  Josefgdorf  auf  die  Dauer  von  40  Jahren 
unter  nachstehenden  Bedingungen: 

I. 

Die  Coneeesionäre  gind  verpflichtet,  den  Bau  und  die  Betriebg- 
einrichtung der  Bahn  vollkommen  kunstgerecht,  nach  Maasgabo  der 
von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Pläne  herzustellen  und 
einzurichten. 

Allfallige,  von  den  Concessionären  als  wttnschenswerth  erachtete 
Aenderungen  in  den  Projecten  bleiben  der  Genehmigung  des  Handels- 
ministeriums vorbehalten. 

Die  Conceggionare  sind  verpflichtet,  beim  Bau  sich  nicht  nur 
nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vorgchriften 
zu  benehmen,  gondern  vielmehr  allen  nach  dem  Resultate  der  politischen 
Begehung  oder  auch  später  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres 
und  der  öffentlichen  Sicherheit  nothwendig  befundenen  Anordnungen 
des  Handeigministeriums  bezüglich  der  Ausführung  des  Baues,  der 
Betriebseinrichtung  und  der  Betriebsführung  in  jeder  Richtung  zu 
entsprechen. 

Die  Concessionäre  sind  nur  zur  Herstellung  eines  Geleises  ver- 
pflichtet, haben  aber  das  Recht,  die  Bahn  jederzeit  nach  ihrem  Ermessen 
zweispurig  anzulegen. 
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Alle  Uuterbauobjecte  and  Kunstbauten  sind  sogleieh  definitiv  ans 
Eisen  nnd  Stein  herzustellen. 

II. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  während  des  Baues  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  dass  der  Verkehr  auf  den  bestehenden  Wegen 
und  Verbindungsmitteln  nicht  unterbrochen,  noch  an  Grundstücken  und 
Gebäuden  Schaden  zugefügt  werde. 

III. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Bisenbahnlinie 
binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage,  zu  beginnen  und  binnen 
einem  weiteren  Jahre  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben,  widrigenfalls  diese  Concession  als 
erloschen  zu  betrachten  seiu  würde. 

Die  Betriebseröffnung  fand  am  7.  März  1874  statt. 

Die  Verpflichtung  des  Bahnbetriebes  erstreckt  sich  nur  auf  den 
Zeitraum  vom  15.  April  bis  15.  October  und  auf  die  Einrichtung 
je  eines  in  der  Bergfahrt  und  in  der  Thalfahrt  verkehrenden  Zuges. 

Es  steht  jedoch  den  Concession ären  frei,  nach  dem  jeweiligen 
Bedürfnisse  und  der  Leistungsfähigkeit  der  Bahn  die  Zahl  der  täglich 
fahrplanmässig  verkehrenden  Züge  zu  vermehren,  und  auch  Separatzüge 
einzurichten. 

Ueber  den  Beginn  und  Schluss  des  Betriebes  ist  dem  Handels 
roinisterium  Anzeige  zu  erstatten;  die  Fahrpläne  sind   dem  Handels- 
ministerium vorzulegen  und  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unter, 
ziehen. 

IV. 

Der  Betrieb  der  Bahn  kann  erst  eröffnet  werden,  wenn  das 
Handelsministerium  auf  Grund  einer  mit  Rücksicht  auf  die  vollkommene 
Sicherheit  ihrer  Benützung  vorgenommenen  Untersuchung  und  Er- 
probung derselben  in  all  ihren  Bestandtheilen  die  Bewilligung  hiezu 
ertheilt  hat. 

Auch  nach  Inbetriebsetzung  der  Bahn  ist  die  Regierung  jederzeit 
befugt,  eine  solche  Untersuchung  anzuordnen. 

Sollte  die  in  Folge  einer  Untersuchung  von  der  Regierung  an- 
geordnete Beseitigung  von  Mängeln  nicht  sofort  erfolgen,  so  ist  der 
Regierung  vorbehalten,  die  geeigneten  Massregeln  zur  Abhilfe  auf 
Kosten  der  Concessionäre  nach  ihrer  Wahl  zu  treffen  und  eventuell 
die  Betriebseinstellung  zu  verfügen. 
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V. 

Die  Conceasionäre  haben  die  Verpflichtung: 

a)  die  Briefpost  und  den  dieselbe  eventuell  begleitenden  Post- 
bediensteten  mit  den  pflichtmässigen  Zügen  (2),  sowie  die 
Aufsichtsorgaoe  der  k.  k.  Generalinspection  und  die  polizeilichen 
Sicherheitsorgane  im  Dienste  mit  allen  fahrplanmäßigen  Zügen 
unentgeltlich  an  befördern; 

b)  längs  der  Bahn  eine  elektromagnetische  Telegraphenleitung  für 
Betriebszwecke  entweder  selbst  herzustellen  oder  durch  die 
Staatstelegraphenverwaltung  gegen  Vergütung  der  Kosten  herstellen 
zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  längs  der 
stehenden  Säulen  Staatstelegraphendrähte  nach  Bedarf  anzubringen;  es 
kann  aber  auch  die  Betriebstelegraphenleitung  zur  Beförderung  von 
Staats-  und  Privatdepeschen  benützt  werden. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Herstellung  und  Instand- 
haltung der  Leitung  und  die  Benützung  des  Betriebsdrahtes  für  andere 
als  Betriebsz  wecke,  bleiben  einem  specielleo  Uebereinkommen  zwischen 
der  Staatstelegraphenverwaltung   und  den  Coucessiouären  vorbehalten. 

TL 

Den  Concesaionären    wird   gestattet,   folgende  Maximaltarifsätze 


einzuheben : 

a )  Bei  Personen  : 

für  die  Bergfahrt  per  Person  1  fl.  —  kr. 

„     „    Thalfahrt    „       „    „  70  „ 

Kinder  unter  zwei  Jahren,  die  auf  dem  Schosse  gehalten  werden, 
sind  frei. 

b)  Bei  Sachen:  Gepäck  der  Reisenden: 

für  die  Bergfahrt  per  Zollcentner   50  kr. 

b    „    Thalfahrt    „  „   85  n 


Hiebei  soll  jedes  Colli  unter  50  Pfund  mit  einem  halben  Centner, 
jedes  Colli  über  50  Pfund,  jedoch  unter  einem  Centner,  für  einen 
ganzen  Centner  gerechnet  werden. 

Für  den  Fall,  als  eine  Waarenbeförderung  eintreten  würde,  sollen 

für  die  Bergfahrt  per  Zollcentner  höchstens  25  kr. 

ff    -    Thalfahrt    „  „  „   lV/2  „ 

eingeboben  werden. 

Die  Tarifsätze,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  und 
Beförderung  von  Personen  und  Sachen,  über  die  hieraus  erwachsende 
Haftpflicht,  dann  über  die  Lieferungszeit,  sind  dem  Handelsministerium 
vorzulegen  und  öffentlich  kundzumachen. 

Di«  R«cht«arkti»d«n  der  O.terr.  KU«abthn*n.  III.  7 
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Bezüglich  der  Fahr-  und  Frachtpreise  hat  Niemand  auf  eine 
besondere  Begünstigung  Ansprach. 

VII. 

Hinsichtlich  des  Betriebes  und  Bahndienstes  sind  von  den  Gon- 
cessionären  das  Betriebsreglement  und  die  verschiedenen  Instructionen 
für  die  Bahn  bedien  steten  auszuarbeiten  und  dem  Handelsministerium 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

VIII. 

Die  Regierung  wird  zur  Ueberwachung  des  Unternehmens  einen 
Gommissär  bestellen,  welchem  im  Falle  der  Bildung  einer  ctien- 
gcsellschaft  auch  das  Recht  zustehen  wird,  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsausschusses, sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es 
für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  allffillige,  dem  Staats- 
interesse  zuwiderlaufende  Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  mit  dieser  Ueberwachung  verbundene  Geschäftslast  haben 
die  Goncessionäre  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz 
zu  leisten,  deren  Höhe  das  Handelsministerium  bestimmen  wird. 

IX. 

Den  Goncessionären  wird  ferner  die  Goncession  für  eine  von 
Unter-Döbling,  und  eventuell  von  Heiligenstadt  über  das  Krapfen- 
wäldchen,  auf  das  Plateau  des  Kahlenberges  führende  Bergbahn  mit 
Zahnradbetrieb  unter  der  Bedingung  ertheilt,  dass  sich  bei  der  Prüfung 
des  Detailprojectes  keine  Anstände  gegen  dessen  Durchführung  ergeben. 

Die  näheren  Bedingungen  rücksichtlich  des  Baues  und  Betriebes 
dieser  Linie  werden  nachträglich  festgestellt  werden. 

Banbans  m.  p. 

2.  Concessionsurktinde  vom  20.  Jänner  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  14, 

ftir  die  Trambahn  von  Wien  (Schottenring)  zum  Bahnhofe  der  Kahlen- 
bergbahn In  Nunsdorf  mit  einer  erentuellen  Abzweigung  nach  He lligenstadt. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  zufolge  der  Allerhöchsten 
Erschliessungen  vom  25.  Februar  1859  und  vom  8.  März  1867 
ertbeile  ich  der  Kahlenberg- Eisenbahn-Gesellschaft  (System  Rigi)  die 
angesuchte  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  zunächst  für  den 
öffentlichen  Personenverkehr  bestimmten,  mit  Benützung  der  bestehen- 
den Strasseuzüge  herzustellenden  Trambahn  vom  Schottenriug  in  Wien 
in  der  Richtung  der  Hohenstaufengasse,  Liechtensteinstrasso  und  der 
Wien-Klosterneuburger  Landesstrasse  bis  zum  Bahnhofe  der  Kahlenberg- 
Zahnradbahn  in  Nunsdorf  nebst  einer  eventuellen    Abzweigung  nach 
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Heiligenstadt  auf  die  Dauer  von  fünfzig  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet,  unter  den  nachstehenden  Bedingungen. 

Die  Linie  vom  Schottenring  nach  Nassdorf  wurde  am  20.  Juli  1886,  die 
Abzweigung  von  der  Nussdorfer  Strasse  naob  Heiligenstadt  am  26.  Mai  1891  dem 
Betriebe  übergeben. 

Der  Bau  und  Betrieb  dieser  Strecken  ist  zufolge  Vereinbarung  vom 
3.  Juli  1884  von  der  Neuen  Wiener  Tramway- Gesellschaft  für  eigene  Rechnung 
dieser  Gesellschaft  übernommen  worden. 

§  1. 

Die  concessionirte  Trambahn  ist  innerhalb  der  Linien  Wiens 
lediglich  mit  Pferdekraft  zu  betreiben,  wogegen  ausserhalb  der  Linien 
die  Verwendung  entsprechend  construirter  Locomotiven  gestattet  wird, 
uud  ist  demgemäsa  der  Bau,  sowie  die  Betriebscinrichtuog  auszuführen. 

Dabei  ist  auf  den  directen  Oeleiseanschluss  der  concessionirten 
Bahn  an  die  von  der  Neuen  Wiener  Tramway-Gesellschaft  nächst  der 
Nussdorfer  Linie  herzustellende  Verbindungsstrecke  Bedacht  zu  nehmen 
und  mit  dieser  Gesellschaft  eine  Vereinbarung  wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  im  Sinne  des  gegenseitigen  Wagenttbergangea  zu  treffen. 

Auch  hat  der  Concessionär  wegen  Herstellung  einer  Verbindung 
der  concessionirten  Bahn  mit  der  Linie  Schottenring-Franz  Joseph- 
Bahn  der  Wiener  Tramway-Gesellschaft  durch  die  Spittelauer-  und 
Althangasse  auf  den  Althanplatz  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten 
Gesellschaft  anzustreben. 

Die  getroffenen  Vereinbarungen  sind  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Concessionär  hat  insbesondere  —  so  viel  au  ihm  liegt  — 
für  die  thunlichste  Erleichterung  des  von  der  eigenen  auf  die  fremde 
Bahn  und  umgekehrt  übergehenden  Personenverkehres  durch  Ein- 
richtung eines  Correspondenzdienstes  und  Ausgabe  directer  Fahrbillette 
Sorge  zu  tragen  und  unterwirft  sich  in  dieser  Hinsicht,  falls  eine 
Einigung  mit  den  Nachbarbahnen  nicht  zu  erzielen  sein  sollte,  dem 
Ausspruche  des  Handelsministeriums. 

§  2. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtung  der  con- 
cessionirten Bahn  hat  nach  Massgabe  der  vom  Handelsministerium 
festgesetzten  technischen  ConcessionsbedingnUse  und  der  in  Gemässheit 
derselben  aufzustellenden  Detailprojecte,  deren  Genehmigung  dem 
Handelsministerium  vorbehalten  bleibt,  stattzufinden. 

Etwaige  Abänderungen  der  auf  Grund  des  Ergebnisses  der 
politischen  Begehuog  genehmigten  Bahnanlag a  unterliegen  der  Genehmi- 
gung der  Staatsverwaltung. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  uni  die  au3 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anorlnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  z\  befolgen.    Desgleichen  hat  der 
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Concessionär  auch  allen  vom  Handelsministerium  aas  öffentlichen 
Rücksichten  nachträglich  an  stellenden  Anforderungen  bezüglich  der 
Bauausführung,  Betriebsausrttstung  nnd  Betriebsfttbrung  Folge  in  leisten. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  B%u  der  concessionirten 
Eisenbahn  Schottenriug-Nussdorf  sofort  nach  Ertheiluug  der  behörd- 
lichen Baubewilligung  au  beginnen  und  binnen  längstens  einem  Jahre, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn 
dem  öffentlichen  Verkehre  za  übergeben  und  während  der  ganzen  Con- 
cessionsdauer  unbeschadet  der  Anordnungen  im  §  9  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauvollendungätermines  hat 
der  Concessionär  durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  5000  fl. 
Österr.  Währ,  in  zur  Anlage  von  Pupillargeldern  geeigneten  Werth- 
effecten  Sicherheit  za  leisten. 

Die  Festsetzung  des  Termines,  innerhalb  dessen  die  eventuell 
auszuführende  Abzweigung  nach  Heiligenstadt  herzustellen  ist,  bleibt 
dem  Handelsministerium  vorbehalten. 

§  *' 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten,  als 
gemeinnützig  anerkannten  Eisenbahn  das  Enteignungsrecht  nach  den 
Bestimmungen  der  einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  eingeräumt. 

§  5. 

Alle  Veränderungen,  welche  in  Folge  der  Anlage  der  con- 
cessionirten Trambahn  an  Canälen,  Rohrleitungen  oder  am  Niveau  des 
Pflasters  nothwendig  werden,  sind  von  dem  Concessionär  auf  seine 
eigenen  Kosten  in  der  ihm  von  der  competenten  Behörde  vorzu- 
schreibenden Weise  herzustellen  nnd  ist  der  Concessionär  für  jeden 
Schaden,  der  durch  die  Anlage  der  Bahn  an  den  gedachten  Objecten 
oder  sonst  an  öffentlichem  Gute  oder  Privateigenthum  verursacht  wird, 
verantwortlich  und  ersatzpflichtig. 

§  6. 

Der  Concessionär  hat  in  den  zur  Anlage  der  concessionirten 
Trambahn  zu  benutzenden  Strassen  die  Fahrbahn  in  der  hiefür  be- 
stimmten, respective  noch  zu  bestimmenden  Ausdehnung  herzustellen, 
zu  erhalten,  zu  reinigen  und  zu  bespritzen,  wie  auch  bezüglich  der 
bezeichneten  Strassenfläche  die  Schneesäuberuag  zu  besorgen. 

Innerhalb  der  Linien  WienB  liegt  dem  Concessionär  auch  die 
Verpflichtung  ob,  die  bezeichnete  Strassenflüche  zu  pflastern,  be- 
ziehungsweise das  Strassen pflaster  in  der  vorgeschriebenen  Weise 
wieder  herzustellen. 

Hinsichtlich  des  Ausmasses,  in  welchem  die  vorstehenden  Ver- 
pflichtungen den  Concessionär  treffen,  sowie  hinsichtlich  der  sonstigen, 
aus  Öffentlichen  Rücksichten  einzuhaltenden  Modalitäten  der  Strassen- 
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bentttsung  bat  der  Concessionär  den  Anordnungen  der  zuständigen 
Behörden  und  Organe  genaueste db  nachzukommen. 

§  7. 

Der  CouceMiooär  bat  sieb  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
ceasionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Coucetsion  und 
der  zugehörigen  technischen  Concessionsbedingnisse,  sowie  nach  den 
diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich  nach 
dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854,  R.  6.  Bl. 
Nr.  238,  und  —  insoweit  der  Betrieb  mit  Dampf  kraft  erfolgt  —  der 
Eisenbabnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
vom  Jahre  1852  sammt  Nachträgen,  dann  nach  den  etwa  künftig  su 
erlassenden  Geaetsen  und  Verordnungen  au  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  enthaltenen  Sicherheits-  und  Verkehrsvorschriften  inso- 
weit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  in 
den  technischen  Concessionsbedingnissen  festgesetate  Maximalf  ab  r- 
gesebwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
su  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  8. 

Die  Betriebeeröffnung  darf  nur  mit  besonderer  Bewilligung  des 
Handelsministeriums  auf  Grund  der  technisch-polizeilichen  Prüfung  der 
Babnanlage  erfolgen. 

Falls  aus  Anlass  von  Feierlichkeiten,  Truppenmärschen,  Paraden, 
dann  von  Herstellungen  an  Canälen,  Röbrenleitungen  etc.  von  Seite 
der  Behörden  die  zeitweilige  Einstellung  des  Wagenverkehres  auf  einer 
Strecke  der  concessionirten  Trambahn  für  nothwendig  erachtet  würde, 
bat  sieb  der  Concessionär  den  einschlägigem  Anordnungen  der  Behörde 
ohne  irgend  einen  Anspruch  auf  Entschädigung  für  den  ihm  aus  der 
zeitweiligen  Einstellung  des  Betriebes  erwachsenden  Verlust  unweigerlich 
su  fügen. 

Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  dem  Concessionäre  ob,  insoweit 
und  insolange  eine  Betriebseinstellung  im  Mobilisirungs-  oder  Kriegs- 
fälle zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  den  von  der  Trambahn  benützten  Strassen  nach  dem 
Erachten  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigung reisender  Militärs  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 
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Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondein  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenttbungen  und  Controlsversammluugen, 
ferner  auf  das  Militär wachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch- organisirte  Finanz«  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  Uber  die  An- 
8cha£fung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
tran eporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grosse»  er  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachträgst! herein- 
kommen, bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitritte*  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundäreu  Charakters  der 
concessionirten  Trambahn  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen 
in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar 
erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  IL 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet: 

a)  die  Briefpost  und  den  dieselbe  eventuell  begleitenden  Post- 
bediensteten, die  Aufsichtsorgane  der  k.  k.  Geueralinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  und  die  polizeilichen  Sicherheits- 
organe im  Dienbt  mit  allen  fabrplanmässigen  Zügen  unentgeltlich 
zu  befördern; 

b)  für  die  eventuelle  Beförderung  der  Fahrpost  gegen  ein  an- 
gemessenes, im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt 
Sorge  zu  tragen. 

§  12. 

Die  Tarife  für  den  Personenverkehr,  wie  auch  die  im  Falle  der 
Einrichtung  einer  öffentlichen  Frachten beförderung  auf  letztere  be- 
züglichen   Tarife    einschliesslich    der    Waarenclassification    und  aller 
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Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsmini- 
Stenums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits 
auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  ßahnunternehmens  Bedacht 
genommen  werden  wird. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Ge- 
bühren dürfen  nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne 
Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Der  Personenfahrpreis  innerhalb  der  Linien  Wiens  wird  mit 
5  kr.  österr.  Währ,  festgesetzt. 

Sollte  die  concessionirte  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden 
Betriebsjahren  ein  Reinerträgniss  von  mindestens  7  Percent  des 
Anlagecapitales  geliefert  haben,  so  kann  das  Handelsministerium  eine 
verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft  gestandenen 
Tarifsätze  anordnen. 

§  13. 

Der  Kahlenberg-Eisenbahn-Gesellscbaft  (System  Rigi)  wird  das 
Recht  eingeräumt,  die  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  con- 
ceseionirten  Trambahn  erforderlichen  Geldmittel  entweder  durch  Er- 
höhung des  Actiencapitales  oder  durch  Ausgabe  von  Prioritätsactien  zu 
beschaffen,  denen  bis  zum  Betrage  einer  öpercentigen  Dividende  der 
Vorrang  vor  den  alten  Actieu  (Stammactien)  zustehen  soll,  wobei 
jedoch  eine  Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht 
stattzufinden  hat. 

Das  Formular  der  etwa  auszugebenden  Prioritätsactien  unterliegt 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Das  Anlagecapital  der  concessionirten  Trambahn  ist  innerhalb 
der  Concesdonsdauer  nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu 
genehmigenden  Tilgungeplane  zu  amortieiren. 

§  14- 

Fabrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
alle  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken 
zu  beschaffen. 

§  15. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  concessionirten  Bahn,  sowie  die  Betriebs- 
einrichtungen  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden 
und  auf  die  Hintanhaltung,  rücksichtlich  Beseitigung  von  Gebrechen 
in  dieser  Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  den  bei  der 
Gesellschaft  bestellten  landesfürstlichen  Commissär  Einsicht  in  die 
Gebarung  zu  nehmen. 
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§  16. 

Die  gegenwärtige  Concession  erlischt,  wenn  die  im  §  2  derselben 
festgesetzten  Termine  für  den  Beginn  und  die  Vollendung  des  Baues, 
respective  die  Betriebaeröffnung  nicht  eingehalten  werden. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concession,  den  technischen  Concessions- 
bedingnissen  oder  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Conceesionsdauer  die 
Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Plno  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Kahlenberg'Eisenbahn-Oesellschaft,  System  Rlgl. 

Titel  r. 

Firma,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Artikel  1. 

Zur  Ausfuhrung  der  in  der  Concessionsurkunde  ddo.  Wien,  den 
10.  August  1872,  bezeichneten  Unternehmung  und  zur  Durchführung  der 
statutenmässigen  Geschäfte  wird  von  den  Concessionären  eine  Actiengeeell- 
schaft  unter  der  Firma:  „Kahlenberg-Eisenbahn-Gesellschaft,  System  Rigi" 
gegründet. 

Artikel  2. 

Alle  in  dieser  Concessionsurkunde  enthaltenen  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten werden  von  den  Concessionären  an  diese  Actiengesellschaft 
abgetreten  und  übertragen. 

Artikel  3. 
D<;r  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

1.  der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Concessionsurkunde  vom 
10.  August  1872  bezeichneten  Eisenbahnlinien; 

2.  der  Bau  und  Betrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche  die 
Gesellschaft  in  der  Folge  vertragsmäßig  oder  durch  Concession  erwerben 
oder  pachten  wird; 

3.  jeder  Fuhrdienst  und  jedes  Speditionsgeschäft  zu  Wasser  und 
zu  Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  von  der  Gesellschaft  ge- 
pachteten oder  ihr  eigenthümlich  gehörigen  Eisenbahnen  eingerichtet 
werden,   unbeschadet   bereits   ertheilter  Privilegien   und  Concessionen ; 

4.  der  Betrieb  des  ihr  gehörigen  Hotels  auf  dem  Kahlenberge, 
sowie  der  anderen  in  ihrem  Besitze  befindlichen  oder  der  künftig  zu 
■erwerbenden  Restanrations-  und  Gasthaus-Etablissements. 


Digitized  by  Google 


Kahlenberg-EiflenbAbn-GMelUchaft,  System  Rigi.  105 


Artikel  4. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„Kahlenberg-Eisenbahn-Gesellschaft,  System  Bigi" 
and  wird  bei  dem  Handelsgerichte  au  Wien  registrirt. 

Die  Firmazeichnung  erfolgt,  indem  den  mit  Stampiglie  vorge- 
druckten oder  von  wem  immer  vorgeschriebenen  Worten:  „  Kahlenberg  - 
Eisenbahn- Gesellschaft,  System  Kigi"  collectiv  swei  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  oder  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathea  mit  einem 
zur  Procuraführung  bestellten  Gesellschaftsbeamten,  letzterer  jedoch  mit 
dem  Zusätze:  „per  Procura",  ihre  Namen  beisetzen. 

Artikel  5. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien. 

Artikel  6. 

Die  Gesellschaft  ist  constitutirt,  wenn  das  im  Artikel  8  be- 
zeichnete Grundcapital  von  2  Millionen  Gulden  gezeichnet  und  voll- 
eingezahlt und  die  handelsgericbtliche  Protokolliruog  erfolgt  ist. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  unbestimmt. 

Artikel  7. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam 
durch  die  amtliche  „Wiener  Zeiluog". 

Titel  II. 

Gesellschaftsfond. 
Artikel  8. 

Das  Grundcapital  wird  auf  2,000.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 
Dasselbe  wird  durch  die  Ausgabe  von  20  000  auf  den  Inhaber  lautenden, 
volleingezahlten  Actien  k  100  fl.  österr.  Währ,  gebildet. 

Dieses  Grundcapital  kann  über  Beschlags  der  Generalversammlung 
mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe  neuer  volleinzuzahlender 
Actien  ä  100  fl.  erhöht  werden.  Im  Falle  einer  solchen  Capitals» 
erböhung  haben  die  Actionäre  nach  Verhältniss  ihres  Actienbesitzes 
ein  Vorrecht  auf  die  Hälfte  der  neu  auszugebenden  Actien  innerhalb 
der  vom  Tage  der  Kundmachung  der  bezüglichen  an  die  Actionäre 
zu  richtenden  Aufforderung  anzurechnenden  Frist  von  14  Tagen. 

Artikel  9. 

Nach  voller  Einzahlung  des  Nominalbetrages  von  100  fl.  österr. 
Währ,  per  Actio  werden  die  Actien  nach  Formular  A  mit  Dividenden  - 
coupon  nach  Formular  B  auagefertigt. 
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Titel  III. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 
A.  Verwaltungsratb. 
Artikel  10. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
deß  Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltungsratb.  Er  besteht  aus 
mindestens  fünf  und  höchstens  neun  Mitgliedern. 

Artikel  11. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  bei  sonstigem  Erlöschen 
des  Mandates  50  Stück  GeBellschaftsactien  nebst  den  nicht  fälligen 
Coupons  in  die  Gesellschaftscasse  su  hinterlegen,  welche  wahrend  seiner 
Functionsdauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  darauf 
bezüglichen  Rechnungen  von  dem  Erleger  weder  belastet  noch  ver- 
ändert werden  dürfen. 

Artikel  12. 

Der  Verwaltungsrath  wird,  mit  Ausnahme  des  ersten  Verwaltungs- 
rathes (Artikel  13),  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  die 
Dauer  von  drei  Jahren  gewählt.  Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen, 
welche  in  Concurs  verfallen  sind  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben, 
ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben,  Personen,  welche  wegen  eines 
Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen 
wurden,  Personen,  welche  sur  Gesellschaft  im  Verhältnisse  eines  Bau- 
unternehmers 6tehen,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
sein.  Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions- 
dauer hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Verwaltungsrathes 
vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  wird  dessen  Stelle  bis  su  der  durch 
die  nächste  ordentliche  Generalversammlung  zu  vollziehenden  definitiven 
Wahl  provisorisch  durch  den  Verwaltungerath  besetzt. 

Artikel  13. 

Der  erste  Verwaltungsrath  wird  unbeschadet  der  Bestimmung  des 
Artikel  227  des  Handelsgesetzbuches  für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre 
von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt. 

Artikel  14. 

Der  Verwaltungsratb  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
und  einen  Vicepräsidenten  auf  die  Dauer  eines  Geschäftsjahres. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  es  frei,  unbeschadet  seiner  gesetz- 
mUssigen  Verantwortlichkeit  und  de9  Vertretungsbefngnisses  nach  aussen, 
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aus  seiner  Mitte  ebenfalls  fUr  jedes  Geschäftsjahr  ein  Executivcomite' 
su  w Ehlen,  dessen  Wirkungskreis  er  innerhalb  seiner  eigenen  Macht- 
befugnisse festzustellen  hat  und  zu  dessen  Honorirung  der  Betrag  von 
1200  fl.  per  Jahr  bestimmt  wird. 

Die  Gewählten  (Alinea  1  und  2)  sind  nach  Ablauf  ihrer 
Functionsdauer  wieder  wählbar. 

Artikel  15. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  erfolgte  Ein- 
ladung eämmtlicher  Mitglieder  und  die  Anwesenheit  von  mindestens 
der  Hälfte  derselben  erforderlich. 

Jedes  Mitglied  de?  Verwaltungsrathes  kann  sich  durch  ein  anderes 
vertreten  lassen. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  im  Falle  der  Stimmengleichheit  wird  diejenige 
Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beige- 
treten ist. 

Artikel  16. 

Ueber  Verbandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,   welche  vom  Vorsitzenden  und  Schriftführer  zu  feitigeu  sind. 

Artikel  17. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  beziehen  für  ihre  Mühe 
waltung  die  im  Artikel  29  bestimmte  Tantieme  und  erhalten  für  ihr» 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  ALwesenheitsmarken,  deren  Werth  die 
ordentliche,  rücksichtlich  für  das  erste  GeschUftfjabr  die  constituirende 
Generalversammlung  bestimmt. 

B.  Generalversammlung. 
Artikel  18. 

Die  Generalversammlung  repiäsentirt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  sind  ihre  statutenmäßig  gtfassten  Beschlüsse  für  alle  Actionäre 
bindend. 

Artikel  19. 

Der  Besitz  von  je  10  Actien  gitbt  das  Recht  auf  eine  Stimme 
in  der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  ei  fordert,  dass  die  Actien 
spätestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  statutenmäßig  ein- 
berufenen Generalversammlung  in  der  Gefellschaftscasse  oder  an  den 
vom  VerwaltuDg*ratbe  zu  bezeichnenden  w»  iteren  Stellen  hinterlegt 
werden. 
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Artikel  20. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  stimmberechtigte  Actionär  persönlich 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  eine  Stimme  in  der  General- 
versammlung zu  fuhren  berechtigt  ist,  aueüben,  insofern  er  nach  den 
Gesetzen  seines  Heimatlandes  eigenberechtigt  ist.  Pflegebefohlene  und 
juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen  oder 
statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn 
diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

Artikel  21. 

Jährlich  bat  eine  ordentliche  Generalversammlung  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres  stattzufinden. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltunga- 
rathe  einberufen,  wenn  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich 
erscheint,  oder  über  Beschluss  einer  Generalversammlung,  oder  endlich, 
wenn  dieselben  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz 
den  sechsten  Theil  des  Grundcapitales  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforder- 
liche Actienzahl  bei  der  Gesellschaftscasse  zu  hinterlegen  und  gleich- 
zeitig den  Gegenstand  schriftlich  anzugeben,  welcher  den  Anlaes  zu 
diesem  Verlangen  bildet.  In  diesem  Falle  ist  die  Generalversammlung 
längstens  binnen  30  Tagen  einzuberufen. 

Artikel  22. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes;  im  Falle  ihrer  Verhinderung 
ein  vom  Verwaltungsrath e  zu  bestimmendes  Mitglied  desselben. 

Für  die  Verhandlung  werden  von  der  Generalversammlung  Veri- 
ficatoren,  welche  gleichzeitig  Scrutatoren  sind,  gewählt. 

Den  Schriftführer  ernennt  der  Vorsitzende. 

Ueber  die  Beschlüsse  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom 
Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  vom  Schriftführer  unter- 
zeichnet wird. 

Artikel  23. 

Die  Einberufung  einer  Generalversammlung  muss  spätestens 
1 4  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung  in  der  im  Artikel  7  bezeichneten 
Weise  erfolgen  und  sind  in  der  bezüglichen  Kundmachung  die  zu  ver- 
handelnden Gegenstände  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  zu  bezeichnen. 

Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  dieser  Weise  nicht 
angekündigt  wurde,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst  werden. 

Ueber  den  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung kann»  jedoch  auch  ohne  vorhergegangene  Ankündigung 
oder  Verlautbarung  beschlossen  werden. 
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Artikel  24. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlußfähig,  Venn  mindestens  der 
zehnte  Theil  der  emittirten  Actien  vertreten  ist. 

Ist  diese  Vertretung  nicht  nachgewiesen,  so  bat  eine  neue  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  stattzufinden. 

Die  Beachlussfähigkeit  einer  solchen  neuerlich  einberufenen 
Generalversammlung  ist  an  ein  bestimmtes  Actiencapital  und  an  eine 
bestimmte  Anzahl  von  Actionären  nicht  gebunden.  Eis  darf  jedoch  nur 
über  solche  Gegenstände  Beschluss  gefasst  werden,  die  bereits  in  der 
Tagesordnung  der  ersten  Versammlung  enthalten  waren. 

Artikel  25. 

Der  BeschlussfasBung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

1.  die  Wahl  der  Hitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Re- 
visionsausschusses; 

t.  die  Feststellung  des  Wertheß  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Tbeilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes; 

3.  die  Genehmigung  der  Jahresrechnungen  und  der  Gewinnst- 
vertheilung; 

4.  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Unternehmungsfondes 
durch  Erhöhung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen; 

5.  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

6.  die  Veräusserung  der  Eisenbahn; 

7.  die  Abänderung  der  Statuten; 

8.  die  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  über  die 
Bub  4,  5,  6,  7  und  8  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  zu  ihrer 
Ausführung  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sämmtliche  der  Generalversammlung  vorbehaltenen  Beschlüsse 
werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Votum  des  Vorsitzenden. 

Dagegen  kann  die  Veräusserung  der  Eisenbahnen  oder  die  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  nur  dann  giltig  beschlossen  werden,  wenn  in 
der  Generalversammlung  zwei  Drittheile  des  emittirten  Actiencapitales 
vertreten  sind  und  der  Antrag  mit  einer  Majorität  von  zwei  Drittheilen 
der  abgegebenen  Stimmen  gefasst  wird.  Sollten  bei  der  diesfälligen 
Generalversammlung  überhaupt  nicht  zwei  Drittheile  des  Actiencapitales 
vertreten  sein,  so  ist  neuerlich  eine  Generalversammlung  einzuberufen, 
in  welcher  zu  diesen  Beschlüssen  eine  Zweidrittel-Majorität  der  ver- 
tretenen Actien  genügt. 
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Titel  IV. 

Revisionsausschuss, 
Artikel  26. 

> 

Der  zur  Prüfung  der  Geßellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
au8Bcbu88  besteht  aas  zwei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Acttonären  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nar  im  Falle  der  Verhinderung  der 
Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reibenfolge 
der  Stimmen,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Lob. 

Artikel  27. 

Der  RevisionsausBchuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  ermächtigt,  von 
den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen   und    von  den  Rechnungslegern   die   nöthigen  ufklärun'in 
abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Artikel  28. 

Für  das  erste  Geschäftsjahr  werden  die  Mitglieder  des  Revisions- 
Ausschusses  durch  die  constituirende  Generalversammlung  gewählt. 

Titel  V. 

Geschäftsführung  und  Gewinnstvertheilung. 

Artikel  29. 

Mit  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres,  welches  mit  dem  Kalender- 
jahre zusammenfällt,  werden  die  Rechnungen  der  Gesellschaft  abge- 
schlossen, ein  allgemeines  Inventar  der  Activen  und  Passiven  der 
Gesellschaft  aufgestellt  und  die  Bilanz  nach  Vorschrift  der  Gesetze 
gezogen. 

Die  Rechnungen  und  die  Bilanz  sind  dem  Revisionsausschusse 
rechtzeitig  zur  Kenntniss  zu  bringen  und  mit  dessen  Gutachten  der 
Generalversammlung  vorzulegen. 

Ausnahmsweise  wird  das  erste  Geschäftsjahr  den  Zeitraum  von 
der  Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1878  umfassen. 

Die  mit  den  nöthigen  Erläuterungen  versehene  Bilanz  ist  spätestens 
acht  Tage  vor  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Einsicht  der 
Actionäre  im   Gesellschaftslocale  aufzulegen  und   sind  Exemplare  der 
selben  den   stimmberechtigten  Actionären  über  Verlangen  auszufolgen. 
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Von  dem  Erträgnisse  werden  vorerst  sämmtliche  Betriebs-  und 
Erhaltungskusten,  alle  Erfordernisse  für  die  von  der  Gesellschaft 
allenfalls  aufgenommen  en  Auleheu  und  alle  Erfordernisse  für  die 
Amortisation  des  Betriebsinventars  bestritten. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Beste  wird: 
a)  ein  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmender  Betrag  einem 

zu  bildenden  Reeervefond  zugewendet; 
6)  weitere  10  Percent  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe 
zugewiesen; 

c)  der  Rest  wird  als  Dividende  an  die  Actionäre  vertbeilt. 

Artikel  80. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  jeden  Jahres. 

Titel  VI. 

Staatsaufsicht,  Schlussbestimmung. 
Artikel  31. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  ins- 
besondere in  Gemässheit  des  Artikels  VIU  der  Concessionsurkunde 
vom  10.  August  1872  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz  ge- 
leistet, deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Artikel  32. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  gut  gediente  Unterofficiere  der 
k.  k.  Armee  bei  Besetzung  der  sich  ergebenden  Dienstesateilen  zu 
berücksichtigen. 

Artikel  33. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  in  Gemässheit  der  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuches  festgestellt. 

Artikel  34. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Con- 
ceaaionäre  ohne  Rücksicht  auf  die  im  Artikel  23  bestimmte  Frist 
nach  vorhergäugiger  wenigstens  einmaliger  Kundmachung  (Artikel  7) 
durch  schriftliche  Einladung  an  sämmtliche  Actienzeichner  einberufen. 

Die  constituirende  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
die  Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 
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Artikel  86. 

Streitigkeiten  aus  dem  GesellschaftsverhältDiase  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  aus- 
getragen. 

Nr.  18860. 

Vorstehende  Statuten,  welohe  an  die  Stelle  der  nnterm  10.  Jänner  1882, 
Z.  20174  ex  1881,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grand  Allerhöchster 
Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  19.  September  1886. 

TaafTe  m.  p. 
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F.  K.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang. 

1.  Gesetz  vom  8.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  62, 

betreffend  die  Bedingungen  and  Zugeständnisse  für  die  Sicherstellung  einer 

Loealbahn  ron  Wien  nach  Aspang. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilung  der  Concession 
für  eine  normalspurige  Loealbahn  von  Wien  über  Maria-Lanzendorf, 
Möllersdorf,  Truman  und  Pitten  nach  Aspang  die  nachstehenden  Begünsti- 
gungen au  gewähren: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitals- 
beschaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffhung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  dann  für 
die  etwa  nach  Massgabe  des  factischen  Reinerträgnisses  zu  ge- 
stattende Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  von  Prioritäte- 
obligationen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgeb  (ihr ; 

c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung 
der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die 
Dauer  von  höchstens  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung. 

Artikel  IL 

Den   Concessionären   ist   die  Verpflichtung   aufzuerlegen,  über 
Verlangen  der  Regierung  eine  Verbindung  der  im  Artikel  I  genannten 
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Babn  mit  der  bestehenden  Linie  der  Südbabn  bei  Wiener-Neustadt  her- 
zustellen. 

Die  im  Artikel  I  enthaltenen  Bestimmungen  finden  sinngemäss  auf 
diese  Bahnverbindung  Anwendung. 

Artikel  III. 

Die  Regierang  wird  ermächtigt,  mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht 
ku  nehmende  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  nicht  nur  beim  Baue  der 
den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Localbahn  alle  thunlichen 
Erleichterungen  zu  gewähren,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb 
während  der  Dauer  dieser  ermässigten  Fahrgeschwindigkeit  von  den  in 
der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ex  1852,  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  dies  aus  dem 
gleichen  Grunde  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  zulässig 
erscheint. 

Desgleichen  wird  die  Regierung  ermächtigt,  die  Unternehmung 
der  bezeichneten  Eisenbahn  von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  des 
ans  der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitäten  zu  entheben. 

Artikel  IV. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  muse  binnen  längstens 
vier  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  vollendet 
und  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  der  rticksichtlich  der  Bauausführung  über- 
Lommenen  Verpflichtungen  haben  die  Concessionäre  der  Staatsverwaltung 
eine  Caution  in  österreichischer  Staatßreute  im  effectiven  Betrage  von 
Einer  Million  Gulden  österr.  Währ,  zu  bestellen.  Die  Caution  wird  zu 
drei  Viertheilen  nach  Massgabe  des  fortschreitenden  Baues,  das  letzte 
Viertheil  aber  erst  nach  Eröffnung  des  Betriebes  ausgefolgt,  und  es 
verfällt  die  Cautiou  in  dem  noch  erliegenden  Betrage  dem  Staats- 
schatze im  Falle  der  Nichterfüllung  einer  der  concessionsmässigen  Ver- 
pflichtungen. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  ge- 
messen die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

Artikel  V. 

Die  Auegabe  von  Prioritätsobligationen  dieser  Eisenbahnunter- 
nehmung in  einem  die  Hälfte  des  Anlagecapitales  übersteigenden 
Betrage  ist  gänzlich  und  bis  zur  Hälfte  des  Anlagecapitales  insolange 
ausgeschlossen,  als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  auszugeben- 
den Prioritfitsobligationen  in  dem  factisch  entieltcn  und  als  gesichert 
anzusehenden  Reinerträguisse  der  Bahn  nach  den  von  der  Regierung 
zu  prüfenden  Ausweißen  ausreichende  Bedeckung  findet. 
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Artikel  VI. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  werden  der  Handels- 
mroister  und  der  Finanzminister  beauftragt. 

Laxenburg,  am  8.  Juli  1877. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m.  p.  Pretls  m.  p. 

2  Concessionsurknnde  vom  28.  November  1877,  R.  G.  Bl.Nr.  12, 

für  die  Locoinotif-Eisenbahn  Wien-Aspang. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  Ton 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc. 

Nachdem  die  unter  der  Firma:  Sociäte*  Beige  de  chemins  de  fer  zu 
Brüssel  bestehende  anonyme  Gesellschaft  die  Bitte  um  Ertheiluog  der 
Concessiou  znm  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von 
Wien  nach  Aspang  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten 
Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetses  vom 
8.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  62,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Soci&e  Beige  de  chemios  de  fer  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Wien  über 
Maria-Lanzendorf,  Möllersdorf,  Trumau  und  Pitten  nach  Aspang. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  Uber  Verlangen  des  Handels- 
ministeriums eine  Verbindung  der  vorgenannten  Bahn  mit  der  bestehen- 
den Linie  der  Südbahn  bei  Wiener-Neustadt  in  dem  Falle  herzustellen, 
wenn  die  Südbahn-Gesellschaft  von  dem  ihr  in  Bezug  auf  die  Ausführung 
einer  derartigen  Bahnverbindung  zustehenden  Vorrechte  keinen  Gebrauch 
machen  sollte. 

Die  Eisenbahn  Wien-Aspang  wurde  eröffnet  in  den  Strecken:  Wien- Felixdorf  und 
Wiener-Neustadt-Pitten  am  7.  August  1881  und  Pitten-Aspang  am  28.  October  1881. 

Zufolge  Punktes  1  des  Protokolle»  ▼om  23.  September  1880  (Doc.  4)  erbaute 
die  Eisenbahn  Wien-Aspang  zwei  Verbindungslinien  zur  Linie  Hetzendorf • 
Donaulinde  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  und  zwar  eine  Geleiseverbiudun^  aus 
ihrer  ourrenten  Strecke  ausserhalb  der  Station  Centralfriedhof  zur  currenten 
Strecke  der  Donaulandebahn  gegen  Oberlaa  (eröffnet  am  28.  Ootober  1881), 
dann  die  Linie  Centralfriedhof- Klein-Sohweohat  (eröffnet  am  6.  December  1881), 
endlieh  eine  Verbindungscurve  Ton  ihrem  Wiener  Bahnhofe  zur  Wiener  Ver- 
bindungsbahn (eröffnet  am  28.  Ootober  1881).  Der  Betrieb  auf  der  erstgenannten 
Geleiseverbindung  wird  auf  Grund  des  mit  der  Kaiserin  Elisabeth- Bahn  abge- 
schlossenen Vertrages  vom  13.  Juli  1881  gegenwartig  von  der  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staatsbahnen  geführt. 

8* 
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In  der  Strecke  Felixdorf- Wiener-Neustadt  bendtst  die  Eisenbahn  Wien* 
Aspang  auf  Grund  des  Päagevertrages  vom  3.  December  1881  das  Geleue  der 
k.  k.  priv.  8üdbahngesellsohaft.  Vgl.  das  oben  citirte  Protokoll  vom  23.  Sep- 
tember 1880  (Doo.  4). 

§  2- 

Die  Bahn  ist  ab  normalapurige  Loealbahn  herzustellen.  Die  Aus- 
führung des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  Handelsministerium  za  genehmigenden  Detailprojeete  und  der 
aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden.  Hiebei  soll  auf 
eine  thunlichste  Herabminderung  der  Baukosten  Bedacht  genommen 
und  sollen  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  vorläufig  in  Aussicht 
genommene  Maximalgeschwindigkeit  der  Züge  von  20,  respective  40  Kilo- 
meter per  Zeitstunde  alle  in  Folge  dieser  geringeren  Fahrgeschwindigkeit 
zulässigen  Erleichterungen  während  der  Dauer  derselben  zugestanden 
werden. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Eisenbestandtheile,  sowie 
alle  übrigen  Ausrüstung»-  und  Instandhaltungsgegenstände  müssen  aus 
inländischen  Werken  bezogen  werden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  nnd  die  Ausrüstung  der 
Bahn  sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen,  und  die  aus 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allea  jenen 
Anforderungen,  welche  vom  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rück- 
sichten, unbeschadet  der  im  3.  Absätze  dieses  Paragraphes  vorgesehen  en 
Erleichterungen  beim  Baue  nachträglich  gestellt  werden,  Folge  zu  leisten 
und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften 
zu  benehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  be- 
schränkt werden 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  die  Herstellung  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise,  sowie  dessen  Legung  in  jenen  Strecken, 
wo  sie  es  für  noth wendig  findet,  in  dem  Falle  anzuordnen,  wenn  der 
jährliche  Rohertrag  während  zweier  aufeinanderfolgender  Jahre  die 
Summe  von  zwanzigtausend  Gulden  in  Silber  per  Kilometer  durch- 
schnittlich überschreitet. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  falls  die  im  §  1  erwähnte  Ver 
bindung  der  Linie  Wien-Aspang  mit  der  bestehenden  Lioie  der  Süd- 
bahn bei  Wiener-Neutsadt  über  Verlangen  des  Handelsministeriums 
durch  ihn  zur  Ausführung  gelangen  sollte,  wegen  Benützung  des  Bahn- 
hofes Wiener-Neustadt  der  Südbahngesellschaft,  sowie  wegen  Einrichtung 
des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre,  mit  der  genannten  Ge- 
sellschaft in  Unterhandlung  zu  treten,  uni  das  bezügliche  Ueberein- 
kommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
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Die  Kotten  für  die  auf  dem  erwähnten  Bahnhofe  für  die  Zwecke 
der  neuen  Bahn  etwa  erforderlichen  Erweiterungsbauten  hat  der  Con« 
eeeaionär  zu  tragen. 

Sollte  ein  solches  Uebereinkommen  mit  der  Südbahngesellschaft 
nicht  zu  Staude  kommen,  so  ist  der  Concessionär  zwar  berechtigt,  einen 
eigenen  Bahnhof  au  errichten;  er  hat  jedoch  die  Verpflichtung,  ein 
Anscblussgeleise  an  die  fremde  Bahn  herzustellen  und  Uber  Verlangen 
des  Handelsministeriums  wenigstens  für  den  directen  Uebergang  im 
Personenverkehre  Vorsorge  au  treffen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  und  des 
directen  Ueberganges  im  Personenverkehre  unterwirft  der  Concessionär 
sich  dem  Ausspruche  des  Handelsministerium?,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbabn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen 
Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeug- 
nisse zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  mit  dem  Anschlüsse  an  die 
betreffenden  Bahnhöfe  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art 
gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  au  gestatten. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  binnen  längstens  sechs  Monaten, 
vom  beutigen  Tage  an  gerechnet,  das  Detailproject  der  Linie  Wien- 
Aspang,  oder  doch  einen  mindestens  8  Kilometer  Baulänge  um- 
fassenden Theil  desselben,  dem  Handelsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulegen,  und  binnen  zwei  Wochen  nach  Erhalt  des  Baueonsenses 
den  Bau  selbst  zu  beginnen. 

Die  ganze  im  §  1  bezeichnete  Bahn  von  Wien  bis  Aspang  ist 
binnen  vier  Jabren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  gauzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Der  Concessionär  hat  für  die  Erfüllung  dieser  und  der  sonstigen, 
Tücksichtlich  der  Bauausführung  übernommenen  concessionsmässigen 
Verpflichtungen  der  Staatsverwaltung  durch  Bestellung  einer  Caution  in 
österreichischer  Staatsrente  im  effectiven  Betrage  von  einer  Million 
Gulden  österr.  Währ.  Sicherheit  geleistet 

Die  Caution  wird  zu  drei  Viettheilen  nach  Massgabe  des  fortschreiten- 
den Baues  zurückgestellt,  das  letzte  Viertheil  aber  erst  ein  Monat  nach  Er- 
öffnung des  Betriebes  auf  der  ganzen  Linie  Wien-Aspang  ausgefolgt  werden. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  einer  der  concessionsmässigen  Ver- 
pflichtungen bezüglich  des  Baues  und  der  Inbetriebsetzung  der  im  §  1 
genannten  Bahnlinie  verfällt  die  Caution  in  dem  noch  erliegenden 
Betrage  zu  Gunsten  des  Staatsschatzes. 
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Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
gemessen  die  Gebühren-  nnd  Stempelfreiheit. 

Die  im  §  1  bezeichnete  Bahnverbindung  mit  der  Sttdbahn  bei 
Wiener-Neustadt  iat  gleichzeitig  mit  der  Hauptbahn  fertig  zn  stellen  und 
dem  Betriebe  zu  tibergeben,  falls  der  Bauconseus  längstens  ein  Jahr 
vor  der  Betriebseroffnurg  der  Hauptbahn  ertheilt  sein  sollte. 

Im  gegentheil'gen  Falle  ist  diese  Verbindung  längstens  binnen 
einem  Jahre  nach  Eitheilung  des  Baueonsenses  zu  vollenden  und  dem 
Betriebe  zu  übergeben. 

Siehe  die  Anmerkung;  zu  §  1. 

§  4. 

Dem  ConceBsionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener, 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

Der  Concessiouär  ist  verpflichtet,  die  grundbttcherliche  Ab- 
schreibung der  für  den  Bahnbau  erworbenen  Grundparcellen,  beziehungs- 
weise die  Durchführung  der  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  19.  Mai 
1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  erforderlichen  Vorkehrungen  behufs  der 
eisen b ah nbücherl ich en  Sicherstellung  der  einschlägigen  Rechtsverhältnisse, 
insoweit  dies  an  ihm  liegt,  thunlichst  zu  beschleunigen,  towie  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  die  der  bücherlichen  Richtigstellung  vorher- 
gehende definitive  Vermessung  der  Grundstücke  und  die  Finalisirung 
der  Abrechnung  mit  aller  Beechleunigung  vollzogen  weide. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
nrkunde,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eieenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehurg  des  Bettiebes  wird  jedoch  im  Sinne  des  Artikels  III 
des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  62,  von  den  in  der 
Eisenbahnbetrieheordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen 
vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkebrungen  während  der  Dauer  der 
ermäßigten  Fahrgeschwindigkeit  insoweit  Umgang  genommen  werden, 
als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  nach 
dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und 
werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  Betriebs- 
vorschriften Anwendung  finden. 
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§  6. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanetalt  kommen  folgende 
Bestimmungen  zur  Geltung: 

1.  Der  Concessionär  bat  die  Post  und  die  Postbediensteten  nach 
Vorschrift  des  §  68  der  Eisenbahnbetriebsordnuug  unentgeltlich  zu 
befördern,  und  zu  diesem  Behufe  der  Postverwaltung  bei  den  Personen- 
oder  gemischten  Zügen  ein  Coupd  zum  Transporte  der  PoHtsendungen 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Kosten  für  die  entsprechende  Adaptirung 
dieser  Coupes  sind  von  der  Pottanstalt  zu  tragen.  Weitergehende 
Leistungen  ht  der  Concessionär  nur  gegen  ein  zu  vereinbarendes 
Entgelt  zu  vollziehen  verpflichtet. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbtförderung  benützten 
Züge  hat  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zu  erfolgen, 
welchem  auch  jede  beabsichtigte  Aenderung  des  Fahrplanes  mindestens 
14  Tage  vor  dessen  Activirutg  mitzutheilen  ist. 

Insofern  in  dem  erwähnten  Baume  einzelne  grössere  Briefpackete  oder 
Briefsäcke  nicht  untergebracht  werden  können,  hat  die  Eisenbahnverwaltung 
für  deren  anderweitige  sichere  Unterbringung  im  Zuge  vorzusorgen. 

Die  gewöhnliche  Beleuchtung  der  zum  Postdienste  verwendeten 
Coupes  obliegt  dem  Concessionär  in  gleicher  Weise,  wie  bei  den  Personen« 
wagen;  die  Kosten  für  die  aussergewöhnliche  Beleuchtung  der  inneren 
Räume  und  für  deren  Beheizung  werden  von  der  Postanstalt  getragen. 

2.  Die  Postverwaltung  ist  berechtigt,  die  Post  bei  allen,  zu  deren 
Befördeiupg  benützten  Eisenbahnzügen  durch  ihre  eigenen  Organe 
begleiten  zu  lassen. 

Die  Beförderung  der  zur  Begleitung  der  Post  erforderlichen 
Postbeamten,  Conducteure  und  Diener,  sowie  der  zur  Ueberwachung 
oder  Erlernung  des  Bahnpostdienstes  entsendeten  Organe  der  Postanttalt, 
welche  letztere  sich  mit  Certificaten  der  vorgesetzten  Postdirection  zu 
legitimiren  haben,  erfolgt  unentgeltlich. 

Der  P ost Verwaltung  ist  ferner  das  Becht  vorbehalten,  bei  allen 
Postzügen,  welche  nicht  durch  ihre  eigenen  Organe  begleitet  werden, 
die  Briefpost,  mit  Ausschluss  der  Werthsendungen,  der  von  dem  Con- 
cessionär aufzustellenden  Bahnverwaltung  zur  Beförderung  durch  die 
Organe  der  letzteren  zu  überweisen. 

3.  Für  die  Ausübung  des  Pootdienstes  in  den  Endstationen  Wien 
und  A spang  ist  ein  geeignetes  Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in 
dem  Gebäude  der  Eisenbahn  unentgeltlich  beizustellen,  und  hinsichtlich 
der  gleichartigen  Beistellung  von  Räumlichkeiten  in  den  Zwischen- 
stationen, sowie  der  Befriediguig  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse 
für  diesen  Zweck,  wird  eine  besondere  Vereinbarung  behufs  der  in  Form 
eines  Miethzintes  hiefür  zu  leistenden  Entschädigung  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung 
dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

4.  In  jenen  Bahnhöfen,  in  welchen  keine  Postämter  aufgestellt 
sind,   hat  der   Concessionär  Über  Verlangen  der  Postverwaltung  die 
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Uebergabe  und  Uebernahme  der  Postsendungen ,  mit  Ausschluss  der 
Werthsendungen,  zwischen  den  Babnziigen  und  den  Organen  der  Post- 
anstalt,  sowie  deren  zeitweilige  sichere  Aufbewahrung  bis  tur  lieber- 
gäbe  an  ein  Postorgan  durch  hiezu  befalligte  Bahnbedienstete  gegen 
eine  von  der  Postanstalt  festzusetzende  Entlohnung  besorgen  zu  lassen. 

Dort,  wo  nach  dem  Ermessen  der  Postverwaltung  der  Postdienst 
es  erheischt,  hat  der  Concessionär  seine  Bediensteten  der  Postanstalt 
zur  Mitwirkung  bei  dem  Auf-  und  Abladen  der  Postsendungen  gegen 
eine  den  diesfälligen  Leistungen  entsprechende  Entlohnung  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrathe  der 
Eisenbahn  und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  unter- 
einander geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  7. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staats 
telegraphen  an  den  Sttitf punkten  der  Bahnbett  iebs-  Telegraphenleitung, 
welche  auf  Kosten  des  Concessionära  nach  Anordnung  oder  durch 
Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen  ist,  anzubringen, 
oder  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  dem  Concessionär  ein- 
gelösten, oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und  Boden  ohne 
jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien  hat 
der  Concessionär  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  seiner  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für 
Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  und  in  seinen 
Bahnhöfen  und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebs* 
leitung  für  Staatsdepeschen  unentgeltlich  zu  benützen  und  wegen 
Benützung  derselben  für  Privat depeachen  eine  Vereinbarung  mit  dem 
Concessionär  zu  treffen. 

Die  Benützung  des  Betriebstelegraphen  seitens  der  Bahn  bleibt, 
wenn  in  Bezug  auf  Privatdepeschen  keine  Uebereinkunft  getroffen 
wird,  ausschliesslich  auf  die  den  Bahnbetrieb  betreffenden  Mittheilungen 
beschränkt,  und  steht  daher  diese  Benützung  unter  dem  Einflüsse  und 
der  Aufsicht  der  Staatsverwaltung. 

§  8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Be- 
grenzungen unterworfen: 

Fahrpreis  per  Person  und  Kilometer  in  Österr.  Währ.* 
für  die    I.  Claßse  4*8  kr., 

»     B    II.      „   3'6  „ 

r.       n   IN         *  2  4, 
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Zur  Führung  der  I.  Classe  ist  der  Concessionär  nicht  verpflichtet. 

Bei  den  etwa  in  der  Folge  auf  den  Linien  dieser  Bahn  ver- 
kehrenden Schnellzügen,  welche  jedenfalls  Wagen  zweier  Claaaen 
enthalten  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Percent  erhöht  werden, 
wenn  die  durchschnittliche  Geschwindigkeit  dieser  Züge  einschliesslich 
der  Aufenthalte  in  den  Stationen  mindestens  37  Kilometer  per  Zeit- 
stunde beträgt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  über  Verlangen  des  Handels- 
ministeriums obige  Tarife  bei  gemischten  Zügen  höchstens  um  20  Percent 


Sollte  sich  das  Bedürfuiss  nach  weitergebenden  Ermässigungen 
herausstellen,  und  sollte  der  Concessionär  nicht  in  der  Lage  sein, 
entsprechende  Erleichterungen  in  der  III.  Wagenclaese  zu  gewähren, 
so  ist  derselbe  gehalten,  über  Aufforderung  des  Handelsministeriums 
eine  IV.  Wagenciasee  (Stehwagen)  mit  dem  Tarifsätze  von  1'4  Kreuzer 
per  Person  und  Kilometer  einzuführen . 

Maximaltarif  für  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit  per 
Tonne  und  Kilometer: 

für  gewöhnliches  Eilgut    .....  20  kr. 

„   ermäBsigtes         „    8 

„  leere  retourgeheude  Gefässe   ...  6  5  „ 

„   Stückgüter  Classe  I   0  5  r 

*  "  n      11   5  5 

„   Wagenladungsgüter  Classe  A    .   .     5  „ 

n                 «                    n     B    .   .  4  „ 

■                 n                    n     ^    •   •  3'5  „ 

„  Getreide  und  Salz  Specialtarif  Nr.  I  4  5  „ 

n  Holz  aller  Art            „          „    II  4  ,. 
Mineralkohle,  Coaks  und  ordinäre 

Mauerziegel,  Ausnah mstarif  I  .  .  .  2  5  „ 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  rücksichtlich  der  Neben- 
gebtthren,  der  Nomenclatur  und  Classification  der  Waaren,  der  Fracht- 
preise der  übrigen  Gegenstände,  sowie  der  sonstigen  Transport- 
bestimmungen  im  Personen-  und  Sachen  verkehre  eich  den  Anordnungen 
des  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vor- 
stehend fixirten  Grenzen  steht  dem  Concessionär  frei. 

Hiebei  daif  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden. 

Tarifermlssigungen  dürfen  nur  in  Form  von  Ausnahmstarifen 
zugestanden  werden,  welche  gleich  den  übrigen  Tarifen  öffentlich 
kundzumachen  sein  werden. 

Nach  Ablauf  von  fünf  Betriebsjahren  hat  die  Regierung  das  Recht, 
eine  entsprechende  Herabsetzung  obiger  Tarifsätze  nach  Einvernehmung 
des  Concessionärs  iosolange  eintreten  zu  lassen,  als  die  concessionirte 
Bahn  in  den  beiden  letztvorhergegangenen  Betriebsjahren  ein  jährliches 


n 
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Reinerträgniss  von  mindestens  10  Percent  des  im  §  19  fixirten  Anlage- 
capitales  geliefert  hat. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif- 
bestimmungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  ConcesBionär  sich  zu  unterwerfen. 

§  9. 

In  Fällen  eines  Nothstaudes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung 
der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe 
vertretenen  Ländern  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ist  das 
Handelsministerium  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  Frachtpreise  für 
dieselben  herabzusetzen,  jedoch  nicht  auf  einen  niedrigeren  Betrag,  als 
die  Sätze  für  die  am  geringsten  tarierten  Artikel  auf  der  betreffenden 
Bahn  betragen. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt,  sofern  Gegenseitigkeit  gewährt 
wird,  auch  für  Fälle  eines  Nothstandes  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone. 

§  10. 

Die  einzohtbenden  Fahr-  und  Frachtpreise  dürfen  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung 
des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung  an- 
genommen werden  muss. 

Die  ZurückfUhrung  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  hat  nach 
den  von  dem  Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  statt- 
zufinden. 

t» 

Die  Militärtraneporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rück- 
sichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  zwischen  dem  Reichs- 
Kriegsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands* Nordbahn 
unterm  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessen 
Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandteil  der  Coocessionsurkunde 
zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  ver- 
einbart würden,  so  sollen  diese  auch  für  die  concefsionirte  Bahn 
Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider 
Reichshälften,  auf  die  Landeeschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei 
Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen 
auf  eigene  Rechnung  zu  den  WafTenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendamerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 
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Der  Concessionär  verpflichtet  sieb,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereiu kommen  Über  die  An 
Schaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüsturgsgegenständen  für  Militär- 
tran^porte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösseier  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeiseubahn- 
abtheilungen,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transpoite  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtranspoit  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
a's  deren  Erfüllung  nach  Maepgabe  des  localen  Charakters  der 
concessionirten  Bahn  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen 
in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar 
erscheint. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  6.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  und  Landwehr 
Bedacht  zn  nehmen. 

§  12. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  oder  aus  Gefällsrticksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  13. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Eecorte,  letztere  auch  auf 
der  Rückfahrt,  sind  zur  halben  Personenzugfgebühr  dritter  Classe  zu 
befördern. 

Für  derlei  Tiansporte,  welche  in  abgesonderten  Coupes  unter- 
gebracht werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte 
Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

§  14. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  ver- 
anlassten Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militär - 
transporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Das  Gleiche  gilt  auch  für  das  Mannscbaftspersonale  dieser 
Atstalten. 
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§  15. 

Der  Sociale*  Beige  de  chemins  de  fer  wird  unbeschadet  der  der- 
selben persönlich  obliegenden  Verpflichtung  zum  Baue  und  cur  Inbetrieb- 
setzung der  concessionirten  Bahn  das  Recht  eingeräumt,  alle  durch  die 
gegenwärtige  Concession  begründeten  Rechte  und  Verpflichtungen  an 
eine  zu  diesem  Zwecke  zu  bildende  selbständige  österreichische  Actien- 
gesellscbaft  zu  tibertragen,  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen 
Geldmittel  auf  UeberbriDger  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und 
Prioritätsobligationen  auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen 
Börsen  verhandelt  und  amtlich  notiit  werden  dürfen.  Die  durch 
Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  die  Hälfte  des  Aulage- 
capitales  nicht  überschreiten;  die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist 
überdies  insolange  ausgeschlossen,  als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung 
derselben  in  dem  factisch  erzielten  und  als  gesichert  anzusehenden 
Reinerträgnisse  der  Bahn,  nach  den  von  der  Regierung  zu  prüfenden 
Ausweisen,  ausreichende  Bedeckung  findet. 

Werden  die  Prioritätaobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung 
ersichtlich  gemacht  werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  vor  Ablauf  der 
Concessionsdauer  durchzuführenden  Tilgung  der  Actien  vorauszugehen. 

Die  GesellBchaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  16. 

Der  Concessionär  ist  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
uud  zu  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen.  Der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht,  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschafts- 
vorstand fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so 
oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufende,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheilige  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 
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Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahn  Unternehmung 
hat  der  Conceesionär  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene 
Geschäftslast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Dagegen  wird  der  Concessiooär  von  der  im  §  89  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1862, 
vorgeschriebenen  Vergütung  des  Mehraufwandes  für  die  gefillsämtliehe 
und  polizeiliche  Ueberwachung  enthoben.  Es  obliegt  ihm  aber  die 
unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  der  für  die  gefällsämtliche 
Ueberwachung  und  Abfertigung  erforderlichen  Amts-Unterkunftslocalitäten 
in  dem  Bahnhofe  Wien. 

§  18. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  auf  der 
ganzen  im  §  1  bezeichneten  Bahn  von  Wien  nach  Aspang  an 
gerechnet,  festgesetzt,  und  erlischt  die  Concession  nach  Ablauf  dieser 
Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen 
erklärt  werden,  wenn  die  im  §  8  festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich 
der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und 
Aofrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine 
etwaige  Terminsüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzos  und  namentlich  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  19. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf 
von  30  Jahren  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  jederzeit  die  im 
§  1  bezeichnete  Bahn  gegen  eine  an  den  Concessionär  zu  leistende 
Barentechädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert  hievon  die  Rein- 
erträgnisse der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Der  zwanzigfache  Betrag  des  nach  diesen  Grundsätzen  zu 
bestimmenden  Reinerträgnisses  bildet  den  Einlösungspreis. 

Sollte  jedoch  der  Betrag  von  5  Percent  des  so  ermittelten  Ein- 
lösungspreises  nicht  wenigstens  jener  Annuität  iu  Silber  gleichkommen, 
welche  zur  öpercentigen  Verzinsung  und  Tilgung  des  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  Betrage  von  80.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  per 
Kilometer  genehmigten  Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  noth wendig  ist,  so  wird  die  Zahlung  dieser  Annuität  während  der 
Concessionsdauer  als  die  Barentschädigung,  gegen  welche  die  Einlösung 


Digitized  by  Google 


12  B 


K.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aapang. 


hUttzufinden  hat,  festgesetat.  Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebs- 
jahres  noch  weitere  Neubauten  aufgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen 
und  Fabrbetriebemittel  vermehrt  werden,  so  können  die  diesfälligen 
Kosten  gleich  jenen  der  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  hergestellten  Industrie« 
schleppbahnen  und  VerbinduugBg<*leise,  sowie  einer  eventuellen  Fort- 
HHtsung  vom  Wiener-Neustädter  Canalbafen  in  die  Nähe  des  Hauptzoll- 
amtes  in  Wien,  dann  der  eventuell  herzustellenden  Verbindungsbahn 
•zur  Südbahn,  endlich  der  etwaigen  Mehrkosten  für  Doppelgeleise  in  der 
freien  Bahn  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staats- 
verwaltung zu  den  oben  angeführten  Neubauten  oder  zur  Vennehrung 
der  Betriebseinrichtungen  ihie  Zustimmung  ertheilt  hat,  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

§  20. 

Der  Concessionär,  beziehungsweise  dessen  Rechtsnachfolger  ist 
überdies  verpflichtet,  noch  vor  Ablauf  der  im  §  19  bestimmten  Ein- 
lösungsfrist die  concessionirte  Bahn  an  die  Staatsverwaltung  gegeu  eine 
von  der  letzteren  zu  leistende  Entschädigung  in  dem  Falle  abzutreten, 
als  dies  von  der  Staatsverwaltung  zum  Behufe  einer  Fortsetzung  der 
Bahn  in  der  Richtung  gegen  Steiermark  verlangt  werdeu  sollte. 

Die  Abtretung  der  Bahn  findet  jedoch  auch  in  diesem  Falle  nicht 
früher  statt,  als  bis  die  Bahn  fünf  Jahre  im  Betriebe  gestanden  ist. 

Das  Verlangen  wegen  Abtretung  der  Bahn  ist  sechs  Monate 
vor  dem  Zeitpunkte  der  begehrten  Abtretung  dem  Concessionär  bekannt 
zu  geben. 

Die  Art  und  Höhe  der  zu  leistenden  Entschädigung  wird  zunächst 
der  Vereinbarung  beider  Tneile  Uberlassen. 

Sollte  jedoch  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen, 
dann  ist  als  Entschädigung  ein  Barcapitalsbetrag  in  Silber  zu  leisten, 
dessen  Höhe  nach  folgenden  Grundsätzen  bestimmt  wird: 

Wenn  die  Abtretung  nach  dem  fünften  und  vor  dem  zehnten 
Betriebsjahre  erfolgt,  steht  es  dem  Concessionär  frei,  von  den  der  Ab- 
tretung vorausgegangenen  Betriebs) abren  dasjenige  auszuwählen,  dessen 
Keinerträgniss  für  die  Ermittlung  des  Entschädigungscapitales  zugrunde 
gelegt  wird. 

Wenn  die  Abtretung  nach  dem  zehnten  Betriebsjahre  und  vor  dem 
im  §  19  festgesetzten  Einlösungstermine  erfolgt,  werden  die  von  dem 
Concessionär  ausgewiesenen  Rein  erträgniese  der  Unternehmung  während 
den  der  Abtretung  vorausgegangenen  fünf  Jahren  beziffert,  hievon  die 
Reinerträgnisse  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen,  und  wird 
der  für  ein  Jahr  berechnete  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen 
drei  Jahre,  oder  falls  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
geringer  sein  sollte,  als  der  für  ein  Jahr  entfallende  durchschnittliche 
Reinertrag  der  beiden  letzten  der  Abtretung  vorausgegangenen  Betriebs- 
jahre, dieser  letztere  Durchschnittsbetrag  der  Ermittlung  der  Entschädigung 
zu  Grunde  gelegt. 
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Das  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  ermittelte  Reinerträgniss 
wird  als  immerwährende  Rente  hehandelt  und  auf  Grundlage  eines 
Zinsfusses  capitalisirt,  welcher  je  nach  dem  Zeitpunkte  der  Abtretung 
verschieden  ist. 

Der  Zinsfuss  beträgt: 

2  Percent,  wenn  die  Abtretung  nach  dem  fünften  und  vor  Ablauf 
des  zehnten  Betriebsj«hres, 

2i/2  Percent,  wenn  die  Abtretung  nach  dem  zehnten  und  vor 
Ablauf  des  fünfzehnten  Betriebsjahres, 

3  Percent,  wenn  die  Abtretung  nach  dem  fünfzehnten  und  vor 
Ablauf  des  zwanzigsten  Betriebsjahres,  und 

4  Percent,  wenn  die  Abtretung  nach  dem  zwanzigsten  Betriebsjahre 
bis  zu  dem  im  §  19  festgesetzten  Einlösungstermine  erfolgt. 

Der  hienach  berechnete  Capitalsbetrag  bildet  die  Entschädigung 
für  die  Abtretung  der  Bahn. 

Wenn  die  Forderung  gestellt  wird,  dass  die  Abtretung  in  einem 
früheren  Zeitpunkte,  als  mit  Ablanf  einer  der  vorhin  erwähnten  Betriebs- 
periode stattfinde,  soll  jedoch  der  Einlösungspreis  nicht  geringer  sein, 
als  jener  Entschädigungsbetrag,  welcher  sich  nach  den  Bestimmungen 
der  vorhergehenden  Absätze  ergeben  würde,  wenn  die  Abtretung  mit 
Ablauf  der  nächstvorhergehendeu  Betriebsperiode  erfolgt  wäre. 

Ausserdem  hat  der  Concessionär  noch  das  Recht  auf  Ersatz  der 
demselben  durch  die  Abtretung  der  Bahn  erwachsenden  Kosten,  sowie 
auf  die  volle  Ablösung  aller  jener  bereits  vollendeten  oder  im  Zuge 
befindlichen  Reconstructions-  und  Erweiterungsbauten,  welche  von  dem 
Concessionär  nach  Ablauf  desjenigen  Jahres  durchgeführt  oder  in 
Angriff  genommen  wurden,  dessen  Reinerträgniss  als  Basis  der  Ent- 
schädigung angenommen  wurde. 

Für  den  Fall,  als  der  nach  dem  Reine  trägnisse  in  der  vorher 
angeführten  Weise  berechnete  Capitalsbetrag  niedriger  sein  sollte,  als 
sich   ergiebt,  wenn  zu  den  Selbstkosten  des  Concessionärs: 

aj  für  Vorarbeiten  und  Projects Verfassung; 

b)  für  den  Bau  und  sämmtliche  erste  Betriebseinrichtung  (d.  i.  bis 
Ende  des  ersten  Betriebsjahrea  nach  Eröffnung  des  Betriebes  auf 
der  ganzen  Linie),  sowie  für  alle  sonstigen  aus  Anlass  der  Her- 
stellung und  Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Bahn  nötbigen 
Investitionen, 

noch  die  Kosten  für  die  mit  2*/.  Percent  des  gesammten  Capitales  für 
jedes  Baujahr  pauschalweise  bemessenen  Iotercalarzinsen,  und  die 
6  Percent  Zinsen  für  das  gesammte  im  Vorigen  berechnete  effective 
Anlagecapital,  als  Verzinsung  desselben  für  das  erste  Betriebsjahr  hin- 
zugeschlagen werden,  soll  es  dem  Concessionär  frei  stehen,  die  Zahlung 
des  sonach  resultirenden  Gesammtbetrages  in  Silber,  statt  jener  des 
nach  den   Reinerträgnissen  berechneten  Capitalsbetrages  zu  begehren. 
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§  21. 

Für  die  im  §  1  dieser  Concessionsurkunde  genannte  Eisenbahn 
werden  folgende  finanzielle  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitata- 
bescbaffung,  sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Betriebs  er  Öffnung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Aetien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  dann  für 
die  etwa  nach  Massgabe  des  factischen  Reinertragnisses  zu 
gestattende  Aufgabe  und  bücherliche  Eintragung  von  Prioritäts- 
Obligationen  (§  15),  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufen- 
den Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  you  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung 
der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während 
der  Bauzeit  und  durch  30  Jahre  vom  Tage  der  Betriebser Öffnung. 

§  22. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlicheu  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäusern 
sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbe- 
weglichen Sachen. 

Bewegliche  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen,  bewegliche  Maschinen, 
Werkzeuge,  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit  sie  zur 
Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind,  haben 
von  dem  Concessionär  oder  dessen  Rechtsnachfolgern  an  den  Staat 
bloss  um  den  vereinbarten,  oder  auf  Verlangen  eines  Theiles,  um  den 
durch  Sachverständige  auf  gerichtsordnungsmässige  Weise  zu  ermitteln- 
den Schätzungswerth  überzugehen. 

§  23. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn,  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahluog  der  im  §  19  festgesetzten 
Barentschädigung  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den 
Genues  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  früher  erwähnten 
dazu  gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  unbeweglichen  Sachen. 

§  24. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum   des  aus  dem 
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eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Keservefondes  und 
der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Aulagen  und 
Gebäude,  als:  Coaks-  nrjd  Kalköfeu,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen 
oder  anderen  Geräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  anderen  Depots, 
su  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zu- 
gehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  25. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Niehtbefolgnng  der  in  der  Conceasioneurkunde  oder  in  den  Gesetzen 
auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  ent- 
sprechenden Massregeln  dagegen  zu  treffen. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  Achtund/wanzigaten  November  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht- 
hundert Siebenundsiebzig,  Unserer  Reiche  im  Neunundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Auersperg  m.  p.  Chlumecky  m  p.  Prelis  m.  p. 

3.  Technische  Bestimmungen 

für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  projectlrten  nornmlspurigeii  Locol- 
bahn  von  Wien  nach  Aspaog.  (C.  B.  Nr.  28,  vom  Jahre  1878.) 

Projeotirte  Traoe. 

Die  projectirte  Linie  »oll  vorläufig  ihren  Ausgang  auf  dem  Grunde  des 
jetsigcn  Wiener-Neustadter  Canalhafena  nehmen  und  der  Trace  dieses  Canates 
bis  ausserhalb  des  Centralfriedhofes  unter  entsprechender  Correctur  der  zu 
grossen  Krümmungen  folgea. 

Vom  Centralfriedhofe  würde  die  Linie  Uber  und  nächst  Maria- Lanzendorf. 
Leopoldsdoif,  Biedermannsdorf,  Laxenburg,  Guntramsdorf.  Möllersdorf,  Traiskirchen, 
Truroau,  Oberwaltersdorf,  Tattendorf,  Leesdorf,  Wiener-Neustadt,  Katzelsdorf  und 
Frohsdorf  nach  Pitten  und  von  hier  im  Thale  nach  Aspang  führen. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahn  hat  nach 
Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  tu  genehmigenden  Detailprojectc 
stattzufinden. 

Dl«  R<»cM»artan<len  der  O.lcrr.  Elwn'  »Umi.  III.  9 


130  K.  k  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang. 

Aenderungen  der  ßnbnlrace  können  nur  dann  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorerwähnte 
Hauptriehtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

Charakter  der  Bahn. 

Als  Locnlbahn  ist  diese  Linie  derart  anzulegen  und  auszurüsten,  dass  die 
Fahrgeschwindigkeit,  welche  anfänglich  20  Kilometer  per  Stunde  nicht  über- 
schreiten soll,  später  der  Entwicklung  des  Verkehres  entsprechend,  auf  maximale 
40  Kilometer  per  Stunde  erhöht  werden  kann,  wobei  eine  grössere  Geschwindigkeit 
nicht  ausgeschlossen  sein  soll,  im  Falle  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung  als 
zulässig  erkannt  werden  sollte. 

Dementsprechend  ist  die  Bahnanlage  im  Unter-  und  Oberbau  gleich 
ursprünglich  der  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  40  Kilometer  gemäss  herzustellen, 
während  der  Hochbau,  die  Einrichtung,  Ausrüstung  und  der  Abschluss  der  Bahn 
den  Bedürfnissen  der  geringeren  Fahrgeschwindigkeit  angepaast  werden  kann. 

Spurweite. 

Die  Spurweite  hat  im  Liohten  1  436  Meter  zu  betragen. 

Geleiseansahl. 

Die  Bahn  ist  in  ihrer  ganzen  Anlage  einspurig  herzustellen.  Bei  der 
Grundeinlösung  ist  jedoch  auf  ein  künftiges  zweites  Geleise  insoferue  Rücksicht 
zu  nehmen,  als  der  hiefür  benötbigte  Grund  in  den  bezüglichen  Vertrügen  sicher- 
gestellt werde. 

Geleisentfernung 

Bei  doppelgleisigen  Anlagen  in  der  freien  Bahn  sind  die  beiden  Geleise- 
mitten  zum  mindesten  3  76  Meter  von  einander  entfernt  zu  halten;  während  der 
Gule'scnbstand  in  Stationen  nicht  unter  4  5  Meter  betragen  soll. 

Rieht  Kursverhältnisse. 

Die  Minimalourvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  8 trecke  Wien- 
Wiener-Neustadt  nicht  unter  250  Meter,  zwischen  Wiener- Neustadt  und  Aspang 
nicht  unter  200  Meter  betragen. 

Zwischen  zwei  Krümmungen  von  entgegengesetzter  Richtung  soll  die  die- 
selben verbindende  Gerade  nicht  unter  30  Meter  lang  sein. 

Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  Radius  bat  d-r  Einlauf  in  die 
gerade  Linie  mittelst  entsprechender  Uebergangscurven  zu  erfolgen. 

Dio  Anlage  der  Geleise  in  den  Stationen  hat  derart  zu  geschehen,  dass 
die  Einfahrt  der  Züge  in  jeder  Richtung  links  und  in  gerader  Linie  stattfindet. 

Neigungsverhältnisse. 

In  der  Strecke  Wien-Wiener-Neustadt  darf  das  Neigungsverh&ltniss  von 
10  pro  mille,  in  der  Strecke  Wiener- Neustadt- Aspang  jenes  von  15  pro  mille  nicht 
überschritten  werden,  hingegen  ist  die  Anwendung  von  Gegensteigungen  bis  zu 
diesem  Masse  zulässig. 

Die  Stationen  sind  thunliebst  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die 
Neigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2  6  pro  mille  betragen  soll. 

Höhenlage  der  Bahn. 

Das  Niveau  (8chwellenoberfläohe)  der  Bahn  muss  mindestens  0  8  Meter 
über  die  Höhe  des  bekannten  grössten  Hochwasserstandes  angelegt  werden 
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Normalprofil. 

Der  Schottorkörper  hat  in  der  Höhe  der  Schwellenoberfläcbe  eine  Kronen« 
breite  von  3  4  Meter  zu  erhalten,  die  Tiefe  den  8chotterbcttes  soll  0-3G  Meter 
betragen;  dem  gemäss  ist  die  Kronenbreite  im  Unterbau  mit  485  Meter  zu 
bemessen. 

An  Stellen,  wo  das  Sehotterbett  mit  Steinen  eingefasst  wird,  ist  die 
Kronenbreite  auf  4  3  Meter  su  erweitern. 

Im  Allgemeinen  sind  für  diese  Bahn  die  Normalien  der  St.  Pölten« 
Leobersdorfer  Bahn  einzuhalten. 

Materialgräbcn. 

Materialgräben  in  der  Nahe  bewohnter  Orte  sind  gehörig  zu  entwässern, 
su  planiren  und  überhaupt  nach  Tiinnliehkeit  culturfXhig  zu  machen. 

K  nnstbauten. 

Alle  Kunstbauten  ohne  Unterschied  sind  aus  festem  dauerhaftem  Materiale 
definitiv  herzustellen. 

Die  eisernen  Brückencoustruotionen  müssen  den  Bedingungen  der  Handels- 
ministerialverordnung  Tom  30.  August  1870,  Z.  12609,  R  G.  Bl.  Nr.  114,  ent- 
sprechen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Punkte  der  Eisenconstruotionen  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbichen  miudestens  1  Meter  über  den  bekannten  grössten  Hochwasser- 
stand  zu  legen. 

Die  bis  zur  Höhe  der  Bahnkrone  reiohenden  Objecte  erhalten  innerhalb 
der  Geländer  eine  Breite  von  mindestens  4  3  Meter  nnd  sind  in  der  ganzen  Bahn- 
breite zu  bedielen. 

Oberbau. 

Der  Oberbau  wird  im  8ystem  des  „schwebenden  Stosses"  ausgeführt 

Die  Schienen  sind  entweder  aus  Bessemerstahl  mit  einem  Gewichte  von 
30'5  Kilogramm  oder  aus  Eisen  im  Gewichte  von  35  0  Kilogramm  per  laufendes 
Meter  herzustellen,  welchen  Gewichten  eine  Sohwellenentfernung  von  0  95  Meter 
im  Maximum  zu  Grunde  liegt. 

In  Curven  von  350  Meter  Radius  und  darüber  sind  Unterlage  platten  in 
Anwendung  zu  bringen. 

Die  Sehwellen  müssen  aus  gesundem  Eichen-,  Lärohen-  oder  Kiefernholz 
erzeugt  sein,  auch  imprägnirte  Buchensohwellen  sind  zulässig. 

Die  Lange  der  Schwellen  wird  mit  2  4  Meter,  die  Höhe  mit  0  15  Meter  nnd 
die  Breite  oben  mit  0*15  Meter  und  unten  0  23  Meter  im  Minimum  einzuhalten  sein. 

Die  Gesammtlänee  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  muss  10  Percent  der 
ganzen  gebauten  Bafanlange  betragen. 

Stationsanlagen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen,  deren 
nähere  Feststellung  übrigens  der  behördlichen  Entscheidung  auf  Grund  des 
Ergebnisses  der  vorgeschriebenen  Localoommission  vorbehalten  bloibon  müsste, 
voneinander,  soll  6  Kilometer  nicht  übersteigen. 

Die  geringste  zulässige  Länge  soll  bei  Stationen  mit  300  Meter,  bei  Halte- 
stellen mit  200  Meter  bemessen  werden. 

niebei  sind  die  Richtungs-  und  Niveauverhältnisse  beiderseits  der  Stationen 
derart  zu  wählen,  daas  künftig  eine  Erweiterung  derselben  vorgenommen 
werden  kann. 

9* 
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Der  Bahnhof  für  Wien  soll  gleich  in  seiner  ersten  Anlage  eine  Länge  von 
mindestens  600  Meter  erhalten. 

Für  die  Weichen  »oll  der  Minimalradins  150  Meter  betragen. 

Die  AufnahmsgebKude  in  den  Stationen  sind  definitiv  in  Stein  oder  Ziegeln 
zu  erbanen. 

Dieselben  sollen  in  dor  Regel  die  Wohnung  för  den  Stationschef,  einen 
Warteraum  und  die  ntttbigen  Bureauloeale  enthalten. 

Mit  Ausnahme  des  Aufnahmsgebäudes  in  Wien  haben  jene  in  den  übrigen 
Stationen  keine  gedeckten  Vorplätze  zu  erhalten. 

Bei  Haltestellen  genügt  als  Aufnahmsgebäude  ein  doppeltes  Wärterhans. 

Sämmtliche  Stationen  haben  mit  Passagieraborten  versehen  zu  sein. 

Frachtormagazine,  sowie  Ladebühnen  und  bewegliche  Viehrampen  sind  erst 
nach  Massgabe  des  Bedarfes  herzustellen. 

Für  Wien  ist  jedoch  eine  Waarcnhallc  gleich  bei  der  Erstanlago  zu 
errichten. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  sind  aus 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auoh  ganz  von  Holz  herzustellen,  jedoch  stets 
im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen  Bauvorschriften. 

Wärterhäuser. 

Insolango  als  die  Fahrgeschwindigkeit  20  Kilometer  per  Stunde  nicht 
übersteigt,  sind  Wärterhäuser  in  der  currenten  Bahn  nur  bei  besonders  wichtigen 
Strassenniveauilbergängen,  bei  denen  die  Absperrschranken  nicht  auf  Distanz 
gehandhabt  werden  können,  zu  situiren,  für  deren  Ausführung  der  bei  der 
St.  Pölten- Leobersdorfer  Bahn  gebräuchliche  Typus  massgebend  sein  soll. 

Sobald  jedoch  eine  grössere  Fahrgeschwindigkeit  als  20  Kilometer  per 
Stunde  eingeführt  wird,  der  Verkehr  der  Züge  jedoch  auf  die  Tageszeit  beschränkt 
bleibt,  müssen  entlang  der  currenten  Bahn,  und  zwar  in  einer  Maximalentfernung 
von  2  Kilometer  von  einander  Wächterposten  errichtet  werden,  welchen  die 
Bedienung  der  Hand-  und  Zugschranken  obzuliegen  hat.  Für  dieses  Personale, 
welches  in  den  der  Bahn  nahegelegenen  Ortschaften  domiciliien  soll,  sind  entlang 
der  Bahnstrecke  bloss  Signalhütten  zum  Schutze  gegen  Unwetter  aufzustellen. 

Bei  Einführung  des  Nachtbetriebes  ist  jedoch  die  Errichtung  von  Wärter- 
häusern entlang  der  Bahnstrecke  unbedingt  erforderlich. 

Bahneinfriedung. 

So  lange  die  Fahrgeschwindigkeit  nicht  mehr  als  20  Kilometer  per  Stunde 
beträgt,  sind  Absperrschranken  bloss  auf  freuuente  Wege,  sowie  Einfriedungen  der 
Bahn  nur  auf  gefährdete  Stellen  zu  beschränken. 

Bei  Entführung  einer  grösseren  Fahrgeschwindigkeit  sind  jedoch  sowohl 
die  Wegabsperrungen,  als  auch  Bahneinfriedungen  nach  den  diesbezüglich 
bestehenden  Vorschriften  auszuführen. 

Signalisirung. 

Während  der  Dauer  des  Verkehres  mit  der  geringeren  Fahrgeschwindigkeit 
genügt  die  Anlage  eines  elektromagnetischen  Telegraphen  für  den  Correspondens- 
dienst  mit  Spreohapparaten  in  den  Stationen,  demgemäss  können  Glocken-  und 
andere  Signale,  welche  den  Zugsverkehr  ankündigen,  entbehrt  werden  und  sind 
zu  diesem  Zwecke  Handsignale  ausreichend. 

Für  die  Deckung  der  Stationen  sind  jedoch  Distanzsignalo  einfacher  Con- 
struetion  erforderlich. 

Desgleichen  sind  die  Weichen  in  den  Hauptgeleisen  mit  Signalacheiben  — 
jedoch  ohne  Beleuchtungsapparat  —  zu  versehen. 


Digitized  by  Google 


K.  k   priv.  Eiseubahu  Wieu-Aspaug. 


133 


Sobald  jedoch  die  Fahrgeschwindigkeit  20  Kilometer  per  Stunde  über- 
steigt, and  der  Zugsverkehr  aueb  bei  Nacht  eingeführt  wird,  müssen  diu  Sigi  al- 
vorrichtungen   im  Allgemeinen  jenen  der  österreichischen  Babnen  überbanpt  eut- 

Fahrbetriebsroittel. 

Für  die  Betriebseröftnung  ist  die  Babn  mit  nachstehend  verzeichnetem 
Fnbrparke  su  verseben:  10  Locomotive,  10  Personenwagen  I.  und  11.  Ciasso, 
20  Personenwagen  III.  Classe,  10  Gepäckwagen,  10J  Lastwagen  verschiedener 
Gattung. 

Diese  Fahrbetriebsmittel,  insbesondere  die  Locomotive  und  Wagen,  mtlssen 
den  Vereinbarungen  des  Vereines  deutscher  Eisenbahnen  thuoliehst  entsprechen. 

Anwendung    der    Normalien     der    St.    Pölten-Leobersdorfer  Dahn, 
beziehungsweise  der  k.  k.  Staatsbahucn. 

So  weit  im  Vorstehenden  nicht  anderweitige  specielle  Bestimmungen  ent- 
halten sind,  wären  dem  Baue  und  der  Ausrüstung  der  projectirten  Localhahn  die 
Normalien  Ifir  die  Eisenbahnlinie  St.  Pöhen-Leobcrsdorf  zu  Grunde  zu  legen  mit 
Ausnahme  de«  Oberbaues,  welcher  nach  den  Normalien  der  k.  k.  Staatsbahnen 
auszuf&hren  wäre. 

Wittek  m.  p.  Pour  la  Soeiötc  Beige 

de  chemins  de  fer 

Dr.  Victor  Tesch  m.  p. 

4.  Protokoll  vom  23.  September  1880, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  Aber  das  Ergebnis  einer  mit 
den  Vertretera  der  k.  k.  prir.  Eisenbahn  Wien-Aspaug  und  der  Societe 
Beige  de  rhemins  de  fer  gepflogenen  Besprechung  weiten  mehrerer  vom 
k.  k.  Handelsministerium  zu  dem  Bauverträge  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn 
Wien-Aspang  mit  der  Societe  Beige  de  chemins  de  fer  und  zum  Peage- 
vertrage  der  k.  k.  priv*  Eisenbahn  Wien-Aspang  mit  der  k.  k.  priv.  Stid- 
bahngesellschnft  gestellten  Forderungen. 

1.  Das  Handelsministerium  hat  mit  den  Erlässen  vom  28.  Juli 
1880,  Z  8366,  und  yom  10.  August  1880,  Z.  22818,  dem  Verwaltungs- 
rathe  der  Eisenbahn  Wien-Aepang  eröffnet,  dass  die  Kosten  der  gemäss 
der  Concessionsurkunde  eventuell  zu  bauenden  Verbindungsbahn  mit 
der  Süd  babn  in  Wiener  Neustadt,  sowie  der  Geleiseverbindung  zwischen 
dem  Wiener  Bahnhofe  der  Eisenbahn  Wien-Aspang  und  der  Wiener 
Verbindungsbahn,  endlich  der  beiden  Geleieevt  rbindungen  mit  dem 
Pensing-Hetzendorf-Kaiser  Ebersdorfer  Fitigel  der  k.  k.  priv.  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  in  dem  statutarisch  (§  7  der  Statuten  der  k.  k.  priv. 
Eisenbahn  Wien-Aspang)  mit  6,800.000  fl.  festgesetzten  Anlagecapitale 
der  Eisenbahn  Wien-Aspang  ihre  Deckung  zu  finden  haben,  so  dass 
die  Socidte"  Beige  de  chemins  de  fer  als  Bauunternehmer  der  k.  k.  priv. 
Eisenbahn  Wien-Aspang  verpflichtet  ist,  um  das  zum  vollen  Nenn- 
werthe  zu  übernehmende  statutarische  Actieucapital  (§16  der  Statuten) 
auch  diese  Geleiseverbindungen  herzustellen. 
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Die  Vertreter  der  Eisenbahn  Wien-Aspang  und  der  Soci&d  Beige 
de  chemins  de  fer  erklären,  dieser  Forderung  nur  dann  entsprechen  zu 
können,  wenn  von  der  Staatsverwaltung  anerkannt  wird,  dass  die  wirk- 
lichen und  gehörig  nachzuweisenden  Kosten  der  in  der  Concessions- 
urkundc  unter  den  coneessionsmiissigen  Verpflichtungen  nicht  vorgesehenen 
Geleiseverbindungen,  insbesondere  jener  mit  der  Wiener  Verbindungs- 
bahn und  mit  der  Hetzcndorf-Donauländebnhn,  einschliesslich  der  con- 
cessiousgemäss  eventuell  zu  bauenden  Verbindung  mit  der  Südbahn  bei 
Wiener  •  Neustadt  —  und  zwar  jeweilig  vom  Abzwcigungswechsel  an 
gerechnet  —  dem  concessionsmässig  mit  80.000  fl.  österr.  Währ.  Silber 
pro  Kilometer  festgesetzten  Nouiiualanlagecapital  der  Hauptbahn  behufs 
Ermittlung  der  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung  den  Coucessionären 
zu  leistenden  Barentschädigung  (§  19  der  Concessionsurkunde  vom 
28.  November  1877,  K.  G.  Bl.  Nr.  12)  zuzurechnen  sind. 

Die  Vertreter  der  Regierung  erklären,  diesen  Antrag  unter  der 
Bedingung  bei  Sr.  Excellcnz  dem  Herrn  nandelsminister  befürworten 
zu  wollen,  dass  bei  der  endgiltigcn  Feststellung  des  Bauvei träges  aus- 
drücklich die  Verpflichtung  der  Socidte"  Beige  de  chemias  de  fer  her- 
vorgehoben werde,  um  das  zu  übernehmende  statutarische  Anlagecapital 
auch  die  Geleiseverbindungen  mit  der  Südbahn  bei  Wiener -Neustadt, 
mit  der  Hctzendorf-Donaulände  Bahn  und  mit  der  Wiener  Verbinduogs 
bahn  herzustellen. 

2.  Was  den  von  der  Soci&e"  Beige  de  chemins  de  fer  der  k.  k. 
priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang  vertiagsmässig  zu  übergebenden  Betriebs- 
fond anbolangt,  so  wird  von  den  Vertretern  dor  Sociöte*  Beige  de 
chemins  de  fer  dessen  Erhöhung  von  75.000  fl.  auf  80.000  fl.  zu- 
gesichert. 

3.  In  Bezug  auf  die  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang  zu 
leistende  Haftung  für  den  Bau  kommen  die  Vertreter  der  Sociöte 
Beige  de  chemins  de  fer  den  diesfalls  im  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  28.  Juli  1880,  Z  8366,  gestellten  Anforderungen  nach. 

4.  Zur  Deckung  der  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien  Aspang 
noch  nach  orfolgter  Betriebseröffnung  behufs  gänzlicher  Abwickelung 
des  ßaugeschäftes  und  der  dadurch  bedingten  Amtshandlungen,  wie 
Collaudirung,  erwachsenden  Kosten  wird  die  Socie'te*  Beige  de  chemins 
de  fer  die  80.000  fl.  sub  Punkt  2  auf  85.000  fl.  erhöhen. 

5.  Zur  Sicherstellung  der  der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien  Aspang 
gegenüber  zu  übernehmenden  Haftung  wegen  Baumängel  (Punkt  3) 
wird  die  Sociötö  Beige  de  chemins  de  fer  von  dem  ihr  nach  dem 
Bauvertrage  drei  Monate  nach  erfolgter  Betriebseröffnung  auszufolgenden 
letzten  Viertel  der  Pauschalbausumme  10  Perceut  bis  nach  Ablauf  der 
für  die  Bauarbeiten  vereinbarten  einjährigen  Haftzeit  zurücklassen. 

6.  Zu  dem  mit  der  Südbahngesellschaft  vereinbarten  Pöagevertrage 
hat  das  Handelsministerium  in  dem  Erlasse  vom  28.  Juli  1880,  Z.  15482, 
bemerkt,   dass  die  Sicherstellung  des  seinerzeitigen  Ausbaues  der  vor- 
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läufig  nicht  zur  Ausführung  gelangenden  Theilstrecke  Kilometer  40  5 
bis  Kilometer  55*0  der  Eisenbahn  Wien-Aspang  ohne  Uebert-chreitung  d«s 
statutarischen  Anlagecapitales  in  der  Weise  erfolge,  dass  die  Socidtö 
Beige  de  chemios  de  fer  entweder  bei  Uebernahme  des  ganzen  Actien- 
capitales  der  Eisenbahn  Wien-Aspang  für  die  Dauer  des  P^age Vertrages, 
besieh unga weise  für  den  Fall  der  Auflösung  desselben  für  die  Aus- 
führung dieser  Theilstrecke  in  Haftung  bleibt,  oder  der  Eisenbahn 
Wien-Aspang  einen  Eflectivbetrag  von  400.000  fl  zur  Verfügung  stellt, 
als  Specialreserve  für  den  nachträglichen  Ausbau  dieser  Theilstrecke. 

Die  Vertreter  der  Soi-iete"  Beige  de  chemins  de  fer  erklären,  dass 
ihre  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  über  jedesmalige-*  Verlangen  der 
k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang,  insofern  dieses  Verlangen  vor 
Ablauf  des  Jahres  1886  gestellt  wird  (§  18  des  Peagevertrages),  behufs 
Beschaffung  des  Häufendes  den  Betrag  von  400.000  fl.  in  Actien  der 
Eisenbahn  Wien  •  Aspang  zum  Paricourse  zu  überuebmen. 

Die  Regier  ungsvertreter  bemerken,  dass  durch  dieses  Anerbieten 
der  Soci&e*  Beige  de  chemins  de  fer,  welches  übrigens  angenommen 
wird,  die  concessioosmässige  Verpflichtung  derselben  zum  Baue  dieser 
Theilstrecke  nicht  beschränkt  werden  könne. 

Wenn  es  jedoch  für  möglich  erkannt  würde,  die  Durchführung 
des  Baues  dieser  Theilstrecke  in  anderer  Weise  entsprechend  sicher- 
zustellen, sei  die  Staatsverwaltung  bereit,  in  weitere  Verhandlungen 
behufs  Entlassung  der  Soci&e*  Beige  de  chemins  de  fer  aus  ihrer  con- 
cessionsmKssigen  Haftung  einzutreten. 

7.  Um  den  vom  Handelsministerium  geäusserten  Bedenken  bezüglich 
der  im  §  10  des  Peagevertrages  cormirten  Function  der  Station  Felix» 
dorf  als  Station  der  Eisenbahn  Wien-Aspang  zu  begegnen,  soll  diese 
Station  für  die  Eisenbahn  Wien-Aßpaog  nur  als  Haltestelle  für  den 
Personen-  und  GepHcksverkebr  fuogiren. 

8.  D.  m  Verlangen  der  Staatsverwaltung,  dass  der  den  Zügen 
der  Wien-Aspanger  Eisenhahn  auf  der  gemeinschaftlichen  Strecke  von 
der  Südbahn  eventuell  beigegebene  Begleiter  die  Verantwortlichkeit 
des  Zugführers  gegenüber  der  Aufsichtsbehörde  übernimmt,  wird  Folge 
gegeben  werden. 

Pusswald  m.  p. 

Wlttek  m.  p.  Haberer  m.  p. 

k.  k.  MiimterU'rath.  k.  k.  Ministeriakecrellr. 

Für  die  Soci6t6  Beige  de  chemins  de  fer:       k.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang: 
Victor  Tesch  m.  p.  F.  Artmann  m.  p. 

Stoclet  m.  p.  Grünebaum  m.  p. 

Dr.  Küchler  m.  p. 

k.  k.  MlniatorialvJceaecrotlr, 
.Scbriflfühier. 
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5.  Statuten 

der  k.  k.  prir.  Eisenbahn  Wien  Asuung. 

I.  Abschnitt. 

Errichtung,  Firma,  Sitz,  Zweck  und  Dauer,  dann  Kund- 
machungen der  Gesellschaft. 

■ 

§  *■ 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  28.  November 
1877,  R.  G.  Iii.  vom  Jahre  1878  Nr.  12,  durch  welche  der  uuter  der 
Firma  „Socidtc*  Beige  de  chemins  de  fer"  zu  Brüssel  bestehenden  Actien- 
gesellschaft  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv- 
cisenbabn  von  Wien  nach  Aspang  ertheilt  wurde,  errichtet  diese  Gesell- 
schaft in  GemMsähcit  des  §  15  vorgenannter  Allerhöchster  Concessions- 
Urkunde  eine  Acliengescllschaft  und  überträgt  an  dieselbe  alle  durch 
die  obbezeichnete  Concessionsurkunde  erwähnten  und  auf  Grundlage 
derselben  erworbenen  Rechte  uud  übernommenen  Verbindlichkeiten, 
unbeschadet  der  der  Socidte>  Belgo  de  chemins  de  fer  persönlich  obliegen- 
den Verpflichtung  zum  Baue  und  zur  Inbetriebsetzung  der  erwähnten 
Bahn. 

§  2. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

nK.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien- Aspang." 

Dieselbe  wird  in  das  Register  des  k.  k.  Handelsgerichtes  in  Wien 
eingetragen,  und  es  erfolgt  die  Zeichnung  derselben  in  der  Weise,  dass 
unter  die  vorgedruckten  oder  von  irgend  Jemandem  geschriebenen  Worto : 
„K.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang"  collectiv  entweder  zwei  Mitglieder 
des  Vorwaltungsrathea  oder  ein  Mitglied  desselben  und  ein  zur  Procura- 
führung  bestellter  Gesellschaftsbeamter  ihre  Namensfertigung  schreiben, 
welcher  letztere  jedoch  den  Zusatz:  „Per  Procura"  (oder  p.  p.)  seiner 
Namensunterzeichnuag  beizufügen  hat. 

§  3. 
Sitz. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien,  und  ist  dieselbe  berechtigt, 
unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  im  In-  und  Auslande 
Agentitn  zu  errichten. 
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§  4- 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  Der  Bau  uod  Betrieb  der  in  der  Allerhöchsten  Concessionsurkundc 
vom  28.  November  1877,  R.  G.  Bl.  vom  Jahre  1878  Nr.  12, 
bezeichneten  Eisenbahn  Wien-Aspang,  eventuell  mit  der  Auscbluss- 
bahn  nach  Wiener-Neustadt. 

h)  Der  Bau  und  Betrieb  aller  Zweig-,  Flügel-  und  Fortsetzungsbahnen, 
für  welche  sie  entweder  die  Concession  selbst  erhält,  oder  für 
welche  ihr  die  Concession  von  anderen  Gesellschaften  oder  Cou- 
cessiooären  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung  übertragen  wird. 

c)  Dio  Uebcrnahme  und  Führung  des  Betriebes  fremder  Eisenbahnen, 
unter  Vorbehalt  der  Genehmiguug  der  k.  k.  Regierung. 

d)  Die  Errichtung  oder  der  Ankauf,  sowie  der  Betrieb  von  Montan- 
werken und  anderen  industriollen  und  commorciellen  Unter- 
nehmungen, so  weit  selbe  mit  dem  Eisenbahnbetriebe  in  Verbindung 
stehen. 

§  6. 
Dauer. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  im  §  7  bezifferte 
Anlagerapital  eingezahlt  und  die  handelsgerichtliche  Registrirung  erfolgt 
ist.  Die  Dauer  der  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessioos- 
dauer  der  ihr  gehörigen  oder  in  ihrem  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen. 
Eine  frühere  Auflösung  der  Gesellschaft  erfolgt,  wenn  dieselbe  nicht 
nach  Anordnung  des  Gesetzes  oder  nach  §§  18,  19  und  20  der 
Concessionsurkuude  eiotritt,  durch  Beschluss  der  Generalversammlung. 

§  6- 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmacbungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
giltig  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung". 

II.  Abschnitt. 

Aclien  und  Prioritätsobllgationen. 

•     §  7. 

Anlagecapital. 

Dan  Anlagecapital  beträgt  dermalen  für  die  bereits  concessionirte 
Bahn  Wien-Aspang  acht  Millionen  sechshundertfünfzigtausend  Gulden 
österr.  Währ.  Dasselbe  besteht  aus  20.000  (zwanzigtausend)  Stück  mit 
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4  Pcrceut  verzinslichen  Prioritätsobligat  ioteu  a  200  (zweihundert)  Guldeu 
iisterr.  Währung  Silber  und  eub  23.250  Stück  Actien  a  200  Guldeu 
österr.  Währ. 

Das  Gesellstbaftaoapital  betrug  ursprünglich  3.400.0CO  fl.  Gold  in  Prioritä's« 
actien  und  3,400.0(10  fl.  i;sterr.  Wahr,  in  Stammaotien.  Im  Jahre  1887  wurde 
behufs  RUckIttMing  der  Prioritatsaotien  und  Hedeckung  des  Invesütionsbedarfes 
ein  I'rioritataanleheii  im  Betrage  von  4,000.000  fl  nufgeuommen  und  das  Actien- 
capital  um  1,250  000  fl.  erhöht. 

§  8. 

Ausgabe  von  Prioritätsobligationcn. 

Die  Gesellschaft  it>t  berechtigt,  unter  der  im  §  15  der  Couceasioue- 
urkunde  enthaltenen  Beschränkung  Prioritätsobligationcn  auszugeben, 
welche  an  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  notiit  werden 
dürfen.  Der  Gesammtnurninalbetrag  der  Prioritäteobligationen  darf  die 
Hälfte  des  Anlagecapitales  nicht  überschreiten,  und  ei  datf  die  Ausgabe 
dieser  Prioritätsobligationen  nur  nach  Einholung  einer  besonderen  Be- 
willigung der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  nicht  früher  erfolgen,  bis  nicht 
die  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  in  dem  factisch  erzielten  und  als 
gesichelt  anzusehenden  Reioerträgnisse  der  Bahn,  nach  den  von  der 
Regierung  zu  prüfenden  Ausweisen,  ausreichende  Deckung  findet. 

§  9- 

Erhöhung  des  Gesellschaftsfondes. 

Für  den  Fall  der  Ei  Weiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  des  §  4  kann  mit  staatlicher  Genehmigung  eine  Erhöhung  des 
Actiencapitales  durch  Aufgabe  neuer  Actien  auf  Grund  diesfälliger  Be- 
schlüsse der  Generalversammlung  stattfinden. 

Die  Bt  sitzer  von  Actien  geniessen  in  diesem  Falle  das  Vorrecht, 
die  neu  ausgegebenen  Actien  im  Verhältnisse  ihres  Besitzes  Sit  rt  r  Actieu 
zu  übernehmen. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

Die  Ausgabe  weiterer  Ptioiitätsobligationen  ist  nur  insofern  und 
in  dem  Masse  zulässig,  als  in  der  für  die  Erweiterung  der  Unternehmung 
erwirkten  Conces&ion  das  Recht  hiezu  begründet  ist. 

§  10. 
Actien. 

Die  Actien  k  200  fl.  österr.  Währ,  werden  nach  dem  Formular  A 
ausgefertigt,  mit  fortlaufenden  Nummern,  Talons  und  Coupons  versehen. 
Sie  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden  im  Sinne  des  §  41  amortisirt. 
Die  verlosten  Actien  werden  gegen  Genusssrheine  eingetauscht,  deren 
Besitz  zum  Bezüge  einer  gemäss  §  39  lit.  c  zur  Vertheilung  gelangen- 
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den  Superdividende,  abor  picht  zuin  Bezüge  der  ebenda  lit  b  erwähnten 

5  Percent  Dividende  berechtigt. 

§  II. 

Prioritätsobligationen. 

Die  Prioritätsobligationen  werden  in  auf  dm  Inhaber  lautenden 
Stücken  a  200  fl.  österr.  Währ.  Silber  nach  einem  der  staatlichen 
Genehmigung  unterliegenden  Formulare  ausgegeben. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  vor  Ablauf  der 
Concest-iousdauer  durchzuführenden  Tilgung  der  Actieu  vorauszugehen. 

§  12. 

Ausgabe  neuer  Actien. 

Im  Falle  der  gemäss  §  9  erfolgenden  Hinausgabe  neuer  Actien 
hat  die  Einzahlung  des  Nominalbetrages  in  den  vom  Verwaltungsnithe 
auszuschreib»  nden  Katen  und  Terminen  zu  erfolgen.  Nach  Einzahlung 
von  mindestens  40  Percent  des  Nominalbetrages  der  Actio  werden 
Intcrimsscheine  nach  dem  Formulare  C  ausgefolgt. 

Wenn  von  einem  Actionär  die  Einzahlung  einer  falligen  Rate 
nicht    rechtzeitig   geleistet    wird,    so    ist    derselbe    zur    Zahlung  von 

6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschalt  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der  im 
Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebeneu  Aufforderungen  die 
säumigen  Actionäro  ihrer  Gesollscbaftsrechte  verlustig  und  die  aus- 
gegebenen Iuterimsscheine  für  verfallen  zu  erklären  und  an  deren 
Stelle  neue  Intcrimsscheiue  auszugeben. 

§  13. 

Untheilbarkeit  der  Actien  und  Prioritätsobligationen. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  untheilbar.  Die  Gesell- 
schaft erkennt  für  jeic  Acti«  und  jede  Prioritätsobligation  nur  einen 
Eigenthümer  an.  Mehrere  Theiluehmer  einer  Actio  oder  Piioritäts- 
obligation  müssen  demnach  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine  Person 
wahrnehmen  lassen. 

§  14. 

Stempel-      und    Gebührenfreiheit     der    ersten    Actien  und 

PrioritätBobligationen. 

Die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  der  Prioritätsobligationen 
findet  Stempel-  und  gebührenfrei  statt.  (§  21  b  der  Concessious- 
urkuode.) 

§  15. 

Kechte  der  Actionäre. 

■ 

Jeder  Actionär  bat  einen   verbältnissmässigen  Antheil   an  dem 
Vermögen  der  Gesellschaft  und  am  reinen  Gewinne,  so  weit  derselbe 
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nach  den  Statuten  und  dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  zur 
AuszabluDg  gelangt. 

Die  Actionäre  können  zu  einer  die  Einzahlung  des  Nominal- 
betrages der  Actic  übersteigenden  Zahlung  nicht  verhalten  werden. 

Der  Besitz  einer  Actio  bringt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten 
der  Gesellschaft  und  unter  die  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  mit  pich. 

8  1 6. 

Uobcrnalimc  der  Actien. 

Die  Sociot6  Beige  de  chemirs  de  fer  übernimmt  sämmtliche  derzeit 
gemäss  §  7  auszugebenden  Actien  und  verpflichtet  sieb,  den  vollen 
Nominalbetrag  derselben  nach  dem  Bedürfnisse  für  den  Bau  und  die 
Inbetriebsetzung  der  concessionirten  Eisenbahn  Wien-Aspang  zu  leisten, 
uud  es  werden  der  Societä  Beige  de  chemius  de  fer  die  Actien  nach 
MaFsgabe  der  eingezahlten  Beträge  ausgefolgt. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  17. 
Geschäftsführung. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 

a)  durch  den  Verwaltungsrath; 

b)  durch  die  Rechnungsrevisoren; 

c)  durch  die  Generalversammlung. 

§  18. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  repräsentirt  die  Gesellschaft  als  ihr  Vorstand 
im  Sinne  des  Handelsgesetzes,  er  führt  die  oberste  Leitung  aller 
Geschäfte  der  Gesellschaft  und  vertritt  dieselbe  gerichtlich  und  ausser- 
gerichtlicb.  Derselbe  ernennt  und  entläset  die  Directoren  und  die 
übrigen  Angestellten  der  Gesellschaft,  er  bestimmt  ihren  Wirkungs- 
kreis und  ihre  Bezüge.  Ueberbaupt  steht  dem  Verwaltungsrathe  die 
Verfügung  und  die  Entscheidung  in  allen  Angelegenheiten  zu,  welche 
nicht  ausdrücklich  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

§  19. 

Mitgliederzahl,  Functionsdauer,  Erneuerung  des  Verwaltungs- 
rathes. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus   mindestens  fünf  und  höchstens 
zwölf  Mitgliedern,  von  welchen  mindestens  die  Hälfte  und  darunter  der 
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Präsident  oder  Vieepräsident  österreichische  Staatsbürger  sein  müssen. 
Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  werden  von  der  General- 
versammlung aus  den  ActionUren  gewühlt.  Ibre  Functionen  dauern  drei 
Jahre,  jedoch  steht  der  Generalversammlung  das  Recht  zu,  Mitglieder 
des  Verwaltnngsratbes  früher  ihrer  Functionen  zu  entheben.  Die  Zahl 
der  Verwaltungsrithe  innerhalb  der  statutenmäßigen  Grenzen  bestimmt 
die  Generalversammlung. 

Scheidet  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrath  es  während  seiner 
Amtsdaaer  aus,  so  wählt  der  Verwaltungsrath  bis  zur  Zeit  der  nächsten 
ordentlichen  Generalversammmlung  einen  anderen  Actiouär  an  seine 
Stelle.  Die  ausscheidenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  haben 
—  die  Fälle  der  Ausschliessung  nach  §  22  ausgenommen  —  ihre 
Functionen  bis  zur  Wiederbesetzuog  ihrer  Stellen  fortzuführen  und  sind 
wieder  wählbar. 

§  20. 

Zusammensetzung    des    Verwaltungsrathes    bis    zur  ersten 

Generalversammlung. 

Der  erste  Verwaltungsrath  wird  in  der  constituirenden  General 
Versammlung  gewählt. 

Von  den  in  der  ersten  Generalversammlung  gewählten  Verwaltungs 
räthen  tritt  jährlich  ein  Dritttheil,  und  wenn  die  Zahl  derselben  durch 
3  nicht  theilbar  ist,  der  verbleibende  Rest  mit  Ablauf  der  Functions- 
dauer  (§  19)  aas;  bis  sich  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functions- 
dauer  gebildet  hat,  werden  die  Aastretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

§  21. 
Caution. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  vor  dem  Antritte 
seiner  Function  50  Stück  Actien  sammt  den  noch  nicht  fälligen 
Coupons  in  die  Geaellschaftscasaa  deponiren,  welche  daselbst  als  Caution 
für  die  ans  seiner  Function  entspringende  Verbindlichkeit  gegen  die 
Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüg- 
lichen Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben  und  von  ihm  während 
dieser  Zeit  weder  belastet  noch  veräussert  werden  dürfen;  es  sind  ihm 
jedoch  die  innerhalb  dieser  Zeit  jeweilig  verfallenen  Coupons  aus* 
sufolgen. 

§  22. 

Ausschluss  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath. 

Zu  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  können  alle  eigen- 
berechtigten  Actionäre  gewählt  werden. 

Von  der  Wahl  ausgeschlossen  sind  die  Beamten  der  Gesellschaft 
and  alle,  die  in  Concors  verfallen  sind  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt 
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haben,  ohne  ihre  Gläubiger  vollständig  befriedigt  zu  haben;  endlich 
alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hervorgegangenen  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung 
vernrtheilt  worden  sind. 

Tritt  ein  solcher  Fall  währond  der  Amtsdauer  ein,  so  hat  er 
unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  23. 

Präsidium  und  Sitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlich  au*  seiner  Mitte  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten ;  er  versammelt  sich  am  Sitze  der 
Gesellschaft  in  Wien,  so  oft  es  der  Präsident  oder  in  seiner  Vertretung 
der  Vioepräsident  für  zweckdienlich  erachtet,  oder  drei  Verwaltungsraths- 
mitglieder  es  verlangen. 

Die  betreffenden  Einladungen,  welche  den  Ort  der  Zusammenkunft 
und  die  jeweilig»  Tagesordnung  zu  enthalten  haben,  müssen  —  ausser 
in  Fällen  von  besonderer  Dringlichkeit  —  mindestens  acht  Tage  vor 
Anberaumung  der  Sitzung  sätnmtlichen  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
zugestellt  werden. 

Die  Beschlüsse  werden,  unter  Theilnahme  des  Vorsitzenden  an 
der  Abstimmung,  mit  Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Gleichheit  der 
Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vor- 
sitzende zugestimmt  hat.  Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  steht 
es  in  Verhinderungsfallen  zwar  frei,  ihr  Stimmrecht  einem  anderen 
Mitgliede  desselben  zu  übertragen,  doch  darf  kein  Mitglied  mehr  als 
eine  Stimme  in  Vollmachtsnamen  führen. 

Ueber  die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  der  Vorsitzende  und  zwei  bei  der  Sitzung  anwesende 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  unterzeichnen. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  mttsaen 
mindestens  drei  seiner  Mitglieder  persönlich  anwesend  sein. 

§  24. 

Zeitweise   Uebertragung   der    Befugnisse   des  Verwaltungs 

rathes. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  des 
Art.  231  H.  G.  B.  zeitweise  einen  Theil  seiner  Befugnisse  einem  oder 
mehreren  seiner  Mitglieder  übertragen.  Der  Verwaltungsrath  ist  auch 
berechtigt,  Beamten  der  Gesellschaft  die  Procura  zu  ertheilen.  (§  2). 

Zur  Giltigkeit  dieser  Beschlüsse  ist  die  Zustimmung  der  Majorität 
der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  nothwendig. 

§  25. 
Remuneration. 

Die   Mitglieder    des    Verwaltungsrathes   erhalten    für   jede  ab- 
gehaltene 8itzung   die  Vergütung   ihrer  Mühewaltung  durch  Präsenz- 
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marken,  deren  Betrag  von  der  Generalversammlung  festgesetzt  wird. 
Ausserdem  beziehen  dieselben  die  ihnen  nach  den  Bestimmungen  des 
§  39  lit.  A  zukommende  Tantieme. 

IV.  Abschnitt. 

Revisionsausschuss. 
§  26. 

Bestellung  des  Revisionsausschusses. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  dem  Ver- 
waltungsrathe  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Der  erste  Revisionsausschuss  wird  in  der  coostituirenden  General- 
versammlung (§  37)  gewählt,  und  hat  über  die  Rechnung  des  ersten 
nach  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  Linie  abgelaufenen 
Geschäftsjahres  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mit- 
glieder des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmenzahl,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function;  bei  gleicher 
Stimmenzabi  entscheidet  das  Los. 

§  27. 

Rochte  und  Pflichten  des  Revisionsausschusses. 

Dem  Revisionsausschuftu  sind  die  Rechnungen,  über  welche  er  in 
der  Generalversammlung  zu  berichten  hat,  mindestens  vier  Wochen  vor 
dem  Zusammentritte  der  letzteren  von  dem  Verwaltungsrathe  mit- 
zutheileo,  und  es  ist  der  Revisionsausschuss  berechtigt,  in  die  Bücher 
und  die  ganze  Gebahrung  der  Geschäfte  Einsicht  zu  nehmen  und  von 
den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

V.  Abschnitt. 
Generalversammlung. 
§  28. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  repräsentiit  dio 
Geeammtheit  der  Actionäre  und  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  alle  an-  und  abwesenden  Actionäre  verbindlich. 
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§  29. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Es  bat  jährlich  im  ersten  Semester  eino  ordentliche  General- 
versammlung in  Wien  stattzufinden. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  ist  innerhalb  einem  und 
einem  halben  Jahre  nach  der  Constituirung  der  Gesellschaft  ein* 
zuberufen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  berechtigt,  auch  ausserordentliche 
Generalversammlungen  einzuberufen,  so  oft  er  dies  zweckdienlich 
erachtet,  und  er  ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung verpflichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung 
beschlossen,  oder  von  einem  oder  mehreren  ActionAren,  deren  Actien- 
besitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  repräsentirt, 
verlangt  wird.  In  letzterem  Falle  hat  die  Einberufung  der  General- 
vei Sammlung  längstens  binnen  14  Tagen  zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  binnen  14  Tagen  die  zu  ihrer 
Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  zu  hinter- 
legen, und  gleichzeitig  unter  Angabe  der  Gründe  den  Gegenstand 
schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Beschlussfassung  der  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  unterzogen  werden  soll. 

§  30. 
Einberufung. 

Die  Einberufung  sowohl  einer  ordentlichen  als  auch  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kund- 
machung auf  die  im  §  6  vorgeschriebene  Weise  und  es  muss  diese  Kund- 
machung mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
anberaumten  Tage  veröffentlicht  werden. 

In  dieser  Kundmachung  müssen  die  Gegenstände,  über  welche 
die  Generalversammlung  Besch luss  fassen  soll,  ihrem  wesentlichen 
Inhalte  nach  bezeichnet  werden,  und  es  kann  die  Generalversammlung 
nur  über  die  in  der  Kundmachung  bezeichneten  Gegenstände  Beschluss 
fassen. 

Ausgenommen  hievon  ist  der  Antrag  auf  Berufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung. 

§  31. 

Stimmrecht  in  der  Generalversammlung. 

Der  Bezitz   von  je  25  Actien,  beziehungsweise  Genussscheinen 
giebt  das  Hecht  zum  Erscheinen  in  der  Generalversammlung  zur  Aus 
Obung  einer  Stimme  in  derselben. 
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Zur  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dass  dio  Actien, 
beziehungsweise  Interimsscheine  oder  Genussscheine  sammt  Coupons 
wenigstens  drei  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  statutenmäßig  ein- 
berufenen Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscassa  oder  an  einem 
anderen  vom  Verwaltungsrathe  hiesu  bestimmten  Orte  hinterlegt 
werden. 

§  32. 

Ausübung  des  Stimmrechte«. 

Jeder  stimmberechtigte  Actionär  ist  berechtigt,  sich  durch  eiueu 
anderen  stimmberechtigten  Actionär  vertreten  zu  lassou. 

Minderjährige,  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  ihr 
Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen  und  beziehungsweise  statutarischen 
Vertreter,  Frauen  durch  bevollmächtigte  Actio  näre  aus. 

§  33. 

Vorsitz,  Schriftführer,   Verificatoren  und  Scrutatoren. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathe«  oder  in  dessen  Verhinderung  sein  Stellvertreter ;  und  falls 
such  letzterer  verhindert  wäre,  ein  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  be- 
stimmendes Mitglied  desselben 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  von  einem 
durch  den  Vorsitzenden  ernannten  Schriftführer  ein  Protokoll  geführt, 
dem  das  Verzeichniss  der  Anwesenden  und  die  Vollmachten  der 
vertretenen  Actionäre  beigefügt  werden.  Dieses  Protokoll  ist  von  zwei 
Verificatoren  zu  beglaubigen,  die  Uber  Vorschlag  des  Vorsitzenden  von 
der  Versammlung  gewählt  werden  und  welche  auch  als  Scrutatoren  zu 
fangirtn  haben. 

Ausserdem  ist  dieses  Protokoll  auch  von  dem  Präsidenten  und  dem 
Schriftführer  zu  unterzeichnen. 

§  34. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Zur  Beichlusifäbigkeit  einer  joden  oidoungsinässig  einberufenen 
Generalversammlung  ist  erforderlich,  dass  mindestens  der  zehnte  Theil 
der  ausgegebenen  Actien,  beziehungsweise  Genussscheioe  vertreten  sei. 

Um  giltige  Beschlüsse  über  die  im  §  36,  lit.  e,  /,  g,  /»,  i,  &,  l 
angeführten  Gegenstände  fassen  zu  können,  muss  mindestens  ein 
Drittel  der  emittirten  Actien,  beziehungsweise  Genussscheine  ver- 
treten sein. 

In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den  vor- 
stehenden  Bestimmungen   zur  BeschlussfUhigkeit   erforderlichen  Weise 
nicht  zu  Stande  käme,   ist  binnen    acht  Tagen   eine   zweite  General- 
versammlung einzuberufen,  und  es  genügt  in   diesem  Falle  die  Kund- 
^i«  KMtiUurkandan  d«r  U«Urr.  Kl.«abahn«a.  III.  10 
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machung  acht  Tage  vor  der  anberaumten  General versammluug.  Die 
Giltigkeit  der  von  einer  solchen,  zum  zwciteomale  unter  Hinweis  auf 
diesen  Umstand  einberufenen  Generalversammlung  gefassten  BescblUsse 
ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen  nicht  gebunden,  jedoch 
dürfen  nur  über  jene  Gegenstände  Beschlüsse  gefasst  werden,  welche 
auf  der  Tagesordnung  der  früheren  Generalversammlung  standen  und 
auch  in  der  neuerlichen  Einladung  angeführt  wurden. 

§  35. 

Beschlussfassung. 

Alle  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  durch  absolute 
Stimmenmel  rheit  gefasst.  Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  jene  des 
Vorsitzenden. 

Beschlüsse  über  die  im  §  36,  lit.  e,  f%  gy  h,  i}  k,  l  erwähnten 
Gegenstände  können  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Zahl 
der  abgegebenen  Stimmen  giltig  gefasst  werden. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliossen  sollte,  mitteUt  Abgabe  von  Stimmzetteln,  welche 
den  Actionären  beim  Eintritte  in  die  Versammlung  übergeben  werden. 

Bei  der  Wahl  erscheinen  nur  diejenigen  als  gewählt,  welche 
nach  Ausweis  der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  der 
Stimmen  uud  zugleich  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  kommen  diejenigen,  welche  bei  der- 
selben die  meisten  Stimmen  erhielten,  in  der  doppelten  Anzahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl.  Wenn  bei  der  engeren  Wahl  Stimmen 
auf  Personen  gefallen  sind,  welche  in  die  engere  Wahl  nicht  einbezogen 
wurden,  so  sind  solche  abgegebene  Stimmen  bei  Berechnung  der 
Majorität  nicht  mitzuzählen.  Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte 
Mitglieder  die  gleiche  Anzahl  Stimmen  eo  entscheidet  der  grössere 
Actienbesitz  des  Einen  oder  des  Anderen  und  bei  gleichem  Actienbesitz 
das  Los  nach  einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffonden  Anordnung. 

§  36. 

Der  Bcschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegen  stände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes   uud   die  Fest- 
setzung des  Betrages  der  Präsenzmarken. 

b)  Die  Enthebung  der  Mitglieder  des  Verwaltuugsrathes  vor  Ablauf 
der  dreijährigen  Functionsdauer. 

c)  Die  Wahl  des  RevisionsausschusBeB. 
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d)  Die  Besch  lussfassung  über  die  Jahn  srecbouog  uud  über  den  Bericht 
des  Revisionsausscbusses,  dann  die  Feststellung  der  Vortheil  uog 
des  Reingewinnes. 

e)  Die  Beschlassfassung  über  die  Erwerbung  neuer  und  den  Ankauf 
fremder  Concessionen. 

f)  Die  Erhöhung  des  Actiencapitales,  sowie  die  Uinausgabe  neuer 
Priori  tatsubligationen. 

g)  Abänderung  der  Statuten. 

h)  Pachtung  oder  Ankauf  anderer  Bahnlinien;  Verpachtung  des 
Betriebes  auf  den  eigenen  Linien. 

i)  Die  Erwerbung  und  erste  Anlage  von  Montanwerken  uud  anderen 
industriellen  oder  commerciellen  Anlagen  im  Sinne  des  §  4,  lit.  d. 

k)  Die  Entscheidung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf 
der  Concessionsdauer,  dann  die  Uebertragung  des  Eigenthutnes 
oder  die  ganze  oder  tbeilweise  Ueberlas^ung  der  eigenen  Linien 
au  eine  andere  Gesellschaft. 

I)  Die  Fusionirung  mit  anderen  Gesellschaften. 

Zur  Giltigkeit  der  gemäss  c,  /,  g,  h,  kt  l  zu  fassenden  Beschlüsse 
ist  die  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung  noth wendig. 

§  37. 

Constituirende  Gen  erat  v  ersam  in  1  ung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  von  den  Concessionären 
durch  einmalige  öHeutliche  Kundmachung  und  durch  schriftliche  Ein- 
ladung an  aümmtliche  Actienzeichner  oder  die  von  denselben  bezeich- 
neten Rechtsnachfolger  einberufen.  Zur  Giltigkeit  ihrer  Beschlüsse  genügt 
eB,  dass  die  Kundmachung,  mit  welcher  diese  constituirende  General- 
versammluDg  einberufen  wird,  8  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben 
veröffentlicht  worden  ist,  und  dass  in  derselben  der  zehnte  Theil  des 
Actiencapitales  durch  mindestens  fünf  Actionäre  vertreten  ist.  Die  im 
§  31  vorgeschriebene  Hinterlegung  der  Actien,  auf  Grund  deren  das  Stimm- 
recht ausgeübt  wiri,  ist  nicht  erforderlich. 

Vf.  Abschnitt 
Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewinnverteilung. 

§  38. 

Abschluss  und  Vorlage  der  Rechnungen. 

Alljährlich  werden,  und  zwar  am  31.  December  die  gesellschaft- 
liehen Rechnungen  abgeschlossen,  ein  allmeines  Inventar  der  Activa  und 
Passiva  aufgestellt  und  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen  und  die 
Bilanz  sind  dem  Revisionsausechusse  rechtzeitig  (§  27)  zu  übergeben 
and  sollen  mit  dem  Berichte  der  Revisoren  durch  acht  Tage  vor  der 

10« 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Eisenbahn  Wien-Aspang. 


Generalversammlung  zur  Einsicht  für  die  Actiouäre  aufgelegt  uud 
sodann  der  Generalversammlung  zur  Erledigung  vorgelegt  werden. 

§  39. 

Gewinn  vertl  ei  luug. 

Von  dem  jährlichen  Bruttoerträgnisse  sind  die  sämmtlicbeu  Betriebs 
und  Verwaltungskosten,  und  von  dem  bienach  verbleibenden  Betriebs- 
überschuBse  die  Zinseu  und  Awortisationsquoten  der  Passivschuldeu 
(Piioritätsobligationen  §  11),  sowie  in  zweiter  Linie  die  behufs  Ein- 
lösung der  Actien  entfallende  Amortisationequote  in  Abrechnung  zu 
bringen.  Von  dem  bienach  verbleibenden  Betrage  sind  5  Percent  in  den 
Reservefond  zu  hinterlegen. 

Der  nach  Abzug  dieser  Abrechnungeposten  bleibende  Restbetrag 
bildet  das  Reiuerträguiss;  von  diesem  entfallen: 

a)  5  Perc<nt  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  für  dessen  Mühe- 
waltung, und 

b)  der  verbleibende  Betrag  n-t  unter  die  Actionäre  bis  zur  Höhe  einer 
öpercentigen  Dividende  des  Actieucapitales  zu  vertheilen; 

c)  über  die  Verwendung  des  Lienach  noch  verbleibenden  Restes  des 
Reinerträguisses  beschliesst  die  Generalversammlung. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  und  der  zufolge  Beschlusses  der 
Generalversammlung  gemäss  lit.  c  zur  Auszahlung  gelangenden  Super- 
divideuden  ei  folgt  durch  Einlösung  der  auf  den  1.  Juli  fällig  werdenden 
Coupons,  uud  eB  bestimmt  die  Generalversammlung  den  Eiulösungs- 
betrag  derselben. 

Der  Verwaltungsrath  ist  jedoch  berechtigt,  am  1.  Jänner  jedes 
Jahres  eine  Abschlagszahlung  auf  die  Dividende  des  Voijahres  zu 
leisten,  falls  das  Ergebniss  der  gesellschaftlichen  Geschäfte  dies  ge- 
stattet. 

Ueber  die  Art  und  Weise  der  Vertbeilung  der  Tantieme  unter  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

§  40. 
Reservef  o  nd. 

Der  Reservefond,  welcher  in  Folge  der  Bestimmungen  des  §  39 
dotirt  wird,  ist  bestimmt,  allfällige  Verluste  uud  solche  Auslagen  zu 
decken,  welche,  wie  grössere  Kosten  für  Vermehrung  der  Fahrbetriebs- 
mittel, für  Erneuerung  der  Schienen,  für  Reconstruction  der  Bauten 
u.  dgl.  m.,  nicht  als  gewöhnliche  Bahnerhaltungskosteu  zu  gelten  haben. 

Wenn  der  Reservefond  die  Höhe  von  200  000  fl.  übersteigt,  so 
kann  der  Ueberschues,  wenn  das  Keiner trägniss  eines  Jahres  nicht  hin- 
reichen sollte,  den  Act:onären  die  im  §  39,  lit.  b  erwähnte  öpercentige 
Dividende  zu  bezahlen,  Uber  Beschluss  der  Generalversammlung  zur 
Ergänzung  dieses  Abganges  in  Anspruch  genommen  werden. 
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Sobald  der  Reseivtfond  die  Höhe  von  30  Percent  des  eingezahlten 
Actiencapitales  erreicht,  kann  die  Generalversammlung  beschlieseen, 
(Isfb  die  im  §  39  erwähnten  Rücklässe  aufhören;  sinkt  er  aber  unter 
diese  Höbe  herab,  so  beginnen  die  genannten  Riickläcso  von  neuem 

§  41. 

Tilgung  der  Actien  und  Boing  der  Geuussscbc ine. 

Die  Tilgung  des  Actiencapitales  erfolgt  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  nach  dem  vom  Verwaltangsrathe  festzusetzenden  Tilguugsplane, 
und  zwar  nach  der  erfolgten  vollständigen  Tilgung  der  Prioritäts- 
obiigationen  im  Wege  ganzjähriger  Verlosungen. 

Die  anäortisirten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht, 
deren  Besitz  zum  Bezüge  der  gemäss  §  39,  lit.  c,  in  Folge  Beschlusses 
der  Generalversammlung  zur  Vertbeiluug  gelangenden  Superdividende, 
»ber  nicht  zum  Bezüge  der  ebenda  lit.  6  erwähnten  5percentigen 
Dividende  berechtigt. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlußfähigkeit  einer  General- 
versammlang,  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales, 
dann  bezüglich  des  Stimmrechtes  und  des  im  §  9  vorgesehenen  Bezugs- 
rechtes sind  die  Genussschtine  den  Actien  gleichgestellt. 

Das  Formulare  der  Genussscheine,  welche  auf  den  Inhaber  zn 
lauten  haben  werden,  Ut  Beinerzeit  von  dem  Verwaltuogsratbe  der 
Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

VII.  Abschnitt. 

Staatsaufsicht,  Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  42. 

Landesfürstlicber  Commissär. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsicbtsrecht  wird  von 
derselben  nach  dem  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  des 
§  17  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Geschäftslast  wird  von 
der  Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz 
geleistet,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemäseheit  des  oben 
citirteo  §  17  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  bestimmt  wird. 

Die  Gesellschaft  ist  gemäss  §  11  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im  Sinno  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  ausgediente 
Unterofficiere  des  stehenden  Heeres,  der  Kiiegsmarine  und  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 
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§  43. 
Li  quidat  ion. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General 
Versammlung  die  Liquidatoren  und  setzt  die  Modalitäten  der  Liquidation 
in  Gtmässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  fest. 

Das  realisirte  Activum  der  Gesellschaft  wird  nach  vollständiger 
Tilgung  aller  Schulden  unter  Befolgung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
unter  die  Actionäre  nach  Massgabe  des  Actienbesitzes  verthcilt. 

Nr.  22720. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  18.  October  1879, 
Nr.  16093,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt 

Wien,  am  23.  December  1886 

TaafTe  m.  p 
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1.  Concessionsurkunde  vom  11.  Jani  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  88, 

fDr  die  Locomotirelsenbahu  tod  Bozen  nach  Meran. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Anton  Graf  Brandts  und  Heinrieb  Böhm  die  Bitte  um 
Ertheilnng  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  an  die 
Südbahn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn  von  Bozen  nach  Meran 
gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Bittstellern  diese 
Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  11.  März  1876, 
B.  G.  Bl.  Nr.  38,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  an  die  Südbabn  anschliessenden  Locomotiveisenbahn  von 
Bozen  nach  Meran. 

Die  Bozen-Meraner  Eisenbahn  gelangte  am  4  October  1881  zur  Er- 
öffnung. 

Znfolge  de«  Gesetzes  vom  11.  März  1876,  K.  6.  Bl.  Nr.  38,  und  des  auf 
Grand  dieses  Gesetze»  abgeschlossenen  Uebereinkommens  vom  7.  Juli  1880, 
R.  O.  Bl.  Nr.  89,  wurde  den  Conoessionlren  dieser  Bahn  ein  Aerarialiarlehen 
im  Betrage  von  1,000.000  fl.  gewährt,  welohes  ans  der  Hälfte  der  Betriebsüber- 
schüase  der  Bahn  nach  M.issgabe  der  Zulänglichkeit  dieser  Hälfte  mit  6  Percent 
zu  verzinsen  und  snecessive  zurückzuzahlen  war. 

Durch  die  im  Jahre  1892  erfolgte  Aufnahme  einer  Prioritätsanleihe  im 
Nominalbeträge  von  1,700.000  fl.  wurde  jedoch  das  Rahnunternehmen  in  die 
Lage  gesetzt,  den  noch  ausbauenden  Rest  per  933.732  fl.  77  kr.  des  oben  bezeich- 
neten Aerariald»rlehens  auf  t-inmal  zur  Rückzahlung  zu  bringen. 
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§  2. 

Diu  Bahn  ist  als  normalspurige  Secundärbahn  herzustellen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat 
nach  Massgabe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detail- 
projecte  und  der  aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Biebei  soll  auf  eine  thunlichste  Herabminderung  der  Baukosten 
Bedacht  genommen  und  sollen  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
Maximalfabrgeschwindigkeit  der  Züge,  welche  bei  dieser  Bahn  20  Kilo- 
meter per  Stunde  nicht  übersteigen  darf,  alle  in  Folge  dieser  geriogen 
Fahrgeschwindigkeit  zulässigen  Erleichterungen  zugestanden  werden. 

Nachdem  bereits  laut  Kundmachung  des  Handelsministerium«  vom 
2G.  Juni  1881,  Z.  21472  (C.  Bl.  Nr.  89),  die  Erhöhung  der  Fahrgeschwindigkeit 
auf  25  Kilometer  per  Stunde  angestanden  worden  war,  wurde  zufolge  Kund- 
maohung  des  Handelsministeriums  vom  30.  December  1892,  Z.  52168  (Ver.  Bl. 
Nr.  62  ex  1893),  die  Maximal  fahrtfesch  windigkeit  in  der  Strecke  vom  Anfangs, 
punkte  bis  Kilometer  77  der  Bahn  mit  30  Kilometer  in  der  Strecke  von  Kilo- 
meter 7*7  bis  sum  Endpunkte  Meran  mit  40  Kilometer  per  Stunde  festgesetzt. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Eisenbestandtheile,  sowie 
alle  übrigen  Ausrüstungsgegenstände  müssen  aus  inländischen  Werken 
bezogen  werden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der 
Bahn  sind  dem  Handeleministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus 
diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  beim  Baue  auch  allen 
vom  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu 
stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  be- 
schränkt werden. 

Die  Concessionlfre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahn- 
hofes Bozen  der  priv.  Südbahngesellschaft,  sowie  wegen  Einrichtung 
des  Betriebsdienstes  beim  Uefcergangsverkehre  mit  der  genannten 
Gesellschaft  ehestens  in  Unterhandlung  zu  treten  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Die  Kosten  für  die  auf  dtm  erwähnten  Bahnhofe  für  die  Zwecke  der 
neuen  Bahn  etwa  erforderlichen  Erweiterungsbauten  haben  die  Coa- 
cessionäre  zu  tragen. 

Sollte  ein  solches  Uebereinkommen  mit  der  Südbahngesellschaft 
nicht  zu  Stande  kommen,  so  sind  die  Concessionäre  zwar  berechtigt, 
einen  eigenen  Bahnhof  zu  errichten;  sie  haben  jedoch  die  Verpflichtung, 
ein  Anschlussgeleise  an  die  fremde  Bahn  herzustellen  und  wenigstens 
für  den  Personenverkehr  einen  gemeinschaftlichen  Bahnhofdieost  ein- 
zurichten. 
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Bezüglich  der  Bedingungen  eines  Bolchen  Anschlusses  nnd  eines 
gemeinschaftlichen  Babnhofdienstes  für  den  Personenverkehr  unter« 
werfen  sich  die  Concessionäre  dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums, 
falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbabn  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eires  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wagen- 
benütsung  der  inländischen  Nachbai  bahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks*  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  jedoch  verpflichtet,  die  Einmündung  von 
Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  ge- 
legenen Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer 
Erzengnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  mit  dem  Anschlüsse  an 
die  betreffenden  Bahnhöfe  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige 
Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn 
binnen  drei  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  beginnen 
und  binnen  drei  Jahren,  vom  gleichen  Zeitpunkte  an  gerechnet,  zu 
vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

Die  Concessionäre  haben  für  die  Erfüllung  dieser  und  der 
sonstigen  concessionBm  assigen  Verpflichtungen  der  Staatsverwaltung 
durch  Bestellung  einer  Caution  im  Betrage  von  200.000  fl.  öbterr.  Währ. 
Sicherhett  zu  leisten. 

Die  Caution  bat  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von 
Pupillen  geldein  geeigneten  Wertheffecten  zu  bestehen. 

Die  Rückstellung  dieser  Caution  hat  nach  Vollendung  des  Unter- 
baues der  concessionirten  Bahn  zu  erfolgen. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden 
geniessen  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener, 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Fliigel- 
babnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  grundbücherliche  Ab- 
schreibung der  für  den  Bahnbau  erworbenen  Grundparcellen,  be- 
ziehungsweise die  Durchführung  der  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom 
19.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  erforderlichen  Vorkehrungen  behufs 
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der  eisenbahubücberlicben  Sicberetellung  der  einschlägigen  Rechtsver- 
hältnisse, insoweit  es  an  ihnen  liegt,  thunlichst  zu  beschleunigen,  sowie 
dafür  Sorge  sn  tragen,  dass  die  der  bücherlichen  Richtigstellung  vor- 
hergehende definitive  Vermessung  der  Grundstücke  und  die  Finalieiraog 
der  Abrechnung  mit  aller  Beschleunigung  vollzogea  werde. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  bei  dem  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  EisenbahnconcessiooRgesetze  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  im  Sinne  des  Artikels  VII 
des  Gesetzes  vom  11.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  38,  von  den  in  der 
Eiseababnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  in- 
soweit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die 
ermässigte  Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums für  zulässig  erkannt  werden  wird  und  werden  diesfalls  die 
vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden. 

Insbesondere  sollen  die  ConceEfionäre  von  der  Verpflichtung  zur 
Einführung  eines  eigentlichen  Nacht  Verkehres  für  so  lange  enthoben 
sein,  als  die  Rtinerträgnisse  der  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden 
Betriebe"  ahren  nicht  mindestens  eine  5percentige  Verzinsung  des  Anlage- 
capitales  ergeben  haben. 

•  §  6. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Poetanstalt  kommen  folgende 
Bestimmungen  zur  Anwendung: 

1.  Die  Concessionäre  haben  die  Post,  und  die  Postbediensteten  nach 
Vorschrift  des  §  68  der  Eisenbahnbetriebsordnung  unentgeltlich  zu  be- 
fördern und  zu  diesem  Behufs  der  Postverwaltung  bei  den  von  letzterer 
zu  bestimmenden  Personen-  oder  gemischten  Zügen,  welche  jedoch  die 
Zahl  von  drei  in  jeder  Richtung  innerhalb  24  Stunden  verkehrenden  Zügen 
nicht  Ubersteigen  sollen,  ein  Coupö,  und  im  Falle  die  Beförderung 
mittelst  Dampfwaggons  stattfindet,  den  einem  Coupe*  entsprechenden 
Raum  zum  Transporte  der  Postsendungen  zur  Verfügung  zu  s* eilen. 
Die  Kosten  für  die  entsprechende  Adaptirung  der  Coupes  sind  von 
der  Postanstalt  zu  tragen. 

Weitergehende  Leistungen  sind  die  Concessionäre  nur  gegen  ein 
zu  vereinbarendes  Entgelt  zu  vollziehen  verpflichtet. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten 
Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 
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Insofern  in  dem  erwähnten  Räume  einielne  grössere  Briefpackete 
oder  Biiefsäcke  nicht  untergebracht  werden  können,  hat  die  Eisenbabn- 
verwaltung  für  deren  anderweitige  sichere  Unterbringung  im  Zuge  vor- 
zusorgen. 

Die  gewöhnliche  Beleuchtung  der  sum  Postdienste  verwendeten 
Coupes  obliegt  den  Concessionären  in  gleicher  Weise,  wie  bei  den 
Personenwagen;  die  Kosten  für  die  auBsergewöhnliche  Beleuchtung  der 
inneren  Räume  und  für  deren  Beheizung  werden  von  der  Postanstalt 
getragen. 

2.  Die  Postverwaltung  ist  berechtigt,  die  Post  bei  allen  zu  deren 
Beförderung  benützten  Eisenbahnzügen  durch  ihre  eigenen  Organe 
begleiten  zu  lassen. 

Die  Beförderung  der  zur  Begleitung  der  Post  erforderlichen  Post- 
beamten, Conducteure  und  Diener,  sowie  der  zur  Ueberwachung  oder 
Erlernung  des  Bahr.postdienstes  entsendeten  Organe  der  Postanstalt, 
welch  letztere  sich  mit  Certificaten  der  vorgesetzten  Postdirection  zu 
legimitiren  haben,  erfolgt  unentgeltlich. 

Der  Postverwaltung  ist  ferner  das  Recht  vorbehalten,  bei  allen 
Postzügen,  welche  nicht  durch  ihre  eigenen  Organe  begleitet  werden,  die 
Briefpost  der  von  den  Concessionären  aufzustellenden  Bahnverwaltung  zur 
unentgeltlichen  Beförderung  durch  die  Organe  der  letzteren  zu  überweisen. 

3.  Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  der  Endstation  Meran  ist 
ein  geeignetes  Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude 
der  Eisenbahn  unentgeltlich  zu  überlassen;  hinsichtlich  der  Befriedigung 
etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine 
besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form  eines  Miethzinses  zu 
leistenden  Entschädigung  für  die  weiter  beizustellenden  Räumlichkeiten 
zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung 
dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Poatverwaltung. 

4.  In  jenen  Bahnhöfen,  in  welchen  keine  Postämter  aufgestellt 
sind,  haben  die  Concessionäre  über  Verlangen  der  Postverwaltung  die 
Uebergabe  und  Uebernahme  der  Postsendungen  zwischen  den  Bahn- 
zügen und  den  Organen  der  Postanstalt,  sowie  deren  zeitweilige  sichere 
Aufbewahrung  bis  zur  Uebergabe  an  ein  Postorgan  durch  hiezu  be- 
fähigte Bahubedienstete  gegen  eine  von  der  Post  Verwaltung  festzu- 
setzende Entlohnung  besorgen  zu  lassen. 

Dort,  wo  nach  dem  Ermessen  der  Postverwaltung  der  Postdienst 
es  erheischt,  haben  die  Concessionäre  ihre  Bediensteten  der  Postanstalt 
zur  Mitwirkung  bei  dem  Auf-  und  Abladen  der  Postsendungen  gegen 
eine  den  dickfälligen  Leistungen  entsprechende  Entlohnung  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. 

In  beiden  vorerwähnten  Fällen  wird  jedoch  die  Postverwaltung 
bezüglich  solcher  Stationen,  in  welchen  nur  ein  beschränkter  Tagdienet 
eingeführt  werden  sollte,  diese  besonderen  Local  Verhältnisse  nach 
Tbunücbkeit  berücksichtigen. 
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Correspondenzen,  welche  in  Besiehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  «wischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltuogsrathe  der 
Eisenbahn  und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  unter- 
einander geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch 
die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§7. 

Die  Concessionäre  Übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegrapbenleitungen, 
behufs  deren  Herstellung  ein  eigenes  Abkommen  mit  der  Staats- 
telegraphenanstalt zu  treffen  ist,  auch  für  Staats-  und  Privatcorre- 
spondenz^n  verwenden  su  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf 
dem  von  den  Conces-uonaren  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke 
benützten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebs- 
leitung die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser 
Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien 
haben  die  Concessionäre  durch  das  Bahnperdonale  unentgeltlich  mit- 
zuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraplienanstalt  nach  den  für 
Militürrransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahn- 
höfen und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  sind  die  Concessionäre 
gehalten,  mit  der  Staatstelegraphenverwaltung  rechtzeitig  ein  besonderes 
Uebereiokommen  zu  treffen. 

§  8. 

Auf  der  in  §  1  erwähnten  Bahn  sollen  für  den  Personenverkehr 
vorläufig  bloss  zwei  Wagenclassen  bestehen. 

Die  Wagen  erster  Classe  ßollen  in  ihrer  Einrichtung  denen  der 
ersten  Classe  auf  den  übrigen  Bahnen,  die  Wagen  zweiter  Classe  aber 
mindestens  jenen  der  dritten  Classe  auf  den  übrigen  Bahnen  gleich- 
kommen. 

Als  Maximaltarif  für  den  Personentran sport  wird  festgesetzt,  und 
zwar  per  Person  und  Kilometer 

für  die    I.  Classe    ....  5  0  kr.  österr.  Währ,  in  Silber 

i»      »      H-        n  ....  3  0     „         „  „  „  „ 

Sollte  sich  das  Bedürfniss  nach  einer  Fahrpreisermässigung 
herausstellen,  so  bind  die  Concessionäre  verpflichtet,  über  Aufforderung 
des  Handelsministers  die  entsprechende  Ermässigung  entweder  für  die 
zweite  Wagenclasse  eintreten  zu  lassen,  oder  eine  weitere  Wagenclas.se 
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(Stehwageii)  mit  dem  Tarifsätze  von  2*0  Kreuzor  österr.  Währ,  in 
Silber  per  Person  und  Kilometer  einzuführen. 

Im  Uebrigen  sied  hinsichtlich  der  Personentarife  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  BI.  Nr.  64,  massgebend. 

§  9- 

Für  den  Gütertransport  auf  der  concessionirteu  Bahn  hat  nach- 
stehender Maximaltarif  zu  gelten  und  zwar  per  Tonne  uud  Kilometer 
in  Krenzern  österr.  Währ,  in  Silber: 

A.  Eilgüter. 

1.  Für  gewöhnliches  Eilgut  20  kr.  2.  Für  ermäßigte»  Eilgut,  als: 
Milch  und  Milch  producta,  Gemüse,  frisches  Fleisch,  Brot  u.  8.  w.,  sowie 
im  leereu  Zustande  zurückbeorderte  Gefässe  die  Uälfte  dos  obigeu 
Satzes. 

D.  Frachtgüter. 

1.  Für  gewöhnliches  Frachtgut  12  kr. 

2.  Für  ermässigtes  Frachtgut,  als:  Mioeralkuhle,  Ooak*,  Getreide, 
Mahlproducte,  Kartoffeln,  Düngerstoff*»,  Holz,  Bau-  uad  Kalksteine  bei 
vollen  Wageula  Jungen,  dann  Eisen  und  ordinäre  Eiseuwaaren  bei  Auf 
gäbe  von  mindestens  5000  Kilogramm  8  kr. 

Nach  Erfordertes  köunen  auch  für  sonstige  nach  Lage  der  Bahn 
wichtige  TranBportartikel  mit  Genehmigung  des  Handelsmusters 
Specialtarife  mit  ermässigten  Sätzen  aufgestellt  werden. 

Die  Wasrenclassification  und  alle  auf  den  Frachtentransport  be- 
züglichen Nebenbestimmangen,  sowie  die  Nebengebühren  uatcrliegen  der 
Genehmigung  des  Handelsministers. 

§  10. 

Dem  Handelsminister  steht  das  Recht  zu,  eine  Herabsetzung  der 
Tarife  jederzeit  in  dem  Falle  vorzunehmen,  wenn  die  Bahn  in  zwei 
aufeinanderfolgenden  Betriebsjabren  ein  Reinerträgniss  von  mindestens 
5  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat.  Desgleichen  ist  der  Handels- 
minister berechtigt,  in  Fällen  eines  Nothstandes  und  auesergewöhnlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im 
Reicbsrathe  vertretenen  Ländern  nach  Erforderniss  die  Frachtpreise  für 
dieselben  herabzumindern,  jedoch  nicht  auf  einen  niedrigeren  Betrag, 
als  die  Sätze  für  die  am  geringsten  tarierten  Artikel  auf  der  betreffen- 
den Bahn  betragen. 

§  IL 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  dürfen  in  inländischer 
Silbermünze  bemessen  werden,  jedoch  so,  dass  die  mit  Berücksichtigung 
des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landeswährung 
angenommen  werden  muss. 
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Die  ZuilickfttbruDg  des  Tarifes  auf  die  Landeswährung  bat  nach 
den  vom  Handelsministerium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

§  12. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  lücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Südbahn  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs* 
hälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reiseu 
auf  Rechnung  des  Acrars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  auf 
die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  orgaoisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswacbe  Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbabngesellscbaften  abgeschlossenen  Uebereiu  kommen  Uber  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetiiebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen, bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Recbnurg  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Conceasionären  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Mussgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  13. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concessiou  oder  aus  Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn 
benützen  und  sich  mit  dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäck o  unentgeltlich  befördert  werden. 
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§  14. 

- 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf 
der  Rückfahrt,  sind  zur  halben  Personenzugsgebahr  II.  Ciasse  zu 
befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunllcbkeit  in  abgesonderten 
Coupäi  untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Be- 
hörden bestimmte  Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

§  15. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  SUatt-Pferdezuchtanstalten  ver- 
anlassten Sendongen  uud  deren  Begleitung  haben  die  für  Militär- 
transporte geltenden  ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

§  16. 

Den  Concetsionäreu  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine  Act i en- 
gt Seilschaft  zu  bilden  und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel 
auf  Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  ver- 
handelt und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  Emission  von  Prioritätsobligationen  darf  vor  Vollendung  der 
Bahn  nicht  erfolgen. 

Die  durch  dieselben  aufgebrachte  Summe  darf  die  Hälfte  des 
Anlagecapitales,  abzüglich  des  jeweilig  ausbauenden  Betrages  der 
seitens  der  Staatsverwaltung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  11.  März 
1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  38,  den  Concessionären  su  gewährenden  Bau- 
vorschüsse; nicht  überschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  aus- 
gegeben, so  muss  der  Betrag  auch  in  österr.  Währ,  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugeben. 

Die  zu  bildende  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten der  Concessionäre;  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Bestimmungen  der  Absätze  3  und  5  dieses  Pnragraphes  wurden  durch 
die  Kundmaehung  des  Handelsministeriums  vom  20.  August  1892  (Doc  3) 
ausser  Kraft  gesetzt. 

§  17- 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  zu 
bestellen,  sowie  Transportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser 
oder  su  Lande  unter  Beobachtuug  der  besteheuden  Vorschriften  ein- 
zurichten. 
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§  18. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeuguog  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinricbtung  in 
allen  Theilen  zweckmäßig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieaer  Beziehung  hintangehalten  nnd  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Kecbt,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesoll- 
schaft» vorstand  fungirenden  Vertretung,  sowie  den  General  Versammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
Gesetzen  oder  den  Gcsellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene 
GescbKftslast  eine  jährliche  Pauscbalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  19- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  des  Eiseubahn- 
coucessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  dio  Errichtung  neuev 
Bahnen  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  fest- 
gesetzt,  nnd  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen 
erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festgesetzten  Verpflichtungen 
bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der 
Eröffnung  und  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  & 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  20  und  §  21 

wurden  laut  Kundmachung  dea  Handelsministeriums  vom  20.  August  1892 
(Doc.  3)  durch  neue  Bestimmungen  ersetzt. 

§  22. 

Für  die  im  §  1  dieser  Concessionsurkunde  genannte  Eisenbahn 
werden  folgende  finanzielle  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
CouponstempelgebUhren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während  der 
Bauzeit  und  durch  20  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  ganzen  Bahn; 
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b)  die  Befreiung  von  den  8tempeln  und  Gebühren  för  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Betriebseröffnung; 

c)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  und  der  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsseheine,  sowie  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr. 

§  23. 

wurde  laut  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  20.  August  1892 
(Doe.  3)  durch  neue  Bestimmungen  ersetzt. 

§  24. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder 
Nichtbefolgungen  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den  Ge- 
Betzen auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen 
entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen 
noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln,  und  den  Concessionären  daß  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  särnmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  eilften  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundert  achtzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Korb  m.  p.  Kriegs- Au  m.  p. 


2.  Technische  Bedingnisse 

für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bozen-Meraner  Eisenbahn. 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  au  erbauende  Bahn  wird  anschliessend  an  die  Südbahn  in  Bosen  be- 
ginnen und  duroh  das  Eisak-  und  Etsohtbal  nach  Meran  führen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtangeu  der  Bahn  hat 
nach  Massgabe  der  Tom  k.  k.  Handelsministerium  su  genehmigenden  Detail  - 
projecte  stattzufinden. 
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Abänderungen  der  Bahntraoe  können  nur  dann  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorerwähnte 
Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

B.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  anzulegen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung  durchzuführen. 

Die  grfisste  zulässige  Steigung  wird  mit  10  pro  mille  festgesetzt. 

Innerhalb  der  Stationen  und  Bahnhöfe  dürfen  jedoch  nur  Maximal- 
steigungen von  2*5  pro  mille  vorkommen.  Nur  für  das  Verbindungsgeleise 
zwischen  der  Güterstation  und  der  Personenhalle  in  Merau  ist  die  Anwendung 
einer  stärkeren  Steigung  gestattet. 

Der  Minimalkrümmungsradius  darf  auf  der  currenten  Bahn  nicht  weniger 
als  190  Meter,  innerhalb  der  Bahnhöfe  in  den  Hauptgeleiseu  nioht  weniger  als 
300  Meter  betragen. 

Zwisohen  Gegencurven  müssen  Gerade  von  wenigstens  30  Meter  Länge 
eingeschaltet  werden. 

Die  Unterbau-Kronenbreite  wird  für  neue  Dämme  mit  4  Meter,  für  bereit? 
bestehende  mit  3  8  Meter  festgesetzt 

Unterbauobjecte  und  Brücken,  mit  Ausnahme  der  provisorischen,  nur  auf 
die  Dauer  der  Verlandung  der  durch  den  Eisenbahndamm  abgeschnittenen  ehe- 
maligen Rinnsale  hergestellten,  sind  aus  Stein,  Eisen  oder  aus  beiden  Materialien 
combinirt  herzustellen. 

Bei  der  Berechnung  der  Construction  der  eisernen  Brücken  wird  die  durch 
die  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzeugte  zufällige  Belastung  in 
Betracht  gezogen  und  hiebei  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  der  Coustructions- 
theile  bis  zu  900  und  der  Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter 
zugelassen. 

C.  Oberbau. 

Der  Oberbau  wird  mit  schwebenden  Stössen  gelegt. 

Die  Schienen  sind  aus  Bessemerstahl  herzustellen  und  soll  deren  Gewicht 
per  laufendes  Meter  zwischen  23*6  und  24  Kilogramm  bei  Anwendung  einer 
Maximal-Schwellenentfernung  von  1  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

In  Bögen  unter  350  Meter  Radius  sind  Unterlagsplatten  anzuwenden. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Lauge 
2-40  Meter.  Höhe:  013  Meter,  Breite:  0  18  Meter  und  müssen  aus  gesunden 
Hölzern  erzeugt  werden. 

Das  Bettungsroaterial  soll  unter  den  Scbienenunterlagen  wenigstens 
015  Meter  stark  sein;  die  Breite  desselben,  in  der  Schienenunterkante  gemessen, 
hat  3  Meter  zu  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte 
mindestens  4*6  Meter,  auf  freier  Bahn  mindestens  3*75  Meter  betragen. 

Das  Ausmass  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  musa  im  Minimum 
7*5  Percent  der  ganzen  Bahnlänge  betragen. 

D.  Hochbauten. 

Hoohbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus  Fach- 
werk und  Riegelbau  hergestellt  werden,  unbeschadet  der  Anwendung  der  localen 
Bauvorschriften. 

Absperrungen  von  Wegübergängen  sind  auf  die  frequenten  Wege  zu 
beschränken. 

Einfriedungen  sind  nur  an  besonders  gefährdeten  Stellen  anzubringen. 
Wächterhäuser  brauchen  auf   der   currenten  Bahn    nicht  hergestellt  eu 
werden. 
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E.  Betriebseinrichtungen. 

Zur  Correspondenz  zwischen  den  Stationen  sind  elektro-magnetisohe 
Telegraphen  in  denselben  herzustellen;  für  den  Beginn  des  Betriebes  genügt 
jedoch  die  Einriohtnng  des  Telegraphendienstes  in  den  beiden  Endstationen  und 
in  jenen  Zwischenstationen,  in  welcheu  Zugskreuzungen  stattfinden. 

Vor  dem  Bahnhofe  Bozen  ist  ein  Distanzsignal  aufzustellen;  im  Uebrigen 
kommen  vorläufig  nur  Handsignale  zur  Anwendung. 

F.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  8  Locomotive,  6  Per- 
sonenwagen, 72  Güterwagen. 


8.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  20.  August 

1892,  R,  G.  Bl.  Nr.  147, 

betreffend  Abänderungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  11.  Jaul 
1880,  R.  G.  BI.  Nr.  88,  für  die  Eisenbahn  Ton  Bozen  nach  Meran. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Entschliessnng  vom  11.  Juli  1892 
sind  die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkuode  vom 
11.  Juni  1880,  R.  6.  Bl.  Nr.  88,  für  die  Eisenbahn  von  Bosen  nach 
Meran  in  nachstehender  Weise  abgeändert  worden: 

I. 

Die  Bestimmungen  im  §  16,  Absatz  3  und  Absatz  5,  der  be- 
zeichneten Allerhöchsten  Concessionsurkuode  werden  ausser  Kraft  gesetzt. 

II. 

An  Stelle  der  Bestimmungen  in  den  §§  20,  21  nnd  23  dieser 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  treten  folgende  Anordnungen: 

§  20. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  jederzeit  unter  den  nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jahrlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Beinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Beinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Beinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmassigen  Verzinsung  nnd  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  aasgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt, 
welche  zur  4  ^percentigen  Verzinsung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
genehmigten  Actiencapitales  nnd  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb 
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der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin 
bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises 
zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

8.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen  Concesaionsdauer  die  zur 
planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  er- 
forderlichen Betrage  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren  zu 
den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durchschnittserträgniss  im  Sinne  de* 
Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  der  im  Absätze  2  vorgesehene 
Fall  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in 
halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres  nach- 
hinein fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlüng  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  nach 
dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  ausbauenden  Prioritäts- 
obligationen  zuzüglich  des  zu  5  Percent  pro  Jahr,  Zins  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden 
Zahlungen  gleichkommt. 

Diese  Capitalszahlüng  darf  jedoch  in  keinem  Falle  geringer  sein, 
als  der  Nominalbetrag  des  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  noch  ungetilgt 
aushaftenden  Anlagecapitales  (Prioritätsobligationen  und  Actien). 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlüng  entschliefst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu  leisten. 

Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungeu  gleicher   Gattung  ergiebt. 

5.  Auch  wird  der  Staat  berechtigt  sein,  die  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  noch  ungetilgt  aushaftenden  Prioritätsobligationen  zur  Selbst- 
zahlung zu  übernehmen,  in  welchem  Falle  von  dem  Einlösungspreise 
die  auf  die  Prioritätsobligationen  entfallende  Quote  der  Einlösungs- 
rente, beziehungsweise  der  Capitalszahlüng  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

6.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind  und 
mit  Ausnahme  des  als  ein  freies  Eigenthum  der  Actionäre  anerkannten 
Specialreservefondes. 
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§  21. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  ihr  Bahnunternehmen  im  Falle 
einer  Fortsetsang  der  concessionirten  Bahn  in  das  Vintschgau  über 
Verlangen  des  Handelsministeriums  an  den  Concessionär  einer  solchen 
Fortsetzungslinie  unmittelbar  gegen  eine  unter  sinngemässer  Anwendung 
der  Bestimmungen  über  die  concessionsmässige  Einlösung  der  Bahn 
durch  den  Staat  zu  ermittelnde  und  zu  zahlende  Entschädigung,  jedoch 
mit  der  Massgabe  abzutreten,  riass  die  Zahlung  einer  Rente  durch  den 
Concessionär  der  Fortsetzungslinie  nur  in  dem  Falle  zulässig  sein  soll, 
wenn  die  Zahlung  einer  solchen  Rente  in  ausreichender  Weise  sicher- 
gestellt sein  wird. 

Im  Falle  etwa  aus  diesem  Anlasse  sich  ergebender  Differenzen 
unterwirft  sich  die  Bahngesellschaft  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges 
der  Entscheidung  des  Handelsministeriums. 

§  23. 

Bei  dem  Erloschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
und  in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen 
bewegliehen  und  unbeweglichen  Zugehöre,  einschliesslich  des  Fahr- 
parks,  der  Material vorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonds  in  dem  im  §  20,  Z.  6  bezeichneten  Um- 
fange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der 
Einlösung  der  Bahn  (§  20)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthnm 
des  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rflcksichtlich  erworbenen  be- 
sonderen Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Gesellschaft  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
sätze ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

Bacquehem  w.  p. 

4.  Statuten 
der  k.  k.  prir.  Bozen-Xeraner  Bahn. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Seine  k.  und  k.  Apostolische  Majestät  haben  mit  Allerhöchster 
Entechliessung  vom  11.  Juni  1880  dem  Anton  Grafen  Brandis  und  dem 
Heinrich  Böhm  die  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv- 
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eisenbahn  von  Bozen  nach  Meran,  sowie  die  Bewilligung  zur  Bildung 
einer  Actiengesellschaft  zu  ertheilen  geruht. 

In  Folge  dessen  hat  sich  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welcher 
die  Allerhöchste  Conceasion  übertragen  wurde  und  die  in  alle  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre,  sowie  in  alle  denselben  zu- 
gestandenen Begünstigungen  eingetreten  ist. 

Insbesondere  ist  die  Actiengesellschaft  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Concessionäre  aus  dem  zwischen  denselben  und  der 
hohen  k.  k.  Staatsverwaltung  abgeschlossenen  Uebereinkommeu  vom 
7.  Juli  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  eingetreten. 

§  2. 

Der  Zweck  der  Actiengesellschaft  ist: 

1.  der  Bau  und  der  Betrieb  der  an  die  Stidbahn  anschliessenden 
normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Bozen  nach  Meran; 

2.  der  Bau  und  der  Betrieb  von  normal-  oder  schmalspurigen 
Locomotiveisenbahnen,  welche  als  Verlängerung  oder  als  Abzweigungen 
der  Hauptlinie  von  Bozen  nach  Meran  erscheinen; 

3.  die  Errichtung,  der  Erwerb  und  der  Betrieb  von  solchen 
industriellen  Etablissements,  Steinbrüchen  u.  dgl.,  sowie  auch  von 
Hotels,  Restaurationen,  Cur-  und  Badeanstalten,  deren  Besitz  und  Betrieb 
dem  Gesellschaftsunternehmen  förderlich  sind; 

4.  unter  Beobachtung  der  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  Vorschriften,  die  entgeltliche  Beistellung  von  Beförderungsmitteln 
für  Personen  und  Frachten  zu  Wasser  und  zu  Lande. 

§  3. 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien.  Sie  hat  das  Recht, 
Filialen  und  Agenden  im  In-  und  Auslande  zu  errichten. 

Die  handelsgerichtlich  zu  protokollirende  Firma  der  Gesellschaft 
lautet:  „K.  k.  priv.  Boaen-Meraner  Bahn"  und  wird  collectiv  in  der 
Weise  gezeichnet,  dass  unter  die  von  wem  immer  geschriebenen,  oder 
mit  Stampiglie  vorgedruckten  Worte:  „K.  k.  priv.  Bozen-Meraner 
Bahn"  zwei  Mitglieder  der  Direction,  oder  ein  Hitglied  der  Direction 
und  ein  mit  der  Procura  betrauter  Beamte,  letzterer  mit  einem  die 
Procura  andeutenden  Zusätze  eigenhändig  ihre  Namen  setzen. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt  und  beginnt  ihre  Wirksamkeit, 
sobald  das  im  §  8  bezifferte  Actiencapital  eingezahlt  und  die  handels- 
gerichtliche Registrirung  der  Gesellschaftsfirma  erfolgt  ist,  und  endigt 
mit  Ablauf  des  im  §  19  der  Conceesionsurkunde  festgesetzten  Zeit- 
raumes. 
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Sie  löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  Bozen-Meraner 
Bahu  vom  Staate  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräussert  wird, 
falls  nicht  das  Weiterbestehen  der  Gesellschaft  behufs  Anstrebung  eines 
der  im  §  2,  Z.  2  bis  4  aufgeführten  Zwecke  beschlossen  wird. 

§  6- 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statuteumässigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht. 

Ausserdem  können  gesellschaftliche  Bekanntmachungen  noch  in 
jenen  Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungsrath 
bestimmen  wird. 

II.  Abschnitt. 
Gesellschaftlicher  Unternehmungsfond. 

§  7. 

Der  gesellschaftliche  Unternehmungsfond  wird  gebildet: 

a)  aus  dem  Actiencapitale; 

b)  aus    den    durch    die   Ausgabe    von  Theilschuldverschreibungen 
(Prioritätsobligationen)  beschafften  Mitteln. 

§  8- 

Das  Actiencapital,  welches  ursprünglich  aus  11.250  Stück  voll 
eingezahlter  Actien  a  100  fl.  österr.  Währ,  im  Betrage  von  1,125.000  fl. 
bestand,  wurde  mit  Generalversammlungsbeschluss  vom  17.  Juni  1892 
mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung  vorläufig  um  100.000  fl. 
erhöht  und  besteht  daher  aus  11.250  Stück  voll  eingezahlter  Actien 
ä  100  fl.  I.  Emission  und  1000  Stück  voll  eingezahlter  Actien  a  100  fl. 
II.  Emission. 

Die  Actien  I.  und  II.  Emission  lauten  auf  den  Ueberbringer, 
siud  untheilbar,  und  erkennt  die  Gesellschaft  für  jede  Actie  nur  einen 
Eigenthümer  an. 

Die  Actien  I.  und  II.  Emission  gewähren  dem  Eigenthümer 
vollkommen  gleiche  Rechte  und  wurden  die  Actien  I.  Emission  nach 
dem  beigedruckten  Formulare  Nr.  1  mit  von  1  fortlaufenden  Nummern 
ausgefertigt  und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien 
2  and  3  versehen,  während  die  Actien  II.  Emission  nach  dem  bei- 
gedruckten Formulare  Nr.  7  mit  von  1  fortlaufenden  Nummern  aus- 
gefertigt und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien  Nr.  8  und  9 
versehen  werden. 

§  9. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen 
im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  2,  Z.  2  bis  4,  sowie  im  Falle  in 
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der  Zukunft  gebotener  Vervollständigungsbauten  und  Ingestionen  für 
die  Eisenbahnunternehmttng  (für  Stationsanlagen,  Fahrparkaver- 
mehrungen etc.)  ist  die  Gesellschaft  zur  entsprechenden  Erhöhung 
ihres  Actiencapitales  über  Antrag  des  Verwaltungsrathes  und  Beschluss 
der  Generalversammlung  vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung 
berechtigt. 

§  10. 

Die  Gesellschaft  ist  zur  Ausgabe  von  Theilschuldverschreibungen 
(Prioritätsobligationen)  bis  »um  Betrage  von  1,700.000  fl.  österr.  Währ, 
ermächtigt. 

Sie  lauten  auf  den  Inhaber,  werden  nach  den  seinerzeit  der 
staatlichen  Genehmigung  zu  unterziehenden  Formularien  mit  fort- 
laufenden Nummern  und  mit  Beigabe  von  Talons  und  Coupons  aus- 
gefertigt. 

Sie  sind  gleich  den  Actien  untheilbar,  und  erkennt  die  Gesell- 
schaft für  jede  Prioritätsobligation  nur  einen  Eigenthümer  an,  so  das« 
mehrere  Theilhaber  einer  solchen  Obligation  ihre  gemeinsamen  Rechte 
durch  eine  Person  vertreten  lassen  müssen. 

Die  Actien  und  Prioritäten  werden  nach  Massgabe  eines  der 
staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes  amortisirt. 

Die  erste  Emission  der  Actien  und  Prioritäten  erfolgt  Stempel- 
und  gebührenfrei. 

III.  Abschnitt. 

Organisation  der  Gesellschaft. 

§  11. 

Die  gesellschaftlichen  Organe  sind: 
A.  die  Direction: 
U.  der  Verwaltungsrath ; 
C.  die  Generalversammlung. 

A.  Die  Direction. 
§  12. 

Die  Direction  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der 
Art.  227  bis  241  H.  G.  B. 

Dieselbe  besteht  aus  drei  von  dem  Verwaltungsrathe  aus  seiner 
Mitte  zu  wählenden  Mitgliedern. 

Die  Functionsdauer  eines  Mitgliedes  der  Direction  richtet  sich 
nach  der  Dauer  seiner  Function  als  Verwaltungsratb. 

Im  Falle  des  Ausscheidens  eines  Mitgliedes  der  Direction  vor 
Ablauf  seiner  Functionsdauer  hat   der   Verwaltungsrath   sofort  eine 
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Ergänzung» wähl  für  die  Functionsdauer  des  Ausgeschiedenen  vor- 
zunehmen. 

Die  Mitglieder  der  Direetiou  müssen  ihren   Wohnsitz  in  Wien 
haben. 

§  13. 

Die  Mitglieder  der  Direction  haben  für  die  Dauer  dieser 
Functionirung  im  Verwaltnngsrathe  nur  berathende  Stimme. 

Das  Mandat  jedes  Mitgliedes  der  Direction  kann  vom  Ver- 
waltungsrathe oder  von  der  Generalversammlung  jederzeit  widerrufen 
werden. 

Die  Direction  verwaltet  die  gesammten  Geschifte  der  (Gesell- 
schaft, so  weit  sie  nicht  dem  Verwaltungsrathe  oder  der  General- 
versammlung in  den  Statuten  vorbehalten  sind,  und  fuugirt  am  Sitze 
der  Gesellschaft. 

Sie  erledigt  ihre  Geschäfte  nach  einer  vom  Verwaltungsrathe 
festzusetzenden  Geschäftsordnung. 

In  den  Sitzungen  führt  immer  ein  Mitglied  der  Direction  monat- 
lich alternirend  den  Vorsitz. 

Die  Direction  versammelt  sich,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern, 
auf  Einladung  des  Vorsitzenden  und  ist  beschlussfähig,  sobald  über 
ordnungsgemässe  Einladung  wenigstens  zwei  Mitglieder  der  Direction 
erschienen  sind. 

Alle  Beschlüsse  erfolgen  mit  Stimmenmehrheit. 

Ueber  die  Beschlüsse  der  Direction  sind  Protokolle  zu  führen, 
welche  dem  Verwaltungsrathe  mitzutheilen  sind. 

Ausserdem  ertheilt  die  Direction  dem  Verwaltungsrathe  über 
dessen  Verlangen  Aufschlüsse  und  Ausweise. 

Handelt  es  sich  um  Angelegenheiten,  welche  einzelne  Mitglieder 
der  Direction  persönlich  betreffen,  so  hat  die  Direction  jeweilig  die 
Beschlussfassung  des  Verwaltungsrathes,  und  bei  Zuwendung  von  Re- 
munerationen oder  sonstigen  finanziellen  Vortheilen  die  Entscheidung 
der  Generalversammlung  einzuholen. 

§  15. 

Die  Direction  vertritt  die  Gesellschaft  nach  aussen.  Ihr  obliegt 
der  Betrieb  aller  im  Wirkungekreise  der  Gesellschaft  gelegenen,  durch 
die  Statuten  nicht  ausdrücklich  dem  Verwaltungsrathe  oder  der  General- 
versammlung vorbehaltenen  Geschäfte,  sie  erlässt  die  erforderlichen 
Reglements  und  Dienstinstructionen  für  die  Beamten  und  Diener  und 
beantragt  bei  dem  Verwaltungsrathe  die  Anstellung,  Bezüge,  Suspension, 
Entlassung  und  Pensionirnng  aller  definitiv  anzustellenden  Beamten. 

In  dringenden  Fällen  ist  die  Direction  befugt,  auch  definitiv  an- 
gestellte Beamte  zu  suspendiren. 
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Die  Anstellung,  Suspension  und  Entlassung  aller  provisorischen 
Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft  und  die  Bestimmung  der  Bezüge 
derselben  besorgt  die  Direction  im  eigenen  Wirkungskreise. 

§  16. 

Am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  hat  die  Direction  die  Errichtung 
des  Inventars,  sowie  die  Aufstellung  der  Betriebsrechnung  und  der 
Jahresbilanz  nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzes  und  den  in 
diesen  Statuten  getroffenen  Bestimmungen  zu  veranlassen.  Betriebs- 
rechnung, Bilanz  und  Inventar  werden  dem  Verwaltungsrathe  zur 
Prüfung  vorgelegt. 

§  17. 

Die  Mitglieder  der  Direction  erhalten  für  ihre  Mühewaltung 
ausser  der  im  §  38  normirten  Tantieme  den  Ersatz  der  durch  ihre 
Functionen  entstehenden  Barauslagen  und  eine  jährliche  Remuneration, 
welche  von  der  Generalversammlung  im  Ganzen  zu  bemessen  ist. 

Die  Vertheilung  unter  die  einzelnen  Mitglieder  bleibt  der  Direction 
überlassen. 

B.  Der  Verwaltungsrath. 
§  18. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  8,  und  höchstens 
12  Mitgliedern.  Mindestens  zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
ratbes  müssen  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen  und  innerhalb  der  letzteren 
den  Wohnsitz  haben.  Mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder  muss  ihren 
Sitz  in  Wien  haben. 

Insolange    der   Staat   an   dem   gesellschaftlichen  Unternehmen 
finanziell  betheiligt  ist,  ernennt  er  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes. 

Die  übrigen,  respective  sobald  die  finanzielle  Betheiligung  des 
Staates  ihr  Ende  erreicht  hat,  alle  Mitglieder  werden  aus  der  Mitte 
der  Actionäre  von  der  constituirenden  Generalversammlung  auf  ein 
Jahr,  in  der  Folge  von  den  ordentlichen  Generalversammlungen  mit 
dreijähriger  Functionsdauer  durch  absolute  Majorität  gewählt. 

Alljährlich  hat  der  dritte  Theil  der  Mitglieder  und  mit  Ablauf 
der  Functionsdauer  der  etwa  verbleibende  Rest  auszuscheiden.  Bis  zur 
Festsetzung  der  Reihenfolge  entscheidet  das  Los  Uber  den  Austritt.  Die 
Mitglieder  der  Direction  sind  bezüglich  des  Austrittes  den  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrathes  gleichzustellen. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

Diese  Bestimmungen  haben  auf  das  von  der  Regierung  ernannte 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  keine  Anwendung  zu  finden. 

Falls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  aus  irgend  einem 
Grunde  vor  Ablauf  der  Wahlperiode  ausscheidet,  oder  nach  der  Ent- 
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scheidnng  des  Verwaltungsrathes  dauernd  an  der  Ausübung  seines 
Amtes  verhindert  ist,  wählen  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes einen  Ersatzmann,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen 
Generalversammlung  der  Actionäre  in  Function  bleibt;  in  dieser 
erfolgt  die  definitive  Wahl,  und  zwar  für  den  Rest  der  Wahlperiode 
des  ausgeschiedenen  Mitgliedes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes,  sowie  dessen  eventueller 
Ersatzmann  hat  binnen  14  Tagen  nach  Erhalt  der  Verständigung  von 
der  Wahl  50  volleingezahlte  Actien  der  Gesellschaft  satnmt  den  dazu 
gehörigen  Coupons  in  der  Gesellschaftcassa  für  die  Amtsdauer  zu 
deponiren,  welche  während  dieser  Zeit  von  demselben  weder  belastet, 
noch  vcraussert  werden  dürfen. 

Der  Nichterlag  dieser  Actien  innerhalb  der  oberwähnten  Frist 
gilt  als  Ablehnung  der  Wahl. 

Diese  Actien  gelten  als  Caution  für  sämmtliche  aus  der  Geschäfts- 
führung eines  Verwaltungsrathsmitgliedes  entstehenden  Verbindlichkeiteu 
gegen  die  Gesellschaft. 

Beim  Ausscheiden  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  bleiben 
diese  Actien  bis  nach  vollständiger  Prüfung  der  auf  seine  Geschäfts- 
führung bezüglichen  Rechnungen  und  bis  zur  Genehmigung  derselben 
durch  die  Generalversammlung  im  Gewahrsam  der  Gesellschaft. 

Dieselbe  Haftung  trifft  die  von  einem  Verwaltungsmitgliede 
erlegte  Caution,  wenn  dieses  Mitglied  in  die  Direction  gewählt  wird. 

§  19. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  alljährlich  aus  seiner  Mitte  einen 
Präsidenten  und  einen  Stellvertreter  desselben. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft, 
so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern. 

Die  Berufung  erfolgt  durch  den  Präsidenten  oder  dessen  Stell- 
vertreter. 

Der  Präsident  ist  verpÖichtet,  den  Verwaltungsrath  innerhalb  drei 
Tagen  einzuberufen,  wenn  solches  wenigstens  von  zwei  Mitgliedern 
desselben  oder  von  der  Direction  verlangt  wird. 

Der  Verwaltungsrath  ist  beschlussfähig,  wenn  über  Einladung 
sämmtlicher  Mitglieder  wenigstens  die  Hälfte  derselben  mit  beschließender 
Stimme  anwesend  sind. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  durch  ein 
anderes  Mitglied  desselben  im  Vollmachtswege  vertreten  lassen,  doch 
darf  kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  mehr  als  zwei  Stimmen  in 
sich  vereinigen. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  sind  Protokolle 
zu  ffibren,  in  welchen  die  Anwesenden  und  die  gefassten  Beschlüsse 
aufzufuhren  sind. 
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§  20. 

Der  Verwaltungsrath  überwacht  die  Thätigkeit  der  Direction  und 
hat  alle  in  dem  Handelsgesetze  dem  Aufsichtsrathe  einer  Actien- 
gesellschaft  überwiesenen  Befugnisse  und  Obliegenheiten. 

Demselben  obliegt  ausser  diesen  und  den  übrigen  ihm  zufolge 
dieser  Statuten  zugewiesenen  Functionen  insbesondere  die  über: 

a)  die  Anstellung,  Festsetzung   der  Bezüge,   Suspension  und  Ent- 
lassung der  definitiven  Beamten  und  die  Pensionirung  der  Mit 
glieder  des  Pensionsinstitutes; 

b)  die   Errichtung    und   Aufhebung    von   Filialen,    Agentien  und 
Commanditen; 

r)  die  Prüfung  der  jährlichen  Rechnungsabschlüsse  und  Vorschläge 

zur    Gewinnvertheilung    und    die    alljährliche  Berichterstattung 

darüber  an  die  Generalversammlung; 
ri)  die  Vornahme  von  Revisionen  der  Cassen  und  der  Bestände,  die 

er  jedoch  nach  seinem  Ermessen  auch  durch  ein  eigenes  von  ihm 

zu  bestellendes  Comite'  besorgen  lassen  kann; 
r.)  die  Besohlussfassung  über  alle  an  ihn  gelangenden  Anträge  der 

Direction. 

§  21. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  gemessen  die  im  §  38  fest 
gesetzte  Tantieme  vom  Reingewinne  und  haben  Anspruch  auf  Ersatz  der 
ihnen  durch  Ausübung  ihrer  Functionen  erwachsenen  Barauslagen. 

Ausserdem  gebühren  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes, 
sowie  den  Mitgliedern  der  Direction  für  jede  Verwaltungsrathssitzung, 
bei  welcher  sie  anwesend  sind,  Anwesenheitsmarken  in  der  Höhe  von 
10  fl.  österr.  Währ. 

§  22. 

Personen,  welche  in  Concurs  verfallen  sind,  oder  ihre  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben, 
welche  eines  Verbrechens,  oder  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  Ver- 
gehens oder  einer  solchen  Uebertretung  schuldig  erkannt  wurden,  können 
nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

C.  Die  Generalversammlung. 
§  23. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  hat  die  den  Actionftren  zustehenden  Rechte  auszuüben. 

Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 
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§  24. 

Alljährlich  hat  iu  dou  dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden 
sechs  Monaten  eine  ordentliche  Generalversammlung  am  Sitze  der 
Gesellschaft  stattzufinden;  dieselbe  wird  von  der  Direction  einberufen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  von  der  Direction 
oder  vom  Verwaltungsrathe  einberufen,  und  «war  nach  deren  Ermessen, 
oder  Über  Besehlnss  einer  Generalversammlung,  oder  endlich  wenn 
dieselben  von  einem  oder  mehreren  Action&ren,  deren  Actienbesitz  den 
vierten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Action&re,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderliche Actienzahl  bei  der  Gesellschaftscassa  zu  hinterlegen  und 
gleichseitig  den  Gegenstand,  sowie  die  Gründe  schriftlich  anzugeben, 
welche  den  Anlass  zu  diesem  Verlangen  bilden.  In  diesem  Falle  hat 
die  Einberufung  binnen  längstens  14  Tagen  zu  erfolgen. 

§  25. 

Die   Einberufung  jeder    Generalversammlung    muss  mindesten* 
14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung  erfolgen,  und  muss  in  der  Ein 
berufung  der  Zweck  der  Generalversammlung  bekannt  gemacht  werden. 

In  das  Programm  der  Generalversammlung  sind  auch  jene  An- 
träge einzubeziehen,  welche  von  einem  oder  mehreren  stimmberechtigten 
Action&ren  wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversamm- 
lung der  Direction  oder  dem  Verwaltnngsrathe  schriftlich  übergeben 
worden  sind. 

Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise 
angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst  werden. 

Ueber  den  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung kann  ohne  vorhergehende  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung beschlossen  werden. 

§  26. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Actionär, 
sowie  jeder  Gennssscheinbesitzer  berechtigt,  welcher  mindestens  25  Stück 
Actien,  beziehungsweise  Gennssscheine  spätestens  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritt  der  statutenmässig  berufenen  Generalversammlung  in  die 
Gesellschaftscassa,  oder  an  einer  anderen,  in  der  Einberufungskund- 
machung bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

§  27. 

Je  25  Actien  oder  je  25  Genuasscheine  gewähren  dem  Inhaber 
eine  Stimme, 

Die  Zahl  der  Stimmen,  welche  eine  Person  in  sich  vereinigen 
kann,  ist  unbeschränkt 
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§  28. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten, 
welcher  jedoch  selbst  stimmberechtigt  sein  muss,  ausgeübt  werden. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  stimmberechtigt  sind. 

In  Streitfällen  entscheidet  über  die  Giltigkeit  der  Vollmacht  die 
Generalversammlung  durch  Stimmenmehrheit 

§  29. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrath  es,  sein  Stellvertreter  oder  das  vom  Verwaltungsrathe 
bestimmte  Mitglied  desselben. 

§  30. 

Der  Generalversammlung  sind  folgende  Functionen  vorbehalten: 

1.  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  der  Beschluss 
hierüber; 

2.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes; 

3.  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  die  Beschlussfassung 
über  die  Vertheilung  des  Beingewinnes; 

4.  die  Be8chluBsfa88ung  in  Betreff  der  Verwendung  des  Beserve- 
fondes; 

5.  die  Beschlussfassung  über  die  der  Direction  zu  gewährende 
Kemuneration,  sowie  der  Abschluss  von  Geschäften,  aus  welchen  ein 
Vertragsverhältniss  zu  diesen  Mitgliedern  oder  ein  finanzieller  Vortheil 
für  dieselben  resultirt; 

6.  die  Beschlussfassuug  über  Aenderung  der  Statuten; 

7.  die  Beschlussfassung  über  den  Bau  neuer  Linien; 

8.  die  Beschlussfassung  über  die  Verausserung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Linien; 

9.  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  die  Gesellschaft  durch  Uebertragung  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Gesellschaft,  gegen  Gewährung 
von  Actien  der  letzteren,  aufgelöst  werden  soll  (Art.  215  H.  G.  B.); 

10.  die  Beschlussfassung  über  die  Verpachtung  des  Betriebes  der 
gesellschaftlichen  Linien; 

11.  die  Beschlu88fas8ung  über  etwaige  Abänderungen  des  Gegen- 
standes der  Gesellschaft8unternehmung; 

12.  die  Beschlussfassung  über  Erhöhung  des  Actiencapitales  und 
Aufnahme  von  Anlehen  durch  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen; 

13.  die  Beschlussfassung  über  die  Amortisation  des  Actiencapitales; 

14.  die  Wahl  eines  aus  drei  Mitgliedern  bestehenden,  alljährlich 
neu  zu  wählenden  Bevisionscomites,  welches  die  Prüfung  der  Bilanz 
vorzunehmen  hat. 
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Die  ad  6,  8,  9,   10,   11,  12  and  13  za  fassenden  Beschlüsse  er- 
heischen  zu  ihrer  Giltigkeit  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  81. 

Zur  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung  ist  erforderlich, 
•las*  durch  mindestens  sechs  persönlich  anwesende  Actionäre  im  eigenen 
oder  Vollmachtsnamen  wenigstens  der  sehnte  Theil  der  ausgegebenen 
Actien  vertreten  ist. 

Wenn  es  sich  aber  nm  Beschlüsse  über  die  im  §  30  unter  6,  8. 
9,  10,  11,  12  und  13  angeführten  Gegenstände  handelt,  muss  mindestens 
der  fünfte  Theil  des  emittirten  Actiencapitales  vertreten  sein. 

§  32. 

Sollten  die  in  den  vorhergehenden  Paragraphen  festgestellten  Be- 
dingungen für  die  Bescblusefähigkeit  der  Generalversammlung  nicht 
erfüllt  sein,  so  muss  binnen  acht  Tagen  eine  neue  Generalversammlung 
einberufen  werden,  welche  über  die  in  der  Kundmachung  der  früheren 
Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  in  jedem  Falle  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  das  durch  sie  vertretene 
Actiencapital  giltig  Beschluss  fassen  kann,  was  in  der  Einberufen  gs- 
kundmachung  ausdrücklich  anzuführen  ist. 

§  33. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Präsidenten. 

Die  im  §  30  unter  6,  8,  9,  10,  11,  12  und  13  erwähnten  Be- 
schlüsse können  nur  mit  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittel  der  ver- 
tretenen Stimmen  gefasst  werden. 

§  34. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst 
Stimmzettel,  welche  den  Stimmberechtigten  beim  Eintritt  in  die  Ver- 
sammlung übergeben  werden  und  mit  dem  Trockenstempel  oder  dem 
Abdrucke  der  Gesellscbaftsstampiglie  versehen  sein  müssen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  betrachtet,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  der  Stimmen  und 
zugleich  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen 
jenen,  welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten  Stimmen  erhielten, 
und  ist  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl 
einzubeziehen. 

Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  gleichviel 
Stimmen,  so  entscheidet  der  grössere  anlässlich  der  Theilnabme  an  der 
Generalversammlung  ausgewiesene   Actienbesitz   des   einen    oder  des 
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anderen,  und  bei  gleichem  Actienbesitze  das  Loa  nach  einer  von  dem 
Präsidenten  zu  treffenden  Anordnung. 

§  35. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Präsidenten,  den  Scrutatoren,  dem 
Schriftführer  und  zwei  von  der  Generalversammlung  hiezu  gewählten 
Actionären  unterzeichnet  wird. 

Die  Scrutatoren,  zwei  an  der  Zahl,  und  den  Schriftführer  ernennt 
der  Präsident. 

§  36. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Concessionäre 
mittelst  Einladungsschreibens  an  sämmtliche  Actienzeichner  einberufen 
und  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  bezüglich  der  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  in  diesen  Statuten  getroffenen  Bestim- 
mungen beschlussfähig,  wenn  mindestens  die  Hälfte  des  Actiencapitale* 
durch  die  Anwesenden  vertreten  ist. 

IV.  Abschnitt 

Geschäftsführung  und  Gewinnvertheilung. 

§  37. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  am  31.  December  eines  jeden  Jahres. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  hat,  im  Falle  als  die 
Eröffnung  des  gesellschaftlichen  Betriebes  in  der  ersten  Jahreshälfte 
erfolgt,  das  Jahr  der  Betriebseröffnung,  falls  dieselbe  jedoch  in  der 
zweiten  Jahreshälfte  erfolgt,  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Betriebs- 
eröffnung bis  zum  Schlüsse  des  nächstfolgenden  Jahres  zu  gelten. 

§  38- 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jedes  Jahres  abge- 
schlossen und  die  Betriebsrechnung,  sowie  die  Bilanz  mit  allen  dazu 
gehörigen  Belegen  vom  Verwaltungsrathe  und  vom  Revisiouscomite' 
geprüft,  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  zur  Einsicht  für  die 
Actionäre  aufgelegt  und  sodann  der  Generalversammlung  zur  Genehmigung 
vorgelegt. 

Für  die  Aufstellung  der  Betriebsrecbnung  sind  die  nachfolgenden 
Bestimmungen  massgebend. 

Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen,  zu  welch 
letzteren  auch  die  Remuneration  für  die  Direction  und  die  Beitrage  zu 
dem  Pen8ionsfonde  zu  rechnen  sind; 
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2.  die  zur  Verzinsung,  beziehungsweise  Tilgung  des  von  dem 
Maatsvorschusse  per  1  Million  Gulden  jeweilig  aushaftenden  Betrages 
nach  §  6  des  Uebereinkommens  vom  7.  Juli  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  89, 
erforderlichen  Beträge; 

3.  die  Interessen  und  die  erforderliche  Tilgung* quote  für  die 
durch  Aasgabe  von  Theilschuldverschreibnngen  (Prioritätsobligationeu) 
contrahirten  Anlehen ; 

4.  die  Abschreibungen  für  Verluete,  welche  nicht  unter  die  aus 
dem  Eruenerungs-,  beziehungsweise  Re*ervrfonde  (§  39)  zu  deckenden 
Werth vermindernngen  fallen; 

5.  die  Dotirung  des  Erneuerungsfondes  (§  39); 

6.  die  für  die  Tilgung  des  Actiencapitales  erforderliche  Quote; 

7.  die  Dotirung  des  Reservefondes  (§  39); 

8.  aus  dem  hienach  verbleibenden  Reste  werden  5  Percent  der 
Direction  und  5  Percent  dem  Verwaltungsrathe  als  Tantiemen  zu- 
gewiesen ; 

9.  der  nach  Bestreitung  dieser  Tantiemen  verbleibende  Rein- 
gewinn wird  bis  zum  Betrage  von  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht 
amortisirten  Actiencapitales  als  Dividende  au  die  Actionftre  ausbezahlt; 

10.  der  dann  noch  erübrigende  Betrag  wird  als  Superdividende 
an  die  Actionäre  und  Besitzer  von  Genussscheinen,  oder  in  der  sonst 
von  der  Generalversammlung  zu  bestimmenden  Weise  verwendet. 

§  39. 

Der  Erneuerungsfond  ist  bestimmt,  nach  Thunlichkeit  die  Auslagen 
für  die  Erneuerung  des  Oberbaues,  insbesondere  der  Schienen  und 
Brücken,  dann  der  bei  der  ersten  Anlage  der  Bahn  beigesch äfften 
Betriebsmittel  zu  decken.  Der  zur  Dotirung  dieses  Fondes  zu  verwendende 
Betrag  wird  über  Antrag  der  Direction  vom  Verwaltungsrathe,  und  zwar 
mindestens  in  der  Höbe  von  3  Percent  des  nach  Bestreitung  der  Aus- 
lagen Dach  §  38:  1  bis  4  erübrigenden  Ueberschusses  festgesetzt.  In 
dieten  Erneuerungsfond  haben  auch  alle  Erlöse  aus  dem  Verkaufe 
alter  Materialien  des  Oberbaues  und  der  Betriebsmittel  zu  Biessen. 

Der  Reservefonds  welcher  Eigenthum  der  Gesellschaft  ist,  hat  die 
Bestimmung,  zu  späterhin  etwa  erforderlichen  Erweiterungen  der  Bahn- 
anlage  oder  der  Betriebseinrichtungen  zu  dienen,  soweit  die  Kosten- 
faiefUr  nicht  aus  dem  nach  §  40  lit.  a  gebildeten  Investitionereserve- 
fonde  bestritten  werden.  Zu  dessen  Dotirung  ist  ein  Betrag  von 
3  Percent  des  nach  Bestreitung  der  Auslagen  nach  §  38:  1  bis  6 
jeweilig  vorhandenen  Ueberschusses  zu  verwenden.  Dieser  Fond  muss 
so  lange  vermehrt  werden,  bis  er  10  Percent  des  Actiencapitales 
erreicht  haben  wird. 

Sinkt  der  Renervefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mäßige Zuzahlung  wieder  zu  beginnen. 

Wenn  die  Dividende  in  irgend  einem  Jahre  die  Höhe  von 
4y„  Percent  nicht  erreicht,  so  kann  sie  über  Beschluss  der  General- 
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Versammlung  bis  zu  dieser  Höhe  aus  dem  Reservefonde  vorschußweise 
ergänzt  werden,  jedoch  darf  dies  erst  nach  vollständiger  Aufzehrung 
des  Specialreservefondes  §  40  lit.  b  stattfinden. 

Ausserdem  ist  der  Generalverstmmlung  vorbehalten,  über  Antrag 
des  Verwaltungsrathes  aussergewöhnliche  Verluste  aus  dem  Reservefonde 
zu  decken. 

§  40. 

a)  Der  Investitionsreservefond,  bei  Erhöbung  des  Anlagecapitales 
gebildet,  tbeils  für  bereits  in  Aussicht  geuommene,  theils  in 
Zukunft  etwa  noth  wendig  werdende  Investitionen,  ist  fiucht- 
bringend  anzulegen  und  die  Erträgnisse  diesem  Fonde  zuzuwenden. 
Dieser  Fond  wird  nur  nach  vorher  eingeholter  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsmioisterums  über  Antrag  der  Direction,  respective 
des  Verwaltungsrathes  zu  solchen  Investitionen,  welche  den  Werth 
der  Bahnanlage  erhöhen  und  sohin  concessionstnässig  dem  Anlage- 
capitale  zugeiechnet  werden  dürfen,  zu  verwenden  und  im  Falle 
der  Einlösung  der  Bahn  durch  den  Staat  ohne  besonderes  Entgelt 
an  den  letzteren  zu  übergeben  sein. 

b)  Der  Specialreservefond  ist  gleichfalls  bei  Erhöhung  des  Anlage- 
cap'tales  entstanden.  Er  ist  der  zum  Ereatze  der  vorzeitigen 
Amortisation  des  staatlichen  Bauvorschusses  bestimmte  Nominal- 
betrag neu  auszugebender  Prioritätsobligationen,  beziehungsweise 
deren  Erlös,  und  bleibt  Eigenthum  der  Actionäre.  Er  wird  über 
Antrag  der  Direction,  mit  Genehmigung  des  Verwaltungsrathes, 
zur  Bedeckung  ausserordentlicher  Auslagen,  welche  dem  Anlage- 
capitale  nicht  zugerechnet  werden  dürfen,  verwendet,  zur  Ergänzung 
der  Actiendividende  aber  nur  insoweit,  als  dies  zur  Ergänzung 
der  Dividende  auf  V/2  Percent  des  Actiencapitales  erforderlich 
sein  sollte. 

Die  Ertiägnisse  aus  der  Fiuct  ficirung  dieses  Specialreserve- 
fondes sind  dem  letzteren  gutzuschreiben. 

§  41. 

Die  Tilgung  der  Actien  erfolgt  nach  Massgabe  des  staatlich  zu 
genehmigenden  Tilgungsplanes. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Actien  wird  längstens  nach  Ablauf 
deB  Tilgungsjahres  der  Nominalbetrag  der  Actien  nebst  der  letztfälligen 
und  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten  Dividenden  in 
Barem  ausgezahlt  und  die  Actien  samint  den  dazu  gehörigen,  noch 
nicht  verfallenen  Dividendenscheinen  gegen  auf  den  Ueberbringer 
lautende,  mit  Coupons  und  Talon  versehene  Genussscheine  nach  dem 
beiliegenden  Formulare  Nr.  4,  5,  6,  7.  8  und  9  umgewechselt. 

Den  Besitzern  dieser  Genus^scheine  steht  ein  Anspruch  auf  das 
Gesellpcbaftsvermögeu  nur  nach  Maesgabe  der  Bestimmungen  des 
§  43  zu. 
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Bezüglich  des  Gewinnes  gebührt  den  Besitzern  der  Genussscheine 
nur  ein  Antheil  an  der  Saperdividende  (§  38),  und  wird  je  ein  Genuss- 
schein in  Besng  auf  die  Vertheilung  der  Superdividende,  sowie  auf 
die  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  einer  Actie  gleichgestellt. 

§  42. 

Die  Zahlung  der  Interessen  der  Theil-Schuldverschreibungeu 
(Prioritätsobligationen)  und  die  Einlösung  der  amortisirten  Prioritäts- 
obligationen, so  auch  die  ZahluDg  der  Dividenden  und  Superdividenden, 
die  Einlösung  der  Actien  und  die  Ausfolgung  der  Genussscheine  erfolgt 
entweder  an  den  Geaellschaftscassen  oder  bei  den  von  dem  Verwaltungs- 
r&the  hiezu  bestimmten  Creditiostituten  oder  Zahlstellen. 

Alle  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen  drei 
Jahren  nach  deren  Verfallszeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten  der 
Gesellschaft. 

V.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
§  43. 

Im  Falle  der  Auflösung  durch  einen  Beschluss  der  General- 
versammlung hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liquidation  in  Form 
einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  und  die  Ernennung 
von  Liquidatoren  in  zu  bestimmender  Anzahl  zu  normiren. 

Die  Liquidatoren  sind  zur  Abwicklung  der  Geschäfte  mit  allen 
erforderlichen  Befugnissen  ausgerüstet,  und  steht  es  ihnen  frei,  mit 
Genehmigung  der  Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung 
alle  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  Uber  die  Generalversammlung  und  das  Re- 
visionscomite'  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur 
Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlischt  die  Befugniss  der 
Direction  und  des  Verwaltungsrathes  als  solchen. 

Bei  der  Vermögensvertheilung  haben  die  Genutssscheininhaber  erst 
Anrecht  auf  verhältnissmäsaige  Beteiligung  aus  dem  nach  ganzlicher 
Rückzahlung  der  Actieneinlagen  verbleibenden  Ueberschusse,  und  hat 
je  ein  Genussschein  für  eine  Actie  zu  gelten. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  die  Bescbluss- 
fassung  unterlässt,  gelten  die  Bestimmungen  deB  Handelsgesetzbuches, 
II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  44. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  in 
Gemässheit  der  Gesetze  durch  einen  hiezu  bestellten  Commissär  aus. 

12* 
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Derselbe  hat  das  Hecht,  den  Sitzungen  aller  Verwaltungsorgane, 
sowie  den  Generalversamminngen  beizuwohnen  und  gegen  Beschlüsse 
oder  Verfügungen,  welche  der  Concessionsurkunde,  den  Statuten  oder 
den  allgemeinen  Gesetzen  zuwiderlaufen,  oder  den  öffentlichen  Inter- 
essen nachtheilig  sind,  Einsprache  zu  erheben  und  deren  Ausführung 
zu  sistiren. 

Für  die  mit  der  Beaufsichtigung  verbundene  Mühewaltung  wird 
von  der  Gesellschaft  ein  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmender 
jährlicher  Pauschalbetrag  an  den  Staatsschatz  entrichtet. 

§  45. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

§  46. 

In  die  Dienstordnung  (§§  15  und  20  lit.  a)  sind  nachstehende 
Bestimmungen  aufzunehmen: 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung,  dürfen  als  Beamte,  Unterbeamte 
oder  Diener,  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer  Eigenschaft, 
nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staatsbürgerschaft 
in  einem  der  L&ndergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministers. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes  berufene  Oberbeamte 
(Director)  bedarf  der  BestätigUDg  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
begründeten  Aulass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Nr.  19.806. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  26.  August  1881, 
Z.  13185,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  6.  September  1892. 

TaafTe  m.  p. 
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1.  Concessionsnrknnde  vom  30.  Jnni  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  94, 

flr  die  Loeomotirelsenbnho  ron  Lins  nach  Krenusuiflnster  (Kremsthalbahn). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Emil  Dierser  Ritter  v.  Traunthal,  im  Vereine  mit  der 
Bank  von  Oberösterreich  und  Salzburg,  dann  mit  Florian  Banhuber, 
Dr.  Joseph  Födinger,  Cölestin  Ganglbaner,  Dr.  Anton  Ritter  v.  Glanz, 
Mathias  Jangreithmayr,  Josef  Kaar,  Dr.  Franz  Krenn,  Joseph  Mayr- 
hofen Franz  Mussner,  Adolf  Nagel,  Johann  Neubauer,  Rudolf  Pummerer, 
Ludwig  Reiter,  Julius  Römer  und  Joseph  Ritter  v.  Wenusch,  sowie 
mit  den  Firmen  Gebrüder  Eoderlin  &  Comp,  und  Brüder  Löweufeld  & 
Hofmaun  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Conceesion  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Localbahn  von  Liuz  nach  Kremsmünster  (Kremstbalbahn)  gestellt 
haben,  so  ßnden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmens,  den  genannten  Bittstellern  diese  Conceesion  auf 
Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  lb80,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  den  Concossiooären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  an  die  priv.  Kaiserin  Elisabethbabn  anschliessenden 
Locomotiveisenbahn  von  Linz  über  Traun,  Nettingsdorf,  Neuhofen, 
Kematen  und  Rohr-Hall  nach  Krememünster. 

Di«  Bahnstrecke  von  Linz  nach  Krem  sin  finster  gelangte  am  30.  April 
1881  znr  Eröffnung. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Coocessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
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a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Vertrage, 
bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  nnd  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebübr; 

'•)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu 
entrichtenden  Gebühren  und  Taxen,  ferner  die  Befreiung  von 
der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 
durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer 
von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Bahn  ist  als  normalspurige  Localbahn  herzustellen.  Die  Aus- 
führung des  Baues  und  der  Betmbseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  von  dem  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte 
und  der  aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden.  Hiebei 
soll  auf  die  thunlichste  Herabminderung  der  Baukosten  Bedacht 
genommen  und  sollen  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht 
genommene  geringere  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge  alle  ans  diesem 
Grunde  zulässigen  Erleichterungen  zugestanden  werden.  Bei  Anschaffung 
der  Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstigen  Babnbestandtheile,  sowie 
aller  Ausrüstuügs^egenstände  soll  nach  Thunlichkeit  inländischen 
Werken  der  Vorzug  eingeräumt  werden.  Die  technischen  Entwürfe  für 
den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind  dem  Handelsministerium 
rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt 
ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen.  Desgleichen  haben  die  Concessionäre  beim  Baue  auch 
allen  vom  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach 
den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  be- 
nehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises 
beschränkt  werden. 

Wegen  des  Anschlusses  an  die  priv.  Kaiserin  Elisabethbahn  in 
Linz,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergaogs- 
verkehre  daselbst,  haben  die  Concessionäre  eine  Vereinbarung  mit  der 
genannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen 
der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  Concessionäre 
haben  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Peisonenverkehres  für  die 
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thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die 
fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen 
Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen  gemeinschaftlichen  Bahnbofdienstes, 
unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Ausspruche  des  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anscblussbahn  nicht 
erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  inlandischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Ein- 
mündung von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung 
von  Verbindungsbahnen,  welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn 
gelegenen  Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer 
Eneugnie.se  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe 
mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu 
gestatten. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  die  Bahn  theil- 
weise  auf  der  von  Linz  nach  Salzburg  führenden  Reicbsstrasse  an- 
zulegen. Dieselben  sind  jedoch  verpflichtet,  die  für  die  Benützung  dieser 
Strasse  festzustellenden  Bedingungen  pünktlich  einzuhalten,  insbesondere 
etwaige  durch  die  Anlage  oder  den  Betrieb  der  B«hn  verursachte 
Mehrkosten  der  Eihaltung  der  genannten  Reichsstrasse  dem  Strassen- 
ärar  zu  ersetzen  und  in  dem  Falle,  als  die  Führung  der  Bahn  auf 
dieser  Sirasse  in  der  Folge  nach  dem  Ermessen  der  Staatsverwaltung 
unzulässig  erscheinen  sollte,  die  Entfernung  der  Bahnanlagen  und  die 
Zurückversetzung  der  Strasse  in  den  ursprünglichen  Zustaud  auf  eigene 
Kosten  zu  bewirkeu. 

Die  Concessionäre  haben  ausserdem  allen  im  Interesse  der  Sicher- 
heit des  Verkehres  auf  der  Reicbsstrasse  ergehenden  Anordnungen  der 
Staatsbehörden  genauestens  nachzukommen. 

Schliesslich  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  den  Bahnbetrieb 
auf  der  Reicbsstrasse  im  Mobilisirungs  und  Krieg* falle  jederzeit  ohne 
Anspruch  auf  eine  Entschädigung  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies 
zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstiger  militärischer 
Operationen  seitens  der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkanit  werden 
sollte. 

§  5- 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn 
binnen  drei  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  beginnen, 
die  Strecke  von  Linz  bis  Traun  binnen  längstens  einem  Jahre  und  die 
weitere  Strecke  von  Traun  bis  Kremsmünster  binnen  längstens  zwei 
Jahren,  vom  gleichen  Zeitpunkte  an  gerechnet,  zu  vollenden,  diese 
Bahnstrecken  sofort  nach  ihrer  Vollendung  dem  öffentlichen  Verkehre 
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zu  übergeben  und  soweit  dies  an  ihnen  liegt,  während  der  ganzen  Con- 
cessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  tu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  der  vorstehenden  Bautermine  haben  die  Con- 
ceesionäre  durcb  Erlag  /iner  Caution  im  Betrage  von  zwanzigtauaend 
(20.000)  Gulden  im  baren  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillen- 
geldern geeigueten  WertheffVcten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concesaionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt.  Das  gleiche  ßecht  soll  den 
Concessionären  aucb  bezüglich  jener  zu  einzelnen  industriellen  Eta- 
blissements etwa  herzustellenden  Flügelbahnen  zugestanden  werden,  deren 
Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
«  rkannt  werden  sollte. 

§  7. 

Die  Conces9ionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cesaionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde,  towie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verord- 
nungen (namentlich  nach  dem  Eiseubahnconcessionsgesetze  vom  14  No- 
vember 1854,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eiseiibahnbetriebsordoung 
vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852),  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnuugen    zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  jedoch  im  Sinne  der  Artikels  I 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  von  den  in  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherbeitsvorkebrungen  in- 
soweit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die 
ermässigte  MaximalgeFcbwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
ministeriums für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom 
Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  An- 
wendung finden. 

§  8. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne 
des  Artikels  II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56, 
folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten 
mit  allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befördern.  Für  diese,  sowie  für 
sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können  die  Con- 
cessionare  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  feststellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und 
Werthsendungen  bat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen.  Die  Feststellung 
der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Zöge  hat  nach  den 
jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 
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Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  be 
s-omlere  Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Ver- 
einbarung bezüglich  der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Ent- 
schädigung für  die  Benützung  dieser  von  den  Conceesionären  bei- 
zustellenden Räumlichkeiten  zu  treffen  sein.  Die  innere  Einrichtung, 
Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser  Räumlichkeiten  obliegt 
der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrathe  der 
Eisenbahn  und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  unter- 
einander geführt  werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch 
die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  9- 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seiner- 
zeit für  den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  nothwendig  werdenden 
Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung 
auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf 
dem  von  den  Concessionären  eingelösten,  oder  sonst  für  Bahnzwecke 
benützten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergüturg  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebs- 
leituog  gegen  Vergütung  der  diesfalls  etwa  erwachsenden  Mehrkosten 
die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung 
anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  in- 
soweit die  letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die 
Concessionäre  dnreh  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken.  Die 
Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  die  Materialien 
und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen 
nnd  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

§  10. 

Auf  der  concessionirten  Bahn  sollen  für  den  Personenverkehr 
vorläufig  bloss  zwei  Wagenclassen  bestehen. 

Als  Maximaltarif  für  den  Personenverkehr  wird  festgesetzt  per 
Person  und  Kilometer:  für  die  erste  Classe  fünf  (5)  Kreuzer  österr. 
Währ.,  für  die  zweite  Classe  drei  (3)  Kreuzer  österr.  Währ.  Sollte  Bich 
das  Bedflrfiiiss  nach  einer  Fahrpreisermäßigung,  z.  B.  für  Arbeiter- 
transporte,   für   den  Marktverkehr  u.    dgl.    herausstellen,  so  sind  die 
Concessionäre  verpflichtet,  über  Aufforderung  des  Handelsministers  die 
entsprechende  Ermässigung  entweder  für  die  zweite  Wagenclasse  ein- 
treten zu   lasaen,   oder  eine  weitere  Wagenclasse  mit  dem  Tarifsatze 
von  zwei   (2)  Kreuzer  ÖBterr.  Währ,  per  Person  uud  Kilometer  ein- 
zufahren. 
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§  11. 

Die  Tarife  für  den  Gütertransport,  die  Waarenclaesification  und 
alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenb«  Stimmungen  unter- 
liegen der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf 
die  öffentlichen  Rücksichten  und  andererseits  auf  eine  ausreichend« 
Rentabilität  des  Bankunternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 
Nebengebühren  werden  nicht  eiogehobeo. 

§  12. 

Wenn  die  Bahn  in  einem  Betriebsjahre  ein  Reinerträgniss  von 
mindestens  sieben  (7)  Percent  des  Anlage  capitales  geliefert  hat,  ist 
eine  verhältnissmassige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft  gestandenen 
Tarife  vorzunehmen. 

In  Fällen  eines  Notbstandes  und  ausseigewöhnlicher  Theuerung 
der  Lebensmittel  für  Menschen  und  NuUtbiere  in  den  im  Keichsratbe 
vertretenen  Ländern  der  öbterreichisch-ungarischen  Monarchie  itt  der 
Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernies  die  einschlägigen  Fracht- 
preise herabzumindern,  jedoch  nicht  auf  einen  niedrigeren  Betrag  als 
acht  (8)  Kreuzer  per  Tonne  und  Kilometer. 

§  13. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  den  diesfalls,  sowie  rückt- ichtlich 
der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  der  priv.  Kaiserin  Elisabeth- 
bahn jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs - 
hiilften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung,  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammluugeu, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmei  ie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eiseubabngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausiüstungsgegenständen  für  Militär- 
tramporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militär  transporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  F>  ldeisenbahuabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen, bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten.  Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt 
auch  bezüglich  des  mit  den  BahngeBellschaften  zu  Stande  gekommenen 
Uebereinkommens  wegen  gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durch- 
führung grosser  Militärtransporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militär- 
tranpport   auf  Eisenbahnen.  Diese  Verpflichtungen   obliegen  den  Con- 
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cessionären  nur  insoweit,  als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des 
secund&ren  Charakters  dieser  Linie  und  der  demzufolge  gewährten 
Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem 
durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Ent- 
scheidung zusteht. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  14. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  dieser  Concession  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  dem 
Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck« 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§  15. 

Sollten  in  der  Folge  etwa  bei  der  Concessionsertheilung  für  eine 
andere  Localeisenbabnunternehmung  gleicher  Betriebsart  röcksichtlich  der 
in  den  vorstehenden  §§  8,  9,  dann  13  und  14  festgesetzten  Ver- 
pflichtungen für  die  Concessionäre  günstigere  Bestimmungen  getroffen 
werden,  so  sollen  dieselben  sinngemäss  auch  für  die  im  §  1  genannte 
Eisenbahn  Geltung  haben. 

§  1«. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden, 
und  zur  Aufbringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf  Ueberbringer 
oder  auf  Namen  lautende  Actien  auszugeben,  welche  auf  den  öster- 
reichischen Börsen  verbandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen.  Die 
zu  bildende  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der 
Concessionäre,  die  Gesellschaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

§  17- 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  rticksicbtlich  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser 
Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staattverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Eineicht  in  die  Gebarung  zu  nebmen.  Der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commiesär  hat  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des   Verwaltungeratbes   oder   der  sonst  als  Gescllscbaftsvorstand  fun- 
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girenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für 
angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den  Gesetzen  oder 
den  Gr sellscbaftestatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Iuteressen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren. 
Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  haben  die  Concessionäre  eine 
Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten,  ebenso  werden  die 
Concessionäre  vou  den  zufolge  de-«  §  89  der  Eisenbahnbetiiebsordnung 
vom  16.  November  1851,  R.  G.  Hl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlicben  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  uud 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  enthoben. 

§  18. 

Die  Dauer  der  Coucession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbabn- 
coocessionsgeaetzes  ausgesprochenen  Schutz«  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  fest- 
gesetzt. Die  Concersion  kann  von  der  Staatsveiwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  5  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnuug  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht 
im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  nament- 
lich durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  »9. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  jederzeit  gegeu  eine  au  die  Concessionäre  zu  leistende  Baar- 
enUchädigung  einzulösen.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreisea  werden 
die  jährlichen  Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der 
wirklichen  Einlösung  vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon 
die  Reinerträgnisse  der  ungttnstigbten  zwei  Jahre  abgeschlagen,  und 
der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet.  Sollte 
sich  jedoch  der  so  ermittelte  durechschnittliche  Reinertrag  nicht 
wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen  Ver- 
zinsung und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nomiualanlagecapitales  nothwendig  i*t,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag 
als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreisea  zu  Grunde  zu  legende 
Reinerträgnihs  festgesetzt.  Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die 
Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjabi  es  erfolgt,  in 
welchem  Falle  jedoch  der  obige  Annuitätenbetrag  um  10  Percent  zu 
erhöhen  ist. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  der  Wahl  der  Staats- 
verwaltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitt*-,  beziehungs- 
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weise  Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Con 
cesaionären  während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am 
1.  Jänner  und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  5percentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden 
rechnungsmäßigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessions- 
dauer  fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der 
Bahn  entspricht.  Die  Ziffer  des  ersten  Nominalanlagecapitales  wird  mit 
neunhundertfünfzigtauseud    (950.000)   Gulden    Ö6terr.  Währ,  festgesetzt. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  obigen  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung 
ertheilt  hat,  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auahezablung  des  Einlösungepreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigentbum  und  in  den  Genuss  der  gegen- 
wärtig conceasionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen. 

§  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  und 
Bodens,  der  Erd-  und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Ober-  und  Unterbaues 
der  Bahn  und  des  sämmtlichen  unbeweglichen  Zugehört,  als:  Bahnhöfe, 
Auf-  und  Abladeplätze,  aller  zum  Bahnbetriebe  etfordetlichen  Gebäude 
an  den  Abfahrts-  und  Ankunftsplätzeo,   Wach-   und  Aufsichtshäusern, 
sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweg- 
lichen Sachen.  Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wagen, 
bewegliche    Maschinen,    Werkzeuge   und    andere    Einrichtungen  und 
Materialien,  insoweit  sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und 
hiezu  geeignet  sind,  betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche 
Quantität  und  bezüglich  Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  über- 
zugehen, welche  der  in  dem  Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebs- 
einriebtung  entspricht.  Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als 
auch    bei  der  Einlösung  der  Bahn  (§  19)  behalten  die  Concessionäre 
das  Eigentbum  des  aus  dem  eigenen  Eiträgnisse   der  Unternehmung 
gebildeten  Reservefondes   und  der  ausstehenden  Activen,    dann  auch 
jener   aus  dem    eigenen  Vermögen    errichteten   und   rücksichtlich  er- 
worbenen besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks-  und  Kalköfen, 
G/esfereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  Geiäthen,  Speicher, 
Docks,  Kohlen-  und  anderen  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
dieselben   von    der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§  21. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde  oder  in  den 
Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen 
entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen 
noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  erloschen  zu 
erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  erth eilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  dreißigsten  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundertachzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  ta.  p.  Kremer  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Technische  Bedingnisse 

für  den  Bau  und  die   Ausrüstung  der  proiectirten  Localbahn  Linz- 

Kremsni  finster  (Kremstlialbnhu). 

(C.  Bl.  Nr.  102  ex  1880.) 

Trac  c. 

Die  zu  erbauende  normalspurige  Loralbahn  beginnt  in  Linz  nächst  dem 
aufzulassenden  SUdbahnhofe  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  kreuzt  die  Wien-Linzer 
Bahnstrecke  vor  dem  Westbahnhofe  dieser  Bahn  im  Niveau,  führt  sodann  auf  dem 
alten  Bahndamme  der  ehemaligen  Linz  Gmund ener  Pferdebahn  und  weiterhin  auf 
der  I.inz-Salzburger  Reichsstrasse  in  einer  Lange  von  circa  3  7  Kilometer,  dann 
neben  dem  Mitterwege  und  nächst  dem  Orte  Dionysen  zur  Uebersetzungsstelle  de« 
Traunflusses. 

Nach  Uebersohreitung  des  Traungebietes  zieht  die  Trace  in  unmittelbarer 
Nahe  der  Orte  Rappe rswinkel,  Kremsdorf  nach  Nettingsdorf;  sodann  im  Krems- 
thale  nächst  den  Orten  Nöstelbach,  Paoheredorf ,  Neuhofen,  Kematen  und  Rohr 
nach  KremsmünBter;  woselbst  vorläufig  die  Endstation  gleichen  Namens  angelegt  wird 

Die  Verbindung  der  nächst  dem  aufzulassenden  Südbahnhofe  anzulegenden 
neuen  Station  in  Linz  mit  dem  Centraibahnhofe  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  findet 
mittelst  des  zwischen  den  beiden  Bahnhöfen  derzeit  bestehenden  Verbindung*geleises 
auf  Grund  eines  mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  zwischen  den 
beiden  Bahnverwaltungen  abzuschliessenden  Ucbereinkommens  statt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseiurichtungen  der  Kahn  hat  nach 
Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte 
stattzufinden. 

Abänderungen  der  Bahutrace  können  nur  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorerwähnte  Haupt- 
richtung der  Bahn  nicht  verändert  wird. 
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Fahrgeschwindigkeit. 

Als  Localbahn  ist  diese  Linie  TorlMofig  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit 
von  20  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  ausanrüsten. 

Nachdem  bereits  mittelst  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  9.  Oc- 
tober  1881.  Z.  32332  (C.  Bl.  Nr.  133),  die  Maximalfahrgeaohwindigkeit  auf  22  Kilo- 
meter pro  Stunde  festgesetzt  worden  war,  wurde  laut  Kundmachung  vom  27.  Sep- 
tember 1884,  Z.  32451  (C.  Bl.  Nr.  117),  für  die  Tom  Strassenkörper  unabhängigen 
Strecken  eine  weitere  Erhöhung  derselben  auf  26  Kilometer  per  Stunde  bewilligt. 

Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  anzulegen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
emlöaung  durchzuführen. 

Die  grösste  zulässige  8teigung  wird  mit  12*5  pro  mille  festgesetzt.  Innerhalb 
der  Stationen  dürfen  jedoch  die  Maximalsteigungen  nnr  2*6  pro  mille  betragen. 

Der  Minimalkrümmangsradius  darf  auf  der  currenten  Bahn  nicht  weniger  als 
150  Meter  betragen. 

Die  Unterbaukronenbreite  wird  für  Dämme  bis  zu  l'O  Meter  mit  3'8  Meter 
festgesetzt;  Dämme  von  grosserer  Höhe  oder  solche  in  Krümmungen  tou  400  Meter 
Radius  abwärts  erhalten  eine  entsprechende  Erweiterung. 

Die  Unterbauobjeote  können  entweder  ganz  aus  Holz  oder  mit  Holzüberbau 
und  gemauerten  Widerlagern,  oder  in  definitiver  Weise  aus  Stein,  Eisen  oder  aus 
beiden  Materialien  combinirt  ausgeführt  werden. 

Bei  Berechnung  der  Construction  der  eisernen  Brücken  wird  die  durch  die 
factisch  verkehrenden  Fahrbetriebsmittel  erzengte  anfällige  Belastung  in  Betracht 
gezogen  und  hiebei  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  der  Constructionstheile  bis 
zu  900  und  der  Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Benützung  der  Reichsstrasse  für  die  ßahnanlage. 
Insoweit  die  Anlage  der  Kremsthalbahn  auf  der  Aerarialstrasse  erfolgt,  haben 
für  die  Benützung  dieser  8trasse  ausser  der  für  die  Aufstellung  des  Detailprojectes 
massgebenden  Festsetzung,  wonach  die  Bahnachse  so  weit  als  möglich  gegen  den 
Rand  der  Strasse  verschoben  werden  soll,  damit  von  der  Strassen fahrbahu  mindestens 
noch  die  Breite  von  6  Meter  zur  ungehinderten  Benützung  für  andere  Fuhrwerke 
übrig  bleibt,  ferner  der  Oberbau  der  Bahn  bis  auf  das  Niveau  der  Schienenober- 
rliche  in  derselben  Weise  beschottert  werden  soll,  wie  die  Übrige  Oberfläche  der 
Straaae,  so  dass  der  öffentliche  Verkehr  sowohl  für  Fuhrwerke,  als  auch  für  Fuss- 
geber  selbst  über  die  Bahngeleise  hinweg  aufrechterhalten  werden  könnte,  nach- 
stehende Bedingungen  zu  gelten: 

1.  Die  in  Folge  des  Bahnbaues  etwa  nothwendig  werdenden  Reconstructionen 
der  Strassen fahrbahn  müssen  ohne  Verkehrsstörung  auf  der  Strasse  auf  Kosten  der 
Bahngesell-chaft  standhaft  hergestellt  werden. 

2.  Die  bestehenden  Canäle  und  sonstigen  Wasserlurchlässe,  so  viel  solche 
von  dem  Bahnkörper  in  Anspruch  genommen  werden,  haben  künftighin  in  die 
Erhaltung  der  Banngesellschaft  Überzugehen. 

3.  Der  von  den  Bahru-eleisen  eingeschlossene  Raum,  dann  ein  an  den 
Schienenstrang  angrenzender  8treifen  der  Strassenfahrbahn  in  einer  solchen  Breite, 
innerhalb  welcher  bei  vorzunehmenden  Reparaturen  der  Bahngeleise  oder  Aus- 
wechslung der  Schwellen  dio  Schotterdecke  aufgegraben  wird,  ferner  das  Banket 
sa-nmt  der  angrenzenden  Böschung  und  dem  Wassergraben  an  der  Seite  der  Bahn 
müssen  ebenfalls  von  der  Bnhngesellschaft  im  guten  Zustande  erhalten  werden. 

4.  Die  längs  i'em  Schienenstrange  für  den  Spurkranz  der  Eisenbahnfahrzeuge 
offen  zu  lassende  Rinne  muss  derart  hergestellt  und  erhalten  werden,  dass  keine 
Einklemmungen  der  Räder  der  Strassenfuhrwerke  oder  der  Hufe  des  Zug-  und 
Triebviehes  stattfinden  können. 

5.  Für  die  gefahrlose  Ableitung  der  Niederschlagswässer  von  der  Bahnober- 
flaebe,  hauptsächlich  von  der  Spurkranzrinne,  ist  derart  Sorge  zu  tragen,  dass  ein 
An/weiehen  der  Straaaenfahrbahn  nicht  zu  befürchten  ist. 
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6.  Bei  den  Niveaukreuzungen  der  Balm  mit  der  Strasse  sind  Leitpfosten 
anzuwenden,  um  das  Auskolkeu  der  Fahrbahn  daselbst  zu  verhindern. 

7.  Die  Bahngesellschaft  haftet  für  jeden  Sehaden,  der  erweislich  durch  den 
Locomotivbetrieb  dem  Sttasaen verkehre  zugefügt  werden  sullte. 

8  Etwaige  Mehrkosten  der  Strassenconservation,  welche  dem  Strassenärar 
durch  den  Bahnbau  oder  den  Betrieb  verursa^  ht  werden  sollten,  sind  von  der 
BahngesellBohaft  zurilckzuersetr.en. 

9.  Sollte  die  B'ihnanlage  mit  der  Zeit  aus  was  immer  für  Ursachen  dem 
Bestände  der  Strasse  nachteilig  oder  dem  Strassenverkehr  hinderlich  sein,  so  ist 
die  Bahngesellschaft  verpflichtet,  Uber  Aufforderung  der  Regierung  die  Bahugeleise 
vom  Strassengrunde  zu  beseitigen  und  den  früheren  Stand  der  Strasse  auf  eigene 
Kosten,  ohne  Anspruch  auf  eine  Entschädigung,  wieder  herzustellen. 

10.  Die  Kahnunternehmung  ist  verpflichtet,  das  Detailproject  der  Bahn, 
so  weit  dasselbe  die  auf  dar  Aerarialstrasae  zu  führende  Bahnstrecke  betrifft,  der 
specialen  Genehmigung  durch  die  Strassenverwaltnngsbehörde  zu  unterziehen. 

Oberbau. 

Der  Oberbau  wird  mit  unterstützten  Sttfasen  gelegt.  Das  Gewicht  der  zu 
verwendenden  Eisenschienen  soll  pro  laufendes  Meter  32  Kilogramm  hei  Anwendung 
einer  Maximalschwellenentfernung  von  11  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

In  Bögen  unter  400  Meter  Radius  sind  Unterlagsplatten  anzuwenden. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2-20  Meter,  Höhe  013  Meter,  Breite  0  18  Meter  und  müssen  aus  gesunden  Hölzern 
erzeugt  werden. 

Das  Bettungsmaterial  soll  unter  den  Sohienenunterlagen  wenigstens  015  Meter 
stark  sein.  Die  Breite  desselben,  in  der  Schienenunterkante  gemessen,  hat  2*8  Meter 
zu  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  vou  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*3  Meter,  auf  freier  Bahn  mindestens  3*76  Meter  betragen. 

Das  Ausmasa  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  muss  im  Minimum  7  Percent 
der  ganzen  Babulänge  betragen. 

Hochbauten. 

Hochbauanlagen  können  aus  Holz,  Fach  werk  und  Riegelbau  hergestellt 
werden,  unbeschadet  der  Anwendung  localer  Bauvorschriften. 

Die  Errichtung  von  Strecken wachterhäusern,  Bahneinfriedungen,  Wegschranken 
uud  ähnlichen  Anlagen  kann  unterbleiben. 

Betriebseinrichtungen. 

Die  Errichtung  einer  Telegraphenleitung  kaun  unterbleiben.  Für  den 
Betrieh  sind  jedoch  ausser  den  akustischen  auch  die  erforderlichen  optischen,  dann 
Handsignale  auf  den  Zügen  anzuwenden. 

Die  Befahrung  der  Kreuzungsstelle  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  mit  der 
Kremsthalbahn  durch  Züge  der  letzteren  ist  an  die  ausdrückliche  Erlau bniss  des 
Stationsvorstandes  des  Centraibahnhofes  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  gebunden, 
zu  welchem  Zwecke  nächst  dieser  Stelle  ein  Wäohterposton  und  mit  den  Weichen 
der  herzustellenden  Ausweichsgeleise  combinirte  Distanzsignale  errichtet  werden 
müssen,  welch  letztere  behufs  Befahrung  der  Kremsthalbahn  Uber  die  Krenarungs- 
stelle  nur  mit  Wissen  und  Willen  des  vorbenannten  Stationsvorstandes  auf  „Bahn 
frei"  gestellt  werden  können.  Bei  den  diesfällige-n  Anordnungen  ist  der  Stations- 
vorstand  der  Kaiserin  Elisabeth  Bahn  au  die  Betriebsverhältnisse  der  Hauptbahn 
gebunden. 

Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  2  Locomotiveu,  6  Personenwagen 
und  30  Lastwagen  anzuschaffen. 

Wien,  31.  März  1880. 
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3.  Protokoll  vom  15.  März  1882, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium 
(C.  Bl.  Nr.  HO  ex  1882). 

Gegenwärtige: 

Von  Seite  der  Staatsverwaltung:     In  Vertretung  der  Kremsthalbahn- 

tt  .      \.    a    ^       ,  ,   _   ,   „.  Gesellschaft. 

Herr   k.    k.   Seotionschef   Carl  Ritter 

v.  Pusswald,  als  Vorsitzender.  Der  Präsident  Herr  Emil  Dierzer  Ritter 

v.  Traunthal; 

Herr  k.  k.  Ministerialrat  Dr.  Heinrich      ,  ,    .  ... 

Ritter  t  Wittek-  a8  Mitglied  der  Direction  Herr  Adolt 

Nagl ; 

Herr    k.    k.    Hofrath    Mathias    Ritter     ferner    als    Verfasser    des  Projectes 

v.  Pischof;  Ingenieur  Josef  Kitter  v.  Wenusch. 

Plerr  k.  k.  Regierungsrath  Wilh.  Dostal : 

Herr  k.  k.  MinisteriaWicesecretfir,  zu- 
gleich   als    Protokoll ffihrer,    Dr.  'Emil 
Hardt. 

Gegenstand 

der  Verhandlung  ist  die  Festeilung  der  Bedingungen  für  die  von  dem 
Iuteressentenausechusse  der  Kremsthalbahn  erbetene  Erwirkung  einer 
finanziellen  Beteiligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  an  dem  Ausbaue 
der  Kremsthalbahn  von  Kremsmünster  bis  Michldorf  durch  Uebernahme 
von  Actien  (Anteilscheinen)  im  Betrage  von  300.000  fl. 

Der  Herr  Vorsitzende  eröffnet  die  Verhandlung  mit  der  Bekannt- 
gabe, dass  Se.  Excellenz  der  Herr  k.  k.  Handelsminister  im 
Einvernehmen  mit  dem  Herrn  k.  k.  Finanzminister  geneigt  sei, 
behufs  Erwirkung  der  verfassungsmässigen  Ermächtigung  der  k.  k.  Re- 
gierung zu  der  den  Gegenstand  der  Verhandlung  bildenden  Actien- 
betheibgung  des  Staates  an  dem  Ansbane  der  Kremsthalbahn  bis 
Michldorf  die  geeigneten  Schritte  einzuleiten,  und  wird  sohin  nach  ein- 
gehender Erörterung  des  Gegenstandes  unter  Vorbehalt  der  hohen 
Orenehrmgung  Ihrer  Excellenzen  der  Herren  k.  k.  Minister  für  Handel 
und  Finanzen  das  nachstehende  Uebereinkommen  getroffen: 

§  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  die  Zusicherung,  sich  an  der 
<>»pitalsbescbaflung  zum  Zwecke  des  Ausbaues  der  Kremsthalbahn  von 
Kremernünster  bis  Michldorf  für  den  Fall  der  Allerhöchsten  Concessions- 
ertheilung  —  welcher  die  angeschlossenen  Entwürfe  der  Concessions- 
Urkunde  und  der  technischen  Bedingnisse  zu  Grunde  zu  legen  wären  — 
onter  den  nachstehenden  Beetimmungen  durch  Uebernahme  von  Actien 
(Antheihicheinen)  im  Nominalbetrage  von  Dreimalhunderttausend  (300.000) 
Gulden  österr.  Währ.  Noten  zu  betheiligen. 

Dl«  B*cM*arko«4*«>  *ar  ••<•".  Bltaab.hnvD.  III.  13 
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Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingung 
geknüpft,  daas: 

a)  vom  Lande  Oesterreich  ob  der  Enns  eine  Betheiligung  an  dem 
bezeichneten  Bahnbaue  durch  Uebernabme  von  Actien  (Autheil- 
scheinen)  im  Betrage  von  Hunderttausend  (100.000)  Gulden  österr. 
Währ,  zugesichert,  und 

b)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  seitens  der  Interessenten 
ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  sichergestellt  wird,  wobei  noch 
die  weitere  Voraussetzung  zu  Grunde  gelegt  wird,  dass  mit  dem 
für  den  Bau  und  die  Inbetriebsetzung  der  genannten  Strecke 
als  Maximalsumme  in  Aussiebt  genommenen  Nominalanlagecapitale 
von  Sechshundertfünfsigtausend  (650.000)  Gulden  österr.  Wahr, 
das  Auslangen  gefunden  wird. 

§  2. 

Die  von  der  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden  Actien 
(Antheilscheine)  sollen  volkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen 
Actien  der  Kremsthalbahngesellschaft  gemessen.  Demgemäss  soll  auch 
der  Anspruch  dieser  Actien  auf  den  Bezug  einer  Dividende  ebenso,  wie 
dies  in  Ansehung  der  alten  Actien  der  Fall  war,  erst  vom  Zeitpunkte 
der  Betriebseröffnung  der  neuen  Strecke  beginnen  und  darf  eine 
Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf  eine  Maximai- 
Stimmenzahl  nicht  stattfinden. 

§  3. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung zu  übernehmenden  Actien  (Antheilscheine)  der  Kremsthal- 
bahn-Gesellschaft haben  erst  nach  dem  Eintritte  der  Wirksamkeit  des 
Finanzgesetzes  für  das  Jahr  1883  zu  beginnen,  und  sind  in  folgenden 
Raten,  beziehungsweise  Terminen  zu  leisten: 

a)  nach  ordnungsmässig  erfolgter  Constatirung  der  Einzahlung  und 
Verwendung  der  von  den  anderen  Interessenten  (§  1,  lit.  a  und  6) 
gezeichneten  800.000  fl.  mit  50  Percent  des  Einzahlungsbetrages, 

d.  i.  160.000  fl.; 

b)  nach  Vollzug  der  technisch  polizeilichen  Prüfung  der  zu  er- 
bauenden Bahnstrecke  mit  25  Percent  des  Einzahlungsbetrages, 
d.  i.  75.000  fl.; 

e)  nach  erfolgter  Collaudirung  dieser  Bahnstrecke  mit  25  Percent 
des  Einzahlungsbetrages,  d.  i.  75.000  fl. 

§  *• 

Zur  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aus  der  im  §  1  vereinbarten  finanziellen  Betbeil  igung 
erwachsen,   wird  derselben  das  Reeht  vorbehalten,  die  Bauverträge, 
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sowie  die  Bau-  und  Lieferungsbedingnisse  für  die  eben  daselbst  be- 
zeichnete  Bahnstrecke  su  genehmigen  und  die  denselben  entsprechende 
Bauausführung  durch  au  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane 
auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  sn  überwachen. 

Die  Kosten  dieser  gpeciellen  Bauaufsicht  sind  von  der  Gesell- 
schaft in  dem  vom  Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage  zu 
vergüten. 

§  5- 

Der  für  die  Gesellschaft  bestellte  landesfdrstlicbe  Commissär  soll 
vom  Zeitpunkte  der  Genehmigung  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens 
an  und  insolange  der  Staatsschatz  durch  den  Besitz  von  Actien  an 
dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ausser  den  ihm  nach  §  17  der  Aller- 
höchsten Concessionsnrkunde  vom  30.  Juni  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  94, 
zustehenden  Befugnissen  das  Recht  haben,  auch  solche  Beschlüsse  und 
Verfügungen  des  Vorstandes  der  Gesellschaft  (Direction)  und  der 
Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  dem  gegen- 
wärtigen Uebereinkommen  hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des 
Staates  zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat  derselbe  dann  sogleich  die 
Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

§  6. 

Der  k.  k.  Staats  Verwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  vom  Zeit- 
punkte angefangen,  in  welchem  dieses  Uebereinkommen  beiderseits 
bindende  Kraft  erlangt,  und  insolange  der  Staatsschatz  durch  den 
Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  der  Kremsthal bahn-Gesellschaft 
betheiligt  ist,  ein  Mitglied  der  als  Vorstand  der  Gesellschaft  fungirenden 
Direction  zu  ernennen. 

§  7. 

Zur  Sicherung  der  bestimmun  gemäss  igen  Verwendung  der  in 
Gemässheit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staatsschätze 
geleisteten  Einsahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  bis  sum  Zeit- 
punkte ihrer  thatsächlichen  Verwendung  unter  Mitsperre  des  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  ernannten  Directionsmitgliedes  (§  6)  su  halten. 

§  8- 

Die  sum  Behuf e  der  Durchführung  des  gegenwärtigen  Ueber- 
einkommens nothwendig  werdenden  Abänderungen  der  Gesellschafts- 
statuten  sind  ehestens  su  erwirken. 

§  9. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  tritt  für  die  Gesellschaft  mit 
dem  Zeitpunkte  des  statutenmäßigen  Zustimmungsbeschlusses  der 
Generalversammlung  in  Wirksamkeit,  für  die  k.  k.  Regierung  erlangt 
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das  Uebereinkommen  nur  in  dem  Falle  und  Zeitpunkte  bindende  Kraft, 
wenn  der  behufs  Erwirkung  der  gesetzlichen  Ermächtigung  einzu- 
bringenden Regierungsvorlage  die  verfassungsmässige  Zustimmung  des 
Reichsrathes  ertheilt  wird. 

Vgl.  das  Gesetz  vom  29.  Mai  1882  (Doc.  4). 

Sohin  wurde  das  vorstehende,  in  einem  ungestempelten  Exemplare 
ausgefertigte  Protokoll,  von  welchem  nach  erfolgter  hober  Genehmigung 
desselben  der  KremBtbalbahn-Gesellschaft  eine  beglaubigte  Abschrift 
ausgefolgt  wird,  geschlossen,  verlesen  und  beiderseits  gefertigt. 

Pusswald  m.  p.  Kremsthalbahiigeaellschaft: 
Wittek  m.  p.  Dierzer  m.  p.  Nagl  m.  p. 

Pischof  m.  p.  Wenusch  ro.  p. 

Dostal  m.  p.  Ingenieur. 
Dr.  Emil  Hardt  m.  p. 
•Ii  Protokollführer. 

4.  Gesetz  vom  29.  Mai  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  58, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Bedingungen   für  den  Ausbau  der 

Kreinsthalbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde 'Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  an  der  Capitalsbeschaffung 
zum  Zwecke  des  Ausbaues  der  Kremsthalbahn  von  Kremsmünster  bis 
Michldorf  durch  Uebernahme  von  Actien  der  Kromsthal  bahn- Gesellschaft 
im  Betrage  von  Dreimalhunderttausend  (300.000)  Gulden  österr.  Währ. 
Noten  zu  betheiligen. 

Diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen 
geknüpft,  dass 

a)  vom  Lande  Oesterreich  ob  der  Enns  eine  Betheiligung  an  dem 
bezeichneten  Bahnbaue  durch  Uebernahme  von  Actien  im  Betrage 
von  Hunderttausend  (100.000)  Gulden  österr.  Wäbr.  zu- 
gesichert und 

b)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  seitens  der  Interessenten 
ohne  BelaetuDg  des  Staateschatzes  sichergestellt  wird. 

Artikel  II. 

Die  Ausfolguog  von  Einzahlungen  auf  die  nach  Artikel  I  vom 
Staate  zu  Ubernehmenden  Actien,  welche  gleiche  Rechte  mit  den 
übrigen  Actien  der  Kremsthalbahn-Gesellschaft  geniessen  müssen,  und 
bezüglich  deren  eine  statutenmäßige  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
auf  eine  Maximalstimmenzahl  nicht  stattfinden  darf,  hat  erst  dann  zu 
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beginnen,  wenn  die  Einzahlungen  auf  die  von  den  sonstigen  Interessenten 
übernommenen  Actien  vollständig  geleistet  oder  entsprechend  sicher- 
gestellt sind. 

Die  Einzahlungen  seitens  des  Staates  haben  gegen  ungestempelte 
Empfangsbestätigungen  nach  Massgabe  des  gehörig  constatirten  Bau- 
fortschrittes zu  erfolgen,  und  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
geleisteten  Einsahlungen  nur  zum  Zwecke  des  Baues  und  der  Aus- 
rüstung der  im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnstrecke  verwendet  werden. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete,  als  normalspurige  Localbahn  her- 
zustellende Fortsetzungsstrecke  der  Kremsthalbahn  ist  binnen  zwei 
Jahren,  vom  Zeitpnnkte  der  ConceBsionsertheilung  an  gerechnet,  zu 
vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  IV. 

Zu  dem  im  Artikel  I  bezeichneten  Zwecke  wird  der  Regierung 
für  das  Jahr  1883  ein  Credit  von  300.000  fl.  österr.  Währ,  bewilligt, 
welcher,  insofern e  er  bis  Ende  März  1884  nicht  vollständig  zur  Ver- 
wendung gelangt,  noch  bisj  Ende  März  1885  verwendet  werden  kann, 
in  diesem  Falle  jedoch  so  zu  behandeln  ist,  als  wenn  derselbe  im 
Voranschlage  des  Jahres  1884  bewilligt  worden  wäre,  daher  für  den 
Dienst  des  letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt. 

Schönbrunn,  am  29.  Mai  1882. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Pino  m.  p. 

5.  Concessionsurkunde  vom  26.  August  1882,  R.  G.  Bl. 

Nr.  132, 

für  die  LoeomotiTeisenbahn  von  Kremsmflnster  nach  Wehldorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Kremsthalbahn- Gesellschaft  die  Bitte  um  Ertheilnng 
«ier  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  Krems- 
münster nach  Micbldorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung   der    Gemeinnützigkeit    des    Unternehmens    der  genannten 
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Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des 
Gesetzes  vom  25  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt  au  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Kremsthalbahn-Gesellschaft  das  Recht  »um  Baue 
und  Betriebe  einer,  als  normalspurige  Localbahn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Kremsmttnster  nach  Michldorf. 

Die  vorgenannte  Bahnstrecke  wurde  am   1.  Auguat  1883  dem  Betriebe 
übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildende 
Eisenbahn  werden  nachstehende  Begünstigungen  gewährt: 

1.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden 
zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafTung  nnd  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffhung, 
sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der 
Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

2.  die  Befreiung  von  den  Stempeln  nnd  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

3.  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  dieser  Concession 
und  die  Ausfertigung  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  zu  ent- 
richtenden Gebühren  und  Taxen; 

4.  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponsstempelgebttbren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer, 
welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die 
Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  Concesaionsst empel- 
gebühr nach  Ablauf  der  Befreiungsdauer  der  älteren  Strecke  der 
Kremsthalbahn  wird  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Ent- 
richtung der  genannten  Steuer  und  Gebühren  nach  Massgabe  des  Ver- 
hältnisses der  Eilometerlänge  der  neuen  zu  der  älteren  Strecke  statt- 
findet. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  coneessionirten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen  und  längstens  binnen  zwei  Jahren, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  wahrend  der  ganzen  Concessions- 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  nnd  die  con 
cessiouBmaeeige  Ausführung  der  Bahn  hat  die  Gesellschaft  über  Ver- 
langen der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von 
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Zehntausend  (10  000)  Gulden  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung 
von  Papillen geldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Die  Rückstellung  der  Caution  erfolgt  nach  anstand slosem  Vollzüge 
der  Collaudiruug,  beziehungsweise  Behebung  etwaiger  Collaudirungf- 
mängel. 

§  4. 

Die  Fahrbetriebemittel,  sämmtliche  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
AugrtistungsgegeQßtänile  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu 
beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  Handels- 
ministeriums lediglich  in  Ansehung  der  Schienen  insofern  zugestanden 
werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht 
in  der  Lage  wären,  die  bezügliche  Lieferung  unter  gleichen  Bedingungen 
hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese 
von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  sowohl  hinsichtlich  der  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildenden,  als  der  älteren 
Strecke  der  Kremstbalbahn,  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Ver- 
ordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staats- 
telegraphenanstalt zu  den  Localbahnen  sich  zu  unterwerfen. 

§  6- 

Die  Daner  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  &  des  Eisenbahn 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  Neunzig  (90)  Jahre,  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  für  die  Linie  Linz-Krememünster  (30.  Juni  1880)  an  ge- 
rechnet, festgesetzt.  Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch 
vor  Ablauf  der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im 
§  8  festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und 
Vollendung  des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des 
Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüber- 
schreitung nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbalinconcessions- 
gesetzes  und  namentlich  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerecht- 
fertigt werden  könnte. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  auf  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirnngs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
eine  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Opera- 
tionen auf  den  von  der  Bahn  benützten  oder  gekreuzten  öffentlichen. 
Strassen  seitens  der  Militärbehörde  für  noth wendig  eikannt  werden  sollte 
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§  8- 

Im  Uebrigen  habeu  auf  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen 
Concessionsurkunde  bildende  Eisenbahn  die  in  der  Concessionsurkunde 
vom  30.  Juni  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  94,  für  die  Locomotiveisenbahn 
von  Linz  nach  Kremsmünster  enthaltenen  Anordnungen  mit  Ausnahme 
der  §§  1,  2,  4,  5  und  18  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 

Die  Eisenbahnstrecke  von  Kremsmünster  nach  Micbldorf  hat  als 
integrirender  Bestandteil  der  Kremsthalbahn  zu  gelten,  derart,  dass 
die  alte  und  die  neue  Linie  der  Gesellschaft  ein  einheitliches  Unter- 
nehmen zu  bilden  haben. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Ineiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
secbsundzwanzigsten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertzweiundachtzig  Unserer  Reiche  im  Vierund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taffe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

6.  Concessionsbedingnisse 

für  den  Bau  und  die  AuarOstung  der  protectlrten  Locallmhn  Krems- 

münster-Miehldorf 

(C.  Bl.  Nr.  140  ex  1882). 

Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  21  Kilometer  lange  Bahn  bildet  die  Fortsetzung 
der  bestehenden  Localbahn  Linz-Kremsmünster  in  südlicher  Richtung;  demgemäss 
dieselbe  am  südwestlichen  Ende  der  Station  Kremsmünster  beginnt  und  dem 
Kremsthale  folgend  nächst  den  Orten  Wartberg,  Sautern,  Kirchdorf  und  Krems- 
dorf zur  vorläufigen  Endstation  Miohldorf  führt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  Bahn  hat 
nach  Massgabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detail- 
projeete  stattzufinden. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Spurweite  von  1*435  Meter  als  Loealbahn  mit 
blossem  Tagverkehr  für  eine  Maximal-Fabrgeschwindigkeit  von  22  Kilometer  per 
Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Zufolge  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  27.  8eptember  1884, 
Z.  32451  (C.  Bl.  Nr.  117),  wurde  für  die  vom  Strassenkörper  unabhängigen 
Bahnstrecken  die  Erhöhung  der  Fahrgeschwindigkeit  auf  25  Kilometer  per  Stunde 
bewilligt. 
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Unterbau. 

Die  Bahn  ist  einge!  eisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Steigung  in  der  currenten  Strecke  werden  12  6  pro 
mille  =  1  :  80  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  uicht  mehr  als  26  pro  mille  =  1  : 400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*3  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*76  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dUrfen  in  der  ourrenten  Bahn  nioht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Eichtlings-  und  Neigungsverbältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  Ceutralblatte  lür  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffahrt  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  Jahrgang  1882, 
Nr.  10,  angeführten  , Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnivelette  in 
Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangsourven  zwischen  Geraden 
und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  3*8  Meter  sowohl  bei  Dämmen 
bis  zu  1*0  Meter  Höhe  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  10  Meter  Höhe,  oder  solchen  iu 
Krümmungen  von  400  Meter  Radius  abwärts  ist  eine  entsprechende  Erweiterung 
des  Babukörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  Bind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4  3  Meter 
erhalten. 

Sämmtliche  Objeote,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0  6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  dürfen  Trag- 
eonstruetionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Hahn  vorkommenden  Brttcken- 
construetionen  ist  jene  zufällige  Belastung  der  Fahrbetriebsmittel  zu  Grunde  zu 
legen,  welche  einem  Raddrücke  von  4*4  Tonnen  entspricht. 

Für  Eisenoonstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Construetionstheile  exolusive  der  Nieteu  bis  zu  900,  für  die  Nieten  bis  zu  700  Kilo- 
gramm und  für  Holzconstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadratoentimeter 
zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  Uber  den  bekannten  Hoch- 
wasserstand zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  anf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Rückaichtlich  der  Benützung  der  Bezirksstrasse  zur  Bahnanlage  sind  die 
bezüglichen  Detailpläne  der  competenten  Strassenbehörde  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  dos  schwebenden  Stosses  für  den  vorstehend 
angeführten  Raddruck  von  4  4  Tonnen  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  22  77  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
tehwellendistaDZ  von  0*90  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2'2  Meter,  Breite  018  Meter,  Höhe  0  13  Meter. 
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Die  Verwendung  von  halbrunden  Sehwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen 
breite  von  2  8  Meter  und  eine  Tiefe  von  0  28  Meter  auf  Dämmen  und  in  den 
Einschnitten  zu  erhalten. 

Die  Linge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  7  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werden  und  sind  nach  den  genehmigten  Normalien  der 
Looalbahn  Linz-Kremsmünster  auszuführen. 

Sämmtliche  Stationen  haben  mit  Passagteraborten  versehen  zu  sein. 

Sämmtliche  Hoohbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  5*2  Kilometer,  jene  der  Wasserstationen  20  0  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Streoke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Über- 
setzungen besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein,  oder  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

Betriebseinrichtungen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  für  die  Zugskreuzungen  sowohl  auf  der 
neuen,  als  anoh  auf  der  bestehenden  älteren  Strecke  eine  telegraphische 
Signalisirung,  sei  es  durch  Vermittlung  des  Staatstelegraphen  oder  duroh  eine 
selbständige  Telegraphenleitnng  einzuführen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben;  für  den  Betrieb 
sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen  auoh  die  duroh  die  Signalordnung 
vorgeschriebenen  optischen  .Signale  zu  verwenden. 

Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 
1  LiOcomotive, 
3  Personenwagen. 

Wien,  12.  September  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 


7.  Concessionsurkunde  vom  25.  October  1886,  R.  G.  Bl. 

Nr.  154, 

fllr  die  Looalbahn  von  Bohr  nach  Bad  Hall. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Kremsthalbahn-Gesellschaft  die  Bitte  am  Ertheilung 
der  Concession  zum  Bane  und  Betriebe  einer  Localbabn  von  Hohr 
nach  Bad  Hall  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung 
der   Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens   der   genannten  Gesellschaft 
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diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  6.  81.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom 
25.  Mai  1880,  K.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl. 
Nr.  180,  vom  28.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  and  vom 
29.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  104,  wie  folgt,  zu  ertheileu: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Kremethal  bahn- Gesellschaft  das  Recht  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden 
Locomotiveisenbahn  von  Rohr  nach  Bad  Hall.  . 

Die  Bahnlinie  von  Rohr  nach  Bad  Hall  gelangte  am  16.  Mai  1887  zur 
Eröffnung. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherlichen  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Ur- 
kunden zum  Zwecke  der  Capitalabeschaffung  und  Sicherstellung 
der  Capitalsverzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung, 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Aufgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie 
von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebtthr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempel  gebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jabren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

Die  Befreiung  von  der  Eiu kommensteuer  und  Couponstempel- 
gebühr nach  Ablauf  der  Befreiungsdauer  der  beiden  älteren  Strecken 
der  Kremsthalbahn  wird  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  dass  die 
Entrichtung  der  genannten  Steuer  und  Gebühren  nach  Massgabe  des 
Verhältnisses  der  Kilometerlänge  der  neuen  zu  den  älteren  Strecken 
stattfindet 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn   sofort  zu  beginnen,  binnen   längstens   einem  Jahre,  vom 
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beutigen  Tage  au  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  und  die  con- 
cessionsinassige  Ausführung  der  Bahn  hat  die  Gesellschaft  durch  Erlag 
einer  Caution  von  Fünftausend  (5000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklätt  werden. 

.  Die  Rückstellung  der  Caution  erfolgt  nach  anstandsloBem  Voll- 
zuge der  Collaudirung,  beziehungsweise  nach  Behebung  etwaiger 
Collaudirungsmängel. 

§  4. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  concessionirten 
Bahn  im  Falle  der  Herstellung  einer  Telegrapbenleitung  der  in  Aussicht 
genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der 
Beziehungen  der  Staats- Telegrapheuanstalten  zu  den  Localbahnen  zu 
unterwerfen. 

§  5. 

Die  Dauer  der  CoDcessiou  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  Tage  der  Con- 
ceseionsertheilung  für  die  Linie  Linz-Kremsmünster  (30.  Juni  1880)  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Banes,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminentfernung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  6. 

Im  Uebrigen  haben  auf  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen 
Concessionsurkunde  bildende  Eisenbahn  die  Anordnungen  der  Con- 
cessionskurunde  vom  30.  Juni  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  94,  für  die  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Linz  nach  Kremsmünster  (§§  6  bis  einschliesslich  17, 
dann  19,  20  und  21)  sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 


Kremsthalbabn-Gesellschaft. 


•305 


Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  io  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  fünfundzwansigaten  Tage  des  Monates  October  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausendachthundertachzigundsechs,  Unserer  Reiche  im  Acht- 
unddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

8.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  von  Rohr  nach  Bad  Hall 

(C.  Bl.  Nr.  136  ex  1886). 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Rohr  nach  Bad  Hall  ist  mit  einer  Spurweite  ron 
1435  Meter  als  normalspurige  Localbahn  mit  blossem  Tugverkehr  fiir  eine 
Maximal-Fahrgeschwindigkeit  von  26  Kilometer  per  Stnnde  anzulegen  und  ein- 
xuricbten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  Tom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
ün  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn, 
sowie  die  Bau-  und  Lieferungtverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  recht- 
zeitig vorsulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  An- 
ordnungen der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen,  vom  k.  k.  Handelsministerium  beim 
Baue,  sowie  auch  während  der  Betriebsführung  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  naoh  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  4*1  Kilometer  lange  Bahn  Rohr- Bad  Hall  zweigt  von 
der  im  Zuge  der  Kremsthalbahn  bestehenden,  gegenwärtig  Rohr-Bad  Hall  ge- 
nannten Station  ab  und  führt  dem  Snlzbachthale  aufwärts  folgend  nach  Hall. 

Aenderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
mm  Bebufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  Im  „Centralblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Nr.  10),  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Lebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  einzuhalten. 
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Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
maasgebende  Steigung  cur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  durch- 
schnittliche Neigung  10  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  ansulegen,  anderen- 
falls die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  pro  mille  nicht  übersteigen  darf. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  ourrenten  Bahn  dürfen  nioht  unter 
160  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  min- 
destens 4  3  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*76  Meter  betragen.  » 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  8*8  Meter  sowohl  bei  Diimmen 
bis  cu  1*0  Meter  Höhe,  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten  und  muss  die  Bahn- 
nivellette  entlang  dem  Bache  mindestens  0  6  Meter  über  dem  bekannten  höchsten 
looalen  HochwasHerstand  liegen. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  10  Meter  Höhe  oder  solehen  in 
Krümmungen  von  400  Meter  Radius  abwärts  ist  eine  entsprechende  Erweiterung 
des  Bahnkörpers  vorzunehmen.  » 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  su  besämeu, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benutzbare  Miuimalbreite  von  4-3  Meter 
erhalten. 

Alle  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Ent- 
fernung von  0  4  Kilometer  von  der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  Station 
vorkommen,  ferner  alle  derartigen  Objeote,  welche  in  einer  Distanz  von  0*1  Kilo- 
meter von  der  Mitte  solcher  Haltestellen  vorkommen,  in  welchen  keine  Zug- 
kreuznngen  stattfinden  können,  sind  mit  Geländern  zu  versehen. 

Hei  den  bis  zur  Hahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2  Meter 
totaler  Spannweite  dürfen  Tragoonstructionen  von  Holz  angewendet  werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brücken- 
eonstruotionen  ist  jene  zufällige  Belastung  der  Fahrbetriebsmittel  zu  Grunde  zu 
legen,  welche  einem  Kaddruoke  von  4*4  Tonnen  entspricht. 

Für  Eisenoonstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exolusive  der  Nieten  bis  zu  800,  für  die  Nieten  bis  zu 
600  Kilogramm  und  für  Holzoonstrnotionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  naoh  den  mit 
üandelsministerialerlass  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14681,  genehmigten  Tvpen  aus- 
zuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll   deren  Minimal 
gewicht  per  laufendes  Meter   23*0  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
schwellendistauz  von  0*90  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  8chwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*2  Meter,  Breite  18  Centimeter,  Höhe  13  Centimeter.  Die  Verwendung  von  halb- 
runden Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender  Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  unter  260  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von  Schwellen 
aus  weichem  Holze  nioht  statthaft. 

In  Bögen  von  800  Meter  Radius  und  darunter  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Sehwellen  durch  Vermehrung  der  Uqterlagsplatten  und  Hacken- 
nägel nach  den  mit  vorangeführtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten  Ober- 
baunorm alien  entsprechend  su  verstärken. 
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Der  Schotterkörper  bat  im  Niveau  der  8cbienenunterkante  eine  Kronenbreite 
▼on  2-8  Meter  und  eine  Tiefe  von  28  Centimeter  auf  Dämmen  und  in  den  Ein- 
schnitten  au  erhalten. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werden  und  sind  nach  den  genehmigten  Nonnalien  der 
Looalbahn  Linz-KremsmÜnster  auszuführen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
su  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  ans 
Riegelmauerwerk  oder  auob  ganz  aus  Hols  auf  einer  Untermauerung  errichtet 
werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  currenten  Strecke  kann  im  All- 
gemeinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschranken,  wo  Ueber- 
setzmigen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegern  oder  Stein  oder  aus  Blockwänden 
auf  einer  Untermauerung  hergestellt  werden. 

Station»-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliohe  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  unterbleiben;  desgleichen  die 
Aufstellung  von  Glockensignalen,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig 
machen  würden.  Für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen, 
auch  die  durch  die  8ignalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  su  ver- 
wenden. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmittel  sind  mindestens  anzuschaffen:  1  Looomotive,  2  Per- 
sonenwagen H.  und  DU.  Classe,  1  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteur- 
wagen),  1  Bahnwagen. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Auarüstungsge genstünde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit,  wie 
diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

Wien,  am  10.  November  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

9.  Concessionsurkunde  vom  17.  Mai  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  85, 

für  die  Localbahn  tob  Michldorf  nach  Klans. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 
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Nachdem  die  Kremsthalbahn-Gesellschaft  die  Bitte  um  Ertheilung 
der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbabn  von  Micbldorf 
nach  Klau«  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  ia  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  de«  Unternehmeng  der  genannten  Gesellschaft  diese 
Concession  auf  Grund  des  EisenbahoconceBsionsgesetzes  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni 
1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Kremstbalbahn-Gesellschaft  das  Recht  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbabn  auszuführenden 
Locomotiveisenbahn  von  Michldorf  nach  Klaus. 

Die  Strecke  von  Michldorf  nach  Klaas  wurde  Am  1.  November  1888  dem 
Betriebe  übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu 
bewirkenden  bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige 
Amtshandlungen  und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nach- 
bezeichneten Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung  und 
des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebs]' ah  res  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
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Staat  ssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Daner  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  den  Coupon- 
stempelgebühren  nach  Abiauf  der  Befreiungsdauer  der  älteren  Strecken 
der  Kremsthalbahn  wird  in  der  Weise  ausgeführt  werden,  daes  die 
Entrichtung  der  genannten  Steuer  und  Gebühren  nach  Massgabe  des 
Verhältnisses  der  Kilometerlänge  der  neuen  au  den  älteren  Strecken 
stattfindet. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  au  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Cautton  in  Barem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillen- 
geldern geeigneten  Wertheffectcn  oder  Spareinlagebüchern  Sicherheit  zu 
leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werdeo,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  zu 
benützenden  Reichsstrasse  von  Michldorf  nach  Windiacb galten  hat  die 
Gesellschaft  sich  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der  politi- 
schen Landesbehörde  als  Strassenverwaltung  im  Einvernehmen  mit 
der  Generalinspection  der  österreichischen  Eiseubahnen  vorgezeichnet 
werden. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  andere  öffentliche 
Strassen  in  Anspruch  genommen  werJen  sollten,  hat  die  Gesellschaft 
die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten, 
beziehungsweise  jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur 
Ertheilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  be- 
stehenden Gesetaen  berufen  sind. 

IM«  H««huark*nd«n        6t\m.  El»tnb»\n«n.  III.  14 
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§  5. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessiooirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strassen  seitens^ 
der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  6- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtuog  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  für  die  Linie  Linz-KremsmUnster  (30.  Juni  1880)  an 
gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffuuog  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  6 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  sowohl  der  den  Gegenstand  der 
gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildenden  Bahn,  als  der  älteren 
Strecken  der  Kremsthalbahn  für  den  Verkehr  zwischen  schon  bestehenden 
oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen 
derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter 
freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne  Wagen  über 
die  mitbenutzten  Bahnen  oder  einzelne  Tbeilstrecken  derselben  gegen 
Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder 
befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenutzung  hat  jedoch  nur  insoweit  statt- 
zufinden, als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenutzten 
Bahnen  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  FerdinandsNordbahn  im  Reichsgesetzblatt,  Jahrgang  1886, 
Seite  63  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  8. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  sich  auch  bezüglich  der  gegen- 
wärtig conoessionirten  Bahn  der  in  Aussicht  geuommenen,  im  Ver- 
ordnungswege durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staats- 
telegraphenanstalt zu  den  Localbahnen  zu  unterwerfen. 
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§  9. 

Im  Uebrigen  haben  auf  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen 
Conee68ionflnrkunde  bildende  Eisen babu  die  Anordnungen  der  Con- 
cessionsurkuude  vom  80.  Juni  1880,  6.  Bl.  Nr.  94,  für  die  Loco- 
motiveisenbabn  von  Linz  nach  Krem  s  in  üu  st  er  (§§  7  bis  einschliesslich 
15,  dann  17,  19,  20  und  21)  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  eämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Keichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wies,  am  siebenzehnten  Tage  des  Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  achtzig  und  acht,  Unserer  Reiche  im  Vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Dunajewski  in.  p.  Bacquehem  m.  p. 

10.  Technische  Concessionsbedingnisse 

für  die  Loealbahn  von  Michldorf  nach  Klaus.  (V.  Bl.  Nr.  72  ex  1888.) 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeotirte  Bahn  von  Michldorf  nacb  Klans  ist  mit  einer  Spurweite  von 
1*435  Meter  als  Loealbahn  für  eine  Maximalfahrgesohwindigkeit  von  25  Kilometer 
per  Stunde  in  den  Bahnstrecken  auf  eigenem  Unterbaukörper  anzulegen  und 
einzurichten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der  politischen 
Begehung  und  technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Bahn  hinsichtlich  der  Maximal- 
Fahrgeschwindigkeit  in  den  Strassenstrecken  noch  besondere  Bestimmungen  zu 
treffen. 

Die  Auaführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  uach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  uud  der 
im  Nachstehenden  festgesetsten  technischen  Bodingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  dto  Ausrüstung  der  Bahn 
shtd  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  uud  die  aus  diesem 
Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen,  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betnebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
gehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschrifteu  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  9  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Station  Michldorf  der 
Kremsthalbakn  und  führt  mit  theilweiser  Benützung  der  von  Linz  nach  Windisch- 
earsten führenden  Reiohsstrasse  nach  Klaus. 
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Aenderungeu  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden, 
wenn  durch  dieselben  die  vorerwähnte  Hauptriohtung  der  Bahn  nicht  ver- 
ändert wird. 

8.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
«um  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

4.  Bauausführung  und  Betriebseinrichtung. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und 
deren  Hochbauten,  dann  bezüglich  der  Betriebseiuriohtungen  haben  die  gleichen 
Bestimmungen  und  technischen  Bedingnisse  Anwendung  zu  ßnden,  welche  für  die 
den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Coneessiousurkunde  vom  26.  August  188'2, 
R.  G.  Bl.  Nr.  132,  bildende  Localbahn  Kremsmünster-Michldorf  festgesetzt 
wurden,  insofern  nicht  in  den  nachstehenden  Bestimmungen  der  gegenwärtigen 
Bedingnisse  hievon  abweichende  Vorschriften  gegeben  werden. 

Für  jene  Theilstrecketi,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durch- 
schnittliche Steigung  SO  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  diu  eventuelle  Benützung  der 
Strassen  zur  Anlage  der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  competenten  Strassen- 
behörden  einzuholen;  ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbenutzten 
Strassenobjecten  der Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Babnzwecke  zu  liefern, 
eventuell  wird  die  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  jür  jene  Aende- 
rungen,  beziehungsweise  Vei Stärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rücksicht  auf 
den  dermaligen  Bauzustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zugslasten 
erforderlich  werden  sollten. 

Hei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrüokungen  und  Zufahrtsatrassenbrüoken  sind  die  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 
zu  beachten  und  sind  den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden 
Brückenconstructionen  die  Scalen  a  und  h  des  §  3  der  genannten  Verordnung 
mit  einer  40percentigen  Ermässigung  zu  Grunde  zu  legen. 

Der  Oberbau  der  Bahnstrecken  auf  eigenem  Unterbaukörper  oder  auf  dem 
noch  nicht  consolidirten  Körper  von  Strassenerbreiterungen  ist  als  Querschwellen- 
oberbau  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses,  der  Oberbau  auf  consolidirten 
Strassenstrecken  jedoch  nach  dem  Langschwellensysteme  mit  Rüoksicht  auf  den 
Raddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen. 

In  beiden  Fallen  unterliegen  die  Pläne  für  die  Ausführuugsweise  des  Ober- 
baues der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

6.  Fahrbetriobsraittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  ttind  mindestens  anzuschaffen:  1  Locomotive,  2  Per- 
sonenwagen, 4  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  überdies,  eine  vom  k.  k.  Handelsministerium 
etwa  später  geforderte  Vermehrung  des  Fahrparkes  jederzeit  vorzunehmen. 

Die  PlSne  für  die  Beschaffung  sämmtlicher  Fahrbetriebsmittel  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den 
Bestimmungen  der  Handelsministerialverordnnng  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(Centralblatt  für  Eisenbahn«  n  und  Dampfschiffahrt  Nr.  16  ex  1887),  sowie  jenen 
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Einschränkungen  Rechnung  zu  tragen,  welche  im  §  3,  lit.  /<.  Z.  2  der  Verordnung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  Ii.  U.  Bl.  Nr.  109,  für 
die  Gewährung  der  40percentigen  Ermässigung  massgebend  sind. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  noch  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für 
die  Unterbauobjecte  der  Bahn  eu  erfolgen. 

6.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestand theile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  besohaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeritims insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  das« 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungs- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

Wien,  am  9.  Juni  1888. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

11.  Statuten 

der  Krmu stli albahn -Gesellschaft. 

I.  Abschnitt. 

Zweck,  Firma,  Sitz  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  1. 

Die  Kremsthalbabn- Gesellschaft  bezweckt  Hebung  und  Förderang 
des  Handels,  der  Industrie  und  Landwirtschaft  im  Erzherzogthum e 
Oberösterreich  durch  Anlage  und  Betrieb  eioer  normalspurigen  Local- 
babn,  deren  Ausgangspunkt  Linz,  deren  Endpunkt  vorläufig  aber  Klaus 
und  Bad  Hall  sein  soll. 

§  2. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet  „Kremsthalbahn-Gesellschaft"  und 
ist  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  protokollirt. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  zeichnen  collectiv  je  zwei  Mitglieder 
der  Direction. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Linz. 

§  4. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  die  Zeit  der  von  der  hohen 
Regierung  ertheilten  Eisenbabnconcessionen  festgesetzt. 

§  5. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  giltig  durch  die 
amtliche  „Linzer  Zeitung1'. 


214 


Kremsthalbahn-Ge  Seilschaft. 


II.  Abschnitt. 

Gegenstand  des  Unternehmens. 
§  6. 

Gegenstand  des  Unternehmens  ist  die  Anlage  und  der  Betrieb 
einer  normalspurigen,  die  Landeshauptstadt  Linz  mit  dem  Kremsthale 
vorläufig  big  Klaus  und  Bad  Hall  verbindenden  Localbahn  zur  gewerbe- 
in ässigen  Besorgung  des  Personentransportes  und  Frachtenverkehres. 

III.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  7. 

Das  Actiencapital,  welches  ursprünglich  mit  fl.  950.000  ö.  W., 
zertheilt  in  9500  Stück  Antheilscheine  (Actien)  ä  100  fl.,  festgesetzt 
und  auf  Grund  des  Beschlusses  der  Generalversammlung  vom  29.  März 
1882  auf  1,660.000  fl.  erhöht  worden  war,  wurde  durch  weitere  Ausgabe 
von  Antheilscheinen  (Actien)  ä  100  fl.  in  Folge  der  Beschlüsse  der 
Generalversammlungen  vom  17.  Apiil  1886  und  19.  April  1887  auf 
den  Betrag  vou  1,750.000  fl.,  sodann  in  Folge  des  Beschlusses  der 
Generalversammlung  vom  19.  Marz  1888  auf  den  Betrag  von 
2,050.000  fl.  erhöht  und  besteht  aus  20.500  Stück  volleingezahlten 
Antheilscheinen  k  100  fl. 

Sämmtliche  Antheilscheine  gemessen  gleiche  Rechte,  mit  der  Be- 
schränkung, daas  für  die  letzte  Emission  von  3000  Stück  Actien  ein 
Anspruch  auf  den  Bezug  der  Dividende  erst  mit  der  Betriebseröffnung 
der  Strecke  Michldorf-Klaus  beginnt. 

§  8. 

Die  handelsgerichtliche  Registrirung  der  Gesellschaft  ist  unterm 
28.  October  1880  erfolgt. 

§  9- 

Die  Antheilscheine  lauten  auf  den  Inhaber,  werden  aus  einem 
Juztabuche  herausgeschnitten,  mit  einer  fortlaufenden  Nummer,  dem 
Trockenstempel  und  der  Firma  der  Gesellschaft  ausgefertigt  und  mit 
auf  den  Ueberbringer  lautenden,  in  österreichischer  Währung  zahlbaren 
Dividendencoupons  verseben.  Die  Zeichner  von  10  oder  mehreren 
Antheilscheinen  erhalten  über  je  10  Stück  zusammengelegte  TitreB 
k  1000  fl.  Ein  Umtausch  solcher  Titres  k  100  fl.  kann  nicht  gefordert 
werden. 

Die  Antheilscheine,  die  Dividendencoupons  und  die  Genussscheine 
werden  nach  den  beigefügten  Formularien  ausgestellt. 
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§  10. 

Die  Anteilscheine  Bind  unteilbar.  Die  Gesellschaft  erkennt  für 
jeden  nnr  Einen  Eigenthümer  an.  Mehrere  Theilhaber  eines  Anteil- 
scheines müssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  der  Gesellschaft  gegen- 
über durch  Eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§  11. 

Die  Besitzer  der  Antheilscheine  sind  nicht  berechtigt,  den  einge- 
zahlten Betrag  aus  welchem  Rechtsgrunde  immer  zurückzufordern. 

§  12. 

Mit  der  Subscription  und  dem  Erwerbe  des  Anteilscheines  ist  die 
Unterwerfung  unter  das  GeBellBchaftsstatut  verbunden. 

Der  Anteilschein  gewährt  einen  Anspruch  auf  verhältnissmässigen 
Antbeil  an  dem  in  der  Summe  dieser  Ansprüche  aufgebenden  Gesell - 
Schaftsvermögen,  sowie  an  dem  Erträgnisse  der  Unternehmung. 

Kein  Actionär  kann  zu  einer  weiteren  Zahlung  über  den  Betrag 
des  eitmal  volleingezahlten  Anteilscheines  hinaus  verhalten  werden. 

§  13. 

Die  Uebertragung  des  Anteilscheines  erfolgt  durch  einfache 
Uebergabe. 

§  14. 

In  Verlust  geratene  Anteilscheine  oder  Coupons  werden  durch 
„Duplicate"  ersetzt,  sobald  sie  in  gesetzlicher  Weise  amortisirt  worden  sind. 

IV.  Abschnitt. 

Organismus  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  15. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  besorgt: 

A.  Durch  die  Generalversammlung  der  Anteilscheinbesitzer; 

B.  den  Revisionsausschuss ; 

C.  die  Direction. 

A.  Generalversammlung. 

§  16. 

Die  Statuten  massig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  von  Besitzer  der  Anteilscheinen. 

§  17. 

Die    ordentliche    Generalversammlung    tritt    über  Einberufung 
der  Direction  jährlich,  spätestens  im  Monate  Mai  in  Linz  zusammen. 
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Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  stattfinden,  so 
oft  die  Direction  es  für  förderlich  erachtet;  sie  müssen  aber  von  der 
Direction  einberufen  werden,  wenn  ein  oder  mehrere  Anteilschein- 
besitzer, deren  Anteilscheine  wenigstens  den  dritten  Theil  des  emittirten 
Gesellschaftscapitales  repräsentiren  und  von  ihnen  sammt  Coupons  bei 
der  Gesellscbaftscasse  oder  an  einem  von  der  Direction  zu  bezeichnen- 
den  Institute  deponitt  werden,  darauf  unter  Angabe  der  Gründe 
und  des  Zweckes  in  einer  schriftlichen  Eingabe  bei  der  Direction  an- 
tragen. 

In  solchem  Falle  ist  die  Einberufung  binnen  längstens  30  Tagen 
zu  veranlassen. 

Ebenso  zulässig  ist,  dass  von  einem  oder  mehreren  Anteilschein- 
besitzern, welche  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  Gesellschafts - 
capitales  repräsentiren  und  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirnng  der 
Anteilscheine  nachweisen,  Anträge  zur  ordentlichen  Generalversammlung, 
jedoch  spätestens  bis  15.  Februar  bei  der  Direction  angemeldet  werden, 

Diese  Anträge  sind  in  die  Kundmachung  der  Generalversammlung 
aufzunehmen. 

§  18. 

Die  Einberufung  der  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung geschieht  durch  eine  Kundmachung  (§  5),  welche  wenigstens 
14  Tage  vor  dem  Versammlungstage  zu  erfolgen  und  die  zur  Behandlung 
bestimmten  Gegenstände  bekanntzugeben  hat. 

Die  Generalversammlung  kann  giltig  nur  über  diese  beschließen; 
hievon  ist  nur  der  Beschluss  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  19. 

In  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten  Anteil- 
scheinbesitzer das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  doch  darf 
über  dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden, 
sondern  nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  dem  zehnten  Theile 
des  Gesellschaftscapitales  unterstützt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und 
wann  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

§  20. 

Die  stimmberechtigten  Besitzer  von  Anteilscheinen,  welche  sich 
an  der  Generalversammlung  betheiligen  wollen,  haben  ihre  Anteilscheine 
wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Versammlungstage  am  Sitze  der  Gesell- 
schaft, oder  an  den  etwa  von  der  Direction  bestimmten  Erlagsstellen 
zu  deponiren  und  erhalten  auf  ihren  Namen  lautende  Legitimationskarten, 
welche  die  Zahl  der  erlegten  Anteilscheine  ausweisen  und  ausschliesslich 
für  die  bezeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevoll- 
mächtigten gelten. 
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Die  Besitzer  von  Anteilscheinen  können  biebei  nur  durch  solche 
Personen  vertreten  sein,  welche  selbst  Mitglieder  der  Generalversamm- 
lung sind. 

Nur  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  ohne  Rücksicht 
auf  diese  Bestimmung  durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen 
Repräsentanten  vertreten. 

In  Ansehung  der  im  Staatsbesitze  bt Südlichen  Actien  genügt  an 
Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
der  betreffenden  Sta&tscasse. 

§  21. 

Je  zehn  Anteilscheine  a  100  fl.  geben  das  Recht  auf  Eine 
Stimme. 

§  22. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlusBfähig,  wenn  über  deren  erste 
Einberufung  mindestens  der  dritte  Theil  des  eingezahlten  Gesellschaf ts- 
capiUles  vertreten  ist. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  vorzeitige  Auflösung  der  Gesellschaft 
>§  4)  müssen  mindestens  zwei  Drittel  des  Gesellscbaftscapitales  ver- 
treten sein. 

§  23. 

Ist  die  einberufene  Generalversammlung  nach  den  vorhergehenden 
Bestimmungen  nicht  bescbluss fähig,  so  wird  sie  veitagt  und  unter  Angabe 
des  Grundes  binnen  drei  Tagen  neuerlich  gemäss  §  18  einberufen. 

Hiebei  wird  der  Zeitraum  zwischen  Einberufung  und  Abhaltung  der 
Generalversammlung  auf  acht  Tage  und  zur  Deponirung  der  Antheil- 
g  cheine  auf  vier  Tage  beschränkt. 

Die  Generalversammlung  zweiter  Einberufung  ist  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  des  vertretenen  Gesellschaftscapitales  beschlussfähig. 

Ihre  Verhandlungen  sind  aber  ganz  ausnahmslos  auf  das  Programm 
der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

§  24. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Rechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  acht  Tage  vor  der  Generalver- 
sammlung dem  stimmberechtigten  Anteilscheinbesitzer  auf  Verlangen 
auszufoleren 

§  25. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  der 
Direction  oder  dessen  Stellvertreter. 

Er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegenstände, 
eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Beratbungen.  Er  ernennt  auch  den 
ocnriitianrer. 
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Als  Stimmensähler  fungiren  die  meietbetheiligten  Besitzer  von 
Anteilscheinen,  an  deren  Stelle  im  Falle  der  Ablehnung  die  Nächst- 
betbeiligten  treten. 

Unter  Gleichberechtigten  entscheidet  das  Los. 

§  26. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Um  die  vorzeitige  Auflösung  der  Gesellschaft,  dann  um  eine 
Aenderung  des  Statuts,  Zusätze  zu  demselben,  die  Vermehrung  des 
Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  von  neuen  Antheilscheinen,  die 
Verwendung  des  Reservefondes  (§  48  lit.  e),  Verlängerung  der  Concession, 
Verkauf  oder  Verpachtung  von  Bahnstrecken,  Verlängerung  der  Gesell- 
schaftsdauer,  Fortsetzung  der  Bahn  oder  Anlage  von  Flügelbahnen  giltig 
zu  beschliessen,  ist  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der  anwesenden 
Stimmen  erforderlich.  Die  Ausgabe  von  Prioritäten  und  die  Aufnahme 
von  Hypothekarcapitalien  ist  für  die  Strecke  Linz-Krememünster- 
Michldorf  unzulässig. 

§  27. 

Die  Abstimmung  erfogt  über  Begebren  durch  Stimmzettel. 

In  gleicher  Weise  werden  die  Wahlen  vorgenommen. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Mehrheit  erzielt,  so 
findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der 
zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Lop. 

§  28. 

Dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegenstände 
vorbehalten: 

a)  die  Wahl  von  vier  Mitgliedern  der  Direction  und  der  zwei  Ersatz- 
männer (§  35); 

b)  die  Wahl  des  Revisionsausscbusses; 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und   die  Erth eilung  des 
Absointoriums  an  die  Direction; 

d)  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  und  des  dem 
Reservefonde  zuzuweisenden,  oder  demselben  zu  entnehmenden 
Betrages  (§  48); 

t)  die  Erwerbung  von  Concessionen  zum  Baue  weiterer  Bahnstrecken 
und  zur  Anlage  von  Flügelbahnen; 

f)  der  Kauf,  Verkauf  oder  die  Verpachtung  von  Bahnstrecken; 

g)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  ; 

h)  Abänderung  des  Statuts; 

i)  vorzeitige  Auflösung  der  Gesellschaft; 

k)  die  in  diesem  Falle  etwa  zu  treffende  Verfügung  über  das  Gesell- 
schaftsvermögen, insbesondere  den  Reservefond; 
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l)  Beschlußfassung  über   die  Errichtung   eines  Pensions  f od  des  und 
Bestimmung  des  demselben  etwa  zu  gewährenden  Jahresbeitrages  - 
Zu    den  unter  e,  /,  g,  h,  und  »,    aufgeführten  Beschlüssen  ist 
die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§  29. 

Statuten mässig  gefasste  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind 
für  alle  Besitzer  von  Anteilscheinen  verbindlich. 

Ueber  die  Verhandlungen  nnd  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten 
Anteilscheinbesitzern  unterzeichnet  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Besitzer 
von  Antheilscheinen  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmen* 
anzahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Abschriften  oder  Auszüge  aas  dem  Protokolle  sind  vom  Präsi- 
denten der  Direction  oder  seinem  Stellvertreter  und  einem  zweiten 
Mitgliede  der  Direction  zu  unterfertigen. 

B.  Der  Revisionsausschuss. 

§  30. 

Der  Revisionsausschuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei 
Ersatzmännern,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  den  der  Direction  nicht  angehörenden  stimm- 
berechtigten Besitzern  von  Antheilscheinen  gewählt  werden.  Diese 
Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function;  bei  gleicher  Stimmenzahl  ent- 
scheidet das  Los. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  sind  wieder  wählbar. 

Sie  müssen  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Lins  haben. 

§  31. 

Der  Revisionsausschuss  bat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen  und  Aufklärungen  zu  verlangen.  Er  hat 
seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen  und  Uber  seine 
Wahrnehmungen  Bericht  zu  erstatten. 

§  32. 

Die  Mitgliedschaft  im  Revisionsausschusse  ist  ein  Ehrenamt;  die 
Functionen  desselben  sind  unentgeltlich. 

C.  Die  Direction. 

§  33. 

Die  Direction  ist  der  Vorstand  und  das  Ezecntivorgan  der 
Gesellschaft  im  Sinne  des  Handelsgesetzes. 
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Ihr  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft, sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen  Be- 
ziehungen. 

§  34. 

Die  Direction  ist  als  solche  mit  den  ausgedehntesten  Vollmachten 
versehen;  namentlich  ist  sie  ausdrücklich  auch  zu  all  jenen  Acten 
ermächtigt,  zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  6.  B.  eine  besondere 
Vollmacht  erforderlich  wäre. 

Sie  vertritt  die  Oesellschaft  auch  vor  Gericht,  ist  mit  der  im 
Handelsgesetze  festgesetzten  Berechtigung  und  Verantwortlichkeit  zu 
allen  Verfügungen  in  jenen  Gesellschaftsangelegenheiten  berufen,  welche 
nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Insbesondere  steht  ihr  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Beamten  der  Gesellschaft,  die  Bestimmung  ihres  Wirkungskreises  und 
ihrer  Bezüge,  endlich  die  Genehmigung  der  Dienstesinstruction  und  des 
Reglements  zu. 

Die  Direction  fühlt  die  Firma  der  Gesellschaft  durch  collective 
Zeichnung  zweier  ihrer  Mitglieder  und  kann  ihre  Vollmacht  unbeschadet 
der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere  seiner 
Mitglieder  oder  an  sonstige  Bevollmächtigte  für  einen  bestimmten 
Zweck  und  eine  bestimmte  Zeitdauer  übertragen. 

Die  Art  und  Weise,  wonach  die  Behandlung  der  Geschäfte  der 
Direction  erfolgt,  bestimmt  die  Geschäftsordnung,  welche  die  Direction 
selbst  beBchlieest. 

Die  Direction  hat  die  ordentliche  Instandhaltung  der  Bahn  sammt 
Nebenanlagen,  Fahrpark  etc.  und  den  ordentlichen  Betrieb  zu  über- 
wachen, sie  stellt  auch  die  Fahrordnung  und  den  Tarif  fest. 

§  35. 

Die  Direction  besteht  aus  acht  Directoren  und  zwei  Ersatz- 
männern, wovon  vier  Directoren  und  die  Ersatzmänner  von  der 
Generalversammlung  aus  der  Zahl  der  Besitzer  der  Antheilscheine  auf 
eine  Functionsdauer  von  zwei  Jahren  gewählt  werden. 

Je  einen  Director  entsendet  der  Gemeinderath  der  Landeshaupt- 
stadt Linz  und  die  Direction  der  allgemeinen  Sparcasse  in  Linz, 
inaolarjge  diese  Corporationen  im  Vollbesitze  der  gezeichneten  Antheil- 
scheine ä  100  fl.  (und  zwar  die  Gemeinde  Linz  mit  2000  Stück  und 
die  Sparcasse  mit  1000  Stück)  sind.  Je  einen  Director  entsendet  auch 
die  k.  k.  österreichische  Kegierung  und  der  oberöBterreichische  Landes- 
ausschuss,  solange  sie  im  Besitze  von  Antheilscheinen  dieser  Gesell- 
schaft sind. 

Vier  der  Directoren  und  die  zwei  Ersatzmänner  müssen  in  Linz 
domiciliren. 

Die  Directoren  sind  der  Gesellschaft  gleich  anderen  Machthaber!) 
verantwortlich. 
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§  36. 

Alljährlich  treten  zwei  von  den  gewählten  Directoren  und  ein 
Ersatzmann  aus. 

Die  Reihenfolge  des  Austrittes  wird  im  ersten  Jahre  durch  das 
Los  bestimmt. 

Die  austretenden  Directoren  haben  ihre  Functionen  bis  zur 
Wiederbesetzung  ihrer  Stellen  fortzuführen  und  sind  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  gewählten  Directors 
vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann,  respective  muss  seine  Stelle 
einstweilen  von  der  Direction  provisorisch  aus  der  Zahl  der  Actionäre 
besetzt  werden. 

Die  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  durch  die  nächste  General- 
versammlung. 

Das  auf  diese  Weise  in  die  Direction  berufene  Mitglied  tritt 
röcksichtlich  der  Dauer  der  Function  an  die  Stelle  jenes  Mitgliedes, 
für  welches  es  gewählt  wurde. 

§  37. 

Jedes  gewählte  Mitglied  der  Direction  hat  vor  dem  Antritte  seiner 
Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  20  Stück  Antheilscheine 
e&mmt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesellschafts- 
casse zu  erlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach 
bekanntgegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  können  diese  Antheilscheine  vom  Erleger 
weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  38. 

Die  Direction  wählt  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordentlichen 
Generalversammlung  aus  ihrer  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen  Vice- 
präsidenten. 

Jeder  von  ihnen  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  betraut  die  Direction  eines 
ihrer  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  39. 

Die  Direction  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Präsidenten 
oder  seines  Stellvertreters,  so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft 
erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert,  dass  alle 
Directoren  und  Ersatzmänner  von  der  bevorstehenden  Sitzung  und  dem 
Gegenstande  derselben  rechtzeitig  verständigt  wurden. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der 
anwesenden  Mitglieder  gefasst;  bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet 
der  Vorsitzende,  welcher  nur  in  diesem  Falle  stimmberechtigt  ist. 
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Zur  Giltigkeit  eines  Beschlusses  ist  die  persönliche  Anwesenheit 
von  wenigstens  vier  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  Ersatzmänner  treten  mit  Stimmberechtigung  nur  im  Falle 
der  Verhinderung  der  Directoren,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmen,  welche  sie  erhalten  haben,  in  Function,  bei  gleicher  Stimmen- 
zahl entscheidet  das  Los. 

§  40. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Direction  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen, welches  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  anwesende 
Mitglieder  unterfertigen. 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  demselben  sind  vom  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertreter  zu  beglaubigen. 

§  41. 

Die  Mitgliedschaft  der  Direction  ist  ein  Ehrenamt;  die  Functionen 
der  Direction  sind  unentgeltlich. 

Den  Mitgliedern  der  Direction  werden  die  Barauslagen  einer  im 
Interesse  der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Direction 
beschlossenen  oder  genehmigten  Reise  vergütet. 

V.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Dividenden,  Reservefond. 

§  42. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endigt  mit  dem  letzten  December. 

An  diesem  Tage  werden  alle  Rechnungen  abgeschlossen. 

Das  erste  Geschäftsjahr  eudigt  mit  31.  December  1881. 

§  43. 

Am  Ende  jedes  Geschäftsjahres  wird  ein  allgemeines  Inventar 
der  Activen  und  Passiven  der  Gesellschaft  aufgestellt  und  die  Bilanz 
gezogen. 

Die  Kosten  der  ersten  Einrichtung  der  Gesellschaft  werden 
gleich  massig  als  Last  auf  die  ersten  zehn  Geschäftsjahre  vertheilt. 

Die  mit  den  nöthigen  Erläuterungen  in  Druck  gelegte  Jahres- 
bilanz kann  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  von  jedem 
stimmberechtigten  Besitzer  von  Anteilscheinen  auf  Verlangen  in 
Empfang  genommen  werden. 

§  44. 

Die  Direction  stellt  die  Rechnungen  fest,  welche  sodann  mit  den 
erforderlichen  Belegen  der  Generalversammlung  nach  vorgängiger 
Prüfung  durch  den  Revisionsausschuss  vorgelegt  werden. 
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§  45. 

Der  Gewinn  der  Gesellschaft  besteht  aus  dem  nach  Abzug  aller 
Kosten,  insbesondere  der  Erhaltungs-  und  Betriebsauslagen,  der  all- 
gemeinen Verwaltuugskosten,  allfälligen  Verluste  und  entsprechenden 
Abschreibungen,  verbleibenden  Reinerträgnisse. 

Von  dem  jährlichen  Reinerträgnisse  wird  vor  allem  der  zur 
Amortisation  der  Antbeilscheine  (§  49)  eiforderliche  Betrag  in  Abzug 
gebracht  und  werden  sodann  wenigstens  5  Procent  dem  Reservefond 
zugewiesen. 

Der  hienach  und  nach  Abschlag  etwaiger,  Uber  Antrag  der 
Direction  für  Angestellte  der  Gesellschaft  von  der  Generalversammlung 
bewilligten  Remunerationen  verbleibende  Rest  ist  als  Dividende  an  die 
Besitzer  von  Anteilscheinen  zu  vertheilen. 

§  46. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  am  1.  Juli  jedes  Jahres 
»*att;  jedoch  kann  die  Direction  schon  am  2.  Jänner  die  Leistung 
einer  Abschlagszahlung  auf  die  Dividende  des  abgelaufenen  Geschäfts- 
jahres verfügen,  wenn  dies  mit  Rücksicht  auf  die  bekannten  Ergebnisse 
des  Betriebes  zulässig  erscheint.  Dividenden,  welche  nicht  innerhalb 
drei  Jahren,  vom  Fälligkeitstage  an  gerechnet,  erhoben  werden,  ver- 
fallen der  Gesellschaft. 

§  47. 

Der  Reservefond  wird  bis  zu  30  Percent  des  eingezahlten  Gesell- 
schaftecapitales  ergänzt;  diese  8umme  darf  er  nicht  übersteigen. 

Derselbe  muss  mit  möglichster  Sicherheit  fruchtbringend  angelegt, 
und  müssen  die  Zinsen  zum  Capitale  geschlagen  werden.  Hat  der 
Reservefond  die  Höhe  von  30  Percent  des  Gesellschaftscapitales  erreicht, 
so  hört  jeder  Zuschues  zu  demselben  auf  und  ist  das  nach  Abzug  der 
im  §  45  aufgeführten  Posten  verbleibende  Reinerträgniss  als  Dividende 
auf  die  Anteilscheine  zu  bezahlen. 

§  48. 

Der  Generalversammlung  bleibt  vorbehalten,  aus  dem  Reservefonds : 
a)  ausserordentliche  Verluste  zu  decken; 

hj  öpercentige  Zinsen  der  auf  Neubauten  verwendeten  und   bis  zur 
Betriebseröffnung  ertragslos  verbliebenen  Capitalien  zu  bestreiten; 

c)  die  Kosten  neuer  Anlagen  odt  r  Verbesserungen  ganz  oder  theil weise 
zu  bestreiten; 

d)  ausserordentliche    Amortisation  Braten    über  den  im  Tilgungeplane 
präliminirten  Betrag  hinaus  zu  bewilligen. 

§  49. 

Die  Tilgung  der  Antheibcheine  wird  nach  einem  von  der  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Dauer  der 
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Conccssion  bewirkt  und  hat  alljährlich  die  der  planmässigen  Amortisations- 
quote  entsprechende  Anzahl  von  Anteilscheinen  zur  Tilgung  zn  ge- 
langen. 

Die  zu  tilgenden  Antheilscheine  werden  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  alljährlich  zu  der  Zeit  und  in  der  Art,  wie  sie  die  Direction 
festsetzt,  von  derselben  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  verlogen  Antheilscheine  werden  in  der  im  §  5 
bezeichneten  Weise  kundgemacht. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Antheilscheine  erhalten  gegen  Rück 
Stellung  derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nenn- 
werth dieser  Antheilscheine  nebst  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht 
verjährten  Dividenden,  sowie  einen  GenussBchein. 

Die  GenussBcheine,  deren  Formular  von  der  Direction  vorbe- 
haltlich der  staatlichen  Genehmigung  festgesetzt  wird,  lauten  auf  den 
Ueberbringer. 

Die  Besitzer  derselben  haben  nur  auf  jenen  Theil  der  im  §  45 
bezeichneten  Dividende  Anspruch,  welcher  5  Percent  des  Actiencapitales 
übersteigt. 

Im  Uebrigen  geniessen  dieselben  gleiche  Rechte  mit  den  Besitzern 
der  nicht  getilgten  Antheilscheine. 

Die  Rückzahlung  der  verlosten  Actien  erfolgt  vom  1.  Jänner  des 
auf  die  Verlosung  folgenden  Jahres  angefangen. 

Wenn  Antheilscheine  unter  dem  Nennwerthe  erhältlich  sind,  ist 
die  Direction  berechtigt,  die  der  planmässigen  Amortisationsquote  ent- 
sprechende Anzahl  von  Antheilscheinen,  statt  im  Wege  der  Verlosung 
durch  Ankauf  derselben  aus  freier  Hand  der  Tilgung  zuzuführen.  Jedoch 
ist  ein  solcher  Ankauf  nur  insolange  zulässig,  als  das  nichtamortisirte 
Actiencapital  nicht  unter  die  Hälfte  des  ursprünglichen  Actiencapitales 
gesunken  ist. 

Die  verlosten  oder  zurückgekauften  Actien  sind  von  der  Direction 
im  Beisein  des  landesfürstlichen  Commissärs  zu  vertilgen. 

Die  Dividenden,  welche  auf  die  zurückgekauften,  sowie  nach 
Massgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  auf  die  verlosten  Antheil- 
scheine entfallen,  sind  einem  Tilgungsfonde  zuzuwenden,  aus  welchem 
Antheilscheine  auch  über  den  Betrag  der  Amortisationsquote  der  Tilgung 
zugeführt  werden  können. 

VI.  Abschnitt. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsvertrage. 

§  50. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsvertrage  entscheidet  das 
competente  Gericht. 
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VII.  Abschnitt. 

Staatsaufsicht,  Auflösung. 
§  51. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  durch  einen  biezu  bestellten 
Commissar  in  die  GeechMftsgebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu 
nehmen. 

Dieser  hat  das  Recht,  den  Verhandlungen  der  Direction,  sowie 
der  Generalversammlung  beizuwohnen,  allfällige  Beschlüsse,  durch  welche 
er  die  Gesetze  oder  das  Statut  verletzt  erachtet,  zu  Bistiren  und  darüber 
den  competenten  Behörden  zur  weiteren  Entscheidung  Anzeige  zu 
machen.  Der  landesfürstliche  CommissXr  ist,  insolange  der  Staatsschatz 
durch  den  Besitz  von  Actien  an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  be- 
rechtigt, auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Direction  und  der 
Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  dem  Protokollar- 
übereinkommen  vom  15.  März  1882  hervorgehenden  finanziellen  Interessen 
des  Staates  zu  Verstössen  scheinen. 

Derselbe  hat  in  dem  Falle  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  einzuholen,  welche  für  die  Gesellschaft  bindend  ist. 

§  52. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  53. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  über  Beschluss  *  der 
Generalversammlung  wird  von  dieser  die  Art  der  Liquidation  in  Gemassheit 
der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und  der  Concewionsurkunde 
festgesetzt. 

Z.  9926. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  7.  Februar  1884, 
Z.  1308,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  12.  Juni  1888. 

Taafle  m.  p. 
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I.  Localbahn  Vöcklabruck-Kammer. 


L  Concessionsur  künde  vom  1.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  104, 

für  die  Locomotircisenbahn  yon  Vöcklabrnok  nach  Kammer. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  vou 
Oesterreich,  Apostolischer  Köoig  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Miroslav  Bitter  von  Keissler  die  Bitte  um  Ertheilung  der 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  einem 
Punkte  der  Kaiserin  Elisabethbahn  nächst  der  Station  Vöcklabruck  nach 
Kammer  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten  Bittsteller  dieee 
Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September 
1854,  R.  O.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880, 
R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir   verleihen     dem    Coocessionär  das   Recht  zum   Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv 
eigenbabn    von   einem  Punkte  der  Kaiserin  Elisabethbahn  nächst  der 
Station  Vöcklabruck  nach  Kammer  am  Attersee. 

Die  Localbahn  von  Vöcklabruok  nach  Kammer  wurde  am  1.  Mai  1882  dem 
Verkehre  übergeben.  Die  Betriebführung  wurde  für  Rechnung  des  Coucessionkrs 
von  der  k.  k.  Direction  für  Staataeisenbahnbetrieb  übernommen,  an  deren  Stelle 
mit  1.  August  1894  die  k.  k.  Oeneraldirection  der  österreichischen  Staat«, 
binnen  trat. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwartigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

o)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche    Eintragungen,    Eingaben    und    sonstige  Urkunden 
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zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffuug  und  Sicherstellung  der 
CapitaUverzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebeeröffnung,  sowie  für  jene  bezuglich  der  Grunderwerbung, 
des  Baues  und  der  Instroirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
eisten  BetriebBj'ahres ; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  ernte 
Ausgabe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine  und  für  die  bücherliche  Eintragung  von  Prioritäts- 
obligationen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden 
Uebertragungegebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Conceseionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  sofort 
zu  beginnen  und  binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten.  Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautennines 
hat  der  Conceesionär  durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  Ein- 
tausend (1000)  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Popillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Dem  Concession  är  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  *• 

Der  Goncessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsminsterium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs - 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1   ex  1852,  dann 
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nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen.  In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherbeita  Vorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  anf  die  ermäßigte  Maximal- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  tu 
erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6.  . 

Dem  Concessionär  wird  das  Kecht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu 
bilden,  oder  die  ans  dieser  Conoession  erwachsenen  Rechte  und 
Pflichten  an  eine  schon  bestehende  Actiengesellschaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  nnd  Ver- 
bindlichkeiten des  Concessionärs. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Aetien  und  Prioritätsobligationen  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  welche  die  Hälfte  des 
geeammten  Nominalanlagecapitales  nicht  überschreiten  darf,  bleibt 
insolange  ausgeschlossen,  als  dieselben  nicht  bezüglich  ihrer  Verzinsung 
und  Tilgung  in  dem  factisch  erzielten  und  als  gesichert  anzusehenden 
Reinertragnisse  der  Bahn  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  ^zu 
prüfenden  Ausweisen  ausreichende  Bedeckung  finden. 

§  7. 

Die  Daner  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit  b  des  Eisenbahn* 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  anf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  nnd  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung 
nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  8. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  nnd  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  den  Concessionär  zu  leistende  Barentscbädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösnngspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträg- 
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nisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  nnd  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet, 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  cur  fünfpercentigen 
Verzinsung  und  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlageeapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuität enbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises au  Grunde  zu  legende  ReinertrBgniss  festgesetzt.  Letzteres 
gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  dea 
siebenten  Betriebsjahre s  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsverwaltung 
entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise  Minimal- 
ertragnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  dem  Concessionär  während 
der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner  und  am 
1.  Juli  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist,  oder  in  der 
einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher  dem  auf  Grund 
einer  fünfpercentigen  Veizineung  zu  ermittelnden  rechnungsmäßigen 
Capitalswertbe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  fällig  werden- 
den Jahresraten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn  entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlageeapitales  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betrieb  sj  ah  res  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werdep,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder 
zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Dnrch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genups  der 
gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Material  vor  rätbe. 

§  9. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehöre,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Materialvorräthe  (§  8). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  8)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und 
Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staats- 
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Verwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurde,  dass 
aie  kein  Zu  gehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  au 
verschaffen,  daes  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Th eilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  rücksicbtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  au  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das 
Hecht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Vorstand 
der  Eisenbahnunternehmung  fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwider- 
laufende, beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilige 
Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  Bistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  der  Coneessionär 
eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten  ;  ebenso  wird  der 
Coneessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung 
vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  begründeten 
Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizei- 
lichen und  gefällsamtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes 
und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Hersteilung  und  Erhaltung  von 
Amtslocalitäten  enthoben. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Hecht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nicbtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Coneessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
am  Ersten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
Achthundert  Einundachtzig,  Unserer  Reiche  im  Dreiunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p-  Pino    m.  p.  Dunajewski    m.  p. 
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2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  von  Vöcklabruck  nach  Kammer. 
(C.  Bl.  Nr.  116  ex  1881.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemein«  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Looomotiveisenbahn  von  einem  Punkte  der  k.  k.  priv.  Kaiserin 
Elisabethbahn  nächst  der  Station  Vöoklabruck  nach  Kammer  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  1*435  Meter  als  Localbahn  mit  blossem  Tagverkehre  für  eine  Maxini «1 - 
fahrgesob windigkeit  von  21  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseiuriohtuugen  hat  nach  Maasgabe 
der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedinguisne  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dein  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
Überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  tu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau»  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende  ciroa  9*0  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der  currenten 
Strecke  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabethbahn  zwisohen  den  Stationen  Vöcklabruok 
und  Tünelkam  nächst  Kilometer  250*8  ab,  führt  am  linken  Gehänge  des  Agerthales 
in  der  Nähe  der  Ortschaften  Piohelwang  und  Haidacb,  tibersetzt  den  Agerrluss  und 
endet  nächst  Kammer  mit  der  am  Ufer  des  AtterBees  situirten  Endstation  Rammer. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraee  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  vorändert  wird. 

3.  Anschluss  an  die  Kaiserin  Elisabethbahn  und  Eiumündung  von 

Industriesohleppbahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Vöcklabruck  der  Kaiserin  Elisabethbahn  und  der  currenten  Streoke  von  diesem 
Bahnhofe  bis  sur  Ausmündung  der  projeotirten  Localbahn,  sowie  wegen  Einrichtung 
des  Betriebsdienstes  beim  Uebergaugsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  ge- 
nannten Gesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staats- 
verwaltung zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Concessionär  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
verkehres für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sieh  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht 
erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Reoht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Der  Conoessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  der  Ver- 
bindungsbahnen, welohe  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Indus  trie- 
unternehmuugen  zu  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  au  gestatten. 
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4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingelei&ig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  gr«sute  zulässige  Steigung  in  der  ourrenten  Strecke  werden  20  per  mille 
=  1  :  60  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  8*0  per  mille  be- 
tragen soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3  5  Meter  betragen. 

Die  Minimalonrvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Curven  von  weniger  als  500  Meter  hat  der  Einlauf  in  die  gerade  Linie 
mittelst  entsprechender  Uebergangscurven  zu  erfolgen. 

Zwischen  den  Ueberhöhungsrampen  der  äusseren  Schienen  zweier  entgegen- 
gesetzter Curven  soll  eine  gerade  Strecke  von  mindestens  10  Meter  Lange  liegen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen, 
und  muss  das'  BrUckenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4-5  Meter  er- 
halten. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  10  Meter 
totale  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenoonstruolionen 
wird  die  durch  die  factisoh  verkehrenden  Fährbetriebs  mittel  erzeugte  zufallige 
Belastung  zu  Grunde  gelegt 

Für  die  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exolusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogram  pro  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragoonatruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Hochwasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sookeln  hergestellt  werden 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stesses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  FlusseiBen  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  26'6  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal- 
sohweltendistanz  von  0*9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  20  Meter,  obere  Breite  von  0*15  Meter,  untere  Breite  von  0*20  Meter, 
Hohe  0-14  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Sehwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

Der  Sehotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  eine  Kronen- 
brette von  3  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  10  Peroent  der 
Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Verhält- 
nissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  erbaut  werden. 
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Sämmtliohe  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Paasagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Die  Hochbaoanlagen  für  den  Güter-  nnd  Zugförderungsdienst  können  aus 
Kachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  HoIb  auf  einer  Untermauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  heraus  teilen. 

Die  Anlage  von  WSrterhfiasern  in  der  currenten  Strecke  kann  unterbleiben. 

Station» •  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an  der 
Bahn  sind  in  der  Regel  nioht  herzustellen. 

7.  Betriebseinriohtnngen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann,  insolange  als  keine  Zugkreuzungen 
auf  der  Babn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch  in  allen 
Fällen  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen 
auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

Au  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden  Hahnen 
sind  Distanzdeokungssignale  aufzustellen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmittel  sind,  im  Falle  als  die  Verwendung  der  Fahrbetriebs- 
mittel der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabethbahn  nicht  eintreten  sollte,  mindesten  an- 
zuschaffen : 

2Locomotiven  mit  einer  Maximalaohsenbelastung von  11 -25 Tonnen,  2  Personen- 
wagen, 1  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwagen),  3  Lastwagen 
verschiedener  Gattung. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rttstun^gegensttinde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 
Die  vorstehende  Bestimmung  hat  jedoch  auf  die  von  dem  Concessionär  bereits 
erworbenen,  aus  dem  Etablissement  Krupp  in  Essen  stammenden,  jedooh  derzeit 
bereits  im  lnlande  lagernden  Eisenschienen  keine  Anwendung  zu  finden. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
nnd  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  solL 

Die  einzuhebenden  Fahr*  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  auf  einander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Pereent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verbKltnissmäsjige  Herabsetzung  der  bi*  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothatandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordemiss  die  ein- 
schlagigen Frachtpreise  herabzumindern. 
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8.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post  Verwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  8inne  des  Artikels 
II  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1880,  R  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  su  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
Sendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benütsten  Züge  hat 
naoh  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlioh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  besüglioh 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnuntemehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staats-Telegraphenanstalt 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den  Bahn- 
betrieb and  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Rosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  her- 
zusteilen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatoorrespondenzen 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionäre  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  duroh  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte gütigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

6.  Leistungen  zu  Gunsten  des  Militärärars. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und  zwar 
naoh  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender 
Militärs  bei  der  Kaiserin  Elisabethbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen 
besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landessehützen  Tirols,  und  zwar  nioht  nur  bei  Reisen  auf  Reohnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffen- 
übungen und  Controlversammlungen,  ferner  auf  das  Mititärwachcorps  für  die  Civil  - 
geriohte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finauz- 
und  Sicherheitswarhe  Anwendung. 


236 


Localbahn  Vöcklabruck-Kammer. 


Der  Conoession&r  verpflichtet  sich ,  dem  von  den  österreichischen  Eisenbahn- 
gesellscbaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung  und  Bereit- 
haltung von  Auerüstnngsgegenständen  für  Militärtransporte,  die  Leistung  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  MilitRrtrans- 
]>orte,  ferner  den  organischen  Bestimmangen  und  der  Dienstvorschrift  für  die 
Feldeisenbahnabthe  Hungen,  sowie  dem  mit  1.  Juli  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsubereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den  Bahn- 
gesellschaften zu  Stande  kommenden  Uebereinkommen  s  wegen  gegenseitiger  Aushilfe  an 
Personal  bei  Durchfahrung  grosser  Militärtransporte  und  der  Vorschrift  für  den 
Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionftr  nur  insoweit,  als  deren 
Erfüllung  naoh  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und  der  dem- 
zufolge gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebs- 
system durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Entscheidung 
zusteht. 

Der  Concesaionir  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im  Sinne 
des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  ausgediente  Unterofflciere 
des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welohe  im  Auftrage  der  die  Aufsioht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Conoession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 

Wien,  19.  August  1881. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 
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K.  Dampftramway-Gesellschaft  vormals 

Krauss  &  Comp. 

1.  Concessionsurknnde  vom  30.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  118, 

für  die  Locomottv-EIsenbahn  von  Hietzing  nach  Perchtoldsdorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc. 

Nachdem  die  Locomotivfabrikefirma  Krauss  Sc  Comp,  in  Mttnchen 
and  Linz  die  Bitte  am  Ertbeilung  der  Concsssion  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  th  eil  weise  als  Straßenbahn  auszufahrenden  Localbahn 
(Dampftramway)  von  Hietzing  nach  Perchtoldsdorf  gestellt  hat,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des 
Unternehmens  dem  genannten  Bittsteller  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  288, 
sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleiben  der  Firma  Krauss  &  Comp,  in  München  and  Lins 
das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn 
(Dampftram  way)  auszuführenden  Locomotiv-Eisenbahn  von  Hietzing 
über  Lainz,  Speising,  Mauer  und  Rodaun  nach  Perchtoldsdorf. 

Ferner  wird  dem  ConcessionÄr  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  die  Berechtigung  eingeräumt,  auch 
die  Fortsetzungsstrecke  von  Hietzing  nach  Gaudenzdorf  zur  Ausführung 
zn  bringen,  falls  die  Herstellung  einer  solchen  Verbindung  vom  Linien- 
Talle  nach  Hietzing  als  Theilstrecke  des  projectirten  Wiener  Local- 
baLnnetzes  innerhalb  eines  Jahres,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
ni'cbt  -sichergestellt  sein  sollte. 

Die  Dflinpftramway  von  Hietzing  nach  Perchtoldsdorf  gelangte  am  27.  Oo- 
tober  1883  wr  Kröffnung. 
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Die  Fortsetzungslinie  von  Hietzing  nach  Gaudensdorf,  welche  seit  dem 
22.  December  1886  im  Betriebe  steht,  wurde  seither  zufolge  §  1  der  Conoessiona- 
urkunde  für  die  Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  vom  8.  Angnst  1894, 
R.  G.  Bl.  Nr.  186,  von  der  Commiasion  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  erworben  nnd 
in  die  Wienthallinie  des  Wiener  Stadtbahnnetaes  einbezogen. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  uud  Sicherstellung  der  Capitals- 
Verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Be- 
triebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragnngsgebühr; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  sofort 
nach  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  beginnen  und  binneu  längstens 
ein  und  einem  halben  Jahre  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessions* 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten.  Für  die  Einhaltung 
des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Concessionär  durch  Erlag  einer 
Caution  im  Betrage  von  Fünftausend  (5000)  Gulden  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concession irten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  beiüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als 
im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 
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Der  Co  n  cessio  bär  hat  sich  beim  Baue  and  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbeding- 
tnssen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgeeetze  vom  14.  September 
1854,  B,  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbabnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahie  1852,  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  nnd  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn - 
betriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um* 
gaug  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
su  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actieogesellschaft  zu  bilden. 

Die  zu  bildende  Act i engesei I ach aft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Coneessionärs. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Aetien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Das  gesammte  AnUgecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  amortisiren. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen 
Kaiserin  Elisabethbahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt 
werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
balften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
femer  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wien«,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitewache Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbanngesellscbaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
rsnsporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
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bei  Darchftthning  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
Übereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Con cessio n  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festge- 
setzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung  des 
Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht 
im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und 
namentlich  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  9- 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  einzulösen. 

Für  die  Ausübung  des  Einlösnngsrechtes  haben  folgende  Bestim- 
mungen zu  gelten: 

1.  Falls  die  Einlösung  der  Bahn  vor  Ablauf  des  fünften  Betriebs- 
jahres erfolgt,  ist  der  durchschnittliche  jährliche  Reinertrag  der  dem 
Einlösungstage  vorhergegangenen  Betriebsperiode  zu  ermitteln. 

2.  Falls  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  fünften  Betriebsjabres 
erfolgt,  werden  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  fünf  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  drei  Jahre  berechnet. 


Digitized  by  Google 


Daropftramway-Gesellsobaft  vormals  Krauss  &  Comp. 


241 


3.  Sollte  sich  jedoch  der  bo  (Punkt  1  und  2)  ermittelte  durch- 
schnittliche Reinertrag  nicht  wenigstem  auf  die  Annuität  erstrecken, 
welche  zur  Öpercentigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  effectiven  Anlagecapitales  innerhalb  der 
Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als 
das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Rein- 
erträgnifs  festgesetzt. 

4.  Als  Einlösungspreis  bat  jener  Betrag  zu  gelten,  welcher  dem 
auf  Grund  einer  5percentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mässigen  Capitalswertbe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresrenten  in  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn 
entspricht. 

5.  Die  Zahlung  des  Einlösungpreises  erfolgt  ohne  Unterschied  des 
Zeitpunktes,  in  welchem  die  Einlösung  stattfindet,  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zum  Wiener  Börsencourse  des  der  factischen  Zahlung  vorausgehenden 
Tages. 

6.  Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Bezüglich  des  effectiven  Anlagecapitales  hat  hiebei  der  Grundsatz 
zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Projects Verfassung,  den  Bau  und 
die  Einrichtung  der  Bahn  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten,  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit  factisch 
bezahlten  5percentigen  Intercalarzinsen,  keine  wie  immer  gearteten 
Auslagen,  namentlich  keine  Geldbeschaffangskosten  in  Anrechnung  zu 
bringen  sind. 

7.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazugehörigen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  sowie  der 
aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs*  und  Reservefonde  (mit 
Einschluss  der  Materialvorrätbe),  so  weit  diese  nicht  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des 
Erlöschens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum 
nnd  in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  satnmtlichen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen  angeführten  Fahrparkes,  sowie  der  aus  dem  Anlage- 
eapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde  (mit  Einschluss  der 
Materialvorräthe),  so  weit  diese  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise  bereits  verwendet 
Bind  (§  9). 
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Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  (§  9)  behält  der  Concessionär  das  Ei  gen  th  um  des  aus  dem 
eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reeervefondes  nnd  der 
ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermögen 
errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  nnd 
Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staats- 
verwaltung mit  dem  ausdrücklichen  Beisatse  ermächtigt  wurde,  dass 
sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  auf 
die  Hintanbaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Voi stand  der  Eisenbahn- 
Unternehmung  fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  angemessen  er- 
achtet, beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwiderlaufende,  be- 
ziehungsweise den  öffentlichen  Interessen  nachtheilige  Beschlüsse  und 
Verfügungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  der  Concessionär  bis 
auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu 
leisten,  ebenso  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Ebenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
vom  Jahre  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den 
Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsamtlichen  Ueber- 
wachung erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unent- 
geltliche Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  12. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nicbtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concession s- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auterlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concesaionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadeos  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtliehen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshanpt-  nnd  Residenzstadt  Wien,  am 
dreissigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Bintauseod- 
acbthnndertxweinndachtaig,  Unserer  Reiche  im  Vierunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  ( Dampf tramwav)  von  Hletslng  nach  Perehtoldsdorf. 

(C.  Bl.  Nr.  111  ex  1882.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  Hietsing  naeb  Perehtoldsdorf  ist  mit 
einer  Sparweite  Ton  1*435  Meter  als  Dampf tramway  mit  Tag-  and  Naohtverkehr 
für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  per  Stande  von  8  Kilometer  ia  Strecken, 
welche  darch  Ortschaften  führen,  von  15  Kilometer  in  Bahnstrecken,  welohe  «war 
ausserhalb  der  Ortschaften  liegen,  für  deren  Oberbau  jedoch  Strassen/.iige  benutzt 
werden,  und  von  25  Kilometer  in  Strecken  mit  eigenem  Bahnkörper  anzulegen  und 
auszurüsten. 

Zafolge  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  27.  Marz  1881, 
Z.  1019?  (C.  Bl.  Nr.  41),  wurde  die  Erhöhung  der  Maximalfahrgeschwindigkeit 
innerhalb  der  Ortsohaften  von  8  Kilometer  auf  10  Kilometer  per  Stunde  und 
ausserhalb  der  Ortsohaften,  jedoch  bei  Benützung  von  Strassonziigen  von  15  Kilo- 
meter auf  17  Kilometer  per  Stunde  bewilligt. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  nach  Maß- 
gabe der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
tu  befolgen. 

Deagleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  nnd  sioh  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei - 
Vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Tracc. 

Die  zu  erbauende  ciroa  10  Kilometer  lange  Dampftramway  geht  von 
einem  Punkte  in  Hietzing  nächst  der  Penzinger  Kettenbrüoke  duroh  die  Bad- 
gasse  über  die  Hauptstraße  duroh  die  Ortschaften  Lainz,  Speising,  Mauer  und 
Kodaun  bis  zum  projectirten  Endpunkte  in  Perehtoldsdorf  grösstenteils  unter 
Benützung  der  bestehenden  Strassen. 

Die  im  Sinne  des  §  l,  Absatz  2  der  Conoessionsurkunde  eventuell  herzu- 
stellende circa  3  Kilometer  lange  Fortsetzungsstrecke  der  gedachten  Bahn  soll  von 
(tan  obigen  Ausgangspunkte  in  Hietzing  entlang  des  reohten  Wienufers  nach 
Gaudenzdorf  in  die  Jacobsgasse  führen. 

16* 
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Abänderungen  der  genehmigten  Babntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Haaptricbtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen  und  Einmündung  von  Industrie- 

Scbleppbahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung 
jederzeit  eine  entsprechende  Verbindung  der  von  demselben  projeetirten  Eisenbahn 
mit  der  im  Staatsbetriebe  befindliehen,  zur  Kaiserin  Elisabethbahn  gehörigen 
renzing-Uetzendorfer  Verbindungsbahn  im  Kreuzungspunkte  bei  Lainz,  und  eventuell 
aueh  eine  solche  mit  der  von  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellscbaft  projeetirten  Local- 
babn  Liesing-Kaltenleutgeben  herzustellen;  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangsverkehre  ist  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Direetion  für  Staats - 
eisenbahnbetrieb,  beziehungsweise  mit  der  k.  k.  priv.  Südbahugesellschaft  anzu- 
streben, und  die  bezüglichen  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Der  Concessionär  hat  hiebet  insbesondere  in  Ansehung  des  Per*onenv«*rkebres 
für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremden 
Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglioh  der  Bedingungen  eines  solohen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sioh  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  k.  k.  Direetion  für 
Staatseisenbahnbetrieb,  beziehungsweise  mit  der  genannten  Gesellschaft  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  för  die  Einmündung  von  Industriebahnen  zu 
bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  eoncossionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindestlästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  kann  vorläufig  eingeleisig  erbaut  werden  und  ist  dem  entsprechend 
auch  die  Grundeinlösung  durchzuführen.  Es  ist  jedoch  iu  diesem  Falle  für  eine 
hinlängliche  Anzahl  von  Ausweichen  an  hiezu  geeigneten  Stellen  Sorge  zu  tragen. 

Als  grösste  zulässige  8teigung  in  der  curronten  Strecke  werden  50  pro  mille 
—  1 :  20  festgesetzt. 

Die  ausnahmsweise  Anwendung  einer  grösseren  Stoigung,  wo  solche  etwa 
durch  die  Looalverhältnisse  sich  als  unvermeidlich  herausstellen  sollte,  unterliegt 
von  Fall  zu  Fall  der  speciellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Haltestellen  und  Ausweichen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen  und 
sind  Steigungen  von  mehr  als  10  pro  mille  =  1 :  100  thunliohst  au  vermeiden. 

Der  Abstand  der  Geleise  bei  doppelgeleisigen  Strecken  und  in  den  Aus- 
weichen ist  derart  zu  bemessen,  dass  zwischen  den  Fahrbetriebsmitteln  der  sich 
begegnenden  Züge  ein  freier  Zwischenraum  von  mindestens  0  8  Meter  übrig  bleibt. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  nicht  unter  20  Meter  betragen.  Wo 
für  die  Bahn  ein  eigener  Unterbau  hergestellt  wird,  hat  die  Breite  desselben,  in 
der  Höhe  des  Schienenfuases  gemessen,  bei  eingeleisigen  Strecken  mindesten** 
3  6  Meter  su  betragen. 

Bei  doppelgeleisigen  Strecken,  sowie  in  den  Ausweichen  ist  die  Breite  des 
Unterbauplanums,  entsprechend  den  vorangeführten  Bestimmungen,  für  Doppel- 
geleise zu  vergrössern. 

Bei  grösseren  Aufdämmungen  hat  eiue  entsprechende  Erweiterung  de» 
Bahnkörpers  zu  erfolgen. 
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Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  auf  jeder  Seite  des  passirenden  Zuges  auf  der  brücke  eine  benüttbare 
Breite  von  0  7  Meter  vorbanden  sein. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokenconstruc- 
tionen  sind  die  HaddrUcke  uad  Achsenttände  der  factisch  verkehrenden  Fahrbetriebs- 
mittel su  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstruetiooen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle  Con- 
«tractionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  und  für  Holsconstruotionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
rentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageon  st  ruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
»fand  zu  legen. 

Ueberfabrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 
RÜcksicbtlioh  der  Benützung  der  Strassen  zur  Bahnanlage  ist  den  Anforderungen 
der  coropetenten  Strassenbehörde  Rechnung  zu  tragen. 

5.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  naoh  dem  Systeme  Hartwich  mit  Rücksicht  auf  den  Rad- 
druck der  Fahrzeuge  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstabl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  20  Kilogramm  betragen. 

6.  Hochbauten 

Die  Hochbauten  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Ausdehi  ung  beschränkt 
und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  L'ntermauerung  ans  Riegelwänden 
oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Dieselben  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen  Bau- 
vorschriften herzustellen. 

Wegschranken  nnd  sonstige  Sicherheitsvorkehrungen  sind  nur  in  besonderen 
Killen  über  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  herzustellen. 

7.  Fahrbe  triebs  mittel. 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

8  Looomotive  mit  einer  MaximalachsenbeNstung  von  7  Tonnen.  Als 
Feuerungsmittel  für  die  Locomotiven  sind  ausschliesslich  Cukea  zu  verwenden.  Der 
Aachen-  und  Rauch  kästen  der  Locomotiven  muss  derart  verschliessbar  gemacht 
»ein,  dass  ein  Herausfallen  von  glimmenden  CokesstÜcken  oder  ein  Entüiegen  von 
Fanken  sicher  vermieden  wird.  Ueberhaupt  ist  biebei  eine  solche  Constructionsart 
za  wählen,  wodurch  eine  Belästigung  der  nächsten  Umgebung  durch  Geräusch  und 
Ranch  möglichst  hintangehalten  wird. 

20  Personen-  und  Dienstwagen  (Post-,  GepKcks-  und  Conductenrwagen). 
10  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rOstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 
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II.  Betrieb. 

1.  Personen,  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Wnarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungeu  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rucksiebten,  andererseits  auf  eine  auareichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgnis« von  mindestens  7  Peroent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann 
das  Handelsministerium  eine  verbältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstaudes  und  aussergewöhnltcher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Mensehen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiehsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1880,  K.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplaumässigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zweeken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen, 
sowie  deren  Begleiter  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  znr  Pustbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  welchen 
eifern.*  Stationsgebäude  hergestellt  werden,  besondere  Locali  taten  erforderlich 
werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglioh  der  in  Form  eines  Mieth- 
zinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  dem  Concessionär 
beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  iu  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für 
den  Bahnbetrieb  und  die  Signaüsirung  erforderlichen  Telegrapbenleitungen  aut 
eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  duroh  Vermittlung  der  Staatstcle- 
graphenanstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten,  und  diese  Telegraphen- 
leitungen gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats- 
und Privatoorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  dem 
Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Babnzweoke  benutzten  Grund  und  Boden, 
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ohne  jede  Vergeltung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung 
einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staats  telegrapben  au  den 
Stutzpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  fibernimmt  auch  die  Verpflichtung,  sioh  der  in  Aussiebt 
genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen 
der  Staatstelegraphenanstak  zu  den  Loealbahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Coneession  oder  aus  Gefälls- 
rücknohten  die  Eisenbahn  benfitzen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
tarn  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepacke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  8träflinge,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Tbunliohkeit  in  abgesonderten  Coupe* 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mL-si^ten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  14.  August  1882. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

3.  Concessionsurkunde  vom  3.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  59, 

für  die  LocoHtotlreisenbahnen :  a)  von  Wien  nach  Stauiraersdorf,  b)  von 

Florldsdorf  nach  Gross*Eazersdorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Locomotivfabriksfirma  Krauss  &  Comp,  in  München 
und  Lins  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Coneession  cum  Baue  und  Betriebe 
einer  theilweise  als  Strassenbahu  auszuführenden  Localbahn  ( Dampf- 
tram way)  von  Wien  einerseits  nach  Stammersdorf,  andererseits  nach 
Gross- Enzersdorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Er- 
wägung der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  dem  genannten 
Bittsteller  diese  Coneession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessiousgesetzes 
▼om  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom 
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25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  und  vom  26.  December  1882, 
K.  G.  Bl.  Nr.  180,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Firma  Kranes  &  Comp,  in  München  und 
Linz  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  nachstehender,  als  normal- 
spurige  Localbahnen  (Dampftramways)  auszuführender  Locomotiveiaen- 
bahnen,  und  zwar: 

a)  von  Wien  (II.  Bezirk)  über  Floridsdorf  und  Gross  Jedlersdorf 
nach  Stammersdorf,  und 

h)  von  Floridsdorf  über  Neu-Leopoldau,  Kagran,  Hirschstetten,  Aspern 
a.  d.  Donau  und  Essling  nach  Gross-Enzersdorf. 

Die  Dampftramwaylinien  von  Wien  nach  Stammersdorf  und  von  Floridsdorf 
nach  Grosa-Ensersdorf  wurden  am  7.  Juni  1886  dem  Verkehre  Übergeben. 

Der  Concesaionär  ist  ferner  verpflichtet,  über  Verlangen  der 
Staatsverwaltung  eine  Fortsetzung  der  sub  6  angeführten  Eisenbahn  von 
Gross-Enzersdorf  nach  Orth,  sowie  Abzweigungen  derselben  von  Kagran 
über  die  ReicbsstrasBe  und  die  Kronprinz  Rudolph-Brücke  nach  Wien, 
sowie  von  Kagran  nach  Leopoldau  in  dem  Falle  herzustellen,  wenn 
nach  dem  Erachten  des  Handelsministeriums  für  den  Ausbau  der  obigen 
Eisenbahnlinien  ein  tbatsachliches  Verkehrsbedürfniss  vorliegen  und  eine 
angemessene  Rentabilität  derselben  sichergestellt  sein  wird. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalßbescbaffung  und  Sicheretellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffhung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betrieb  s  jähr  es; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschlug«  der  Interimssebeine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

r)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Coocession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

tl)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 
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§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eigenbahnen  sofort  nach  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  beginnen, 
und  binnen  längstens  einem  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  über- 
geben und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  «u  erhalten. 

Die  im  §  1  angeführte  Fortsetzung,  sowie  die  Abzweigungen  der 
sub  b  bezeichneten  Linie  nach  Gross-Enzersdorf  sind  binnen  einem 
Jahre  nach  Erlassuug  des  bezüglichen  Auftrages  des  Handelsministeriums 
an  den  Conceesionär  herzustellen  und  in  Betrieb  zu  setzen. 

Für  die  Einhaltung  der  vorstehenden  Bautermine  hat  der  Con- 
cessionär  durch  Erlag  einer  angemessenen  Caution  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahnen das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  crtheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
nrknnde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkebrungen  insoweit  Uingaug 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lässig erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden. 
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Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  uud  Ver- 
bindlichkeiten des  0onees6iooärs. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  Bowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  amortisiren. 

8  7. 

Bezüglich  der  concessionirteu  Localbahnen  liegt  dem  Ooncessionär 
die  Verpflichtung  ob,  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfälle  den  Bahnverkehr 
ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen, 
als  dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  den  von  diesen  Bahnen  benützten  Strassen  nach  dem 
Erachten  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  8- 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
reisender  Militärs,  bei  der  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Kaiserin  Elisabeth- 
bahn  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffeoübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmeiie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Ooncessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltuog  von  Ausrtistuogsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung;  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahnabtheilungen, 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags- 
übereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande 
auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken 
und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
trausporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Ooncessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secnndären  Charakters  dieser 
Linien  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
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Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dein  Haudelsministeriutn  die  Entscheidung  zusteht.  v 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  fest- 
gesetzt und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffoabme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht 
im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  nament- 
lich durch  politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
konnte. 

§  io. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirten 
Bahnen  nach  Ablauf  von  fündundzwanzig  Jahren  nach  deren  Vollendung 
und  Inbetriebsetzung  jederzeit  einzulösen. 

Für  die  Ausübung  des  Einlösungsrechtes  haben  folgende  Bestimmungen 
zu  gelten: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Eiulbsungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung 
vorausgegangenen  fünf  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der 
ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen,  und  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  drei  Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  sich  jedoch  der  so  (Punkt  1)  ermittelte  durchschnittliche 
Reinertrag  nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur 
4peroentigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  effectiveu  Anlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer 
noth wendig  ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung 
des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Als  Einlösungapreis  hat  jener  Betrag  zu  gelten,  welcher  dem 
auf  Grund  einer  4procentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mäßigen Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  fällig 
werdenden    Jahresrenten  in  dem  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn 
entspricht. 

4.  Die  Zahlung  des  Einlösungspreises  erfolgt  ohne  Unterschied 
des  Zeitpunktes,  in  welchem  die  Einlösung  stattfindet,  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung,  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
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zum  Wiener  Börsenkurse  des  der  factiscben  Zahlung  vorausgebenden 
Tages. 

5.  Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  au  unterziehen. 

Beiüglich  des  effectiven  Anlagecapitales  bat  biebei  der  Grundsatz 
zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Projecta Verfassung,  den  Bau  und  die 
Einrichtung  der  Bahn  affectiv  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Kosten,  mit  Einschluss  der  während  der  Bauzeit  factisch  bezahlten 
öpercentigen  Intercalarzinsen,  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen, 
ramentlich  keine  Geldbeschaffungskosten,  in  Anrechnung  zu  bringen  sind. 

6.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungs- 
preises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Linien  mit  allen  dazu  gehörigen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde 
(mit  Einschluss  der  Materialvorräthe),  so  weit  diese  nicht  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  ibrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theil- 
weise  bereits  verwendet  sind. 

§  11- 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen  angeführten  Fabrparkes,  sowie  der  aus  dem  Anlage- 
capitale gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde  (mit  Einschluss  der 
Materialvorräthe),  so  weit  diese  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits  verwendet 
sind  (§  10). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  10)  behält  der  Concessionär  das  Eigentbum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rttcksiebtlich  erworbenen  und  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  auf  die 
Hintanhaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  zu  dringen. 
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Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  von  ein  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  su  nehmen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Aetiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes,  oder  der  sonst  als  Vorstand  der  Eisenbahnunter- 
nehmung fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  angemessen  erachtet,  beizu- 
wohnen, und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise 
den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen 
su  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  der  Coneessionär  bis 
auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den  Staateschats  nicht  zu 
leisten,  ebenso  wird  der  Coneessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
ei  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines 
etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsamtlichen  Ueberwachung  erwachsen- 
den Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung 
und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Con- 
cessionsbedingnissen,  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass  regeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  dem  Coneessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  dritten  Tage  des  Monates  April  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundertaebsig  und  vier,  Unserer  Reiche  im  Secbsund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p 
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4.  Concessionsbedingsnisse 

für  die  Lokalbahnen  (Danipftraniways)  von  Wien  nach  Stammersdorf  und 
ron  Florldsdorf  nach  Gross-Enzersdorf. 
(C.  Bl.  Nr.  58  ex  1884.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirten  Locomotiveisenbabnen  von  Wien  einerseits  nach  Stammers- 
dorf, andererseits  nach  Gross-Enzersdorf  sind  mit  einer  «Spurweite  von  1*436  Meter 
als  Dampftramways  mit  Tag-  and  Nachtverkehr  für  die  nachstehende  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten,  und  »war: 

von  10  Kilometer  in  Ortschaften,  sowie  auf  den  zu  benutzenden  Donau - 
brücken ; 

von  20  Kilometer  in  Bahnstrecken,  welche  zwar  ausserhalb  der  Ortschaften 
legen,  für  deren  Oberbau  jedoch  Strassenzüpe  benutzt  werden  und 

von  26  Kilometer  in  Strecken  mit  eigenem  Bahnkörper. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor  nach  dem  Ergebnisse  der 
politischen  Begehung  und  der  technisch-polizeilichen  Prüfang  hinsiohtlich  der 
Maximalfahrgeschwindigkeit  in  einzelnen  titrecken  nooh  besondere  Ausnahms- 
bestimmungen  zu  treffen. 

Zufolge  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  SO.  August  1889, 
Z.  28314  (V.  Bl.  Nr.  105),  wurde  die  Maximalfahrgeschwindigkeit 

auf  der  Linie  von  Wien  nach  Stammersdorf  von  20  anf  26  Kilometer  per 
Stande  erhöht  in  den  Strecken  von  Kilometer  2  45  bis  3-2,  4  4  bis  6-8,  6  7  bis 
7-6  and  8  2  bis  10  6  (Bahnende), 

auf  der  Linie  von  Floridsdorf  nach  Gross-Enzersdorf  von  10  auf  ^Kilo- 
meter per  Stunde  erhöht  in  der  8trecke  von  Kilometer  3*4  bis  4*8,  ferner  von 
20  auf  25  Kilometer  per  Stunde  erhöht  in  den  Strecken  von  Kilometer  1*4  bis 
3'4,  4'3  bis  5  9,  6  3  bis  8*3,  9*2  bis  11 '2  und  11-7  bis  13'6. 

Hiebei  wurde  die  Fahrt  auf  allen  Strecken  ohne  Ausnahme  an  die  Be- 
dingung geknüpft,  dass  an  Kreuzungstellen   mit  Gassen  oder  einmündenden 
Seitenstrassen,  sowie  an  Stellen,  wo  ein  stärkerer  Personen-  oder  Wagenverkehr 
stattfindet  oder  wo  die  Aussicht  nicht  frei  ist,  mit  Vorsicht  und  mit  der  erforder- 
lichen Herabminderung  der  Geschwindigkeit  gefahren  werde. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  Handesministerium  zu  genehmigenden  Detail  pro  jeote  und  der  nachstehen- 
den technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Conoessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  aligemeinen  Bau-  und  Polizei  - 
Vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauenden  Dampftramwaylinien  umfassen  folgende  Theilstrecken  : 
a)  von  Wien  nach  Stammersdorf  und 
bj  von  Floridsdorf  nach  Gross-Enzersdorf. 


y  Google 


Dampftramway-Gesellsohaft  vormals  Krauss  &  Comp. 


2r>5 


ad  n)  Die  circa  11  Kilometer  lang*  Linie  von  Wien  nach  Stammersdorf 
beginnt  an  einem  geeigneten  Punkte  des  II.  Gemeindebezirkes  in  der 
Nähe  des  Donaucanales,  führt  durch  die  Brigittenau  entlang  der 
Jäger-  und  Stromstrasse,  unterfährt  den  Bahnkörper  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Nordwestbahn  und  gelangt  zur  Reichsstrasse,  auf 
welcher  dieselbe  über  die  Kaiser  Franz  Joseph-Donaubrücke,  dann  über 
die  in  der  Nähe  derselben  liegende  hölzerne  Brücke  nach  Floridsdorf  führt. 

Von  letztgenanntem  Orte  geht  die  Bahn  stets  auf  dem  Grande 
der  Brünner  Reichsstrasse  über  Gross- Jedlersdorf  zum  Belgrad- 
Wirthshauso,  woselbst  die  Endstation  Stammersdorf  angelegt  wird. 

ad  b)  Die  circa  14  Kilometer  lange  Linie  von  Floridsdorf  nach  Gross-Enzers- 
dorf  zweigt  von  der  sub  a  bezeichneten  Linie  an  einem  geeigneten 
Punkte  nächst  der  Schlosshofgasse  in  Floridsdorf  ab  und  führt  auf 
der  von  Floridsdorf  Über  Kagran  und  Hirschstetten  nach  Gross- 
Enzersdorf  führenden  Bezirksstrasse  bis  Gross- Enzersdorf,  woselbst 
sie  vorläufig  ihr  Ende  findet. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptriohtung  die  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.    Anschlüsse    an    bestehende    Bahnen    und    Einmündungen  von 

Industrieschleppbahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  Uber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  im 
Falle  eines  nachweisbaren  Bedürfnisses  eine  entsprechende  Verbindung  der  von 
demselben  projeotirten  Eisenbahnen  mit  der  ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands -Nordbahn 
und  der  Linie  der  priv.  österreichisch-ungarischen  Staatseisenbahngesellschaft  in 
den  bezüglichen  Kreuzungspunkten  herzustellen,  in  welchem  Falle  wegen  Ein- 
richtung des  Betriebsdienstes  beim  TJebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  den 
genannten  Eisenbahnverwaltungen  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen 
der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen  sein  wird. 

Der  Concessionär  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personen- 
Verkehres  für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf 
die  fremden  Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses»,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  den  Verwaltungen  der 
bezüglichen  Ansohlussbahnen  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Industriebahnen  zu 
bestimmen. 

Der  Concessionär  ist  insbesondere  verpöichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  den  ooncessionirten  Bahnen  gelegenen 
Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  sur  Bahn 
angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  vorläufig  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch 
die  Grundeinlösung  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalsteigung 
liegenden  Theile  der  ourrenten  Strecke  werden  für  die  Linie  a  25  pro  mille  =  1:40, 
für  die  Linie  6  31-88  pro  mille  =  1 : 31*3  festgesetzt. 

Die  ausnahmsweise  Anwendung  einer  grösseren  Steigung,  wo  solche  etwa 
durch  die  Localverbältnisse  sich  als  unvermeidlich  herausstellen  sollte,  unterliegt 
von  Fall  zu  Fall  der  speoiellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen  und 
sind  Steigungen  von  mehr  als  8  pro  mille  =  l  :  125  thunliohst  zu  vermeiden. 
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Der  Abstand  der  Geleise  in  den  doppelgleisigen  Strecken  nnd  Ausweichen 
ist  derart  au  bemessen,  dass  swiscbon  den  Kahrbetriebsmitteln  der  sich  begegnen* 
den  Züge  ein  freier  Zwischenraum  von  mindestens  0  8  Meter  übrig  bleibt. 

Die  Minimalcurvenbalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  bei  den  Linien  a 
nicht  unter  40  Meter,  bei  den  Linien  b  nicbt  unter  SO  Meter  betragen. 

Wo  für  die  Bahn  ein  eigener  Unterbau  ausgeführt  wird,  hat  die  Breite 
desselben  in  der  Höhe  des  Schienenfusses  gemessen,  bei  eingeleisigen  Strecken 
mindestens  8  5  Meter  zu  betragen. 

In  doppelgleisigen  Strecken,  sowie  in  deu  Ausweichen  ist  die  Breite  des 
Unterbauplanums  entsprechend  den  vorangeführten  Bestimmungen  für  Doppelgeleise 
au  vergrössern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gomauerteu  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  auf  jeder  Seite  des  passirenden  Zuges  auf  der  BrÜoke  eine  benutzbare 
Breite  von  0*7  Meter  vorhanden  sein. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Hrttckenconstruc- 
tionen  sind  die  Raddrücke  und  Aohsenstände  der  factisoh  verkehrenden  Fahrbetriebs- 
mittel au  Grnnde  su  legen. 

Kür  Eisenconstruotionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle  Cou- 
Atructionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  Kilogramm  uud  für  die  Nieten  bis 
eu  700  Kilogramm  und  für  Holzconstruetiontn  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Rüoksichtlich  der  Benützung  der  Strassen  aur  Bahnanlage,  sowie  wegen  der 
Mitbenützung  der  Donanstrom-  und  Inundationsbrüoken  ist  die  Genehmigung  der 
competen  Behörden  sowohl  in  principieller  Hinsieht,  als  auch  bezüglich  der  ein- 
zelnen Aulageverhältnisse  einzuholen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  Hartwich-Systeme  mit  Rüoksicht  auf  den  Rad- 
druck der  Fahrzeuge  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  21  Kilogramm  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  können  auf  die  naoh  Bedarf  mindeste  Ausdehnung  beschrankt 
und  entweder  in  definitiver  Weise,  oder  auf  einer  Untermauerung  aus  Riegelwänden 
oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtlicbe  Hoobbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
looalen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Wegsehranken  und  sonstige  Sicherheitsvorkehrungen  sind  nur  in  speciellen 
Fällen  über  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  herzustellen. 

7.  Betriebseinriohtungen. 

Zum  Zwecke  der  Aufrechterhaltung  des  Strassenverkehres  anf  der  nächst 
Floridsdorf  sittürten  hölzernen  StrassenbrUoke  im  alten  Donaubette  sind  die  von 
den  competenten  Behörden  als  nöthig  erkannten  Vorkehrungen  zu  treffen. 

An  dieser  Brücke  sowohl,  als  auch  an  der  Kaiser  Frans  Joseph-Brücke  und 
der  Krouprinz  Rudolph-Brücke  werden  im  Einverständnisse  mit  der  Donau- Regulirungs- 
oommission,  respective  mit  dem  Ministerium  des  Innern,  sowie  auch  mit  der 
Strassenaufsichtsbehörde,  jene  Aenderungen  und  Verstärkungen  zu  vereinbaren  und 
vorzunehmen  sein,  welche  eventuell  mit  Rücksicht  auf  den  dermaligen  Bausustand 
und  auf  die  über  dieae  Brüoken  künftig  verkehrenden  Zugslasten  als  nöthig  erkannt 
werden. 

Diese  vereinbarten  Herstellungen  unterliegen  nooh  vor  der  Ausführung  der 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Niveauübersetzung  der  Verbindungslinie  Floridsdorf-Jedlesee  der  ausseht, 
priv.  Kaiser  Ferdinands  Nordbahn  durch  die  Linie  o,  dann  die  Kreuzungen  der 
Linie  Wien-Brünn  und  Stadlau-Budapest  der  österreichisch -ungarische  Staatseisen- 
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bahngeeellschaft  du  roh  die  Linie  6  sind  im  Einvernehmen  mit  den  genannten 
Bahngesellschaften  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
ausxuführen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen :  8  Tramway-Locomotive, 
10  Personenwagen,  2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäoks-  und  Conduoteurwagen),  20  Last- 
wagen verschiedener  Gattung. 

Als  Feuerungsmaterial  für  die  Locomotiven  ist  ausschliesslich  Coaks  zu 
yerwendeii. 

Der  Aschen-  und  Rauchkasten  der  Locomotive  muss  derart  verschliessbar 
•ein,  dass  ein  Herausfallen  von  glimmenden  Coaksstücken  oder  ein  Entfliegen  von 
Funken  sicher  vermieden  wird. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtbeile,  sowie  alle 
Ausnistun^sgegenstXnde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferue  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  uud  der  Lieferungszeit, 
nie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
nod  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nebmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einznhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
bot  in  der  jeweiligen  gesotzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
trtr.igniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstand8tarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutsthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  Königreichen 
uni  Ländern  ist  der  Handelsrai nister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des 
Artikels  II  des  Gesetzes  vom  26.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Bestim- 
mungen zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit  allen 
fabrplanmässigen  ZHgen  zu  befördern 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zn  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Aussohiuss  von  Geld-  und  Werthsendungen, 
sowie  deren  Begleiter  hat  jedoch  unentgeltlich  zn  erfolgen. 

DU  a*chU«rkandco  d«r  öitrrr.  EU«nb»bn<n.  III.  J-J 
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Die  Featstellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbefttrderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  welchen 
eigene  Stationsgebäude  hergestellt  werden,  besondere  Looalitäten  erforderlich 
werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form  eines  Mieth- 
zinseä  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  dem  Conoessionär 
beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Baiinsnatal t  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staats  telegraphenanstalt, 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  ut<d  diese  Telegraphenleitungen 
gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
oorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  ben  ätzten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriehsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegrapheu 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  diu 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  bat  der  Concessionär  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  conceasionirteu  Bahn  die 
Materialien  un<l  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  naoh  den  für  Militärtransporte 
gütigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu 
verwahren. 

Der  Concessionär  übernimmt  auch  die  Verpflichtung,  sich  der  in  Aussicht 
genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen 
der  Staatatelegraphenanstalten  zu  den  Localbahnen  zu  unterwerfen. 

."».Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus  GefäUs- 
rüeksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  8träflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auoh  auf  der  Rückfahrt 
sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Tbunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 
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7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen 
nnd  deren  Begleitung  haben  die  für  Militartransporte  geltenden  ermäßigten  Tarif- 
sätze Anwenduug  zu  finden. 

Wien,  23.  April  1884. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

5.  Concessionsnrkunde  vom  26.  März  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 

für  die  Lecomotl  reisen!)  ahn  von  Perchtoldsdorf  nach  Mödling. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Locomotivfabriksfirma  KrausB  &  Comp,  in  München 
and  Linz  die  Bitte  um  Ertheilang  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  Localbahn  (Dampftramway)  von  Perchtoldsdorf  nach  Mödling 
gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein 
n&tzigkeit  des  Unternehmens,  der  genannten  Firma  diese  Coocession  auf 
Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56,  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom 
28.  Drcember  1884,  R.  G.  Bl.  Bl.  Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  der  Firma  Krauss  &  Comp,  in  München  und  Linz 
das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  in  Fortsetzung  der  den  Gegen» 
stand  der  Concessionsurkunde  vom  30.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  118, 
bildenden  Localbahn  Hietzing-Perchtoldsdorf  als  normalspurige  Local- 
bahn (Dampftramway)  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  Percbtolds- 
dorf nach  Mödling. 

Die  Dampftramway  von  Perchtoldsdorf  nach  Mödling  gelangte  am  12.  Mai 
zur  Eröffnung. 

§  1 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

aj  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  CapitalsbeBcbaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals  - 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs* 
eröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruiruog  der  Bahu  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der   bei   der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

n* 
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<■)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtendeu 
Gebühren  und  Taxen; 
d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  bis  zum  30.  Juli  1912. 

§  3. 

Der  Conccssionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  sofort  nach  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  beginnen  und 
binnen  längstens  Einem  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu 
vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben 
und  während  der  ganzen  bis  30.  Juli  1972  bemessenen  Concessions- 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär  durch  Erlag  einer  angemesseneu  Caution  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandteil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  30.  Juli 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  118,  bildenden  Localbahnunternebmens  anzusehen 
uud  haben  auf  dieselbe  die  Bestimmungen  des  §§  4  bis  inclusive  12 
der  oberwähnten  Concessionsurkunde  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  xu  handeln  und  dem  Concession är  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichsbaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
sechsundzwanzigsten  Tage  des  Monates  März  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  achtzig  und  sechs,  Unserer  Reiche  im  Achtund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  in.  p.  Dunajewski  in.  p.  Pusswald  m.  p. 

0.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn,  beziehungsweise  Dampftraniwaj  von  Perchtoldsdorf 

nach  Mödling. 
(C.  Bl.  Nr.  53  ex  1886.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 
Die  projectirte  Bahn  von  Perchtoldsdorf  nach  Mödliug  ist  mit  einer  Spur- 
weite  von  1435  Meter   als   nonnalspurigc  Dampftramway  mit  Tag-  und  Nacbt- 
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verkehr  für  eine  Maximalfabrgeschwindigkeit  von  10  Kilometer  per  Stunde  in  Strecken, 
welche  duroh  Ortschaften  fuhren,  von  20  Kilometer  per  Stunde  in  Strecken,  welche 
zwar  ausserhalb  der  Ortschaften  liegen,  für  deren  Oberbau  jedoch  Strassenzüge 
benützt  werden,  und  von  26  Kilometer  per  Stunde  in  Strecken  mit  eigenem 
Bahnkörper  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtnngen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeete  und  der 
nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Liefeiungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerinm  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Conoessionär  allen  beim  Baue,  sowie  auoh  während 
der  Betriebüführnng  vom  k.  k.  Handelsministerium  ans  öffentlichen  Rücksichten 
nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  ru  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  circa  3*4  Kilometer  lange  Linie  geht  von  der  Station  Percbtoldsdorf  der 
Betriebsstrecke  Hietzing-Perchtöldsdorf  aus,  führt  theils  auf  eigenem  Unterbau, 
tbeils  neben  und  auf  der  Fahrbahn  der  benützten  Strassen.  In  ihrem  weiteren 
Zuge  berührt  die  Linie  die  Ortschaft  Maria- Enzersdorf  und  gelangt  naeh  Mttdling, 
woselbst  die  Endstation  vor  der  Einmündung  der  Berggasse  in  die  Enzersdorfer- 
strasse  anzulegen  ist. 

Abänderungen  der  genehmigten  Babntrace  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtuag  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Der  Conceasionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmunge» 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Industriebahnen  zu 
bestimmen. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  kann  vorläufig  eingeleisig  erbaut  werden  und  ist  dem  entsprechend 
auch  die  Grundeinlösung  durchzuführen. 

Es  ist  jedoeh  in  diesem  Falle  für  eine  hinlängliche  Ansahl  von  Ausweichen 
an  hiezu  geeigneten  Stellen  Sorge  zu  tragen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebendj  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durchschnitt- 
liche Steigung  S3'3  pro  mille  festgesetzt 

Die  Haltestellen  und  Ausweichen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen  und 
sind  Neigungen  von  mehr  als  10  pro  mille  thunliehst  zu  vermeiden. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
30  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  bei  doppelgeleisigen  Strecken  und  in  den  Aua- 
weichen ist  derart  zu  bemessen,  dass  zwischen  den  Fahrbetriebsmitteln  der  sich 
begegnenden  Züge  ein  freier  Zwischenraum  von  mindestens  0  8  Meter  übrig  bleibt. 

Wo  für  die  Bahn  ein  eingeleisiger  Unterbau  hergestellt  wird,  bat  die  Breite 
desselben,  in  der  Höhe  des  Schienenfusses  gemessen,  bei  eingeleisigen  Strecken 
mindestens  S-ö  Meter  zu  betragen. 
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Bei  doppelgeleisigen  Strecken,  sowie  in  den  Ausweichen  ist  die  Breite  des 
Unterbauplanums  entsprechend  den  vorangeführten  Bestimmungen  für  Doppel geleise 
su  vergrössern. 

Bei  grösseren  AufdSmmungen  hat  eine  entsprechende  Erweiterung  des 
Bahnkörpers  zu  erfolgen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  bereustellen 
und  mnBs  auf  jeder  Seite  des  paasirenden  Zuges  eine  benutzbare  Breite  von 
0*7  Meter  vorhanden  sein. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstruc- 
tionen  sind  die  Raddrücke  und  Aohsenstände  der  factisch  verkehrenden  Fahr- 
betriebsmittel zu  Grunde  au  legen. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Constructionstheile  exclosive  der  Nieten  bis  su  900,  für  die  Nieten  700  Kilogramm 
und  für  Holzconstructionen  bis  su  80  Kilogramm  per  Qnadratcentimeter  zugelassen. 

Rücksiohtlich  derBenützung  der  Strassen  zur  Bahnanlage  ist  den  Anforderungen 
der  oompetenten  Strassenbehörde  Rechnung  su  tragen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  Systeme  Hartwich,  eventuell  auch  naoh  einein 
anderen  der  seinerseitigen  Genehmigung  zu  untersiebenden  Oberbausysteme,  und 
zwar  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  su  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  20  Kilogramm  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Ausdehnung  beschrankt 
und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus  Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus 
Hols  auf  einer  Untermauerung  erbaut  werden. 

Dieselben  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen  Bau- 
vorschriften herzustellen. 

Wegschranken  und  sonstige  Sicherheitsvorkehrungen  sind  nur  in  besonderen 
Fällen  über  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  hersustellen. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

3  Locomotiven  mit  einer  Maximalachsenbelastnng  von  je  7  Tonnen;  1Ü  Per- 
sonenwagen, 2  diverse  Fracbtwagen. 

Als  Fenerungsmaterial  für  die  Locomotiven  ist  ausschliesslich  Coaks  su  ver- 
wenden. Der  Aschen-  und  Raucbkasten  der  Locomotiven  muss  derart  veracbliessbar 
gemacht  sein,  dass  ein  Heransfallen  von  glimmenden  Coaksstüoken  oder  ein 
Entfliegen  von  Funken  sicher  vermieden  wird. 

Ueberhaupt  ist  hiebei  eine  solche  Construotionaart  zu  wühlen,  wodurch 
eine  Belästigung  der  nächsten  Umgebung  durch  Geräusch  und  Rauch  möglichst 
hintangehalten  wird. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtbeile,  sowie  alle 
Auarüstuiigsgegcostände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  su  beschaffen 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums in  sofern  e  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  das» 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  besüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungsseit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  su  bewerkstelligen. 
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II.  Betrieb. 

In  Bezug  auf  den  Betrieb  der  projeotirten  Loealbahn  von  Perchtoldsdorf  nach 
M Adling  haben  die  Bestimmungen  der  vom  Handelsministerium  für  die  den  Gegen- 
stand der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  SO.  Juli  1882,  R.  6.  Bl.  Nr.  118, 
bildende  Eisenbahn  Hietzing-Perchtolsdorf  aufgestellten  Conoessionsbedingnisse, 
Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  einschliesslich  7  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  17.  April  1886. 

Der  Leiter  des  k.  k.  Handelsministeriums: 

Pusswald  ra.  p. 

7.  Concessionsurkunde  vom  29.  Deeember  1886,  R.  G.  Bl. 

Nr.  11  ex  1887, 

Ar  dl«  LocomotlTelsonbahn  von  Hietzing  nach  Ober-St.  Veit. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Locomotivfabriksfirma  Kranes  &  Comp,  in  München 
nnd  Lina  die  Bitte  nm  Ertheiluog  der  Concession  aum  Baue  nnd  Betriebe 
einer  Loealbahn  (Dampftramway)  von  Hietzing  nach  Ober-St.  Veit 
gestellt  bat,  so  finden  wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens,  der  genannten  Firma  diese  Concession 
auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56,  vom  26.  Deeember  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  vom  28.  Deeember 
1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  und  vom  29.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  104, 
wie  folgt,  zu  ertbeilen. 

§  »• 

Wir  verleihen  der  Firma  Krauss  &  Comp,  in  München  und  Linz 
das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  Abzweigung  der  den  Gegen- 
stand der  Concessionsurkunde  vom  30.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  118, 
bildenden  Loealbahn  Hietzing-Perchtoldsdorf  auszuführenden  normal- 
dpurigen  Loeomotiveisenbahn  (Dampftramway)  von  Hietzing  nach  Ober- 
St.  Veit. 

Die  Dampftramway  von  Hietzing  nach  Ober-8t.  Veit  gelangte  am  19.  Sep- 
tember 1887  zur  Eröffnung. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
a )  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  nnd  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitals- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte   der  Betriebs- 
erdffnuDg,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues 
und    der    Instruirung   der   Bahn   bis   zum  Schlnsse   des  ersten 
Betriebfjabres; 
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h)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschjuss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  su  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  bis  zum  30.  Juli  1912. 

§  3. 

Der  Concesaionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  sofort  nach  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  beginnen  und 
binnen  längstens  Einem  Jabre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu 
vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben, 
und  während  der  ganzen  bis  30.  Juli  1972  bemessenen  Concessionsdauer 
in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  bat  der  Con- 
cessionär  durch  Erlag  einer  angemessenen  Caution  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

§  4. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandtheil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  30.  Juli 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  118,  bildenden  Localbabnunternehmens  anzusehen 
und  haben  auf  dieselbe  die  Bestimmungen  der  §§  4  bis  inclusive  12 
der  oberwähnten  Concessionsurkunde  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  eB  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkurtd  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
neunundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Deccmber  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  achtzig  und  sechs,  Unserer  Reiche  im  Neunuod- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafte  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 
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8.  Concessionsbedingnisse 

fdr  die  Localbahn  (Dompftroiuway)  Ton  Hietslag  nach  Ober- St.  Veit. 

(C.  BI.  Nr.  24  ex  1887.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeotirte  Bahn  von  Hietzing  nach  Ober-St.  Veit  ist  mit  einer  Spurweite 
von  1436  Meter  als  normalspurige  Dampftramway  mit  Tag-  und  Naehtverkehr  für 
eine  Maximalfahrges<-hwindigkeit  von  10  Kilometer  per  Stunde  in  Strecken,  welche 
durch  Ortschaften  fuhren,  und  von  20  Kilometer  per  Stunde  in  Strecken,  welehe 
»war  ausserhalb  der  Ortschaften  liegen,  für  deren  Oberbau  jedoch  8traasenzüge 
benätzt  werden,  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Staatsverwaltung  behalt  sich  Übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der 
politischen  Begehung,  sowie  der  technisch  polizeilichen  Prüfung  der  Linie  für 
einzelne  Strecken  noch  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Fahrgeschwindigkeit 
so  treffen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebfeinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Aurüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  Öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorscbriften  zu  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  circa  2*4  Kilometer  lange  Linie  beginnt  an  einem  nächst  der  „Neuen 
Welt"  in  Hietzing  gelegenen  Punkte  der  Dampftramway  HietzingMödling  und 
führt  unter  Benützung  der  Hietzinger,  beziehungsweise  der  Unter-8t  Veiter 
Hauptstrasse,  sowie  der  in  ihrer  Fortsetzung  gelegenen  Maria  Theresienstrasse 
nach  Ober-St.  Veit,  woselbst  die  Endstation  bei  der  Einmündung  der  Rudolphsgasse 
in  die  letztgenannte  Strasse  anzulegen  ist. 

Im  Zuge  dieser  Linie  wird  der  Flügel  Penzing-Hetzendorf  der  Kaiserin 
Elisahethbahn  im  Niveau  gekreuzt. 

Aenderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Balm  nicht  verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Indiistrieunternehmungen 
zum  Behnfe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelest  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gvstatten. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Industriebahnen  zn 
bestimmen. 

4.  Unterbau,  Oberbau  und  Hoohbau. 

Die  Bahn  ist  vorläufig  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch 
die  Grundeinlösang  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 
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Für  jene  Theilatreoken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  Steigung 
42  pro  mille  festgesetzt.  Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  Steigungen  der  Bahn  in  denselben  von  mehr  als  100  pro 
mille  thunlichst  zu  vermeiden  sind. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Strecke  dürfen  nioht  unter 
30  Meter  betragen. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benützung  der  Strassen  zur 
Hahnanlage  ist  die  Genehmigung  der  competenten  Strassenbehörden  einzuholen, 
ferner  wird  hinsiohtlich  jener  Strassen  objecto,  welche  von  der  Bahn  mitbenütst 
werden,  der  Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzwcoke  zu  liefern  sein,  eventuell 
ist  die  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  alle  diesbezüglichen,  im 
Einvernehmen  mit  den  oompetenteti  Strassenbehörden  projectirten  Aenderungen  und 
Verstärkungen  zu  erwirken. 

Der  Oberbau  ist  im  8ystem  Hartwich  mit  Rücksicht  anf  den  Raddruok  der 
Fahrzeuge  herzustellen  und  unterliegt  die  Construction  desselben  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Um  das  Waodern  des  überbaue*  zu  verhüten,  ist  derselbe  in  Neigungen 
über  25  pro  mille  streokenweise  zu  fixiren. 

Die  Niveaukreuzung  mit  dem  Flügel  Penzing- Hetzendorf  ist  im  Einverständ- 
nisse mit  der  k.  k.  Generaldireotion  der  österreichischen  Staatsbahnen  auszuführen. 

In  sitmmtliehen  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  ist 
mindestens  für  einen  entsprechenden  Warteraum  und  Abort  Vorsorge  zu  treffen. 

Im  'Uebrigen  haben  für  die  Anlage  des  Unterbaues  und  Oberbaues,  ferner 
der  Stationen  und  Haltestellen  und  deren  Hochbauten  die  gleichen  Bestimmungen 
und  technischen  Bedingnisse  sinngemäss  Anwendung  zu  finden,  welche  für  die  den 
Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsnrkunde  vom  30.  Juli  1882,  R.  G.  Bl. 
Nr.  118,  bildende  Localbahn  ( Dampftram way)  von  Hietzung  naoh  Perchtoldsdorf 
festgesetzt  wurden. 

6.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 
2  Looomotiven,  8  Personenwagen,  4  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 
Als  Feuerungsmaterial  für  die  Locomotiven  ist  ausschliesslich  Coaks  zu 
verwenden. 

Der  Aschen-  und  Bauohkasten  der  Maschinen  muss  derart  verschliessbar 
gemacht  sein,  daas  ein  Herausfallen  von  glimmenden  Coaksstücken  oder  ein  Ent- 
fliegen von  Funken  sicher  vermieden  wird. 

Ueberhaupt  ist  hiebei  eine  solche  Constructionsart  zu  wählen,  wodurch  eine 
Belästigung  der  nächsten  Umgebung  durch  Geräusch  und  Kauoh  mögliohst  hintan- 
gehalteu  wird. 

6.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Babnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

In  Bezug  auf  den  Betrieb  der  projectirten  Localbahn  von  Hietzing  nach 
Ober-St.  Veit  haben  die  Bestimmungen  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  für  die 
den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  30.  Juli  1882,  R.  G.  Bl. 
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Nr.  118,  bildende  Localbahn  von  Hietzing  nach  Perohtoldsdorf  aufgestellten 
ConceaaionabediognUse  Abschnitt  II,  Punkt  1  bis  einschliesslich  7  sinngemäss  An- 
wendung tu  finden. 

Wien,  am  28.  Jänner  1887. 

Der  k.  k.  Handelsmiuister : 
Bacquehem  m.  p. 

9.  Statuten 

der  Dampftraniway •Gesellschaft  vormals  Kraus»  &  Comp. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom  30.  Juli 
1882,  K.  G.  Bl.  Nr.  118  —  vom  8.  April  1884,  R.  6.  Bl.  Nr.  59  — 
vom  26.  Mär«  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  und  vom  29.  December  1886, 
K.G.  Bl.  Nr.  11  vom  Jahre  1887,  durch  welche  der  Firma  Kraus 8  &  Comp, 
in  Hünchen  und  Lins  das  Recht  mm  Baue  und  Betriebe  mehrerer 
normalspuriger  Localbahn  (Dampftram way)  Linien  in  der  Umgebung  von 
Wien  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in 
Blmmtliche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  genannten  Concessionärs 
eintritt. 

Artikel  2. 
Die  Gesellschaft  hat  zum  Zwecke: 

a)  Die  Erwerbung  und  den  Betrieb  der  im  Artikel  1  bezogenen 
Localbahn  (Dampftramway)-Linien,  und  »war: 

1.  von  Hietaing  nach  Perchtoldsdorf  mit  der  Verlängerung  nach 
Gsudenzdorf; 

2.  von  Wien  nach  Stammersdorf  und  von  Floridsdorf  nach  Gross- 
Ensersdorf; 

3.  von  Perchtoldsdorf  nach  Mödling; 

4.  von  Hietzing  nach  Ober-St.  Veit 

im  Sinne  der  Bestimmungen  der  bezüglichen  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunden. 

b)  Den  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  und  schmalspurigen 
Eisenbahnen,  Strassenbahnen  oder  Dampftramwayj,  für  welche  von  der 
Gesellschaft  später  die  Concession  erworben  werden  sollte,  sowie  von 
Schleppbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements,  deren  Errichtung 
von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird. 

e)  Unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen 
Genehmigung  die  Erwerbung  oder  die  Betriebeübernahme  von  bereits 
bestehenden  Localbahnen. 

d)  Die  Erwerbung  und  den  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu 
denen  die  Gesellschaft  durch    specielle  Concession eo   oder  besondere 
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Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird,  wie  insbesondere 
Kohlenhandel,  Transport  und  Vertrieb  von  Dtingerproducten,  insoweit 
die  vorgedachten  Unternehmungen  mit  deu  der  Gesellschaft  concessionirten 
Eisenbahnunteroebinungen  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen. 

Artikel  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„Dampftramway-GeBellschaft  vormals  Krauss  &  Comp." 

Diese  Firma  wird  in  das  Handelsregister  des  k.  k.  Handelsgerichtes 
zu  Wien  eingetragen.  Die  Gesellschaftsfirma  wird  vorgedruckt  oder  von  wem 
immer  geschrieben  und  entweder  von  dem  Director  allein  oder  im  Falle 
der  provisorisch  erfolgten  Bestellung  eines  Procuristen  zum  Stellvertreter 
des  Directors  (Artikel  19)  durch  diesen  Stellvertreter  allein,  oder  von 
zwei  mit  der  Procura  betrauten  Gesellschaftsbeamten,  von  diesen  jedoch 
mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze,  unterzeichnet. 

Artikel  4. 
Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Alle  Bekanntmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtawirksam 
durch  die  einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung"; 
ausserdem  können  diese  Bekanntmachungen  auch  durch  andere  in-  oder 
ausländische  Zeitungen  verlautbart  werden. 

Artikel  5. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginn  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  gosammte  im  Artikel  8  festgesetzte  Actiencapital  gezeichnet 
und  voll  eingezahlt,  die  constituirende  Generalversammlung  (Artikel  6) 
ordnuDgsmässig  abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft  proto- 
kollirt  ist. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  nicht  beschränkt. 

Artikel  6. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  nach  erfolgter  Vollein- 
zahlung des  gesammten  im  Artikel  8  bestimmten  Actiencapital  es  mittelst 
schriftlicher  Einladung  sMmmtlicher  Zeichner  durch  den  Concessionär 
einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Statuten,  welche  sich  auf  die  Einberufung  und  auf  den  Erlag  der  Actien 
beziehen,  keine  Anwendung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
die  Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Aufsichtsrathes  für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre  (Artikel  22),  sowie  den 
Vorstand  (Director,  Artikel  13)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  zu 
wählen. 
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In  dieser  coastituirenden  Generalversammlung  ist  die  erfolgte 
Einzahlung  des  gesammten  im  Artikel  8  bestimmten  Aetiencapitales 
nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  von  der  Versammlung 
bestimmten  Theilnebmern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der  Ver- 
sammlung beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital  und  Rechtsverhältniss  der  Actionäre. 

Artikel  7. 

Das  Gesellcbaftscapital  wird  gebildet: 
a)  aus  Prioritätsactien ; 
It)  aus  Stainmactien. 

Artikel  8. 

Das  Actiencapital  besteht  aus  3,600.000  fl.  österr.  Währ,  in 
9000  Stück  Prioritäts-  und  9000  Stück  Stamrnactien,  zusammen  aus 
1 8.000  volleingezahlten,  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Actien  a  200  fl. 
öiterr.  Währ,  per  Stück. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stamrnactien  sind  mit  fort- 
laufenden Nummern  nach  den  heiligenden  Formularien  Nr.  1  und  4 
auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien  2 
und  3,  beziehungsweise  5  und  6  zu  versehen. 

Artikel  9. 

Im  Falle  der  Herstellung  neuer  Bahnlinien  oder  der  Erweiterung 
der  gesellschaftlichen  Unternehmungen  im  Sinne  der  Bestimmungen  des 
Artikels  2  lit.  bt  c  und  d,  endlich  im  Falte  der  Notwendigkeit  von 
Vervollständiguugsbauten  und  Investitionen  für  den  Bahnbetrieb  kann  das 
Actiencapital  mit  staatlicher  Genehmigung  entsprechend  erhöbt  werden. 

Artikel  10. 

Sowohl  die  Prioritäts-,  als  auch  die  Stamrnactien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgung« 
planes  bis  zum  Jahre  1974  amortisirt.  Die  Tilgung  der  Prioritätsactien 
bat  jener  der  Stamrnactien  voranzugehen. 

An  8telle  der  getilgten  Prioritäts-  und  Stamrnactien  werden 
Genussscheine  ausgegeben,  welche  gemäss  Artikel  51  an  dem  Rein- 
gewinne und  gemäss  Artikel  53  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft 
tAe/Jnefamen. 

Artikel  11. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird   für  jede  Actie  von  der 
Gesellschaft  nur  Ein  Eigenthümer  anerkannt.  Mehrere  Theilnehmer  an 
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einer  Actie  haben  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person 
wahrnehmen  zu  lassen. 

Jeder  Actionär  nimmt  nach  Massgabe  dieser  Statuten  an  den 
Erträgnissen,  sowie  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  theil. 

9 

III.  Abschnitt. 

Gesellschaftsvorstand. 
Artikel  12. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis 
inclusive  241  des  Handelsgesetzbuches  ist  der  Director. 

Der  Director  ist  das  unmittelbare  Vollzugs-  und  Verwaltungsorgan 
der  Gesellschaft;  demselben  obliegt  der  Betrieb  aller  im  Geschäftskreise  der 
Gesellschaft  liegenden  Geschäfte  und  die  Vertretung  in  Bezug  auf  diese 
Geschäftsführung. 

Der  Director  ist  der  Vorgesetzte  aller  Gesellscbaftsbeamten  und 
Diener. 

Artikel  13. 

Der  Director  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Der  Director  muss  die  österreichische  Staatsbürgerschaft  besitzen, 
und  darf  nicht  gleichzeitig  Mitglied  des  Aufsichtsrathes  sein. 

Wer  in  einem  directen  Vertragsverhältnisse  als  Bauunternehmer, 
Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft  steht,  in  Concurs  verfallen  ist  oder 
die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu 
haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  be- 
gangenen oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder 
einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen 
worden  ist,  kann  nicht  zum  Director  bestellt  werden. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdauer 
hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

Der  Aufsichtsrath  kann  in  dringenden  Fällen  den  Director  von 
seiner  Function  —  unbeschadet  der  allenfallsigen  Entschädigungspflicht 
der  Gesellschaft  aus  seinem  Vertrage  —  suspendiren,  hat  hierüber  jedoch 
den  Beschluss  der  nächsten  Generalversammlung  einzuholen.  Desgleichen 
kann  der  Aufsichtsrath  den  Widerruf  der  Bestellung  des  Directors  bei 
der  Generalversammlung  beantragen. 

Der  Director  bezieht  einen  festen  Gehalt,  der  vom  Aufsichtsrathe 
bestimmt  wird,  und  ausserdem  die  laut  seines  Vertrages  ihm  etwa  zu« 
kommende  Tantieme  (Artikel  47). 

Artikel  14. 

Der  Director  ist  verpflichtet,  die  Geschäfte  deB  Unternehmens  mit 
genauer  Beobachtung  des  Statutes  und  der  statutenmäßigen  Beschlüsse 
der  Generalversammlung    zu  führen,  und   ist   zur  Entscheidung  und 
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Verfügung  in  allen  Gesellschaftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht 
der  Beschlussfassung  des  Aufsichtsrathes  oder  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind. 

Er  vertritt  die  Gesellschaft  in  allen  Abschlüssen,  Geschäften  und 
Verträgen  Bowohl  im  Verhältnisse  zu  Behörden,  als  auch  Dritten  gegen- 
über, endlich  in  allen  Rechtsstreitigkeiten  und  gerichtlichen  Verhandlungen. 
Zur  Behändigung  von  Vorladungen  und  anderen  Zustellungen  gentigt 
es,  wenn  dieselbe  an  den  Director  oder  an  einen  Procuristen  geschieht. 

Artikel  15. 

Der  Director  muss  längstens  innerhalb  4  Wochen  nach  seiner 
Bestellung  mindestens  50  Actien,  und  zwar  25  Stamm-  und  25  Prioritäts- 
actien  sarnoot  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  deponiren, 
welche  während  seiner  Amtsdauer  und  bis  zur  Erledigung  der  auf 
seine  Function  bezüglichen  Rechnungen  weder  belastet  noch  veräussert 
werden  dürfen. 

Artikel  16. 

Der  Director  hat  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  ein  Inventar 
der  Activa  und  Passiva  aufzustellen  und  unter  Berücksichtigung  der  Vor- 
schriften des  Handelsgesetzbuches  die  Jahresbilanz  zu  ziehen.  Bilanz 
und  Inventar  werden  dem  Aufsichtsrathe  zur  Prüfung  vorgelegt. 

Artikel  17. 

Der  Director  wohnt  den  Versammlungen  des  Aufsichtsrathes  mit 
berathender  Stimme  bei  und  ist  über  alle  nicht  von  ihm  ausgehenden 
Anträge  vor  der  Beschlussfassung  zu  hören. 

Artikel  18. 

Der  Director  muss  seine  ganze  Thätigkeit  der  Gesellschaft  widmen. 
Er  darf  ein  Nebenamt  irgend  welcher  Art  ohne  Genehmigung  des 
Aufsichtsrathes  nicht  übernehmen  und  für  eigene  Rechnung  keine 
Nebengeschäfte  betreiben. 

Artikel  19. 

Der  Aufsichtsrath  bestimmt,  vorbehaltlich  der  Beschlussfassuug 
durch  die  nächste  Generalversammlung,  in  Verhinderungsfällen  des 
Directors  oder  bei  eintretender  Vacanz  für  denselben  aus  den  Procuristen 
provisorisch  einen  Stellvertreter,  für  welchen  während  der  Dauer  dieser 
Function  die  Bestimmungen  der  Artikel  12,  18,  Absatz  2  bis  4,  14,  16, 
17  und  18  dieser  Statuten  analoge  Anwendung  zu  finden  haben. 

Neben  dem  Director  können  zwei  oder  mehrere  Gesellschaftsbeamte 
mit  der  Befugniss  aufgestellt  werden,  die  gesellschaftliche  Firma  zu 
zeichnen  (Artikel  3),  die  Functionen  derselben  richten  sich  nach  den 
ihnen  ertheilten  Instructionen. 
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IV.  Abschnitt 

Aufsichtsrath. 
Artikel  20. 

Der  Aufsichtsrath  hat  die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  in 
allen  Zweigen  der  Verwaltung  zu  überwachen;  er  hat  das  Recht,  sich 
jederzeit  and  auf  jede  beliebige  Weise  von  dem  Stande  der  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft  zu  unterrichten,  darüber  stets  von  dem  Director 
Berichterstattung  zu  verlangen  und  in  die  Bücher  und  Schriften  der 
Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  sowie  den  Bestand  der  Gesellschafts- 
casse zu  untersuchen. 

Artikel  21. 

Der  Aufttichttratb  besteht  aus  mindestens  füaf  und  höchstens  sieben 
Mitgliedern,  von  welchen   mindestens  drei  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzen  und  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  haben 
müssen. 

Artikel  22.  * 

Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  werden  in  der  Generalversamm- 
lung von  den  stimmberechtigten  Actionären  auf  drei  Jahre  gewählt. 

Von  den  in  der  constituirenden  Generalversammlung  (Artikel  6) 
gewählten  Mitgliedern  haben  jedoch  zwei  durch  das  Los  zu  bestimmende 
schon  bei  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung,  zwei  weitere 
gleichfalls  durch  das  Los  zu  bestimmende  bei  der  zweiten  ordentlichen 
Generalversammlung  auszuscheiden,  während  die  übrigen  Mitglieder  bei 
der  dritten  ordentlichen  Generalversammlung  auszutreten  haben. 

Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben  jährlich  bei 
der  ordentlichen  Generalversammlung  diejenigen  zurückzutreten,  deren 
dreijährige  Functionadauer  abläuft. 

Diu  zum  Austritte  Bestimmten  können  wieder  gewählt  werden. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  des  Austrittes  eines  Aufsichtsrathes 
vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann  dessen  Stelle  einstweilen  durch 
den  Aufsichtsrath  provisorisch  besetzt  werden.  Die  definitive  Ersatzwahl 
erfolgt  in  der  nächsten  darauf  folgenden  ordentlichen  Generalversammlung. 
Der  in  einem  solchen  Falle  Gewählte  tritt  hinsichtlich  seiner  Functions- 
dauer an  die  Stelle  des  ausgeschiedenen  Aufsichtsrathes. 

Artikel  23. 

Der  Aufsicbtsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jedes  Jahr  einen  Vor- 
sitzenden und  einen  Stellvertreter  desselben.  Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit 
beider  betraut  der  Aufsichtsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

Artikel  24. 

Der  Aufsichtsrath  ernennt  für  Fälle  des  Bedürfnisses  provisorisch 
den  Stellvertreter  des  Directors  (Artikel  19),  ertheilt  an  Angestellte 
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der  Gesellschaft  die  Procura  und  beschlieest  seine  eigene  Geschäfts- 
ordnung. 

Artikel  25. 

Der  Aufsichtsrath  -hat  das  von  dem  Director  am  Schlüsse  eines 
jeden  Geschäftsjahres  vorzulegende  Ioventare  der  Activa  und  Passiva 
der  Gesellschaft,  sowie  die  darauf  basirte  Bilanz  zu  prüfen,  Uber  den 
Befund  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  der  Generalversammlung  Bericht 
su  erstatten. 

Artikel  26. 

Unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikel  231  des  Handelsgesetz- 
buches ist  die  Zustimmung  des  Aufsichtsrathes  erforderlich  für  An- 
schaffungen, Veräusseruugen  und  Belastungen  des  Gesellschaft« vermögen» 
(insbesondere  Darlehenshegebuugen  und  Gewährungen),  welche  die  Höhe 
von  3000  fl.  überschreiten,  und  für  die  Bestimmung  der  jahrlich  vorzu- 
nehmenden Abschreibungen. 

Artikel  27. 

Der  Aufsichtsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Vorsitzenden 
oder  dessen  Stellvertreters  oder  auch  des  Directors  am  Sitze  der 
Gesellschaft  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  vierteljährig 
einmal. 

Die  Einladung  erfolgt  schriftlich  unter  Angabe  der  wichtigsten 
Verhandlungsgegenstände. 

Artikel  28. 

Zur  Giltigkeit  eines  Beschlusses  des  Aufsichtsrathes  ist  die 
ordnuugsmässige  Einladung  s  am  mtl  icher  Mitglieder  desselben  und 
die  persönliche  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern  erfor- 
derlich. 

Unbeschadet  dieser  Bestimmung  kann  sich  jedes  Mitglied  des 
Aufsichtsrathes  durch  ein  anderes  Mitglied  des  Aufsichtsrathes  vertreten 
lassen,  doch  kann  in  Vollmacht  nur  Eine  Stimme  abgegeben  werden. 

Artikel  29. 

Die  Beschlüsse  des  Aufsichtsrathes  werden  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit der  gegenwärtigen  und  durch  Vollmacht  vertretenen  Mitglieder 
(Artikel  28)  gefasst.  Der  Vorsitzende  gibt  seine  Stimme  wie  jedes  andere 
Mitglied  ab.  Bei  gleich  geth eilten  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als 
Beschluss,  welcher  sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Aufsichtsrathes  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  noch  einem  anderen  Mitglied  e 
zu  unterzeichnen  ist. 
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Artikel  30. 

Jedes  Mitglied  des  Aufsicbtsrathes  hat  vor  Antritt  seiner  Function 
25  Actien,  und  »war  12  Stamm-  und  13  Prioritätsactien  earamt  dazu 
gehörigen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  erlegen,  welche 
bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen  Rechnungen 
dort  in  Verwahrung  bleiben  und  von  dem  Erleger  während  dieser  Zeit 
weder  belastet  noch  veräussert  werden  dürfen. 

Artikel  31. 

Die  Mitglieder  des  Aufsicbtsrathes  erhalten  für  ihre  Mühewaltung 
für  jede  Sitzung,  an  welcher  sie  persönlich  theilnehmen,  einen  fixen 
Betrag  von  15  fl. 

Die  ausserhalb  von  Wien  wohnenden  Mitglieder  erhalten  überdies 
die  Entschädigung  des  Fahrgeldes  I.  Ciasee. 

Ueberdies  gemessen  die  Mitglieder  des  Aufsicbtsrathes  den  im 
Artikel  47  bestimmten  Gewinnstantbeil. 

Artikel  32. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  einem  directen  Vertrags- 
verhältnisse  als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft 
steht,  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne 
seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens 
oder  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit 
verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in  Untersuchung 
steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des 
Aufsicbtsrathes  Bein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions- 
dauer  bat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

V.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
Artikel  33. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtbeit  der  Actionäre. 

Ihre  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

Artikel  34. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  jährlich  innerhalb  der 
ersten  fünf  Monate  nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres,  also  spätestens 
Ende  Mai  über  Berufung  des  Vorstandes  (Directors)  in  Wien  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  vom  Vorstände  ein- 
zuberufen : 
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a)  über  Beschlues  einer  Generalversammlung; 

b)  wenn  der  Aufeichte rath  oder  der  Vorstand  die  Einberufung  im 
Interesse  der  Gesellschaft  für  nothwendig  erachtet; 

c)  wenn  ein  oder  mehrere  Actionftre,  deren  Actienbesitz  zusammen 
den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  repräsentirt, 
die  Einberufung  beantragen.  In  diesen  Fällen  muss  die  General- 
versammlung auf  einen  innerhalb  längstens  dreissig  Tagen  gelegenen 
Termin  einberufen  werden. 

Die  Actionftre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforder- 
lichen Actien  bei  der  Gesellschaft scaese  oder  einer  anderen  vom  Vor- 
stande zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen  und  gleichzeitig 
den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den  Anlass  zu  dem 
gestellten  Begehren  bilden. 

Artikel  35. 

Die  Einberufung  jeder  Generalversammlung  muas  mindestens  drei 
Wochen  vor  dem  Tage  der  Abhaltung  erfolgen,  und  zwar  mittelst 
Bekanntmachung  gemäss  Artikel  4. 

Der  Zweck  der  Generalversammlung  ist  in  der  Einberufungs- 
Kundmacbnng  bekannt  zu  geben. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären, 
welche  mindestens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortieirten  Actien- 
capitales besitzen  und  diesen  Besitz  durch  Hinterlegung  von  Actien 
flammt  noch  aushaftenden  Coupons  bei  der  Gesellschaftscasse  nachgewiesen 
haben,  wenigstens  30  Tage  vor  der  Einberufung  angemeldet  worden 
sind.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
Kundmacbung  nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden,  hievon  iht  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  General- 
versammlung gestellten  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

Artikel  30. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer  von 
Stamm-  oder  Prioritätsactien,  welcher  im  Ganzen  mindestens  20  Stück 
Actien  spätestens  fünf  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmässig  ein- 
berufenen Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer 
anderen  in  der  Einberufungs-Kundmachung  bezeichneten  Depotstelle 
erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhält  der  Besitzer  Legitimationskarten, 
welche  auf  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und  die 
darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete 
Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  (Artikel  38) 
gelten. 
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Artikel  37. 

Je  20  Actieu  gewähren  dem  Inhaber  das  Recht  auf  Eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactiea  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
ho  dass  letzteres  nicht  tangirt  wird,  wenu  der  Besitz  eines  Actionär* 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätaactien  besteht. 

Artikel  38. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigung 
eines  auderen  stimmberechtigten  Actionärs  ausgeübt  werden;  doch  darf 
kein  Actiooär  mehr  als  fünfzig  Stimmen  im  Vollmachtsnamen  in  sich 
vereinigen. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Persoueu  Übea  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmäßigen  Vertreter  aus,  welche  nicht 
Actionäre  der  Gebellee  Ii  oft  zu  sein  brauchet). 

Artikel  39. 

Deu  Vorsitz  iu  der  Generalversammluog  fuhrt  der  Vorsitzende  des 
Aufsichtarathes  oder  dessen  Stellvertreter  uud  in  der  Verhinderung 
beider  ein  anderes  vom  Aufs  ich  tsrathe  hiezu  delegirtes  Mitglied  des- 
selben. 

Artikel  40. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

1.  Die  Entgegennahme  des  Berichtes  Uber  das  abgelaufene 
Geschäftsjahr  und  die  Vorlage  der  Jahresbilanz  durch  den  Aufsichtsrath 
und  den  Vorstand,  und  die  Beschlüsse  über  denselben. 

2.  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Bescblussfaasung 
über  die  Verwendung  des  Reingewinnes. 

3.  Die  Bestimmung  der  Anzahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Aufsichtarathes  (Artikel  21  und  22). 

4.  Die  Wahl  eines  VorttandeB  (Directors,  Artikel  13). 

5.  Die  Bescblussfassuug  über  die  Ausdehnung  des  Unternehmern» 
im  Sinne  des  Artikels  2,  lit.  bf  c  uud  d,  sowie  auch  über  die  Erhöhung 
des  Actiencapitales  (Artikel  9). 

6.  Die  Beschlussfassung  Uber  die  Veräußerung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Linien. 

7.  Die  Beschlußfassung  Uber  die  Aenderung  der  Statuten. 

8.  Die  Beschlußfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und 
die  Modalitäten  der  Liquidation  (Artikel  52)  inabesondere  auch  im 
Falle  der  Uebertragung  ihres  Vermögen«  und  ihrer  Schul  leu  an  eine 
audere  Actiengesellscbaft  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren 
(Artikel  215  Handelsgesetzbuch). 

Die  Beschlüsse  Uber  die  in  den  Punkten  5,  6,  7  und  8  aufge- 
führten Gegenstände  bedürfen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung. 
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Artikel  41. 

Die  General  Versammlung  ist  beschlußfähig,  wenn  die  sämmtlichen 
persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  in  der  Versammlung  erscheinen- 
den Actionäre  mindestens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten 
Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  Artikel  40  unter  5,  6,  7  und  8  aufgeführten  Gegen- 
stände können  jedoch  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden,  wenn 
mindestens  der  vierte  Tbeil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
in  der  Generalversammlung  vertreten  ist. 

Artikel  42. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  gilt  der  gestellte  Antrag 
als  abgelehnt.  Die  im  Artikel  40  unter  5,  6,  7  und  8  aufgeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  abgegebenen  Stimmen. 

Artikel  43. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  Artikels  41  bescblussftthig,  so  muss  eine  neue  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  einberufen 
werden,  welche  in  jedem  Falle  und  ohne  Rücksiebt  auf  die  Summe  des 
durch  sie  vertretenen  Actiencapitales  giltige  Beschlüsse  jedoch  nur  über 
die  in  der  Kundmachung  der  früheren  Generalversammlung  angeführten 
Gegenstünde  fassen  kann,  was  in  der  Eiuberufangskundmachung  aus- 
drücklich betont  werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden,  und  müssen 
in  diesem  Falle  die  Actien  spätestens  drei  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritte der  neuen  Generalversammlung  vorgelegt  werden. 

Artikel  44. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  bescbliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wshl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche 
Stimmenanzahl,  so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur 
betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat. 
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Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach    einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

Artikel  45. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Stimmenzahler  gewählt. 

Ueber  die  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom 
Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den  beiden  Stirn  nie  u Zählern  zu 
unterzeichnen  ist. 

VI.  Abschnitt 

Jahresrechnung,  Gewinnverwendung,  Reservefond. 

Artikel  46. 

Alljährlich  am  31.  December,  zum  erstenmale  am  31.  De- 
cember  1888,  wird  der  Abschluss  der  Bücher  vorgenommen,  ein  In- 
ventar der  Betriebsmittel  und  vorhandenen  Vorräthe  aufgenommen  und 
nach  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und  streng  kaufmännischen 
Grundsätzen  eine  Bilanz  angefertigt. 

Ueber  die  jährlichen  Abschreibungen  an  dem  Werthe  der  Im- 
mobilien und  der  Betriebsmittel  beschliesst  der  Aufsichtsrath  (Artikel  26). 

Artikel  47. 

Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  allem  zu  decken: 

1.  Die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsausgaben. 

2.  Die  für  die  Amortisation  des  Actieocapitales  im  Sinne  des 
staatlich  genehmigten  Tilgungsplanes  erforderliche  Quote. 

Aus  dem  hienach    verbleibenden  Ueberscbusse  werden  zunächst: 

3.  2  Percent  in  den  Reservefond  (Artikel  49)  hinterlegt,  sodann 

4.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4]/2  Percent  des  eingezahlten 
nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Prioritätsactien  ver- 
theilt (eine  Nachzahlung  auf  die  Dividenden  der  Prioritätsactien  aus 
den  Reinerträgnissen  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt)  und 
schliesslich 

5.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4'/2  Percent  des  einge- 
zahlten nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stammactien 
ausbezahlt. 

Von  dem  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  5  aufgeführten  Er- 
fordernisse noch  erübrigenden  Restbeträge  werden  ferner: 

6.  3  Percent  dem  Reservefond  zugewendet, 

7.  die  vertragsmässige  Tantieme  des  Directors  beglichen, 

8.  7'/2  Percent  dem  Aufsichtsrathe  als  Tantieme  zugewiesen. 
Der  dann  noch  erübrigende  Betrag  wird  als  Superdividende  auf 

die  Prioritäte-  und  Stammactien,  sowie  auf  die  ausgegebenen  Genuss- 
scheine (Artikel  51)  gleichmässig  aufgetheilt. 
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Artikel  48. 

Ergibt  eine  Jahresrechnung  einen  Verlast,  so  ist  dieser,  so  weit 
er  nicht  durch  die  Reserveconti  gedeckt  werden  kann,  auf  dem  Gewinn- 
und  Verlustconto  vorzutragen. 

Aus  dem  Gewinne  der  folgenden  Jahre  ist  dann  zunächst  dieser 
Vortrag  auszugleichen  und  dann  erst  der  Ueberschuss  nach  Artikel  47 
zu  verwenden. 

Artikel  49. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zur  Bestreitung  abnormaler 
Erneuer uugsauslagen,  sowie  der  Kosten  für  Erweiterungen  der  Bahn- 
anlagen oder  für  Vermehrung  des  Fahrparkes,  sowie  der  Betriebsein- 
richtungen zu  dienen. 

Der  Reservefond  wird  zunächst  von  den  Ersparnissen  aus  dem 
Anlagecapital  gebildet  und  gemäss  den  Beatimmungen  des  Artikels  47, 
Punkt  3  und  6,  in  solange  dotirt,  bis  derselbe  6  Percent  des  ge- 
samtsten Anlagecapitales  erreicht  Sinkt  der  Reeervefond  unter  diesen 
Betrag,  so  hat  die  atatutenmassige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

Dieser  Reservefond  hat,  insoweit  er  aus  dem  Anlagecapital  ge- 
bildet ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  seiner 
Bestimmung  entsprechend  verwendet  sein  sollte,  im  Falle  der  staat- 
lichen Einlösung,  sowie  des  Heimfalles  der  concessionirten  Bahnlinien 
in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates  zu  übergehen. 

Artikel  50. 

Die  Einlösung  der  amottisirten  Actien,  sowie  die  Zahlung  der 
Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt  an  der  Gesellscbaftscasse  und 
bei  den  vom  Aufsichtsrathe  hiezu  bestimmten  Zahlstellen. 

Alle  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen  drei 
Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten  des 
Reservefondes  (Artikel  49). 

Artikel  51. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Prioritäts-  oder  Stammactien  wird 
längstens  secbH  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der  Actien 
nebst  letztfälligen,  sowie  etwa  noch  unbehobenen,  nicht  verjährten  Divi- 
denden und  Superdividenden  bar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte  Actie 
sammt  dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendensebeinen  und 
Talon  ein  auf  Ueberbringer  lautender,  mit  Coupons  und  Talon  ver- 
sehener Genussschein  ausgefolgt. 

Diese  Genussscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  zur  Vertheilung 
gelangenden  Superdividende  (Artikel  47). 

An  der  im  Artikel  47  sub  4  und  5  erwähnten  4V2Percentigen 
Dividende  partieipiren  die  Genussscheine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales, 
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dann  bezüglich  des  Stimmenrechtes  sind  zwei  Genussscheine  einer  Actie 
gleichgestellt. 

VII.  Abschnitt 

Schlussbestimmungen. 
Artikel  52. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Bfschluss 
der  Generalversammlung  (Artikel  40,  Z.  8)  hat  diese  selbst  die  Mo- 
dalitäten der  Liquidation  au  bestimmen.  Mit  der  Bestellung  der  Liqui- 
datoren erlösch eu  die  Befugnisse  des  Directors. 

Die  Bestimmungen  der  Statuten  über  die  Generalversammlung, 
sowie  über  die  nach  Artikel  20  und  25  dem  Aufsichtsrathe  zustehenden 
Befugnisse  der  Ueberwachung  der  Geschäftsführung  bleiben  auch 
während  der  Dauer  der  Liquidation  mit  der  Modification  in  Kraft, 
dass  die  Einberufung  der  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren 
erfolgt. 

Artikel  53. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden  der  Gesellschaft  an 
tilgen.  Der  verbleibende  Rest  ist  anf  sämmtlicbe  etwa  noch  nicht 
amortisirte  Prioritätsaetien  zu  vertheilen,  insofern  auf  jede  derselben 
nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt.  Der  nach  Auszahlung  des 
vollen  Nenn  wert  h  es  der  Prioritätsaetien  verbleibende  Ueberschuss  ist 
auf  sämmtlicbe  noch  nicht  amortisirte  Stamm actien  zu  vertheilen,  in- 
sofern hienach  auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der  volle  Nennwerth 
entfällt. 

Sollte  nach  Auszahlung  dea  vollen  Nenn  wen  bea  sämmtlicher 
Prioritäts-  und  Stammactien  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben, 
so  ist  dieses  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte  Prioritäts-  und 
Stammactien  und  auf  die  ausgegebenen  Gennssscheine  gleichmässig  zur 
Vertheilung  zu  bringen. 

Artikel  54. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  sind  vor  dem 
nach  Beschaffenheit  der  Streitsache  competenten  Gerichte  auszutragen. 

Artikel  55. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  GemäsKbeit  der  Gesetze  und  nsch  Maßgabe  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunden  vom  30.  Juli  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  118;  3.  April  1884, 
R.  G.  Bl.  Nr.  59;  26.  März  188(5,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  uuu  29.  De- 
cember  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  11,  vom  Jahre  1887  aus. 

Insbesondere  ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  zu  diesem 
Zwecke  einen  landeBfürstlicben  Commissär  zu  bestellen.  Derselbe  hat 
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das  Recht,  den  SitEungen  des  Aufsichtsratbes,  sowie  den  Generalver- 
sammlungen beizuwohnen,  und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen, 
welche  derselbe  als  den  Gesetzen,  den  Allerhöchsten  Concessions- 
urknnden  oder  dem  Gesellschaftsstatute  zuwiderlaufend,  oder  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu  sistiren,  wogegen  das  Recht 
der  Beschwerde  offen  steht. 

Artikel  56. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
aasgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  13824. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  27.  August  1888. 

TaafTe  m.  p. 


L.  Eisenbahn  Wittmannsdorf  (Leobersdorf)- 

Ebenfiirth. 

1.  Concessionsnrkunde  vom  15.  August  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  129, 

für  die  LoeomotlTbahn  Ton  Wlttmannsdorf  nach  Ebenfartli. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Paul  Eduard  Ritter  von  Schoeller  in  Wien  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Locomotiv- 
bahn  von  einem  Punkte  der  Linie  St.  Pölten-Leobersdorf  der  nieder- 
österreichischen  Staatsbahnen  bei  Wittmannsdorf  zu  einem  nächst  Eben- 
furth gelegenen  Punkte  an  der  österreichisch  ungarischen  Landesgrenze  ge- 
stellt hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens  dem  genannten  Bittsteller  die  Concession 
auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl. 
Nr.  56,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Paul  Eduard  Ritter  von  Schoeller  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Lorealbahn  herzustel- 
lenden Locomotiveisenbahn  von  einem  Punkte  der  Linie  St.  Pölten- 
Leobersdorf  der  niederösterreichischen  Staatsbahnen  bei  Wittmannsdorf 
zu  einem  nächst  Ebenfurth  gelegenen  Punkte  an  der  österreichisch- 
ungarischen  Landesgrenze. 

Die  Eisenbahn  Wittmannsdorf  (Leoberadorf)-Ebunfurth  wurde  am  23.  Augast 
1883  eröffnet.  Mit  diesem  Zeitpunkte  wurde  der  Betrieb  derselben  auf  Grund 
des  Vertrages  vom  2.  August  1883  von  der  k.  k.  Direetion  für  Staatseisenbahn- 
betrieb übernommen  und  wird  seit  1.  August  1884  von  der  k.  k.  General- 
direotion  der  österreichischen  Staatsbahnen  geführt. 
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Bezüglich  der  durch  die  Eisenbahn  Wittmannsdorf  (Leobersdorf)-Ebenfurth 
von  der  Südbahn  in  Unterpacht  genommenen  Strecke  Ebenfurth-Landesgrenze 
der  Wien-Pottendorf-Wr.  Neusfädter  Bahn  siehe  Anmerkung  auf  8eite  58  dieses 
Randes. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a )  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitata- 
Verzinsung  und  den  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs  - 
er  Öffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten 
Betriebfjabres; 

h)  riie  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gabe der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  eowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungsgebtthr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Coocession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsnrkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen;  ferner 

<l)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebtthren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
sn  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Bahn  sofort  zu 
beginnen  und  längstens  hinnen  einem  und  einem  halben  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer 
im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  von  Zehntausend  (10.000)  Gulden 
in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicher- 
heit zu  leisten.  • 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
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zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als 
im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5- 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Coneessiensbe- 
dingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem .  Eisenbahuconcesflioosgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  6.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

§  6- 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  eine  Actiecgesellscbaft  zu  bilden, 
welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu 
treten  hat. 

Das  gedämmte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Conoessiousdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formujjarien  der  auszugebenden 
Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militär transporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifp  reisen, 
uud  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  nieder  österreichischen  Staats- 
banken jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider 
Reichöhälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei 
Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen 
auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendamerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heits  wache  Anwenduug. 

Der  'Conce8sionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellßchaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  AusrüstangBgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeiseobahn- 
abtheilungeu,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsttbereinkummeu  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden 
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• 

Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Mililärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  der  für  diese  Linie  gewährten  Er- 
leichterungen in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem 
durchführbar  erscheint,  worüber  dem  Handelsministerium  die  Ent- 
scheidung zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Hedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisen  bahn  concessionsgesetzes  und  nament- 
lich durch  politische  oder  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concession iite 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  den  Concessionär  zu  leistende  Barentscbädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträg- 
nisse der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnitt- 
liche Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preisse  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 
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Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  dem  Concessionär 
während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bestehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  5percentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rech- 
nungsmässigen  Capitalswerthe  der  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresrenten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Bahn 
entspricht. 

Die  Zahlung  des  obigen  Capitalsbetrages  hat  nach  Wahl  der 
Staatsverwaltung  entweder  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zum  Wiener  Börsenkurse  des  der  factischen  Zahlung  vorausgehenden 
Tages  zu  erfolgen. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  ist  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt,  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staaatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Öenuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  be- 
weglichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparks 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  den  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

§  10. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löichene  tritt  des  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
liehen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparks  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  9). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  9)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  gebildeten  Reservefondes  und  der  ausstehenden 
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Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigeaen  Vermögen  errichteten  und 
rückßichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren 
Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem 
ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt  wurde,  daaa  sie  kein  Zugehör  der 
Eisenbahn  bilden. 

§  11- 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  Bich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  iu  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksicbtlich 
beseitigt  werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  9  zustehende 
EinlÖsungsreeht  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Bau-  und  Lieferungs- 
vertrage  vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorzulegen.  Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von 
ihr  abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsinässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  des  Concessionär«  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weine  zu  fiberwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch 
das  Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als 
Gesellschaftsvorstand  fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalver- 
sammlungen, so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen,  und 
alle  etwa  den  Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden, 
beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und 
Verfügungen  zu  siatiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmnng 
•  hat  der  Concessionär  mit  Bücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
schäftslast eine  jährliche  Pausebalvergütuog  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird.  Dagegen 
wird  der  Concessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebs» 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  be- 
gründeten Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus 
der  polizeilichen  und  gefällsaintlichen  Ueberwachung  erwachsenden 
Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und 
Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  12. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde.  in  den  Concessions* 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erlöschen  zu  erklären. 
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Indem  Wir  Jedermann  ernttlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Conceesion  entgegen  su  bandeln,  nnd  dem  Concessionar  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  su  dringen,  ert heilen  Wir  sammtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  uud  alle  dariu 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Iueiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
15.  August  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendachthundertzweiundachtzig, 
Unserer  Reiche  im  Vierunddreissigsten.  • 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

fOr  die  Locomotivbahn  Wlttmannsdorf-Ebenfurth. 
(C.  Bl.  Sr.  130  ex  1882.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  der  projectirten 
Locomotiveiaenbahn  von  einem  Punkte  der  Linie  8t  Pölten-Leobersdorf  der  k.  k. 
niederösterretcbischen  Staatebahnen  bei  Wittmannsdorf  zu  einem  nächst  Ebenfurth  ge- 
legeuen  Punkte  an  der  österreichisch- ungarischen  Landesgrenza  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  su  genehmigenden  Detailprojeote  und 
der  nachstehenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden.  Die  technischen  Ent- 
würfe für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie  die  Entwürfe  der 
ab/.nsehliessrnden  Bau-  und  Lioferuncsverträee  sind  dein  Handelsministerium  recht- 
zeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  An- 
ordnungen der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  su  befolgen.  Desgleichen 
hat  der  Conoessionlr  beim  Baue  auch  allen  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus 
öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  su  leisten 
und  sich  naoh  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Poliseivorschriften  su  be- 
nehmen. 

2.  Traoe. 

Die  su  erbauende,  circa  16  Kilometer  lange  Bahn  nimmt  ihren  Ausgang 
innerhalb  Kilometer  2  und  3  der  ourrenten  Strecke  der  Linie  Leobcrsdorf-St.  Pölten 
der  niederösterreuhisohen  Staatsbahnen  bei  Wittmanusdorf,  führt  nach  Uebersetzung 
der  SUdbahn  zwischen  den  Stationen  Leobersdorf  und  Solenau  zur  Wien- Aspanger 
Bahn,  mit  dieser  eine  Strecke  in  gleicher  Richtung,  sodann  den  Ort  Solenau  nord- 
westlich, den  Artillerie-Schiessplatz  und  den  Feuerrayon  der  im  Steinfelde  »ituirten 
Müitar-Munitionsmagosine  südwestlich  umfahrend,  zur  Station  Ebenfurth  der  Wien- 
Pottendorf- Wr.  Neuitädter  Bahn  und  entlang  der  besteheuden  Strecke  Ebenfurth  - 
Neufeld  zu  dem  an  der  österreichisch-ungarischen  Landesgrenze  gelegenen  Anschlüsse 
an  die  Raab-Oedeuburg-Ebeufurther  Bahn. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Spurweite  von  143ö  Meter  mit  Ausschluss  des  Ober- 
baues in  gleicher  Weise  wie  die  Linie  Leobersdorf-St.  Pölten  der  niederösterreicbischen 
Staatsbahuen  anzulegen  und  einzurichten. 

Dl«  necbttnrkanilen  der  ö»trrr.  KUrnbahnrn.  III.  19 
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3.  AnschluBS  an  bestehende  Bahnen  und  Einmündung  von  Industrie- 
Schleppbahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  der  in  Betracht 
kommenden  Bahnhofe  der  Anschlußbahnen  und  des  Anschlusses  selbst,  sowie  wegen 
Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  mit  den  Anschlussbahnen 
Vereinbarungen  mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  anzustreben  und  die 
bezüglichen  Uebereiukommen  d«r  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  solcher  Anschlüsse,  sowie  etwaiger  gemein- 
schaftlicher Babnbofdieuste  unterwirft  sieh  der  Concessionär  dem  Ausspruche  des 
Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  den  Anschlussbahnen  nioht 
erzielt  werden  sollte.  Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Er- 
manglung eines  EinveVstäninisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenb  ntttzung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von 
Industriebahnen  zu  bestimmen.  Der  Concessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die 
Einmündung  von  Verbin  dungsbahnen,  welche  von  den  an  der  conoessionirten  Bahn 
gelegenen  Industriennternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse 
zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art 
gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 


Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
GrundeinlÖBUng  durchzuführen.  Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  8teigung  der 
in  der  Maximalneigung  liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  8  8  pro 
mille  =  1  : 120  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  2  6  pro  mille  =  1  : 400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  min- 
destens 4  6  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3'6  Meter  betragen. 

Die  Minimal-Curvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
286  Meter  betragen. 

Zur  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Bahnen  Namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Nr.  10),  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmungen  der  Bahnnivellette  in  Mazimalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4"8ö  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten.  Die  Böschungen  der  Einschnitte  und.  Aufdäm- 
mungen sind  haltbar  herzustellen  und  erforderlichen  Falles  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  eine  benützbare  Minimalbreite  von  .4  46  Meter 
erhalten.  Sämmtlicbe  Objecto,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*6  Kilometer 
von  dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit 
Geläudern  zu  versehen. 

Objecto  bis  zu  6  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  dos  Bahn- 
körpers einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Rahnkrone  reichenden  offenen  Objeoten  bis  zu  2  Meter 
totale  Lichtweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei  allen 
grösseren  offenen  Objecten  und  Brücken  sind  Eisenconstructiouen  zu  verwenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brücken- 
construetionen  sind  dia  durch  g  2  der  Verordnung  vom  30.  August  1870  nonnirten 
Lasten  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbücken  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 
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6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosaes  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  ans  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  31*72  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximal  - 
Schwellendistanz  von  0*90  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Lange  2*4  Meter,  obere  Breite  0  17  Meter,  untere  Breite  0-25  Meter,  Höhe 
<>  15  Meter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  8chwellen  ist  bei  Einhaitang  vorstehende 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögeu  von  inclusive  300  Meter  Radius  abwärts  werden  beide  Schienen- 
stränge doppelt  genagelt  uud  erhalten  dieselben  auch  eine  entsprechende  Vermehrung 
der  Unterlagsplatten. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronenbreite 
von  3  4  Meter  und  eine  Tiefe  von  0*35  Meter  auf  Dämmen  und  in  den  Ein- 
schnitten zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  der  Stationen  soll  mindestens  30  Percent  der 
Bahn  länge  betragen. 

6.  Hochbauten. 


Die  Hoohbanten  der  Stationen  sind  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung zu  beschränken  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  looalen 
Verhältnissen  entsprechend  in  definitiver  Weise  zu  erbauen. 

Sämmüiohe  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  versehen 
zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Fach  werk  und  Riegelmanern  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedooh  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
len  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Zahl  der  Wächterhäuser  in  der  currenten  Strecke  wird  derart  fixirt, 
im  Dorohsohnttte  auf  höchstens  je  3  Kilometer  ein  Wächte rhaus  entfällt. 
Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  hergestellt  werden. 
Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  au 
der  Bahn  sind  nach  Bedarf  herzustellen. 

» 

7.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Linie  ist  mit  den  erforderlichen  akustisohen  und  optischen  Signaleu 
in  derselben  Weise,  wie  bei  der  Strecke  Leobersdorf-St.  Pölten  der  niederöster- 
reichisehen  Staatabahuen,  einzurichten. 

Sämmtliche  Stationen,  Halte-  und  Kreuzungsstellen  sind  mit  Distanzdeckungs- 

8.  Fahrbetriebsmittel. 


An  Fahrbetriebsmitteln  sind,  sofern  selbe  nicht  etwa  auf  Grund,  des  abzu  - 
sehliessenden  Betriebsvertrages  von  der  betriebführenden  Anschlussbahn  beigestellt 
werden,  mindestens  anzuschaffen:  4  Locomotiven  sammt  Tender  nebst  entsprechen- 
der Beservegarnitur,  10  Personenwagen,  5  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und 
Condacteurwagen),  45  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 


9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bestandteile  der  Bahn,  sowie 
die  Ansrtistungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu 
beschaffen. 

19« 
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II.  Betrieb. 


1.  Betriebsführung  darob  die  Staatsverwaltung. 


Der  Betrieb  der  Eisenbahn  Wittmannsdorf -Ebenfurth  wird  vertragsmässig 
anf  die  gesammto  Dauer  der  Conceasion  doroh  die  Staats  Verwaltung  geführt. 
Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  der  letzteren  die  aus  Anläse  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pausobalmäsBig  festzusetzenden 
Kosten  mit  der  Massgabe  zu  vergüten  sind,  dass  die  Anrechnung  einer  Quote  für 
die  Konten  der  Centraiverwaltung  insolange,  d.  h.  für  jene  Zeitdauer  zu  entfallen 
bat,  als  die  obbezeichnete  Bahn  nicht  ein  Reinerträgniss  von  mindestens  5  Peroeut 
des  genehmigten  Nomtnalanlageoapitales  geliefert  bat. 


Die  Festsetzung  der  Tarife,  sowie  die  allfällige  Gewährung  von  Transport- 
begünstigungen bleibt  dem  Ermessen  der  Staatsverwaltung  anheimgegeben,  mit 
der  Massgabe,  dass  für  alle  diejenigen  Verkehre,  welche  naturgemäss  (d.  h.  wo 
die  Distanz  der  betreffenden  Routen  um  nicht  mehr  als  16  Percent  differirt)  eben- 
sowohl via  Ebenfurth- Wittmannsdorf  als  auch  via  Wien  geleitet  werden  können, 
auch  über  die  erstere  Route,  ao  weit  es  an  der  Staatsverwaltung  gelegen  ist, 
direote  Tarife  erstellt  und  da<s  rüoksiohtlich  der  der  Staatsverwaltung  zur  Ver- 
fügung stehenden  Strecken  auf  eben  dieser  Route  keine  höheren  Einheitstaxen  zur 
Berechnung  gelangen  sollen,  als  auf  der  Route  über  Wien. 

Diese  Beschränkung  hat  jedoch  nur  insoweit  und  insolange,  d.  h.  für  jene 
Zeitdauer  Geltung,  als  die  neu  zu  concessionirende  Bahn  Wittmannadorf  (Enzes- 
feld)-Ebenfurth  nicht  ein  mindestens  öpercentiges  Reinerträgniss  vom  (nominellen) 
Anlagecapital  abwirft 

Die  Vertheilnng  der  Fahr-  und  Fracbteneinnahmen  für  die  Verkehre,  an 
welchen  sowohl  die  neu  zu  concessionirende  Bahn  als  auch  andere  Eisenbahn- 
strecken, auf  denen  der  Staatsbetrieb  stattfindet,  betheiligt  sind,  erfolgt  pro  rat.i 
der  durchfahrenen  Tarifkilometer,  jedoch  derart,  dass  im  Güterverkehre  zunächst 
die  in  dem  Gesammttarifsatze  enthaltene  Manipulationsgebühr  zwischen  der  Balm 
Enzesfeld-Ebenfurth  einerseits  und  den  übrigen,  unter  Staatsbetrieb  stehenden 
Bahnlinien  andererseits  hälftig  getheilt  wird  und  sohin  nnr  der  verbleibende  Rest 
der  kilometrisohen  Reparation  unterliegt. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postan.stalt  kommen  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Zügen  su  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zweoken  der  Postanstalt  kann  der 
Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt 
in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  su  erfolgen.  Die  Feststellung  der  Fahrpläno 
der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vor- 
schriften mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen.  Sollten  für  die  Aus- 
übung des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere  Localitäten  erforderlioh  werden, 
so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form  eine«  Miethzinses  zu 
leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  dem  Concessionär  beizu- 
stellenden Räumlichkeiten  zu  treffen  rein.  Die  innere  Einrichtung,  Reinigung  und 
Beheizung  dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwal  tu  ug.  Correspondenzeu, 
welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn  zwischen  der  Direotion 
oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren  untergeordneten 
Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Bedien- 
steten der  Bahnanstalt  befördert  werden. 
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4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  Übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für  den 
Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  anf  eigene 
Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphen- 
anstalt herzustellen,  einsuriehten  und  au  erhalten  und  diese  Tele^raphenleitungen 
gegen  eine  au  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privat- 
correspondenzen  verwenden  zu  lassen.  Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbst- 
ständige  Leitungen  auf  dem  von  dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für 
Babnzwecke  benfltzten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die 
Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 
Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die  letztere 
nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch  das  Bahn- 
personal unentgeltlich  mitzuwirken.  Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf 
der  concessionirten  Bahn  die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphen- 
leitung nach  den  für  Militärtransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in 
den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  unterwirft  sich  schliesslich  der  in  Aussicht  genommenen, 
im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  k.  k.  Staats- 
telegraphenanstalt zu  den  Looalbahnunternehmungen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten  ausweisen, 
müssen  summt  ihrem  Reisegepäcks  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  8träflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der  Rüok- 
fahrt,  sind  zu  halber  Personenaugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferde zucht -Anstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  Staatspferdesuoht-Anstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden 
ermässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  7.  8eptember  1882. 

Pino  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Eigenbahn  Wlttuiannsdorr  (Leobersdorf)-Ebenfurtu. 
I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
15.  August  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  129,  wird  zur  Ausführung  der  darin 
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bezeichneten  Unternehmung  eine  Actiengesellschaft  unter  der  Firma: 
„Eisenbahn  Wittmannsdorf  (Leobersdorf)- Ebenfurth"  gebildet. 

§  2. 

Alle  in  der  erwähnten  Concessionsurkunde  begründeten  Rechte 
und  Verbindlichkeiten    des  Concessionärs,    alles    diesfällig  erworbene 
bewegliche  uod  unbewegliche  Vermögen,  werden  dieser  Actiengesellschaft 
übertragen  und  von  ihr  übernommen. 

§  3. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
Der  Bau  und  Betrieb: 
o)  einer  Locomotivbabn  von  einem  Punkte  der  Linie  St.  Pölten - 
Leobersdorf  der  niederösterreichischen  Staatsbahnen  bei  Wittmanns- 
dorf zu  einem  nächst  Ebenfurth  gelegenen  Punkte  an  der  öster- 
reichisch-ungarischen Landesgrenze ; 

b)  der  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden 
Flügelbahnen  und 

c)  jeuer  anderweitigen  Bahnen,  für  welche  sie  künftighin  die  Concesaion 
erlangen  wird. 

§  4. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

§  5. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durch 
die  amtliche  „Wiener  Zeitung". 

§  6. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  Actiencapital  von 
1,144.000  fl.  österr.  Währ,  gezeichnet  und  voll  eingezahlt,  und  die  Firma 
in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  erworbenen  Concessionen,  löst 
sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate 
eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft  veräuecert  werden. 

II.  Gesellschaflscapital. 
§  7. 

Das  gesellschaftliche  Actiencapital  wird  zunächst  auf  1,144.000  fl. 
österr.  Währ.,  zertbeilt  in  5720  volleingezahlten  Actien  k  200  fl.  österr. 
Währ.,  festgesetzt.  Dasselbe  kann  behufs  Deckung  etwaiger  Mehrkosten 
des  sub  §  3,  lit.  a  bezeichneten  Eisenbahnbaues  und  der  diesfälligen 
Investitionen  über  Beschluss  des  Verwaltungsrathes  und  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  erhöbt  werden. 
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Zur  Bedeckung  der  Kosten  der  nach  erfolgter  Vollendung  und 
Inbetriebsetzung  der  voibe zeichneten  Bahn  etwa  nothwendig  werdenden 
Investitionen,  sowie  für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen 
Unternehmung  im  Sinne  des  §  3,  lit.  b  und  c  dieser  Statuten  wird  die 
Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales  über  Beschluss  der  Generalversammlung 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

§  8. 

Die  Actien  sind  untheilbar,  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden 
im  Betrage  von  200  fl.  österr.  Währ,  nach  dem  Formulare  A  ausgestellt. 

§  9- 

Im  Falle  der  Erhöhung  des  Actiencapitales  Uber  den  Betrag  von 
fl.  1,144.000  fl.  öster.  Währ,  können  auf  den  Inhaber  lautende  und 
nach  dem  Formulare  B  ausgestellte  Interimaecheine  nach  Einzahlung 
von  mindestens  50  Percent  des  Nominalbetrages  der  Actien  zur  Ausgabe 
gelangen. 

§  10. 

Die  Einzahlungen  auf  die  Interimsscheine  erfolgen  in  den  vom 
Ver  waltun  gar  athe  der  Gesellschaft  ausgeschriebenen  Raten  und  Terminen. 

Nach  erfolgter  Volleinzahlung  werden  die  Interimsscheine  gegen 
Actien  umgetauscht.  Die  Emission  neuer  Actien  kann  nur  nach  erfolgter 
Volleinzahlung  der  Actien  früherer  Emissionen  erfolgen. 

§  11. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlap&ung  der  in 
Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen,  die 
säumigen  Actionäre  ihrer  Gesellschaftsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen 
Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären,  und  an  die  Stelle  der  letzteren 
neue  Interimsscheine  unter  derselben  Nummer  auszugeben. 

III.  Verwaltungsrath. 
§  12. 

Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Bestimmungen  der  Artikel 
227  bis  241  H.  G.  B.  ist  der  Verwaltungsrath.  Derselbe  hat  aus 
mindestens  drei  und  höchstens  sieben  Mitgliedern  zu  bestehen,  von 
welchen  mindestens  die  Hälfte  am  Sitze  der  Gesellschaft  ansässig 
sein  muss. 
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Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

Nach  Ablauf  des  dritten  Geschäftsjahres  hat  alljährlich  der  dritte 
Theil  der  Verwaltungsrathsmit^liedor  und  mit  Ende  der  Functionsperiode 
überdies  der  etwa  noch  verbleibende  Rest  auszuscheiden.  Bis  die  Reihe 
im  Austritte  nach  der  Functionsdauer  geregelt  ist,  entscheidet  hierüber 
das  Los. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  13. 

Der  Verwaltungsrath  kann,  so  lange  oder  sobald  nicht  sämmtliche 
sieben  Stellen  besetzt  sind,  die  vacanten  Stellen  provisorisch  bis  zur 
nächsten  Generalversammlung,  welche  die  definitive  Wahl  vornimmt, 
besetzen;  er  ist  verpflichtet,  eine  solche  Besetzung  innerhalb  vier  Wochen 
vorzunehmen,  sobald  die  Anzahl  seiner  Mitglieder  unter  drei  sinkt.  Für 
den  Fall,  als  ein  Mitglied  vor  Ablauf  der  Functionsdauer  ausscheidet, 
tritt  der  an  seiner  Statt  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer  an  die 
Stelle  seines  Vorgängers. 

§  14. 

Jedes  Verwaltungsrathsmitglied  muss  vor  dem  Antritte  seiner 
Function  gesellschaftliche  volleingezahlte  Actien  im  Betrage  von  5000  fl. 
österr.  Währ,  in  der  Gesellschaftscasse  deponiren,  welche  daselbst  als 
Caution  für  die  aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsdauer 
bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben  und  vom  Erleger  weder 
belastet  noch  veräussert  werden  dürfen. 

§  15. 

Der  Verwaltungsrath  vertritt  die  Gesellschaft  nach  aussen  und  ist 
mit  der  im  Handelsgesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen 
Verfügungen  in  Gesellschaftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht 
der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstinstructionen  und 
Reglements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

Die  Firma  wird  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs 
rathes  oder  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  einem  vom 
Verwaltungsrathe  mit  der  Procura  versehenen  Gesellschaftsbeamten,  von 
letzterem  mit  dem  Beisatze  „per  procura",  gezeichnet. 

§  16. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vor- 
sitzenden und  dessen  Stellvertreter. 
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§  17. 

Der  VerwaltuDgsrath  versammelt  sich  ttber  Einladung  des  Vor- 
sitzenden oder  seines  Stellvertreters  oder  auch  auf  Verlangen  von  zwei 
Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern. 

Die  Art  and  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird 
vom  VerwaltungBrathe  festgesetzt. 

§  18. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltuogsrathes  ist  die  ordnungs- 
mässig  erfolgte  Einladung  aller  Mitglieder,  und  abgesehen  von  dem 
Vorsitzenden,  die  Anwesenheit  von  zwei  Mitgliedern  erforderlich,  den 
Fall  des  §  18  ausgenommen. 

§  19. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleichgetbeilten  Stimmen  wird  jener  Antrag  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welchem  sich  der  Vorsitzende,  der  jederzeit  mitzustimmen  berechtigt  ist, 
angeschlossen  hat.  Können  sich  im  Falle  des  §  13  die  functionir enden 
zwei  Verwaltungeräthe  über  die  provisorische  Wahl  eines  Dritten  nicht 
einigen,  so  entscheidet  zwischen  zwei  Vorgeschlagenen  das  Los. 

§  20. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  vom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Mitgliede  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  21. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  ausser  dem  ihnen 
im  §  88  d  zugewiesenen  Antheile  am  Reingewinn  eine  Entlohnung  für 
ihre  Mühewaltung  nur  über  Bescbluss  der  Generalversammlung. 

IV.  Generalversammlung. 
§  22. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  Generalversammlung 
vertreten. 

An  derselben  können  nur  jene  Actienbesitzer  theilnehmen,  welche 
wenigstens  25  Actien  besitzen.  Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht 
durch  stimmfähige  Actienbesitzer  vertreten  lassen. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen und  beziehungsweise  statutarischen  Repräsentanten  vertreten,  auch 
wenn  diese  Vertreter  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§  23. 

Der  Erlag  von  25  Actien  giebt  das  Recht  auf  eine  Stimme.  Die 
Actien  und  Actieninterimsscbeine  sind  in  Ansehung  des  Stimmrechtes 
gleichzub  alten. 
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§  24. 

Die  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Hälfte 
eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  für  nothwendig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  muss  einberufen  werden, 
wenn  ein  oder  mehrere  Actienbesitzer,  deren  Actien  mindestens  den 
zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentiren  und  von  ihnen  deponirt 
wurden,  darauf  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  An- 
gabe des  Zweckes  und  der  Gründe  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Generalversammlung  längstens  binnen 
vierzehn  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  einberufen  und  binnen 
weiteren  vierzehn  Tagen  abgebalten  werden. 

§  25. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  im  §  5  bestimmte  Zeitung.  Die  Kundmachung 
hat  mindestens  vierzehn  Tage  vor  dem  Vereammlungstage  zu  erfolgen 
und  die  zur  Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  bekanntzugeben. 

§  26. 

Die  Actienbesitzer,  welche  der  Generalversammlung  beiwohnen 
wollen,  müssen  spätestens  acht  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben 
die  Actien,  anf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  bei 
der  GesellschaftscasBa  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten 
Erlagestellen  deponiren  und  erhalten  Legitimationekarten,  welche  auf 
den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und  die  ^darauf 
entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Pereon 
oder  deren  gehörig  legitimirte  Bevollmächtigte  gelten. 

§  27. 

Der  zum  Vortrage  bestimmte  Geschäftsbericht  nebst  dem  Rechnungs- 
abschlüsse der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisionsausschusses, 
sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  ist  acht 
Tage  vor  der  Generalversammlung  am  Sitze  der  Gesellschaft  zur  Einsicht 
aufzulegen. 

§  28. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  die  anwesenden 
Actionäre  mindestens  den  vierten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentiren. 
Um  aber  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  oder  die  Vereinigung  mit 
anderen  Eisenbahnunternehmungen  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
(§  38,  lit.  f  und  A)  beschliessen  zu  können,  muss  mehr  als  die  Hälfte 
des  Actiencapitales  vertreten  sein. 


Digitized  by  Google 


Eisenbahn  Wittmannsdorf  (LeobersdorQ-Ebenfurtb. 


29  9 


§  29. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschlußfähig,  so  wird  sie 
vertagt  und  ist  binnen  acht  Tagen  neuerlich  einzuberufen,  wobei  jedoch 
der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versammlung 
auf  zehn  Tage  und  der  Termin  zur  Actiendeponirung  (§  26)  auf  fünf 
Tago  beschränkt  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksiebt  auf  die  Anzahl  der  vertretenen  Actien  beschlussfäbig. 

Ihre  Verhandlungen  sind  jedoch  auf  das  Programm  der  vertagten 
Versammlung  beschränkt. 

§  30. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwalturjgsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  und  bei  deren  Verhinderung 
das  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmte  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reibenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  ei  öffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen. 

Der  Schriftführer  wird  vom  Vorsitzenden  erraont,  die  8timmzahler 
wählt  die  Versammlung. 

§  31. 

In  der  Generalversammlung  wird  nur  über  die  in  der  Einberufung 
bezeichneten  Gegenstände  verhandelt.  Anträge,  welche  dem  Verwaltungs- 
rathe von  wenigstens  fünf  Actionären,  welche  ihr  Stimmrecht  durch 
Deponirung  der  Actien  nachweisen,  vor  der  Einberufung  der  General- 
versammlung angemeldet  wurden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

§  32. 

Auch  in  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmfähigen  Actionär 
das  Recht  zu,  selbständige  Antrage  zu  stellen,  doch  darf  über  dieselben 
nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden  werden,  sondern 
nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  vier  stimmberechtigten 
Actionären  unterstützt  wird,  be&timmt  werden,  ob  und  wann  derselbe 
in  Verhandlung  zu  nehmen  ist.  Nur  über  den  Antrag  auf  Berufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  kann  ohne  vorhergehende  An- 
kündigung Beschluss  gefasst  werden.  (Alt.  238  H.  G.  B.) 

§  33. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisions- 
auaschusses ; 

b)  die  Bestimmung  der  Entlohnung  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes und  Revisionsausschusses,  so  weit  dieselbe  nicht  durch  die 
Statuten  festgesetzt  ist; 
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e)  die  Erledigung  der  Jahresrechnungen,  die  Gewinnverteilung  und 
Verwendung  des  gesellschaftlichen  Reservefonds  (§  38  6) ; 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesell* 

schaft  obliegenden  Verbindlichkeiten; 
t)  die  Vermehrung  des  Gesellscbaftcapitales  (§  7,  Absatz  2); 

f)  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  und  die  Vereinigung  mit  anderen 
Eisen  bahnunternehmungen ; 

g)  die  Abänderung  der  Statuten; 

h)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  Statuten  massigen 
Dauer  (§  6). 

§  34. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Zur  Giltigkeit  der  im  §  33  unter  /  und  h  angeführten 
Beschlüsse  ist  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  Stimmen,  an  den 
in  §  33  unter  e,  f,  g  und  h  angeführten  Beschlüssen  die  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  erforderlich. 

Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jener  Antrag  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welchem  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt  wird, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  wiederholten  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  Los. 

§  35. 

Ueber  die  Verbandlungen  der  Generalversammlungen  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und 
zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Actionären  unter- 
zeichnet wird. 

Diesem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Actionäre 
mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenzahl  nebst  den  Voll* 
machten  beigefügt. 

Die  im  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Beschlüsse, 
mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsorgane 
gutgeheisssn  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  letzteren  als 
Absolutorium  zu  dienen. 

Das  Wahlprotokoll  dient  den  Verwaltungsratbsmitgliedern  als  Legiti- 
mation. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  für  die  einzelnen 
Actionäre  unbedingt  verbindlich. 

V.  Revislonsausschuss. 
§  36. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschus8  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann,  welche 
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alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  ans  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden.  Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines 
Mitgliedes  des  Revisionsausschusees  in  Function. 

§  37. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  au  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  und  der  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen 
und  von  den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 
Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Bilanz,  Gewlnnvertheilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§  38. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  nach  Inbetriebsetzung 
der  Bahn  alljährlich  mit  31.  December  abgeschlossen  und  mit  der 
Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisionsausschusses  der  Generalversammlung 
vorgelegt. 

Die  erste  Bilanz  wird  am  31.  December  1884  errichtet. 

Aus  dem  nach  Bestreitung  aller  Betriebs»  und  Erhaltungsauslagen, 
der  Verluste  und  Abschreibungen  vorhandenen  Erträgnisse  wird  be- 
stritten : 

o)  die  plan  massige  Quote  zur  Amortisirung  des  Anlagecapitales,  sohin 
b)  die  Dotation  zur  Bildung  des  Reserve-  und  Erneuerungsfond  es, 
welche,  insolange  dieser  Fond  nicht  die  im  §  41  bezeichnete  Höhe 
erreicht  hat,  jährlich  keinesfalls  weniger  als  Vio»  womöglich  aber 
V*  Percent  des  jeweiligen  Actiencapitales  (§  7)  zu  betragen  hat. 
Von  der  nach  diesen  Abzügen  erübrigenden  Erträgnisssumme 
werden : 

1.  5  Percent  vom  eingezahlten,  nicht  amortisirten  Actiencapitale 
als  Dividende  den  Actionären  zugewendet;  von  dem  hienach  verbleiben- 
den Reste  aber 

2.  10  Percent  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  zugewiesen; 

3.  der  Ueberrest  wird,  sofern  die  Generalversammlung  nicht  eine 
andere  Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende  unter  die 
Aetion&re,  beziehungsweise  an  die  Inhaber  der  Genussscheine  (§  40) 
vertheilt. 

§  39. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  erfolgt  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres, 
doch  steht  es  dem  Verwaltungsrathe  unter  der  im  Artikel  241  H.  G.  B. 
oormirren  Haftung  frei,  auf  Abschlag  der  Dividende  die  Auszahlung 
eines  dem  muthmasslichen  Reingewinne  angemessenen,  jedoch  5  Percent 
des  Actiencapitales  nicht  übersteigenden  Betrages  im  Jänner  zu  verfügen. 


Digitized  by  Google 


302 


Eiaenbabn  Wittmannsdorf  (Leoher*dorf)-Ebenfurth. 


Ueber  die  Art  und  Weise  der  Vertheilung  der  Tantieme  unter  die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

Dividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit 
nicht  behoben  wurden,  verfallen  zu  Gunsten  des  Reserve-  und  Erneuerungs- 
fo  tides. 

§  40. 

Die  Tilgung  des  Anlage capital es  erfolgt  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmung des  §  38  innerhalb  der  Concessionsdauer  nach  dem  von  der 
k.  k.  Regierung  zu  genehmigenden  Tilgungeplane  durch  Verlosungen. 
Dieselben  werden  in  Wien  öffentlich  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars 
vorgenommeu. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden  in  der  amtlichen 
„Wiener  Zeitung"  kundgemacht,  die  getilgten  Actien  werden  gegen 
Genussscheine  umgetauscht. 

Die  Besitzer  der  Genussscheine  haben  keinen  Anspruch  auf  die 
im  §  38,  Punkt  1,  bezeichnete  Dividende,  dieselben  haben  die  gleichen 
Rechte  mit  den  Actionären  nur  auf  die  im  §  38  sub  3  bezeichnete 
Superdividende  und  im  Falle  der  Veräusserung  oder  staatlichen  Einlösung 
der  Bahn  auf  den  Ueberschuss  des  Einlösungepreises,  so  weit  derselbe 
nicht  zur  Tilgung  dea  bis  dabin  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
erforderlich  ist.  In  allen  anderen  Beziehungen  werden  die  Besitzer  der 
Genuasscheine  den  Actionären  gleichgestellt,  insbesondere  werden  bei 
Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung,  bei  Be- 
messung des  in  derselben  vertretenen  Capitales,  und  bei  den  Abstimmungen 
die  Genussscheine  den  Actien  gleichgestellt. 

Das  Formular  der  auf  Inhaber  lautenden  Genusssuheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staats- 
verwaltung festgestellt. 

§  4L 

Der  Reserve-  und  Erneuerungsfond,  welcher  nach  Ablauf  des 
ersten  Betriebsjahres  gebildet  und  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  38, 
lit.  6  dotirt  wird,  ist  bestimmt,  allfällige  aussergewöhnliche  Ausgaben, 
Nachschaffungen  und  Verluste,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterungen 
der  gesellschaftlichen  Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitals Vermehrung 
durchgeführt  werden,  zu  decken. 

Aus  diesem  Fonde  sind  auch  die  Erneuerung  des  Oberbaues  und 
der  Bahnausrüstung,  sowie  der  Objecto,  die  durch  den  Gebrauch  schadhaft 
werden,  zu  bestreiten. 

Sobald  der  Reserve-  und  Erneuerungsfond  die  Höhe  von  10  Percent 
des  jeweiligen  Anlagacapitales  (§  7)  erreicht  hat,  kann  die  Zuschuss- 
leistung aus  den  Betriebseinnahmen  eingestellt  werden;  letztere  ist 
aber  sogleich  wieder  aufzunehmen,  wenn  der  Fond  unter  diesen  Betrag 
herabsinkt. 
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Diesem  Fonde  werden  ausser  dem  im  §  38  normirten  Zuschüsse 
ans  den  Betriebsertr&gnissen  auch  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  von 
Altmaterial,  sowie  die  verfallenen  Dividenden  und  Superdividenden 
(§  39)  zugewiesen. 

§  42. 

Nebst  dem  Reserve-  und  Erneuerungsfonde  wird  noch  ein  Special- 
reservefond gebildet,   welchem   die  gegenüber   dem  von   der   k.  k. 
Staatsverwaltung   genehmigten  Anlagecapitale    etwa  erzielten  Erspar 
nisse,  sowie  überhaupt  der  etwaige  Rest  des  Baucapitales  zugewiesen 
werion. 

Dieser  Fond  darf  nur  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
verwendet  werden  und  ist  im  Falle  der  Einlösung  der  concessionirten 
Bahn  durch  den  Staat  an  letzteren  mitüberzugeben,  so  weit  er  nicht  mit 
staatlicher  Genehmigung  bereits  seiner  Bestimmung  gemäss  verwendet 
sein  sollte. 

VII.  Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  43. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vom 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  44. 

Das  von  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht 
wird  von  derselben  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze  und  des 
§11  der  Concessionsurkunde  vom  15.  August  1882  ausgeübt.  Mit 
Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Gescbäftslast  wird  von  der  Gesell- 
schaft eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Saatsschatz  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird.  Die  Gesellschaft  ist 
verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  ausgediente  Unter- 
officiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  45. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der 
Liquidation  von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes 
festgestellt. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revisions- 
aus8chu8s  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Be- 
endigung derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  das»  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 
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VIII.  Vorübergehende  Bestimmungen. 

§  46. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  der 
Zeichnung  des  Actiencapitales  durch  die  Concessionäre  ohne  Rücksicht 
auf  die  im  §  25  bestimmte  Einberufungsfrist  mittelst  einmaliger  Kund- 
machung in  der  „Wiener  Zeitung"  einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der  Statuten, 
welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und  auf  den 
Vorsitz  beliehen,  keine  Anwendung.  Der  Vorsitzende  wird  von  der 
Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes,  sowie  die  Revisoren  zu  wfthlen. 

Die  constituirende  Versammlung  ist  bescbluesfähig,  wenn  die 
Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

lieber  die  Verhandlung  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Nr.  16300. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grand  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt 

Wien,  am  9.  November  1883. 

TaafTe  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  54, 

betreffend   die  Zuccstündnlsso   und  Bedingungen   ftir  den   Bau  einer 
Localbahn  von  Fehrins  nach  Fflrstenfeld. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  lleichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  sich  au  der  Capitalöbeschaffung 
zum  Zwecke  des  Baues  einer  Localbahn  von  der  Station  Febriug  der 
ungarischen  Westbahn  nach  Fürstenfeld  mit  einer  Schleppbahn  zur 
dortigen  Aerarialtabakfabrik  durch  Uebernahme  von  Stammactien  der 
für  diese  Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Betrage  von 
Vierhundertfünfundzwanzigtausend  (425.000)  Gulden  österr.  Währ,  iu 
Noten  zum  Paricourse  zu  betbeiligen. 

Diese  Betheiligung  de3  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen 
geknüpft,  dass 

a)  vom  Lande  Steiermark  dem  Bahnunternehmen  ein  jährlicher  Beitrag 
von  3000  fl.  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  vom  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung  zugesichert  wird,  dass  ferner 

b)  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales,  von  welchem  höchstens 
605.000  fl.  in  PrioritUtsactien  ausgegeben  werden  dürfen,  seitens 
der  Interessenten  ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  derart  sicher- 
gestellt wird,  dass  hiefür,  sowie  für  das  Auslangen  mit  dem 
Gesammtcapitalsbetrage  von  1,055.000  fl.  die  künftigen  Con- 
cessionäre  die  Haftung  zu  übernehmen  haben,  und  dass 

c)  die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  nicht 
höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werde. 

1>I«  B«ch!turknti(!rn  d«r  <J»tciT.  El.e»b»lioen.  III.  20 
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Artikel  II. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  Artikel  I  vom  Staate  zu  über- 
nehmenden Staramactien,  welche  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen 
Stammactien  der  zu  bildenden  Actieugesellschaft  geniessen  müssen  und 
bezüglich  deren  eine  statutenmäßige  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
weder  in  der  Richtung,  dass  dasselbe  auf  eine  Maximalstimmenzahl 
beschränkt  wird,  noch  auch  gegenüber  den  Besitzern  der  Prioritätsactien 
stattfinden  darf,  haben  erst  nach  erfolgter  Constatirung  einer  mit  den 
eigenen  Mitteln  der  Interessenten,  beziehungsweise  des  Landes  Steiermark 
bewirkten  BauleUtuog  von  fl.  250.000,  in  keinem  Falle  aber  vor  Ab 
lauf  des  Jahres  1884,  zu  beginnen. 

Die  Einzahlungen  seitens  des  Staates  haben  gegen  ungestempelte 
Empfangsbestätigung  nach  Massgabe  des  gehörig  constatirten  Bau- 
fortscbrittes  zu  erfolgen,  und  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
geleisteten  Einzahlungen  nur  zum  Zwecke  des  Baues  und  der  Aus- 
rüstung der  im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnstrecke  verwendet  werden. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete,  als  normalspurige  Localbahn  her- 
zustellende Locomotiveisenbahn  ist  binnen  zwei  Jahren,  vom  Zeitpunkte 
der  Concesaionsertheilung  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  IV. 

Falls  der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Localbahn  vom 
Staate  geführt  wird,  kann  eine  Pauschalirung  der  Betriebskosten  in  der 
Weise  stattfinden,  dass  dieselben  nicht  höher  als  mit  50  Percent  der 
Bruttoeinnahmen  und,  insolange  diese  die  Summe  von  40.000  fl.  nicht 
erreichen  sollten,  nur  mit  45  Percent  bemessen  werden. 

Artikel  V. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  8.  April  1884. 

Franz  Joseph  m  p. 

TaafTe  tu.  y.  Pin«,  in    y.  Duna.jewski  m.  y. 
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2.  Uebereinkomnieii  vom  23.  Juli  1884 

(C.  B.  Nr.  5»  ex  188ß), 

welches  auf  (irnud  des  Gesetzes  vom  8.  April  1884  (K.  (»  Hl.  Nr.  51) 
zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  Handelsministerium 
einerseits  und  den  Herron  Julius  Krepesch,  Ludwig  Kranz  uud  Hans  Dettel 
bach  als  Onccssionftren  der  Localbahn  Fehrlng'Fflrstenreld  andererseits 
in  Betreff  der  Betheilig uns:  des  Staatsschatzes  an  der  Cjpitnlsbeschaffung 
für  die  obi$e  Localbahn  am  untengesetzten  Orte  nnd  Tage  abgeschlossen 

worden  ist,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  erthellt  im  Hinblicke  auf  die  zum 
Theile  bereits  eingetretene,  zum  Tneile  durch  vorausgegangene  Präli 
minarvereinbarungen  sichergestellte  Erfüllung  der  Bedingungen,  an 
welche  kraft  Artikel  I,  lit.  a,  b  und  c  des  Gesetzes  vom  8.  April  1884, 
K.  G.  Bl.  Nr.  54,  die  Betheiligung  des  Staatsschatzes  an  der  Capitals- 
beschaffnng  zum  Zwecke  des  Baues  einer  Localbahn  von  Fehring  nach 
Fürstenfeld  geknüpft  ist,  die  Zusicherung,  sich  aa  der  obigen  Capital« 
bsschaffung  durch  Uebernahme  von  Stammact'ien  der  für  diese  Localbahn 
zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Nominalbeträge  von  425.000  fl.  öjterr. 
Währ,  in  Noten  unter  den  folgenden  Bedingungen  zu  betheiligen. 

§  2. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  das  restliche  Baucapital 
ohne  Belastung  des  Staatsschatzes  zu  beschaffen  und  Ubernehmen  hie- 
för  die  Haftung.  Die  Concessioaäre  übernehmen  ferner  die  Haftung, 
dass  mit  dem  für  den  Bau,  die  Ausrüstung  und  die  Inbetriebsetzung 
der  genannten  Localbahn  als  Maximalsumme  festgestellten  Gesammt- 
capitalsbetrage  von  1,055.000  fl.  österr.  Währ,  das  Auslangen  ge- 
funden wird. 

§  3. 

Die  effectiven  Anlagekosten  der  Localbahn  Fehring-Fürstenfeld 
werden  mit  Einschluss  der  Kosten  der  Projectsverfassung  und  der  Ver- 
gütung der  sonstigen  Vorauslagen,  sowie  der  Kosten  des  auf  die  Bei- 
stellung von  zwei  Tenderlocomotiven  beschränkten  Fahrparkes  mit  dem 
Betrage  von  949.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt.  Etwaige  Ersparnisse 
aus  dem  Anlagecapitale  sind  einem  für  die  Erweiterungsbauten  nnd 
Investitionen  bestimmten  Reservefonde  zuzuführen,  welchem  auch  ein 
in  den  Gesellschaftsstatuten  festzusetzender  Percentualbetrag  der  jähr- 
lichen Betriebsreineinnahmen  zuzuwenden  ist.  Dieser  Reservefond  wird, 
60  weit  er  nicht  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  seiner 
Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise  bereits  verwendet  sein 
sollte,  beim  Erlöschen  der  Cmcession  oder  bei  der  Einlösung  der  Bahn 
durch  den  Staat  an  letzteren  mit  zu  übergeben  sein. 
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Das  Nominalanlagecapital  der  Localbahn  Fehring-Fürstenfeld 
wird  mit  dem  Geeammtbetrage  von  1,055.000  fl.  österr.  Währ,  in  Actien 
der  zu  bildenden  Gesellschaft,  und  zwar:  605.000  fl.  in  Prioritätsactien 
und  450.000  fl.  österr.  Währ,  in  Stammactien  festgesetzt  und  soll  die  Geld- 
beschaffung in  der  Weise  erfolgen,  da« 3  ein  Theil betrag  von  530.000  fl. 
in  Prioritätsactien  von  den  Concessionären,  beziehungsweise  dem  in 
Aussicht  genommenen  Bauunternehmer  zum  Course  von  80  Percenr, 
weitere  Theilbeträge  von  50.000  fl.  und  25.000  fl.,  zusammen  75.000  fl., 
vom  Lande  Steiermark,  respective  von  den  Interessenten  zum  vollen 
Nennwerthe,  ferner  von  den  Stammactien  eio  Theilbetrag  von  25.000  fl 
gleichfalls  vun  den  Interessenten  und  der  Rest  von  425.000  fl.  vom 
Staate  ebenfalls  zum  vollen  Nennwerthe  übernommen  wird.  Die 
Prioritätsactien  sollen  bezüglich  ihrer  5percentigen  Dividende  und  Tilgung 
den  Vorrang  vor  den  übrigen  Actien  (Stammactien)  haben. 

§  6. 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  Übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigeu 
Stammactien  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gemessen.  Eine  Be- 
schränkung des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf  eine  Maximal- 
stimmenzahl  darf  nicht  stattfinden.  Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des 
Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  gegenüber  den  Besitzern  der  Priori- 
tätsactien ausgeschlossen.  Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien 
gebührt,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividendenbezug 
eintritt,  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden.  Eine 
Nachzahlung  auf  die  Diviiende  der  Prioritätsactien  aus  dem  Rein- 
erträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt.  Die  vorstehenden 
Bestimmungen  sind  in  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft 
aufzunehmen. 

§  6. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nach  §  1  von  der  k.  k.  Staatsver- 
waltung zu  übernehmenden  Stammactien  haben  derart  stattzufinden, 
dass  aj  nach  erfolgter  Constatiruug  einer  mit  den  eigenen  Mitteln  der 
Concessionäre,  beziehungsweise  des  Bauunternehmers  bewirkten  Bau- 
leistung von  250.000  fl.,  ein  Theilbetrag  von  100.000  fl. ;  b)  binnen 
14  Tagen  nach  Vollzug  der  technisch-polizeilichen  Prüfung  der  ganzen 
Bahnstrecke  ein  weiterer  Betrag  von  200.000  fl.,  eudlich  c)  binnen 
14  Tagen  nach  erfolgter  anstandsloser  Collaudirung  der  ganzen  Bahn- 
strecke der  Restbetrag  von  125.000  fl.,  gegen  jeweilige  Ausfolgung 
der  diesen  Zahlungen  entsprechenden  Anzahl  vou  Stammactien,  aus- 
gezahlt wird.  Hierbei  wird  jedoch  bemerkt,  dass  in  keinem  Falle  irgend 
eine  Zahlung  vou  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vor  Ablauf  de* 
Jahres  1S81  in  Anspruch  genommen  werden  darf. 
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§  7. 

Zur  Wahrung  der  epeciellen  Interessen,  welche  der  k.  k.  Staats- 
Verwaltung  aus  der  im  §  1  vereinbarten  finanziellen  Beteiligung  er- 
wachsen, wird  derselben  das  Recht  vorbehalten,  die  Bauverträge,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsbedingnisse  für  die  ebendaselbst  bezeichnete 
Localbahn  zu  genehmigen  und  die  denselben  entsprechende  Bauaus- 
führung und  Ausrüstung  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staats- 
organe auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  über- 
wachen. Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  den  Con- 
cessionären,  beziehungsweise  von  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft 
in   dem  vom  Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage   zu  vergüten. 

§  8. 

Der  für  diese  Localbahn  zu  bestellende  landesfürstliche  Commissär 
soll  vom  Zeitpunkte  seiner  Bestellung  an  und  insolaoge  der  Staats- 
schatz dnreh  die  zugesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz 
von  Actien  an  dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ausser  den  ihm  nach 
§  12  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  zustehenden  Befugnissen 
das  Recht  haben,  auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Con- 
cessionäre,  beziehungsweise  des  Vorstandes  der  zu  bildenden  Actien- 
Gesellschaft  (Direction)  uud  der  Generalversammlung  zu  sistiren,  welche 
ihm  gegen  die  aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  hervorgehenden 
riaanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat 
derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft 
bindend  sein  soll. 

§  9. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  von  dem 
Zeitpunkte  angefangen,  in  welchem  dieses  Uebereinkommen  beiderseits 
bindende  Kraft  erlangt  und  insolange  der  Staatsschatz  durch  die  zu- 
gesicherte Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  von  Actien  an 
diesem  Unternehmen  betheiligt  ist,  ein  Mitglied  des  Vorstandes  der  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  zu  ernennen. 

§  10. 

Zur  Sicherung  der  bestimmungsmässigen  Verwendung  der  in  Ge- 
mägfheit  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staatsschatze  ge- 
leisteten Einzahlungen  sind  die  eingezahlten  Beträge  über  Verlangen 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  bis  zum  Zeitpunkte  ihrer  thatsäeblichen 
Verwendung  unter  Mitsperre  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  er- 
nannten Vorstandsmitgliedes  (§  9)  oder  des  landesfürstlichen  Commis6ärs 
in  halten. 

§  IL 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  Einem  ungestempelten 
Exemplare    ausgefertigt,  welches  in  Verwahrung  des  k.   k.  Handels- 
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ministeiiums  verbleibt.  Eine  vidimirte  Abschrift  bievon  wird  den  Con- 
cessionären  ausgefolgt. 

Wien,  23.  Juli  18S4. 

Die  Concessionäre  der  Localbahn  Fehring-Fürstenfeld: 
Julius  Kropesch  m.  p.  Ludwig  Kranz  m.  p.  Hans  Dettolbach  m.  j>. 

Der  k.  k.  Finanzminister:  Der  k.  k.  Handeltminister: 

Dunajewski  m.  p.  Pino  m.  p. 


3.  Coiuessionsurkunde  vom  2.  Juli  1884,  K.  G.  Bl.  Nr.  133, 
für  die  Locomotivelsenbahn  von  Feliriug  nach  Fflrstenfeld. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  Köuig  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Julius  Krepesch,  Ludwig  Kranz  und  Dans  Dettelbach 
in  Graz  die  Bitte  um  Eitheilung  der  Concession  zum  Baue  uud  Betriebe 
der  projectirten  Localbahn  von  der  Station  Fehring  der  ungarischen 
Westbahn  nach  Fürstenfeld  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwä'gung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten 
Concession  ären  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der 
Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  und  26.  December  1882, 
R.  G.  Bl.  Nr.  180,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1 

Wir  verleihen  den  Concession äreu  das  Recht  zum  Baue  und 
Betiiebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Loeomotiv- 
eiseubahn  von  der  Station  FehriDg  der  ungarischen  Westbahn  nach 
Fürstenfeld  mit  einer  Schleppbahn  zur  dortigen  Aeiarial-Tabakfabrik. 

Die  Localbahn  Fehring- Füratenfeld  wurde  am  1.  October  »886  dem 
Verkehre  ttbergebeu.  Der  Betrieb  wird  im  Sinne  des  §  9  der  Concessionsnrkunde 
auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom  2C./30.  September  J885  vom  T;ge  der 
Betriebsertfffhung  durch  die  k.  k.  GenernMirectinn  der  österreichischen  Staats- 
bahnen geführt. 

§  '2- 

Für   die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

aj  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Ver- 
träge, bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Ur- 
kunden zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  und  Sicberstellung 
der  Capitalsverzinsnng  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunder  Werbung, 


Digitized  by  Google 


LocalbaliD  Fehring-FHrstenfeld. 


311 


des  Baues  und  der  Instruiruug  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebsjahres; 

bj  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  (Stamm-  und  Prior itäteactien)  mit  Einschluss 
der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auf- 
laufenden Uebertragung8gehühr; 

r)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheiluog  der  Conceesion  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühreu,  Eowie  von  jeder  neueu 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  ge- 
nannten Eisenbahn  sofort  zu  beginnen  und  binnen  längstens  zwei  Jahren, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre durch  Erlag  einer  Caution  von  Tausend  (1000)  Gulden  in 
zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit 
zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  etkläit  werden. 

Die  Rückstellung  der  Caution  soll  —  abgesehen  von  diesem 
Falle  —  binnen  dreissig  Tagen  nach  Inbetriebsetzung  der  concessionirten 
Bahn  erfolgen. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  mit  Einschluss  der  in  Aussicht  genommenen,  im  §  1  be- 
zeichneten Schleppbahn  zur  Aerarial- Tabakfabrik  in  Fürstenfeld  das 
Hecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen 
gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  weiters  herzustellenden 
Flügelbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staats- 
verwaltung als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  orkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn   nach  dem  Iuhalte  der  gegenwärtigen  ConcesBions- 
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urknnde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionagesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zq  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitevorkehrungen  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalfabrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6- 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionän:  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlagen. 

Dagegen  wird  den  Concessionären  das  Hecht  eingeräumt,  PrioritÜts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zum  Betrage  von  höchstens  sechs- 
hundertfünftausend (605.000)  Gulden  österr.  Währ.*)  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für 
die  Stammactien  der  Anspruch  auf  Dividende  eintritt,  darf  nicht  höher 
als  mit  fünf  (5)  Percent  bemessen  werden. 

Das  gcsammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftostatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Stamm-  und  Prioritätsactieu  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  ungarischen  Westbahn  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnnng  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 


*>  Siebe  Berichtigung  im  R.  G.  Bl.  ex  1884,  S.  422. 
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ferner  auf  daß  Militärwachcorps  für  die  Civilgericbte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
beitswache  Anwendung. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahn  gesell  Schäften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereitbaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtranspotte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  den  Dienstvorschriften  für  die  Feldeisenbahn- 
abtheilungen, sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  in  liegendem 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommans  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
traneporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Conccssionären  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Masagabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unteroffiziere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  oder  finauziello  Krisen  gerechtfertigt  werden  köante. 

§  »■ 

Der  Betrieb  der  concossionirten  Bahn  wird  von  der  Staats- 
verwaltung für  Rechnung  der  Concessionäre  geführt. 

Die  Modalitäten  der  BetriebsfUhrung  werden  durch  einen  von  der 
Staatsverwaltung  mit  den  Concessionären  abzuschliessenden  Betriebs- 
vertrag geregelt. 
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§  10 

Die  Staate  Verwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirie 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  die  ConcesBionäre  zu  leistende  Bareutschädiging  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  sieben  Jahre  beziffert,  Lievon  die  Rein- 
erträgnisse der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reit  ertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigeu 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Conces-sionsdauer  totb wendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlöeungs- 
preises  zu  Grunde  zu  legende  Reiner trägniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  nach  Wahl  der  Staatsver- 
waltung entweder  in  einer  dem  obigen  Durchschnitts-,  beziehungsweise 
Minimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente,  welche  den  Concessionärrn 
während  der  übrigen  Concessionsdauer  in  halbjährigen,  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  ei  folgen  ist, 
oder  in  der  einmaligen  Zahlung  jenes  Betrages  zu  bettehen,  welcher 
dem  auf  Grund  einer  öpercentigen  Verzinsung  zu  ermittelnden  rechnungs- 
mäßigen Capitalswerthe  der  bis  bis  zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
fällig  werdenden  Jahresraten  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  der  Baln 
entspricht. 

Die  Ziffer  des  Nominalanlagecapitales  unterliegt  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betiiebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfa  lügen  Kosten  dem  Anlage  capitata  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  2ur 
Vermehrung  der  Betiiebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuts  der 
gegenwärtig  coneeesionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehöligen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fabrparkes  und  der 
Materialvurräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs 
und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilwebe  bereits 
verwendet  sind. 
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§  IL 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  deu  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  eümmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrpaikes  und 
der  Mateiialvorräthe,  so  wie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Rese  rvefonde,  soweit  letztere  niclt  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  tbtil weise 
bereits  verwendet  tind. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigentbum  de* 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds* 
und  der  ausstehenden  Activen,  denn  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbeuen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselben  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrucklichen  Beisatze  ermächtigt  wurden, 
dass  sie  ktin  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
sebaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  6owie  die  Betriebseinrichtung  iu  allen 
Theileu  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  auzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  10  zustehende 
Einlösungsrecht  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  die  Bau-  un  i 
Lieferungsverträge  vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen.  Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt, 
durch  ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu 
nehmen  und  insbesondre  die  projects-  und  vertragsmässige  Bauaus- 
führung durch  auf  Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Auföichts- 
organe  auf  jede  ihr  geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commiesär  hat  auch  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathe s  oder  der  sonst  als  Gesell- 
schaftsvorstand  fungirenden  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen, 
so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
schatz nicht  zu  leisten.  Ebenso  werden  die  Concessionäre  von  den 
zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnuog  vom  16.  November  1851, 
R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den 
Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsamtlichen  Ueber- 
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wachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgelt- 
liche Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichehaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
zweiten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Eictausendacht- 
hundertachtzigundvier,  Uoserer  Reiche  im  Sechsunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  in.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

4.  Concfssionsbcdingnisse  vom  23.  Juli  1884 

för  die  Localbahn  Ton  Fehring  nach  Fflrstenfeld 
(C.  Bl.  Nr.  »S). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projei-tirte  Hahn  von  Fehring  nach  Fürstenfeld  ist  mit  einer  Spurweite 
von  1*435  Meter  nls  Localbahn  vorläufig  mit  blossem  Tagverkehre  für  eine  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit von  26  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  naoh 
stehenden  technisch  n  Bediugnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsvertrltge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  dieteui  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genau  zu  befolgen 

Desgleichen  haben  die  ConcessionSre  beim  Baue  auch  allen  vom  k.  k. 
Handelsministerium  f-us  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  An- 
forderungen Folg<a  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau- 
und  Polizeivorschriften  zu  benohmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  21  Kilometer  lange  Bahn  mündet  in  östlicher 
Richtung  aus  der  Station  Fehring  der  ungarischen  Weitbahn,  wendet  sich  unmittel - 
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bar  darauf  nach  Norden,  berührt  Ober-Hatzendorf,  Tiefenbaoh  und  Tautendorf, 
fährt  sodann  Ostlieh  anter  Berührung  der  Orte  Söckaa,  Hartl  und  Uebersbacb, 
sodann  abermals  in  nördlicher  Richtung  zu  der  südöstlich  von  der  Stadt  Fürstenfeld 
anzulegenden  Endstation  nächst  dem  Magazine  der  k.  k.  Tabakfabrik. 

Die  von  derselben  ausgehende  Sohleppbahn  endet  bei  der  Drehscheibe. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschluss  an  die  ungarisohe  Westbahn. 

Die  Conceesionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Fehring  der  ungarischen  Westbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft 
anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Geneh- 
migung vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwerfen  sieh  die  Concessionäre  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Ausohlussbahn  nicht 
erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wageubenützung 
der  inländischen  Nachbarbabnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  ooncessionirten  Bahn  gelegenen  Iudustiieunternehmungen 
tum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
eudösung  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durohsohnittliohe  Steigung  der  in  der  Maximalsteigung 
liegenden  Theile  der  onrrenten  Strecke  werden  25  per  mille  =1:40  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestelle»  sind  womöglioh  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  niciit  mehr  als  2*6  per  mille 
=  1  :  400  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  vou  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
40  Meter,  auf  freier  Balm  aber  mindestens  3"ö  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesaer  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Gencralinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivelette  in  Maximalsteigungeu  und  für  die  Anordnung  der 
Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen''  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbrt  ite  von  4  0  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Abdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
weiterung des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  haltbar  herzu- 
stellen und  erforderlichenfalls  angemessen  zu  versichern. 


Digitized  by  Google 


318 


Localbabu  Febriug-Fürstenfeld. 


Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen, 
und  muss  das  Brilokenplannm  eine  benutzbare  Minimalbreite  von  4  3  Meter  er- 
halten. 

Sämmtliche  Objecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0  6  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  oder  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Geländern 
zu  versehen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objeoten  dürfen  Tragcon- 
struetionen  von  IIolz  angewendet  werden. 

Bei  mehrfelderigeu  Brücken  können  die  Zwischenjoche  aus  Holz  hergestellt 
werden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Hahn  vorkommenden  Brückenoonstruoiionen 
ist  die  durch  d'c  Fahrbetriebsmittel  dor  eigenen  Bahn  erzeugte  zufällige  Belastung 
zu  Grunde  zu  legen  und  wird  für  Eisenoonstructionen  die  Inanspruchnahme 
des  Eisens  für  alle  Constructionstbeile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für 
die  Nieten  bis  zu  700  Kilogramm  per  Quadra'centimeter  zugelassen. 

Bei  Holzconstructionen  ist  die  Inanspruchnahme  bis  80  Kilogramm  per 
Quadrateentimeter  zulässig. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindesten  3  10  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser  - 
stand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  ans  Holz  auf  gemauerten  Sookeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  nach  der  von  der  technischen  Conferenz  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vorgeschlagenen  und  mit  Erlasa  des  k.  k.  Handelsministerium* 
vom  30.  Mai  1882,  Z.  14591  genehmigten  Type  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und 
soll  d«-ren  Minimalgewicht  per  laufendem  Meter  23  Kilogramm  bei  Auwendung 
einer  Maximalsehwellendistanz  von  0*9  Meter  von  Mitte  zn  Mitte  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  3  Meter,  obere  Breite  16  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

Die  Verwendung  von  halbrunden  Schwellen  ist  bei  Einhaltung  vorstehender 
Dimensionen  zulässig. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vennehrung  der  Hakennägel  und  Unterlags- 
platten nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen 
aufgestellten,  bei  derselben  erliegenden  einheitlichen  Oberbaunonnalien  entsprechend 
zu  verstärken. 

Der  Sohotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen - 
breite  von  3  Meter  uid  eine  Tiefe  von  0  25  Meter  zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nobengeleise  dor  Stationen  soll  mindestens  10  Porcent  der 
Bahnlänge  betragen. 

7.  Hochbauten 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedart  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Verhält- 
nissen entsprechend  entweder  in  defiuitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  RiegelwRnden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  vorsehen 
zu  sein. 

Die  Hoohbauanlagen  für  den  Güter-  und  ZugfÖrderangsdienst  können  ;ui> 
Fachwerk  und  Riegelmauern  oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Unterranuerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  ste's  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat  höchstens 
f»  Kilometer  zu  betragen 
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Die  Anlage  von  Warterhäusern  in  dor  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  Ueber- 
setzungen  besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  hölzernen 
Blockwänden  hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an  der 
Bahn  sind  in  der  Regel  nioht  herzustellen. 

8  Bctriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegrnphenleitung  zu  versehen,  die  Aufstellung  von 
Glockcnsignalen  kaun  jedoch,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig 
machen  würden,  unterbleiben;  für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen 
akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu 
verwenden. 

An  Abzweigungsstellen  von  dem  öffentlichen  Verkehre  dienendeu  Bahnen 
sind  Distanzdeekungssignale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmittelu  sind  lediglich  anzuschaffen: 
2  Tenderlocomotiven. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Peroent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnismässige  Herabsetzung  der  bi*  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Notkstandea  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiobsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordemiss  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  dor  Post  Verwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  diu  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels 
II  des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1KS0,  R.  G.  BI.  Nr  56,  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigcn  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellende.« 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Worth- 
»endnngen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 
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Die  Feststellung;  der-  FabrpUne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Zöge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwisohen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staats- Telegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und  die 
Signalisirnng erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder  nach  An- 
ordnung oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstait  herzustellen,  einzu- 
richten und  zu  erhalten  und  diese  Telegrnphenleitungen  gegen  eine  zu  vereinbarende 
billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenzen  verwenden  zu 
lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstait  nach  den  lür  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  schliesslich,  sich  bezüglich  der  con- 
cessi<>nirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verurdnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstait  zu  den  Local- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

5.   Unentgeltliche   Beförderung  von   Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Vorwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concessiou  oder  aus 
Geflillsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck«  unentgeltlich  befördert  werden. 

G.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowio  deren  Eseorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  computenton  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Stnatspferdezuchtanstalteu. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  «1er  Staatspferdezuchtanstaltcu  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er- 
mässigten  Tarifsätze  Anwendung  zu  linden. 
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8  Betriebst'ührung  durch  den  Staat. 

In  dem  von  der  Staatsverwaltung  mit  den  Concessionären  abznsohlieesenden 
Betriebsvertrage  (§  9  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde)  wird  eine  Paasohalirang 
der  dem  Staate  zu  vergütenden  Betriebskosten  in  der  Weise  erfolgen,  dass  letztere 
mit  keinem  höheren  Betrage  als  mit  fünfzig  (50  j  Peroent  der  Bruttoeinnahmen,  in 
welche  insbesondere  ancb  der  vom  steiermärkisohen  Landtage  zugesicherte  Jahres- 
beitrag von  dreitausend  (3000)  Qulden  einzubeziehen  sein  wird,  bemessen  werden. 

Sollten  die  Bruttoeinnahmen  einschliesslich  des  obenerwähnten  Jahres- 
beitrages die  Summe  von  vierzigtausend  (40.000)  Gulden  nicht  erreichen,  so  sollen 
die  Betriebskosten  nur  mit  vierzigflinf  (45)  Peroent  bemesseu  werden. 

Wien,  23.  Juli  188t. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

5.  Statuten 

der  Localbahn  Fehrlug-Ftirstenfeld. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  I. 

Grundlage  der  Gesellschaft. 

Zum  Zwecke  der  Ausübung  der  dem  Julius  Krepesch  im 
Vereine  mit  Ludwig  Kranz  und  Hans  Dettelbach  mit  Allerhöchster 
Erschliessung  vom  2.  Juli  1884  ertheilten  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Locomotiveisenbahn  von  Fehring  nach  Fürstenfeld  wird 
eine  Actieogesellscbaft  gebildet,  welche  unbeschadet  der  den  Con- 
cessionären nach  Artikel  I,  lit.  6,  des  Gesetzes  vom  8.  April  1884, 
R.  G.  Bl.  Nr.  54,  auch  ferner  obliegenden  persönlichen  Haftung  für 
die  Aufbringung  des  erforderlichen  Baucapitales  und  das  Auslangen 
mit  demselben  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionare, 
sowie  in  alle  den  letzteren  zugestandenen  Begünstigungen  eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  an  die  ungarische  Westbahn  anschliessen- 
den normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Fehring  nach  Fürsten  • 
feld  mit  einer  Schleppbahn  zur  dortigen  Aerarial-Tabakfabrik, 
sowie  von  Flügelbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements, 
deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen 
Interesse  gelegen  erachtet  werden  wird; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftramways,  für  welche  der 
Gesellschaft  später  die  Concession  verliehen  werden  wird. 

VU  R«ebUoTkooJ«n  d«r  5«t«rr.  Ei.«nt»hten.  II  f.  21 
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§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft 
Die  Gesellschaft  hat  ihren  Site  in  Graz. 

§  4. 

Firma  der  Gesellschaft. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „Localbahn  Fehring-Fürsten 
feld"und  wird  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  protokollirt  (§  2«). 

§  5. 

Constituirung  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt  (§  45),  sobald  das  gesauomte  im 
§  8  festgesetzte  Actiencapital,  so  weit  dasselbe  nicht  durch  die  vom 
Staate  zugesicherte  Uebernahme  von  Stammactien  aufgebracht  wird, 
gezeichnet  ist  und  2000  Actien  a  200  fl.,  und  zwar  125  Stück  Stamm 
actien  und  1875  Stück  Prioritätsactien,  zusammen  daher  400.000  fl. 
österr.  Währ,  bar  eingezahlt  sind  (§  9,  alinea  2),  sowie  auch  die  Ein- 
tragung der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist. 

§  6. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Erlöschen  der  erworbenen  Con- 
cession;  sie  löst  sieb  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen 
vom  Staate  übernommen  oder  durch  die  Gesellschaft  veräussert  werden. 

§  7- 

Kundmachungen. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statutenmäßigen  Kund- 
machungen erfolgen  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Grazer  Zeitung"  und  in  ein  anderes  im  Lande  verbreitetes 
Blatt,  welche?  der  Verwaltungsrath  jeweilig  bestimmen  wird. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapi  tal. 

§  «■ 

Actiencapital:  Prioritätsactien,  Stammactien. 

Das  Actiencapital  ist  vorläufig   auf   1,065.000  fl.    österr.  Währ, 
festgesetzt  und  besteht  aus  3025  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautendeu 
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Prioritätsactien  a  200  mit  605.000  fl.  und  ans  2250  Stück  ebenfalls  auf 
den  Ueberbringer  lautenden  Stammactien  k  200  fl.  mit  450.000  fl. 

§  »• 

Die  Einzahlung  auf  die  gezeichneten  Stamm-  und  Prioritätsactien, 
sowie  die  Ausgabe  derselben  erfolgt  über  Beschluss  des  Verwaltuugs 
rathes. 

Der  baren  Einzahlung  sind  die  im  Falle  der  Uebernahme  von 
Actien  an  Zahluugsstntt  von  Seite  der  Bauunternehmung  der  Localbahn 
Fehring-Fürstenfeld  zu  bewirkenden  Leistungen  dieser  Bauunternehmang 
zum  Zwecke  de*  Baues  und  der  Ausrüstung  der  Bahn  gleichzuhalten. 

§  10. 

Bezüglich  der  vom  Staate  als  Betheiligung  an  dem  Baue  der 
Localbahn  Fehring-Fürstenfeld  übernommenen  2 125  Stück  Stamm  actien, 
welche  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  125  Stück  Stamm- 
actien  gemessen,  erfolgt  die  Einzahlung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
des  mit  der  Staatsverwaltung  abgeschlossenen  Uebereinkommens  de  dato 
Wien,  den  23.  Juli  1884. 

§  11. 
Form  der  Actien. 

Die  Prioritäts-  und  Stammaotien  werden  mit  fortlaufenden  Nummern 
bezeichnet,  nach  den  Formalarien  Nr.  1  und  4  angefertigt,  aus  einem 
Juxtabuche  herausgeschnitten  und  mit  dem  Trockenstempel  und  der 
Firma  versehen. 

Den  Actien  sind  je  ein  Coaponbogen  nnd  Talon  nach  den 
Formularien  Nr.  2  und  3,  beziehungsweise  Nr.  5  nnd  6,  beigegeben. 

§  12. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  Ein  Eigenthümer  anerkannt. 

§  13. 

Erhöhung  des  Actiencapitales. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  der  Bestimmung  des  §  2,  lit.  b,  sowie  im  Falle  in  Zukunft 
nothwendig  werdender  Vervollständigungsarbeiten  und  Investitionen  für 
die  Eisenbabnunternehmung  (Aulage  oder  Erweiterung  von  Stationen, 
Anschaffung  eines  Fahrparkes  etc.)  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  Uber 
Antrag  des  Verwaltungsrathee  und  Beschluss  der  Generalversammlung, 
jedoch  vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung  (§  39,  Z.  10),  das  Actien- 
capital  durch  weitere  Aufgabe  von  Stammsctien  entsprechend  zu  erhöhen. 

21* 
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§  H. 

Amortisirung  des  Actiencapitales. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stamm actien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes 
innerhalb  der  Concessionsdauer  amortieirt  (§  39,  Z.  4).  Die  Tilgung 
der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  vorauszugehen. 

Die  Amortisirung  der  Actien  erfolgt  im  Wege  der  Verlosung. 

Der  Verwaltungsrath  wird  jedoch  ermächtigt,  insofern  Prioritäts- 
actien unter  dem  Nominalbetrage  erhältlich  sein  sollten,  die  nach  dem 
Tilgungsplane  auf  das  betreffende  Jahr  entfallende  Amortisationsquote 
(§  51,  Z.  1),  statt  zur  Verlosung,  zum  freihändigen  Rückkäufe  einer 
entsprechenden  Anzahl  von  solchen  Actien  zu  verwenden. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltungsrath. 
§  15. 

Zahl  der  Mitglieder. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  fünf  Mitgliedern.  Mindestens  so 
viele  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  in  Graz  ihren  ordent- 
lichen Wohnsitz  haben  als  zur  Beschlussfahigkeit  desselben  erforderlich 
sind  (§  23). 

§  16. 

Ernennung  eines  Verwaltungsrathes  durch  den  Handels« 

minister. 

Insolange  der  Staat  in  Folge  des  Gesetzes  vom  8.  April  18S4, 
R.  G.  Bl.  Nr.  54,  an  diesem  Bahnunternehmen  durch  die  zugesicherte 
Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  von  Stammactien  betheiligt 
ist,  ernennt  der  Handelsminister  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes,  auf 
welches  die  Bestimmungen  der  §§17  bis  einschliesslich  20  dieser  Statuten 
keine  Anwendung  finden. 

§  17. 

Wahl  und  Functionsdauer  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  mit  Ausnahme  des  vom 
II  and  eis  minister  zu  ernennenden  Mitgliedes  werden  durch  die  General- 
versammlung auf  die  Dauer  von  vier  Jahren  gewählt.  Jedes  Jahr  tritt 
von  den  gewählten  Mitgliedern  je  eines  nach  der  Reihenfolge  der 
Functionsdauer  aus.  Besteht  der  Verwaltungsrath  aus  fünf  gewählten 
Mitgliedern,  so  treten  am  Ende  des  vierten  Jahres  die  zwei  letzten 
Mitglieder  aus. 
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Bis  sich  die  Reibe  des  Austrittes  nach  der  Fnnctionsdauer  gebildet 
hat,  werden  die  Austretenden  dnrch  das  Los  bestimmt. 

Die  snm  Anstritte  Bestimmten  können  wiedergewählt  werden. 

§  18. 

Für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  werden  die  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes von  der  constituirenden  Generalversammlung  (§  45) 
gewählt.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  treten  die  Bestimmungen  des  §  17 
über  den  successiven  Austiitt  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  in 
Wirksamkeit. 

§  19. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Mitgliedes  vor  Ablauf 
seiner  Functionsdauer  wird  dessen  Stelle  vom  Verwaltungsrathe  dnrch 
Cooption  provisorisch  besetzt. 

Die  Function  dieses  provisorisch  ernannten  Verwaltungsraths- 
mitgliedes  dauert  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Diese  Generalversammlung  hat  die  provisorische  Ersatzwahl  des 
Verwaltungsrathes  entweder  zu  bestätigen  oder  eine  Neuwahl  vorzu- 
nehmen. In  beiden  Fällen  tritt  das  in  den  Verwaltungsrath  berufene 
Mitglied  rücksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  ausge- 
schiedenen Mitgliedes. 

§  20. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  20  Actien  der 
Gesellschaft  flammt  den  dazu  gehörigen  nicht  fälligen  Coupons  bei  der 
Gesell8chaftsca88a  zu  hinterlegen,  welche  während  seiner  Function  und 
nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen 
Rechnungen  vom  Erleger  weder  verpfändet  noch  veräussert  werden 
dürfen. 

Erst  nach  Erlag  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine  Function 
antreten.  Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach 
erfolgter  Berufung  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  21. 
Vorsitz. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräsidenten. 

§  22. 
Sitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Graz  über  Einladung 
des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten   oder  auf  Verlangen   von  drei 
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Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal 
im  Monate. 

§  23. 

Beschlussfäbigkeit. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwalturgsrathes  ist  die  Ordnung« 
massige  schriftliche  Einladung  säinmtlicber  Mitglieder  und  einschliesslich 
des  Vorsitzenden  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

Die  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in 
ihrer  Abwesenheit  durch  ein  anderes  gewühltes  Mitglied  vertreten  lassen 
oder  ihr  Votum  schriftlich  abgeben,  welches  sodann  dem  Protokolle 
beizuheften  ist.  Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur 
Eine  Vertretungsvollmacht  übernehmen. 

§  24. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im 
Sinne  des  Handelsgesetzbuches  und  ist  auch  mit  allen  jenen  Befug- 
nissen betraut,  zu  welchen  eine  besondere  Vollrxacht  gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernenrurg  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ettheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdrück- 
lich der  Generalversammlung  vorbehält» n  sind. 

Der  Verwaltungtrath  kann  unbeschadet  der  Best'mmungen  der 
Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  durch  eine  Fpecialvollmacbt  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  einen  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner 
Mitte  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  Uber  tragen. 

§  25. 

Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschließet  seine  Geschäftsordnung  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  der  im  Artikel  231  uid  234  H.  G.  B.; 
ebenso  bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten 
und  Diener  der  Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestraf ur  g  von  Dient-tvergehen,  wie  auch  die  etwaige 
Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und  Diener  der  Gesell- 
schaft zu. 

§  26. 

Firmazeichnung. 

Die  Firma  (§  4)  wird  collectiv   in   der  Weise   gezeichnet,  daes 
unter  die  vorgedruckten  oder  von  wem  immer  geschriebenen  Worte: 
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, Localbahn  Fehring  Fürstenfeld"  zwei  Mitglieder  des  Verwaltung* rnthes 
oder  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  ein  mit  der  Procura  be- 
trauter Beamter  der  Gesellschaft,  letzterer  mit  einem  die  Procura 
andeutenden  Zusätze,  ihre  Namen  eigenbändig  schreiben. 

§  27. 
Abstimmung. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Der  Vorsitzende  giebt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab. 

Bei  gleicbgetbeilten  Stimmen  *üd  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  sich  der  Voi  sitzende  angeschlossen  hat. 

§  28. 
Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltung*  rathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  29. 

Den  Mitgliedern  des  Vei  waltungsrathes  gebührt  für  ihre  Mühe- 
waltung keine  Vergütung,  wohl  aber  haben  dieselben  Anspruch  auf  den 
Ersatz  ihrer  im  Interesse  der  Gesellschaft  gemachten  Barauelagen. 

§  30. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  Concurs  verfallen  ist, 
oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  feine  Gläubiger  voll  befriedigt 
zu  haben;  wer  «egen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  oder  einer  solchen  üebertretung  in  Untersuchung  steht  oder 
schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltung« 
rathes  sein.  Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der 
Functionsdaner  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
§  31. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte  auszuüben.  Ihre 
atatutenmäsng  gefatsten  Beublfcsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 
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§  32. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zusammen. 

§  33. 

Ausserordentliche  General  versammlangen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  vom  Verwaltungs- 
rathe  einberufen  werden,  wenn  derselbe  es  für  nothwendig  oder  zweck- 
mässig erachtet.  Sie  müssen  aber  vom  Verwaltungsrathe  einberufen 
werden,  wenn  diese  Einberufung  von  einer  Generalversammlung 
beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren 
Actienbesitz  den  vierten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  diese 
Einberufung  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  schriftlich 
fordern. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderliche  Actienzabl  bei  der  Ge*ellschaftscassa  oder  an  einer 
anderen,  vom  Verwaltungsrathe  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinter- 
legen (§  85). 

§  34. 
Einberufung. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der 
Abhaltung  erfolgen  und  sind  in  der  Einberufungskundmachung  (§  7) 
die  zur  Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  bekannt  zu  geben. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären 
wenigstens  80  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung 
schriftlich  angemeldet  worden  sind.  Die  AnmeMung  hat  beim  Verwaltungs- 
rathe zu  geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der 
Einberufungskundmachung  nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse 
nicht  gefasst  werden.  Nur  Uber  den  Antrag  auf  Einberufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung 
oder  Verlautbarung  Beschluss  gefasst  werden. 

§  35. 

Stimmrecht.  Actiendeponirung. 

Zur  Theilname  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer  von 
Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  mindestens  10  Stück 
dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmäßig 
einberufenen  Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscassa  oder  an 
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einer  anderen  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle 
erlegt  hat. 

In  Ansehung  der  im  Staatsbesitz  befindlichen  Actien  genügt  an 
Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
der  betreffenden  Staatscassa. 

§  36. 

Je  10  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme.  Die  Summ- 
and Prioritätsaktien  gemessen  gleiches  Stimmrecht.  Dieses  Stimmrecht* 
wird  nicht  geschmälert,   wenn   der  Besitz  eines  Actionärs  theils  aus 
Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  Staatsverwaltung  auf 
eine  Maximalstimmenzahl  findet  nicht  statt.  Ebenso  ist  auch  jede  Be- 
schränkung dieses  Stimmrechtes  gegenüber  den  Besitzern  von  Prioritäts- 
actien ausgeschlossen. 

§  37. 
Vertretung. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
ausgeübt  werden. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  Statuten  massigen  Vertreter,  Frauen  durch 
ihre  Bevollmächtigten  aus. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

Die  Art  und  Weise  der  Ausübung  des  der  Staatsverwaltung  zu- 
stehenden Stimmrechtes  bleibt  vollkommen  dem  freien  Ermessen  der- 
selben überlassen. 

§  38. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  oder  in  deren  Verhinderung 
ein  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstande,  eröffnet,  leitet  und  scbliesst  die  Berathungen,  ernennt  den 
Schriftführer  und  aus  den  anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren. 

§  39. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten: 

1.  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 

2.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§§  15  und  17), 
sowie  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Bevisionsausschusses  (§  46); 
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3.  die  Genehmigung  der  Jahreereihnungen  und  die  Beschlusefassung 
Uber  die  Verwendung  des  Reingewinnes; 

4.  die  Beschlussfassung  über  den  vom  Verwalttingsrathe  vorzu- 
legenden Tilgungsplan  für  das  Actieucapital  (§  Ii); 

5.  die  Abänderung  der  Statuten; 

6.  der  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer  Linien; 

7.  der  Abschluss  von  Bttriebs  Verträgen  bezüglich  der  gesellschaft- 
lichen Bahnlinien  oder  die  Veipachtung  des  Eisenbahnbetriebes,  insoweit 
hierüber  nicht  bereite  durch  conce£sionsmä98ige  Bestimmungen  ver- 
fügt ist; 

8.  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen 
Bahnlinien ; 

9.  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 
Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Artikel  215  H.  G.  B.); 

10.  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales. 

Beschlüsse  über  die  in  vorstehenden  ZZ.  4  bis  inclusive  10  auf- 
geführten Gegenstände  bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  40. 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  be&chlussfahig,  wenn  mindestens 
10  Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmacbtsnamen 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten. 
Ueber  die  im  §  39  unter  4,  5,  6,  8,  9  und  10  angeführten  Gegenstände 
können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Geieral Versammlung 
gefasst  werden,  bei  welcher  mindestens  der  fünfte  Theil  des  gesammten 
Actiencapitales  vei treten  ist. 

§  41. 

Vorgang  bei  der  Besch lussu  nfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  im  Sinne  des 
§  40  nicht  beschlussfiihig,  so  ist  binnen  8  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung einzuberufen,  in  welcher  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  die  Höhe  des  durch  sie  veitretenen 
Actiencapitales  giltige  Beschlüsse  gefaßt t  werden  können,  was  in  der 
Einberufungskundmiehung  ausdrücklich  ar geführt  werden  muap.  Der 
Zeitraum  zwiscLen  der  Einbeiufung  und  der  Versammlung  kann  für 
diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden.  Der  Erlag  der  Actien 
hat  in  diesem  Falle  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammei  tritte  dieser 
neuen  Generalversammlung  zu  erfolgen. 
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§  42. 

Abstimmung  in  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  fastt  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  und  ttimmt  der  Vorsitzende  mit. 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den 
Ausschlag. 

Die  im  §  39,  Absatz  5,  6,  8,  9  und  10  angeführten  Beschlüsse 
bedürfen  zn  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Dritteln  der  ver- 
tretenen Stimmen. 

§  43. 
Wahlen. 

Alle  Wahlen  werden  mittelst  Stimmzettel  vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten 
haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  ei  folgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten  Stimmen 
erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  genommen. 

Ei  halten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wabl  die  gleiche  Stimmen  - 
zahl,  so  ist  derjenige  gewählt,  welcher  zur  betreffenden  General- 
versammlung einen  giöfB'ren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen  hat. 

Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  i reffenden  Anordnung. 

§  44. 

Ueber  die  Verhandlongen  bei  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  zwe 
Actionären,   welche   nicht  Mitglieder   des  Verwaltungsrathes   sind,  zu 
unterzeichnen  ist. 

§  45. 

Constituirende  Generalversammlung. 

Nach  erwirkter  Genehmigung  dieser  Statuten  und  erfolgter  Zeichnung 
des  gesammten  Actiencap  tales  findet  die  Einberufung  der  conttituirenden 
Generalversammlung  statt. 

Diese  Einberufung  erfolgt  durch  die  Concessionäre  mittelst 
Einladungsschreiben  an  sämmtliche  Actienzeichner  und  durch  einmalige 
öffentliche  Kundmachung,  wobei  die  für  die  Einberufung  der  General- 
versammlung im  §  34  festgesetzten  Formalitäten,  iusbesondere  die  dort 
bestimmten  Fristen,  keine  Anwendung  finden. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  gewählt. 
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Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsratbes  für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  (§  18)  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  zu  wählen,  sie  hat  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche 
laut  §  39  der  Generalversammlung  vorbehalten  Bind. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  auch  die  erfolgte 
Einzahlung  des  im  §  5  bestimmten  Actieocapitales  nachzuweisen  (§  9, 
alinea  2). 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

V.  Abschnitt. 

Revisionsausschuss. 
§  46. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmanne,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden.  Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  dürfen  mit  den  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsratbes  bis  zum  zweiten  Grade  weder  verwandt 
noch  verschwägert  sein. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  Revisionsausschusses  in  Function. 

§  47. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnungen  werden  die  Revisoren 
und  deren  Ersatzmann  von  der  constituirenden  Generalversammlung 
gewählt. 

*     §  48. 

Der  Revisionsaueschuas  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfeu;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen  Befund 
der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Abschnitt. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  49. 
Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endigt  mit  dem  31.  December. 
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Als  erstes  Geschäftsjahr  bat  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Betriebs* 
eröffnung  bis  zum  31.  December  des  nächstfolgenden  Jahres  zu  gelten. 

§  50. 

Art  der  Rechnungsführung. 

Die  Gesellschaft  führt  ihre  Rechnungen  in  der  gesetzlichen  Währung ; 
dieselben  werden  mit  jedem  Geschäftsjahre,  also  am  31.  December 
jedes  Jahres,  abgeschlossen  und  dem  Kevisionsausachusse  zur  Prüfung 
vorgelegt. 

Die  mit  den  nöthigen  Erläuterungen  in  Druck  gelegte  Jahres- 
bilanz kann  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  von  den  stimm- 
berechtigten Actionären  im  Gesellschaftsbureau  in  Empfang  genommen 
werden. 

§  51- 

Verwendung  der  Einnahmen. 

Der  Gewinn  der  Gesellschaft  besteht  aus  dem  nach  Abzug  aller 
Kosten,  insbesondere  der  nach  Masegabe  des  mit  der  k.  k.  Staats» 
Verwaltung  abzuschliessenden  Betriebs  vertrage  4  erwachsenden  Betriebs- 
auslagen und  allgemeinen  Verwaltungsauslagen,  dann  der  allfälligen 
Verluste  und  entsprechenden  Abschreibungen  verbleibenden  Rein- 
erträgnisse. 

Aus  diesem  Reinerträgnisse  wird  sohin  vor  allem  entnommen: 

1.  die  für  die  Amortisation  der  Prioritätsactien  erforderliche 
Quote  und 

2.  eine  Dividende  von  5  Percent  für  die  nicht  amortisirten 
Prioritätsactien. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Reste  wird  bezahlt: 

3.  die  für  die  Amortisation  der  Stammactien  bestimmte  Quote  und 

4.  eine  Dividende  von  5  Percent  für  die  nicht  amortisirteu 
Stammactien. 

Nach  Bestreitung  der  sub  1  bis  4  angeführten  Erfordernisse 
werden 

5.  10  Percent  dem  Reservefonde  (§  53)  zugewendet  und 

6.  der  noch  erübrigende  Betrag  als  Superdividende  für  Stamm- 
und  Prioritätsactien  gleichmässig  verwendet. 

§  52. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  5percentige  Dividende  der  Prioritäts- 
actien (§  51,  Z.  2)  aus  den  Reinerträgnissen  eines  späteren  Jahres  findet 
nicht  statt. 

§  53. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zu  späterhin  etwa  erforder- 
lichen Erweiterungen  der  Bahnanlage  oder  der  Betriebseinrichtungen 
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zu  dienen.  Dem  Reservefonde  haben  aiHBer  den  Zuwei&ungeu  aus  den 
Reinerträgnissen  (§  51),  insbesondere  auch  die  etwaigen  Ersparnisse 
aus  dem  Anlagecapitale,  die  verfallenen  Dividenden  (§  54)  und  die 
sMmmtlichen  eigenen  Ertragnisse  zuzufliessen. 

Die  obengedachten  Zuweisungen  in  den  Reservefond  aus  den 
Reiaerträgnissen  dauern  iosolange  fort,  bis  der  Fond  10  Percent  des 
geflammten  Actiencapitalea  erreicht  hat. 

Sinkt  der  R»ser?efond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mäßige Ergänzung  desselben  wieder  zu  beginnen. 

§  54. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  14), 
bowie  die  Zahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt  an  der 
Gesellschaftscaflsa  und  bei  dem  vom  Ver waltun gerathe  hiezu  bestimmten 
Zahlstellen. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  binnen  drei  Jahren 
nach  deren  Fälligkeit  nicht  behoben  sinci,  verfallen  zu  Gunsten  de* 
Reservefondes. 

VII.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 

§  55. 
Liquidation. 

Im  Falle   der  Auflösung   der  Gesellschaft   wählt   die  General 
Versammlung   die   Liquidatoren    und    bestimmt   die   Modalitäten  der 
Liquidirung. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  das  Revisions 
comitö  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Be- 
endigung derselben   mit   der  Modifikation   in  Wirksamkeit,   d.iss  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

§  56. 

Vermögensvertheilung. 

Bei  der  nach  Realisirung  des  gesellschaftlichen  Vermögens  vorzu 
nehmenden  Vertheilung  gemessen  die  Prioritätsacticn  den  Vorrang  vor 
den    Stammactien,    so   dass    letztere    erst    dann    Anspruch    auf  eine 
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Liquidationsquote  erhalten,  wenn  die  Prior  itätsactien  voll  eingelöst 
worden  sind. 

Nach  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stammactien  etwa  resultirende 
Ueberschüsse  jedoch  sind  gleichmässig  unter  die  Besitzer  von  Prioritäts- 
und Stammactien  im  percentualen  Capitalsverhältnisse  zu  vertheilen. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine 
besonderen  Beschlüsse  fas6t,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches, II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  57. 

Staatsaufsich  tsrecht. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  Gesetze  durch  einen  hiezu  bestellten  Commissär  aus. 

Derselbe  hat  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungs- 
rathes,  sowie  den  Generalversammlungen  beizuwohnen  und  gegen 
Beachltisse  oder  Verfügungen,  welche  den  Gesetzen  oder  den  Gesell- 
schaftsstatuten zuwiderlaufen,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen 
nachtheilig  sind  oder  gegen  die  aus  dem  Uebereinkommen  de  dato  23.  Juli 
1884  mit  der  Staatsverwaltung  bezüglich  der  Betheiligung  des  Staats- 
schatzes an  der  Geldbeschaffung  für  die  Localbahn  Fehring-Fürsten- 
feld hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Ver- 
stössen scheinen,  Einsprache  zu  erheben,  und  deren  Ausführung  bis  zu 
der  sogleich  einzuholenden,  für  die  Actiengesellschaft  bindenden  Ent- 
scheidung des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  sistiren. 

§  58. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unteroffi eiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Nr.  2141. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  30.  Jänner  1886, 
TL  681,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  14.  Februar  1889. 

Der  lc.  k.  Minister  des  Innern: 
TaafTe  m.  p. 
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1.  Concessionsnrknnde  vom  10.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  45, 

für  die  Locoinotirebonbahu  Ton  Wien  nach  Wiener  Nendorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Neue  Wiener  Tramwaytresellschaft  die  Bitte  um  Er- 
theilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  theilweise  als 
Strassenbahn  auszuführenden  Localbahn  (Dampfcramway)  von  Wien  nach 
Wiener  Neudorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft 
diese  Concession  auf  Grund  des  Eiseubahnconces^ionsgesetzes  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom 
25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  50,  vom  26.  December  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180, 
und  vom  28.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Neuen  Wiener  Tramwaygasellachaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  (Dampf- 
tramway) auszuführenden  Locomotiveisenbabn  vom  L'nienwalle  in  Wien 
(V.  Bezirk)  über  UntermeidÜDg,  Iuzersdorf  am  Wienerberg«,  Neu-Erlai 
und  Siebenhirten  nach  Wiener  Neudorf. 

Die  Localbahn  von  Wien  (Qaudenzdorf;  nach  Wienor  Neudorf  wurde  am 
29.  September  1886  eröffnet. 

Laut  der  Kundmachung  des  Handelsministerium«  vom  16-  März  1894 
R.  O.  Bl.  Nr.  61  (Doc.  4),  wurde  die  vorstehende  Concession  an  die  Actien 
gesellsehaft  der  Wiener  Localbahnen  Ubertragen.  Durch  Artikel  I  dieser  Kund- 
machung wurde  weiters  die  Theilstrecke  von  der  Anfangsstation  nächst  der 
Steinbauergasse  bis  zum  Bahnhofe  in  Meidling  als  integrirender  Bestand- 
teil der  der  Neuen  Wiener  TramwaygeBellschaft  ooncessionirten  Pferdebahn 
vom  Opernring  bis  zur  Steinbauergas^e  erklärt,  und  sind  bezüglich  dieser 
Strecke  die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Concessionsnrknnde  ausser  Kraft 
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getreten.  Dagegen  wurde  durch  Artikel  II  der  citirten  Kundmachung  die  nach 
den  Bestimmungen  des  im  Handelsministerium  am  16.  Norember  1892  aufge- 
nommenen Protokolles  neu  hergestellte  und  am  1.  Mai  1893  eröffnete  Strecke 
von  der  neu  angelegten  Anfangsstation  nächst  der  Matzleinsdorfer  Linie  bis 
cum  Meidlinger  Bahnhofe  in  die  vorstehende  Concessionsurkunde  einbezogen. 
Gemäss  des  citirten  (nicht  publicirten)  Protokolles  wurde  im  Zusammenhange  mit 
der  Herstellung  der  Strecke  Matzleinsdorf-Meidling  die  Hauptatreke  Meidling- 
Wiener  Neudorf  theilweise  umgestaltet. 

Der  Betrieb  der  I.ocalbahn  Wien-Wiener  Neudorf  wird  seit  15.  Jänner  1893 
auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom  22.  Mai  1894  von  der  Bauunternehmung 
Leo  Arnoldi  geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden,  zum 
Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der  Capitaleverzin- 
sung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröflfnung,  sowie 
für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  In- 
struirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösnng  auflaufenden  Uebertragtingpgebühr ; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

rf)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  sofort  nach  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  beginnen 
binnen  längstens  einem  und  einem  halben  Jahre  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Conceesionsdauer  un- 
beschadet der  Anordnungen  im  §  9  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft durch  E<-lag  einer  Caution  im  Betrase  von  fünftausend  (5000) 
Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten 
Sicherheit  zu  leisten. 
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§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
bahn   das  Recht  der  Expropriation  nach   den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertbeilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  5- 

Alle  Veränderungen,  welche  in  Folge  der  Anlage  der  conces- 
sionirten  Eisenbahn  an  Canälen>  Rohrleitungen  oder  am  Niveau  des 
Pflasters  nothwendig  werden,  sind  von  der  Gesellschaft  auf  ihre  eigenen 
Kosten  in  der  ihr  von  der  competenten  Behörde  vorzuschreibenden 
Weise  herzustellen  und  ist  die  Gesellschaft  für  jeden  Schaden,  der 
durch  die  Anlage  der  Bahn  an  den  gedachten  Objecten  oder  sonst  an 
öffentlichem  Gute  oder  Privateigenthum  verursacht  wird,  verantwortlich 
und  ersatzpflichtig. 

§  6. 

Die  Gesellschaft  hat  in  den  zur  Anlage  der  concessionirten  Local- 
bahn  zu  benützenden  Strassen  die  Fahrbahn  in  der  hiefür  bestimmten, 
respective  noch  zu  bestimmenden  Ausdehnung  herzustelle i,  zu  erhalten 
und  bezüglich  der  bezeichneten  Strassenfläche  die  Schneesäiberung, 
ferner  innerhalb  der  geschlossenen  Ortschaften  auch  die  Reinigung  und 
Bespritzung  zu  besorgen. 

Hinsichtlich  des  Ausmasses,  in  welchem  die  vorstehenden  Ver- 
pflichtungen die  Neue  Wiener  Tramwaygesellschaft  treffen,  sowie  hin- 
sichtlich der  sonstigen  aus  öffentlichen  Rücksichten  einzuhaltenden 
Modalitäten  der  Strassenbenützung  hat  die  Gesellschaft  den  Anordnungen 
der  zuständigen  Behörden  und  Organe  g  uiauestens  nachzukomme :i. 

§  7. 

Dio  Gesellschaft  hat  sich  beim  Bau  i  und  Betriebe  der  concessionirten 
Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concossionsurkunde  und 
nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Coucessionsbedingnissen, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
Larnentlich  nach  dem  Eisenbahnconossionsg  »setze  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  ia  der  Eisenbahnbetriebs 
Ordnung     vorgeschriebenen    Sicherheita  Vorkehrungen    insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  eronässigte  Maximal- 
g^ch windigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
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erkannt  würde  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  iu  er- 
lassenden besonderen  Betriebsvorschriften  Auwendung  finden. 

§  8. 

wurde  zufolge  Artikel  II,  Punkt  1  der  Kundmachung  de«  Handelsministeriums 
vom  16.  Man  1894,  R.  O.  BL  Nr.  61  (Doc.  4),  durch  eine  neue  Fassung  ersetst 

§  9. 

Falls  aus  Anlass  von  Feierlichkeiten,  Truppenmärachen,  Paraden, 
dann  von  Herstellungen  an  Canälen,  Röhrenleitungen  etc.  von  Seite 
der  Behörden  die  zeitweilige  Einstellung  des  Wagen  Verkehres  auf  einer 
Strecke  der  concessionirten  Localbahn  für  nothwendig  erachtet  würde, 
hat  sich  die  Gesellschaft  den  einschlägigen  Anordnungen  der  Behörde 
ohne  irgend  einen  Anspruch  auf  Entschädigung  fttr  den  ihr  aus  der 
zeitweiligen  Einstellung  des  Betriebes  erwachsenden  Verlust  uuverweigerlich 
su  fügen. 

Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  der  Gesellschaft  ob,  insoweit  und 
insolange  eine  Betriebseinstellung  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  den  von  der  Localbahn  benützten  Strassen  nach  dem  Erachten 
der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§§  10,  11,  12, 

wurden  zufolge  Artikel  II,  Punkt  1  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  Marx  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  (Doc.  4),  durch  eine  neue  Fassung  ersetzt. 

§  13. 

Nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet, 
über  Anordnung  der  Staatsverwaltung,  je  nachdem  es  die  öffentlichen 
Verkehrsinteressen  erheischen,  entweder  auf  ihre  eigenen  Kosten  die  in 
die  Strassen  eingelegten  Geleise  zu  entfernen  und  die  Wiederherstellung 
des  früheren  Standes  der  benützten  Strassen  Bäche  zu  bewirken  oder 
die  Bahnanlage  sammt  dem  unbeweglichen  und  beweglichen  Zugehör 
einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material vorräthe,  der  au  Bahn 
zwecken  eingelösten  Grundstücke,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildeten  Betriebs- und  Reservefonde,  so  weit  diese  nicht  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theil weise 
bereits  verwendet  sind  (§  12),  dem  Staate  ohne  Entgelt  in  das  lasten- 
freie Eigenthum  zu  überlassen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein* 
lösung  der  Bahn  (§  12)  behält  die  Gesellschaft  das  Eigenthum  des  ans 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Keservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  dieselbe  von  der 
Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklieben  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 
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§  H 

wurde  zufolge  Artikel  II,  Punkt  1  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  Mar*  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  (Doc.  4),  duroh  eine  neue  Fassung  ersetst 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen »ollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu 
treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersats  su  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  zehnten  Tage  des  Monates  März  im  Jahre  des  Heiles  Ein* 
tausend  achthundert  achtzig  und  fünf,  Unserer  Reiche  im  Siebenund- 
d  reiseigst  en. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski    m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

för  die  Localbahn  (Dampftramway)  von  Wien  nach  Wiener  Kendorf 

(C.  Bl.  Nr.  62  ex  1686). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  Wien  nach  Wiener  Neudorf  ist  mit 
einer  Spurweite  Ton  1*440  Meter  mit  Rücksicht  auf  den  Uebergang  der  Fahrbetriebs- 
mittel  auf  die  Linien  der  Neuen  Wiener  Tramwaygesellschaft  als  Dampftramway 
mit  Tag-  und  Naobtrerkehr  für  die  nachstehende  Maximalfahrgesohwindigkeit  au- 
flegen und  auszurüsten,  und  «war: 

1.  für  die  Strecken  innerhalb  der  Ortschaften:  10  Kilometer  per  Stunde 
während  de«  Tages,  8  Kilometer  per  Stunde  während  der  Nacht; 

2.  fttr  die  in  Strassen  ausserhalb  der  Ortschaften  liegenden  Strecken: 
a)  18  Kilometer  per  Stunde  während  des  Tages,  b)  12  Kilometer  per  Stunde 
wahrend  der  Nacht; 

3.  f«ir  Strecken  auf  oigeuem  Unterbauplanum  25  Kilometer  per  Stunde  bei 
Tag  und  Nacht. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor,  nach  dem  Ergehnisse  der 
politischen  Begehung  und  der  technisch- polizeilichen  Prüfung  hinsichtlich  der  Maximal» 
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fahrgeachwindigkeit  in  einzelnen  Strecken  noeb  besondere  Ausnabmsbestimmungen 
zu  treffen. 

Mit  Erl ass  der  niederösterreichischen  Statthai terei  vom  2.  Juli  1887, 
Z.  35353,  C.  Bl.  Nr.  79,  wurde  die  Maximalfahrgeschwindigkeit  cur  Nachtzeit 
Ton  8  auf  10  Kilometer  per  Stunde  innerhalb  aller  Streoken,  welohe  durch  Ort- 
schaften fflhren,  erhöht 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  bat  nach  Mass- 
gabe  der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  nnd  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  Torzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Neue  Wiener  Tramwaygesellschaft  beim  Baue  anoh 
allen  vom  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellen- 
den Anforderungen  Folge  zu  leisteu  und  sioh  nach  den  bestehenden  allgemeinen 
Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Tracc.*) 

Die  zu  erbauende,  oirca  12  Kilometer  lange  Dampftramway  beginnt 
in  dem  ausserhalb  der  Linien  Wiens  gelegenen  Theile  des  V.  Bezirkes  in  der  Stein- 
bauergasse, durchzieht  in  der  Gemeinde  Meidling  die  Rudolph»strasse  bis  zur  Ein- 
mündung der  Wilhelmstrasse  und  folgt  sodann  dem  Zuge  der  letztgenannten  Strasse 
bis  zur  Uebersetzung  der  Linie  Wien-Triest  der  k.  k.  priv.  Südbnhngescllschaft. 

Hierauf  wird  die  Dampftramway  auf  eigenem  Unterbaue  zuerst  entlang  des 
Geleises  der  Wien-Pottendorf-Wr.-Neustädter  Bahn,  sodann  nach  erfolgter  Niveau- 
kreuzung der  Donauländebahn  längs  dieser  letzteren  weitergeführt,  bis  die  k.  k. 
Triestcrstrasse  erreicht  wird. 

Auf  dieser  Reichsstrasse  verbleibt  die  Dampftramway  fortan  bis  zu  ihrem 
Endpunkte  am  Hauptplatze  der  Gemeinde  Wiener  Nendorf. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen  und  Einmündungen  von  Schleppj- 

bahnen. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  Uber  Verlangen  der  Staatsverwaltung 
im  Falle  eines  nachweisbaren  Bedürfnisses  eine  entsprechende  Verbindung  der  von 
derselben  projectirten  Eisenbahn  mit  der  Donauländebahn  in  dem  bezüglichen 
Kreuzungspunkte  herzustellen,  in  welchem  Falle  wegen  Einrichtung  des  Betriebs- 
dienstes beim  Uebergangsverkehre  ein  entsprechendes  Uebereinkommen  mit  der 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  8taatsbabnen  abzuschliessen  sein  wird. 

Die  Gesellschaft  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personenverkehres 
für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremden 
Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Sohleppbahnen  zu 
bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  ooneessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufs  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 


*)  Vgl.  die  Anmerkung  zu  §  1  der  Concessionsurkunde  vom  10.  März  1885 
(Doc.  1). 
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4.  Unterbau. 

Die  Trambahn  ist  vom  Beginne  bis  zur  Uebersetzung  der  Linie  Wien-Triest 
der  k.  k.  priv.  Südbahn  gesellschaft  bei  Meidling  doppelgeleisig,  im  weiteren  Znge 
vorläufig  nur  eingeleisig  zu  erbauen;  die  erforderliche  Grundeinlösung  ist  jedoch 
für  die  ganze  Strecke  sofort  mit  Rücksicht  auf  ein  Doppelgeleise  durchzuführen. 

Als  grßsste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  45  pro  mille  =  1 : 22*2  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls ist  eine  Neigung  der  Bahn  in  denselben  von  mehr  als  10  pro  mille  —  1 : 100 
thunliohst  zu  Tenneiden. 

Der  Abstand  der  Geleise  von  Mitte  zu  Mitte  soll  in  den  Stationen  und 
Haltestellen  mindestens  2*8  Meter,  in  den  doppelgleisigen  Strecken  der  freien 
Balm  aber  mindestens  2*7  Meter  betragen. 

Nach  Tbutilichkeit  ist  jedoch  der  Abstand  der  Geleismittel  in  den  Strassen- 
strecken  derart  zu  bemessen,  dass  daselbst  zwischen  den  Fahrzeugen  der  sioh 
begegnenden  Züge  ein  freier  Zwischenraum  von  0  8  Meter  übrig  bleibt. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nicht  unter 
30  Meter  betragen. 

Wo  für  die  Bahn  ein  eigener  Unterbau  ausgeführt  wird,  bat  derselbe  in 
den  eingeleisigen  Streoken  mindestens  eine  Kronenbreite  von  3  8  Meter,  bei  dem 
seinerzeit  auszuführenden  Doppelgeleise  mindestens  6  6  Meter  sowohl  in  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhallen. 

Hiebei  wird  vorausgesetzt,  dass  die  maximale  Ausladungsweite  der  Fahr* 
betriebsmittel  nicht  22  Meter  übersteigt. 

Die  Böschungen  der  Aufdämmungen  und  etwa  vorkommender  Einschnitte 
sind  zu  besamen,  beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  augemessen  zu  ver- 
siebet n. 

Alle  ausserhalb  der  bestehenden  Strassen  vorkommenden  Brücken  und  Durch- 
lässe sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen  und  muss  bei  sämmtliohen  von 
der  Bahn  zu  benützenden  Objecten  auf  jeder  Seite  des  passirenden  Zuges  mindestens 
eine  benütsbare  Breite  von  0*7  Meter  vorhanden  sein. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  ausserhalb  der 
bestehenden  Strassen  sind  Eisenoonstructionen  zu  verwenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brück enoonstruc- 
tionen  sind  die  Kaddrücke  und  Achsenstände  der  faotisch  verkehrenden  Fahrbetriebs- 
mittel zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstroctionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle  Con- 
Btraotionstheile  exolusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruotion  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
Stand  zu  legen. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benützung  der  Strassen  zur 
Anlage  der  Dampftramway  ist  die  Genehmigung  der  oompetenten  Staats-,  Landes- 
und Gemeindebehörden  einzuholen  und  werden  weiters  nach  hiefür  erfolgter 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  bei  bestehenden  Strassenobjecten 
jene  Abänderungen,  beziehungsweise  Verstärkungen  vorzunehmen  sein,  welohe  mit 
Rücksicht  auf  den  dermaligen  Bauzustand  derselben  und  die  künftighin  darüber 
verkehrenden  Zugslasten  sioh  als  erforderlioh  erweisen  sollten. 

Die  Niveaukreuzung  der  Dampftramway  mit  der  Donauländebahn  ist  im 
Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen, 
die  Ueberaetzung  der  Südbahn  bei  Meidling  im  Einverständnisse  mit  letzterer 
Gesellschaft,  beide  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
auszuführen. 

Bezüglich  der  Niveaukreuzung  der  Laxenburger  Hofstrasse  wird  überdies 
die  Zustimmung  des  k.  k.  Obersthofmeisteramtes  hinsichtlich  der  Detailbestimmungen 
einzuholen  seiu. 
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6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  der  auf  Strassengrund  befindlichen  Strecken  ist  naob  dem 
Hartwiob-Systeme  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen;  in 
den  Strecken  auf  eigenem  Unterbaukörper  ist  sowohl  in  den  Dämmen  als  Ein- 
schnitten ein  Holzquersohwellen-Oberbau  im  Systeme  des  schwebenden  8tosses  und 
nach  den  vom  k.  k.  Handelsministerium  hiefttr  su  genehmigenden  Detailbestim- 
mungen anzuwenden. 

Die  Schienen  für  den  Hartwioh-Oberbau  und  den  Querschwellen-Oberbau 
sind  aus  Flussstabl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per  laufendes  Meter 
20  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  2  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

Bei  Anwendung  des  Quersohwellenoberbaues  hat  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Sehweiten  in  Bögen  nach  den  mit  dem  Handelsministerialerlasse 
Z.  14581  vom  30.  Mai  1882  genehmigten  Oberbaunormalien  zu  erfolgen  und  ist  in 
diesen  Streoken  für  eine  entsprechende  Vermehrung  der  Spurbolzen  Vorsorge  zu  treffen. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  bei  jenen  ein- 
geleisigen  Strecken,  welche  auf  eigenem  Unterbauplanum  liegen,  eine  Kronenbreite 
von  2-8  Meter  und  beim  Doppelgeleise  in  den  gleichartigen  Streoken  eine  Kronen- 
breite  von  6  ü  Meter,  in  beiden  Fällen  (einfaches  und  Doppelgeleise)  eine  Tiefe 
von  20  Centimeter  zu  erhalten. 

6.  Hochbauten 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehonden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Haltestellen  sind  in  geeigneter  Weise  als  solohe  zu  bezeichnen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern,  Semaphoren  und  Schranken  in  der  ourrenten 
Strecke  kann  im  Allgemeinen  unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  be* 
schränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  speoiell  angeordnet 
werden  wird. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschatYen: 

?   Locomotiven  mit  einer  MaximalachsenbeUstuog  von  6  Tonnen. 

10  Personenwagen. 

45  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Als  Feuerungsmittel  für  die  Locomotiven  ist  ausschliesslich  Coaks  zu  ver- 
wenden. Der  Aschen-  und  Rauchkasten  der  Maschine  musa  derart  versohliessbar 
sein,  dass  ein  Herausfallen  von  glimmenden  Coaksstücken  oder  ein  Entfliegen  von 
Funken  sicher  vermieden  wird. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rttstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inlandischen  Werken  zu  beschaffen. 

II.  Betrieb.*) 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassiflcation 
und  alle  auf  den  Fraohtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 

*)  Siehe  hiezu  Artikel  II,  Punkt  2  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  März  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  (Doc.  4). 
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der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  der  Bahuunternehmung 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiosusohlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Jahren  ein  Reinerträgniss 
von  mindestens  7  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann  das  Handels- 
ministerium eine  verbältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft  ge- 
standenen Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerang  der  Lebens» 
mittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  naoh  Erfordernis  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Postverwaltung. 

Bezüglich  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmassigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruoh  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen, 
sowie  deren  Begleiter  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Pustbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen.  • 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  welchen 
eigene  Stationsgebäude  hergestellt  werden,  besondere  Localitäten  erforderlich 
werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  besüglioh  der  in  Form  eines  Mieth- 
«inses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  der  Gesellschaft 
beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegr aphensnstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für 
den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirnng  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf 
eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstule- 
graphenanstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten,  und  diese  Telegraphen- 
leitungen  gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats- 
ond  Prrvatoorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  der 
Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benutzten  Grund  und  Boden 
ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung 
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einer  selbständigen  Bahnbetriebs!  eitnng  die  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den 
Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solober  Stsatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Gesellschaft  duroh 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  Yerpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militartrans- 
porte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

Die  Gesellschaft  Ubernimmt  auch  die  Verpflichtung,  sieh  der  in  Aussicht 
genommenen,  im  Vetordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen 
der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Looalbahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  8taatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden  Behörde  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Conoessiun  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  aufzustellenden  amtlichen  Certifioaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück  • 
fahrt,  sind  zur  halben  Personenzugsgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupe 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tag 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdzucht-Anstalten. 

Bezüglich  der  für  Zweoke  der  iStaalspferdezncht-Anatalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtranaporte  geltenden  er- 
mäßigten Tarifsätze  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  28.  März  1885. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

3.  Concessionsurkunde  vom  29.  Deceinber  1886,  R.  G.  Bl. 

Nr.  16  ex  1887, 

für  die  Localbahn  (Dampftrainway)  von  Wiener  Neudorf  nach  Guntrams- 

dorf. 

Wir  Franz  Joseph  dir  Erete,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Neue  Wiener  Tramwaygesellschaft  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  nnd  Betriebe  einer  Localbahn  von 
Wiener  Nendorf  nach  Guntramsdorf  als  Fortsetzungpstrecke  der  Dampf- 
tramway Wien -Wiener  Nendorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  be- 
wogen, in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  der 
genannten  Gesellschaft  diese  Coucession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
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der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  December 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  vom  28.  December  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  203, 
und  vom  29.  Juni  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  105,  wie  folgt,  za  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Ntuen  "Wiener  Tram wayge Seilschaft  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführen- 
den Locomotiveisenbahn  von  Wiener  Neudorf  nach  Guntramsdorf  als 
ForUetzuogastrecke  der  Dampftramway  Wien-Wiener  Neudorf. 

Laut  der  Kundmachung  vom  16.  März  1894,  ß.  G.  Bl.  Nr.  51  (Doo.  4), 
wurde  diese  Conoesaion  an  die  Actiengeselischaft  der  Wiener  Localbahnen 
Übertrager. 

Die  Betriebseröffnung  der  Localbahn  Wiener  Neudorf-Guntramadorf  fand 
am  27.  Jänner  1896  statt  Die  technischen  Bedingnisse  für  den  Bau  dieser  Local- 
bahn wurden  in  dem  beim  k.  k.  Handelsministerium  am  21.  September  1893  aufge- 
nommenen (nicht  publicirten)  Protokolle  neu  festgesetzt.  Bezüglich  des  Betriebes 
haben  im  Sinne  dieses  Protokollea  die  in  der  Abtheilung  II  (Betrieb)  der  für  die 
Looalbabn  Wien-Wiener  Neudorf  aufgestellten  Concessionsbedingnisse  (Doo.  2) 
enthaltenen  Bestimmungen  mit  den  im  Artikel  II,  Z.  2  der  Kundmachung  des 
Handelsministeriums  vom  16.  Mär«  1894,  B.  G.  Bl.  Nr.  61  (Doe.  4  >,  bezeichneten 
Ergänzungen  zu  gelten. 

Der  Betrieb  der  Localbahns  trecke  Wiener  Neudorf- Guntramsdorf  wird  seit 
deren  Eröffnung  auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom  22.  Mai  1894  von  dem 
Bauunternehmer  Leo  Arnold!  geführt. 

§§  2  und  3. 

wurden  duroh  Artikel  III,  Punkt  1  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  März  1894,  B.  G.  Bl.  Nr.  61  (Doc.  4),  theUs  ausser  Kraft  gesetst, 
theils  abgeändert. 

§  4. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  zu  be- 
nutzenden Wien-Triester  Reichsstraase  hat  die  Gesellschaft  sich  jenen 
Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der  politischen  Landesbehörde  als 
Strassenverwaltung  im  Einvernehmen  mit  der  Generalinspection  der 
österreichischen  Eisenbahnen  vorgezeichnet  werden. 

So  weit  andere  öffentliche  Strassen  zur  Anlage  der  concesaionirten 
Bahn  in  Anspruch  genommen  werden,  hat  die  Gesellschaft  die  Zustimmung 
der  hiezu  nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufenen  Behörden  und 
Organe  einzuholen. 

§  & 

wurde  durch  Artikel  III,  Punkt  1  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums 
vom  16.  März  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  61  (Doo.  4)  abgeändert. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Conceaaion  entgegenzuhandeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
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den  gemessenen  Befebl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlaseen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  neunundzwanzigBten  Tage  des  Monates  December  im  Jabre 
des  Heiles  Eintausend  achthundert  achtzig  und  sechs,  Unserer  Reiche 
im  Neununddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

4.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  16.  März 

1894,  R.  G.  ßl.  Nr.  51, 

betreffend  die  Uebertrajrung  der  Concessionen  fOr  die  Localbahnen  Ton 
Wien  nach  VI  teuer  Nendorf  und  von  dort  nach  Guntramsdorf  au  die  Wiener 

Localbahngesellschaft. 

Nachdem  die  Actiengesellschaft  der  Wiener  Localbahnen  die  von 
der  Neuen  Wiener  Tramwaygeseilechaft  auf  Grund  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  10.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  45,  erbaute 
und  in  Betrieb  gesetzte  Localbahn  von  Wien  nach  Wiener  Nendorf 
von  der  letztgenannten  Gesellschaft  erworben  und  weiters  die  Ausführung 
der  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
29.  December  1886,  H.  G.  Bl.  Nr.  16  ex  1887,  bildenden  Localbahn 
von  Wiener  Neudorf  nach  Guntramsdorf  an  Stelle  der  ebengenannten 
Gesellschaft  übernommen  bat,  so  sind  in  Gemäsuheit  der  Allerhöchsten 
EntSchliessung  vom  23.  Februar  1894  die  der  Neuen  Wiener  Tramway- 
gesellschaft  bezüglich  der  bezeichneten  Localbahnen  erwachsenen  con- 
cessionsmässigen  Rechte  und  Pflichten  an  die  Actiengesellschaft  der 
Wiener  Localbahnen  übertragen  und  aus  diesem  Anlasse  die  Bestim- 
mungen der  obigen  Concessionen  den  geänderten  Verhältnissen  ent- 
sprechend festgestellt  worden,  wie  folgt: 

I. 

Die  Theilstrecke  der  Localbahn  Wien-Neudorf  von  der  ursprüng- 
lichen Anfangsstation  nächst  der  Steinbauergaese  bis  zum  Bahnhofe  in 
Meidling  hat  fortan  einen  integrirenden  Bestandteil  der  der  Neuen  Wiener 
Tramwaygesellschaft  concesuonirten  Pferdebahn  vom  Opernring  bis 
zur  Stein bauergapge  zu  bilden  und  treten  daher  bezüglich  dieser  Strecke 
die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  März 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  45,  ausser  Kraft. 

IL 

Auf  die  weitere  Strecke  vom  Meidlinger  Bahnhofe  bis  Neudorf, 
sowie  auf  die  Strecke  von  der  neu  angelegten  Anfangsstation  nächst 
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der  Matzleinsdorferlinie  big  zum  Meidlinger  Bahnhofe  haben  die  Bestim  - 
mutigen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  März  1885, 
B.  G.  Bl.  Nr.  45,  mit  den  nachstehenden  Abänderungen  Anwendung 
iu  finden. 

1.  An  Stelle  der  Bestimmungen  der  §§  8,  10,  11,  12  and  14 
der  Allerhöchsten  Concessionsarknnde  vom  10.  März  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  45,  haben  fortan  die  nachfolgenden  Anordnungen  zu  gelten. 

§  8. 

Die  Ziffer  des  t-ffectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  vollständiger  Verwendung  des  genehmigten  Anlago- 
capitales  noch  weitere  Neubauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrich- 
tuogen  vermehrt  werden,  so  können  die  diesfiilligen  Kosten  dem 
Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den 
beabsichtigten  Neubauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betrtebseinrichtungen 
ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen 
werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilguugsplane 
zu  tilgen. 

Der  Gesellschaft  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  Prioritätsobligationen,  welche  nur  auf 
österreichische,  respective  Kronen  Währung  lauten  dürfen  und  deren 
Formulare  und  Tilgungsplan  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
unterliegen,  ingolange  und  insoweit  auszugeben,  als  deren  Verzinsung 
und  Tilgung  nach  den  vom  Handelsministerium  zu  prüfenden  Ausweisen 
als  dauernd  gesichert  erscheint. 

§  10. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden. 

Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförderung  von 
Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich 
der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staats  - 
bahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichen älften,  auf  die  Landesschützen  Tirols 
und  auf  die  Gendamerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung 
des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung 
zu  den  Waffenübungen  und  Controlversammlungen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
traneporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Personal  und  Fahr- 
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Betriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im 
Kriege,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nach- 
tragstibereinkommen  bezüglich  d<»s  Transportes  der  im  liegenden  Zu- 
stande auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf 
Eisenbahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisen- 
bahnwesen im  Kriege  erlangen  für  die  Gesellschaft  mit  dem  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn  bindende  Kraft. 

Die  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch 
das  Reichsgesetzblatt  kund  zu  machenden  Vorschriften  der  erwähnten 
Art  treten  für  die  Gesellschaft  in  Wirksamkeit,  sobald  ihr  dieselben 
amltich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  VerpHichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob,  als 
deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  der  con- 
cessionirten Bahn  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in 
Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  er- 
scheint. 

Die  Gesellschaft  ist  verpötcbtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  11. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn* 
concessionsgesetze3  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  10.  März  1885  an  gerechnet,  festgesetzt 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  fünf  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  drei  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  Jahres  1900  er- 
folgen und  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  I  ermittelte 
durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahresbetrag  er- 
reichen, welcher  der  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung   ausgegebenen  Prioritätaobligationen 
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erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  welche 
zur  4percentigen  Verzinsung  der  Hälfte  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  der  Hälfte  dieses 
Actiencapitales  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig 
ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Be- 
messung des  Einlösungspreisea  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  fest- 
gesetzt. 

3.  Sollte  die  Einlösung  nach  Ablauf  des  Jahres  1900  erfolgen 
und  der  in  Gemäsabeit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1  ermittelte 
durchschnittliche  Jahresreinertrag  nicht  wenigstens  einen  Betrag  er- 
reichen, welcher  zur  4percentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  eftvctiven  Anlagecapitales  und  zur  Tilgung  des- 
selben innerhalb  der  Coucessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  dieser 
Annuität  gleichkommende  Betrag  als  das  der  Bemessung  des  EinlÖBungs- 
preises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

4.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
der  Gesellschaft  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die  zur 
planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforder- 
lichen Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren  zu  den 
planmäseig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach  Abzug 
dieser  Beträge  verbleibende  Durchschnittserträgniss  im  Sinne  des 
Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der  im  Absätze  2  und  3 
vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das 
weitere  Actiencapital,  respective  effective  Aulagecapital  in  halbjährigen, 
am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten 
ausgezahlt  wird. 

5.  Dem  Staate  wird  das  Rt-cht  vorbehalten,  wanu  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  nach  dem 
genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  aushaftenden  Prioritäts- 
obligationen zuzüglich  des  zu  4  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absatz  4  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden 
Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten. 

Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Cotirse  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  uumittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

6.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreisea  ohne 
weiteres  Entgrlt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen 
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und  unbeweglichen  Sachen  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der 
Materialvorrätbe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  H. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  au 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
das8  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rttcksichtlich 
beseitigt  werden.  Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein 
von  ihr  abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und 
insbesondere  die  projects-  und  vertragsmassige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Gesellschaft  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bei  der  Gesellschaft  bestellte 
Commissär  hat  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Con cessio n  oder  den  Gesell- 
8chaftsstatuteu  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Inter- 
essen nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren;  in  einem 
solchen  Falle  hat  jedoch  der  CounmssKr  sogleich  die  Entscheidung  des 
Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für 
die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier    festgesetzte  Ueberwachung   der  Babnunternehmuog 
hat  die  Gesellschaft  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäfts 
last  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz   zu  leisten, 
deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unternehmung 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind- 
lichkeiten in  Bezng  auf  den  Ersatz  eines  etwa  ans  der  polizeilichen  und 
gefallsamtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  der  Amts- 
localitäten  wird   die  Gesellschaft  enthoben. 

2.  In  Ergänzung  der  Bestimmungen  in  der  Abtheilung  II  (Betrieb) 
der  für  die  Localbahn  Wien- Wiener  Neudorf  aufgestellten  Concessions- 
bedingnisae  wird  Nachstehendes  festgesetzt: 

a )  dem  k.  k.  Handelf  ministerium  bleibt  vorbehalten,  die  im  Interesse 
der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Verfügungen 
hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl 
zu  treffen; 

b)  für  die  Beförderung  der  Civil wachkörper  (Sicherheitswache,  Finanz- 
wache etc.)  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermassigten 
Tarifsätze  analoge  Anwendung  zu  finden; 


Digitized  by  Google 


Actiengeaellaohaft  der  Wiener  Localbahnen. 


353 


c)  die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife,  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbebalten.  Einer  solchen  Regelung  bat  die  Gesellschaft  sich  zu 
unterwerfen. 

III. 

Auf  die  Localbahn  von  Wiener  Neudorf  nach  Guntramsdorf  haben 
die  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkuude  vom  29.  De- 
cemberl886,  R.  G.  Bl.  Nr.  16  ex  1887,  mit  nachstehenden  Abänderungen 
Anwendung  zu  finden. 

1.  An  Stelle  der  Bestimmungen  der  §§  2,  3  und  5  der  Aller« 
höchsten  Concessionsurkunde  vom  29.  December  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  IG 
ex  1887,  haben  fortan  die  nachfolgenden  Anordnungen  zu  gelten: 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  conceesionirten  Bahn 
binnen  einem  Jahre,  vom  Tage  der  gegenwärtigen  Kundmachung  an 
gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  bis  10.  März  1975  be- 
messenen Concessionsdaner  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die 
Gesellschaft  durch  den  Erlag  einer  angemessenen  Caution  Sicherheit  zu 
leisten. 

§  6. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirende  r 
Beatandtheil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  10.  März 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  45,  bildenden  Localbahnnnternehmens  anzusehen 
und  haben  auf  dieselbe  die  Bestimmungen  der  §§  2,  4,  7,  9,  13,  15  der 
oberwähnten  Conceasionsurkunde  in  der  ursprüglichen,  die  Bestimmungen 
der  §§  8,  10,  12  und  14  in  der  nach  Artikel  II,  Z.  1,  der  gegen 
wärt  igen  Kundmachung  abgeänderten  Fassung  sinngemässe  Anwendung 
au  finden. 

2.  Hinsichtlich  des  Betriebes  haben  die  laut  Artikel  II,  Z.  2,  der 
gegenwärtigen  Kundmachung  für  die  Localbahn  Wien- Wiener  Neudorf 
festgesetzten  Ergänzungen  der  Concessionsbedingnisse  auch  für  die 
Localbahn  Wiener  Neudorf-Guntramsdorf  zu  gelten. 

Wurmbrand  in.  p. 

5.  Statuten 

der  Actiengesellschaft  der  Wiener  Loealbahneu. 

I.  Titel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  l. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „  Actiengesellachaft  der  Wiener 
Localbahnen". 

I>i«  IU chi»urkan  l«n  der  <Merr.  E1»«nb»hn«n.  III.  23 
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§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  die  Reconstruction  and  der  Betrieb  der  von  der  Gesellschaft  er- 
worbenen, den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsnrkunde 
vom  10.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  45,  und  der  Kundmachung 
des  Handeleministeriums  vom  16.  März  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  51, 
bildenden  Localbahn  von  Wien  nach  Wiener  Nendorf,  sowie  der 
Bau  und  Betrieb  der  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  29.  December  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  16  ex  1887, 
und  der  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  16.  März 
1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  51,  bildenden  Fortsetzungsstrecke  von  Wiener 
Neudorf  nach  Guntramsdorf; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftramways  in  Wien  und  Um- 
gebung, deren  Concession  von  der  Gesellschaft  erworben  werden 
sollte,  sowie  von  Schleppbahnen  zu  einzelnen  industriellen 
Etablissements,  insoweit  die  Errichtung  solcher  Schleppbahnen  von 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird; 

e)  unter  der  Voraussetzung  der  Erwirkung  der  staatlichen  Genehmigung 
die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  de)  Ausbaues 
oder  des  Betriebes,  sowie  die  Uebernabme  des  Betriebes  anderer 
bestehender  Eisenbahnen; 

d)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu  denen 
die  Gesellschaft  durch  specielle  Concessionen  oder  besondere  Be- 
willigung der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird,  wie  ins- 
besondere Holz-  und  Kohlenhandel,  Handel  mit  Baumaterialien  etc., 
insoweit  die  vorgedachten  Unternehmungen  mit  den  der  Gesellschaft 
concessionirten  Eisenhahnunternehmungen  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung stehen. 

§  3. 

Die  Actiengescllschaft  bat  ihren  Sitz  in  Wien.  Dieselbe  ist  be- 
rechtigt, über  besondere  Ermächtigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
Filialen  und  Agenturen  im  In-  und  Auslande  zu  errichten. 

§  4. 

Die  Gesellschaftsfirma  ist  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetz- 
buches im  Handelsregister  des  k.  k.  Handelsgerichtes  zu  Wien  eingetragen 
worden. 

Dieselbe  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben  und 
entweder  collectiv  von  zwei  Verwaltungsräthen  oder  von  einem  Ver- 
waltungsrathe  und  einem  mit  der  Procura  betrauten  Gesellschaftsbeamten 
(von  letzterem  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze)  unter- 
zeichnet. 
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§  5. 

Die  Gesellschaft,  welche  sich  am  27.  März  1888  ordnungsmässig 
constituirt  bat,  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer  für  die  ihr 
gehörigen  Localbahnen,  soferne  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Haudelfgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Concessionen 
oder  Einlösung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  durch  den  Staat  oder 
endlieh  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Beschluss 
einer  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  6. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  statutenm  ästigen  Kund- 
machungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht. 

IL  Titel. 

Gesellschaftscapltal. 
§  7. 

Das  Geeellschaftscapital  wurde  ursprünglich  mit  dem  Betrage  von 
1,000.000  fl.,  zerlegt  in  5000  Stück  volleingezahlte,  auf  den  Ueber- 
bringer  lautende  Actien  a  200  fl.,  festgesetzt. 

Von  diesen  5000  Actien  wurden  jedoch  nur  4000  Stück  ausge- 
geben, und  beträgt  das  Actiencapital  daher  gegenwärtig  800.000  fl., 
'  xertheilt  in  4000  Stück  volleingezahlte,  auf  den  Ueberbringer  lautende 
Actien  a  200  fl. 

Dieses  Actiencapital  kann  für  den  Fall  der  Erweiterung  des 
Gesellschaftsunternebmens  im  Sinne  des  §26  bis  d  dieser  Statuten 
über  Begeh  luss  der  Generalversammlung  und  in  Gemässheit  desselben 
mit  staatlicher  Genehmigung  durch  weitere  Auggabe  von  Actien  erhöht 
werden. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
in  Wien  anzuzeigen. 

Die  bisher  ausgegebenen  Actien  sind  mit  fortlaufenden  Nummern 
versehen  und  nach  dem  Formulare  Nr.  1  ausgefertigt,  die  denselben 
beigefügten  Coupons  und  Talons  und  den  Formularen  Nr.  2  und  3 
entsprechend. 

Auf  diesen  Actien  wird  die  gegenwärtige  Höhe  des  Actiencapitales 
uad  die  Zahl  der  ausgegebenen  Aclien  durch  Abstempelung  ersichtlich 
gemacht. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actie  nnr  Ein  Eigenthümer  anerkannt. 

§  8- 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  unter  deu  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen  auszu- 
geben. 

23* 
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§  9- 

Die  Aetien  werden  nach  Massgabe  eines  der  staatliehen 
Genehmigung  unterliegenden  Tilguugsplaues  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  amortisirt  (§  48,  Z.  5)  und  es  hat  alljährlich  die  der  plan- 
massigen  Amortisationsquote  entsprechende  Anzahl  von  Actien  zur  Tilgung 
su  gelangen. 

Die  su  tilgenden  Actieu  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
alljährlich  su  der  Zeit  und  der  Art,  wie  es  der  Verwaltungsrath  fest- 
setzt, von  demselben  vorzunehmen  ist. 

Insoferne  jedoch  Actien  unter  dem  Nominalbetrage  erhältlich  Bein 
sollten,  kann  die  sur  Amortisation  bestimmte  Anzahl  Actien  auch  auf 
dem  Wege  des  börsenmässigen  Ankaufes  oder  im  Offertwege  von  der 
Gesellschaft  zurückgekauft  werden. 

Die  Nummern  der  verlosten  Actien  werden  in  der  im  §  6  be- 
zeichneten  Weise  kundgemacht. 

Die  su  Tilgungaz wecken  zurückgekauften  Actien  sind  unverweilt, 
ohne  dass  für  selbe  Genussscheine  ausgegeben  werden,  sammt  Coupons 
und  Talons  zu  vernichten  (§  47). 

§  10. 

Es  steht  übrigens  der  Gesellschaft  frei,  über  Beschluss  der  General- 
versammlung aus  dem  Gewinnüberschusse,  welcher  nach  Aufbringung 
der  tilgungsmässigen  Amortisationsquote,  sowie  einer  5percentigen 
Dividende  für  die  Actien  und  nach  erfolgter  Dotirung  des  ReservefondeB 
(§  43,  6  und  8)  jeweilig  erübrigen  sollte,  noch  weitere  Amortisirungen 
des  Gesellschaftcapitales  über  die  im  Tilgungaplane  vorgesehene 
Amortisationsquote  hinaus  einsuleiten  (§  43,  10). 

§  11. 

An  Stelle  der  im  Wege  der  Verlosung  getilgten  Actien  werden 
Genussscheine  ausgegeben,  welche  gemäss  den  in  dem  §  43,  Punkt  10, 
und  §  47,  besiehungsweise  §  49,  enthaltenen  Bestimmungen  an  der 
Superdividende,  beziehungsweise  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft 
participiren. 

in.  Titel. 
Verwaltungsrath. 
§  12. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  fünf  und  höchstens 
neun  Mitgliedern. 
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§  13. 

Zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  die 
Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  Österreichisch- 
angarischen  Monarchie  besitzen. 

Zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  ihren 
ordentlichen  Wohnsitz  innerhalb  der  im  österreichischen  Reichsrathe 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  haben. 

§  14. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  die  General- 
versammlung auf  drei  Jahre  gewählt. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  fttr  die  ersten  drei  Geschäfts- 
jahre der  Gesellschaft  wurden  von  der  consthuirenden  Generalversammlung 
gewählt. 

Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes haben  jährlich  bei  der  ordentlichen  Generalversammlung  die- 
jenigen auszutreten,  deren  dreijährige  Functionsdauer  abgelaufen  ist. 

Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  wieder  gewählt  werden. 

§  16. 

Falls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablanf  seiner 
Functionsdauer  ausscheidet,  oder  an  der  Ausübung  seiner  Function 
dauernd  verhindert  ist  und  in  Folge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  unter  die  statutenmäßige  Minimalzahl  (§  12)  ge- 
sunken wäre,  wählen  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  einen 
Ersatzmann,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
in  Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  für  jene  Zeit,  für  welche  der 
Ausgeschiedene  noch  zu  fungiren  gehabt  hätte. 

Ueberdies  ist  der  Verwaltungsratb,  insolange  nicht  die  Statuten- 
massige  Maximalzabi  desselben  erreicht  ist,  berechtigt,  sich  im  Wege 
der  Cooption,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  die  nächste 
ordentliche  Generalversammlung,  bis  auf  die  statutenmäßige  Maximal- 
zahl  zu  ergänzen.  Die  Functionsdauer  der  cooptirten  Verwaltungsraths- 
mitglieder  ist  zu  rechnen  von  der  Genehmigung  ihrer  Cooption  durch 
die  Generalversammlung. 

§  16. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  bat  für  die  Dauer 
seiner  Function  10  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazu  gehörigen 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  als  Caution  zu  hinterlegen, 
welche  während  seiner  Function  und  nach  deren  Aufhören  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnung  vom  Erleger 
weder  veräussert,  noch  verpfändet  werden  dürfen. 
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Erst  nach  erfolgtem  Erläge  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine 
Function  antreten, 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  erfolgter 
Berufung  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  17. 

Der  Verwaltungsrath  wlhlt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen 
Präsidenten  und  einen  Vicepräaidenten,  sowie  unbeschadet  der  Bestim- 
mungen des  Artikel  231  H.  G.  B.  ein  aus  drei  Mitgliedern  bestehendes 
Executivcomite*.  Der  Wirkungskreis,  sowie  die  Vertretung  der  Mitglieder 
des  letzteren  in  Verhinderungsfällen  durch  andere  Mitglieder  des  Ver« 
waltungarathes  wird  durch  ein  besonderes,  vom  Verwaltungsratbe  «u 
erlassendes  Reglement  bestimmmt. 

§  18. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitae  der  Gesellschaft 
(§  3)  über  Einladung  des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten,  oder  auch 
auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern, 
mindestens  aber  einmal  im  Monat. 

Die  Einladung  erfolgt  schriftlich  unter  Bekanntgabe  der  wichtigeren 
VerhandluugBgegenstände. 

§  19. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mäßsig  erfolgte  Einladung  der  Mitglieder  und  die  Anwesenheit  der 
Mehrzahl  der  jeweiligen  Zahl  der  Mitglieder  erforderlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in  ihrer  Ab- 
wesenheit durch  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  Eine  Ver- 
tretungsvollmacht übernehmen. 

§  20. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im 
Sinne  der  Bestimmungen  der  Artikel  227  bis  241  H.  G.  B.  und  ist 
auch  mit  allen  jenen  Befugnissen  betraut,  zu  welchen  eine  besondere 
Vollmacht  gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrath e  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertbeilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft  zn. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Frageo,  welche  nicht  ausdrücklich 
der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der 
Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  durch  eine  8pecialvollmacbt  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  ein  oder  mehrere  Mitglieder  aus  seiner  Mitte 
oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  übertragen. 
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§  21. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung  unbeschadet 
der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  ebenro  bestimmt 
er  die  Dienstordnung,  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten 
und  Diener  der  Gesellschaft. 

Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch  die  etwaige 
Suspension  der  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft  zu. 

« 

§  22. 

In  die  Dienstordnung  (§  21)  sind  nachstehende  Bestimmungen  auf- 
zunehmen: Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie 
überhaupt  im  Dienste  der  Bahnunternebmung  dürfen  als  Beamte, 
Unterbeamte  oder  Diener,  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer 
Eigenschaft,  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebes  berufene  Oberbeamte  (Director) 
bedarf  der  Bestätigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

§  23. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der 
gegenwartigen  und  durch  Vollmacht  vertretenen  (§  19)  Mitglieder 
gefasst. 

Der  Vorsitzende  giebt  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied  ab. 
Bei  gleich getheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, welcher  sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

Alle  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  mittelst  Abgabe  von  Stimm- 
zetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  ersielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  Jenen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Los. 

§  24. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  gemessen  die  im  §  48  fest- 
gesetzte Tantieme  vom  Reingewinne. 
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Die  Höhe  der  Entlohnung  für  die  Mitglieder  des  Executivcomites, 
sowie  die  Festsetzung  des  Werthes  der  An  Wesenheit  smarken  für  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  werden  durch  die 
ordentliche  Generalversammlung  bestimmt. 

§  26. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  einem  directen  Vertrags 
Verhältnisse  als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  e.  w.  zur  Gesellschaft 
steht;  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  bat, 
ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Ver- 
brechens, oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  lieber* 
tretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann 
nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions- 
dauer  bat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 
Generalversammlung. 

§  27. 

Die  statu' enmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  hat  die  den  Actionären  zustehenden 
Rechte  auszuüben. 

Ihre  Statuten  massig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  28. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltungs- 
rathe  einberufen,  und  zwar  nach  dessen  Ermessen,  oder  über  Beschluss 
einer  Generalversammlung,  oder  endlich,  wenn  solche  von  dem  Revisions- 
ausschusBe  (§  40)  oder  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Aotienbesitz  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  beantragt 
werden;  in  den  letzten  beiden  Fällen  murs  die  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  45  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  gelegenen 
Termin  einberufen  werden  (§  29). 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforder  • 
liehen  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  oder  an  einer  anderen,  vom 
Verwaltuogsrathe  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen  und 
gleichzeitig  den  Gegenstand  und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den 
Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 
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§  29. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muaa  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  muss  in  der  Einberafungskundmachung  (§  6)  der  Zweck 
der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammmlung  sind 
auch  jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren 
Actionären,  die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  Actien  nach* 
zuweisen  haben,  wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  General- 
versammlung schriftlich  angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat 
beim  Verwaltungsrathe  zu  geschehen. 

lieber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
kundmachung nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlösse  nicht  gefasst 
werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlautbarung 
beschlossen  werden  (Artikel  238  H.  G.  B.) 

§  30. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Actien,  welcher  mindestens  10  Stück  derselben  spätestens  acht 
Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmäßig  einberufenen  General- 
versammlung bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer  anderen  in  der 
Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhalten  deren  Besitzer  Legitimations- 
karten, welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die 
bezeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten 
(§  32)  gelten. 

§  31. 

Je  10  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

§  32. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen  Actionär 
im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt  werden. 

Jedoch  darf  kein  Stimmberechtigter  mehr  als  50  Stimmen  im 
eigenen  oder  Vollmachtsnamen  abgeben. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutemnässigen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  welche  nicht  Actionäre  der  Gesellschaft  sein  müssen. 

§  33. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathe»  oder  in  deren  Verhinderung 
ein  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 
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§  34. 

Der  General  Versammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  14); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung  über 
die  Verwendung  des  Gewinnes; 

d)  die  BeschluBNfassung  über  die  allfällige  Einleitung  ausserordent- 
licher Amortisation  des  Anlagecapitales  (§  10); 

t)  die  Beschlussfassung  über  die  Aenderung  der  Statuten; 

f)  die  BenchlussfasBung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien ; 

g)  die  Beschlussfassung  Über  die  Betriebsführung  der  gesellschaftlichen 
Linien ; 

h)  die  Beschlussfassung  über  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der 
Gesellschaft  gehörigen  Linien; 

i)  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5), 
und  zwar  auch  im  Falle  einer  Vereinigung  derselben  mit  einer 
anderen  Gesellschaft  (Aitikel  215  H.  G.  B.); 

k)  die  Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  deB  Actiencapitales  gemäss 
§  7  und  Aufnahme  von  Anlehen   durch  Ausgabe  von  PrioritäU- 
obligationen  (§  8); 
l)  die  Wahl  eines  Revieionsausschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz; 
m)  die  Festsetzung  der  Entlohnung   des  Exucutivcomites   und  des 
Werthes   der  Anwesenheitsmarken   für   die  Theilnahme   an  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomites  (§  25). 
Beschlüsse  Uber  die  in  den  vorstehenden  Punkten  d  bis  inclusive  k 
angeführten  Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.   k.  Staats- 
verwaltung. 

§  35. 

Zur  Beschlussf&bigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  Anwesen- 
heit von  mindestens  10  Actionaren  erforderlich,  welche  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  (§  32)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  gesammten 
Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  84  unter  e,  /,  h.  i  und  k  angeführten  Gegen- 
stände jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden,  wenn 
mindestens  der  vierte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  36. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  35  beschlussflhig,  so  muss  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung auf  einen  innerhalb  längstens  80  Tagen  gelegenen  Termin 
einberufen  werden,  welche  über  die  in  der  Kundmachung  der  früheren 
Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  in  jedem  Falle  und  ohne 
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Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionftre  and  die  Summe  des  durch  sie 
vertretenen  Actiencapitales  giltig  Beecbluss  fassen  kann,  was  in  der 
Einberufongskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einbenifang  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden,  und  müssen 
in  diesem  Falle  die  Actien  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritte dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein. 

§  37. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden;  die  im  §  34,  Absatz  e,  /,  ä,  i  and  k  angeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Dritteln 
der  vertretenen  Stimmen. 

§  38. 

Alle  Wahlen  werden,  iosoferne  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche 
Stimmenzahl,  so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur 
betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach 
einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  39. 

Bei  Eröffouog  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren  gewählt.  Ueber  die  Verbandlungen 
wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

V.  Titel. 

Revlsionsausschuss. 
§  40. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesell scbaftsrechnung  bestellte  Revisions- 
ausschuss  besteht  auB  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmanne,  welche 
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alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der 
Verwaltung  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  Revisionsausschussea  in  Function. 

§  41. 

Der  Revisionsauascbuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von 
den  Büchern  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

VI.  Titel. 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  42. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December. 

§  43. 

Die  Rechnungen  werden  am  31.  December  jeden  Jahres  abge- 
schlossen und  dem  Revisionsansschusse  zur  Prüfung  vorgelegt. 

Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  in  Gemässheit  des  hinsichtlich 
der  Localbahnen  Wien -Wiener  Neudorf  und  Wiener  Neudorf-Guntrams- 
dorf bestehenden  Betriebsvertrages  vor  allem  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Verwaltungsauslagen,  hierauf 

2.  die  Zinsen  und  die  erforderliche  Tilgungsquote  für  die  durch 
Ausgabe  von  Theilschuldverschreibungen  (Prioritätsobligationen)  contra- 
hirten  Anlehen  und 

3.  die  nach  Maesgabe  des  obigen  Betriebs  Vertrages  der  Betriebe- 
Unternehmung  zu  vergütenden  Beträge 

Aus  dem  hienach  etwa  verbleibenden  Reste  werden  bestritten: 

4.  die  schwebenden  Schulden  und  die  Zinsen  für  etwaige  sonstige 
Anlehen,  sowie 

5.  die  für  die  Amortisation  des  Actieocapitales  erforderliche  Quote. 
Von  dem  hienach  verbleibenden  Ueberachusse  werden  zunächst: 

6.  2  Percent  in  den  Reservefond  (§  44)  hinterlegt,  und 

7.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  einge- 
zahlten nicht  amortisirten  Actiencapitales  an  die  Actienbesitzer  bezahlt. 

Von  dem  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  7  angeführten  Er- 
fordernisse erübrigenden  Restbetrage  werden: 

8.  3  Percent  (drei  Percent)  dem  Reservefonde  (§  44)  zugewendet, 
und  von  dem  sonach  verbleibenden  Betrage 

9.  10  Percent  dem  Verwaltungsrath e  als  Tantieme  zugewiesen. 
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10.  Der  dann  noch  erübrigende  Betrag  wird,  insofern  derselbe 
nicht  eventuell  für  die  von  der  Generalversammlung  (§  34  <£)  bestimmte 
Quote  zur  ausserordentlichen  Amortisirung  des  Actiencapitales  verwendet 
wird,  oder  soferne  nicht  die  Generalversammlung  eine  anderweitige 
Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende  auf  die  Actien, 
beziehungsweise  Genussscheine  gleichmässig  aufgetheilt. 

§  44. 

Der  Reservefond,  welcher  Eigenthum  der  Gesellschaft  ist,  hat  die 
Bestimmung,  allfällige  aussergewöhuliche  Nachschaffungen,  die  Auslagen 
für  Erneuerung  des  Oberbaues,  der  Bahnausrttstung  und  jener  Objecte, 
die  durch  Gebrauch  schadhaft  werden,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterung 
der  gesellschaftlichen  Anlagen  zu  decken,  so  weit  die  letzteren  nicht  aus 
dem  nach  §  45  gebildeten  Investitionsreservefonde  bestritten  werden. 

Der  Reservefond  wird  gemäss  den  Bestimmungen  de3  §  43,  alinea 
6  und  8  insolange  dotirt,  bis  derselbe  10  Percent  des  gesammten 
Actiencapitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  Statuten- 
massige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

§  45. 

Durch  Zuwendung  eines  von  der  hohen  Regierung  bemessenen 
Betrages  in  4percentigen  gesellschaftlichen  Prioritätsobligationen,  sowie 
von  sämmtlichen,  bei  der  thatsächlichen  Bauausführung  von  dem  Anlage - 
capitale  un verwendet  gebliebenen  Beträgen  wird  der  Iovestitionsreserve- 
fond  gebildet. 

Diesem  Fonde  sind  die  auf  die  zurückbehaltenen  Priorität«  • 
obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden  Rück- 
zablungsbeträge  gutzubringen. 

Obiger  Reservefond  kann  nur  nach  vorher  eingeholter  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  Aber  Antrag  des  Verwaltungsrathes,  und 
zwar  ausschliesslich  für  die  Anlage  von  Schleppgeleisen  und  zu  solchen 
Investitionen  verwendet  werden,  welche  den  Werth  der  Bahnanlage 
erhöhen  und  sohin  coneessionsmässig  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden  dürfen. 

Aus  diesem  Fonde  werden  auch  die  eventuell  zu  zahlenden 
Stempel  und  Gebühren  für  die  aus  Anlass  des  Baues  der  Fortsetzungs- 
strecke vom  Meidlinger  Bahnhofe  bis  zum  Bahnhofe  bei  Matzleinsdorf 
und  der  Reconstruction  der  Localbahn  Wien- Wiener  Neudorf  begebenen 
Prioritätsobligationen,  so  weit  die  ersteren  nicht  aus  einer  diesfalls  vor- 
gesehenen Speseureserve  bestritten  werden,  zu  bedecken  sein.  Dieser 
Investitionsreservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  concessions- 
mässigen  Einlösung«-  und  üeirnfallrechtes  durch  den  Staat  unter  den 
concessionsmässigen  Bedingungen  an  den  Staat  überzugehen  hat,  ist  ab- 
gesondert von  dem  sonstigen  Vermögen  der  Gesellschaft  fruchtbringend 
anzulegen  und  bestimmuogsgemäss  zu  verwenden. 


Digitized  by  Google 


366 


Actienge»ellsohaft  der  Wiener  Localbahnen. 


§  46. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  9 
und  10),  sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  (§  43),  Dividenden  und  Super- 
dividenden  erfolgt  au  der  Gesellschafacasse  und  bei  den  vom  Ver- 
waltungsrathe  hiezu  bestimmten  Zahlstellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  sowie  der  Erlös  von 
Genussscheinen,  welche  ionerhalb  dieser  Zeit  nicht  bezogen  wurden, 
verfallen  au  Gunsten  des  Reservefondes  (§  44). 

§  47. 

Den  Besitzern  der  im  Wege  der  Verlosung  getilgten  Actien  wird 
längstens  sechs  Monate  nach  der  Ziehung  der  volle  Nominalbetrag  der 
Actien  nebst  letztfälligen,  etwa  noch  unbehobeoen  und  noch  nicht  ver- 
jährtea  Dividenden  bar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte  Actie  saniuit  dazu 
gehörigen  noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheinen  und  Talon  ein  auf 
Ueberbrioger  lautender,  mit  Coupons  und  Talon  versehener  Genuss- 
schein ausgefolgt. 

Diese  Genussscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  gemäss  §  43, 
10,  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Vertheilung 
gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  §  48  sub  7  erwähnten  5percentigen  Dividende  parti- 
cipiren  die  Genussscheine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales, 
dann  bezüglich  des  Stimmrechtes  sind  zwei  Genussscheine  einer  Actie 
gleichgestellt. 

Das  Formular  der  Genussscheine  ist  seinerzeit  vom  Verwaltungö- 
rathe  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

VII.  Titel. 

Schlussbestimmungen. 
§  48. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  durch  einen  Beschluss 
der  Generalversammlung  hat  diese  selbst  die  Modalitäten  der  Liqui- 
dation in  Form  einer  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  zu 
normiren  und  die  Liquidatoren  zu  ernennen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den 
Bevisionaausschuss  bleiben   während   der  Dauer  der  Liquidation  und 
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bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modification  in  Wirksamkeit, 
dass  die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

Im  Uebrigen,  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches: 
II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  49. 

Aus  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Prioritäts- 
obligationen, sowie  eventuelle  sonstige  Schulden  derselben  zu  tilgen. 
Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Actien  gleichmässig  zu  vertheilen,  iusoferne  hienach  nicht  mehr  als  der 
Nennwerth  auf  jede  derselben  entfällt.  Sollte  nach  Auszahlung  des 
vollen  NenD werth es  dieser  Actien  noch  ein  Ueberschuss  sich  ergeben, 
so  ist  dieser  auf  sämmtliche  Actien  und  Genussscbeine  gleichmässig  zur 
Vertheilurjg  zu  bringen. 

§  50. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vom 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung 
ausgetragen. 

§  51. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  bezüglichen  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  aus. 

Insbesondere  hat  der  landesfürstliche  Commissär  das  Recht,  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomites,  sowie  den 
Generalversammlungen  beizuwohnen,  und  alle  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen, welche  etwa  den  bezüglichen  Allerhöchsten  Concessionsurkunden, 
den  Statuten  oder  den  allgemeinen  Gesetzen  zuwiderlaufen,  oder  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheilig  sind,  zu  sistiren. 

Gegen  eine  solche  Verfügung  des  landesfürstlichen  Commissärs 
steht  dem  Verwaltungarathe  das  Recht  der  Beschwerde  an  die  competente 
Behörde  zu. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  hat  die  Gesellschaft  im 
Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Gescbäftslast  eine  jährliche  Pauschal- 
vergütung an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  unter  Berück- 
sichtigung des  UmfaDge8  der  Unternehmung  von  der  Staatsverwaltung 
bestimmt  wird. 

§  52. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 
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Z.  29802. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  6.  September  1887, 
Z.  15406,  beziehungsweise  unterm  12.  September  1891,  Z.  18758,  und  15.  Mir* 
1898,  Z.  4760,  bestätigten  SUtnten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Er- 
mächtigung genehmigt. 

Wien,  am  26.  November  1894. 

Bacquehem  m.  p. 
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0.  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramway- 

Gesellschaft. 

1.  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70, 

fflr  die  Loconiotireisenbahn  von  Salzburg  zur  österreichisch-bayerischen 
Reichsgrenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
0  erterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  behördlich  autorisirte  Civilingenieur  Alezander 
Werner  in  Linz  die  Bitte  um  Ertheilnng  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  theilweise  als  Strassenbabu  auszuführenden  Localbahn 
( Dampftram way)  von  Salzburg  zur  österreichisch  bayerischen  Reichs* 
grenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens, 
dem  genannten  Bittsteller  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
Qoncessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  De- 
cember  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  December  1884,  R.  G.  Bl. 
Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Coneessionär  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  (Dampftram way)  auszu- 
führenden  Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Salzburg  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  über  Hellbrunn,  Grödig  und  St.  Leonhard  bis  zur 
österreichisch-bayerischen  Reichsgrenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtes- 
gaden. 

Bezüglich  des  Anschlusses  der  concessionirten  Bahn  an  die  eventuell 
auf  bayerischem  Gebiete  zu  erbauende  Fortaetzungsstrecke  nach  Berchtes- 
gaden wird  der  Coneessionär  verpflichtet  sein,  sich  den  Bestimmungen  der  in 
dieser  Hinsicht  zwischen  der  österreichischen  und  der  königl.  bayerischen 

Dt«  HecbUurknnden  d«r  ö.terr.  F.Wtnb»hnen.  DI.  24 
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Regierung  zu  treffenden  Vereinbarungen  und  den  hieraus  für  ihn  er- 
wachsenden Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Die  Localbabn  Saliburg-Reicksgrenae  gelangte  iu  der  Streoke  vom  Salzburger 
Bahnhofe  bia  aar  Carolinenbrflcke  in  Salzburg  am  10.  August  1886,  in  der  Streoke 
▼on  der  Carolinenbrücke  bia  Hellbrunn  am  29.  August  1886  und  in  der  Endstrecke 
Ton  Hellbrunn  bis  «ur  Reiobsgreuze  bei  Draohenloch  am  20.  November  1880 
zur  Eröffnung.  Der  Betrieb  dieser  Localbahn  wird  seit  dem  1.  Janner  1895  von 
dem  Bauunternehmer  Leo  Arnoldi  geführt. 

Die  Fortsetsungsstrecke  auf  bayerischem  Gebiete  nach  Berchtesgaden  wurde 
bisher  nioht  hergestellt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

o)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  GebUhreu  für  alle  Ver- 
träge, bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Ur- 
kunden zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung 
der  Capitalsverzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grund  er  Werbung, 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Schlüsse  des 
ersten  Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einscbluss  der  Interimsscheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösuog  auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

cj  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  dnrch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  sofort  nach  Ertheilung  der  Baubewilligung  zu  beginnen  und 
binnen  längstens  einem  und  einem  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  zu  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre 
■u  übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautennines  hat  der  Con- 
cessionär durch  Erlag  einer  Caution  von  fünftausend  (5000)  Gulden  in 
zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit 
zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
zu  einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügel- 
bahnen zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Ooncessions- 
Urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnipsen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebeorduung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriehes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Um- 
gang genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte 
Maximalgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums 
für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden. 

Die  zu  bildende  Actiengesellscbaft  tritt  in  alle  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  des  Concessionärs. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen ;  dagegen 
wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritätsactien,  welehe 
bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  Stamm- 
actien  gemessen,  bis  zum  Beträge  von  Dreifünftel  (%)  des  Nominal- 
anlagecapitales  auszugeben. 

Die  Gesellscbaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auazugeben- 
den Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Conceseionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilguugsplane 
zu  amortisiren. 

§  7. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  den  Betrieb  der 
concessionirten  Bahn  auf  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs 
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zu  ttberaebmeD,  wogegen  derselben  die  aus  Abi  aas  dieser  Betriebsführung 
effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschal mässig  festzusetzenden  Kosten 
durch  den  Concessionär  zu  vergüten  sind. 

Die  Modalitäten  dieser  BetriebsfÜhrung  werden  durch  einen  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  Concessionär  abzuschliessenden  Betriebs- 
vertrag  geregelt  werden. 

Vgl.  g  6  der  Allerhöchsten  Concession »Urkunde  vom  1F.  Ootober  1892  für 
die  Linie  Salzborg-Parach  (Doc.  6). 

§  8- 

Bezüglich  der  concessionirten  Localbahn  liegt  dem  Concessionär 
die  Verpflichtung  ob,  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  den  Bahnverkehr 
ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen, 
als  dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  den  von  dieser  Bahn  benützten  Strassen  nach  dem 
Erachten  der  Militärbehörde  nothwendig  erscheinen  sollte. 

§  »• 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rttcksicbtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen 
auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf 
eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher- 
heitswache Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrttstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen  bezüglich  des  Transportes  der  in  liegendem  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militäi- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  uur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
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Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

Vgl.  §  6  der  Allerhöchsten  Conceaaionsurkunde  vom  10.  April  1896  für  die 
Localbahn  Salzburg-Lnmprechtsbausen  (Doc.  8). 

§  10. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  &  des  Eisenbahn- 
concesaionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im 
Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Erseobahnconcessionsgesetzes  und  namentlich 
durch  politische  und  finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  Ablauf  von  15  Jahren  nach  deren  Vollendung  und  Inbetrieb- 
setzung jederzeit  gegen  eine  an  den  Concessionär  zu  leistende  Barent 
Schädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  fünf  Jahre  beziffert,  hievon  die  Rein- 
erträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen  und  der  durch- 
schnittliche Reinertrag  der  übrigen  drei  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  öpercentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Miuimalreinerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  bestehen,  welche  dem  Concessionär  während  der  übrigen  Concessions- 
dauer in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres 
nachhinein  fälligen  Katen  zu  bezahlen  ist. 

Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins 
auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerth  derselben  zu  bezahlen. 
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Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszablung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staataschuldverschreibungen  zu 
leisten. 

Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Böree 
wahrend  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  uotirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  su  unterziehen. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Geuues 
der  gegenwärtig  conceesionirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  diese  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind. 

Vgl.  §  7  der  Allerhöchsten  Coucessionsurkonde  iom  10.  April  1895  für  die 
Looalbahn  Sakburg-Lamprechtshausen  (Doc.  8). 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Goncession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sänitntlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  11). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  ll)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  Anlagen  und  Gebäude, 
au  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  derselbe  von  der  Staatsverwaltung 
mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  sie  kein  Zu- 
gehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  iu  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf  die  Hintan- 
haltung, rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in  dieser  Be- 
ziehung zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 
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Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  bat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsralbes  oder  der  sonst  als  Vorstand  der  Eisenbahn- 
unternehmung fangirenden  Vei tretung,  so  oft  er  es  angemessen  er- 
achtet, beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwiderlaufenden, 
beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  BescblüsHe 
und  Verfügungen  zu  Bistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachnng  hat  der  Concessionlr  bis 
auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht  zu 
leisten. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  nnd  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concesgionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln  und  dem  Conceasionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  Btrenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Iusiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am  ein- 
undzwanzigsten Tage  des  Monates  April  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertachtzigundfünf,  Unserer  Reiche  im  Siebenunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbabn  (Dampftramway)    von  Salzburg  zur  österrelchlsch- 
bajerlscben  Landesgrenze  In  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden. 

(€.  Bl.  Nr.  68  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  Balzburg  ior  österreichisch-bayerischen 
Landesgrenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden  ist  mit  einer  Spurweite  von 
1*435  Meter  als  Localbabn  (Dampftramway)  mit  Tag*  und  Nachtverkehr  für  die 
nachstehende  Maximalfahrgesohwindigkeit  per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten, 
und  zwar: 
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von  10  Kilometer  innerhalb  der  8tadt  Salzbarg  und  in  den  Ortschaften; 

von  20  Kilometer  in  Bahnstrecken,  welche  zwar  ausserhalb  der  Ortschaften, 
liegen,  für  deren  Oberbau  jedoch  Strassenzüge  beniitzt  werden  und 

von  25  Kilometer  in  den  Strecken  mit  eigenem  Bahnkörper. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der 
politischen  Begehut  g  und  der  technisch-polizeilichen  Prüfung  hinsichtlich  der 
Älaximalfahrpeschwindigkeit  in  einzelnen  Strecken  noch  besondere  Ausnahms- 
bestimmungen eu  treffen. 

Mittelst  Erlasses  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen 
vom  27.  Juli  1892t  Z.  11864,  worden  die  Modalitäten  für  die  Einführung  eines 
gemischten  (Dampf-  und  Pferde-)  Betriebes  auf  der  8treoke  vom  8alzburger 
Bahnhofe  bis  zur  Reiohsstrassenbrüoke  in  Salzburg  genehmigt. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  nachstehen- 
den technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind  dem 
Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  Hie  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt 
ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim   Baue  auch  allen  vom  Handels 
ministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  naobträglioh  zu  stellenden  Anforderungen 


Die  zu  erbauende,  ciroa  13  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  am  Vorplatze 
des  Bahnhofes  Salzburg,  zu  welch  letzterem  eine  Oeleiseverbindung  hergestellt 
wird,  führt  sodann  auf  der  Bahnhof-Zufahrtsstrasse  und  entlang  des  Bahnkörpers 
der  königl.  bayerischen  Staatsbahn,  unterfährt  diesen  unterhalb  der  Salzach- Eisen  - 
bahnbrüoke,  gelangt  dann  über  den  Salzachquai,  die  Reichsstrnssenbrih'ke  unter- 
fahrend, «ur  neuen  Stadtbrüoke  über  die  Salzach,  führt  auf  derselben  nach  Nonn- 
thal, erreicht  dort  die  Halleiner  Reiohsstrasse,  auf  welcher  dieselbe  über 
Morzig  und  Hellbrunn  bis  in  die  Nahe  von  Anif  gelangt,  um  sodann  unter  theil- 
weiser  Benützung  vorhandener  Land-  und  Gemeindewege  nächst  Gröding  in  die 
Salzburg-Berchtesgadener  Reichsstrasse  einzulenken,  auf  welcher  sie  bis  zur  öster- 
reichisch-bayerischen Landesgrenze  fortführt. 

Abänderungen  der  genehmigen  ßahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

8.  Ansohluss   an   die  Kaiserin   Elisabethbahu  und  Einmündung  von 

Industrieschleppbahnen. 

Der  Concessionar  verpflichtet  sich,  wegen  allfälliger  theilweiser  Benützung 
des  Bahnhofes  Salzburg  der  Kaiserin  Elisabethbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k. 
General direction  der  österreichischen  Staatsbahuen  in  Wien  anzustreben  und  das 
bezügliche  Uebereinkommen  dem  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Conoessionär  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personenverkehres 
für  die  thunlichste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremden 
Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  etwaigen 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  Bich  der  Concessionar  dem  Aus- 
spruohe  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Verwaltung 
der  genannten  Generaldirection  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Reoht  vorbehalten,  in  Ermanglung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Industriebahnen  zu 
bestimmen. 
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Oer  Concessionär  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  ooncessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten.! 

4.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalsteigung 
liegenden  Theile  der  currenten  Strecke  werden  30  per  mille=  1  :  3  i*3  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  »ind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  nicht  mehr  als  10  per  mille 
=  1 : 100  betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleiae  in  den  Stationen  und  in  doppelgleisigen  Strecken 
ist  derart  zu  bemessen,  dass  zwischen  den  Fahrbetriebsmitteln  der  sich  begegnen- 
den Züge  ein  freier  Zwischenraum  von  mindestens  0  8  Meter  übrig  bleibt. 

Die  Minimalourvenhalbmesser  dürfen  in  der  currenten  Bahn  nioht  unter 
30  Meter  betragen. 

Wo  für  die  Bahn  ein  eigener  Unterbau  ausgeführt  wird,  hat  derselbe  eine 
Kronenbreite  von  mindestens  4  0  Meter,  sowohl  bei  Dämmen  als  in  den  Einschnitten 
zu  erhalten. 

Die  Bösohungen  etwa  vorkommender  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind 
zu  besämen,  beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  ausserhalb  der  Strassen  vorkommenden  Brücken  und  Durchlässe  sind 
mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen,  und  muss  auf  jeder  Seite  des  passir en- 
den Zuges  auf  der  Brücke  eine  benützbare  Minimalbreite  von  0  7  Meter  vor- 
handen sein. 

An  der  für  die  Bahn  mitzubenutzenden  neuen  Stadtbrüoke  über  die  Salzacl: 
in  Salzburg,  sowie  an  den  im  Znge  der  mitzubenutzenden  Reiohsstrassen  und  Wege 
vorkommenden  Brücken  und  Durchlässen  werden  im  Einverständnisse  mit  den 
competenten  8taats-,  Landes-  und  Gemeindebehörden  und  mit  Zustimmung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  jeue  Aendemngen,  respective  Verstärkungen  vorzunehmen 
sein,  welche  mit  Rttoksicht  auf  den  dermaligen  Baubestand  und  auf  die  über  die 
Brücken  und  Durchlässe  verkehrende  Zugslast  etwa  nöthig  sein  werden. 

Die  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokenconstruotionen 
sind  die  Raddrücke  und  Aohsenstände  der  factisch  verkohrenden  Fahrbetriebsmittel 
zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstructionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Construotionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  und  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  und  für  Holzoonstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  Uber  den  bekannten  Hochwasser- 
stand zu  legen. 

Rücksichtlioh  der  Benützung  der  Strassen  zur  ßahnanlage  ist  die  Genehmigung 
der  competenten  Behörden,  sowohl  in  principieller  Hinsiebt,  als  auch  bezüglich  der 
einzelnen  Anlagsverhältnisse  einzuholen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  Hartwich-Systeme  mit  Rücksicht  auf  den  Rad- 
druok  der  Fahrzeuge  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  ans  Fluss&tahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  20  Kilogramm  betragen. 

Zufolge  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums,  Z.  9633  ex  1886  (C.  Bl. 
Nr.  106),  wurde  die  Verwendung  brauchbarer,  entsprechend  starker  Vignolsohienen 
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aus  Eisen  an  Stelle  de«  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  Sehienensystemes 
Hartwich  genehmigt. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aua- 
dehnung beschränkt  und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung  ans  Riegelwänden  oder  auoh  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtlicbe  Hochbauten  sind  jedooh  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 
4  Locomotiven, 
10  Personenwagen, 

2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conduoteurwagen), 
8  Lastwagen  verschiedener  Gattunfr, 

Als  Feuerungsmateriale  für  die  Locomotiven  sind  ausschliesslich  Coaks  zu 
verwenden. 

Der  Aschen-  und  Rauohkasten  der  Locomotive  mnss  derart  verschliessbar 
sein,  dass  ein  Herausfallen  von  glimmenden  CoaksstOcken  oder  ein  Entfliegen  von 
Funken  sicher  vermieden  wird. 

Zufolge  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums,  Z.  9638  ex  1886  (C.  Bl. 
Nr.  106),  wurde  genehmigt,  dass  für  die  erste  Zeit  des  Betriebes  lediglich  3  Loco- 
motiven und  10  Personenwagen  beschafft  werden,  dagegen  die  Anschaffung  der 
2  Dienstwagen  und  8  Lastwagen  vorläufig  unterbleibe. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  ßahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausssehliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  8eite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nioht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassifieation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen 
Rüoksiohten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einsuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  iu  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Peroent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  daa 
Handelsministerium  eine  verhiltnissmäasige  Herabsetzung  der  bi*  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  N othstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicber  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 
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3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post Verwaltung. 

Bezüglich  der  I  eistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  Sinne  des  Artikels 
II  des  Gesetzes  vom  25-  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  66,  folgende  Bestimmungen 
zur  Anwendung: 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäsaigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Coneessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
Sendungen,  sowie  deren  Begleiter  hat  jedooh  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  welchen 
eigene  Stationsgebäude  hergestellt  werden,  besondere  Localitäten  erforderlich 
werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form  eines 
Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  dem  Con- 
cessionär beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welohe  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  StaatB-T elegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  Ubernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  fürden  Bahn- 
betrieb und  die  8ignalisirong  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungon  gegen  eine  zu  verein- 
barende billige  Entschädigung  aueh  für  Staats-  und  Privatoorrespondenzen  ver- 
wenden zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Conceasionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benutzten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  welbatändigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordern,  hat  der  Concessionär  duroh  das 
ßahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  conoessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstak  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  übernimmt  auch  die  Verpflichtung,  sich  der  in  Aussieht 
genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen 
der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Looalbahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Concession  oder  aus 
GefäUsrüoksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zweeke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 
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6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträfli ng  3 n. 

Schüblinge  und  8träflinge,  sowie  deren  Eloorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  cur  halben  Personenzugsgebühr  iu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunliohkeit  in  abgesonderten  Coupe* 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Bezüglich  der  für  Zwecke  der  8taatspferdezuchtanstalten  veranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  er* 
rnkssigten  Tarifsatze  Anwendung  iu  finden. 

Wien,  am  11.  Mai  1885. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Pino  m.  p. 

3.  Concession  vom  2.  Juli  1888, 

znm  Baue  und  Betriebe  einer  Drahtseilbahn  anf  die  Festung  Hokensalsburg 

(?er.  Bl.  Nr.  90  ex  1888). 

Auf  Grund  Allerhöchster  Eimäcktigung  bat  der  k.  k.  Handels- 
minister  unter  dem  2.  Juli  1888  der  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramway  • 
Gesellschaft  die  angesuchte  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Drahtseilbahn  vom  Fu?se  des  Mönchsberges  bei  Salzburg  auf  die  Festung 
Hohensalzbnrg  in  Gemässhrit  der  nachstehenden  Bestimmungen  ertheilt: 

1.  Die  Gesellschaft  ist  vei pflichtet,  den  Bau  der  genannten  Draht- 
seilbahn ehestens  zn  beginnen,  binnen  längstens  einem  und  einem 
halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  uud  die 
fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  Ubergeben,  wie  auch  während 
der  ganzen  Cobcessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 
Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bantennines  bat  die  Gesellschaft 
durch  Erlag  einer  Caution  von  fl.  2500  in  zur  Anlegung  von  Pupillen- 
geldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten.  Im  Falle  der 
Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese  Caution  als  ver- 
fallen erklärt  werden. 

Die  bezeichnete  Drahtseilbahn  wurde  am  1.  August  1892  dem  Betriebe 
übergeben.  Der  Betrieb  wird  seit  1.  Janner  1895  von  dem  Bauunternehmer  Leo 
Arnoldi  geführt. 

2.  So  weit  zur  Anlage  der  projectirten  Bahn  öffentliche  Wege 
und  Anlagen  in  Anspruch  genommen  werden,  hat  die  Gesellschaft  die 
Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Wege  und  Anlagen  Verpflichteten, 
beziehungsweise  jener  Behörden  uud  Organe  einzuholen,  welche  zur 
Ertbeilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  derselben  nach  den  bestehen- 
den Gesetzen  berufen  sind. 

3.  Die  Gesellschaft  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  inten- 
dirten  Bahn  nach  den  gegenwärtigen  Beetimmungen  uud  den  nach- 
folgenden technischen  Concessionabedingnissen,  sowie  nach  den  bestehen- 
den und  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  be- 
nehmen. 
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4.  Die  effectiven  Anlagekosten  des  Unternehmens  mit  Einschluss 
der  Intercalarzinaen  und  eines  effectiven  Reservefunde  von  fl.  10.000 
werden  mit  dem  Betrage  von  fl.  170.000  festgesetzt  mit  der  Massgabe, 
dass  eventuelle  En-parnisse,  welche  bei  dem  Bau  dieser  Drahtseilbahn 
erzielt  werden  sollten,  dem  Reservefonds  der  Oesellschaft  zuzufliessen 
haben. 

Die  vorgedachten  effectiven  Anlagekosten  sollen  *durch  Ausgabe 
eines  gleichen  Nominalbetrages  in  gesellschaftlichen  Actien  beschafft 
werden. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  bezüglich  dieser  Draht- 
seilbahn ausgeschlossen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahreb  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosttn  dem  Anlagecapital  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinricbtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

5.  Die  Tarife  für  den  Personen  und  Gütertransport,  die  Waaren- 
classification  und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Neben- 
bestimmungen unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums, wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits 
auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens  Bedacht  ge- 
nommen werden  soll. 

Die  einzubebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren 
dürfen  nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozu- 
scblag  berechnet  werden. 

6.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbedien- 
steten mit  allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befördern.  Für  diese,  sowie 
für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann  die  Gesellschaft 
ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbai  ung  festzustellendes  Entgelt 
in  Anspruch  nehmen.  Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von 
Geld-  und  Wertbsendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten 
Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der 
Eisenbahn  zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahn- 
unternehmung und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen 
untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
anstalt befördert  werden. 

7.  Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörden  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  der  Concession  oder  aus  Gefällsrücksichteu  die  Eisenbahn  benützen 
und  sich  mit  den  vom   k.  k.  Handeleministerium  zum  Zwecke  ihrer 
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Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen,  müssen 
sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

8.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  jeweilig  im  Dienste 
stehenden  Unterofficieren  und  militärischen  Ordonnanzen  auf  der  Draht- 
seilbahn die  freie  Fahrt  ei  Diaräumen.  Die  näheren  Modalitäten  hierüber 
sind  mit  den  competenten  Militärbehörden  zu  vereinbaren. 

9.  Die  Gesellschaft  ist  auch  bezüglich  dieser  Drahtseilbahn  ver- 
pflichtet, bei  Besetzung  von  Dienstposten  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente  Unterofficiere  des 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

10.  Die  Dauer  dieser  Concession  wird  auf  die  Zeit  bis  zum  20.  April 
1975  festgesetzt  und  erlitcht  die  Concession  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  Punkte  1 
festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden. 

11.  Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung 
zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung 
in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzu- 
ordnen, dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rück- 
sichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  der 
Gesellschaft  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

12.  Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgang  einer  der  in  den  vorstehenden  Bestimmungen,  in  den 
Concessionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

4.  Technische  Concessionsbedingnisse 

für  die  Drahtseilbahn  auf  die  Festung  Hohensalzburg 
(Ver.  Bl.  Nr.  9»  ex  1888). 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  vom  Fusse  des  Mönchsberges  in  Salzburg  auf  die 
Festung  Hohensalzburg  ist  mit  einer  Spurweite  von  10  Meter  als  Drahtseilbahn 
mit  Verwendung  der  Zahnschiene  als  Sicherbeitsrorrichtung  für  den  blossen  Tag- 
verkehr  und  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  5  Kilometer  per  Stunde  anzulegen 
und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zn  genehmigenden  Detailprojecte  and  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  teohnisoben  Bedingnisse  stattzu6nden. 
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Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Auarüstung  der  Bahn,  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Aulasse. 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
BetriebsfÜhrnng  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  Öffentlichen  Bücksichten 
nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  Bahn  beginnt  in  der  Stadt  Salzburg  nördlich  der  Festungsgasse  mit 
einer  Stationsanlage  und  führt  von  hier  aus  in  gerader  Richtung  mit  einer  con- 
stanten  Steigung  den  Mönohsberg  hinan  bis  zu  dem  Plateau  der  Festung  Hohen- 
Salzburg,  um  daselbst  im  sogenannten  Hasengraben  mit  einer  Stationsanlage  zu 
endigen. 

Die  Länge  der  horizontalen  Projection  der  Bahn  beträgt  0*174  Kilometer. 

Abänderungen  der  festgesetzten  Babntraoe  können  nur  mit  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch 
dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtuug  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  durchgehends  doppelgeleisig  zu  erbauen,  dooh  können  die 
beiden  Geleise  so  nahe  aneinander  gerückt  werden,  als  dies  die  Befestigung  der 
inneren  Schienen  gestattet. 

Eine  Ausnahme  hievon  findet  bei  der  Ausweiche  in  der  Mitte  der  Bahn- 
lange statt,  woselbst  der  Abstand  der  beiden  Geleiseachsen  derart  zu  erweitern  ist, 
da>s  zwischen  den  sich  kreuzenden  Wagen  ein  freier  Zwischenraum  von  mindestens 
0-8  Meter  eingehalten  werde. 

Die  Bahnnivelette  zwischen  den  beiden  Endstationen  ist  mit  einer  durch- 
wegs gleichmassigen.Neigung  von  im  Maximum  680  pro  mille  anzulegen. 

In  den  beiden  Endstationen  selbst  kann  eine  Abweichung  hievon  insoferne 
stattfinden,  dass  die  Neigung  der  Nivelette  in  der  unteren  Station  nicht  weniger 
als  500,  in  der  oberen  Station  nicht  mehr  als  620  pro  mille  betragen  darf. 

Die  Achse  des  Bahnkörpers  ist  durchwegs  in  gerader  Richtung  anzulegen. 

Der  Bahnkörper  hat  in  der  currenten  Bahn  eine  Kronenbreite  von  mindestens 
2"6  Meter  in  der  Höhe  der  Schwellenauflagerung  zu  erhalten  und  ist  derart  her- 
zustellen, dass  d<rselbe  für  den  Oberbau  eine  unverrückbare  Grundlage  bildet. 

Behufs  leichter  Begehung  der  Streoke  durch  das  Bahnaufsichtspersonal  Bind 
im  Bahnplanum  Treppenstufen  anzubringen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  in  definitiver  Weise  aus  Stein  und  Eisen 
herzustellen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken  nnd 
Bahn  überbrückungen  sind  die  Bestimmungen  der  Verordnung  des  k.  k.  Handels» 
miniateriums  vom  15.  8eptember  1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Das  Normalprofil  des  lichten  Raumes  im  Tunnel  muss  so  construirt  sein, 
dass  der  kleinste,  freie  Abstand  zwischen  dem  am  weitesteten  vorspringenden 
Constructionstheüe  eines  Wagens  und  der  Tunnelleibung  im  Allgemeinen  mindestens 
0  2,  in  Kämpferhöhe  aber  nicht  weniger  als  0  4  Meter  betrage. 

Die  Projectspläne  für  die  gesammten  Anlagen  des  Unterbaues  sind  dem 
k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

4.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  ganz  aus  Eisen  nach  System  Riggenbach  auszuführen  und 
gegen  Läugsverscbiebung  vollkommen  zu  siohern. 

Die  Laufschienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  23  Kilogramm  betragen. 

Die  Detailconstructionen  des  Oberbaues  im  Allgemeinen  und  der  Ausweiche 
im  Speciellen  unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 
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5.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  köunen  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  werten  und  sind  deu  looalen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrs- 
bedürfnissen entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus  Riegelmauerwerk 
oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untermauerung  zu  erbauen. 

Haltestelleu  sind  mit  einem  entsprechend  grossen  gedeckten  Warteraum  e 
zu  versehen. 

Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Passagieraborten  zu  versehen. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen 
Bauvorschriften  herzustelleu. 

Station»-  und  Bahneinfriedungen  und  ähnliche  Anlagen  an  der  Bahn  sind 
nach  Mas.tgahe  des  sich  ergebenden  Bedürfnisses,  insbesondere  an  jenen  Stellen 
auszuführen,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  angeordnet  werden 
sollte. 

6.  Betriebseinrichtungen. 

Der  Betrieb  der  Bahn  ist  nach  Riggenbach  schem  Systeme  einzurichten  und 
besteht  im  Wesentlichen  darin,  dass  einer  der  beiden,  an  einem  gemeinschaftlichen 
Drahtseile  befestigten,  zwischen  den  beiden  Endstationen  verkehrenden  Wagen  in 
der  oberen  Station  jeweilig  derartig  mit  Wasser  belastet  wird,  dass  derselbe  durch 
sein  Gewicht  während  der  Thalfahrt  im  Stande  ist,  den  anderen  Wagen  gleichzeitig 
aufwärts  zu  ziehen. 

Das  Drahtseil  muss  mindestens  eine  zehnfaohe  Sicherheit  besitzen. 

Die  Detailpläne  für  die  Betriebs*  und  maschinelle  Einrichtung  sind  gleich« 
falls  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telephonleitung,  sowie  mit  elektrischen  Läute- 
apparaten zu  versehen 

Für  den  Betrieb  sind  ausserdem  die  erforderlichen  akustischen  und  optischen 
Signale  zu  verwenden. 

7.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  wenigstens  zwei  Personenwagen  mit  einem 
Fassungsraum  von  mindestens  je  26  Personen  anzuschaffen.  Die  Wagen  sind  mit 
Rücksicht  auf  die  besonderen  Anlage-  und  Betriebsverhältnisse  der  Bahn  zu 
construiren,  mit  einem  Kasten  zur  Aufnahme  des  Betriebswassers  und  mit  mindestens 
zwei  voneinander  unabhängigen  Bremsvorrichtungen  zu  versehen,  wovon  die  eine 
im  Falle  eines  Seilbruches  automatisch  in  Function  zu  treten  hat.  Die  Pläne  für 
die  Beschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k. 
Handelsministt-riums  und  sind  gleichzeitig  mit  den  Plänen  für  die  Unterbauobjeote 
in  Vorlage  zu  bringen. 

8.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  siml  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferue  zugestanden  werden,  als  naohgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

Der  Gesellschaft  wird  jedooh  Über  besonderes  Ansuchen  die  Bewilligung 
ertheilt,  die  zum  Beginne  des  Betriebes  erforderlichen  zwei  Personenwagen,  die 
masohinellen  Einrichtungen,  sowie  die  Zahnstange  von  der  unter  Contrde  des  Er- 
finders Riggenbach  arbeitenden  Maschinenfabrik  in  Esslingen  zu  beziehen;  die 
Zahnstange  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  dieselbe  im  Inlands  erzeugt  wird. 

Wien,  am  2.  Juli  1888. 
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5.  Concessionsnrkunde  vom  1.  Mai  1892,  H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  59, 

für  die  Pferdebahn  von  der  Relcksstrassenbrücke  In  Salzburg  dnreh  die 
Stadt  Salzburg  bis  zur  Station  Nonnthal  der  Dampftrauiwar. 

Nachdem  die  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tram  way- Gesellschaft  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Pferdebahn  von  der  ReichsstrasBenbrücke  in  Salzburg  durch  die  Stadt 
Salzburg  bin  zur  Station  Nonnthal  der  Daropftramway  gestellt  hat,  so 
findet  die  k.  k.  Landesregierung  in  Salzbarg  der  Gesellschaft  auf  Grund 
der  der  Landesstelle  von  dem  hohen  Handelsministerium  unterm  4.  April 
1892,  Z.  44569  ex  1891,  eingeräumten  Ermächtigung  die  Concession 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Pferdebahn  von  einem  Punkte  der  Salz- 
burger Localbabn  in  der  Nähe  der  Reichsstrassenbrücko  durch  die 
Klampferergaase  über  den  Ludwig  Victor-,  Residenz-  nnd  Mozartplatz, 
durch  die  Kaigasae  auf  den  Kaje tauer-Platz  und  über  die  Kajetaner- 
Brücke  nach  der  Hellbmnueratraaae,  woselbst  bei  der  Haltestelle 
„ Inneres  Nonnthal"  eine  weitere  Verbindung  mit  der  Salzburger  Local- 
babn und  eventuell  eine  directe  Verbindung  mit  dem  zur  Karolinen» 
Brücke  führenden  Geleise  der  gesellschaftlichen  Hauptlinie  stattfindet, 
unter  nachstehenden  Bedingungen  zu  ertheilen: 

1.  Die  definitive  Genehmigung  der  Detailpläne,  sowie  die  Er- 
theilung  der  Baubewilligung  bleibt  der  k.  k.  Landesregierung  vorbe- 
halten. 

2.  Die  Salzburger  Eisenbahn-  nnd  Tramway-Gesellschaft  ist  ver- 
pflichtet, den  Bau  der  obigen  Pferdebahnen  sofort  nach  Ertheilung  der 
Baubewilligung  zu  beginnen,  binnen  längstens  neun  Monaten,  vom  Tage 
der  Baubewilligung  an  gerechnet,  zu  vollenden,  und  die  fertige  Bahn 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  B auter mines  hat  die  Gesell- 
schaft die  Caution  von  2500  fl.  geleistet. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  fdurch 
Verschulden  der  Gesellschaft  kann  diese  Caution  als  verfallen  erklärt 
werden. 

Die  Eröffnung  dieser  Pferdebahnliuie  fand  am  14.  August  1892  statt.  Der  Betrieb 
derselben  wird  seit  1.  Jfinner  1895  von  dem  Bauunternehmer  Leo  Arnoldi  geführt. 

3.  So  weit  zur  Anlage  der  projectirten  Pferdebahn  noch  andere 
öffentliche  Wege  und  Anlagen  in  Anspruch  genommen  werden  sollten, 
als  jene,  auf  welche  sich  der  von  der  Gesellschaft  mit  der  Stadtgemeiude 
Salzburg  abgeschlossene  Vertrag  vom  16.  October  1886  nnd  die  Be- 
schlüsse der  genannten  Stadtgemeinde  vom  2.  September  1891,  sowie 
die  seitens  des  k.  k.  Strassenärars  im  Protokolle  vom  15.  Mai  1887 
gemachten  Zugeständnisse  beziehen,  hat  die  Gesellschaft  die  Zustimmung 
der  zur  Erhaltung  dieser  Wege  und  Anlagen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  nnd  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung 

Dia  BaahUnrkoodan  d«r  Ottarr.  EiMnbthncn.  III.  25 
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der  Zustimmung  zur  Benützung  derselben  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
berufen  sind. 

4.  Die  Gesellschaft  hat  6ich  beim  Baue*  und  Betriebe  der  inten- 
dirten  Pferdebahnen  nach  den  gegenwärtigen  Bestimmungen,  sowie  nach 
den  bestehenden  und  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

5.  Die  Gesellschaft  ist  insbesondere  verpflichtet,  auch  allen  jenen 
speciellen  Vorschriften  und  Bedingungen  nachzukommen,  welche  das 
hohe  k.  k.  Handelsministerium,  beziehungsweise  die  k.  k.  Landes* 
regierung  sowohl  hinsichtlich  der  Anlage  und  des  Baues,  als  auch  hin- 
sichtlich des  Betriebes  im  öffentlichen  Interesse  zu  erlassen  findet,  und 
zu  welchen  auch  die  Festsetzung  der  Bedingungen  für  die  Inbetrieb- 
setzung dieser  Linien,  die  Anfrechthaltung  des  Betriebes  auf  denselben, 
sowie  die  eventuelle  Sicherstellung  dieser  Obligenheiteu  durch  den  Erlag 
einer  angemessenen  Caution  zu  zählen  ist. 

6.  Die  Gesellschaft  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  des  Handelsministeriums  nicht  berechtigt,  das  Eigenthum 
oder  den  Betrieb  der  concessionirten  Pferdebahnen  an  dritte  Personen 
zu  überlassen. 

7.  Die  Ziffer  der  effectiven  Anlagekosten  dieses  Unternehmens, 
welche  durch  Ausgabe  von  Actien  zum  vollen  Nennwetthe  beschafft 
werden  sollen,  wird  vom  hohen  k.  k.  Handelsministerium  auf  Grund 
der  von  der  Gesellschaft  seinerzeit  zu  liefernden  Nachweisuog  nach 
Vollendung  des  Baues  festgesetzt  werden. 

Sofern  nach  erfolgter  concessionsmässiger  Herstellung  und  Inbetrieb- 
setzung der  Bahn  noch  weitere  Neubauten  aufgeführt  oder  die  Betriebs- 
einrichtungen vermehrt  werden,  so  können  die  diesfälligeo  Kosten  dem 
Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltuug  hiezu 
ihre  Zustimmung  ertheilt  bat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen 
werden.  Das  gesammte  Anlagecapital  ist  auf  Grund  eine)  von  der 
Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  (Punkt  13)  zu  amortisiren. 

8.  Die  Tarife  für  den  Personenverkehr  und  den  eventuell  einzu- 
führenden Gütertransport,  im  letzteren  Falle  auch  die  Waarenclaseification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen, 
unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei 
einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  aus- 
reichende Rentabilität  des  Babnuuternebmens  Bedacht  genommen 
werden  soll. 

Die  einsuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren 
dürfen  nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agio» 
Zuschlag  berechnet  werden. 

9.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post,  sowie  die  Bediensteten 
der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  mit  allen  fahrplanmassigen  Zügen 
zu  befördern.  Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der 
Post-,  Telegraphen-   und   Telephonanstalt   kann   die  Gesellschaft  ein 
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angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes  Entgelt  in 
Ansprach  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und 
Werthsendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  dieser 
Pferdebahnen  zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahn- 
unternehmung und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  vou  diesen 
untereinander  gefühlt  werden,  dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahn- 
anstalt befördert  werden. 

10.  Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der 
die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
führenden  Behörden  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in 
Folge  der  Ooncession  oder  aus  Gefällsrttcksichten  die  Eisenbahn  be- 
nutzen und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium  zum  Zwecke 
ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Ceitificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

11.  Die  Gesellschaft  ist  verpBichtet,  den  jeweilig  im  Dienste 
stehenden  Unterofficieren  und  militärischen  Ordonnanzen  auf  den  Pferde- 
bahnen die  freie  Fahrt  einzuräumen,  ferner  bei  eintretendem  Bedürfnisse 
oder  im  Kriegsfalle  Transporte  von  Kranken  und  Veiwundeten  unent- 
geltlich zu  befördern,  wobei  die  zu  solchen  Transporten  eventuell  nöthige 
Adaptirung  der  Wagen  gegebenenfalls  auf  Kosten  der  k.  und  k. 
Militärverwaltung  erfolgen  wird. 

Die  näheren  Modalitäten  hierüber  sind  mit  den  competenten 
Militärbehörden  zu  vereinbaren,  eventuell  vom  k.  k.  Handelsministerium 
im  E  itscheidungswege  festzusetzen. 

12.  Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  bei  Besetzung  von 
Dienstposten  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  BI. 
Nr.  60,  auf  ausgediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und 
der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

13.  Die  Dauer  dieser  Concession  wird  auf  die  Zeit  bis  21.  April 
1975  festgesetzt  und  erlischt  die  Concession  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  Punkte  2 
festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Ei  Öffnung  und  Aufrecbtbaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden. 

14.  Der  k.  k.  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  im 
Falle  der  concessionsmäsBigen  Einlösung  des  den  Gegenstand  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70, 
bildenden  Localbahnunternehmens  auch  die  Salzbnrger  Pferdebahnen 
unter  sinngemässer  Anwendung  der  in  den  §§11  und  12  obiger  Aller- 
höchster Concessionsurkunde  festgesetzten  Bestimmungen  einlösen. 

15.  Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  nach  Ablauf  der 
Concessionsdauer  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens  tritt  der  Staat 
ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  con- 
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cessionirten  Bahn  und  dea  sämmtlichen  beweglichen  und  unbeweglichen 
Zugehörig  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der  Materialvorräthe  und  der 
etwa  aas  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde. 
Beim  Erlöschen  dieser  Concession  behält  die  Gesellschaft  das  Eigentbum 
des  etwa  aus  dem  eigenen  Ertragnisse  der  Unternehmung  gebildeten 
Reservefondes  und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener 
aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlicb  erworbenen 
besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Gesellschaft  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Bei- 
satze ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Bahn  bilden. 

16.  Die  Staatsverwaltung  ißt  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinricbtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  das« 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalteu  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  eiu  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  der 
Gesellschaft  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

17.  Der  Staatsverwaltung  wird  schliesslich  das  Recht  vorbehalten, 
wenn  ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung 
oder  Nichtbefolgung  einer  der  in  den  vorstehenden  Bestimmungen  oder  in 
den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  eollte,  die  den 
Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Um- 
ständen noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  diese  Concession  für 
erloschen  zu  erklären. 

Salzburg,  am  1.  Mai  1892. 

6.  Concessionsnrknnde  vom  15.  October  1892,  R.  G.BI.Nr.  192, 

für  die  Localbahn  (Dampftramway)  von  Salzburg  nach  Pamh. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramwaygesellscfaaft  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
(Dampftramway)  von  Salzburg  nach  Parsch  gestellt  ha*,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens, 
der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  De- 
cember  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramwaygesellschaft 
das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahu 
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(Dampftramway)  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  ei  Dem  Punkte 
der  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  70,  bildenden  Localbahn  von  Salzburg  zur  österreichisch-bayerischen 
Reichsgrenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden  nächst  der  Carolinen- 
brücke in  Salzburg  nach  Parsch  zum  Anschlüsse  au  die  Haltestelle 
gleichen  Namens  der  Linie  Salzburg-Wörgl  der  Staatsbahnen  und  der 
Gaisbergbahn. 

Die  Eröffnung  der  Eisenbahnlinie  Caroünenbrücke-Parscb  fand  am  1.  Mai 
1803  statt.  Der  Betrieb  derselben  wiid  seit  1.  Jänner  1895  vom  Bauunternehmer 
Leo  Arnoldi  geführt. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeicbneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitals Verzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und   der  Iostruirung   der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung. 

bj  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessions massige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
traguugsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zu- 
kommenden, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  bis  zum  21.  April  1915. 
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§  3- 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genanrten 
Eisenbahn  ehestens  zu  beginnen  und  binnen  längstens  neun  Monaten, 
vom  Tage  der  Ertheilung  des  Bauconsenses  an  gerechnet,  zu  vollenden, 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  tu  übergeben,  wie  auch 
während  der  ganzen  bis  zum  21.  April  1975  bemessenen  Concessionsdauer 
.  vom  15.  Mai  bis  zum  15.  October  jeden  Jahres  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bauterinines  hat  die  Gesell- 
schaft Aber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  Caotion 
im  Betrage  von  5000  fl.  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  die  Durch- 
führung und  Vollendung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  durch  Ver- 
schulden der  Gesellschaft  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Daa  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  Öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden,  hat  die  Gesellschaft  die  Zustimmung, 
der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener 
Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Erth eilung  der  Zustimmung 
zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen  beiufen  sind. 

§  6. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  Über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  gegenwärtig  concessionirten, 
sowie  der  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885, 
B.  G.  Bl.  Nr.  70,  bildenden  Localbahn  für  den  Verkehr  zwischen 
schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder 
einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzten  Bahnen  oder  einzelne  Theil* 
strecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung 
zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat 
jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige 
Betrieb  der  mitbenutzten  Bahnen  nicht  ge3tört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  t-rfolgt  nach 
den  als  Beilage  G  zur  Conceseionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 


Digitized  by  Google 


Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramway-Geaellschaft.  391 

Kaiser  Ferdinands- Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  6. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandteil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkuode  Tom  21.  April 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  bildenden  Localbabnunternehmens  anzusehen 
und  haben  die  Bestimmungen  der  §§  5  bis  inclusive  14  der  oben 
benannten  Concessionsurkunde  nunmehr  auf  die  beiden  gedachten  Eisen- 
bahnlinien als  ein  einheitliches  Unternehmen  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertbeilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesem  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
fünfzehnten  Tage  des  Monates  October  im  Jahre  des  Heilea  Eintausend 
achthundert  neunzig  und  zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundvlerzigaten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

7.  Concessionsbediognisse 

für  die  Localbabn  ( Dampft  ramway)  von  Salzburg-  nach  Parsek 
(H.  M.  Yer.  Bl.  Nr.  184  ex  1802). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeetirte  Eisenbahn  von  Salzburg  (Carolinenbrficke)  nach  Parsoh  ist 
mit  einer  Spurweite  von  1485  Meter  als  Localbabn  (Daropftramway)  mit  Tag-  und 
Naobtvetkebr  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausfuhrung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  w&hrend  der 
Betriebsfuhrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Hau-  und  l'olizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  1*74  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Haltestelle  „Aeusserer 
Stein'1  der  Linie  Salzburg-St.  Leonbard-Drachenloch  der  Salzburger  Eisenbahn - 


m 
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and  Tramwaygesellschaft  and  siebt  vorerst  unter  Benützung  der  nach  Aigen 
führenden  städtischen  Strasse  bis  sur  Abzweigung  der  Laudesstrasse  (Gaisbergstrasse.) 

Sodann  kreuzt  die  Linie  diese  letztere  im  Niveau  and  zieht  hierauf  entlang 
der  Landesstrasse  bis  Kilometer  0*92,  von  wo  ab  sich  die  Trace  nach  Osten  wendet 
und  schliesslich  nach  Uebersetzung  einiger  Wasserläufe  in  nördlicher  Riebtang  in 
die  Station  Parsch  der  k.  k.  Staatabahnlinie  Salzburg-Wörgl  einmündet. 

Die  vorbesebriebene  Linie  erhält  nächst  ibrem  Anfangspunkte  noch  eine 
weitere  Verbindung  mit  der  Localbahn  Salzburg-St  Leonhard-  Drachenlocb,  und 
zwar  in  der  Richtung  gegen  Nonnthal,  welohe  Babncurve  in  diese  letztere  bei  der 
CarolinenbrUcke  einmündet. 


Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  des  Anschlusses  der  projectirten 
Bahn  an  die  Linie  Salzburg- Wörgl  der  k.  k.  Staatsbahnen  und  wegen  Einrichtung 
des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkebre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  sur  Genehmigung  vorzulegen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  dieses  Anschlusses  und  Uebergangsverkehres 
unterwirft  sich  die  Gesellschaft  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums, 
falls  eine  Einigung  hierüber  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Ebenso  unterwirft  sich  die  Gesellschaft  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Bahnen  ein  Einver- 
ständniss  Uber  die  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  erzielt  werden  sollte. 


Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Krzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

5.  Banausführung,  Betriehseinriohtun  g  and  Fahrgeschwindigkeit. 

In  Ansehung  des  Unterbaues,  des  Oberbaues,  der  Stationsanlagen  und  der 
Hochbauten,  dann  bezüglich  der  Betriebseinrichtungen  und  der  Maximalfahr- 
geschwindigkeit in  den  einzelnen  Tbeilstrecken  haben  die  gleichen  Bestimmungen 
und  technischen  Bedingnisse  Anwendung  zu  finden,  welche  für  die  den  Gegenstand 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70, 
bildende  Localbahn  (  Dampftram  way)  von  Salzburg  sur  österreichisch-bayerischen 
Landesgrenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden  festgesetzt  wurden,  insofern 
nicht  in  den  nachstehenden  Bedingnissen  hievon  abweichende  Vorschriften  gegeben 
werden. 

Für  jene  Tbeilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  sur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durch- 
schnittliche Steigung  30  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  ourrenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
60  Meter  betragen. 

Hinsichtlich  der  näheren  Bestimmungen  für  die  Benützung  der  Strassen 
zur  Anlage  der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  competenten  Strassenbehörden  einzu- 
holen, ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbenutzten  Strassenobjecten 
der  Naohweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzweoke  zu  liefern,  eventuell  wird  die 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jene  bereits  im  Einverständnisse 
mit  den  competenten  Strassenbehörden  projectirten  Aenderungen,  beziehungsweise 
Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  dermaligen  Bau- 
sustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zugslasten  erforderlich  werden 
sollten. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken  auf 
eigenem  Unterbaukörper  ist  die  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
16.  September  1887.  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 


3.  AnsohlusB  an  die  k.  k.  Ftaatsbahnen  bei  Parsch. 


4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 
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Der  Oberbau  der  Bahnstrecken  auf  eigenem  Unterbau  und  auf  Strassen- 
körper  ist  als  Querachwellen-Oberbau  im  System  des  schwebenden  Stoases,  mit 
Rücksicht  auf  den  Raddruek  der  Fahrzeuge  auszuführen. 

In  beiden  Fällen  unterliegen  die  F'läne  für  die  Ausführungsweise  des  Ober- 
baues der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

6.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  erforderliehen  Fahrbetriebsmittel  werden  dem  Fahrparke  der  anschliessen- 
den Looalbahn  entnommen  und  kann  daher  die  Anschaffung  eines  eigenen  Fahr- 
parkes unterbleiben. 

7.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aumiistungsgegenstände 
sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestauden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  dor  Qualität  und  der  Lieferungszeit 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


II.  Betrieb. 

Die  Localbahn  (Dampftramway)  von  der  Carolinenbriicke  in  Salzburg  nach 
Parsch  ist  für  einen  regelmässigen  Öffentlichen  Personen-  und  Güterverkehr  ein- 
zurichten. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  auf  der  Looalbahn  (Dampftramway)  Carolinen - 
brücke-Parsch  die  nachstehenden  Tarife  einzuheben: 

1.  Für  den  Personenverkehr. 

a)  Normalslitze  11.  Classe  SO  kr ,  III.  Classe  20  kr. 

b)  Ermässigte  Karten  im  Sinne  des  Tarites  der  Gesellschaft  vom  16.  April  1889 
und  des  Nachtrages  vom  1.  Juni  1890,  sowie  an  alle  diejenigen  Bewohner 
Salzburgs,  welche  vier  Wochen  dauernd  ihren  Wohnsitz  in  Salzburg  haben 
und  sich  als  solche  Bewohner  ausweisen,  11.  Classe  16  kr.,  III.  Classe  10  kr. 

2.  Für  den  Gepäck-  und  Fraohtenverkehr 

gelten  die  Sätze  der  Hauptlinie  und  wird  die  Strecke  Carolinenbrüoke-Parsch  in 
Beziehung  auf  die  Entfernung  der  Strecke  Bahnhof-Inneres  Nonnthal  gleichgestellt, 
so  dass  also  für  die  Strecke  Aeusserer  Stein -Parsch  oder  Nonnthal- Parsch  stets 
die  Tarifsätze  zur  Anwendung  gelangen,  welche  jeweilig  für  die  Stammbahnstrecke 
Bahnhof-Nonnthal  bestehen. 

Im  Verkehre  mit  auderen  Stationen  des  gesellschaftlichen  Bahnunternehmens 
gilt  als  Entfernung  für  die  Strecke  Nonnthal-Aeusserer  Stein  (Carolinenbrüoke) 
stets  die  Entfernung  der  Strecke  Bahnhof-Nonnthal. 

Jede  Abänderung  der  vorstehenden  Tarifbestimmungen  unterliegt  der 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Im  Uebrigen  haben  die  Bestimmungen  des  II.  Abschnittes,  Punkt  1  bis 
inolusive  7,  der  Concessionsbedingnisse  für  die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  bildende  Localbahn 
auoh  auf  die  Looalbahn  (Dampftramway)  von  der  Carolinenbrüoke  in  Salzburg 
nach  Parsch  sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

Wien,  am  6.  November  1892. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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8.  Concessionsurkunde  vom  10.  April  1895,  R.  G.  Bl.  Nr.  68, 

für  die  Localbahn  ron  Salzburg  nach  Laraprechtahansen. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramwaygesellschaft  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Salzburg  Über  Oberndorf  nach  Lamprechtshausen  gestellt 
hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmens  der  genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund 
des  Eisenbalmconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  31.  December  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  2 
ex  1895,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1* 

Wir  verleihen  der  Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramwaygesellschaft 
dag  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn 
auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  Salzburg  im  Anschlüsse  an  die 
den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl. 
Nr.  70,  bildende  Localbahn  von  Salzburg  zur  österreichisch-bayerischen 
Reichsgrenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden  und  an  den  Salz- 
burger Bahnhof  der  Staatsbahnen  über  Oberndorf  nach  Lamprechts- 
bau8en. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  4er  gegenwärtigen  Coocessionsuikunde 
bildende  Eisenbahn  werden  die  im  Aitikel  V  des  Gesetzes  vom  81.  De- 
cember 1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  2  ex  1895,  vorgeseheneu  Begünstigungen 
gewährt. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  ehestens  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und  einem 
halben  Jahre  vom  Tage  der  Ertheilnng  des  Bauconsenses  an  gerechnet, 
zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  über- 
geben, wie  auch  während  der  ganzen  bis  zum  21.  April  1975  be- 
messenen Concessionsdauer  in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  Caution 
von  fünftausend  Gulden  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  die  Durch- 
führung und  Vollendung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  durch  Ver- 
schulden der  Gesellschaft  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn da9  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  Öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden,  hat  die  Gesellschaft  die  Zustimmung 
der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener 
Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheiluog  der  Zustimmung 
zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden. 

Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförderung  von 
Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  lücksichtlich 
der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staats- 
bahnen jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  such  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichsbälfteo,  auf  die  Landesschützen  Tirols  und 
auf  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu 
den  Waffenübungen  und  Controls  Versammlungen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbabngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Personale  und 
Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner 
den  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im 
Kriege,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Voi Schriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  die  Gesellschaft  bindende  Kraft  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn. 

Die  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch 
das  Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorseht  iften  der  erwähnten  Art 
treten  für  die  Gesellschaft  in  Wirksamkeit,  sobald  ihr  dieselben  amtlich 
zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Gesellschaft  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
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Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  bezüglich  der  bestehenden 
Linien  der  Gesellschaft  an  die  Stelle  der  einschlägigen  Anordnungen 
im  §  9  der  Concessionsurkunde  vom  21.  April  1885,  B.  G.  Bl.  Nr.  70. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  ge- 
diente Unteroffiziere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  6. 

Die  Gesellschaft  ist  unter  den  im  Artikel  XII  des  Gesetzes  vom 
31.  December  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  2  ex  1895,  angegebenen  Bedin- 
gungen und  Vorbehalten  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  gegenwärtig  concessionirten 
Localbahn  für  den  Verkehr  zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig 
erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe  befindlichen  Bahnen  derart  ein- 
zuräumen, dass  die  Staatsverwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Fest- 
stellung der  Tarife  ganze  Ztige  oder  einzelne  Wagen  über  die  mit- 
benutzten Bahnen  oder  einzelne  Theilstrecken  derselben  gegen  Ent- 
richtung einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern 
zu  lassen. 

§  7. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  die  con* 
cessionirte  Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  und  gleich- 
zeitig auch  die  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunden  vom  21.  April 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  und  vom  15.  October  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  192, 
bildenden  Localbahnlinien  unter  den  Bedingungen  des  §  11  der  Con- 
cessionsurkunde vom  21.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  jederzeit  ein- 
zulösen. 

§  8. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandteil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  21.  April 
1885,  R  G.  Bl.  Nr.  70,  bildenden  Localbahnunternehmens  anzusehen 
und  haben  die  Bestimmungen  der  §§  5  bis  inclusive  8,  10,  dann  12  bis 
inclusive  14  der  oben  genannten  Concessionsurkunde  nunmehr  auf  die 
gedachten  Eisenbahnlinien  als  ein  einheitliches  Unternehmen  Anwendung 
zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Conceseion  entgegen  zu  handeln  und  der  Gesellschaft  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertbeilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Uikund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
giösseren  Ineiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
zehnten  Tage  des  Monates  April  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundert  neunzig  und  fünf,  Unserer  Reiche  im  Siebenundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Windisch-Graetz    m.  p.  Wurmbrand  m.  p.  Plener  in.  p. 


9.  Concessionsbedingsnisse 

fflr  die  normalspurige  Localbabn  mit  Dampfbetrieb  Ton  Salzburg  nach 

Lamprechtshausen 

(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  07  ex  18»6). 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Beatimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Salzburg  nach  Lamprechtahausen  ist  als  ein- 
geleisige  Localbabn  mit  einer  Spurweite  von  1*436  Meter  für  eine  vorläufige  Maximal- 
fahrgeachwindigkeit  von  30  Kilometer  per  Stunde  unter  Einhaltung  des  mit  dem 
Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  1.  August  1892,  Z.  »2904  (Verordnungs- 
blatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  8T  ez  1892) 
für  die  tfsterreiohinohen  Eisenbahnen  vorgeschriebenen  Normalprofiles  des  lichten 
Raumes  herzustellen  und  auszurüsten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  jedoch  vor,  naoh  dem  Ergebnisse  der 
technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Bahnlinie  hinsichtlich  der  in  den  einzelnen 
Strecken  einzuhaltenden  Fahrgeschwindigkeit  noch  besondere  Bestimmungen  zu 
treffen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  die  Einrichtung  des  Betriebes  hat  unter 
Beobachtung  der  nachstehend  festgesetzten  Bedingnisse  auf  Grund  der  vom  Local- 
babnamte  im  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte,  sonstigen 
Baupläne,  Bau-  und  LieferungKvertriige  mit  den  zugehörigen  Bedingnissen,  sowie 
in  Gemaasbeit  der  von  dem  genannten  Amte  zu  erlassenden  besonderen  Vorschriften 
zu  erfolgen. 

Die  zufolge  der  Bestimmungen  dieser  Concessionsbedingnisse  vorbehaltenen 
Genehmigungen  des  Localbahnamtes  im  Handelsministerium  sind  stets  rechtzeitig 
noch  vor  der  Durchführung  der  betreffenden  Herstellungen  und  Anschaffungen 
einzuholen. 

Die  Gesellschaft  hat  während  des  Baues  und  der  Betriebsführun;  allen  seitens 
des  Loealbahnamtes  im  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  zu 
stellenden  Anforderungen,  sowie  den  Anordnungen  anderer  staatlicher  Aufsichts- 
behörden Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau*  und 
Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

In  Betreff  der  beim  Baue  der  Bahn  verwendeten  Arbeiter  obliegt  der 
Gesellschaft  die  gleiche  mittelbare  Fürsorge,  welche  in  dieser  Besiehung  von  Seite 
der  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung  zufolge  der  allgemeinen  Bedingnisse  für  die 
Vergebung  staatlicher  Bahnbauarbeiten  geübt  wird. 

Die  Bestätigung  des  von  der  Gesellschaft,  beziehungsweise  von  der  Bau- 
unternehmung zu  bestellenden  Bauleiters  unterliegt  der  Genehmigung  des  Loeal- 
bahnamtes im  k.  k.  Handelsministerium. 

2.  Trace. 

Die  circa  26  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  einer  nördlich  des  Bahn- 
hofes Salzburg  der  k.  k.  Staatsbahnen  herzustellenden  Looalbahnatatiou  Salzburg 
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und  wird  sodann  die  Linie  vorerst  zwischen  der  Landeastrasse  nach  Oberndorf 
und  dem  8alzachflusse  geführt.  Im  Weiteren  gelangt  die  Linie  Uber  Acharting 
naoh  Oberadorf  wird  hierauf  in  vorwiegend  nordwestlicher  Richtung  gegen  das 
Bührmoos,  sodann  entlang  desselben  geführt  und  endet  die  Bahn  in  der  westlich 
des  Ortes  Lampreohtshausen  anzulegenden  gleichnamigen  Station. 

Ausserdem  ist  eine  Verbindung  des  Bahnhofes  Salzburg  der  vorbesohriebenen 
Localbahn  mit  der  Station  Salzburg  der  Salzbnrger  Eisenbahn  und  Tramway- 
gesellschaft  unter  Benützung  des  bestehenden  Verbindungsgeleises  dieser  letzteren 
Station  mit  den  Geleisen  der  k.  k.  Staatsbahnen  herzustellen,  im  Zuge  weloher 
Verbindung  die  currente  Linie  der  Localbahn  Ischl-Salzburg  übersetzt  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntraoe  können  nur 
mit  Genehmigung  des  Localbahnamtes  im  k.  k.  Handelsministerium  vorgenommen 
werden. 

Geringfügige  Abweichungen  gegenüber  den  genehmigten  Projeoten,  in  An- 
sehung doren  die  Zustimmung  der  berührten  Parteien,  sowie  der  politischen 
Bezirksbehörde  nachgewiesen  werden  kann,  sind  zulässig  und  bedürfen  lediglich 
der  rechtzeitig  noch  vor  der  Ausführung  zu  erstattenden  Anzeige  an  das  Local- 
bahnamt  im  k.  k.  Handelsministerium,  respective  an  das  von  diesem  bestellte 
Bauaufsichteorgan. 

3.  Anschluss  von  Eisenbahnen  niederer  Ordnung  und  von  Sohlepp- 

bahn  en. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Eisenbahnen  niederer 
Ordnung  fLooal-  und  Kleinbahnen),  dann  von  Schleppbahnen  (Bergwerks-,  Iudustrie- 
und  Waldbahnen)  auf  die  für  den  Betrieb  der  Localbahn  mindest  lästige  Art 
gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Selbstkosten  zu  gestatten. 

Falls  Uber  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bahnen,  sowie  über 
die  Mitbenützung  bestehender  Anlagen  der  Localbahn  und  die  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  im  Uebergangsverkebre,  eudlich  Uber  die  gegenseitige  Wagen- 
benützung ein  Einverständniss  zwischen  den  betheiligten  Unternehmungen  nicht 
zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  dem  Local- 
bahnamte  im  k.  k.  Handelsministerium  vorbehalten. 

Bei  den  Vereinbarungen  für  den  Anschluss  von  Sohleppbahnen  soll  tbunlicbst 
auf  die  grundsätzlichen  Bestimmungen  des  bezüglichen  Formulares  der  k.  k. 
Staatseisenbahnverwaltung  Bedacht  genommen  werden;  beabsichtigte  Abweichungen 
hievon  sind  bei  Vorlage  der  Vereinbarungen  an  dns  Looalbahnamt  im  k.  k. 
Handeltministerium  zu  erläutern. 

4.  Grunderwerb. 

Die  dt  finitiv  für  die  Bahn  zu  erwerbenden  Grundflächen  haben  nebst  dem 
eigentlichen  Bahnkörper  auch  alle  zn  dessen  sicheren  Bestand  oder  zur  geregelten 
Betriebführung  erforderlichen  Nebenanlagen,  sowie  auf  jeder  Seite  der  Baiin  einen 
Sobutzstreifen  zu  umfassen,  dessen  Breite  je  nach  der  Construotion  des  Bahn- 
körpers, insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  Bösohungaverb&ltnisse  desselben  mit 
0*5  bis  10  Meter  zu  bemessen  ist. 

Bei  den  Stationen  ist  rücksichtlich  des  Umfanges  der  für  die  Bahn  zu  er- 
werbenden Grundflächen  auf  die  Ermöglichung  einer  zukünftigen  Vergrösaerung 
dieser  Anlagen  thunliohst  Bedacht  zu  nehmen. 

Zu  solchen  Bauanlagen  (Uferschutzbauten  etc.),  weh  he  von  der  Bahn  zu 
erhalten  sind  und  von  dieser  oder  von  bestehenden  öffentlichen  Wegen  nicht  zu- 
gänglich sind,  ist  der  jederzeit  ungehinderte  Zutritt  für  die  Bahnorgaue  zu  sichern. 

5.  Unterbau. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Bahn  dürfen  nicht  weniger  als 
150  Meter  betragen. 

Ausnahmen  hievon  sind  nur  in  einzelnen,  durch  besondere  Umstände  be- 
gründeten Fallen  zulassig  und  unterliegen  der  Genehmigung  des  Localbahnamtes 
im  k.  k.  Handelsministerium. 
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Für  das  anter  Punkt  2  bezeichnete  Verbindungsgelelse  ist  jedoch  die  An- 
wendung eines  Bogenhalbmessers  von  100  Meter  gestattet. 

Bezüglich  der  Uebergangscurven,  dann  der  Längen  der  Zwischengeraden 
bei  Contrabögen,  ferner  hinsichtlich  der  Sparerweiterang  in  Bögen  und  der  Ueber- 
höhung  des  äusseren  Schienenstranges  in  denselben,  schliesslich  betreffs  Anordnung 
der  Gefällsbrüche,  sind  die  vom  Localbahnamte  im  k.  k.  Handelsministerium 
erlassenen  diesbezüglichen  Vorschriften  massgebend. 

Die  Anordnung  der  Uebergangsourven  in  den  Bögen  vom  Halbmesser 
600  Meter  bis  160  Meter  bat  unter  Zugrundelegung  der  Constante  6000  und  in  den 
Bögen  rom  Halbmesser  150  Meter  bis  100  Meter  unter  Anwendung  der  Constante 
3000  zu  erfolgen. 

Als  grösste  durchschnittliehe  Neigung  der  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
Bahn  massgebenden  Strecken  wird  20  pro  mille  festgesetzt. 

In  diesen  Strecken  hat  jedooh  in  den  Bögen  eine  Ermässigung  der  durch- 
schnittlichen Maximalneigung  im  Sinne  der  vom  Localbahnamte  im  k.  k.  Handels- 
ministerium hinausgegebenen  Vorschrift  Ober  die  Legung  der  Bahnnivellette  in 
Mazimalsteignngen  cur  Ausfuhrung  zu  gelangen. 

Für  das  unter  Punkt  2  bezeichnete  Verbindungsgeleise  wird  als  maximale 
Neigung  25  pro  mille  gestattet. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglioh  horizontal 
anzulegen  und  soll  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  in  der  Regel  2*5  pro  mille 
nieht  übersteigen.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des 
Localbahnamtes  im  k.  k.  Handelsministerium. 

Der  geringste  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte 
gemessen  wird  mit  4*5  Meter  festgesetzt. 

Der  Unterbau  hat  in  der  Regel  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine 
Kronenbreite  von  4"0  Meter  zu  erhalten. 

Wenn  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Graben- 
mauern dienen,  bat  die  Entfernung  der  äusseren  Oberkante  des  Bahnplanums  von 
der  Geleisaze  mindestens  19  Meter  zu  betragen. 

Das  BÖBohungsverhältniss  der  Dämme  und  Einschnitte  ist  entsprechend  der 
Materialbeschfiffenheit  zu  wählen. 

Alle  Anfdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  mit  einer 
der  Dammböhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhung  und  Er- 
breiterung  der  Dammkrone  auszuführen. 

Ausserdem  haben  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  Meter 
oder  weniger  als  800  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone 
zu  erhalten. 

In  gewöhnlichen  Erdeinschnitten,  sowie  in  Einschnitten  mit  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitigen  Grnbenmauern  musa  die 
8ohle  des  Seitengrabens  eine  Breite  von  mindestens  0  30  Meter,  in  Felseinschnitten 
eine  Breite  von  mindestens  0*40  Meter  erhalten. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Abstand 
von  der  Sohienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0  6  Meter  beträgt. 

Die  Bösohungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen  und 
eventuell  angemessen  zu  versichern,  so  dass  deren  Haltbarkeit  gewährleistet 
erscheint 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  der  Inundirung  duroh  seitliehe 
Wasserläufe  ausgesetzt  ist  muss  die  Unterbaukrone  in  der  Regel  mindestens 
0  6  Meter  über  den  localen  höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  un  l  Zufahrtsstrassenbrüeken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  beziehungsweise  bei  Verwendung  von  Flusseisen 
auch  die  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  Jänner  1892,  R.  G.  Bl. 
Nr.  28,  massgebend;  ferner  sind  in  jedem  Falle  die  im  Jahre  1892  im  Verlage  der 
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k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  erschienenen  „grundsätzlichen  Bestimmungen 
für  die  Liefeiung  und  Aufstellung  eiserner  Brücken  in  der  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium genehmigten  Fassung"  tu  beobachten. 

Den  Berechnungen  für  die  Eis^nconstructionen  der  Bahn  können  die  im 
§  3,  lit.  a  und  b  d.  r  erstgenannten  Verordnung  normirten  Belastungen  mit  der 
in  lit.  A,  Absatz  1  des  §  3,  angeführten  20peroentigeu  Ermässigung  zu  Grunde 
gelegt  werden. 

Die  Widerlager  aller  Brücken  und  Durchlasse  sind  ans  Hauerwerk  herzu- 
stellen, desgleichen  die  Zwischenpfeiler  mehrfeldriger  gkücken,  insofern  nicht 
Eisenpfeiler  ausgeführt  werden. 

Wegüberfabtten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Bei  den  bis  zur  Bahukrone  reichenden,  offenen  Unter bauobjecten  bis  ein- 
schliesslich 1*6  Meter  Eiuzelliohtweite  (in  d-  r  Bahnrichtung  gemessen)  dürfen  Trag- 
constructionen  vou  Holz  angewendet  werden,  bei  allen  offenen  Unterbauobjeoten  mit 
grösseren  Lichtweiten  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden. 

F*lls  auf  Grund  der  politischen  Begehung  der  Bahnlinie  die  Ausführung 
von  Fluthbrücken  in  jenem  Tbeile  der  Bahn  angeordnet  werden  sollte,  in  welchem 
dieselbe  sich  innerhalb  des  Inundstionsgebietes  des  Salzacbüus^es  befindet,  können 
diese  Brücken  aus  Holz  auf  Holzjoch«  n  hergeste'lt  werden. 

Der  Abstand  der  tiefsten  Theile  der  Tragconstructiun  offener  Unterbauobjeote 
von  dem  localen  höchsten  Wasserstande  soll  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der 
Regel  mindestens  1-0  Meter  betragen;  bei  sonstigen  Wasserläufen  kann,  insofern 
deren  Hochwässer  kein  Treibeis,  Holz  etc.  führen,  dieser  Abstand  auf  0  6  Meter 
ermässigt  werden. 

Die  lichte  Höhe  der  Durchfahrten  hat  bei  Reichs-,  Landes-,  und  Bezirksstrassen, 
sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche  befestigter  Plätze  nicht  anter  4  0  Meter,  bei 
sonstigen  Öffentlichen  Fabrwegen  nicht  unter  3  2  Meter  und  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommen,  auch  nie  mehr  als  4'5  Meter  zu  betragen. 

Wegen  Mitbenutzung  eines  Tbeiles  der  Bahnhofsarea  der  Station  Salzburg 
der  k.  k.  Staatsbahnen  bei  Herstellung  des  unter  Punkt  2  erwähnten  Verbindungs- 
geleises ist  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Gencraldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  Localbahnamte 
im  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  unterwirft  sich  die 
Gesellschaft  der  Entscheidung  desselben,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der 
k.  k.  Generaldireotion  der  österreichischen  Staatsbahnen  nioht  erzielt  werden 
könnte. 

Die  Uebersetzung  der  Localbabn  Ischl-Salzburg  durch  das  unter  Punkt  2 
erwähnte  Verbindungsgeleise  ist  im  Einvernehmen  mit  der  Verwaltung  der  genannten 
Localbahn  auszuführen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  mit  Holzquerschwellen  und  im  Allgemeinen  nach  dem  auf 
der  Localbahn  Budweis-Salnau  zur  Anwendung  gelangten  Oberbausysteme  XX  der 
k.  k.  Staatsbahnen  mit  Flussstahlscbienen  von  23  Kilogramm  Gewicht  per  laufen- 
des Meter  auszuführen. 

In  Abweichung  von  dem  genannten  Oberbaunormale  wird  jedoch  bestimmt, 
dass  die  Entfernung  der  Schwellen  von  Mitte  zu  Mitte  höchstens  7*2  Centimeter  betragen 
darf,  ferner  dass  in  Geraden  und  in  Bögen  bis  zum  Halbmesser  von  600  Meter  auf 
eine  Schienenlänge  von  9  Meter  acht  Untirlagsplatten  verlegt  werden  können.  Die 
Vortheilung  des  Kleinmateriales  in  schärferen  Bögen  al<  mit  600  Meter  Halbmesser 
unterliegt  der  Genehmigung  des  Localbabnamtes  im  k.  k.  Handelsministerium. 

Die  Schwellen  sind  aus  Lärchenholz  herzustellen. 

Der  Schotterkörper  bat  sowohl  auf  Dämmen  als  in  Einschnitten  ohne 
Grabenmauern  eine  Breite  von  3  0  Meter,  in  der  Höhe  der  8chienenunterkaute 
gemessen,  zu  erhalten. 

Die  Stärke  des  Schotterbettes  unterhalb  der  Schienenunterkante  hat  auf 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0*26  Meter  zu  betragen  und  gilt  dieses 
Mass  in  Bögen  vom  Fusse  der  inneren  Sohiene. 
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7.  Hochbauten. 

Sämmtliche  Hoehbauten  sind  in  einem  den  Verkehrsbedürfnissen  ent- 
sprechenden Ausmasse  unter  Bedachtnahme  auf  die  Bestimmungen  der  Landesbau- 
ordnuag  und  im  Einklänge  mit  den  looalen  Interessen  herzustellen. 

Die  Aufnahmsgebäude  der  Stationen,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des 
B&hnpersonales  bestimmten  Hochbauten  sind  in  Stein«  oder  Ziegelbau,  im  Uebrigen 
aber  den  looalen  Verhältnissen  angemessen  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume  in  den  Stationen,  sowie  die  Hochbauten  für  den 
Zugförderung?-  und  Werkstättendienst  können  aus  Riegelmauerwerk,  Warteräume 
in  Haltestellen,  ferner  die  Hoohbauanlagen  für  den  Güterdienst  aus  Riegelmauer- 
werk  oder  ganz  aus  Holz  hergestellt  werden. 

Alle  in  Riegelmauerwerk  oder  Holz  ausgeführten  Bahngebäude  haben  eine 
UntermaueruDg  zu  erhalten. 

Wärterhäuser  oder  Unterkunftshäuser  für  das  ambulante  Streckenpersonal 
gelangen  in  der  freien  Bahn  nur  dort  zur  Ausführung,  wo  solche  duroh  das  Looal- 
bahnamt  im  k.  k.  Handelsministerium  in  speoiellen  Fällen  angeordnet  werden, 
oder  sofern  für  die  Unterkunft  des  Streckenpersonales  nicht  durch  Einmiethung 
Vorsorge  getroffen  werden  kann. 

8.  Absohluss  und  Abtheilung  der  Bahn. 

Die  Ausführung  von  Stations-  und  Bahneinfriedungen,  sowie  von  Wegscbranken 
wird  auf  solche  Stellen  beschränkt,  wo  eine  Gefährdung  des  Bahnverkehres  oder 
der  Anrainer  zu  befürchten  steht. 

Alle  Wegübersetzungen  in  Schienen  höhe  erhalten  beiderseits  des  Geleises 
Warnungstafeln  mit  der  Inschrift:  „Achtung  auf  den  Zug!" 

Ausserdem  sind  bei  solchen  Uebersetzungen,  welche  stärker  benützt  werden, 
oder  bei  welchen  die  Fernsicht  beschränkt  ist,  auf  eine  Entfernung  von  200  Meter 
je  nach  den  Örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  Aviso- 
uänlen  für  den  Loeomotivführer  aufzustellen. 

An  allen  Hauptbruchpunkten  der  Bahnneigungen  sind  Steigungszeiger  anzu- 
bringen. 

Bei  den  Bruchpunkten  kurzer  Zwischenneigungen  oder  soloher  Z  wischen - 
neigongeo,  welche  von  der  durchschnittlichen,  in  der  betreffenden  Strecke  ange- 
wendeten Bahnneigung  nicht  wesentlich  abweichen,  können  Neigungszeiger  ent- 
fallen. 

Längs  der  Bahn  sind  in  Abständen  von  100  zu  100  Meter  Pflöcke  oder 
Steine,  beziehungsweise  von  1000  zu  1000  Meter  Kilometersteine  zu  versetzen. 

Die  definitiven  Grenzen  des  Bahneigenthumes  sind  duroh  Grenzsteine  zu 
markiren. 

9.  Stationen. 

Die  Entfernung,  Länge  und  Geleiseanzahl  der  Stationen  und  Haltestellen, 
sowie  die  Entfernung  und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserstationen,  ferner  das 
Anlageverbältniss  etwaiger  Militär- Verladerampen  und  deren  Zufahrtsstrassen  ist  nach 
Ms&sgabe  der  diesfalls  seitens  des  Localbahnamtes  im  k.  k.  Handelsministerium 
ergehenden  Weisungen  zu  bemessen. 

Die  Ausführung  der  Wasserbeichaffungsanlagen  nebst  den  zugehörigen 
maschinellen  Einrichtungen,  insbesondere  auch  die  Bestimmung,  inwieweit  zu 
d  esem  Zwecke  der  Locomotivdampf  in  Anspruch  genommen  werden  kann  und 
Reservoirs  erforderlich  sind,  unterliegt  der  besonderen  Genehmigung  des  Local- 
bahnamtes im  k.  k.  Handelsministerium. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  ein  gedeckter  Warteraum  herzustellen,  insofern  nicht  auf 
Grand  der  bei  der  politischen  Begebung  getroflenen  Bestimmungen  hievon  vor- 
läufig abgesehen  wird. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltesfellen  sind  durch  entsprechende  Auf- 
schriften  ersichtlich  zu  machen.  Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Namo  sowohl 
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an  der  Hauptfront,  beziehungsweise  an  den  Veranden,  als  auch  an  beiden  Seiten 
anzubringen. 

10.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telephonleitung  tu  versehen,  in  welche  sämmtliche 
Stationen  und  permanent  besetzten  Haltestellen  einzuschalten  sind. 

Für  den  Fall  als  diese  Leitung  durch  Staatsorgane  auf  Kosten  der  Gesell- 
schaft hergestellt  werden  sollte,  hat  sich  dieselbe  rechtzeitig  an  die  k.  k.  Post- 
und  Telegraphendirection  in  Linz  zu  wenden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen 
und  akustischen  Signalmittel  beizustellen. 

Die  Ausgestaltung  dieser  Anlagen  hat  naoh  den  Weisungen  des  Loealbahn 
amtes  im  k.  k.  Handelsministerium  zu  erfolgen. 

Die  Bahn  ist  mit  den  fOr  den  Betriebs-,  Babnerhaltungs-,  Zugförderungs- 
und  Werkstittendienst  erforderlichen  Inventargegenständen,  sowie  mit  den  ent- 
sprechenden Keservematerialien  auszurüsten. 

Hinsichtlich  der  Art  und  des  Ausmasses  dieser  Inventargegenstande  und 
Reservematerialien  bleibt  die  Entscheidung  des  Localbahnamtes  im  k.  k.  Handels- 
ministerium vorbehalten. 

11.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

1.  2  Locomotiven, 

2.  4  Personenwagen, 

3.  20  Lastwagen  verschiedener  Gattungen. 

Die  Belsstung  einer  Looomotivachse  darf  im  voll  ausgerüsteten  Zustande 
11  Tonnen  nioht  Überschreiten. 

Die  Locomotiven  erhalten  beiderseits  anmontirte  Scbneepflugscbaren  und 
in  beiden  Richtungen  Anschlüsse  für  die  Dampfheizung.  Die  Personenwagen  sind 
für  Dampfheizung  einzurichten,  sowie  mit  Spindelbremsen  zu  verseben. 

Sümmtliche  Lastwagen  sind  mit  der  Rohrleitung  für  die  Dampfheizung  zu 
versehen. 

Ausserdem  erhalten  mindestens  30  Percent  aller  Lastwagen  Bremsvorrich- 
tungen, welche  vom  Wagen  aus  bethätigt  werden  können,  und  sind  letztere  mit  ge- 
deckten nnd  geschlossenen  Bremsaitzeu  auszuführen. 

Die  Pläne  für  sämmtliohe  neuanzuschaffende  Fahrbetriebsmittel  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Localbahnamtes  im  k.  k.  Handelsministerium  und  ist  bei 
deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der  Verordnungen  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  (Centralhlatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887),  und  vom  1.  August  1892,  Z.  82904  (Verordnungs- 
blatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  87  ex  1892), 
Rechnung  zu  tragen. 

12.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  ferner  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstftnde  sind  ausschliesslich  aus 
inländischen  Werken  oder  Fabriken  zu  beschaffen. 

Bei  der  Vergebung  von  Fahrbetriebsmitteln  und  Ausrüstnngsgegenständen  ist 
insbesondere  auch  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  einzelnen  zur  Verwendung 
gelangenden  Materialien  oder  Bestandteile  inläudischen  Bezugsquellen  ent- 
stammen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  oder  Fabriken  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen 
Lieferungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit,  wie  diese  von 
ausländischen  Werken  oder  Fabriken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 
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13.  Wahrung  der  Interessen  der  Sicherheit  des  Eisenbahnbeatan  des 
bei  der  Anlage,  Erhaltung,  Benützung  und  Auflassung  von  Teiehen. 

Die  Gesellschaft  hat  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Handelsministeriums  Tom  23.  Mai  1894,  Z.  13180  (Verordnungsblatt  des  k.  k. 
Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  188  ex  189t),  zu  ent- 
sprechen. 

14.  Behandlung  von  archlologischen  und   kunsthistorischen  Fund- 

gegenständen. 

Arohäologisohe  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
gemacht  werden  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centraloommission  für  Erforschung 
und  Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Gesellschaft  hat  diesfalls  den  Bestimmungen  der  Erlasse  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889,  Z,  18032,  und  vom  7.  September  1894, 
Z.  48166,  Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
8ohiff*hrt  Nr.  60  ex  1889,  beziehungsweise  Nr.  128  ex  1894,  su  entsprechen  und 
den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centraloommission  gewissenhaft  Folge  zu 
leisten. 

15.  Eventuelle  Einbeziehung  der  Localbahu  in  eine  Durchzugslinie. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  falls  die  Bahn  in  der  Folge  entweder 
bezüglich  einzelner  Theitstrecken  oder  in  ihrer  ganzen  Länge  durch  eine  Fort- 
setzung derselben  oder  durch  Anschluss  fremder  Bahnen  in  den  Traoenzug  einer 
Durchzugslioie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderuogen  und  Ergänzungen 
an  der  Bahn,  sowohl  in  der  freien  Strecke,  als  auch  in  den  Stationen,  ferner, 
wenn  erforderlich,  bei  den  Betriebseinrichtungen  und  dem  Fahrparke  auazuführen, 
welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  Anlasse  etwa  angeordnet 
werden  sollten. 

Betreffs  Bedeckung  der  diesbezüglichen  Rosten  wird  seinerzeit  eine 
besondere  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  treffen  sein. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassifloation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  Öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und  Fracht- 
gütern, sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leiohen  enthaltende  Tarif- 
theil  I  der  österreichisch-ungarisohen  Eisenbahnen  wird  über  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbabn  Anwendung 
zu  finden  haben.  Auch  wird  die  Gesellschaft  sich  den  Anordnungen  wegen  des 
Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den  Personenverkehr 
zu  fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinanderfolgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  6  Peroent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Müblenindustrie  etwa  gebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 
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2.  Notbstandatarife. 

In  FttUen  eines  Nothatandes  nnd  auasergewöhnlicher  Tbeuerung  tod  Lebens- 
mitteln für  Mensohen  nnd  Nutstbiere  in  den  im  Reiobarathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsmiaister  berechtigt,  nach  Erfordernias  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  berabsumiudern. 

8.  Leiatungen  für  die  Poatanstalt. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Post  nnd  die  Postbedienateten  mit  allen 
fahrplanmäßigen  Peraonen-  und  gemiaohten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  sa  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
die  Gesellschaft  ein  angemeaaenea,  im  Wege  der  Vereinbarung  featzuatellendes 
Entgelt  in  Ansprach  nehmen. 

Die  Featstellung  der  Fahrpläne  der  zur  Poatbefördeniüg  benütxten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufaiohts- 
behörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Looalitäten  erforde rlioh  werden,  ao  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  äliethzinsea  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Gesellschaft  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  aein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correapondensen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Gesellschaft  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signaliairung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  St.satstelegraphenanatalt  herzustellen, 
eiuzuriohten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbatändige  Leitungen  auf  dem  vou 
der  Gesellschaft  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  beuützten  Grund  und 
Boden  oLne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  8taatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Inatandhaltung  aoleher  Staatslinien,  Insoweit  dieae 
letztere  niobt  beaondere  Fachkenntnisse  erfordert«  hat  die  Gesellschaft  durch  daa 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requiaiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  M ilitärtranaporte 
giltigen  Tarifaätzen  zu  befordern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu 
verwahren. 

Die  Gesellschaft  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conoeaaionirten 
Hahn  auch  der  in  Aussioht  genommenen,  im  Verordnungawege  durchzuführenden 
Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegrapbenanatalt  zu  den  Looalbahnen  zu 
unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eiaenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  dea  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rückaichten  die  Eiaenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auazustellende u  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 
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6.  Beförderung  der  Civil  wachkörp  er. 

Für  die  Beförderung  der  Civilwaehkörper  (Sicherheitmache,  Finanzwache  ete.) 
haben  die  für  Militlrtransporte  geltenden  ermäßigten  Tarifsätze  analoge  Anwendung 
zu  fiaden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  8träflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hiflfür  jeweilig  bei  denk.  k.  Staatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliohe  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelnng  der  Personen-  und  Fraohtentarife  (Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zweoke  (Z.  3  bis  8)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solcbeu  Regelung  hat  die  Gesellschaft  sioh  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  14.  Mai  1896. 

Der  k.  k.  Handels  minister: 
Wurmbrand  m.  p. 

10.  Statuten 

der  Saliburger  Eisenbahn-  nnd  Tramway-Gesellschuft. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concesaionsurkunde  vom 
21.  April  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  durch  welche  dem  Herrn  Alexander 
Werner  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige 
Localbahn  ( Dampf tr am way)  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von 
der  Station  Salzburg  der  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  über  Hellbrunn, 
Grödig  und  St.  Leonhard  bis  zur  österreichisch-bayerischen  Reichs 
grenze  in  der  Richtung  gegen  Berchtesgaden  ertheilt  wurde,  wird  eine 
Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
des  genannten  Concesaionärs  eintritt. 

Artikel  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
a)  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  im  Artikel  1  bezeichneten 
Localbahn  (Dampftram way) ; 
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b)  die  Errichtung,  der  Bau  und  Betrieb,  sowie  die  Erwerbung  und 
Pachtung  von  anderen  Dampftrauiwsys,  sowie  von  Local-,  Zahn- 
rad-, Seil-,  Pferde-,  Industrie-  oder  Schleppbahnen  und  damit 
verwandten  Transportunternehmungen  im  Herzogthume  Salzburg, 
für  welche  in  der  Folge  die  Concession  erworben  wird; 

c)  die  Erwerbung  und  Verwaltung  von  Realitäten  und  von  Grund- 
stücken  im  Umkreise  von  Bahnlinien,  bezüglich  welcher  die 
Gesellschaft  die  Concession  erworben,  oder  welche  dieselbe  in  Pacht 
genommen  haben  wird; 

d)  der  Betrieb  des  Speditions-  und  Frachtengescbäftes  im  Zusammen- 
hange mit  dem  auf  ihren  Linien  in  Aussiebt  genommer en  Güter- 
transporte ; 

ej  der  Besitz  und  Betrieb  von  Hotels,  sowie  von  Communications- 
mittein  verschiedener  Art,  welche  zur  Erleichterung  des  Verkehres 
der  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Bahnen  von  derselben  begründet, 
erworben  oder  gepachtet  werden. 

Artikel  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft,  welche  ihren  Sitz  in  Salzburg  hat, 
lautet:  „Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramway-Gesellschaft"  und  ist  im 
Handelsregister  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Salzburg  eingetragen. 

Dieselbe  wird  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  mit  der  Procura- 
führung  betrauten  Gesellschaft sbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere 
jedoch  den  Zusatz  „per  procura"  (oder  „p.  p.")  seiner  Namensunter- 
zeichnuog  beizusetzen  hat. 

Artikel  4. 

Die  Verlautbarungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswuksam 
durch  die  amtliche  „Salzburger  Zeitung",  und  ist  jede  in  dieser 
Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  k.  k.  Landesgerichte  in  Salzburg 
anzuzeigen. 

Dem  Beschlüsse  des  Verwaltungsiathes  bleibt  es  vorbehalten,  diese 
Verlautbarungen  auch  in  der  „Berliner  Börsenzeitung"  und  dem  „Berliner 
Börsen-Courier"  oder  in  anderen  von  ihm  zu  bestimmenden  Blattern 
erfolgen  zu  lassen. 

Artikel  5. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginte  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  laut  Artikel  7,  Absatz  1,  zunächst  zur  Ausgabe  bestimmte 
Gesellschaftscapital  voll  eingezahlt,  die  conslituirende  Generalversammlung 
(Artikel  6)  ordnungsmässig  abgebalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
handelsgerichtlich  protokollirt  ist. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  nicht  beschränkt. 

Artikel  6. 

Nach  erfolgter  Zeichnung  und  voller  Einzahlung  des  laut  Ar- 
tikel  7,  Absatz  1,  zunächst  zur  Ausgabe  bestimmten  Actiencapitales 
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erfolgt  die  Einberufung  der  constituirenden  Generalversammlung  durch 
den  Concessionär  mittelst  Einladungsschreiben  an  sämmtliche  Actien- 
zeichner  und  durch  einmalige  Kundmachung,  wobei  die  für  die  Ein- 
berufung der  Generalversammlung  in  diesen  Statuten  festgesetzten 
Formalitäten,  insbesondere  die  dort  bestimmten  Fristen,  keine  Anwendung 
finden. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  für  die  im  Artikel  16,  Absatz  1  und  2,  bestimmte 
Functionsdauer  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  zu  wählen  und  hat 
überhaupt  alle  Befugnisse,  welche  laut  dieser  Statuten  der  General- 
versammlung vorhalten  sind. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  auch  die  erfolgte 
Einzahlung  des  im  Artikel  7,  Absatz  1,  bestimmten  Actiencapitales 
nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,  Actien  und  Actlonäre. 

Artikel  7. 

Das  Gesellschaftscapital,  welches  ursprünglich  mit  800.000  fl., 
zerlegt  in  4000  Actien  ä  200  fl.,  bestimmt  war  und  wovon  vorerst  nur 
500.000  fl.  ausgegeben  werden  sollten,  wurde  in  Gemassheit  des  mit  dem 
Erlaeße  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  Juni  1889,  Z.  9681, 
genehmigten  Beschlusses  der  constituirenden  Generalversammlung  vom 
27.  März  1888  auf  680.000  fl.,  zerlegt  in  8150  Stück  Actien  a  200  fl., 
festgesetzt.  Dieses  Actiencapital  wurde  in  Folge  des  von  der  IV.  ordent- 
lichen Generalversammlung  am  6.  April  1892  gefassten  Beschlusses 
durch  Ausgabe  von  1850  Stück  Actien  a  200  fl.  auf  1,000.000  fl., 
zerlegt  in  5000  Actien  k  200  fl.,  erhöht.  In  Folge  Beschlusses  der 
Generalversammlung  vom  18.  Februar  1895  ist  das  Gesellschaftscapital 
weiter  um  den  Betrag  von  1,330.000  fl.,  zerlegt  in  6650  Stück  Actien 
ä  200  fl.,  erhöht  wotden  und  es  beträgt  dasselbe  hienach  dermalen 
2,330.000  fl.  österr.  Währ.,  zerlegt  in  11.650  Actien  a  200  fl. 

Eine  weitere  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  nur  durch  Beschluss 
der  Generalversammlung  mit  staatlicher  Genehmigung  zulässig. 

Artikel  8. 

Die  Actien  werden  nach  dem  Formulare  A  ausgefertigt.  Dieselben 
lauten  auf  den  Inhaber  und  sind  mit  Coupons  und  Talons  (Formular  B 
und  C)  versehen. 
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Artikel  9. 

Die  Actien  werden  nach  Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmi- 
gung unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der  Concessionsdauer  der 
im  Artikel  1  bezeichneten  Localbabn  (  Dampft  ramway)  amortisirt 
(Artikel  48,  ad  l). 

An  Stelle  der  getilgten  Actien  werden  den  Besitzern  Genuesscheine 
verabfolgt,  welche  gemäss  der  im  Artikel  48,  ad  4  und  im  Artikel  55 
enthaltenen  Bestimmungen  an  dem  Reingewinne,  beziehungsweise  an 
dem  Vermögen  der  Gesellschaft  theilnehmen. 

Artikel  10. 

Die  Actien  sind  untheilbar,  und  erkennt  die  Gesellschaft  sich 
gegenüber  für  jede  Actie  nur  einen  Eigenthümer  ao.  Mehrere  Theil- 
nebmer  an  einer  Actie  haben  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch 
Eine  Person  wahrnehmen  zu  lassen. 

Artikel  11. 

Jeder  Actionär  nimmt  nach  Massgabe  dieser  Statuten  am  Vermögen 
und  am  Gewinne  und  Verluste  der  Gesellschaft  theil. 

Das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft  haftet  für  alle  Verbind- 
lichkeiten  derselben  gegen  dritte  Personen. 

Kein  Actionär  kann  zu  einer  Zahlung  über  den  Nominalwerth 
seiner  Actien  verhalten  werden. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung. 
Artikel  12. 

Die  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  berufenen 
Organe  sind: 

1.  der  Verwaltungsrath, 

2.  die  Directton, 

3.  der  Revisionsausschuss, 

4.  die  Generalversammlung. 

I.  Der  Verwaltungsrath. 

Artikel  13. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
des  Handelsgesetzes ;  ihm  liegt  die  Oberleitung  aller  Geschäfte  der 
Gesellschaft  und  die  Ueberwachucg  der  mit  der  unmittelbaren  Geschäfts- 
führung beauftragten  Direction  ob. 

Artikel  14. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  sechs,  höchstens  neun 
Mitgliedern,  von  welchen  mindestens   drei   die  Staatsbürgerschaft  in 


Digitized  by  Google 


Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramway-GeselUchaft. 


409 


einem  der  Länder  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen  und 
mindestens  zwei  ihren  Wohnsitz  in  Salzburg  haben  müssen. 

Artikel  15. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  VerwaltUDgs- 
ratbes  sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind 
ferner  alle  Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig 
sind,  sowie  diejenigen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus 
Gewinnsucht  begangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergebens  oder  einer  solchen  Uebertretung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausscbliessungsgrundea  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  der  Functionsdauer  hat  den 
unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

Artikel  16. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  eine  Functionsdauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

Von  den  io  der  constituirenden  Generalversammlung  (Artikel  6) 
gewählten  Mitgliedern  haben  jedoch  zwei  durch  das  Los  zu  Bestimmende 
schon  bei  der  zweiten  ordentlichen  Generalversammlung,  zwei  weitere 
gleichfalls  durch  das  Los  zu  bestimmende  bei  der  dritten  ordentlichen 
Generalversammlung  und  die  Uebrigen  bei  der  vierten  ordentlichen 
Generalversammlung  auszutreten. 

Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben  jährlich  bei 
der  ordentlichen  Generalversammlung  diejenigen  auszutreten,  deren 
dreijährige  Functionsdauer  abgelaufen  ist. 

In  allen  Fällen  sind  die  Austretenden  wieder  wählbar. 

Artikel  17. 

Wenn  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  ausscheiden 
sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  für  die  restliche  Functionsdauer  von  der 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  vorzunehmen. 

Ueberdies  können  in  diesem  Falle  auch  durch  Bescbluss  des 
Verwaltungsrathes  innerhalb  der  im  Artikel  14  angeführten  Maximalzahl 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung  cooptirt  werden. 

Artikel  18. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  Antritt  seiner 
Function  zwanzig  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  nicht  fälligen 
Coupons  bei  der  letzteren  zu  hinterlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  längstens  acht  Tagen 
nach  der  Wahl  gilt  als  eine  Ablehnung  der  letzteren. 

Die  hinterlegten  Actien  können  während  der  ganzen  Functions- 
dauer und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  diese 
Function  bezüglichen  Rechnungen  von  dem  Einleger  weder  belastet  noch 
veräussert  werden. 


Digitized  by  Google 


410 


Salzburger  Eisenbahn-  und  Tramway-GeselUchaft. 


Artikel  19. 

Der  Verwaltungsratb  wählt  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen 
Vicepräsidenten. 

Die  nach  ihrer  einjährigen  Functionsdauer  Abtretenden  sind  wiedet 
wählbar. 

Im  Verhinderungsfälle  des  Präsidenten  und  des  Vizepräsidenten  be- 
zeichnet der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  zur  Führung  des 
zeitweiligen  Vorsitzes. 

Artikel  20. 

Der  Verwaltungsratli  ist  berufen  und  berechtigt,  innerhalb  der 
Grenzen  dieser  Statuten  über  alle  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  so 
weit  solche  nicht  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbe- 
halten sind,  zu  beratheo  und  zu  beschliessen  und  alle  Anordnungen 
zu  treffen,  welche  er  als  dem  Interesse  der  Gesellschaft  entsprechend 
erachtet. 

Artikel  21. 

Der  Verwaltungsrath  bestimmt  seine  eigene  Geschäftsordnung  und 
die  Dienstordnung,  ernennt  die  Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft, 
bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  und  kann  auch  an  Beamte 
der  Gesellschaft  die  Procura  ertheilen.  Der  Verwaltungsrath  kann  ferner 
zur  Leitung  der  Geschäftsführung,  sowie  zur  Unterstützung  und  zur 
Controle  der  Directum  aus  seiner  Mitte  ein  Executivcomite  für  bestimmte 
Functionsdauer  oder  zeitweilig  erwählen  und  den  Wirkungskreis  des- 
selben unbeschadet  des  Artikels  231  H.  G.  B.  feststellen,  insbesondere 
diesem  Executivcomite^  gewisse,  sonst  in  den  Kreis  der  statutarischen 
Berechtigungen  des  Verwaltungsrathes  fallende  Geschäfte  übertragen. 

Dem  Executivcomite'  kann  für  seine  Mühewaltung  unbeschadet  der 
den  Mitgliedern  dieses  Comites  in  ihrer  Eigenschaft  als  Verwaltung»- 
roitglieder  statutenmassig  zukommenden  Bezüge  eine  entsprechende  Ver- 
gütung von  der  Generalversammlung  zuerkannt  werden. 

Artikel  22. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  der  Regel  am  Sitze  der 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  odir  dessen  Stellvertreters, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert  oder  von  drei  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsrathes  beantragt  wird. 

Artikel  23. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlussfassung  ist  die  ordnungsmäßige  Ein- 
ladung sämmtlicher  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  die  Anwesenheit 
von  mindestens  drei  derselben  erforderlich. 
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Artikel  24. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  gilt  jene  Meinung  als 
Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Artikel  25. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  in  welchen  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  gefassten  Be- 
schlüsse su  verzeichnen  sind.  Die  Protokolle  sind  von  dem  Vor- 
sitzenden und  einem  zweiten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  zu  fertigen, 

Artikel  26. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  ihre  Mühe- 
waltung die  von  der  Generalversammlung  für  sie  bestimmte  Tantieme 
(Artikel  48),  deren  Vertbeilung  auf  die  einzelnen  Mitglieder  durch  den 
Verwaltungsrath  bestimmt  wird.  Ausserdem  erhalten  die  in  Salzburg 
domicilirenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  für  jede  Plenarsitzung, 
welcher  sie  beigewohnt  haben,  Anwesenheitsmarken  in  der  Höhe  von 
20  fl.,  die  auswärts  domicilirenden  Verwaltungsrathsmitglieder  dagegen 
die  Vergütung  der  ihnen  erwachsenen  Reisekosten  und  Barauslagen.  Die 
Vergütung  der  erwachsenen  Reisekosten  und  Auslagen  gebührt  den 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  und  Executivcomites  auch  dann, 
wenn  sie,  abgesehen  von  der  Theilnahme  an  den  Sitzungen,  Reisen 
im  Gesellschaftsinter  esse  unternommen  haben. 

2.  Die  Direction. 
Artikel  27. 

Die  Direction  ist  das  Executivorgan  des  Verwaltungsrathes  und 
das  den  Behörden  und  dritten  Personen  gegenüber  für  den  Betrieb  und 
die  Sicherheit  desselben  verantwortliche  Organ  der  Gesellschaft. 

Die  Mitglieder  der  Direction  werden  vom  Verwaltungsrathe  ernannt 
und  sind  für  ihre  Geschäftsführung  verantwortlich. 

Artikel  28. 

Die  Direction  besteht  ans  einem  Director  (Betriebsleiter)  und  den 
dem  letzteren  nach  Erforderniss  beizugebenden  Stellvertretern. 

Artikel  29. 

Die  Mitglieder  der  Direction  beziehen  einen  festen  Gehalt,  der 
vom  Verwaltungsrathe  bestimmt  wird  und  'in  den  abzuschliessenden 
Dienstvertrag  aufzunehmen  ist. 

Artikel  30. 

Die  Direction  beantragt  bei  dem  Verwaltungsrathe  die  Anstellung, 
Bezüge,  Suspension,  Entlassung  und  Pensionirung  aller  Beamten  und 
Diener,  die  Ertheilung  von  Zulagen  und  Remunerationen  und  stellt  bei 
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Disciplinar-  und  Dienstvergehen  die  entsprechenden  Antrüge  bei  dem 
Verwaltnngsrathe.  In  driogendeo  Fällen  ist  die  Direction  befugt,  die 
Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft  selbständig  zu  suspendiren. 

Artikel  31. 

Die  Hitglieder  der  Direction  können  durch  den  Verwaltungsrath 
snspendirt  und  entlassen  werden,  jedoch  unbeschadet  dor  Entschädigungs- 
ansprüche aus  dem  etwaigen  Dienstvertrage. 

Artikel  32. 

Die  PräcUirung  des  Wirkungskreises  und  der  Befugnisse  der 
Direction  wird  durch  eine  von  dem  Verwaltnngsrathe  zu  normirende 
Dienstordnung  festgesetzt. 

3.  Revisionsausschuss. 

Artikel  33. 

Der  Revisionsausschuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem 
Stellvertreter,  welche  von  der  Generalversammlung  aus  den  dem 
Verwaltungsrathe  nicht  angehörigen  Actionären  auf  die  Dauer  eines 
Jahres  gewählt  werden. 

Artikel  34. 

Der  Revisionsausschuss  überwacht  die  Geschäftsführung  der  Gesell- 
schaft in  allen  Zweigen  der  Verwaltung.  Er  bat  des  Recht,  sich  über 
den  Stand  des  Gesellscbaftsvermögens  und  über  die  GeschäftBgebarung 
der  Gesellschaft  Ausweise  vorlegen  zu  lassen,  und  ist  verpflichtet,  über 
Einladung  des  Verwaltungsrathes  jährlich  unter  Einsichtnahme  der  Bücher 
die  vorgelegte  Jahresrecbnung  zu  prüfen  und  darüber  an  die  General- 
versammlung Bericht  zu  erstatten. 

Der  Revisionsausschuss  für  das  erste  Geschäftsjahr  wird  von  der 
constituirenden  Generalversammlung  gewählt. 

4.  Generalversammlung. 

Artikel  35. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre; 
ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

Artikel  36. 

Stimmberechtigt  in  der  Generalversammlung  sind  nur  jene  Actionäre, 
welche  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  Generalversammlung 
eine  Anzahl  von  mindestens  fünf  Actien  mit  den  nicht  fälligen  Coupons 
bei  der  Gesellscbaftscassa  oder  an  einem  anderen  vom  Verwaltungs- 
rathe  in  der  Einberufungskundmachung  bestimmten  Orte  deponiren. 

Auf  je  fünf  Actien  entfällt  sodann  eine  Stimme  in  der  General- 
versammlung. 
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Artikel  37. 

Das  Stimmrecht  in  der  Generalversammlung  kann  vom  Actionär 
nur  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigung  eineB  anderen  stimm  - 
berechtigten  Actionärs  ausgeübt  werden.  Pflegebefohlene  oder  juristische 
Personen  üben  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetslichen,  beziehungsweise 
statutenmässigen  Vertreter,  Frauen  durch  ihre  Bevollmächtigten  au?, 
auch  wenn  diese  selbst  keine  Actionäre  sind. 

Artikel  38. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  unbeschränkt. 

Artikel  39. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  alljährlich  einmal,  und 
zwar  spätestens  im  Monate  April  in  Salzburg  statt. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlung  kann  über  Beschluss 
des  Verwaltungsrathes  jederzeit  ausgeschrieben  werden;  sie  muss  über 
dies  einberufen  werden,  wenn  dies  in  einer  Generalversammlung  be- 
schlossen oder  von  einem  oder  mehreren  stimmberechtigten  Actionären, 
deren  Actien besitz  mindestens  den  zehnten  Theil  des  emittirten  Actien- 
capitalee  repräsentiit,  und  welche  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung  der 
Actien  bei  der  Gesellschaft  nachgewiesen  haben,  unter  Angabe  des 
Zweckes  und  der  Gründe  schriftlich  gefordert  wird. 

Im  letzteren  Falle  hat  die  Einberufung  auf  einen  innerhalb 
längstens  45  Tagen,  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet, 
gelegenen  Termin  zn  erfolgen. 

Artikel  40. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  hat  mindestens  vierzehn 
Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  derselben  bestimmten  Tage  durch  öffentliche 
Kundmachung  (Artikel  4)  unter  Bekanntgabe  der  Tagesordnung  zu 
erfolgen. 

In  die  Tagesordnung  sind  als  Verhandlungsgegenstände  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  stimmberech- 
tigten Actionären,  deren  Actieubesitz  mindestens  den  zehnten  Theil  des 
emittirten  Actienoapitales  repräsentirt,  und  welche  ibr  Stimmrecht  durch 
Deponirung  der  Actien  bei  der  Gesellschaft  nachgewiesen  haben, 
mindestens  dreissig  Tage  vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung 
beim  Verwaltungsrathe  schriftlich  angemeldet  werden. 

In  der  Generalversammlung  kann  nnr  über  jene  Gegenstände  ver- 
handelt und  Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  der  kundgemachten 
Tagesordnung  angeführt  sind;  bievon  sind  jedoch  die  Verbesserung*-  und 
Ergänzungsanträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Verhandlungs- 
gegenstande, sowie  der  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 
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Artikel  41. 

Die  General  versammlang  ist  beschlussfäbig,  wenn  dieselbe  ordnungs 
mässig  einberufen  wurde  und  wenn  die   sämrotlichen,  persönlich  oder 
durch    Bevollmächtigte    in    der    Versammlung   vertretenen  Actionäre 
wenigstens    den    zwanzigsten    Theil     des     euiittirten  Actiencapitale« 
repräsentireo. 

Ueber  die  im  Artikel  42  unter  /,  g,  kf  i.  k  und  l  angeführten 
Gegenstände  können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  dann  gefasst  werden, 
wenn  mindestens  der  dritte  Theil  des  emittirten  Actiencapitales  ver- 
treten ist. 

Wenn  die  Generalversammlung  nicht  in  solcher  Weise  binnen 
einer  Stunde  nach  dem  für  die  Versammlung  anberaumten  Zeitpunkte 
beschluss  fähig  ist,  wird  sie  vertagt,  ist  aber  vom  Verwaltungsrathe  auf 
einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  neuerlich  einzu- 
berufen (Artikel  40). 

Die  zweite  Versammlung  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  durch  die 
erschienenen  Actionäre  vertretene  Summe  der  Actien  berechtigt,  über  alle 
Gegenstände,  für  welche  die  erste  Versammlung  einberufen  war,  zu 
berathen  und  au  beschlossen,  worauf  in  der  Einberufungskundmachung 
hinzuweisen  ist. 

Artikel  42. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  vorbehalten: 

a)  die  Berathung  und  Beschlussfassung  über  den  Geschäftsbericht 
des  Verwaltungsratbes  und  den  Recbnungsabschluss  des  abge- 
laufenen Jahres; 

b)  die  Vertheilung  des  Reingewinnes; 

c)  die  Entscheidung  über  die  Ertheilung  des  Absolutoriums  nach 
Anhörung  des  Berichtes  und  der  Anträge  des  Revisionsausschusses; 

d)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsratbes, sowie  die  Wahl  des  Revisionsausschusses; 

e)  die  Bestimmung  des  Wertbes  der  Anwesenheitsmarken  (Artikel  26) 
und  der  Vergütung  für  das  Executivcomite*  (Artikel  21); 

f)  die  Beschlussfassung  über  Aenderung  der  Statuten; 

g)  die  Beschlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  über 
die  Modalitäten  der  Liquidirung ; 

h)  die  Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales 
durch  Emission  neuer  Actien  (Artikel  7,  Absatz  2)  und  über  die 
Aufnahme  von  Anlehen,  jedoch  mit  Ausschluss  der  Ausgabe  von 
Prioritätsobligationen ; 

i)  die  Ausführung,  beziehungsweise  Erwerbung  der  im  §  2  &  und  e 
bezeichneten  neuen  Unternehmungen; 

k)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

l)  die  gänzliche  oder  theilweise  Veräusserung  von  der  Gesellschaft 
gehörigen  Bahnlinien. 
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Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  vorstehend  unter  /,  g,  h, 
i,  k  und  l  angeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung erforderlich. 

Artikel  43. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Be- 
schlüsse erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Ein  Beschluss  über  die  im  Artikel  42  unter  /,  g,  h,  i,  k  und  l 
angeführten  Gegenstände  ist  nur  dann  von  Wirksamkeit,  wenn  derselbe 
mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der  abgegebenen  gütigen  Stimmen 
gefasst  wird. 

Artikel  44. 

In  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder  der  Vice- 
präsident,  oder  in  Verhinderung  beider  ein  von  dem  Verwaltungsrathe 
erwähltes  Mitglied  des  letzteren  den  Vorsitz.  Der  Vorsitzende  bestimmt 
die  Ordnung  der  zu  verhandelnden  Gegenstände,  leitet  die  Verhandlung 
und  veranlasst  die  Abstimmung.  Er  beruft  zwei  Scrutatoren  aus  jenen 
Actionären,  welche  die  meisten  Stimmen  zu  führen  berechtigt  sind. 

Der  Vorsitzende  ernennt  auch  einen  Schriftführer  und  zwei 
Verificatoren  des  Protokolls. 

Artikel  45. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  einer  jeden  General- 
versammlung wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vor- 
sitzenden der  Generalversammlung,  dem  Schriftführer  und  den  Verifica- 
toren unterzeichnet  wird. 

Artikel  46. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel,  es  sei  denn,  dass 
die  Generalversammlung  die  Vornahme  derselben  per  acclamationem 
einstimmig  beschlieeet. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  eine 
absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl 
zwischen  den  Mitgliedern,  welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten 
Stimmen  erhielten,  und  zwar  wird  in  einem  solchen  Falle  die  doppelte 
Anzahl  der  noch  zu  wählenden  Mitglieder  in  die  engere  Wahl  gebracht. 
Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  gleiche  Stimmen, 
so  entscheidet  der  grössere  Actienbesitz  des  Einen  oder  des  Anderen 
und,  falls  auch  dieser  gleich  gross  wäre,  das  Los. 

IV.  Abschnitt 

Bilanz,  Reingewinn,  Dividende. 
Artikel  47. 

■ 

Die  Rechnungen   werden  am  Ende  eines  jeden  Solarjahres  abge- 
schlossen   und  sodann  nach  der  durch  den  Revisionsausschuss  vorzu- 
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nehmenden  Prüfung  der  Gener alversammlung  zur  Beschlußfassung  vor- 
gelegt. 

Artikel  48. 

Dasjenige,  was  nach  Abschlag  aller  Erhaltungs-  und  Betriebs» 
auelagen,  aller  Erfordernisse  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  von 
etwaigen  Anlehen,  aller  Verluste  und  Abschreibungen  und  nach  Deckung 
der  zum  Erneuerunge-  und  Reservefonde  zurückzulegenden  Beträge  von 
den  Betriebseinnahmen  erübrigt,  bildet  den  Reingewinn  der  Gesellschaft. 

Von  diesem  Reingewinne  wird: 

1.  der  für  die  planmfissige  Tilgung  des  Actiencapitales  erforder- 
liche Betrag  bestritten; 

2.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  6  Percent  des  eingezahlten, 
noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  den  Actionären  zugewiesen; 

3.  von  dem  sonach  eventuell  verbleibenden  Reste  dem  Verwaltungs- 
rathe  die  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmende  Tantieme  aus- 
gezahlt; 

4.  der  schliessliche  Ueberrest.  insofern  die  Generalversammlung 
nicht  eine  andere  Verwendung  beschliesst,  an  die  Actionäre  und 
Genussseheinbesitzer  nach  dem  Verhältnisse  des  Actien-  und  Genuss- 
scheinbesitzes als  Superdividende  vertheilt. 

Artikel  49. 

Der  Erneuerungsfond    ist  dazu    bestimmt,  die  Kosten  der  Er- 
neuerung der  Locomotiven,  der  Wagen  und  des  Oberbaues,  und  zwar 
bei  letzterem  lediglich   die  Kosten   der  Auswechslung   der  Schienen, 
Schwellen,  des  Kleineisenzeuges  und  der  Weichen  zu  tragen. 

Dem  Erneuerungöfoude  werden  überwiesen: 

1.  die  Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  der  ausgewechselten  alten 
Materialien; 

2.  ein  jährlicher  Zuscbuss  aus  den  Betriebseinnahmen,  dessen  Höhe 
von  der  Generalversammlung  alljährlich  festgesetzt  wird; 

3.  die  Zinsen  des  Erneuerungsfond  es  selbst. 

Artikel  50. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  die  Mittel  zu  bieten  zur 
Bestreitung  ausserordentlicher,  durch  ungewöhnliche  Umstände  —  wie 
Naturereignisse  nnd  Unglücksfälle  —  veranlassten  grösseren  Ausgaben 
behufs  der  Instandhaltung  der  Bahn  und  der  Betriebsmittel. 

Desgleichen  kann  dieser  Fond  auch  zu  nachträglich  als  not- 
wendig erkannten  Ergänzungsbauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betriebs- 
einrichtungen  verwendet  werden. 

Der  Reservefond  wird  gebildet: 

1.  durch  Ueberweisung  sämmtlicher  bei  Ausführung  der  Bau- 
anlagen  gegenüber  den  bezüglichen  genehmigten  Anlagecapitalien  sich 
ergebenden  Ersparnisse; 
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2.  durch  Zuwendung  eines  Zuschusses  ans  den  Betriebseinnahmen 
der  Gesellschaft  im  Betrage  von  jährlich  Vio  Percent  des  Anlagecapitales; 

3.  durch  üeberweisung  der  nicht  rechtzeitig  erhobenen  Dividenden 
(Artikel  51); 

4.  durch  die  Zinsen  des  Reservefondes  selbst. 

Hat  dieser  Fond  die  Höhe  von  10  Percent  des  gesammten  Actien- 
capitales  erreicht,  so  finden  die  unter  2  angeführten  Einlagen  in 
diesen  Fond  nur  noch  insoweit  statt,  als  nöthig  ist,  um  denselben  auf 
dieser  Höbe  zu  erhalten. 

Artikel  51. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  (Artikel  48, 
ad  2  und  4)  erfolgt  au  den  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmen- 
den und  gehörig  kundzumachenden  Terminen,  spätestens  aber  am  1.  Juli 
eines  jeden  Jahres  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden 
Zahlstellen. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  binnen  drei  Jahren 
nach  dem  Tage,  an  welchem  sie  zahlbar  waren,  erhoben  werden,  ver- 
fallen zu  Gunsten  des  Rerservefondes. 

V.  Abschnitt. 

Auflösung  der  Gesellschaft  und  Liquidation.  Staatsaufsicht. 

Artikel  52. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversammlung 
über  die  Art  der  Liquidation  zu  beschliessen  und  die  Liquidatoren  zu  wählen. 

Artikel  53. 

Sollte  die  Generalversammlung  die  Beschlussfassung  über  diese 
Massregeln  unterlassen,  findet  die  Liquidation  nach  den  Beetimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  statt.  Die  Liquidatoren  können  auf  Grund  eines 
Beschlusses  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung die  Rechte  und  Verpflichtungen  der  aufgelösten  Gesellschaft  an 
Andere  übertragen. 

Artikel  54. 

Sobald  die  Liquidatoren  ernannt  sind,  hört  die  Wirksamkeit  des 
Verwaltungsrathes  auf,  während  die  Befugnisse  der  Generalversammlung 
und  des  Revisionsausschusses  auch  während  der  Liquidation  fortbestehen. 

Artikel  55. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden  derselben  zu 
tilgen.  Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht 
amortisirte  Actien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  nicht  mehr  als  der 
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Kennwerth  auf  jede  derselben  entfällt.  Sollte  nach  Auszahlung  des 
vollen  Nennwerthes  dieser  Actien  noch  ein  Ueberschuss  sich  ergeben, 
so  ist  dieser  auf  sämmtliche  Actien  und  Genussscheine  gleichmäsaig  zur 
Vertheilung  zu  bringen. 

Artikel  56. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  es  vorbehalten,  das  ihr  zustehende 
Aufsichtsrecht  durch  einen  von  ihr  ernannten  landesfürstlichen  Commissir 
auszuüben.  Derselbe  bat  insbesondere  das  Hecht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  und  der  eventuell  von  demselben  bestellten  Comit^s, 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  durch  welche 
er  die  Concessionsbestimmungen,  die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze 
oder  die  öffentlichen  Interessen  verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben 
und  deren  Ausführung  zu  Bistiren. 

Artikel  57. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen.  Streitig- 
keiten aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  sind  vor  den  competenten 
Gerichten  auszutragen«. 

Artikel  58. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  der  Verleihung  von  Anstellungen 
ausgediente  Unterofficiere  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  vorzugsweise  zu  berück- 
sichtigen. 

Nr.  4943. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt 

Wien,  am  15.  März  1888. 

Taafle  m.  p. 

Die  Stilisirung  des  Artikels  26  der  vorstehenden  Statuten  erfolgte  durch 
Anhang  I,  welcher  vom  Ministerium  des  Innern  unter  dem  1.  Jänner  1891. 
Z.  26000,  genehmigt  wurde. 

Die  Fassung  des  Artikels  7  der  Statuten  beruht  auf  dem  mit  Erlaas  des 
k.  k.  Ministerium«  des  Innern  vom  14.  Februar  1896,  Z.  4210,  genehmigten  An- 
hange III,  welcher  an  Stelle  des  daduroh  ausser  Kraft  gesetzten  Anhanges  II 
getreten  ist. 
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1.  Gesetz  vom  12.  April  1893,  R.  6.  BI.  Nr.  62, 

betreffend  die  Gewährung  einer  Stantsgnrantle  für  die  Localbahn  Laibacb- 
Steln  and  die  eventuelle  Einlösung  dieser  Bahn  dnreh  den  Staat. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Unternehmung  der  Localbahn 
Laibach-Stein  auf  die  Dauer  von  80  Jahren  ab  1.  Jänner  1893  die 
Staatsgarantie  eines  jährlichen  ReinerträgnisBes  im  Betrage  von 
33.452  fl.  österr.  Währ,  zuzusichern,  welches  dem  Erfordernisse  für 
die  4 per cent ige  Verzinsung  und  die  binnen  80  Jahren  zu  bewirkende 
Tilguug  eines  aufzunehmenden  Prioritätsanlehens  im  Nominal  betrage 
von  800.000  fl.  österr.  Währ,  gleichkommt,  so  zwar,  dass,  wenn  das 
jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte, 
das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  Localbahn  von  Laibaoh  nach  Stein  wurde  auf  Grund  der  Allerhöchsten 
Coocessionsurkuode  Tom  14.  April  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  von  den  Cuncessionären 
Oscar  Baron  Lazarini  und  Alois  Prascbniker,  beziehungsweise  von  der  an  deren 
Stelle  getretenen  Actiengesellschaft  „Localbahn  Laibaoh- Stein"  hergestellt  und 
am  28.  Jänner  1891  dem  öffentlichen  Verkehre  Obergeben.  Die  BetriebsfUbrung 
wurde  vom  Eröffnungstage  ab  durch  die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  für  Reohnung  der  genannten  Aotiengesellsohaft  besorgt. 

An  der  Beschaffung  des  Baucapitales  hetheiligte  sich  der  Staat  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  67,  beziehungsweise  des  lieber- 


*)  In  Festhaltnng  der  ursprünglichen  Eintheilung  des  Stoffes  mussten  die 
auf  die  Localbahn  Laibach-Stein  bezüglichen  Rechtsurkunden  ungeachtet  der 
seither  eingetretenen  Einlösung  dieser  Localbahn  durch  den  Staat  an  der  gegen- 
wärtigen 8telle  eingereiht  bleiben. 

27* 
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einkommens  vom  17.  Februar  1890  durch  Uebernahme  von  Stammaetien  der 
Acüenges  ellschaft  „Looalbahn  Laibach-Stein"  im  Nominal  betrage  von  200.000  fl. 
cum  vollen  Nennwerthe. 

Von  den  Obligationen  des  erwähnten  Prioritätsanlehens  ist  zu- 
nächst der  Theilbetrag  von  564.800  fl.  österr.  Wäbr.  tum  Umtausche 
gegen  die  noch  unverlosten,  von  der  genannten  Localbahnunttrnehmung 
ausgegebenen  Prioritätsactien  lit.  A  per  298.100  fl.  österr.  Währ,  und 
lit.  B  per  266.700  fl.  österr.  Wäbr.  au  verwenden.  Der  Rest  der  aus- 
zugebenden Obligationen  im  Betrage  von  235.200  fl.  österr.  Währ, 
darf  nur  im  Falle  der  Einlösung  der  genanuten  Localhahn  durch  den 
Staat  (Artikel  IV)  behufs  Rticklösuog  der  dermal  nicht  im  Staats- 
besitze befindlichen  Stammaetien  der  Unternehmung  per  140.000  fl. 
österr.  Währ.,  sowie  behufs  Bildung  eines  Investitionsfondes  zur  Aus- 
gabe gebracht  werden. 

Die  auf  die  Verzinsung  und  Tilgung  jenes  Theiles  der  Obliga- 
tionen, welcher  zunächst  nicht  zur  Ausgabe  gelangt,  entfallenden  Be- 
träge sind  der  Garantierechnung  als  Einnahme  gatzubringen. 

Artikel  II. 

Die  Zusicherung  der  im  Artikel  I  angeführten  Staats  gar  antie 
darf  nur  in  dem  Falle  eitheilt  werden,  wenn  im  Wege  einer  ent- 
sprechenden Revision  des  dermal  geltenden  Betriebsvertrages  festgesetzt 
wird,  dass  vom  1.  Jänner  1893  angefangen  au  Stelle  der  dermal  mit 
45  Percent  der  Bruttoeinnahmen  pauschalsten  Betriebskosten  Vergütung 
der  Ersatz  der  aus  Anlas»  der  BetriobafUhruug  tbataächlich  erwachsen- 
den Kosten  an  die  Staatseisenbahn  Verwaltung  einzutreten  hat. 

Artikel  III. 

In  Ausführung  des  Artikels  I  sind  folgende  Bestimmungen  zu 
treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährliehen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsobligationen  zu  ver- 
wenden, welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach  einem  von  ihr  zu 
genehmigenden  Tilgungsplane  bestimmt  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden,  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  ver- 
fallenen Coupons  der  Prioritätsobligationen  nach  Massgabe  des  auf 
Grund  des  Ertragspräliminares  richtiggestellten  Erfordernisses  Theil- 
zahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu 
pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgültiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens   binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vor- 
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zulegen  Bein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschösse  zu 
hoch  bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  diesfällige  Uebertchuss  zur  Zurückzahlung  des 
geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis  zur 
gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  bat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

4.  Die  allfälligen  Kosten  der  Notiruog  der  Prioritätsobligationen 
auf  in-  und  ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuer- 
freien Jahre  von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in 
die  Betriebsrechnung  als  Ausgabspost  eingestellt  werden. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

Artikel  IV. 

Zum  Zwecke  der  Einlösung  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Local- 
bahn wird  die  Regierung  ermächtigt,  Stammactien  dieses  Unternehmens, 
sofern  dieselben  zum  Preise  von  höchstens  50  Percent  des  Nominal- 
betrages erhältlich  sind,  zu  erwerben  und  den  hiefür  erforderlichen 
Betrag  einstweilen  aus  den  Cassabeständen  zu  bestreiten. 

Die  Regierung  wird  weiters  ermächtigt,  nach  Erwerbung  der 
sämmtlichen  dermal  nicht  im  Staatsbesitze  befindlichen  Stammactien  die 
in  Rede  stehende  Localbahn  unter  Uebernahme  sämmtlicher  Activen 
und  Passiven  der  Unternehmung,  insbesondere  der  gesammten  Prioritäts- 
obligationenschuld  für  den  Staat  einzulösen  und  das  für  die  dermal 
nicht  im  Staatsbesitze  befindlichen  Stammactien  gewährte  Entgelt  durch 
Ausgabe  eines  entsprechenden  Theilbetrages  der  im  Artikel  I,  Absatz  2, 
angefahrten  Prioritätsobligationen  zu  bedecken. 

Vgl.  Kundmaohung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  20.  December  1894 
(Doo.  2). 

Artikel  V. 

Für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  des  im  Artikel  I 
bezeichneten  Prioritätsanlehens,  dann  för  die  aus  diesem  Anlasse  zu 
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errichtenden  Acte  nnd  Urkunden,  einschliesslich  der  Pfandbestellungs- 
urkande,  wird  die  Gebühren-  nnd  Stempelbefreiung,  wie  auch  bezüglich 
der  Coupons  dieses  Anlebens  die  Befreiung  Ton  der  Einkommensteuer 
und  von  den  Couponstempelgebühren  gewährt. 

Ebenso  wird  für  das  im  Falle  der  Einlösung  der  Localbahn 
Laibach-Steiu  durch  den  Staat  abzuschliessende  Uebereinkommen,  sowie 
für  die  durch  die  Einlösung  dieser  Bahn  veranlassten  Eingaben,  Ein- 
tragungen, Ausfertigungen,  Verträge  und  Bonatigen  Urkunden  die 
Stempel-  und  Gebührenfreibeit  gewählt. 

Artikel  VI. 

Mit  dem  Vollzöge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  12.  April  1893. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Stetnbach  m.  p.  Bacquchem  m.  p. 

2.  Kundinachnng  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  20.  I)e- 

cember  1894,  Z.  69471, 

betreffend  die  Einlösung  des  Unternehmens  der  Actlengesellscbaft  „Local- 
bahn Lnlbuch'Ntein"  durch  den  Staat 
(Ver.-BI.  Nr.  8  ex  1896). 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  12.  April  1898,  R.  G.  Bl.  Nr.  62, 
wird  da?  gesammte  Unternehmen  der  Actiengesellschaft  „Localbahn 
Laibach-Stein"  in  Gemäseheit  des  mit  derselben  hierüber  am  13.  De- 
cember   1894  abgeschlossenen  Uebereinkommens  vom  Staate  eingelöst. 

Demzufolge  wird  der  Betrieb  der  Localbahn  Laibacb- Stein  von 
der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatebahnen  fortan  für 
eigene  Rechnung  des  Staates  geführt. 

Wien,  am  20.  December  1894. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  10.  Octoberl885,  R.  G.  BL  Xr.  152, 

fflr  die  LoeomotlTelsenbahn  von  Wels  (Huldlng)  nach  Aschach  a«  d.  Donao. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,   Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Dr.  Frans  Gross  in  Wels  die  Bitte  um  Ertheilung  der 
Concession  zum  Baue  und  Betriehe  einer  Localhahn  von  Wels  (Haidiog) 
nach  Aschach  a.  d.  Donau  mit  eventueller  Schleppbahn  zur  Donau  ge- 
stellt hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemein- 
nützigkeit des  Unternehmens,  ihm  die  Concession  auf  Grund  des  Eisen - 
bahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  B.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  December 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  December  1884,  R.  G.  Bl. 
Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  i. 

Wir  verleihen  dem  Dr.  Franz  Gross  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbabn  herzustellenden  Locomotiv- 
eisenbabn  von  Wels  (Haiding)  nach  Aschach  a.  d.  Donau  nebst  einer 
eventuellen  Schleppbahn  zur  Donau. 

Die  Localbabn  Ton  Wels  (Haiding)  nach  Aschach  gelangte  am  20.  August 
1886  snr  Eröffnung.  Die  Betriebsfttbrung  wurde  auf  Grund  des  BetriebsTertrage» 
Tom  4.  Mira  1886  ron  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen für  Rechnung  des  Concessionära  übernommen. 

§  2- 

Für  die  den  Gegenstand   der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonstige  Urkunden  zum 
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Zwecke  der  CapitaUbescbaffung  und  8ieherstellung  der  Capitata- 
verzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung, sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung,  dee 
Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  SchluaBe  des  ersten 
Betriebsjabres; 

b)  die  Befreiung  von  deu  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste  Aus- 
gäbe  der  Actien  (Stamm-)  und  Prioritätsactien  mit  Einschluss  der 
Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufen- 
den Uebertragungsgebtihr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Eltheilung  der  Coneession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen;  ferner 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb*  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (30)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  Localbahn  sofort 
zu  beginnen  und  längstens  bis  1.  Juni  1887  zu  vollenden. 

Die  fertige  Bahn  ist  sofort  dem  Öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben 
und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe 
zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  obigen  Bautermines  hat  der  Concessionär 
durch  Erlag  einer  Caution  von  zehntausend  (10.000)  Gulden  in  zur 
Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu 
leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Bahnstrecke  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  zu 
einzelnen  industriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  als 
im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbe- 
dingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen,  namentlich    nach    dem   Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
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14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  288,  und  der  Eisenbahnbetriebs, 
ordnnng  vom  16.  November  1851,  R.  6.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  be- 
nehmen. 

% 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden,  oder  die 
aus  dieser  Concession  erwachsenen  Rechte  und  Pflichten  an  eine  schon 
bestehende  Actiengesellscbaft  zu  übertragen. 

Die  zu  bildende  Actiengesellscbaft  tritt  in  alle  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  des  Concessionärs. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  gestattet,  Prioritätsactien,  welche  bezüglich  ihrer 
4Vjpercentigen  Verzinsung  und  der  Tilgung  den  Vorrang  vor  den 
Stammactien  gen i essen,  bis  zu  einem  von  der  Regierung  zu  genehmigenden 
Maximalbetrage  auszugeben. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaft Bötatuten,  dann  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm*  und  Prioritätsactien,  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtraneporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigung reisender  Militärs  bei  den  Österreichischen  Staatsbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider 
Reichshälften,  auf  die  Landesschtitzen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei 
Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen 
auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen, 
ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die 
Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicher* 
heitswache  Anwendung. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  Über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  organischen 
Bestimmungen  und  der  Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahn- 
abtheilungen, sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen 
Nachtragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden 
Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 
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Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Ballgesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Milit&r- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militfirtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  dem  Concessionär  nur  insoweit, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlsge,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint,  worüber 
dem  Handelsministerium  die  Entscheidung  zusteht. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  auf  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfälle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
eine  Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  den  von  der  Bahn  gebrauchten  Öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgeaetzea  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
dieser  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  Verpflichtungen 
bezüglich  der  Vollendung  des  Baues  (§  8),  dann  bezüglich  der  Ueber- 
lassung  des  Betriebes  (§  10)  nicht  eingebalten  werden,  sofern  im  enteren 
Falle  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §11,  lit.  b 
des  Eisenbahn concessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  oder 
finanzielle  Krisen  gerechtfertigt  werden  köunte. 

§  10. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bilden- 
den Bahnstrecke  wird  vom  Staate  für  Rechnung  des  Conceesionärs 
geführt. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  Concessionär  abzuschlieseenden  Betriebs- 
vertrag geregelt. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  gegen  eine 
an  den  Concessionär  zu  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 
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Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  der  wirklichen  Ein- 
lösung vorausgegangenen  drei  Jahre  beziffert,  hievon  die  RoinertrMg- 
nisse  des  ungünstigsten  Jahres  abgeschlagen  nnd  wird  der  durchschnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  zwei  Jahre  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  4^percentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  innerhalb  der  Concessionedauer  nothwendig  ist, 
so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Einlösung  der  Bahn 
vor  Ablauf  des  dritten  Betriebsjahres  erfolgt. 

Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch- 
schnitts-, beziehungsweise  Minimalreinerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  besteben,  welche  dem  Concessionär  während  der  übrigen  Concessions- 
dauer  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jedes  Jahres 
nachhinein  fälligen  Raten  zu  bezahlen  ist.  Dem  Staate  wird  das  Recht 
vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der  noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen 
den  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten 
Capitalswerth  derselben  zu  bezahlen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staataschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
wahrend  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geidcourse   der  Staatsschuld verschreibungen    gleicher  Gattung  ergiebt. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  den  Genuas 
der  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonds,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise  bereits  ver- 
wendet sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  des  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
liehen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparks  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reeervefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  ihrer  Bestimmung  entsprechend,  ganz  oder  theilweise 
bereits  verwendet  sind  (§  11). 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des   aus  dem 
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Betriebserträguisse  gebildeten  Reservefondes  und  der  ausstehenden  Activen, 
dann  auch  jeuer  aus  dem  eigeneu  Vermögen  des  Concesstonärs  errichteten 
und  rücksichtlich  erworbenen  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung 
oder  Erwerbung  der  Concessionär  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem 
ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  diese  Anlagen  und 
Gebäude  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangebalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Im  Hinblicke  auf  das  der  Staatsverwaltung  nach  §  11  zustehende 
Einlösuogsrecbt  ist  der  Concessionär  verpflichtet,  die  Bau-  und  Liefe- 
rungsverträge vor  ihrem  Abschlüsse  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  des  Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Vorstand  der  Eisenbahnunter- 
nehmung fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen 
zu  Bistiren. 

Für  die  durch  den  Commissär  stattfindende  Ueberwachung  hat  der  Con- 
cessionär bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht 
zu  leisten,  ebenso  wird  der  Concessionär  von  den  zufolge  des  §  89  der 
Eisenbabnbetriebsordnuog  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1 
vom  Jahre  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  den 
Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsamtlichen  Ueber- 
wachung erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  unentgelt- 
liche Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  1*. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Coucession  für  erloschen  zu  erklären. 
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Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmung  cd 
dieser  Concession  entgegen  su  bandeln,  und  dem  Concessionttr  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislicheu  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  au  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  su  wachen. 

Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
zehnten  Tage  des  Monates  October  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundertachtsigundfünf,  Unserer  Reiche  im  Siebenunddreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Pino  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  CoDcessionsbedingnisse 
für  die  Localbahn  Wels  (Haiding).  Asch  ach  a.  ä,  Donau 

(C.  Bl.  Nr.  182  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  der  projectirten 
Locomotiveisenbabn  von  Wels  (Haiding)  nach  Asohach  a.  d.  Donau,  welche  mit 
einer  Spurweite  Ton  1435  Meter  als  Localbahn  mit  blossem  Tag  verkehr  für  eine 
Majcimalfahrgesohwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  aus- 
zurüsten ist,  hat  nach  Maasgabe  der  vom  Handelsministerium  su  genehmigenden 
Detailprojeote  und  der  nachstehend  aufgestellten  technischen  Bedingnisse  statt- 
zufinden. 

Zufolge  der  Handelsministerialcrlässe  vom  16.  October  1892,  Z.  35566, 
vom  26.  April  1893,  Z.  9248,  und  vom  8.  August  1893,  Z.  24168  (Ver.  Bl. 
Nr.  98  ex  1893)  wurde  die  Maximalfahrgeschwindigkeit  auf  der  Localbahn  Wels 
(Haiding)-Aschaoh  mit  30  Kilometer  per  Stunde  festgesetzt. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
Uberhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen 
Folge  zu  leisten  und  sioh  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
vorschriften zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  20  2  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der  in 
eine  Station  umzuwandelnden  Haltestelle  Haiding  der  Bahnlinie  Wels-Passau  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  nächst  Kilometer  7*6  ab,  senkt  sich  am  rechtsseitigen 
Gehänge  des  Innbachthaies,  erreicht  dessen  Thalsohle  bei  Edlgassen  und  fährt, 
der  Richtung  des  Innbachthaies  folgend,  nach  Eferding. 

Die  Trace  führt  sohin  in  das  Donauthal,  nimmt  dort  eine  vorherrschend 
nordwestliche  Richtung  an,  und  endet  südwestlich  des  Ortes  Aschach  mit  der 
zwisohen  dem  Sohlossparke  und  der  Bezirksstrasse  situirten  Endstation  Aschach. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntrac»  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  dieselben 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 
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3.  Anschluss  an  die  Kaiserin  Elisabeth- Bahn  and  Einmündung  von 

Indus  trie-8chlepp  bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  des  im  Punkte  2  gedachten  An- 
schlusses, sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre, 
eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Oeneraldirection  der  Österreichischen  8taatsbahnen 
anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Geneh- 
migung vorzulegen. 

Der  Concessionär  hat  hiebei  insbesondere  in  Ansehung  des  Personenverkehres 
für  die  thunlicbste  Erleichterung  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremden 
Bahnen  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  dieser  Anschlüsse,  sowie  eines  etwaigen  ge- 
meinschaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses,  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenben Utzung 
der  iniindischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Steinbruch*  und 
Industriebahnen  su  bestimmen. 

Der  Concessionlr  ist  insbesondere  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  coaoessionirten  Bahn  gelegenen  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 


Die  Bahn  ist  eingel eisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  durchschnittliche  Steigung  der  in  der  Maximalneigung 
tiegenden  Theile  der  currenteu  Strecke  werden  14*2  pro  mille  =  1 : 70  festgesetzt 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  von  mehr  als  2'5  pro  mille  =  1 : 400 
betragen  soll. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*0  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  8*6  Meter  betragen. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  in  der  ourrenten  Bahn  nicht  unter 
180  Meter  betragen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
Handelsministeriums  genehmigten,  im  Centralblatte  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt (Jahrgang  1882,  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung 
der  Bahnnivelette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangs- 
curven  zwischen  Geraden  und  Bögen-'  stricte  durchzuführen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbrette  von  40  Meter  sowohl  bei  Dämmen, 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erweiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Bösohungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  in  definitiver 
Weise  herzustellen  und  muss  das  Brückenplanum  eine  benutzbare  Minimalbreite 
von  4  8  Meter  erhalten. 

Saramtliohe  Ohjecte,  welche  innerhalb  einer  Distanz  von  0*4  Kilometer  vor 
dem  Endpunkte  einer  Station  und  von  0*1  Kilometer  von  der  Mitte  solcher  Halte- 
stellen, in  welchen  keine  Zugskreusungen  stattfinden  können,  vorkommen,  sind 
mit  Geläudern  zu  versehen.  Desgleichen  sind  bei  allen  Objecten,  welche  zwischen 
der  Abzweigung  aus  der  Hauptbahn  und  dem  zugehörigen  Distanzdeckungssignale, 
als  auch  noch  auf  100  Meter  darüber  hinaus  situirt  sind,  Geländer  anzubringen 
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Objecto  bis  zu  6*0  Meter  Spannweite  sind  bei  atisreichender  Höbe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2*0  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragoonstruotionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei 
allen  grosseren  offenen  Objecten  nnd  Brücken  sind  Eisenoonstructionen  xn  ver« 

Bei  mebrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
herzustellen. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokenoonstruc- 
tionen  sind  die  durch  §  2  der  Verordnung  vom  30.  August  1870  normirten  Lasten 
zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstruotionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Construotionstheile  exolusive  der  Nieten  bis  zu  900,  für  die  Nieten  bis  zu 
700  Kilogramm  und  für  Hohtconstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centimeter  zugelassen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbichen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  Hochwasser- 
Stand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Erlass 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen 
auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flnssstabl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  23*0  Kilogramm  bei  Anwendung  einer  Maximalsohwellendistanz 
von  0*9  Meter  von  Mitte  zu  Mitte  betragen. 

Im  Falle  der  Verwendung  von  altbrauohbaren  Eisenschienen  der  normal- 
spurigen  Linien  der  Kaiserin  Elisabeth- Bahn  ist  der  Oberbau  nach  deu  für  die  zu 
verwendenden  Schienentypen  beim  Staatsbahnbetriebe  bestehenden  Normen  zu  legen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  inclusive  und  unter  800  Meter  Radios  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Hakennägel  und  Unter- 
lagsplatten  nach  den,  mit  vorangefübrtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten 
Oberbaunonnalien  entsprechend  zu  verstarken. 

Der  8chotterkÖrper  bat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite  von  3*0  und  eine  Tiefe  von  25  Centimeter  zu  erhalten. 

Die  Lange  der  Nebengeleiso  der  Stationen  soll  mindestens  9  Percent  der 
Bahnlänge  betragen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschrankt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst,  den  looalen  Ver- 
hältnissen entsprechend,  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung 
aus  Riegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  mit  Passagieraborten  ver- 
sehen zu  sein. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Faehwerk  und  Riegelmauern  oder  auoh  ganz  aus  Holz  auf  einer  Untennauerung 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden 
loealen  Bauvorschriften  herzustellen. 
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Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  hat  höchstens  7  Kilometer 
zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  in  der  ourrenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  au  beschranken,  wo  Uebersetzungen 
besonders  frequenter  Strassen  vorkommen. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  Blookwänden 
hergestellt  werden. 

Stations-  und  Bahneinfrieduogen,  Wegschranken  und  Shnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Anlage  einer  Telegraphenleitung  kann  insolange  als  keine  Zugs» 
kreuzungen  auf  der  Bahn  stattfinden,  die  Aufstellung  von  Glockensignalen  jedoch, 
insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden,  unterbleiben;  für 
den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen  auoh  die  durch  die 
Signalordnung  vorgeschriebenen  optisohen  Signale  zu  verwenden. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  sind  Distanzdeokungssignale  aufausteilen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

Fahrbetriebsmittel  werden  auf  Grund  besonderer  Vereinbarungen  gegen  eine 
von  dem  Concessionär  su  leistende  Pausehalvergütung  von  der  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staate  bahnen  beigestellt. 

9.  Berücksichtigung  inllndisober  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bestandteile  der  Bahn,  sowie 
die  Ausrüstungsgegenstande  sind  ausschliesslich  aus  inlandischen  Werken  cu  be- 
schaffen und  wird  die  Regierung  deren  Einfuhr  aus  dem  Auslande  nur  in  dem 
Falle  gestatten,  wenn  der  Concessiontr  rechtzeitig,  das  ist  vor  Bestellung  der 
bezüglichen  Lieferungen,  nachweist,  dass  dieselben  im  Inland e  nicht  unter  gleichen 
Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie 
diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  beschafft  werden  können. 

II.  Betrieb. 

Betriebsführung  durch  die  Staatsverwaltung. 

Der  Betrieb  der  Eisenbahn  Wels  (Haiding)-Aschaoh  a.  d.  Donau  wird  auf 
Grund  der  zwischen  dem  Concessionär  und  der  k.  k.  Generaldireotion  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  getroffenen, 
beziehungsweise  nooh  su  treffenden  Vereinbarungen  auf  die  gesammte  Dauer  der 
Concession  durch  die  Staatsverwaltung  für  Rechnung  des  Conoessionärs  geführt. 

Es  bleibt  demnach  der  k.  k.  Staatsverwaltung  die  Festsetzung  der  Tarife 
für  den  Personen-  und  Gütertransport,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rück- 
sichten, andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Babnunternehmens 
Bedacht  genommen  werden  soll,  ebenso  wie  die  Festsetzung  der  Waarenolassi- 
fication  uod  aller  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmnugen,  dann 
der  Leistung  des  Babnuuternehmens  für  andere  öffentliche  Dienstaweige,  ins- 
besondere zu  Gunsten  der  Postverwaltung  und  der  St&atstelegraphenanstalt,  aus- 
schliesslich vorbehalten. 

Wien,  am  23.  October  1886. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Plno  m.  p. 
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3.  Concessionsurkunde  vom  12.  Jänner  1892,  R.  G.  BL  Nr.  44, 

fllr  die  Localbahn  tob  Wels  nach  Unter-Rohr. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Localbahn -Gesellschaft  Wels-Aschach  die  Bitte  um 
Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn 
von  Wels  nach  Unter-Rohr  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten 
Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzea  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des 
Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  dann  des  Gesetzes  vom 
28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Localbahn  Gesellschaft  Wels-Aschach  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszu- 
führenden Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Wels  der  Staatsbahnlinie 
Wien-Salzburg  über  8teinhaus  und  Kremsmünster  nach  Unter-Rohr  zum 
Anschlüsse  an  die  Kremethalbahn  daselbst. 

Die  genannte  Localbahn  gelangte  in  der  Strecke  Wels-Kremsmfinster 
Stift  am  14.  Ootober  1893,  in  der  weiteren  Strecke  Kremsmünster  Stift-Unter 
Rohr  am  19.  NoTember  1893  zur  Eröffnung.  Die  Betriebsführung  wird  auf 
Grand  des  Betriebsvertrages  vom  22.  April  1893  von  der  k.  k.  Generaldirection 
der   Österreichischen  Staatsbahaen  für  Rechuung  der  Babngesellacbaft  besorgt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwartigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnnnternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betrieb  ser  Öffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes ; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verbandlungen  keine  An- 
wendung. 
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6)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die 
Ausgabe  der  cum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  für  die  erste 
Anlage  und  concessionsmassige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit 
Einachluss  der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundein- 
lösung nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit  a,  Z.  2)  auf- 
laufenden Uebertragnugngebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  ankommenden,  aus  diesem  Anlasse  au  entrichtenden 
Gebühren; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Conceroionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  bis  zum  10.  October  1915. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und  einem  halben 
Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der 
ganzen  Concessiousdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft Uber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  Caution 
von  10.000  fl.  in  Barem  oder  iu  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  oder  Spareinlagebüchern  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Der  Gesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

Soweit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  die  Gesellschaft  die  Zu- 
stimmung der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  zur  Benützung  nach  den  bestehenden  Gesetzen  be- 
rufen sind. 
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§  5. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn - 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  für  die  Lioie  Wels  (Haiding)-Aschach  (10.  October  1885) 
an  gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffuung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  6. 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandteil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  10.  Oc- 
tober 1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  152,  für  die  Locomotiveisenbahn  von  Wels 
(Haiding)  nach  Aschach  a.  d.  Donau  bildenden  Local bahnunternehmen s 
anzusehen  und  haben  auf  dieselbe  die  Bestimmungen  der  §§  5  bis 
einschliesslich  8,  dann  11  bis  einschliesslich  14  der  oben  erwähnten 
Concessionsurkunde  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  da6  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  eämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  zwölften  Tage  des  Monates  Jänner,  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundertneun  zig  und  zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p 
Taafle  m.  p.  Bacquehem    in  p.  Steinbach  m.  p. 

4.  Technische  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  von  Wels  nach  Unter- Robr 
(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  27  ex  1802). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Hahn  von  Wels  naoh  Unter-Rohr  ist  mit  einer  Spurweite 
▼on  1*435  Meter  als  Localbahn  vorläufig  für  eine  Maximalfahrgesoh windigkeit  von 
26  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

28* 
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Die  Ausführung  des  Haue«  and  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Massgabe 
der  Tom  k.  k.  Handelsministerium  so  genehmigenden  Detaiiprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  flir  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  Überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleieheu  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k*  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksiohten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folgt»  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau»  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Die  Ernennung  des  von  der  Gesellschaft  zu  bestellenden  Bauaufsichtaorganes 
unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

2.  Traoe. 

Die  zu  erbauende,  circa  25*4  Kilometer  lange  Bahn  Wels- Unter-Rohr  beginnt 
am  westlichen  Ende  der  Station  Wels  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Wien-8alzburg, 
wendet  sich  gegen  Süden,  übersetzt  den  Trauufluss  bei  Wels  und  folgt  sodann, 
im  Allgemeinen  dem  von  Wels  entlang  dem  Atterbaohe  über  Steiuhaus  nach 
Sattledt  führenden  8trassensuge. 

Hierauf  nimmt  die  Bahn  eine  vorwiegend  östliche  Riohtung  an,  erreicht  bei 
dem  Orte  Kollendorf  ihren  Culminationspunkt  und  senkt  sich  sodann,  Krems- 
müoster  an  der  Nordseite  berührend,  entlang  der  nördlichen  Lehne  des  Krems- 
thales  in  die  Thalsohle  herab,  um  nach  Ueberschreitung  des  Kremsflusses,  am 
südwestlichen  Ende  der  Station  Unter-Rohr  in  die  Kremsthalbahn  einzumünden. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Hahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  ver- 
ändert wird. 

S.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  der  Ausohlussstationeu 
Wels  und  Unter-Rohr,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Ueber- 
gangsverkehre  Vereinbarungen  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  und  der  Kremsthalbahn  anzustreben  und  die  bezüglichen  Ueber- 
einkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  Ut  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Porsoneuverkehrea  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes  unterwirft  »ich  die  Gesellschaft  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handelsministeriums, 
falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Ebenso  unterwirft  sich  die  Gesellschaft  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen  ein 
Einverständniss  Uber  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concesaionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  augelegt 
werden  sollten,  auf  die  den>  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnuuternehmung  und  den 
Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 
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Bei  Bestimmung  der  Riohtungsverbältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangscurven 
herzustellen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibehaltenem 
Centrum  empfohlen  wird.  Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden  der 
Uebergangscurve  in  der  definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade,  für 
die  Constante  6000  und  3000  mindestens  eine  Länge  von  14,  beziehungsweise 
10  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  ?u  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven  entscheidet  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsichtlich  der  rechnungsmäßigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zngwiderstfinde  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete, 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärfe 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Streoken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüohen  stets  Gefällsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  26  per  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2-5  per  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
150  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte  zu 
Mitte  mindestens  4-0  Meter  betragen,  bei  Anlage  von  Perrons  zwischen  den 
Geleisen  ist  diese  Geleiseentfernung  um  mindestens  0*6  Meter  zu  vergrössern. 

Der  Abstand  von  der  Mitte  eines  Magazinsgeleises  zu  jener  des  nächst- 
liegenden, durchlaufenden  Fahrgeleises  ist  jedoch  mit  wenigstens  475  Meter  zu 
bemessen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen,  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  4-2  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solohe  Steinbankette 
zur  Ausfuhrung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem 
Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  im  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplannms  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbesch  affenbeit  angemessenen  Ueberhöhnng 
und  Erbreiterung  der  Dammkrone  (Iber  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite  auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Babnstreeken  in  Krümmungen  von 
300  oder  weniger  als  300  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterung  der 
Bahn  kröne. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0*25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0-3  Meter,  in  Felseinsohnitten  stets  mindestens  0*4  Meter  betragen. 

In  Felseinsohnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einscbnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Ab- 
stand von  der  Sobienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0-65  Meter  betragt. 
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Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdfimmungen  sind  zu  besännen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flusse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  1*0  Meter  über  den  localen 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durohlasse  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjeoten  bis  zu 
2.0  Meter  Einzelnlichtweite  (in  der  Bahnrichtung  gemessen)  dürfen  Tragconstruotionen 
von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbauobjecten  mit  grösseren 
Liohtweiten  sind  Eisenconstruotionen  zu  verwenden.  Bei  mehrfelderigen  Brücken 
sind  die  Zwisohenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  liehte  Höhe  nieht  unter  3  2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Bezirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nieht  unter  3*5  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4  6  Meter  projectirt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrückeu,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtstrassenbrüoken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objeeta- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
und  die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulasat,  gestattet, 
den  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  im  §  3,  lit.  h. 
Absatz  1,  der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der 
in  lit.  o  und  b  desselben  Paragraphes  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstrucüon  offener  Unterbau- 
objecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über 
den  bekauntan,  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  nach  den  für  die 
Eisenbahn  Lemberg-Betzec  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  April 
1887,  Z.  10276,  genehmigten  Normalien  auszuführen. 

Hiebei  darf  die  Entfernung  der  Schwellen  von  Mitte  zu  Mitte  nicht  über 
85  Centimeter,  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm  per 
Quadratcentimeter  betragen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewioht 
per  laufendes  Meter  mindestens  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen:  Länge 
2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter  und  Höhe 
14  Centimeter. 

In  Bögen  von  weniger  als  250  Meter  Radios  ist  die  Verwendung  von 
Schwellen  aus  weichem  Holze  nur  dann  statthaft,  wenn  sämmtliebe  Schienen- 
befestigungsstellen mit  Unterlagsplatten  versehen  werden. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  8(0  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  die  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  8chotterkörper  hat  in  der  Höhe  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3*0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Ent- 
fernung der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleineaxe  mindestens 
1*9  Meter  betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  30  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  uuter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 
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7.  Hoohbauten. 

Die  Aufnabmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise  und  in  dem  von 
der  betriebfuhren  den  Bahnverwaltung  bezeichneten  Auamasse,  insoweit  dasselbe 
vom  k.  k-  Handelsministerium  genehmigt  wird,  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welohe  entweder  freistehend,  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Babngebände  errichtet  werden,  ferner  die  Hoohbauanlagen  fOr  den  Zug- 
förderungs-  und  Güterdienst  können  aus  Riegelmauerwerk,  die  letztgenannten 
eventuell  auch  ganz  ans  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  durch- 
gehenden Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
bauordnung, beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Wärterhäuser  in  der  freien  Bahn  hat 
circa  6  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen,  oder 
aus  auf  einer  Untermauerung  ruhenden  Blockwänden  zu  errichten. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  Kbnliohe  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken 
nicht  versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker 
frequentirt  sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist, 
je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf 
eine  Entfernung  von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den 
Locomotivführer  erhalten. 

8.  Stationen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  exolusive  Haltestellen  mit 
permanenten  Dienstposten  hat  höchstens  6  6  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Haltestellen 
soll  mit  Ausschluss  der  Geleise  der  Abzweigungsstation  Wels,  welohe  auf  Kosten 
der  Gesellschaft  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
hergestellt  werden,  mindestens  8  0  Percent  der  Bahnlänge  betragen. 

Die  Länge  und  Geleisezahl  der  Stationen  und  Haltestellen,  sowie  die  Ent- 
fernung und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserstationen  ist  nach  Massgabe  der  dies- 
falls  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  ergehenden  Weisungen  zu  bemessen,  be- 
ziehungsweise auszuführen. 

Die  Stationen  sind  mit  Centralweichenstellanlagen,  welohe  mit  den  laut 
Punkt  9,  Absatz  4,  aufzustellenden  Ein-,  beziehungsweise  Ausfahrtsignalen  in 
mechanische  Abhängigkeit  gebracht  Bind,  zu  versehen. 

In  den  zur  Wasserentnahme  bestimmten  Stationen  sind  solche  Vorkehrungen, 
bei  welchen  zur  Wasserhebuug  der  Locomotivdampf  in  Anspruch  genommen  wird, 
nur  über  besondere  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  gestattet. 

Sümmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warto- 
raum  herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  Bind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnabmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten  der- 
selben anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Oberbau- 
und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ansinasses,  als  auch  ihrer 
räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Bahnverwaltung 
zu  erfolgen. 

9.  Betriebseinrichtungen. 
Die  Bahn  ist  mit  einer  Telephon-  oder  Telegrsphensprechleitung,  in  welche 
sämmtliche   Stationen   und  permanent  besetzte   Haltestellen   eingeschaltet  sind, 
zu  vergehen. 
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Die  Anwendung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen 
und  acustisohen  Signale  zu  verwenden. 

Bei  den  Anschlussstationen  an  bestehende,  dem  öffentlichen  Verkehre 
dienende  Bahnen  sind  Dlstanzsignale  auszuführen,  deren  Stellung  in  entsprechende, 
mechanisohe  Abhängigkeit  von  jener  der  Weichen  su  bringen  ist. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlioheu  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
betriebsführende  Bahnverwaltung  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  der  Oesellschaft. 

Die  Plane  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der 
Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  (Centrai- 
blatt für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  tu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  bat  vor  Verfassung  der  Project»pläne  für  die 
Unterbauobjecta  der  Bahn  su  erfolgen.  Nach  Genehmigung  dieser  Plane  wird 
entschieden  werden, "  in  wie  weit  von  der  im  §3.  lit.  h  der  Verordnung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  B.  G.  Bl.  Nr.  109,  sowie  im 
Punkte  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrs- 
lasten Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Babnbestandtheile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Behandlung  von  archäologischen  und  kuns thistorisohen  Fund- 
gegenständen. 

Archäologische  und  knnstbistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Gesellschaft  hat  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18032  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  60  ex  1889),  zu  entsprechen  und 
den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission  gewissenhaft  Folge  zu 
leisten. 

Wien,  am  10.  Februar  1892. 

Bacquehem  m.  p. 

5.  Statuten 

der  Welser  Localbahn- Gesellschaft. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§  1. 

Auf  Grund  des  §  6   der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
10.  October  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  152,   durch  welche  dem  Dr.  Franz 
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Grosa,  Bürgermeister  der  Stadt  Wels,  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Wels  (Haiding)  nach 
Aschach  a.  d.  D.  nebst  einer  Schleppbahn  zur  Donau  ertheilt  worden  ist, 
wurde  eine  Actiengesellschaft  gebildet. 

Die  Gesellschaft  übernahm  von  dem  Concessionär  gegen  Vergütung 
der  erlaufenen  Kosten  der  Vorarbeiten  und  bereits  bestrittenen  Bar- 
auslagen alle  Rechte  und  Pflichten,  welche  demselben 

a)  aas  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  October  1885, 
R.  G.  Bl.  Nr.  152,  ferner 

b)  aus  den  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staats- 
bahnen abgeschlossenen  Betriebs  vertrage,  und 

e)  aus  dem  mit  der  Bauunternehmung  Stern  und  Hafferl  und  den 
sonstigen  Lieferanten,  Grundbesitzern  und  Subscribenten  abge- 
schlossenen Verträgen  erwachsen  sind. 

Seither  wurde  dieser  Gesellschaft  mit  Allerhöchster  Concessions- 
urkunde vom  12.  Jänner  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  44,  das  Recht  aum  Baue 
und  Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Loco- 
motiveisenbahn  von  der  Station  Wels  der  Staatsbahnlinie  Wels-Salzburg 
über  Steinhaus  und  Kremsmünster  nach  Unter-Rohr  zum  Anschlüsse  an 
an  die  Kremsthalbahn  daselbst  ertheilt. 

§  2. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  erwähnten  Localbahnen; 

b)  der  Bau  und  Beirieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftram ways,  deren  Concession 
von  der  Gesellschaft  später  erworben  werden  sollte,  sowie  von 
Schleppbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements,  deren 
Errichtung  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird; 

c)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  zu  denen 
die  Gesellschaft  durch  specielle  Concessionen  oder  besondere 
Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird,  wie  ins- 
besondere der  Betrieb  von  Transportanstalten  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  insoweit  diese  Unternehmungen  mit  den  der  Gesellschaft 
con cessio nirten  Eisenbahnunternebmungen  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung stehen. 

§  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft,  bisher  „Localbahngesellschaft  Wels- 
Aschach",  lautet  nunmehr:  „Welser  Localbahngesellschaft"  und  wird 
collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  gezeichnet. 

Die  Firma  wird  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  im 
Handelsregister  des  k.  k.  Kreisgerichtes  Wels  eingetragen. 

§  4. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  Wels. 
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§  5- 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
für  die  im  §  1  erwähnten  Localbahnen,  sofern  nicht  nach  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens 
der  Concession  oder  Einlösung  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahn- 
linien durch  den  8taat  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung genehmigten  Beschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere 
Auflösung  erfolgen  sollte.  » 

§  6. 

Die  statutenmäßigen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen 
rechtswirksam  durch  die  amtliche  „Linzerzeituog". 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital,  Anteilscheinbesitzer. 

§  7. 

Das  Gesellschaftscapital,  welches  ursprünglich  600.000  fl.  österi. 
Währ.,  zerlegt  in  6000  Antheilscheine  (Actien)  a  100  fl.  österr.  Währ, 
betrug,  wurde  zufolge  der  Beschlüsse  der  ausserordentlichen  General- 
versammlung vom  27.  März  1893  und  der  ordentlichen  Generalver- 
sammlung vom  26.  Juni  1893  durch  Ausgabe  weiterer  11.000  Stück 
volleingezahlter  Antheilscheine  (Actien  II.  Emission)  um  den  Betrag 
von  1,100.000  fl.  österr.  Währ,  erhöht  und  beträgt  dermalen  1,700.000  fl., 
zerlegt  in  17.000  Antheilscheine  (Actien)  a  100  fl. 

§  8. 

Sämmtliche  Antheilscheine  ( Actien)  gemessen  gleiche  Rechte; 
Prioritätsobligationen  dürfen  nicht  ausgegeben  werden  und  Prioritäts- 
actien  können  erst  dann  zur  Ausgabe  gelangen,  wenn  die  General- 
versammlung eine  solche  Ausgabe  znr  Ergänzung  des  Baucapitalea  oder 
etwaigen  Fortsetzung  der  gesellschaftlichen  Bahnen  beschliesst  und  die 
hohe  Regierung  dieselbe  genehmigt.  Dividenden  können  erst  vom  Be- 
ginne des  Betriebes  der  Bahnen  bezogen  werden. 

§  9. 

Die  Anteilscheine  (Actien),  welche  nach  den  angeschlossenen 
Formularen  ausgestellt  werden,  lauten  auf  den  Inhaber;  diese  Antheil- 
scheine werden  aus  einem  Juxtabuche  herausgeschnitten,  mit  einer  fort- 
laufenden Nummer,  dem  Trockenstempel  und  der  Firma  der  Gesellschaft 
auegefertigt  und  mit  auf  den  Uebetbringer  lautenden  Dividendencoupons 
versehen. 

Die  Zeichner  von  zehn  oder  mehreren  Anteilscheinen  erhalten  über 
Verlangen  für  je  zehn  Stück  ä  100  fl.  zusammengelegte  Titres  a  1000  fl. 
österr.  Währ.,  deren  Umtausch  in  solche  a  100  fl.  gegen  Vergütung  der 
Kosten  gefordert  werden  kann.  Auch  ist  jeder  Inhaber  eines  Antheil- 
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Scheines  der  ersten,  nnter  der  Firma  „Localbahn-Gesellscbaft  Wels- 
Aschach"  aufgegebenen  Emission  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  auf 
diesem  Anteilscheine  die  neue  Firma  durch  Abstempelung  ersichtlich 
gemacht  werde. 

§  10. 

Die  Anteilscheine  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft 
für  jeden  Antheilschein  nur  ein  Eigentümer  anerkannt.  Mehrere  Theil- 
baber  eines  Anteilscheines  haben  daher  ihre  Rechte  durch  einen 
Bevollmächtigten  auszuüben. 

§  11. 

Jeder  Subscribent  unterwirft  sich  dem  Gesellschaftsstatute.  Der 
Besitzer  eines  Anteilscheines  hat  Anspruch  auf  verbältnisamässigen 
Anteil  so  dem  gesammten  Gesellschafte  vermögen,  sowie  an  dem 
Erträgnisse  des  Unternehmens  (§  44).  Derselbe  haftet  nur  bis  zum 
eubscribirten  Betrage  und  kann  zu  keiner  weiteren  Zahlung  über  den 
Betrag  des  einmal  voll  eingezahlten  Anteilscheines  hinaus  verhalten 
werden. 

§  12. 

Die  Uebertragung  der  Anteilscheine  erfolgt  durch  die  Uebergabe. 

§  13. 

In  Verlust  geratene  Anteilscheine  und  Coupons  werden  durch 
Doplicate  ersetzt,  sobald  dieselben  gesetzlich  amortisirt  worden  sind. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  14. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  besorgt: 

a)  durch  die  Generalversammlung  der  Anteilscheinbesitzer; 

b)  durch  den  Verwaltungsrath; 
rj  durch  den  Revisionsausschuss. 

A.  Generalversammlung. 
§  15. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gegammtheit  der  Besitzer  von  Anteilscheinen. 

§  16. 

Der  Besitz  eines  Anteilscheines  von  100  fl.  giebt  das  Recht  auf 
eine  Stimme. 
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§  17. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  über  Ein- 
berufung des  Verwaltungsratbes,  in  der  Regel  im  Monate  Juni  in  Wels 
zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  einberufen  werden, 
so  oft  der  Verwaltungsrath  es  für  nöthig  erachtet;  ferner  sind  dieselben 
einzuberufen,  wenn  hiefür  ein  Bescbluss  der  Generalversammlung  vor- 
liegt, oder  wenn  eine  solche  von  dem  Revisionsausschusse  (§  39)  be- 
antragt wird,  oder  endlich,  wenn  ein  oder  mehrere  Anteilscheinbesitzer, 
welche  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  emittirten  Gesellschaftscapitales 
repräsentiren,  ibre  Antheilscheine  flammt  Coupons  bei  der  Gesellscbafts- 
cas^a  deponirt  haben  und  unter  Angabe  der  Gründe  in  einer  schrift- 
lichen Eingabe  bei  dem  Verwaltungsrat  he  darauf  antragen.  Die  Einbe- 
rufung hat  in  den  letzten  beiden  Fällen  auf  einen  innerhalb  45  Tagen, 
vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet,  gelegenen  Termin  zu 
erfolgen. 

Anteilscheinbesitzer,  welche  wenigstens  den  zehnten  Theil  des 
Gesellschaftscapitales  repräsentiren  und  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirung 
der  Antheilscheine  nachweisen,  können  Anträge  zur  ordentlichen 
Generalversammlung  bis  spätestens  30  Tage  vor  Einberufung  der 
Generalversammlung  beim  Verwaltungsrathe  anmelden  und  sind  dieso 
Antrüge  in  die  Einberufungskundmachung  (§  18)  der  Generalversamm- 
lung aufzunehmen. 

§  18. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  geschieht  durch  eine  Kundmachung  (§  6),  welche 
wenigstens  14  Tage  vor  der  Versammlung  zu  erfolgen  und  die  Ver- 
bandlungsgegenstände  zu  enthalten  hat.  Ueber  andere  Gegenstände,  als 
in  der  Einberufungskundmachung  enthalten  sind,  kann,  mit  Ausnahme 
der  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung,  Art.  288 
H.  G.  B.,  ein  giltiger  Beschluss  nicht  gefasst  werden. 

In  der  Generalversammlung  steht  jedem  stimmberechtigten  An- 
teilscheinbesitzer das  Recht  zu,  selbständige  Anträge  zu  stellen;  doch 
darf  über  dieselben  nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  ent- 
schieden, sondern  nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  dem 
zehnten  Theile  des  Gesellschaftscapitales  unterstützt  wird,  bestimmt 
werden,  wann  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

§  19. 

Die  stimmberechtigten  Besitzer  von  Anteilscheinen,  welche  sich 
an  der  Generalversammlung  betheiligen  wollen,  haben  ihre  Antheil- 
scheine wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Ve»ammlungst«ge  am  Sitze 
der  Gesellschaft  oder  an  den  von  dem  Verwaltungsrathe  bestimmten 
Erlagestellen  zu  deponiren  und  erhalten  auf  ihren  Namen  lautende 
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Legitimationskarten,  welche  die  Zahl  der  erlegten  Anteilscheine  und 
der  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  ausschliesslich  für  die 
bezeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten 
gelten. 

Die  Besitzer  von  Anteilscheinen  können  hiebei  nur  durch  solche 
Personen  vertreten  sein,  welche  selbst  stimmberechtigt  in  der  General 
Versammlung  sind. 

Nor  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  ohne  Bück- 
sicht auf  diese  Bestimmung  durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise 
statutarischen  Repräsentanten  vertreten. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Landes  Oberösterreicb,  der  Stadt 
Weh  und  der  Sparcasse  Eferding  befindlichen  Antheilscheine  genügt 
an  Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
der  Landescasse,  beziehungsweise  die  Beibringung  einer  Bescheinigung 
der  Stadtgemeindevorstehung  Wels  und  respective  der  Direction  der 
Sparcasse  Eferding. 

§  20. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  über  deren 
erste  ordnungsgemässe  Einberufung  mindestens  10  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen  (§  19)  wenigstens  den 
zehnten  Theil  des  eingezahlten  Gesellschaftscapitales  vertreten. 

Zur  Bescblussfassung  Uber  die  vorzeitige  Auflösung  der  Gesell- 
schaft (§  5)  müssen  mindestens  zwei  Drittel  des  Gesellschaftscapitales 
vertreten  sein. 

§  21. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nach  den  vorher- 
gehenden Bestimmungen  (§  20)  nicht  beschlussfähig,  so  wird  sie  ver- 
tagt und  unter  Angabe  des  Grundes  binnen  drei  Tagen  neuerlich 
gemäss  §  18  einberufen. 

Hiebei  wird  der  Zeitraum  zwischen  Einberufung  und  Abhaltung 
der  Generalversammlung  auf  acht  Tage  und  zur  Deponirung  der 
Antheilscheine  auf  vier  Tage  beschränkt. 

Die  Generalversammlung  zweiter  Einberufung  ist  ohne  Rücksicht 
auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  auf  die  Höhe  des  vertretenen  Gesell- 
schaftscapitales beschlussfähig.  Ihre  Verhandlungen  sind  aber  ganz  aus- 
nahmslos auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlung  beschränkt 
was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden 
muss. 

§  22. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Rechnungsabschluß,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung dem  stimmberechtigten  Anteilscheinbesitzer  auf  Verlangen 
auszufolgen. 
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§  23. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsratb.es  oder  sein  Stellvertreter. 

Er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegenstände, 
eröffnet,  leitet  und  scbiiesst  die  Berathungeo.  Er  ernennt  auch  den 
Schriftführer. 

Als  Stimmzähler  fungiren  die  meistbetheiligten  Besitzer  von 
Anteilscheinen,  an  deren  Stelle  im  Falle  der  Ablehnung  die  Nächst- 
betheiligten  treten. 

Unter  Gleichberechtigten  entscheidet  das  Los. 

§  24. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Be- 
schlüsse erhoben,  für  welche  der  Vorsitzende  seine  Stimme  abgegeben  hat. 

Um  über  die  im  §  26,  lit.  e,  /,  g,  A,  »  und  l  angeführten  Gegen- 
stände giltig  zu  beschlieesen,  ist  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittel  der 
anwesenden  Stimmen  erforderlich. 

§  25. 

Die  Wahlen  werden,  sofern  die  Generalversammlung  nicht  ander s 
beschliessen  sollte,  durch  Stimmzettel  vorgenommen. 

Als  gewählt  erscheinen  diejenigen,  welche  die  grösste  Anzahl  von 
Stimmen,  zugleich  aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten 
haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Mehrheit  nicht  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  sodann  das  Los. 

§  26. 

Dem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§§  31  und  32); 

b)  die  Wahl  des  Revisionsausschusses  (§  39); 

cj  die    Genehmigung    der  Jahresrechnung   und    die  Ertheilung  des 
Absolutoriums  an  den  Verwaltungsrath; 

d)  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  44); 

e)  die  Erwerbung  von  Concepsionen  zum  Baue  weiterer  Bahnstrecken 
und  zur  Anlage  von  Fitigelbahnen; 

f)  der  Kauf,  Verkauf  oder  die  Verpachtung  von  Bahnstrecken; 

g)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  und  die  Ausgabe  von 
Prioritätsactien ; 

h)  die  Abänderung  des  Statuts; 

i)  die  vorzeitige  Auflösung  der  Gesellschaft; 
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k)  die  in  diesem  Falle  (für  t)  etwa  zu  treffende  Verfügung  über  das 

Gesellschaftsvermögen ; 
l)  die  Aufnahme  von  Hypothekardarlehen. 

Zu  den  unter  e,  f,  g,  h,  i  und  l  aufgeführten  Beschlüssen  ist  die 
Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung  erforderlich. 

§  27. 

Statutenmässig  gefasste  Beschlüsse  der  Generalversammlung  sind 
für  alle  Besitzer  von  Antheilscheinen  verbindlich. 

§  28. 

Ueber  die  Verhandlung  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schrift- 
führer und  zwei  durch  die  Generalversammlung  gewählten  Anteilschein- 
besitzern unterzeichnet  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Besitzer 
von  Antheilscheinen  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmen- 
anzahl nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  sind  vom  Präsi- 
denten des  Verwaltungsrathes  oder  seinem  Stellvertreter  und  einem 
zweiten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  zu  unterfertigen. 

B.  Verwaltungsrath. 

§  29. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  und  das  Executivorgan 
der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Bestimmungen  der  Artikel  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes. 

Ihm  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesell- 
schaft, sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen  Be- 
ziehungen. 

§  30. 

Der  Vorwaltungurath  ist  als  solcher  mit  den  ausgedehntesten  Voll- 
machten versehen;  namentlich  ist  er  ausdrücklich  auch  zu  all  jenen 
Acten  ermächtigt,  zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B.  eine  besondere 
Vollmacht  erforderlich  wäre. 

Er  vertritt  die  Gesellschaft  auch  vor  Gericht,  ist  mit  der  im 
Handelsgesetze  festgesetzten  Berechtigung  und  Verantwortlichkeit  zu 
allen  Verfügungen  in  jenen  Gesellschaftsangelegenheiten  berufen,  welche 
nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Insbesondere  steht  ihm  die  Ernennung  und  Entlassung  der  Beamten 
und  Diener  der  Gesellschaft,  die  Bestimmung  ihres  Wirkungskreises 
und  ihrer  Bezüge,  endlich  die  Genehmigung  der  Dienstesinstruction  und 
des  Heglements  zu. 
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Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  unbeschadet  der  Art. 
231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  oder 
an  sonstige  Bevollmächtigte  für  eben  bestimmten  Zweck  und  eine 
bestimmte  Zeitdauer  übertragen. 

Die  Art  uod  Weise,  wonach  die  Behandlung  der  Geschäfte  des 
Verwaltungsrathes  erfolgt,  bestimmt  die  Geschäftsordnung,  welche  der 
Verwaltungsrath  selbst  beschliesst. 

§  81. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  sieben  von  der  Generalversammlung 
aus  der  Zahl  der  Besitzer  der  Anteilscheine  auf  eine  Functionsdaner 
von  zwei  Jahren  au  wählenden  Verwaltungsrathen  (§  26);  ausserdem 
entsendet  die  Gemeindevertretung  der  Stadt  Wels  drei  Verwaltungsräthe, 
so  lange  sie  wenigstens  1250  Anth eilscheine,  awei  Verwaltungsräthe, 
so  lange  sie  wenigstens  830  Anteilscheine  und  einen  Verwaltungsrath, 
so  lange  sie  wenigstens  25  Anteilscheine  a  100  fl.  besitzt.  Die  Spar- 
casse  Eferdiug  enteendet  einen  Verwaltungsratb,  so  lange  sie  wenigstens 
25  Antheilscheine  ä  100  fl.  besitzt.  Einen  Verwaltungsrath  entsendet 
der  hohe  Landesausschuss,  solange  eich  das  Land  Oberösterreich  im 
Besitze  von  Antheilscheinen  der  Gesellschaft  befindet. 

Fünf  der  von  der  Generalversammlung  gewählten  Verwaltungs- 
räthe müssen  in  Wels  domiciliren. 

Die  Verwaltungsräthe  sind  der  Gesellschaft  gleich  anderen  Macht- 
habern  verantwortlich. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  die  Staatsbürgerschaft 
in  einem  der  Länder  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen. 

§  32. 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  gewählten  sieben  Ver- 
waltungsräthen  treten  in  einem  Jahre  drei,  im  anderen  vier  aus.  Soweit  die 
Reihenfolge  des  Austrittes  nicht  schon  durch  den  Zeitpunkt  einer  voraus- 
gegangenen Wahl  bestimmt  ist,  entscheidet  über  diese  Reihenfolge  das  Los. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  gewählten  Ver- 
waltungsrathes vor  Ablauf  seiner  Functionsdaner  kann  seine  Stelle 
einstweilen  von  dem  Verwaltungsräthe  provisorisch  aus  der  Zahl  der 
Actionäre  besetzt  werden. 

Die  definitive  Ersatzwahl  erfolgt  durch  die  nächste  General- 
versammlung. 

Das  auf  diese  Weise  in  den  Verwaltungsrath  berufene  Mitglied 
tritt  rücksichtlich  der  Dauer  der  Function  an  die  Stelle  jenes  Mit- 
gliedes, für  welches  es  gewählt  wurde. 

§  33. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritte seiner  Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  10  Stück  Antheil- 
scheine sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  an  die  Gesell- 
schaftscasse  zu  erlegen. 
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Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  bekannt 
gegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  und  nach  deren  Aufhören  bis  aar 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  dürfen  diese 
Anteilscheine  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  34. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen 
Vieeprisidenten. 

Jeder  von  ihnen  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  Beider  betraut  der  Verwaltungsrath 
eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  35. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wels  auf  Einladung  des 
Präsidenten  oder  seines  Stellvertreters  so  oft  es  das  Interesse  der 
Gesellschaft  erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert,  dass  alle 
Verwaltungsrftthe  von  der  bevorstehenden  Sitzung  und  dem  Gegenstände 
derselben  rechtzeitig  verständigt  werden. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Mitglieder  gefasst.  Der  Vorsitzende  ist  wie  jedes  andere 
Mitglied  stimmberechtigt.  Bei  Stimmengleichheit  gilt  jene  Meinung  als 
Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Zur  Giltigkeit  eines  Beschlusses  Ut  die  persönliche  Anwesenheit 
von  mehr  als  der  Hälfte  sämmtlicher  Mitglieder  erforderlich. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wablgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  bei  Wahlen  das  Los. 

§  36. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  anwesende 
Mitglieder  unterfertigen. 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  demselben  sind  vom  Präsidenten 
oder  dessen  Stellvertreter  zu  beglaubigen. 

§  37. 

Die  Mitgliedschaft  des  Verwaltungsrathes  ist  ein  Ehrenamt;  die 
Functionen  des  Verwaltungsrathes  sind  unentgeltlich. 

Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  werden   die  Barauslage 
einer  im  Interes*e  der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  dem  Verwal 
tungsrathe  beschlossenen  oder  genehmigten  Reise  vergütet. 

D  «  Rethuortoode»  der  8.t«rr.  Ki.enb»hn«ii.  III.  29 
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§  «58. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  einem  directen  Vertrags- 
Verhältnisse  als  Bauunternehmer,  Lieferant  u.  s.  w,  zur  Gesellschaft 
steht,  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat, 
ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  au  haben,  wer  wegen  eines  Ver- 
brechens oder  wegen  eines  aus  Gewionsucht  hervorgegangenen  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden 
iet,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungrathes  Bein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions- 
dauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

C.  Der  Revisionsaussc.huss. 
§  39. 

Der  Revisionsausscbuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei 
Ersatzmännern,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  den  dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehörenden  stimm» 
berechtigten  Besitzern  von  Anteilscheinen  gewählt  werden.  Diese 
Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder  des 
Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function;  bei  gleicher  Stimmenzahl  ent- 
scheidet das  Los. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  sind  wieder  wählbar. 

Sie  müssen  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wels  haben. 

§  40. 

Der  Revisionsansschuss  hat  die  Richtigkeit  der  Jahresrechnungen 
und  der  Bilanz,  sowie  die  Vorschläge  bezüglich  der  Gewinnverteilung 
zu  prüfen  und  hierüber  der  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten; 
er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die  Bücher  und  die  Gebarung 
der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den  Rechnungslegern  die 
nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

§  41. 

Die  Mitgliedschaft  im  Revisionsausschnsse  ist  ein  Ehrenamt;  die 
Functionen  desselben  sind  unentgeltlich. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung  und  Gewinnverteilung. 

§  42. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December. 
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§  43. 

Nach  den  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  getroffenen  Vereinbarungen  über  die  staatliche  Betriebs- 
führung der  im  §  1  genannten  Localbahnon  wird  die  Betrieberechnung 
für  dieselben  monatlich  aufgestellt  und  halbjährig  abgeschlossen.  Die 
Rechnung  für  das  erste  Semester  eines  Jahres  wird  spätestens  drei 
Monate  nach  Schluss  des  Semesters,  die  Rechnung  für  das  zweite 
Semester,  zugleich  Jahresrechnuog,  wird  spätestens  fünf  Monate  nach 
Jahreaschluss  dem  Verwaltungsrathe  zur  Prüfung  und  Anerkennung 
Übermittelt. 

Diese  Rechnungen  werden  nach  ihrem  Einlangen  sofort  dem 
Revisionsausschusse  zur  Prüfung  und  Berichterstattung  zugestellt  und 
sind  sonach  der  Generalversammlung  mit  den  erforderlichen  Belegen 
vorzulegen. 

§  44. 

Der  Gewinn  der  Gesellschaft  besteht  aus  dem  nach  Abzug  aller 
Kosten,  insbesondere  der  nach  Massgabe  der  mit  der  k.  k.  General- 
direction der  österreichischen  Staatsbahnen  abgeschlossenen  Betriebs- 
verträge (§  43)  erwachsenden  Betriebsauslagen  und  allgemeinen  Ver- 
waltungsauslagen, dann  der  allfälligen  Verluste  und  entsprechenden 
Abschreibungen  verbleibenden  Reinerträgnisse. 

Von  dem  jährlichen  Reinerträgnisse  wird  vor  allem  der  zur 
Amortisation  der  Anteilscheine  (§  47)  erforderliche  Betrag  in  Abzug 
gebracht  und  werden  sodann  wenigstens  2  Percent  dem  Reservefonde 
(§  46)  zugewiesen. 

Der  hienach  und  nach  Abschlag  etwaiger,  über  Antrag  des 
Verwaltungsrathes  für  Angestellte  der  Gesellschaft  von  der  General- 
versammlung bewilligter  Remuaeratioaen  verbleibende  Rest  ist  in  der 
von  der  Generalversammlung  zu  bestimmenden  Höhe  als  Dividende  an 
die  Besitzer  von  noch  nicht  amortisirtea  Autheilscheinen   zu  vertheilen. 

§  45. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  in  den  von  der  General- 
versammlung bestimmten  und  gehörig  kundgemachten  Terminen  bei  den 
vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Zahlstellen  statt;  in  dem  Falle,  als 
die  betriebführende  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
mit  Rücksicht  auf  das  Betriebsergebniss  und  den  provisorisch  aufge- 
stellten Rechnungsabschluss  Abschlagszahlungen  leisten  sollte,  können 
jedoch  am  2.  Jänner  angemessene  Abschlagszahlungen  auf  die  Dividende 
geleistet  werden.  Dividenden,  welche  innerhalb  drei  Jahren,  vom  Fällig- 
keitstage an  gerechnet,  nicht  erhoben  werden,  verfallen  der  Gesellschaft 
zu  Gunsten  des  Reservefonds  (§  46). 

§  46. 

Der  Reaervefond  hat  die  Bestimmung,  die  Kosten  für  die  ordnungs- 
mässige  Erneuerung  der  Bahnen  und  deren  Zugehör,  sowie  für  eventuelle 
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Erweiterungsbauten,  welche  nicht  durch  Capitalveimebrung  durchgeführt 
werden,  su  decken. 

Der  Reeervefond  wird  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  44  inso- 
lange  dotirt,  bis  derselbe  10  Percent  des  geaammten  Anlagecapitales 
erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  statuten- 
mäßige Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

§  47. 

Die  aämmtlichen  Autheilscheine  werden  innerhalb  der  Dauer  der 
Concession  nach  einem  von  der  hohen  Staatsverwaltung  zu  genehmigen- 
den Tilgungsplane  amortiairt. 

Die  su  amortisirenden  Antheilecheine  werden  durch  Verlosung 
bestimmt,  welche  nach  den  vom  Verwaltungsrathe  festzusetzenden 
Bestimmungen  in  Wels  stattfindet. 

Die  Nummern  der  verlosten  Anteilscheine  werden  durch  die 
„Linzer  Zeitung"  kundgemacht. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Antheilecheine  erhalten  gegen  Rück* 
Stellung  derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nenn- 
werth dieser  Anteilscheine  nebBt  den  etwa  noch  unbehobenen  und 
nicht  verjährten  Dividenden.  Die  Rückzahlung  der  verlosten  Antheil- 
echeine erfolgt  am  1.  Jänner  des  auf  die  Verlosung  folgenden  Jahres. 

Wenn  Antheilecheine  unter  dem  Nennwerth  erhältlich  sind,  so  ist 
der  Verwaltungsrath  berechtigt,  die  der  planmftssigen  Amortisationsquote 
entsprechende  Anzahl  von  Anteilscheinen  statt  im  Wege  der  Verlosung 
durch  Ankauf  derselben  aus  freier  Hand  der  Tilgung  zuzuführen,  jedoch 
ist  ein  solcher  Ankauf  nur  insolaoge  zulässig,  als  das  nicht  amortisirte 
Actiencapital  nicht  unter  die  Hälfte  des  ursprünglichen  Actiencapitales 
gesunken  ist.  Die  verlosten  und  zurückgekauften  Actien  sind  vom 
Verwaltungsrathe  im  Beisein  des  landesfürstlichen  Commissärs  zu  ver- 
tilgen. 

Die  Dividenden,  welche  auf  die  zurückgekauften,  sowie  nach 
Maeegabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  auf  die  verlosten  Anteil- 
scheine entfallen,  sind  einem  Tilgungsfonde  zuzuwenden,  aus  welchem 
Anteilscheine  auch  Über  den  Betrag  der  Amortisationsquote  der  Tilgung 
zugeführt  werden  können. 

V.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
§  48. 

Im   Falle    der   Auflösung   der    Gesellschaft   hat    die  General- 
versammlung die   Modalitäten    der   Liquidation   in   Form   einer  Ab- 
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Änderung  oder  Ergänzung  der  Statuten  zu  normiren,  sowie  die 
Liquidatoren  zu  ernennen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderliehen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  der  Statuten  Uber  die  Generalversammlung  und 
den  Revisionsauschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und 
bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modification  in  Wirksamkeit, 
dass  die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  auch  die  Befugnisse 
deB  Verwaltungsrathes. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine 
besonderen  Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches, II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  49. 

Aus  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden  derselben  zu 
decken.  Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche,  etwa  noch  nicht 
amortisirte  Anteilscheine  gleicbmässig  zu  vertheilen,  insofern  hienach 
nicht  mehr  als  der  Nennwerth  auf  jede  derselben  entfällt.  Sollte  nach 
Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  dieser  Anteilscheine  noch  ein 
Uebcrschuss  sich  ergeben,  so  ist  über  die  Art  und  Weise  der  Ver« 
theilung  desselben  ein  Beschluss  der  Generalversammlung  einzuholen. 

§  50. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemassheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  October 
1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  152,  (§  13)  aus. 

Insbesondere  hat  hienach  der  landesfürstliche  Commissär  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  den  Generalversammlungen 
beizuwohnen  und  alle  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  etwa  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  den  Statuten  oder  den  allgemeinen 
Gesetzen  zuwiderlaufen  oder  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  sind, 
zu  sistiren. 

Gegen  eine  solche  Verfügung  des  landesflirstlichen  Commissärs  steht 
dem  Vei waltun gsrathe  das  Recht  der  Beschwerde  an  die  competente 
Behörde  zu. 

§  51. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsvertrage  entscheidet  das  com- 
petente Gericht. 
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§  52. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G,  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  9255. 

Vorstehende  Statuten,  welohe  an  die  Stelle  der  unterm  14.  Mai  1891, 
Z.  5860,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  anf  Grund  Allerhöchster  Ermlehtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  20.  April  1894. 

Bacquehem  m.  p. 


Digitized  by  Google 


I 


R,  Gaisbergbahn-Gesellschaft 

1.  Concessionsurkunde  vom  24.  März  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  58, 
fOr  die  Zahnradbahn  auf  den  Gaisberg  bei  Salzburg. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Josef  Cathrein  im  Vereine  mit  der  Fiima  Soenderop  & 
Comp.  (Commanditgesellschaft  zum  Baue  und  Betriebe  von  Eisenbahnen) 
in  Berlin  und  dem  Civilingenieur  Alezander  Werner  die  Bitte  um  Er- 
theilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Zahnradbahn 
von  Parsch  hei  Salzburg  auf  den  Gaisberg  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens, 
den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
der  Gesetze  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  vom  26.  December 
1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  180,  und  vom  28.  December  1884.  R.  G.  Bl. 
Nr.  203,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  schmalspurige  Zahnradbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  nächst  Salzburg  gelegenen  Haltestelle  Parsch  der 
Staatebahnlinie  Salzburg-Wbrgl  über  die  Zietelalpe  auf  den  Gipfel  des 
Gaieberges. 

Die  Zahnradbahn  anf  den  Gaisberg  wurde  am  29.  Mai  1887  dem  Betriebe 
übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
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a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge, 
bücherliche  Eintragungen,  Eingaben  und  sonatige  Urkunden 
zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  und  Sicherstellung  der 
Capitalsverniosung  und  des  Betriebes  bis  sum  Zeitpunkte  der 
Betriebseröffnung,  sowie  für  jene  bezüglich  der  Grunderwerbung, 
des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  big  zum  Schlüsse  des 
eisten  Betriebsjahres; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  erste 
Ausgabe  der  Actien  mit  Einschluss  der  Interimsseheine,  sowie  von 
der  bei  der  Grundeinlösung  auflaufenden  Uebertragungegebühr ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Coaceesion  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Coneessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  (80)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Coneessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  concessionirten 
Eisenbahn  sofort  nach  Ertheilung  der  Baubewilliguog  su  beginnen  und 
bis  zum  16.  Mai  1887  su  vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben  und  während  der  ganzen  Concesaionsdauer  vom 
15.  Mai  bis  SO.  September  jeden  Jahres  im  ununterbrochenen  Betriebe 
su  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautennines  haben  die  Con- 
eessionäre durch  Erlag  einer  Caution  von  Zehntausend  (10.000)  Gulden 
in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit 
su  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  sur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Coneessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Etsenbahnconcessionsgesetse  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
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Ordnung  vom  16.  November  1851,  B.  O.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn» 
betriebsordnung  vorgeschriebenen  8icherheits Vorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit und  die  Natur  des  Zahnradbetriebea  nach  dem  Er- 
messen des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden 
diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebs- 
vorschriften Anwendung  finden. 

Im  Uebrigen  werden  hinsichtlich  des  Betriebes  und  der  Verwaltung 
der  Bahn  alle  gesetzlich  zulässigen  Erleichterungen  zugestanden  werden, 
welche  mit  Bücksicht  auf  den  Zahnradbetrieb  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsministeriums  zulässig  oder  erforderlieh  erscheinen. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
ihren  Sitz  in  einem  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  haben  muss. 

Die  zu  bildende  Actiengesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Ver- 
bindlichkeiten der  Concessionäre. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen ;  dagegen 
wird  den  Concessionlren  das  Recht  eingeräumt,  Prioritätsactien,  welche 
bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  Stamm - 
actien  gemessen,  bis  zum  Betrage  von  Drei  Fünftel  (*/»)  des  genehmigten 
Nominalanlagecapitales  auszugeben. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  ist  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zu  unterziehen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularen  der  auszugeben- 
den Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  amortisiren. 

§  7- 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficieie  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn - 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
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Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  S  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  und  Aufrechthaltung  des  Betriebes 
nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung 
nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Eatgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  »ämmtlicben  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes  uud  der 
Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung ihrer  Bestimmung  entsprechend  ganz  oder  theilweise  bereits 
verwendet  sind. 

Beim  Erlöschen  dieser  Concession  behalten  die  Concessionäre  das 
Eigenthum  des  aus  dem  eigenen  Ertragnisse  der  Unternehmung  ge- 
bildeten Reservefondes  und  der  ausstehenden  Activen,  dann  auch  jener 
aus  dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbeuen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Con- 
cessionäre von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  ZugehÖr  der  Eisenbahn 
bilden. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden,  und  auf  die 
Hintanhaltung,  rücksichtlich  auf  die  Beseitigung  von  Gebrechen  in 
dieser  Beziehung  zu  dringen. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Comtnissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  VeiwaltungsratbeB  oder  der  sonst  als  Vorstand  der  Eisenbahnunter- 
nehmung fungirenden  Vertretung,  so  oft  er  es  angemessen  erachtet,  bei- 
zuwohnen und  alle  etwa  den  Gesetzen  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  uud  Ver- 
fügungen zu  Bistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  haben  die  Concessionäre 
bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den  Staatsschatz  nicht 
zu  leisten. 
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§  11. 

Der  £ taatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  weDn 
angeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen Bollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  and  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Conce8sion  für  erloschen  zu  ei  klären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Beetimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concession  ären  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 
au  vierundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Mftrz  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  Achthundert  Achtzig  und  sechs,  Unserer  Reiche  im  Achtund- 
dreissigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Pusswald  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

nir  die  Zahnradbahn  von  Parsek  auf  den  Gaiberg  bei  Salzbarg 

(C.  Bl.  Nr.  50  ex  1886). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Locomotiveisenbahn  von  der  Haltestelle  Parsch  der  Liuie 
Salzburg- Wörgl  der  k.  k.  Staatsbahnen  auf  den  Gipfel  des  Gaisberges  ist  mit  einer 
Spurweite  von  10  Meter  als  Zahnradbahn  mit  blossem  Tagverkehre  fdr  eine 
Maximalfahrgtschwindigkeit  von  7  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Zufolge  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  Mai  1887, 
Z.  8962,  C.  Bl  Nr.  67,  wurde  die  Anwendung  folgender  Maximalfahrgeschwindig- 
keiten bis  auf  Weiteres  genehmigt: 

1.  dir  die  Tbalstrecke  von  Kilometer  0*0  bis  Kilometer  0  8  die  Maximal- 
fshrgeschwindtgkeit  von  12  Kilometer  per  Stunde,  und  zwar  in  beiden  Fahrt- 
richtungen ; 

2.  für  die  Bergfahrt  von  Kilometer  0  8  bis  auf  die  Gaisbergspitze  die 
Maximalfahrgeschwindi^keit  von  10  Kilometer  per  Stunde; 

3.  für  die  Thalfahrt  in  der  sub  2  bezeichneten  Strecke  die  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit von  7  Kilometer  per  Stunde. 
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Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Masa- 
gabe  der  Tom  Handelsministerium  so  genehmigenden  Detailprojeote  und  der  nach- 
stehenden technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
au  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Conoessionäre  beim  Baue  auch  allen  vom  Handels- 
ministerium aus  Öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  «u  stellenden  Anforderungen 
Folge  sn  leisten  und  sich  naoh  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- 
Vorschriften  ru  benehmen. 

2.  Traoe. 

Die  au  erbauende,  circa  6*6  Kilometer  lange  Zahnradbahn  beginnt  an  der 
Haltestelle  Parsoh  der  Linie  8slzbujg-Wörgl  der  k.  k.  Staatsbahnen,  wendet  sich 
in  östlicher  Richtung  gehend  cum  Fusse  des  Gaisberges,  von  wo  die  Traoe  über 
den  Judenberg  und  die  Zistelalpe  cur  Höbe  des  Gaisberges  führt  und  nächst  dem 
dortselbst  befindlichen  Gasthofe  endet. 

Abänderungen  der  genehmigten  Bahntraoe  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  worden,  wenn  durch  dieselbeu 
die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nioht  verändert  wird. 

3.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  und  vollständig  auf  eigenem  Unterbaue  herzustellen 
und  dem  entsprechend  auch  die  Grundeinlösung  durchzuführen. 

Als  grttsste  zulässige  8teigung  der  currenten  Strecke  werden  260  pro  mille 
=  1:4  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  in  Neigungen  von  unter 
100  pro  mille  b  l :  io  anzulegen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  ist  derart  zu  bemessen,  dass 
zwischen  den  Fahrbetriebsmitteln  der  sieh  begegnenden  Züge  ein  freier  Zwischen- 
raum von  mindestens  0*8  Meter  übrig  bleibt. 

Die  Minimalcurvenhalbmesser  dürfen  nicht  unter  120  Meter  betragen  und 
wird  überdies  bestimmt,  dass  für  sämmtliche  Bögen  höohstens  zwei  Gattungen  von 
Radien  angewendet  werden  dürfen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  mindestens  3*5  Meter  sowohl  bei 
Dämmen,  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  6  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende  Er- 
breiterung  des  Bahnkörpers  vorzunehmen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  bei  sümmtlioben  Objecten  auf  jeder  Seite  des  passirenden  Zuges  eine 
benütsbare  Minimalbreite  von  0*7  Meter  vorbanden  sein. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  2  Meter 
totaler  Lichtweite  dürfen  Tragcoostructionen  von  Holz  angewendet  werden,  bei 
allen  grösseren  offenen  Objeoten  und  Brücken  sind  Eisenconstruotionen  zu  ver- 
wenden. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brüokenconstruo- 
tionen  sind  die  Raddrücke  und  Achsenstände  der  faotisch  verkehrenden  Fahr- 
betriebsmittel zu  Grunde  zu  legen. 

Für  Eisenconstruotionen  wird  die  Inanspruchnahme  des  Eisens  für  alle 
Construotionstheile  exclusive  der  Nieten  bis  zu  900  Kilogramm,  für  die  Nieten  bis 
zn  700  Kilogramm  und  für  Holzconstructionen  bis  zu  80  Kilogramm  per  Quadrat- 
centime ter  zugelassen. 
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4.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  8ystem  Riggenbach  auszuführen. 

Die  Laufschienen  sind  ans  Flussstahl  zu  erzengen  und  soll  dereu  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  23  Kilogramm  betragen. 

Hinsichtlich  des  Materiales  und  der  Constructionsart  der  Zahnstange,  ferner 
bezüglich  der  Dimensionen  der  eisernen  Quorschwellen  und  überhaupt  deB  Details 
der  Oberbauanordnung  sind  jene  Bestimmungen  einzuhalten,  welche  auf  Grund 
diesbezüglicher  Vorlagen  vom  k.  k.  Handelsministerium  getroffen,  beziehungsweise 
genehmigt  werden. 

Der  Sohotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  mindestens 
eine  Kronenbreite  von  2*4  Meter  zu  erhalten. 

5.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Unter- 
mauerung aus  Biegelwänden  oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Stationen  und  Halteatelleu  sind  mit  entsprechenden  Wartehallen, 
sowie  mit  Pasjagieraborten  zu  versehen. 

Die  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen  Bau- 
vorschriften herzustellen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

6.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  3  Locomotiven, 
7  Personenwagen,  1  Lastwagen,  sämmtliche  nach  speciell  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zu  genehmigenden  Detailplänen. 

Als  Feuerungsmaterial  für  die  Locomotiven  ist  Steinkohle  oder  Coaks  zu 
verwenden. 

Der  Aschen-  und  Rauohkasten  der  Maschine  muss  derart  versohliessbar  sein, 
dass  ein  Herausfallen  glimmender  Kohlen-  oder  Coaksstücke  oder  ein  Entfliegen 
von  Funken  »icher  vermieden  wird. 

7.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegeustände  Bind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels» 
ministeriums  insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werdeu  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  uud  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  Handelsministeriums  und  dürfen  die  nachstehenden,  fttr  die 
ganze  Strecke  festgesetzten  Maximaltarife  nicht  übersteigen,  und  zwar: 

a)  Personen:  Für  die  Tour-  und  Retourfahrt    .  3  fl.  —  kr.  österr.  Währ. 

„     „  Bergfahrt  2  *  —  „ 

„     „  Thalfahrt  1   „  60  „ 

per  Person; 

b)  Gepäck  etc.  per  1  Kilogramm  1  kr.  fistcrr.  Währ.,  mindestens  jedoch 
26  kr.  fisterr.  Währ,  per  Stück. 
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3.  Leistungen  zu  Gunsten  der  Post  Verwaltung. 

Bezüglioh  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  im  8inne  des  Artikels  II 
des  Gesetzes  vom  25.  Mai  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  56,  folgende  Bestimmungen  zur 
Anwendung: 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruoh  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Wertb- 
semlungen,  sowie  deren  Begleiter  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen,  in  welchen 
eigene  Stationsgebäude  hergestellt  werden,  besondere  Locali täten  erforderlich 
werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form  eines 
Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  den  Con- 
cessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  und  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

3.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  Ubernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seinerzeit  für 
den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf 
eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staats- 
telegrapbenanstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphen- 
leitungen gegen  eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats- 
und Privatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegrapheu 
an  den  Stutzpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  duroh 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  ooncessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  Übernehmen  auch  die  Verpflichtung,  sich  der  in  Aussicht 
genommenen,  im  Verordnungswege  durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen 
der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Looalbahnen  zu  unterwerfen. 

4.  Unentgeltliche  Beförderung  bei  Dienstreisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsieht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörde  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Conoession  oder  au9 
Gefällsrüoksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifloaten 
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ausweisen,  ferner  die  polizeilichen  Sicherheitsorgane  im  Dienst,  müssen  sammt 
ihrem  Reisegep&cke  unentgeltlich  befördert  werden. 

Wien,  am  10.  April  1886. 

Der  Leiter  des  k.  k.  Handelsministeriums: 
Pusswald  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Gaisbergbahn>Gesell8ckaft, 

I.  Abschnitt 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachung 

der  Gesellschaft. 

§  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
24.  März  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  58,  durch  welche  Herrn  Josef  Cathrein 
im  Vereine  mit  der  Firma  Soenderop  &  Co.  (CommanditgeBellschaft 
«um  Baue  und  Betriebe  von  Eisenbahnen)  in  Berlin  und  dem  Herrn 
Alexander  Werner  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  schmal- 
spurige Zahnradbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  der  nächst 
Salzburg  gelegenen  Haltestelle  Parsch  der  Staatsbahnlinie  Salzburg- Wörgl 
über  die  Zistelalpe  auf  den  Gipfel  des  Gaisberges  ertheilt  wurde,  wird 
eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten der  Concessionäre  eintritt. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Zahnradbahn; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zahnrad-  und  Localbahnen,  für  welche 
in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  die  Conceasion  erworben  wird ; 

e)  der  Besitz  und  Betrieb  von  Hotels,  sowie  von  Communications- 
mitteln  verschiedener  Art,  welche  zur  Erleichterung  des  Verkehre 
der  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Bahnen  von  der  Gesellschaft 
begründet,  erworben  oder  gepachtet  werden. 

§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Salzburg. 
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§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„Gaisbergbabn-Gesellscbaft." 

Sie  ist  im  Handelsregister  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Salzburg 
eingetragen  und  wird  eolleetiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  mit  der 
Procuraftthrung  betrauten  Gesellschaftsbeamten  gezeichnet,  welcher 
letztere  jedoch  den  Zusatz  „per  procura"  (oder  p.  p.)  seiner  Namens- 
unterzeicbnung  beizufügen  hat. 

§  ö. 

Constituirnng  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  wurde  constituirt,  nachdem  das  gerammte,  im 
§  7  festgesetzte  Stammactiencapital  voll  eingezahlt,  die  constituirende 
Generalversammlung  ordnungamäsaig  abgehalten  und  die  Firma  der  Ge- 
sellschaft handflsgerichtlich  protokollirt  worden  war. 

Die  Gesellschaft  eudet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
für  die  im  §  1  bezeichnete  Zahnradbahn,  sofern  nicht  nach  den  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens 
der  Concession  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
genehmigten  fieschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung 
erfolgen  sollte. 

§  C 

Art  der  Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen 
rechts  wirksam  in  der  amtlichen  „Salsburger  Zeituog",  und  ist  jede  in 
dieser  Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  k.  k.  Landeegerichte  in 
Salzburg  anzuzeigen. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  7. 

Gesellschaftscapital  in  Actien. 

Das  Gesellschaftscapital,  welches  ursprünglich  mit  780.000  fl., 
zertheilt  in  3900  Actien  a  200  fl.,  festgesetzt  war,  beträgt  in  Folge 
der  von  der  Generalversammlung  am  5.  October  1889  beschlossenen 
Erhöhung  desselben  durch  Ausgabe  vou  1500  Stück  Prioritätsactien 
a  200  fl.  gegenwärtig  1,080.000  fl.  ö.  W.,  und  ist  in  1500  Stück 
Prioritätsactien  a  200  fl.  ö.  W.  und  in  3900  Stück  Stammactien  a  200  fl. 
ö.  W.  zerlegt. 
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§  8- 
Actien. 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  lauten  auf  den  Ueberbringer  und 
sind  mit  fortlaufenden  Nummern  nach  den  angeschlossenen  Formularien 
A  und  D  anzufertigen  und  mit  dem  trockenen  ßtempel  der  Gesellschaft, 
sowie  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltern gsrathes  zu 
versehen.  —  Jeder  Prioritäts-  und  Stammactie  wird  ein  Couponsbogen, 
auf  den  Ueberbringer  lautend,  nebst  Talon  beigegeben  (Formulare  B 
und  Cf  beziehungsweise  E  und  F). 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  werden  nach  Massgabe  eines 
der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb 
der  Concessionsdauer  der  im  §  1  bezeichneten  Locomotiveisenbahu 
amortisirt  (§  38  al.  b  und  c). 

Die  Amortisation  der  Actien  erfolgt  im  Wege  der  Verlosung.  Der 
Verwaltungsrath  ist  jedoch  berechtigt,  insofern  Actien  unter  dem  Nominal- 
betrage erhältlich  sind,  die  der  planmässigen  Amortisationsquote  ent- 
sprechende Anzahl  solcher  Actien  statt  im  Wege  der  Verlosung  durch 
Ankauf  aus  freier  Hand  der  Tilgung  zuzuführen. 

Der  durch  den  Ankauf  dieser  Actien  unter  dem  Nominalbeträge 
erübrigende  Theil  der  Amortisationsquote  ist  zur  Dotirung  des  Reserve- 
fondes  zu  verwenden. 

An  Stelle  der  mit  dem  Nominalbetrage  getilgten  Prioritäts-  und 
Stammactien  werden  Genussscheine  ausgegeben,  welche  im  Sinne  der  im 
§  38  al.  e,  beziehungsweise  §  43,  enthaltenen  Bestimmungen  an  dem 
Reingewinne  uud  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  theilnehmeu. 

An  der  im  §  38  lit.  b  und  c  erwähuten  öpercentigen  Dividende 
partieipiren  die  Besitzer  der  G«'nuss8cheine  nicht. 

Desgleichen  steht  denselben  ein  Stimmrecht  in  der  General- 
versammlung nicht  zu. 

Das  Formulare  der  Genuss-scheine  unterliegt  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung. 

Die  vorstehende  Fassung  des  §  8  wurde  in  einem  vom  k.  k.  Ministerium 
de«  Innern  unter  dem  17.  Juli  1893,  Z.  16050,  genehmigten  Anhange  zu  den 
Oesellschaftstatuten  festgesetzt. 

§  9- 

Erhöhung  des  Gesellschafts  cap  itales. 

Das  GeselNchaftfcapital  kann  durch  BescMus«  der  Generalver- 
sammlung uni  in  Gemässheit  desBulben  mit  staatlicher  Genehmigung 
durch  Ausgabe  neuer  Actien  erhöht  werden. 

§  10. 

ünthoilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  uutheilbar.   Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actio  fcich  gegenüber  nur  einen  Eigeuthtimer  an.  Mehrere  Theilnehmer 
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an  Einer  Actie  haben  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person 
wahrnehmen  iu  lassen. 

Amortieirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  in  Gemassheit 
der  gesetzlichen  Vorschriften  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen  er- 
halten zu  können. 

III.  Abschnitt 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  12. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
aj  durch  die  Generalversammlung; 
b)  durch  den  Verwaltungprath; 
e)  durch  die  Direction  (Betriebsleitung); 
d)  durch  den  Revisionsausschuss. 

a)  Generalversammlung. 

§  13. 

Befähigung  zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionftre.  Ibre  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

An  derselben  können  nur  jene  Actionftre  theilnehmen,  welche 
nach  §  16  zu  Ausübung  den  Stimmrechtes  legitimirt  sind.. 

Sie  können  hierbei  persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche 
Bevollmächtigte  vertreten  werden,  welche  selbst  zur  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung  berechtigt  sind. 

Pflegebefohlene  und  jumtnche  Personen  üben  ihre  Rechte  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  selbst  zur  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung  nicht  berechtigt  sind. 

§  H. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  (Jeneralverdammlu  ig  tritt  einmal  im  Jahre,  und 
zwar  spätestens  im  Monat  Juni  in  Salzburg  zusammen.  Der  Verwal- 
tungarath  ist  aber  berechtigt,  auch  ausserordentliche  Generalversamm- 
lungen einzuberufen,  und  ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verpflichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalver- 
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Sammlung  beschlossen  oder  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Aetienbesitz  den  sehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitales  re- 
präsentirt,  verlangt  wird. 

Im  letzteren  Falle  hat  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  45  Tagen,  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an 
gerechnet,  gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderlichen Actien  bei  der  Gesellschaf tscasse  zu  hinterlegen  und  gleich- 
zeitig den  Gegenstand  schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Besohl uss- 
fasßung  der  ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen  werden 
soll. 

§  15. 

Einberufung  und  Tagesordnung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  durch  öffent- 
liche Kundmachung  (§  6)  und  bat  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur 
Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu  geschehen  und  die 
Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt  zu  geben.  Als  Gegenstände  der 
Verhandlung  sind  auch  jene  Anträge  in  die  Tagesordnung  aufzunehmen, 
welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  die  ihr  Stimmrecht  durch 
Hinterlegung  der  entsprechenden  Actien  nachzuweisen  haben,  wenigstens 
30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  beim  Verwaltungs- 
rathe  schriftlich  angemeldet  worden  siud. 

§  16. 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Stimmberechtigt  sind  nur  jene  Besitzer  von  Stamm-  oder  Prioritäts- 
aktien, welche  wenigstens  drei  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der 
Generalversammlung  ihre  Actien,  auf  Grund  deren  sie  ihr  Stimmrecht 
ausüben  wollen,  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  den  vom  Ver- 
waltungsrathe  iu  der  Einladung  zur  Generalversammlung  zu  bezeichnenden 
Orten  hinterlegen.  Dieielben  erhaltau  eine  Legitimationskarte,  welche 
auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  uud  die  auf 
den  Erleger  dersalben  entfallende  Stiminauzahl  ausweist  uud  nur  für  die 
bezeichnete  Person  oder  für  deren  gehörig  Bevollmächtigten  (§  13)  gilt. 

§  17. 
Stimmrecht. 

Je  fünf  Actien  ergeben  das  Recht  auf  Eine  Stimme,  jedoch  darf 
kein  Stimmberechtigter  mehr  als  100  Stimmen  im  eigenen  oder  Voll- 
machtsnamen abgeben.  Die  Prioritäts-  und  Stammactien  haben  gleiches 
Stimmrecht,  so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines 
Acttonärs  theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

30* 
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§  18. 

Rechnun  gs  abschlug  s. 

Der  Jahres- Rechnungsabschluss  und  der  Geschäftsbericht  wird  jedem 
als  stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär,  welcher  es  verlangt,  vor 
der  Generalversammlung  zur  Verfügung  gestellt. 

§  19. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit  der  General- 
versammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  sobald  solche  Ordnung s- 
mässig  einberufen  ist  und  mindestens  10  Actionäre  anwesend  sind, 
welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen  (§  13)  wenigstens  den  zehnten 
Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  23  unter  alinea  fy  g,  ht  »,  k  und  l  angeführten 
Gegenstände  können  jedoch  Beschlüsse  nur  dann  gefasst  werden,  wenn 
mindestens  der  vierte  Theil  de3  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

In  dem  Falle,  als  eine  beschlussfähige  Generalversammlung  in 
der  nach  den  vorstehenden  Be3timmungen  erforderlichen  Weise  nicht 
zu  Stande  käme,  bat  eine  neue  Einberufung  der  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  30  Tagen  gelegenen  Termin  stattzufinden  und  diese 
neu  einberufene  Geneial Versammlung  ist  beschlussfäbig,  ohne  an  die 
Zahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Summe  des  vertretenen  Actien- 
capitales gebunden  zu  sein.  Es  darf  jedoch  in  dieser  Generalversammlung 
nur  über  solche  Gegenstände  Beschluss  gefasst  werden,  für  welche  die 
frühere  Versammlung  einberufen  war. 

§  20. 

V  or  sitz. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  bei  deren  Verhinderung 
ein  anderes  vom  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 
Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, ernennt  den  Schriftführer  und  die  Stimmzähler,  eröffnet  und 
schliesst  die  Verhandlungen,  veranlasst  die  Abstimmung  und  bestimmt 
die  Art  derselben,  sowie  die  Vornahme  der  Wahlen. 

§  21. 

Beschlussfassung  und  Vornahme  der  Wahlen. 

Die  Generalversammlung  fi-st  ihre  ße^hlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschluss 
erhoben,  welcher  der  Vorcitzende  beitritt. 

Die  im  §  23  unter  alinea  /,  g,  h,  *,  k  und  l  angeführten  Beschlüsse 
bedürfen  jedoch  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Dritteln  der 
vertretenen  Stimmen. 
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Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche 
die  meisten  Stimmen  erhalten  Laben,  nnd  wird  in  diesem  Falle  die 
doppelte  Anzahl  der  za  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  bei  der  engeren  Wahl 
der  grössere  Aetienbesitz  des  Candidaten  nnd  im  Falle  auch  dieser  bei 
den  Candidaten  gleich  wäre,  das  Los  nach  Anordnung  des  Vorsitzenden. 

§  22. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  kann  nur  über  jene  Gegenstände  ver- 
handelt und  Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  der  bekannt  gewordenen 
Tagesordnung  bezeichnet  sind;  hiervon  sind  jedoch  die  Verbesserungs- 
und ErgänzungBantrMge  au  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann 
der  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
ausgenommen. 

§  23. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  Bind  folgende  Gegen- 
stände ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ver- 

waltungsrathes  (§  25); 
bj  die  Wahl  des  Revisionsausschusses; 

e)  die  Beschlussfassung  über  die  Jahresrechnung  und  Über  den 
Bericht  des  Revisionsausschusses; 

d)  die  Feststellung  der  Gewinnvertheilung; 

t)  die  Ertbeilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  über- 
schreiten ; 

f)  die  Aenderung  der  Statuten; 

g)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  durch  Ausgabe  neuer 
Actien  und  Aufnahme  von  Anlehen; 

h)  die  Erwerbung  der  im  §  2  ad  &  und  c  bezeichneten  neuen  Unter- 
nehmungen ; 

i)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

k)  die  gänzliche  oder  theilweise  Veräußerung  der  der  Gesellschaft 
gehörigen  Bahnlinien; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  im  §  5  bezeich- 
neten Concessionsdauer. 
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Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  in  den  Absätzen  fy  g,  hf  i, 
k  und  l  angeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung erforderlich. 

§  24. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  gefühlt  und  von  dem  Vorsitzenden,  dann  von  mindestens  zwei 
der  anwesenden,  von  der  Versammlung  Über  Vorschlag  des  Vorsitzenden 
oder  eines  Mitgliedes  bezeichneten  Aclionären  und  dem  Schriftführer 
unterzeichnet.  Der  Urschrift  deB  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der 
stimmberechtigten  Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der 
von  jedem  vertretenen  Actienzahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 
Die  in  dem  Protokoll  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  werden  sollten,  haben  den 
letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  25. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsrath. 

Derselbe  besteht  aus  mindestens  sechs,  höchstens  neun  von  der 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern,  von  denen  mindestens  vier 
die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Länder  der  österreichisch- ungarischen 
Monarchie  besitzen  müssen. 

Die  Bestimmung  der  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  der  oben  bezeichneten  Grenzen  bleibt  der  Generalversammlung 
vorbehalten  (§  28  al.  «). 

§  26. 

Ausschliessungsgründe  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungs- 
rath. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein.  Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungeratb  sind 
ferner  alle  Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig 
sind,  sowie  Diejenigen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus 
Gewinnsucht  begangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausschliessungpgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  VerwaltungBrathes  während  der  Functionsdauer  hat  den 
unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 
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§  27. 

Ernennung  des  Verwaltungsratb.es. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  eine  Fucctionsdauer  von  drei  Jahren  gewählt.  Von  den 
in  der  conetituirenden  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  haben 
jedoch  drei  durch  das  Los  zu  Bestimmende  schon  bei  der  zweiten 
ordentlichen  Generalversammlung,  zwei  weitere,  gleichfalls  durch  das 
Los  zu  Bestimmende  bei  der  dritten  ordentlichen  Generalversammlung 
und  die  übrigen  bei  der  vierten  ordentlichen  Generalversammlung  aus- 
zutreten. Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben  jährlich 
diejenigen  auszutreten,  deren  dreijährige  Functionsdauer  abgelaufen  ist 

In  allen  Fällen  sind  die  Austretenden  wieder  wählbar. 

§  28. 

Ergänzung  des  VerwaltungBrathes. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathi  s  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  ausscheiden  sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  für  die  restliche 
Functionsdauer  von  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  vor- 
zunehmen. 

Ueberdies  können  auch  durch  Beschluss  des  VerwaltungBrathes 
innerhalb  der  im  §  25  angeführten  Maximalzahl  Mitglieder  des  Ver- 
waltungen thes  piovisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung cooptirt  werden. 

§  29. 

Hinterlegung  von  Actien  von  Seite  der  Mitglieder  des  Ver- 

waltuDgsrathes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrath  es  bat  binnen  acht  Tagen  nach 
Annahme  der  Wahl  25  Stück  Prioritäts-  oder  Stammactien  nebst  den 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  GeBellschaftcasse  als  Caution  zu  hinter- 
legen, welche  daselbst  wahrend  seiner  Amtsdauer  aufbewahrt  werden 
und  deren  Veräuiseiuog  den  Verlust  des  Amtes  zur  Folge  hat. 

§  30. 

Vorsitz  im  Verwaltungen the. 

Der  Verwaltuogsrath  wählt  aus  seiuer  Mitte  alljährlich  einen 
Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter.  Jeder  derselben  ist  wieder 
wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  Beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath  zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 
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§  81. 

Sitzungen  des  Verwaltun gsrathes. 

Der  Verwaltungarath  versammelt  sich  in  der  Regel  am  Sitae  der 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert  oder  es  von  drei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  beantragt  wird. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Jedem  Mitgliede  kommt  nur  eine  Stimme  zu.  Die  Abwesenden 
können  jedoch  einem  der  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht 
übertragen;  doch  darf  keines  der  Mitglieder  mehr  als  Eine  solche  Voll- 
macht übernehmen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss, 
welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Zur  giltigen  BeschluBsfäbigkeit  ist  die  ordnungsmäßig  erfolgte 
Einladung  aller  Mitglieder  und,  wenn  der  Verwaltungsrath  nicht  mehr 
als  sieben  Mitglieder  zählt,  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern  mit 
Einschlues  des  Vorsitzenden  erforderlich;  zählt  aber  der  Verwaltungs- 
rath mehr  als  sieben  Mitglieder,  so  ist  hierzu  die  Atiwesenheit  von  fünf 
Mitgliedern  nothwendig. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei  Mit- 
gliedern zu  unterzeichnen  ist. 

§  32. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admini- 
strationsorgan der  Gesellschaft. 

Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  welche 
nicht  ausdrücklich  der  Beschlußfassung  der  Generalversammlung  vorbe- 
halten sind. 

Er  beechliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienst- 
ordnung, ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und  Diener, 
bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Bezüge  der  aus  seiner  Mitte  gewählten  ComiteY 

Er  kann  einen  Theil  seiner  Vollmacht,  unbeschadet  der  Bestim- 
mungen der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  durch  specielle  Ermächtigung 
auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  oder  nach  Umständen  an  Beamte 
der  Gesellschaft  für  besondere  Zwecke  zeitweilig  übertragen,  sowie  auch 
an  Beamte  der  Gesellschaft  die  Procura  ertbeilen. 

§  33. 

Bezüge  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  durch  ihre  Function  verursachte  bare  Auslagen, 
ausserdem  die  im  §  38  al.  d  festgesetzte  Tantieme. 
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c)  Die  Direction  (Betriebsleitung). 

§  84. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur 
speciellen  Führung  der  Geschäfte  nach  Masggabe  dieser  Beschlüsse 
innerhalb  der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen  wird  vom  Verwaltungen 
raihe  die  Betriebsleitung  am  Sitze  der  Gesellschaft  bestellt.  —  Der 
Ver  waltun  gsratb  bestimmt  deren  Wirkungskreis,  Besoldung  und  Genüsse 
(§  32).  Der  Betriebsleiter  besorgt  die  Geschäfte  unter  Ueberwachung 
des  Verwaltungsrathes  in  Gemässheit  der  Geschäftsordnung  und  der  ihm 
gegebenen  Dienstvorschriften. 

d)  Revisionsausschuss. 

§  35. 

Bestellung  des  Revisionsaueschusses. 

Zur  Prüfung  und  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Jahres- 
recbnungen  wählt  die  jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  aus 
den  stimmberechtigten  Actionären  mit  Ausnahme  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  und  der  gemäss  §  26  von  der  Wahl  zu  Verwaltungs- 
räthen  ausgeschlossenen  Personen  den  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei 
Ersatzmännern  bestehenden  Revisionsausschuss. 

§  36. 

Rechte  und  Pflichten  des  Revionsausschusses. 

Der  RevisioDBauBschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahreerechnungen  zu  prüfen,  von  den  Büchern  und  der  ganzen 
Gebarung  Einsicht  zu  nehmen,  über  vorkommende  Anstände  und  Be- 
denken von  den  Rechnungslegern  mündliche  oder  schriftliche  Aufklärungen 
und  Erläuterungen  abzuverlangen  und  den  Schlussbefund  der  nächsten 
Generalversammlung  vorzulegen. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewinnverteilung. 

§  37. 

Die  Rechnungen  werden  am  Ende  eines  jeden  Solarjahres  abge- 
schlossen und  mit  der  Bilanz  und  allen  dazu  gehörigen  Belegen  nach 
der  durch  den  Revi9ionsau«scbus8  erfolgten  Prüfung  und  Adjustirung 
der  Generalversammlung  zur  Beschlussfassung  vorgelegt. 
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§  38. 

Gewinnverteilung. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Verwaltunga-,  Betriebs*  und  Erhaltungs- 
kosten, nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen,  dann  nach 
Bestreitung  der  Zinsen  für  etwaige  Anlehen  und  schwebende 
Schulden  sich  ergebende  Ueberschuss  des  Betriebeertrages  bildet  den 
Reingewinn. 

Von  diesem  Reingewinne  werden  zunächst: 

a)  ein  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmender  Betrag,  jedoch 
mindestens  5  Percent  des  Reingewinnes,  für  den  Reservefond 
(§  39)  verwendet  und  eventuell  ein  weiterer  Betrag  nach  Bescbluss 
der  Generalversammlung  in  den  Erneuerungsfond  (§  40)  hinter* 
legt;  alsdann 

b)  der  für  die  planmäseige  Tilgung  des  Prioritätsactiencapitaleti 
erforderliche  Betrag  bestritten  und  sodann  eine  Dividende  bis 
sur  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten,  noch  nicht  amortisirten 
Prioritätsactiencapitales  den  Besitzein  von  Prior  itätsactien  zuge- 
wiesen; hierauf 

e)  der  für  die  planmässige  Tilgung  des  Stammactiencapitales  erforder- 
liche Betrag  bestritten  und  sodann  eine  Dividende  bis  sur  Höhe 
von  5  Percent  des  eingezahlten,  noch  nicht  amortisirten  Stamm- 
actiencapitales den  Besitzern  von  Stammactien  zugetheilt; 

d)  von  dem  sonach  eventuell  verbleibenden  Reste  dem  Verwaltungs- 
rathe  10  Percent  als  Tantieme  zugewendet; 

e)  der  schliessliche  Ueberrest,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
eine  andere  Verwendung  beschließen  sollte,  als  Superdividende 
auf  die  Stamm-  oder  Prioritätsactien,  respective  Genussscheine 
gleichmassig  aufgeteilt. 

§  39. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  wird  aus  den  bei  der  Bauausführung  erzielten  Er- 
sparnissen, deren  ziffermfissiger  Betrag  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung unterliegt,  gebildet  und  gemäss  den  Bestimmungen  des  §  8, 
des  §  38  al.  a  und  §  41  dotirt.  Derselbe  ist  bestimmt,  allfftllige 
aussergewöhnliche  Nachscbafiungen,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterung 
der  gesellschaftlichen  Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitalsvermehrung 
durchgeführt  werden,  zu  decken. 

Wenn  der  Reservefond  die  Höhe  von  10  Percent  des  Action- 
capitales  erreicht  hat,  können  die  Zuschüsse  aus  dem  Reingewinne  so 
lange  entfallen,  als  er  auf  dieser  Höhe  bleibt;  sie  sind  aber  wieder 
aufzunehmen,  sobald  der  Reservefond  unter  jenen  Betrag  heruntersinkt. 
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§  40. 
Erneuerungsfond. 

Ueber  Beschluss  der  Generalversammlung  kann  auch  ein  Er- 
neuerungsfond gebildet  werden,  welchem  die  Kosten'  der  Erneuerung 
de«  Oberbaues  und  der  Fahrbetriebsmittel,  so  weit  er  sureicht,  zu  ent- 
nehmen sind.  Diesem  Fond  {Hessen  sodann  insbesondere  zu: 

1.  die  von  der  Generalversammlung  jeweilig  aus  dem  Reingewinne 
zu  bestimmenden  Beträge; 

2.  die  Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  der  ausgewechselten  Gegen- 
stände; 

3.  die  Zinsen  des  Fondes  selbst. 

§  41. 

Zahlung  der  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Dividenden,  beziehungsweise  Superdividenden 
(§  38  al.  &,  o  und  e),  erfolgt  in  den  von  der  Generalversammlung 
bestimmten  und  gehörig  kundgemachten  Terminen,  spätestens  aber  am 
1.  Juli  eines  jeden  Jahres  bei  den  vom  Verwaltungsratbe  bestimmten 
Zahlstellen. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren 
nach  der  Fälligkeit  behoben  werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 

Verfallene  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  sind  dem 
Reservefonde  (§  39)  zuzuweisen. 

V.  Abschnitt 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  42. 

Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  in  Folge  der  Bestimmungen 
der  Concessionsurkunde  beim  Erlöschen  der  Concession,  ausserdem  aber 
auch  in  Folge  eines  statutenmässigen  Beschlusses  der  Generalversamm- 
luug  (§  23  al.  I)  statt. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General- 
versammlung die  Liquidatoren  und  bestimmt  die  Modalitäten  der 
Liquidirung. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den 
Revisionsausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und 
bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit, 
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dasa  die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 
Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erloschen  auch  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrath  es. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches 
II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  43. 

Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens. 

Aus  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sMmmtliche  Schulden  derselben  zu  tilgen. 
Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche,  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Prioritätsactien  gleich  massig  zu  vertheilen,  insofern  hienach  nioht  mehr 
als  der  Nennwerth  auf  jede  derselben  entfällt.  Der  nach  Auszahlung 
des  vollen  Nennwerthes  der  Prioiitätsactien  verbleibende  Ueberschuss  ist 
auf  sämmtliche,  etwa  noch  nicbt  amortisirte  Stammactien  gleichmäsoig  zu 
vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der 
Nennwerth  entfällt. 

Sollte  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  sämmtlichen, 
noch  nicht  amortisirten  Prioritäts-  und  Stammactien  noch  ein  Ueber- 
schuss sich  ergeben,  so  ist  dieser  auf  sämmtliche,  im  Zeitpunkte  der 
Auflösung  noch  nicht  amortisirt  gewesene  Prioritäts-  und  Stamm- 
actien und  sämmtliche  Genussscheine  gleichmässig  zur  Vertheilung  zu 
bringen. 

VI.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§  44. 

Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  in 
GemäsBheit  der  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  24.  März  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  58,  aus.  Ins- 
besondere ist  hienach  der  landesfürstliche  Commissär  berechtigt,  in 
die  Geechäftsgebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  den 
Generalversammlungen  und  allen  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und 
der  eventuell  von  denselben  gebildeten  Comite's  beizuwohnen,  gegen 
alle  Beschlüsse  und  Verfügungen,  wodurch  er  die  Concessionsbestim- 
muogen,  die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze  oder  die  öffentlichen  Inter- 
essen verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erbeben  und  deren  Ausführung 
zu  sistiren.  Gegen  eine  solche  Verfügung  des  landesfürstlichen  Com- 
missärs  steht  dem  Verwaltungsrathe  das  Recht  der  Beschwerde  an  die 
competente  Behörde  offen. 
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§  45. 

Berücksichtigung  von  anagedienten  Unterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstesposten 
im  Sinne  des  Gesetses  vom  19.  April  1872,  B.  O.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unteroffieiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  46. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhaltnisse. 

Streitigkeiten  aus  dem  Geeelltfcbaftsverhältnisse  werden  vor  den 
competenton  Gerichten  ausgetragen. 

Nr.  146«. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  8telle  der  unterm  23.  Mai  1887, 
Z.  9108,  beetlügten  Statuten  treten,  werden  auf  Grand  Allerhöchster  Ermächti- 
gung genehmigt 

Wien,  am  30.  Januar  1890. 

TaafTe  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  18.  Februar  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  30, 

fflr  die  Localbahn  von  Stejr  (Garston)  nach  Unter-GrUnborg. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Ingenieur  Josef  Ritter  v.  Wenuscb  in  Steyr  die 
Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Local- 
bahn von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter-Grünburg  mit  eventueller  Fort- 
setzung bis  Klaus  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Er- 
wägung der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genauuten 
Coucessionär  diese  ConceBsion  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom 
17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  erth eilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Steyr  (Garsten)  durch  das  Steyrthal  bis  Unter-Grünburg. 

Dem  Concessionär  wird  ferner  das  Recht  eingeräumt,  die .  vor- 
stehend bezeichnete  Localbahn  unter  den  vom  Handelsministerium  fest- 
zustellenden Bedingungen  streckenweise  eventuell  bis  Klaus  mit  der 
Massgabe  fortzusetzen,  dass  auf  die  geeatnmte  zur  Ausführung 
gelangende  Localbahn,  als  ein  einheitliches  Unternehmen,  die  Bestim- 
mungen der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  Anwendung  zu  finden 
haben.  Diese  Befugniss  tritt  jedoch  mit  Ablauf  von  vier  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  rücksichtlich  der  bis  dahin  nicht  bereits 
dem  öffentlichen  Verkehre  tibergebenen  Theilstrecken  ausser  Kraft. 

Von  der  bezeichneten  Localbahn  gelangte  die  Strecke  von  Steyr  (Garsten) 
nach  Grünburg  am  20.  AugUBt  1889,  die  Fortsetzung  von  Grünburg  bis  Agonitz 
am  19.  November  *890  zur  Eröffnung. 
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§  2. 

FUr  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Conceesionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternebmung  abzuschließenden  Verträge,  in  über- 
reichenden Eingaben  und  sonstigen  von  derselben  zu  errichtenden 
Urkunden,  ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden 
zu  bewirkenden  bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  soustige 
Amtshandlungen  und  amtliche  Ausfertigungen,  und  zwar: 

1.  zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung 
der  Capitalsverzinsung  und  des  Betriebes  bis  zum  Zeitpunkte 
der  Betriebseröffnung; 

2.  zum  Zwecke  der  Gründer  Werbung,  des  Baues  und  der 
Instruirong  der  Bnhn  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres; 
diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen   keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafTuDg  für  die  erste  Anlage 
und  couerssionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  Interimsscheine.  Bowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Scbluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  «,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autouomen  Körperschaften  zu- 
kommenden, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  nnd  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponutempelgebübren,  sowie  von  jeder  neueu 
Staatsbteucr,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig  (20)  Jahren,  vom  heutigeu 
Tage  au  gerechnet. 

§  3. 

Der  Coi.cessionlir  ist  verpflichtet,  tli-n  Bau  der  im  §  1,  Absatz  1 
genannten  Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  hinnen  längstens  zwei  Jahren, 
vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden,  ued  die  fertige  Bahu 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Oonce-jsionsdaucr  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalteu. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bnutermines  hat  der  Con- 
cessionär  durch  Erlag  einer  Cautiou  vou  fl.  10. Otto  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengcldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisteu. 

Irn  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Der  Termin  für  die  Vollendung  der  nach  §  1,  Absatz  2  eventuell 
herzustellenden  Foitsetzungsatrecken  ist  innerhalb  des  daselbst  gedachten 
Zeitraumes  von  vier  Jahren  vom  Handelsministerium  zu  bestimmen. 
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§  »■ 

Dem  Concessionttr  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ortheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionttr  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  Öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahu  öffentliche  Strassen  in 
Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  ConcessionSr  die  Zu- 
stimmung der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  oder  Organe,  welche  zur  Ertheilung  der  Zu- 
stimmung zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Oesetzen 
berufen  sind,  einzuholen. 

8  6. 

Der  Concessionttr  bat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwftrtigen  Concessions- 
nrkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  EisenbahnconcessionsgeBetze 
vom  14.  September  1854,  R.  O.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eiaenbahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  O.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn» 
betriebiordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  ermässigte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit, sowie  auf  die  schmalspurige  Anlage  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zu- 
lästig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
n  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Dem  Concessionttr  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  oder  eine  Coro  man  dit- 
gesellschaft  zu  bilden,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des 
Coneessionttrs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  dem  Concessionttr  das  Recht  eingeräumt,  Priorit&ts- 
actien,  welehe  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  geniessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 
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Dil-  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stamniactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  PrioritätBactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden  hat, 
darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  de»  tflVctiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  «ler  Staatsverwaltung. 

Hiebe!  bat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Proj eet s  Verfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  «les  Fahrpaikes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  Dach- 
gewieseneu  Kosten  -zuzüglich  der  wahrend  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten 
Iiitercalarziusnu  und  des  etwa  hei  der  Capitalsbescbaffung  ^tatsächlich 
erwachsenen  CoursverhiBtes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in 
Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ahlauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseiurichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseiurichtungen  ihre  Zustimmung  ertbeilt 
bat    und   die   Kosten   gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  geflammte  Anlagccapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
su  tilgen. 

Die  Gesellschaft-Statuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Piioritätsactieu  ui,t«-rliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtrauspovtc  müssen  nach  herabgesetzteu  Tarifpreiseu,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
reifender  Militärs  hei  den  österreichischen  Staatsbahneu  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Dies«  Bestimmungen  rinden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Keichshälfteu,  auf  die  I.andesBchützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerais,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Heiseu  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenühungen  und  Controls- 
Versammlungen,  ferutr  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiet.s,  auf  «iie  Gendarmetie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherln-itswache. 

Der  Concessionar  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Kiseuhahngesellschafteti  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenstäuden  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militättransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  iu  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen  bezüglich  des    Transportes   der   im  liegenden   Zustande  auf 
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Rechnung  de«  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  VerpSicbtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommena  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
traniporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen  - 
bahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  iusoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maasgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bti  Besetzung  von  Dienst- 
poeten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unteroffieiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessiouär  ist  verpflichtet,  deu  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf  Ent 
tcbädigung  ir  soweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke 
von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen  auf 
einer  der  von  der  Bahn  benutzten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  fOr  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9- 

Die  Dauer  der  ConceBsion  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Kisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (,90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  au  gerechnet,  fest- 
gesetzt und  t-ie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  ConceBsion  kann  von  der  Staalsvei waltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
dea  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  äingehalteu  werden, 
fofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  6  des  Eisenbabncoucessionsgeaetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  io. 

Der  Concessiouär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  coLcessionirteu  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  Uberlassen. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

31» 
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1.  Zur  Bestimmung  des  Einlöaungspreisea  werden  die  jährlichen 
Reinerträgniase  der  Unternehmung  w&brend  der  dem  Zeitpunkte  der  Ein- 
lösung vorausgegangenen  letztabgeschloesenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  fodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  sich  jedoch  der  so  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag 
nicht  wenigstens  auf  die  Annuität  erstrecken,  welche  zur  5percentigen 
Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
effectiven  Anlagecapitales  innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig 
ist,  so  wird  dieser  Annuitätenbetrag  als  das  der  Bemessung  de*  Ein 
lösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgnias  festgesetzt. 

Letzteres  gilt  auch  für  den  Fall,  als  die  Einlösung  der  Bahn  vor 
Ablauf  des  siebenten  Betriebsjabres  erfolgt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  in  einer  dem  obigen  Durch 
Schnitts-,    beziehungsweise  Miuimalerträgnisse  gleichkommenden  Rente 
zu  bestehen,  welche  dem  Coticessiouär  während  der  noch  übrigen  Con 
cessionsdauer  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes 
Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  zu  erfolgen  ist. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  Rentenzahlungen  den  zu  5  Percent  per  Jahr, 
Zins  auf  Zins  gerechnet,   discontirten  Cap'Ulswerth  derselben    zu  be 


Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszablung  entschliesst,  bat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuld verscbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungi-n  sind  dabei  mit  jenem  Course  in 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener-  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourso  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  dio  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tag.- 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösung— 
preises  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  gegenwärtig  coucessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
und  der  Materialvorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemaas  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und 
in  den  Genuss  der  coucessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  de*  Fabrparkei, 
der  Materialvorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriels- 
und  Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z   5,  bezeichneten  Umfange. 
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Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concesaion,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§11)  behält  der  Concossiouär  das  Eigentbum  deB  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reeervefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnuogsgutbaben,  dann  aneh  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rQcksichtlich  erworbenen  beson- 
deren Anlagen  und  Gebäude,  zu  dereu  Erbauung  oder  Erwerbung 
der  ConcesBionär  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugebör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  Bich  die  Ueberzeugung  zu 
versebaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theileu  zweckmässig  und  solid  aufgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangebalten  und  rUcksicbtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere  die 
projeeta-  und  vertragsm aasige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
CoDceasionärB  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  Überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellscbaftsvorstand  fungirenden 
V« tretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  GesellschafUstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachteiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zn  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commipsär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  obue  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwacbung  der  Bahnunternebnuiug 
bat  der  Concessiooär  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an 
den  8t aatf schätz  nicht  zn  leisten,  ebenso  wird  der  Coneessionär  von 
den  zufolge  des  §  89  der  Eisen babnbetriebsordnung  vom  16.  November 
1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten  in 
Bezog  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefällsämtlichen 
Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die 
unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  enthoben. 

§  14- 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Con- 
ceMionsbedmguissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maasregeln  dagegen 
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zu  treffen  and  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  dem  Concesaionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel,  in  Un9erer  Reicbshanpt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  achtzehnten  Tage  des  Monates  Februar  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundertachtzig  und  acht,  Unserer  Reiche  im  Vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

för  die  Loculbahn  Ton  Steyr  (Garsten)  nach  Unter-tirflnburg,  e reut a eil 

bis  Klaus 

(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  41  ex  1888). 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeetirte  Bahn  von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter- Grünburg,  sowie  deren 
eventuelle  Fortsetzung  bis  Klans  ist  mit  einer  Spurweite  von  0  76  Meter  als  LocaU 
bahn  für  eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  Ton  20  Kilometer  per  Stunde  anzulegen 
und  einzurichten. 

Zufolge  der  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Juli 
1890,  Z.  32646,  Ver.  Bl.  Nr.  91,  wurde  die  Maximsifahrgeschwindigkeit  der 
Züge  rücksiohtlich  der  Strecke  8teyr  (Garsten)-Grünburg  von  20  auf  26  Kilometer 
per  Stunde  erhöht 

Laut  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  3.  Jänner  1891, 
Z.  62500,  Ver.  Bl.  Nr.  7,  wurde  auch  bezüglich  der  Streoke  Grünburg-Agonitz 
die  Maximalfahrgeschwindigkeit  der  Zöge  auf  26  Kilometer  per  8tunde  erhöht 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detail projeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzuleben  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebst  (i  hrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  xu  leisten  nnd  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  19-6  Kilometer  lange  Localbahn  von  Steyr  (Garsten)  nach  Uuter- 
Grünburg  beginnt  in  der  nordwestlich  von  Garsten,  im  Anschlüsse  an  die  currente 
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Streck«  der  Linie  8t  Valentin-Kl.  Reitling  zwischen  Kilometer  22  und  23  anzu- 
legenden Station,  wendet  sich  in  nördlioher  Richtung  gegen  die  Stadt  Steyr,  ge- 
langt nach  BerUbrung  derselben  in  das  Steyrthal  und  folgt  dessen  Zuge  tbal- 
aufwärt*  bis  zum  Orte  Unter-Orfinbnrg. 

Die  eventuell  herzustellende,  im  Ganzen  circa  22  Kilometer  lange  Fort- 
setzungsstreoke  führt  im  Steyrthale  aufwärts  nnter  Berührung  der  Orte  Ober- 
Grünburg.  Leonstein  und  Herndl  bis  zu  der  nördlich  von  Klaus  anzulegenden 
KctLttation  gleichen  Namens. 

Aeuderongen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  duroh  die- 
selben die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Ansohltisse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Coneeasionär  verpflichtet  sich,  wegen  Errichtung  der  Ansohlussstation 
Garsten,  sowie  wegen  Hinrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre 
eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Generaldirectioa  der  österreichischen  Staatsbahnen 
anzustreben  und  das  bezüglich«  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium 
zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Pcraonenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
sehaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  der  Conoessionär  sieh  dem  Ausspruche  des 
k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anachluasbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  coneessionirten  Bahn  gelegenen  Indnstrieunternehmungen 
tum  Bebufe  der  Beförderung  ihrer  Krzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

6.  Unterban. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzufahren. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  naoh 
den  Grundsätzen  der  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen namens  des  k  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  »Centraiblatt  für 
Eisenbahnen  and  Dampfschiffahrt",  Jahrgang  1882  Blatt-Nr.  10,  angeführten  „Vor- 
schriften für  die  Bestimmung  der  Bahnnivelette  in  MaximaJueigungen  und  für  die 
Anordnung  der  Uebergangseurven  zwischen  Geraden  und  Bögen"  vorangehen,  be- 
ziehungsweise auf  den  möglichsten  Ausgleioh  der  Zugwiderständo  in  Neigungen 
und  Curven  das  Augenmerk  zn  richten. 

Für  jene  Tlieilstreoken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  8teigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durchschnitt- 
liche Neigung  25  pro  milie  festgesetzt.  Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Neben- 
gleisen sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn 
in  denselben  2*5  pro  mille  nicht  übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen 
der  speziellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Baiin  dürfen  nicht  nnter 
60  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  au  Mitte 
mindestens  2*8  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  2  8  Meter  sowohl  bei  Dämmen  als 
in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

In  Bahnstrecken  entlang  von  Wasserläufen  muss  die  Schienenunterkante 
mindestens  O  5  Meter  über  den  bekannten  loealen  höchsten  Wasserstand  gelegt 
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Bei  AufdKmmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterang  der  Bahnkrone  voizunebmen. 

Die  Bösehangen  der  Einschnitte  und  AufdKmmungen  sind  zu  besamen,  be- 
ziehungsweise haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versiohern. 

Alle  Brücken  und  Durchlasse  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  das  Brückenplanum  aller  bis  zur  Babnkroue  reichenden  Objecte 
mindestens  eine  derartige  Breite  erhalten,  dass  vom  Geleisemittel  bis  zum  Brücken- 
gelinder, beziehungsweise  Dielungsrande  mindestens  1*6  Meter  Entfernung  bleibt. 

Hiebei  wird  vorausgesetzt,  dass  die  am  meisten  ausladenden  Theile  der 
Fahrbetriebsmittel  (Trittbretter  etc.)  im  Maximum  1-0  Meter  von  dem  Geleisemittel 
abstehen. 

Alle  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  Objecte.  welche  innerhalb  einer  Distanz 
von  01  Kilometer  von  der  Spitze  des  äussersten  Wechsels  einer  Station  oder  von 
der  Mitte  einer  Haltestelle  vorkommen,  sind  mit  Gelindern  zu  versehen. 

Objecte  bis  zu  4*0  Meter  Spannweite  sind  bei  ausreichender  Höhe  des 
Bahnkörpers  einzuwölben. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  4*0  Meter 
totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen 
grösseren  offenen  Objeoten  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden. 

Bei  den  mehrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
herzustellen. 

Den  Berechnungen  für  die  auf  der  Bahn  vorkommenden  Brückenconstruc- 
tionen  sind  die  dem  Concessionär  diesbezüglich  seitens  der  Staatsverwaltung  zu- 
kommenden Normen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  könneu  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  auszuführen.  Die 
Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht  per  laufen- 
des Meter  17  5  Kilogramm  betragen. 

Die  Föhren-  oder  Lärchenschwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen 
haben:  Lange  16  Meter,  obere  Breite  14  Ceutimeter,  untere  Breite  18  Centimeter, 
Höhe  13  Centimeter. 

Die  Entfernung  der  Schwellen  von  einander  ist  von  Mitte  r.u  Mitte  derselben 
derart  zu  bemessen,  dass  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  per  Quadratcentimeter 
1000  Kilogramm  nioht  übersteigt. 

In  Bögen  von  200  Meter  Radius  und  darunter  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Haken- 
nägel zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine  Kronen- 
breite  von  1-8  Meter  und  vom  letztgenannten  Niveau  ab  eine  Tiefe  von  26  Centi- 
meter zu  erhalten. 

7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschrankt  und  die  Gebäude  für  den  Personendienst  den  localen  Ver- 
hältnissen entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus  Blockwanden  auf 
einer  Untermauerung  erbaut  werden. 

Haltestellen  sind  mit  einem  entsprechend  grossen,  gedeckten  Warteraum  zu 
versehen. 

8ämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  sind 
mit  Passagieraborten  zu  versehen. 

Die  Hochbauanlagen  für  den  Güter-  und  Zugförderungsdienst  können  aus 
Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Holz,  in  jedem  Falle  aber  müssen  sie  auf 
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einer  Untermauerung  errichtet  werden.  Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets 
im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Aufrclrifttafeln  zu  versehen.  Die 
durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestelleu  mit  permanenten 
Dienstposten  hat  höchstens  4  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusprn  in  der  currenten  Strecke  kann  im  Allge- 
meinen unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  aus  Stein  oder  aus  Block- 
winden auf  einer  Untermauerung  hergestellt  werden. 

ßtations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegsohranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen.  Die  Aufstellung  von 
Olockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig 
machen  würden.  Für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen  akustischen 
auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  ver- 
wenden. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Zur  Anschaffung  der  Fahrbetriebsmittel  für  die  Strecke  von  Steyr  (Garsten) 
nach  Unter-Grünburg  ist  ein  Betrag  von  mindestens  95.000  fl.  aus  dem  Anlage- 
capitata  zu  verwenden.  Für  die  eventuelle  Fortsetzung  bis  Klaus  sind  per  Kilo- 
meter Babnlänge  je  4600  fl.  zur  Anschaffung  weiterer  Fahrbetriebsmittel  zu  ver- 
wenden. 

Die  Pläne  für  die  Beschaffung  sümrutlicber  Fahrbetriebsmittel  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  uud  ist  bei  deren  Verfassung  den 
Bestimmungen  der  Handelsministerialverordnung  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840, 
„Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  15  ex  1887,  Rechnung  zu 
tragen.  Mindestens  die  Hälfte  der  anzuschaffenden  Wagen  ist  mit  Bremsen  zu 
versehen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fabrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  ßaimbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahm«*  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  waren,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen*  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassificatiou 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  uuterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  sieben   (7)  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat 
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kann  das  k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmassige  Herabsetzung  der  bis 
dahin  in  Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstaudes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiebsrathe  vertretenen  König- 
reicben  und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern, 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mii 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zweoken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspniob  nehmen. 

Die  Befördernng  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsenduugen 
hat  jedoch  une  ntgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Zöge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Legalitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
von  dem  Concersionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuohtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnaxtdalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphei-leitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz  ver- 
wenden zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benutzten  Grund  und 
Boden,  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  An- 
legung einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitnng  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leituug  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Coneeasionär  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militär 
transporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  nnd  zu  verwahren.  Der  Concessionär  verpflichtet  sich  schliesslich,  sich  be- 
züglich der  concessionirten  Bahn  auch  der  in  Aussiebt  genommenen,  im  Verord- 
nungswege durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegrapben- 
anstalt zu  den  Localbabnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten    bei  Dienst- 

re  isen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welohe  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
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zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  d<  r  Conceesiou  oder  aus  Gefälls- 
rflcksichten  die  Eisenbahn  benutzen  and  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  anazuetellenden  amtlichen  Certifioaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisogeprick  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  Ton  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Ktaatsbahnen  geltenden  er- 
mäßigten Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdeznchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest, 
gesetzt  sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffeutliehen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  und  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  8  bis  einschliesslich  7)  bleibt  der  Gesetz- 
gebung jederzeit  vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  hat  der  Conceasi  >när  sich 
zu  unterwerfen. 

Wien,  am  8.  März  1888. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

3.  Concession  snrkuiide  vom  21.  September  1890,  R.  G.  Bl. 

Nr.  188, 

für  die  Localbahn  von  Steyr,  beziehungsweise  Pergern  nach  Bad  Hall. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gotten  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Steyrthalbahn- Gesellschaft  die  Bitte  um  Ertheilang 
der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  Steyr,  be- 
ziehungsweise Pergern  nach  Bad  Hall  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns 
bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der 
genannten  Gesellschaft  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt, 
zu  erth eilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Steyrthalbabn-Gesellschaft  das  Recht  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden  Loco- 
motiveisenbahn  von  Steyr,  beziehungsweise  von  Pergern  nach  Bad  Hall. 

Die  Localbahn  von  Pergern    nach  Bad  Hall  wurde  am  2.  December  1891 
dem  Verkehre  Übergeben. 
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§  2- 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegeuwürtigen  Concessionsurkunde 
liildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternthmung  abzuRculiessenden  Vertrage,  au  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaflung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverziusung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Ein- 
schlüge der  Interimssebeine,  sowie  von  der  bei  der  Grundein- 
lösung nach  Schluss  des  ersten  Betrieb^  abres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebübr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeiuden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig  (20)  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  den  Coupon- 
stempelgebühren  nach  Ablauf  der  Befreiungsdauer  der  älteren 
Strecke  der  Steyrthalbahn  wird  in  der  Weise  ausgeführt  werden, 
daas  die  Entrichtung  der  genannten  Steuern  und  Gebühren  nach 
Massgabe  des  Verhältnisses  der  Rilometerlänge  der  neuen  zu  den 
älteren  Strecken  stattfindet. 

§  3. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  ge- 
nannten Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und  einem 
halben  Jahre,   vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die 
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fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  währen '1 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  die  Gesell- 
schaft über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  Barem  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern 
geeigneten  Wertheffecten  oder  Spareinlagebüchern  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  ah  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Oesellschaft  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Gesellschaft  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  die  Gesellschaft  die  Zu- 
stimmung der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verp Bichteten,  beziehungß- 
weise  jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  zur  Benützung  nach  den  bestehenden  GeBetzen  be- 
rufen sind. 

§  &. 

Die  Dauer  der  Conceesion  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn - 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  für  die  Linie  Steyr  (Garsten)-Unter-Grünburg  (18.  Februar 
1888)  an  gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  6- 

Im  Uebrigen  ist  die  im  §  1  genannte  Eisenbahn  als  integrirender 
Bestandteil  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde  vom  18.  Februar 
1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  für  die  Locomotiveisenbahn  von  Steyr  (Garsten) 
durch  das  Steyrthal  bis  Unter-Grünburg,  eventuell  bis  Klaus  bildenden 
Localbahnunternehmens  anzusehen  und  haben  auf  dieselbe  die  Bestim- 
mungen der  §§  5  bis  einschliesslich  8,  dann  10  bis  einschliesslich  14  der 
oben  erwähnten  Concessionsurkunde  sinngemäss  Anwendung  zu  finden. 
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Iudem  Wir  Jedermaun  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Gesellschaft  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  au  dringen,  ertbeilen  Wir  eäaimtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  deesen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
einundzwanzigsten  Tage  des  Mouates  September  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  und  neunzig,  Unserer  Reiche  im  zweiund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  in.  p. 

TaafTe  in.  p.  Bacquehem  m.  j».  Dunajewski  m.  p. 

4.  Concessionsbedingnisse 

fllr  die  schmalspurige  Localbahn  von  Steyr,  beziehungs weise  ron  Per gern 

nach  Bad  Hall 
dl.  HL.  Vir.  Bl.  ».  124  ex  1890). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Kahn  von  Steyr,  beziehungsweise  von  Pergern  nach  Bad 
Hall  ist  mit  einer  Spurweite  vou  0  76  Meter  als  Looalbahu  vorläufig  für  eine 
Maximalfahrgeschwindigkeit  von  20  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  ein- 
zurichten. 

Zufolge  Erlasses  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  2.  Deeember  1892, 
Z.  62U9,  wurde  die  Maximalfahrgeschwindigkeit  der  Züge  auf  der  Streoke 
Pergern-Bad  Hall  auf  25  Kilometer  per  Stunde  erhöht. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Kediugnisse  staitzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Kau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
die  aus  diestm  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  «genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  allen  beim  Baue,  Bowie  während  der 
Betriebftihruitg  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sioh  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Folizei Vorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  15  7  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  vou  der  Stevrthalbahn  nächst 
dem  Orte  P«  rgeru  ab. 

An  der  Abzweigungsstelle  wird  eine  Station  errichtet.  Sodann  wen  let  sich 
die  Linie  nach  Westen,  um  die  Orte  Sierninghofen  und  Sierning  zu  erreichen, 
worauf  die  Bahn  über  Hausleithen  uud  Ober-Wallern,  endlich  in  vorwiegend  nord- 
westlicher Richtung  über  Steinersdorf  weitergeführt  wird,  um  sich  in  Bad  Hall  an 
die  gleichnamige  Station  der  Kremsthalbahn  auzuschliessen. 
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Aenderungen  der  im  Vorstehet. d.-ji  f<?>'.^.-.-t7.:vi.  U;»:,i;tr.-u-  l.-:,ii.  nur  mit 
Genehmigung  de»  k.  k.  Handel -ud[H.<l.:ri  im:-,  « i«:  am-;,  u  r  .l.ni.:.  v». reu. «nun. ex 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vurl  rzi-:el.r.vt<-  IJmiij.üu'i.hii:.;  der  I';iIm.  n'.c'üt 
verändert  wird. 

3.  Anschlüssu  ,'11:  K -t.  ,\  i  i . -I  .•  1 1  ,i  j:  n   i. . 

Di  ■  Gesellschaft  verpflichtet  sich.  u,Ten  Kin.-htu.-  ir.  i-zu-lim  •_•««.  iM.  Ii.-, 
nfltxung  der  Anachlussstation  Bai   Hkk.  I r , j-: . - 1 . t ■ . i ■  ^-  .=  .•»  i;  tu-  U 

dienstes  beim  Uebcrgangsverkehn  .-inr  \\  r.-ii:i.-:<:-.m_   -ni:  •!•..-  Krvi...-:|i.\',l.-iiii! 
zustreben   nnd    die  bezüglichen  l".-1..,  n-,  i.:.  jnin;r[:     !»i;i    k.    k.    H-.n  :eJ-u;ii;i»t.-.-jiiii. 
zur  Geoebmignng  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  tbunli<-li-.r,    lirleicli*.  nn;   A-,  <  3 '•  r -  : i , •  1 1 ■- .  c  ..-:.]-.•-, 
Uebergange  von  der  eigenen  aut  dir  :', .  n:dt>  I i     ■.)•_••   .-i:  l'r/i'iriui.  ör 

Bedingungen  eines   solchen  Ansciilns««--,  vwi.-  r:i...-s  j-sii  •i:i...-|ia::J..-h-i.  ikn.i.l. 
dienate»  unterwirft  sich  die  Ge^cl'.-di;-.:;   .•.-•n    A-;»»;..ru.  I.  •    •!•••    !..    I-.  ll;n.-;.-i*- 
miniateriuma,  fall«  eine  Einigung   hü-mber   i:n«    i-r  Ai.«e..V...>d.u!i:i   :,wu:  ,r-:>-'.\ 
weiden  sollte. 

i.  Einmflndung  von  Hitl-w,-  rk--  u-.-i  I  i..lt:-tri.  Vi  Im 

Die  Geaellacbaft  ist  verpßiiii'c:,  'Iii.-  K;i.u'::i'l.iu,.-  •. :  u  v-rl  iulu  -V  :.'.s:,-i., 
welche  Ton  den  an  der  couces>i"mr:i  i.  Bakr.  I«  v-n :  i.  \-.,  \-  y'----  und  lii  ln-ir..-- 
unternel.mungen  zum  Behufe  der  liclor.l«  t .\wz  i!ir<  r  Kß^scnis».  ■/.>.-  li.-.hu  :m  •>  '..  c: 
werden  sollten,  auf  die   dem  B.-.!.:>'n.  trick.     n  ii  .!.-.-•  A  ■ '  V.  — ii:  .n;_ 

der  erwachsenden  Kosten  zu  ge-t  .t: 

Falls   über   die   Bedingung!,   d.-r    Ki:.:nüi  dt;;  -j    -  h-b  -i    ;.-r_  ••.  rrk- 
Industriebahnen  ein  Einverständnis  ■/.■>•.•.*  h.-:,       IVc;  ••>..i.-i.i.!:.t:.ci. z  :>'.,■:  V 
Intereaseuten  nicht  zu  Stande  ku:n;i:n.  >  mV-,  l  !•  i'v  d.-:.-i  I..  !.    Il.-u  <l.  ;«ii.i;iNtar..ci. 
die  Festsetzung  dieser  Bedingung'::)  vnrl-lrtltrn. 

6.  Bauausf  U  hr  i  n  Lr   n:nl   }:■  .■  1  r  1    k  >  .■  i  n  r  i h  •  ' ;  n  ;: . 

Betreffs    Ausfflhrungaweisc    dr>  Vv.>-  rl  v:>  >.  <  ^,  ,  !,;,.,.■-    I  -rn  t  >:•-.  Su:. 
anlagen  und  deren  Hochbauten,   dann  l-.-»d^lii-l.    I  r  Bctri.  ii.-..'.r.r:i-iii>ir.r«-ii  k.il 
die  gleichen  Bestimmungen  und  ♦n-l.riVü-ti    h.-.ün.;»!.-»-    Ai.v..-:i  lu.-j  ;n   •!.:  i-  ji. 
welche   für  die    den   Gegenstand    «kr   Alb-rl.:;»  h-t.  :•    <"'•;.<•■:  -ukl-i.!  k\.id,  v..«n. 
U».  Februar  1888,  R.  G.  BI.  Xr.  ;V.t.  dil  if.'lv  l...i-t:'i;i.i:i  -...m  «i.u-t-n  ü:h". 

Unter  Grünburg  festgesetzt  wurdru. 

6.  Fn  Ii  r  b  i-  t :  i    k  ■■  n  i  :  >  <■  . 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  u.ini.  .-ims  : 1 1 . .  i >.  I .>.•'■.  i 
2  Locomotiven  mit  je  drei  ArVt<n.  > '■. m hl t ! i  - i i      k 1 1 j  ; 
fi  Personenwagen, 

1  Dienstwagen  (Post-,  Gep:u  k<    un  I  ( '.lnvn^c-   ••. ,v«i  . 
16  Lastwagen  verschieden lt  O.ifiui^ 

üie  Plane   für  slmmtliobe  Fakrl-tri-l-^in'tt'd   untr.!:         -U-r  ».i  i.-:.:!i.^-,i.. 
des  k.  k.  Hundt  Uimnisteriiims  u-id  ist  li,d   . , . •  i .  ; l    \'.  ::.,-  in  .•      i  "n  i%..-jn  -.-..t.  v 
dar  Verordnung   des   k.  k.   Hair.lid'ndi.U-i  ri  m.i   v-  m   !    I'.  'rur    i / 
[CeoUalblatt  für   Eisenbahnen  und  r>:i:nVis<  InrV.il.rt  Nr    1.V-.  .  U    im>  ,  ••  / 

tragen,  welche  ainugemfisa  auch  ;uif  ,-di.u«l.«|.iHi'.-.l.n- i.  Anw  •  d.;.V'  tii.  !••:» 

Mindestens  die  H;  Ifte  der  W.'-rri-n  Mt  ini'  Ii.  n.-^.i  .<   v.r-'i.i  u. 

Die  Vorlage  dieser  Pinne  Im:  v..i  \  -r:':i-i;:,i'  .n  !'.••  .■:*■/.:„..■  •  <Yn 
1'nterbauobiecte  der  Bahn  zu  eifL'l^i:! 

7.  Berücksichti^uu,'  in  I  riudi  <■•  n -r  W 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  -j:i>t:.-,-  i;;ll.i.!.1..M1r.-hii^il.-.  s  .«i.  alle 
Baumaterialien  und  Auaruetungagegeiist iiii.it-  mm-I  an--,  hil. -k  ;.us  :nlä:.d..!=.-Wu 
Werken  zu  beschaffen. 
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Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  waren,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlieh  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferfeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  ru  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

Bezüglich  der  Tarife,  sowie  der  Leistungen  für  die  k.  k.  Post-  und  Staats, 
telegrapheuverwaltung  und  für  amlero  öffentliche  Anstalten  finden  die  Bestim- 
mungen der  Concessionsbedingnisse  (II.  Theil,  Z.  1  bis  inclusive  8)  für  die  den 
Gegenstand  der  Allerhöchsten  Conoessionsurkunde  vom  18.  Februar  1888,  R.  G.  Bl. 
Xr.  30,  bildeude  Eisenbahn  von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter-Grünburg  auch  auf 
die  Localbahn  von  Steyr,  beziehungsweise  Pergern  nach  Bad  Hall  sinngemäss 
Anwendung. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und  Fracht- 
gütern, sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende  Tarif- 
theil  I  der  österreichisch- ungarischen  Eisenbahnen  wird  auf  der  gegenwärtig  con- 
cessionirtcn  Localbahn,  sowie  auf  der  Hauptlinie  von  Steyr  (Garsten)  his  Unter- 
Grünburg,  eventuell  bis  Klau*,  Anwendung  zu  finden  haben  und  wird  die 
Steyrthalbahn-Gesellscbaft  sich  den  Anordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums 
wegen  des  Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den  Personen- 
verkehr zu  fUgen  haben. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  schliesslich  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Mehl  und  Getreide 
zu  treffen. 

Wien,  am  12.  Oetober  1890. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  tn.  p. 

5.  Statuten 

der  Steyrthalbahn-GesellHchaft. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Conoessionsurkunde  vom 
18.  Februar  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  durch  welche  dem  Herrn  Josef 
Ritter  v.  Wenusch  das  Recht  zum  Baue  und  Betiiebe  einer  schmal- 
spurigen Localbahn  von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter-Grünburg,  eventuell 
bis  Klaus  ertheilt  wurde,  wurde  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche 
in  sämmtliche  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  genannten  Conceeeionärs 
eingetreten  ist. 

Artikel  2. 

Die  Gesellschaft  führt  die  Firma:  „Steyrthalbabn -Gesellschaft", 
welche  nach  Vorschrift  der  Gesetze  in  das  Handelsregister  des  k.  k. 
Kreis-  als  Handelsgerichtes  in  Steyr  unterm  19.  Juli  1888,  Z.  1410, 
eingetragen  worden  ist. 
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Dieselbe  wird  entweder  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
ratbes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  zur  Mitzeichnung 
bestellten  Beamten  der  Gesellschaft  gezeichnet,  welcher  letztere  jedoch 
seiner  Namensfertigung  den  Znsatz  „per  procura"  oder  „p.  p."  beizu- 
fügen hat. 

Artikel  3. 
Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Steyr. 

Artikel  4. 

Die  Gesellschaft  dauert  so  lange  fort,  bis  sie  in  Gemassheit  dieser 
Statuten  aufgelöst  wird. 

Artikel  5. 

Die  Verlautbarungen  erfolgen  mit  voller  Rechtswirksamkeit  durch 
einmalige  Einschaltung  in  die  amtliche  „Linzer  Zeitung",  und  beginnen 
die  von  der  durch  selbe  geschehenen  Kundmachung  laufenden  Fristen 
mit  dem  Tage,  der  auf  den  Tag  der  Einschaltung  in  dieser  Zeitung  folgt. 

Ausserdem  kann  der  Verwaltungsrath  diese  Verlautbarungen  noch 
durch  andere  Zeitungen  erfolgen  lassen. 

Artikel  6. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  Artikel  1  angeführten  schmalspurigen 
Localbahn  von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter- Grünburg,  eventuell 
bis  Klaus,  und  der  von  Steyr,  beziehungsweise  Pergern  nach  Bad 
Hall  führenden  schmalspurigen  Localbahn,  für  welche  der  Steyr« 
thalbahn-Gesellschaft  am  21.  September  1890,  K.  G.  Bl.  Nr.  188, 
die  Allerhöchste  Concession  ertheilt  wurde; 

bj  der  Bau  und  Betrieb  anderer  schmalspuriger  Localbahnen,  für 
welche  etwa  in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession 
erworben  werden  sollte; 

c)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  solcher  Unternehmungen,  welche 
mit  den  der  Gesellschaft  concessionirten  Eisenbahnunternehmungen 
in  Verbindung  stehen,  und  zu  welchen  die  Gesellschaft  durch 
besondere  Bewilligung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ermächtigt  wird. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
Artikel  7. 

Das  Gesellschaftscapital  wurde  ursprünglich  zum  Behnfe  der  Her- 
stellung der  Bahnstrecke  von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter- Grünburg 
mit  dem  Betrage  von  750.000  fl.  österr.  Währ,  festgestellt  und  in 
7500  Stück  auf  den  Ueberbrioger  lautende  Actien  »i  100  fl.  österr  Währ. 
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zertbeilt.  In  der  Generalversammlung  der  Actionäre  vom  31.  Mai  1890 
wurde  beschlossen,  das  obige  GesellscbafUcapital  durch  Ausgabe  weiterer 
Actien  a  100  fl.  österr.  Währ,  in  erhöben,  und  «war: 

<\)  für  die  Fortsetzung  der  Steyrtbalbabn   von  Unter-Grttoburg  bis 

Agonits  um  den  Betrag  von  470.000  fl.  österr.  Währ.; 
b)  für    den    Ausbau    der   Flügelbahn   von    Steyr,  beziehungsweise 

Pergern,  nach  Bad  Hall  um  den  weiteren  Betrag  von  495.000  fl. 

österr.  Währ.,  und  endlich 
*•)  für  die  Herstellung  einer  Schleppbahn  von  Steyr  Ganten  zur  Enns 

um  den  Betrag  von  33.000  fl.  österr.  Währ. 

Die  auf  Grund  des  obigen  Generalversammlungsbeschlusses 
emittirten  Actien  gewähren  den  Inhabern  derselben  gleiche  Rechte,  win 
die  Actien  der  ersten  Emission,  jedoch  mit  der  Beschränkung,  daas  die 
Verzinsung  der  neu  emittirteu  Actien  für  den  Fall,  als  die 
betreffende  Bahnlinie,  für  welche  die  Actien  ausgegeben  eind,  in  der 
Griten  Hälfte  des  Kalenderjahres  dem  Betriebe  übergeben  wird,  vom 
l-  Juli  desselben  Jahres  an,  für  den  Fall  aber,  das*  die  Betriebs- 
uröffnung  in  der  zweiten  Hälfte  des  Kalenderjahres  stattfindet,  vom 
1.  Jänner  des  nächstfolgenden  Jahres  an  zu  beginnen  bat.  Das  Gesell- 
schaftecapital  beträgt  hienach  im  Ganzen  1,748.000  fl.  österr.  Währ, 
und  zerfällt  in  17.480  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Actien 
a  100  fl.  österr.  Währ. 

Artikel  8. 

Das  im  Artikel  7  festgesetzte  Gesellschaftscapital  kann  insbesondere 
im  Falle  der  Fortsetzung  der  Steyrtbalbabn  über  Agonitz  hinaus  über 
Bescbluss  der  Generalversammlung  mit  staatlicher  Genehmigung  durch 
Ausgabe  neuer  Actien  k  100  fl.  österr.  Währ.,  welche  deren  Inhabern 
gleiche  Rechte  gewähren,  wie  di«  Actien  der  früheren  Emissionen,  nach 
Massgabe  des  eventuellen  Bedarfes  erhöht  werden. 

Die  Emission  neuer  Actien  kann  jedoch  nur  nach  vorhergegangener 
Volleinzahlung  der  Actien  früherer  Emissionen  erfolgen. 

Jede  Eihöhung  ist  dem  k.  k.  Kreis-  als  Handelsgericht  Steyr 
anzuzeigen. 

Die  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld  und  die  Ausgabe  von 
Prioritätsobligationen  ist  nicht  zulässig. 

Artikel  9. 

Nach  erfolgter  Bareinzablung  von  mindestens  einem  Drittel .  des 
Nominalbetrages  können  den  Actienzeichnern  für  die  neu  zu  emittirenden 
Actien  nach  Zulas*  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  Interims- 
Scheine  ausgefolgt  werden.  Die  weiteren  Einzahlungen  auf  diese  Interims- 
scheine haben  in  den  vom  Verwaltucgsrathe  festzusetzenden  Raten  und 
Terminen  zu  erfolgen.  Nach  erfolgter  Volleinzahlung  werden  sodann 
diese  Interimsscheine  gegen  Actien  (Artikel  14)  umgetauscht. 
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Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Kate  nicht  i echtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
G  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet. 

Der  Verwaltungsrath  ist  überdies  berechtigt,  nach  Erlassung  der 
im  Artikel  221  des  Handebgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen, 
die  säumigen  Actionttre  ihrer  Gesellschaftsrechte  für  verlustig  und  die 
ausgegebenen  Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären,  sowie  an  Stelle 
der  letzteren  neue  Interimsscheine  unter  denselben  Nummern  auszugeben 

Artikel  10. 

Die  Actien  der  Gesellschaft   sind   untheilbar,   daher  die  Gesell- 
schaft nur   einen  Eigenthümer  für  je  eine  Actio  anerkennt.  Mehrere 
Theilnehmer  an  einer  Actie  haben  ihre  Rechte  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten auszuüben. 

Artikel  11. 

Jede  Actie  gibt  das  Recht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil 
au  dem  Vermögen  und  an  dem  Reinerträgaisse  der  Gesellschaft  nach 
Massgabe  dieser  Statuten. 

Artikel  12. 

Der  Besits  einer  Actie  bringt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten 
der  Gesellschaft  mit  sieb. 

Artikel  13. 

Die  Actionäre  haften  nur  bis  zum  Nominalbetrage  der  Actie, 
darü  bei-  hinaus  i9t  jede  Anforderung  an  dieselben  unzulässig. 

Das  Gesammt  vermögen  der  Gesellschaft  haftet  für  die  dritten 
Personen  gegenüber  eingegangenen  Verbindlichkeiten. 

Artikel  14. 

Die  Actien  sind  nach  dem  Formulare  A   ausgefertigt,  sind  aus 
einem   Juxtabuche    herausgeschnitten,    mit   dem   Trockenstempel  der 
Gesellschaft  und  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungs 
rathes,  sowie  mit  fortlaufenden  Nummern  versehen. 

Jeder  Actie  ist  ein  Bogen  mit  Diviieudencoupons  (Formular  B) 
und  einem  Talon  (Formular  C)  beigegeben. 

Artikel  15. 

Das  Gesammtactiencapital  wird  innerhalb  der  Concessionsdauer 
der  im  Artikel  1,  beziehungsweise  6  a  angeführten  Localbahnen  durch 
Auslosung  nach  Maßgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unter- 
liegenden Tilgungsplanes  getilgt. 

Für  den  Fall,  als  die  Actien  unter  dem  Nominalwertbe  erhältlich 
sein  sollten,  steht  es  dem  Vorwaltuugarathe  frei,  die  auf  Grund  des 
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Tilgungeplanes  vorzunehmende  Tilgung  durch  Ankauf  von  Actien  zu 
bewerkstelligen. 

Die  im  Wege  der  Verlosung  zur  Tilgung  gelangenden  Actien 
werden  mit  dem  Nennwerthe  zurückgezahlt  und  dagegen  Genussscheine 
ausgegeben,  welche  gleichen  Anspruch  mit  den  Actien  auf  die  zur 
Auszahlung  gelangende  Superdividende  (Artikel  47),  sowie  nach  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  auf  den  nach  Tilgung  sämmtlicher  Actien 
verbleibenden  Ueberschuss  des  gesellschaftlichen  Vermögens  (Artikel  54) 
haben. 

Andere  Hechte  gewahren  die  Genussscheine  nicht,  eo  z.  B.  nicht 
das  Recht  zur  Theilnabme  au  der  Generalversammlung. 

III.  Abschnitt. 

Leitung  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

Artikel  16. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten  durch: 

A.  den  Verwaltungerath ; 

H.  die  Direction; 

C.  den  Revisionsausschuss ; 

1).  die  Generalversammlung. 

A.  Der  Verwaltungsrath. 

Artikel  17. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Administrativorgan  der 
Gesellschaft  und  hat  die  Oberleitung  aller  Geschäfte  der  Gesellschaft 
und  die  Ueberwachung  der  mit  der  unmittelbaren  Geschäftsführung  beauf- 
tragten Beamten. 

Der  Verwaltungsrath  bildet  den  Vorstand  der  Gesellschaft  im 
Sinne  der  Artikel  227  bis  241  des  Handelsgesetzbuches. 

Artikel  18. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  fünf  bis  sieben  von  der  General- 
versammlung gewählten  Mitgliedern,  welche  sämmtlich  die  österreichi- 
sche Staatsbürgerschaft  besitzen  und  von  denen  mindestens  drei  in 
Steyr  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  haben  müssen.  Ein  Mitglied  ent- 
sendet ausserdem  der  oberösterreichische  Landesausschuss,  so  lange  sich 
das  Land  Oberösterreich  im  Besitze  von  mindestens  50  Stück  Actien 
befindet. 

Artikel  19. 

Die  sämmtlicbeo  in  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung 
durch  Wahl  berufenen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  fungiren  bis 
zum  Schlüsse  der  vierten  ordentlichen  Generalversammlung. 


Digitized  by  Google 


Steyrthalbahn-GesellsohafL 


501 


Von  da  ab  findet  in  jeder  drittfolgeoden  ordentlichen  General- 
versammlung die  Neuwahl  sämmtlicher  durch  Wahl  berufenen  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes  statt,  ohne  Rücksicht  darauf,  wie  lange 
die  Ausscheidenden  in  Function  waren. 

Ausserdem  können  innerhalb  der  im  Artikel  18  festgesetzten 
Maximalzahl  in  jeder  Generalversammlung  Ergänzungswahlen  in  den 
Verwaltungsrath  mit  der  Giltigkeit  bis  zur  nächstfolgenden  Neuwahl 
des  gesaramten  durch  Wahl  berufenen  Verwaltungsrathes  vorgenommen 
werden. 

In  allen  Fällen  sind  die  Ausscheidenden  wieder  wählbar. 

Artikel  20. 

Wenn  im  Laufe  eines  Geschäftsjahres  die  Stelle  eines  Mitgliedes 
des  Verwaltungsrathes  in  Folge  Ablebens  oder  Austrittes  erledigt  wird, 
ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  eine  provisorische  Ersatzwahl  mit 
der  Giltigkeit  bis  zur  nächsten  Generalversammlung  vorzunehmen. 

Artikel  21. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  muss  binnen  14 
Tagen  nach  seiner  Wahl  50  Actien  der  Gesellschaft  nebst  den  nicht 
fälligen  Coupons  in  der  Gesellscbaftacasae  hinterlegen,  welche  während 
seiner  Functionsdauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der 
auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  von  ihm  weder  belastet  noch  ver- 
äussert werden  dürfen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  der  Deponirung  gilt  als  eine 
Ablehnung  der  Wahl. 

Artikel  22. 

Der  Verwaltungsrath  erwählt  jährlich  unmittelbar  nach  Abhaltung 
der  ordentlichen  Generalversammlung  auB  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
und  einen  Vicepräsidenten. 

Im  Verhinderungsfalle  des  Präsidenten  und  des  Vicepräsidenten  be- 
zeichnet der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  zur  Führung  des 
zeitweiligen  Vorsitzes. 

Artikel  23. 

Der  Verwaltungsrath  ist  berufen  und  berechtigt,  innerhalb  der 
Grenzen  dieser  Statuten  über  alle  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  so 
weit  solche  nicht  der  Beschlussfassuog  der  Generalversammlung  vorbe- 
halten sind,  zu  berathen  und  zu  entscheiden  und  alle  Anordnungen 
zu  treffen,  welche  er  als  dem  Interesse  der  Gesellschaft  entsprechend 
erachtet. 

Artikel  24. 

Es  steht  dem  Verwaltungsrathe  frei,  unbeschadet  der  Bestimmung 
des  Artikels  231  des  H.  G.  BM  aus  seiner  Mitte  Executivcomitös  zur 
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LeituDg  der  Gesrbäitsfühiung,  sowie  tnr  Controle  der  Directioc  tu 
bestellen  und  den  Wirkungskreis  derselben  festzusetzen,  sowie 
für  bestimmte  Geschäfte  oder  Arten  von  Geschäften  und  für  eine  be- 
stimmte Zeit  die  Ausübung  einzelner  Befugnisse  an  einzelne  oder 
mehrere  seiner  Mitglieder,  oder  in  Gemässbeit  des  Artikels  234  II.  G.  B. 
aueb  an  einzelne  oder  mehrere  Beamte  zu  fibertragen.  Ebenso  kann 
derselbe  auch  an  Beamte  der  Gesellschaft  die  Procura  ertheilen. 

Artikel  25. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltung«- 

ratbes  sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsratb  sind 
ferner  alle  Personen,  die  in  Concurs  verfallen  sind,  oder  die  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  sowie 
diejenigen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht 
begangenen,  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergebens, 
oder  einer  solchen  Uebertretung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  der  obgrdaebten  AusfcbliessuDgsgrUnde  in  der 
Person  eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren 
Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

Artikel  26. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
über  Einladung  des  Präsidenten  so  oft  als  es  die  Gcfcbäfie  erfordern. 

Ausserdem  ist  das  Präsidium  verpflichtet,  Uber  schriftliches  Ver- 
langen von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  eine  Sitzung  ein- 
zuberufen. 

Artikel  27. 

Die  Behandlung  der  laufenden  Geschäfte,  sowie  Überhaupt  der 
innere  Verwaltungsdienst  wird  durch  eine  vom  Verwaltungsrathe  aufzu- 
stellende Geschäftsordnung  geregelt  werden. 

Artikel  28. 

Zur  Beschlußfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Ordnung*- 
mässige  Verständigung  sämmtlicber  Mitglieder  von  der  bevorstehenden 
Sitzung  und  dem  Gegenstande  derselben,  sowie  die  Betheiligung  von 
mindestens  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

Der  Verwaltungsratb  fasst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. 

Die  Stimme  des  Vorsitzenden  wird  in  jedem  Falle  mitgezählt. 
Bei  Stimmengleichheit    wird    jene    Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Artikel  29. 

lieber  die  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  sind  Protokolle  tu 
führen,  welche  der  Vorsitzende  und  ein  zweites  Mitglied  de*  Verwaltungs- 
rathes zu  unterzeichnen  haben. 
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In  diesen  Protokollen  siud  die  Atmesendeu,  die  gefassten  Be- 
schlüsse, und  mit  welcher  Stimmenmehrheit  dieselben  gefasst  wurden, 
anzugeben. 

Auf  Verlangen  eines  jeden  Mitgliedes  des  Verwaltuugsrathes 
ist  dessen  von  den  Beschlüssen  abweichende  Meinung  zu  Protokoll  zu 
nehmen. 

Artikel  30. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungtrathes  beziehen  für  ihre  Mühe- 
waltung iusolange,  als  das  Reinerträgniss  nicht  zur  Auszahlung  einer 
4percentigen  Actiendividende  ausreicht,  keine  Tantieme  (Artikel  47). 

Dagegen  haben  sie  unbedingten  Anspruch  auf  Vergütung  der 
im  Interesse  der  Gesellschaft  aufgelaufenen  baren  Auflagen  für 
Reisen  u.  dgl. 

B.  Direction. 

Artikel  31. 

Der  Director,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreter  wird  vom 
Verwaltungsrathe  ernannt,  und  hat  als  Executivorgan  der  Gesellschaft 
die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  auszuführen. 

Die  Präci-urung  des  Wirkungskreises  und  der  Befugnisse  des 
Directors,  beziehungsweise  dessen  Stellvertreters,  wird  durch  eine  von 
dt-m  Vervaltungsratbe   zu    normirende  Instruction  festgesetzt  werden. 

C.  Revisionsausschuss. 

Artikel  32. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  au*  drei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmanne,  jedoch 
tritt  der  Ersatzmann  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  der  Mit- 
glieder des  Revisionssauschusses  in  Function. 

Die  Mitglieder,  sowie  der  Ersatzmann  dürfen  weder  dem  Ver- 
waltungsrathe angehören,  noch  sonst  auf  irgend  eine  Weise  an  der  un- 
mittelbaren Geschäftsführung  betbeiligt  sein. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnung  zu  prüfen. 

Er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die  Bücher  und  in  die 
ganze  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  vou  den 
Rechnungsiegera  die  nöthigen  Aufklärungen  zu  verlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalveraammlung  vorzulegen. 

Artikel  33. 

In  jeder  ordentlichen  Geneial Versammlung  wird  der  Revisionsaus- 
schuss (Artikel  32)  mit  der  Functionsdauer  bis  zur  nächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung  bestellt. 
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Artikel  34. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesauimtheit  der  Actionäre. 
Ihre  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

Artikel  35. 

Die  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltuogsratbe  ein- 
berufen. 

Die  Einladung  muss  mindestens  einen  Monat  vor  dem  für  die 
Versammlung  bestimmten  Tage  unter  Angabe  der  Tagesordnung  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  (Aitikel  5)  erfolgen. 

In  die  Tagesordnung  sind  aucb  jene  selbständigen  Antrage  aufzu- 
nehmen, welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären  die  sich  über 
den  Besitz  von  wenigstens  100  Stück  Actien,  durch  Hinterlegung 
derselben  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  bei  einem  k.  k.  Notar  aus- 
gewiesen haben,  wenigstens  14  Tage  vor  der  Einberufung  der  General- 
versammlung schriftlich  dem  Verwaltungsrathe  übergeben  worden  sind. 

Artikel  36. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  alljährlich  einmal, 
spätestens  im  Monate  Mai  in  Steyr  statt. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  hat  der  Verwaltungsrath 
einzuberufen,  wenn  er  dies  im  Interesse  der  Gesellschaft  für  erforderlich 
erachtet,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  die  sich  über  den 
Besitz  von  wenigstens  dem  zehnten  Theile  des  nicht  amortisirten  Actien- 
capitales  durch  Hinterlegung  der  Actien  bei  der  Gesellschaftscasee  oder 
bei  einem  k.  k.  Notar  gehörig  ausweisen,  unter  schriftlicher  Angabe 
der  Berathuugsgegenstände  die  Berufung  einer  solchen  Generalversamm- 
lung begehren.  Im  letzteren  Falle  ist  die  ausserordentliche  General- 
versammlung durch  den  Verwaltungsrath  für  einen  innerhalb  längstens 
60  Tagen,  vom  Zeitpunkte  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet, 
gelegenen  Termin  zu  berufen. 

Artikel  37. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Actionär 
der  Gesellschaft  berechtigt,  der  spätestens  acht  Tage  vor  der  Ver- 
sammlung den  Besitz  von  mindestens  zehn  Actien  der  Gesellschaft  bei 
der  Gesellschaftscasse  oder  an  einem  anderen,  von  dem  Verwaltungs- 
rathe zu  bestimmenden  Orte  durch  Deponirung  derselben  nachweist. 

Die  Deponirung  von  zehn  Stück  Actien  berechtigt  zu  einer 
Stimme,  die  von  je  weiteren  zehn  Stück  Actien  zu  je  einer  Stimme  mehr. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Landes  Oberösterreich  befind- 
lichen Actien  genügt  an  Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer 
amtlichen  Bescheinigung  der  Landescasse. 

Artikel  38. 

Jeder  Actionär  kann  sich  durch  einen  anderen  stimmberechtigten 
Actionär  mit  schriftlicher  Vollmacht  vertreten  lassen,  jedoch  darf  kein 
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Actionär  im  Vollmachtsnamen  mehr  als  50  Stimmen  abgeben.  Pflege- 
befohlene und  juristische  Personen  üben  das  ihnen  zustehende  Stimm- 
recht durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter 
aus,  wenu  diese  auch  selbst  nicht  Actionäre  sind. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfahig,  wenn  mindestens  zehn 
stimmberechtigte  Actionäre  persönlich  anwesend  sind,  welche  im  eigenen 
oder  im  Vollmachtsnamen  mindestens  den  fünften  Theil  des  nicht 
amortisirten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  Artikel  40  unter  /,  g,  hf  i,  k  und  l  angeführten 
Gegenstände  können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  dann  gefaast  werden, 
wenn  wenigstens  der  dritte  Theil  des  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
in  der  Generalversammlung  vertreten  ist. 

Wenn  die  Generalversammlung  nicht  in  solcher  Weise  binnen 
einer  Stunde  nach  dem  für  die  Versammlung  anberaumten  Zeitpunkte 
beschlussfahig  ist,  so  hat  eine  neuerliche  Einberufung  derselben  auf 
einen  innerhalb  längstens  60  Tagen,  von  dem  ursprünglich  anberaumten 
Zeitpunkte  an  gerechnet,  gelegenen  Termin  stattzufinden. 

Die  zweite  Versammlung  ist  ohne  Bücksicht  auf  die  Anzahl  der 
persönlich  Anwesenden  und  auf  die  durch  dieselben  vertretene  Summe 
der  Actien  berechtigt,  über  alle  Gegenstände,  für  welche  die  erste 
Versammlung  einberufen  war,  zu  berathen  und  zu  beschliessen,  was 
in   der  Einberufungekundmachung  ausdrücklich  bekannt  zu  geben  ist. 

Artikel  39. 

In  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder  der  Vice- 
präsident  des  Verwaltungsrathes  und  iu  Verhinderung  Beider  ein  von 
dem  Verwaltungsrathe  eiwähltes  Mitglied  den  Vorsitz. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  leitet  die  Verbandlungen  und  veranlasst  die  Abstimmung. 
Er  beruft  den  Schriftführer,  sowie  zwei  Stimmenzähler  aus  der  Mitte 
der  anwesenden  Actionäre. 

Artikel  40. 

Der  Generalversammlung  ist  vorbehalten : 

a)  die  jährliche  Wahl  des  Revisionsausschusses  (Artikel  33); 

b)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Verwaltungsraths- 
mitglieder (Artikel  18  und  19),  weiter  die  Beschlussfassung 

c)  über  den  Geschäftsbericht  des  Verwaltungsrathes  und  den  Rechnungs- 
abschluß des  verflossenen  Jahres  und  das  auf  Grund  des  Revi- 
sionsberiebtes  dem  Verwaltungsrathe  zu  ertheilende  Absolutorium, 
ferner 

d)  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (Artikel  47); 

t)  über  die  nach  Artikel  35  in  die  Tagesordnung  aufgenommenen 

Gegenstände; 
f)  über  die  Aenderung  der  Statuten; 
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g)  über  die  Ausführung,  beziehungsweise  Erwerbung  der  im  Artikel  6 
unter  b  und  c  angeführten  neuen  Unternehmungen; 

h)  über  die  Erhöhung  des  Gesellschaf tscapitales  durch  Ausgabe  neuer 
Actien  (Artikel  8); 

i)  Uber  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

k)  über  die  Veräueserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  ge- 
hörigen Linien; 

l)  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  über  die  Modalitäten 
der  Liquidation  (Artikel  4  und  52),  insbesondere  auch  durch 
Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere 
ActiengeselUchaft  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren 
(Artikel  215  H.  G.  B). 

Beschlüsse  über  die  vorstehend  unter  f  bis  l  angeführten  Gegen- 
stände bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats* 
Verwaltung. 

Die  Generalversammlung  ist  endlich  berechtigt,  die  Einberufung 
ausserordentlicher  Generalversammlungen  über  Gegenstände  ihres 
Wirkungskreises  zu  beschliessen. 

Artikel  41. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  in  der  Regel  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Ein  Beschlugs  über  die  im  Artikel  40  lit.  /  bi-i  l  angeführten 
Gegenstände  i*t  nur  dann  wirksam,  wenn  derselbe  mit  einer  Mehrheit 
von  mindestens  drei  Vierteln  der  giltig  abgegebenen  Stimmen  gefaxt  wird. 

Artikel  42. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst 
Stimmzettel. 

Wird  bei  einer  Wahl  bei  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen 
den  Personen,  welche  bei  der  ersten  Wahl  die  meisten  Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  wird  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu 
wählenden  Mitglieder,  eventuell  nach  der  Entscheidung  durch  das  Los 
gebracht. 

Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  die  gleiche 
Anzahl  von  Stimmen,  so  entscheidet  ebenfalls  das  Los. 

Artikel  43. 

In  der  Generalversammlung  kann  nur  über  jeue  Gegenstände  ver- 
handelt und  giltig  Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  der  Einberufunge- 
kundmachung angegeben  sied;  hievon  sind  jedoch  Abänderungs-  und 
Ergänzungsanträge  zu  gehörig  kundgemachten  Verhandlungsgegenständen, 
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sowie  der  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung au  e  genommen. 

Artikel  44. 

Ueber  die  Verhandlung  der  Generalversammlungen  wird  ein 
Protokoll  geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer 
und  den  zwei  Stimmenzählern  zu  unterzeichnen  ist. 

IV.  Abschnitt. 

Bilanz,  Reingewinn,  Dividende,  Reservefond. 
Artikel  45. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  dem  1.  Jänner 
und  endet  mit  dem  letzten  December  desselben  Jahres. 

Artikel  46. 

Die  Rechnungen  werden  mit  dem  Ablaufe  eines  joden  Geschäfts- 
jahres abgeschlossen  und  auf  Grundlage  eines  Inventars  nach  Vorschrift 
des  Gesetzes  und  nach  den  Grundsätzen  ordentlicher  kaufmännischer 
Gebarung  die  Bilanz  errichtet,  welche  mit  dem  Gutachten  des  Revi« 
lioDsausschusscs  der  Generalversammlung  vorgelegt  wird. 

Die  in  Druck  gelegte  Jahresbilanz  wird  acht  Tage  vor  der 
Generalversammlung  im  Gesellschaftabureau  aufgelegt  und  kann  von 
jedem  stimmberechtigten  Actionär  in  Empfang  genommen  werden. 

Artikel  47. 

Das  nach  Abschlag  aller  Erhaltungs-  und  Betriebsauslagen,  ferner 
der  Zuwendungen  an  die  eventuell  zu  bildenden  Pensions-,  Unter- 
stfitzungs-  oder  sonstigen  Humanitätsinstitute  für  die  Bediensteten  der 
Gesellschaft,  Uberhaupt  aller  Auslagen  und  der  vorzunehmenden  Ab- 
schreibungen erübrigende  Reinerträgniss  ist  in  folgender  Weise  zu 
verwenden : 

Zunächst  wird  das  Erforderniss  für  die  Tilgung  des  Actiencapitales 
(Artikel  15)  bestritten  und  sodann  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von 
4  Percent  an  die  Actionäre  vertheilt. 

Von  dem  sonach  verbleibenden  Reste  werden  mindestens  10  Per- 
cent  dem  Betriebsresetvefonde  (Artikel  51)  zugewiesen,  insofern  der- 
selbe nicht  bereits  20  Percent  des  jeweiligen  Gesellschafbacapitales 
erreicht  hat,  in  welchem  Falle  eine  weitere  Dotirung  unterbleiben  kann, 
oodann  10  Percent  als  Tantieme  für  den  Verwaltungsrath  verwendet 
(Artikel  30)  und  der  Rest  als  Superdividende  auf  die  noch  nicht  ge- 
tilgten Actien  und  auf  die  Genussscheine  gleichmässig  vertheilt,  falls 
nicht  ein  Tbeilbetrag  des  Reingewinnes  auf  den  Gewinnconto  des 
nächsten  Jahres  durch  Beschlues  der  Generalversammlung  übertragen  wird. 
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Artikel  48. 

Die  Auszahlung  der  nach  Massgabe  des  Artikels  47  sich  er- 
gebenden Dividende  und  Superdividende  findet  jährlich  nach  Abhaltung 
der  ordentlichen  Generalversammlung,  spätestens  am  1.  Juli  statt. 

Artikel  49. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  bionen  drei  Jahren  vom 
Tage  der  Fälligkeit  nicht  behoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  des 
Betriebsreservefondes  (Artikel  51). 

Artikel  50. 

Durch  Zuwendung  eines  Effectivbetrages  von  15.000  fl.  aus  dem 
Anlagecapitale  der  Localbahn  von  Steyr  (Garsten)  nach  Unter-Grünburg, 
ferner  eines  Effectivbetrages  von  je  700  fl.  per  Kilometer  Bahnlänge 
der  eventuell  herzustellenden  Fortsetzung  dieser  Localbahn  Uber  Unter- 
Grünburg  hinaus  in  der  Richtung  gegen  Klaus  und  eines  Effectiv- 
betrages von  16.000  fl.  für  die  Linie  Steyr  (Pergern)  bis  Bad  Hall, 
sowie  säm mtlicher  bei  der  thatsächlichen  Bauausführung  von  dem  An- 
lagecapitale unverwendet  gebliebenen  Beträge  und  der  eventuellen 
Interessentenbeiträge  ä  fonds  perdu  wird  der  Baureservefond  der 
Gesellschaft  gebildet,  welcher  ausschliesslich  zur  Bedeckung  der  Kosten 
für  Erweiterungsbauten  und  für  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen 
bestimmt  ist. 

Dieser  Baureservefond  wird,  insoweit  er  nicht  mit  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  bereit)  bestimmungsgemäß  verwendet  worden 
sein  sollte,  beim  Erlöschen  der  Concession  der  im  Artikel  1,  beziehungs- 
weise 6  tt  angeführten  Localbahnen  oder  bei  Einlösung  der  letzteren 
an  den  Staat  mit  zu  übergeben  sein. 

Artikel  51. 

Neben  dem  Baureservefonde  wird  durch  die  im  Artikel  47  und 
im  Artikel  49  bezeichneten  Zuflüsse  ein  Betriebsreservefond  gebildet, 
welcher  zur  Bedeckung  ausserordentlicher  Verluste,  ferner  ausser- 
gewöhnlicher  Auslagen  für  Erneuerung  des  Oberbaues  und  der  Fahr- 
betriebsmittel und  schliesslich  nach  erfolgter  Verwendung  des  Bau- 
reservefondes  auch  zur  Bedeckung  der  Kosten  für  Erweiterungsbauten 
und  für  Vermehrung  der  Betriebseinrichtuogen  verwendet  werden  kann. 

V.  Abschnitt. 

•  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Artikel  52. 

Die  Gesellschaft  löst  sich  auf: 
a)  auf  Grund   eines   von   der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten 
Beschlusses  der  Generalversammlung  (Artikel  40  und  41); 
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b)  in  den   im  Artikel   242  H.  G.  B.  unter  3  und  4  vorgesehenen 
Fällen. 

Artikel  53. 

Wird  die  Auflösung  der  Gesellschaft  beschlossen,  so  hat  die 
Generalversammlung  über  die  Art  der  Liquidation  nach  Maasgabe  der 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  zu  entscheiden  und  die  Liqui- 
datoren zu  bestellen  (Artikel  40  und  41). 

Diese  können  aus  dem  Verwaltungsratlie  oder  anderen  Personen 
gewählt  werden. 

Die  Liquidatoren  haben  die  Liquidation  unverzüglich  zu  beginnen 
und  durchzuführen,  sowie  der  nächsten  Generalversammlung,  beziehungs- 
weise dem  Revisionsauf schusse,  über  den  Abschlues  der  Geschäfte  und 
die  weiteren  Modalitäten  der  Auflösung  Bericht  zu  erstatten. 

Sobald  die  Liquidatoren  ernannt  sind,  hört  die  Wirksamkeit  des 
Verwaltungsrathes  auf,  während  die  Bestimmungen  der  Statuten  über 
die  Generalversammlung  und  den  Revisionsausschuss  auch  während  der 
Liquidation  mit  der  Massgabe  in  Kraft  bleiben,  dass  die  General* 
Versammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Artikel  54. 

Aus  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden  derselben  zu 
tilgen.  Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  noch  nicht 
amortisirte  Actien  gleichmässig  zu  vertheilen,  insofern  hienach  nicht 
mehr  als  der  Nominalwerth  auf  jede  derselben  entfällt.  Sollte  nach 
Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  dieser  Actien  noch  ein  Ueberschuss 
verbleiben,  so  ist  dieser  auf  sämmtliche  Actien  und  Genussscheine  gleich- 
massig  zu  vertheilen. 

VI.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
Artikel  55. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  in 
Gemassbeit  der  Gesetze  und  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunden 
vom  18.  Februar  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  und  vom  21.  September 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  188,  au9.  Insbesondere  ist  hienach  der  zu  be- 
stellende landesfürstliche  Commissär  berechtigt,  jederzeit  in  die  ge- 
sammte  Gescbäftsverwaltung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  den 
Generalversammlungen,  sowie  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes 
und  des  eventuell  gebildeten  Executivcomites  beizuwohnen,  gegen  alle 
Beschlüsse  oder  Verfügungen,  wodurch  er  die  Goncessionsbestimmungen, 
die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze  oder  die  öffentlichen  Interessen 
verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben  und  deren  Aurführung  zu 
Bistiren. 
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Artikel  56. 

Streitigkeiten,  welche  sich  aus  dem  Gescllscbaftsverhältniase 
zwischen  Actionären  und  den  statutenmäßigen  Organen  der  Gesellschaft 
oder  zwischen  den  letzteren  untereinander  ergeben,  sind  von  dem  zu- 
ständigen Gerichte  auszutragen. 

Artikel  57. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  hei  Besetzung  von  Dienstesposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Nr.  24703. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  5.  Juni  1888,  Z.  £*35, 
bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grand  AllerhBchster  Ermächtigung  genehmigt 

Wien,  am  14.  December  1891. 

TaafTe  m.  p. 


T.  Localbahn  Gleisdorf- Weiz. 


1.  Concessionsurkunde  vom  17.  April  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  67, 

för  die  Localbahn  Ton  Gielsdorf  nach  Weif. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Dr.  Anton  Rintelen  in  Graz,  Josef  Mosdoifer  und  Johann 
Pichler  in  Weiz  die  Bitte  um  Ertheilnng  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Localbahn  von  Gleisdorf  nach  Weiz  gestellt  babe^n,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  de» 
Unternehmens  den  genannten  Concessionaren  diese  Concession  auf  Grund 
des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81, 
wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concession ären  das  Hecht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Gleisdorf  der  ungarischen  Westbahn  über 
St.  Ruprecht  nach  Weiz. 

Die  Localbahn  von  Gleisdorf  nach  Weiz  wurde  am  28.  Juli  1889  dem 
Betriebe  übergeben.  Die  Betriebführung  wurde  auf  Grund  de*  Betriebs  Vertrages 
vom  16.  August  1889  von  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staate- 
bahnen für  Rechnung  der  Conceusionäre,  beziehungsweise  der  an  deren  Stelle 
getretenen  Actiengesellsehaft  „Localbahn  Gleisdorf- Weiz"  übernommen. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahu  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von   den   Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von 
der  Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
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reicheuden  Eingaben,  von  derselben  zu  erricbtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen,  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverxinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjabres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmftssige  Auarüstung  bestimmten  Actien  mit  Eioschluss 
der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grnndeinlöaang  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjabres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden 
UebertragungsgebUbr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,   ans  diesem  Anlasse  zu   entrichtenden  Gebühren; 

e)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Conce>sion  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
•Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebtihren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Daner  von  fünfundzwanzig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3- 

Die  Concesaionlre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  ge- 
nannten Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und 
einem  halben  Jabre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie 
auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Be- 
triebe zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  1000  Gulden  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erkläit  werden. 

§ 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlicheu  Vorschriften  ertbeilt. 
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Dm  gleiche  Recht  soll  den  Conceseionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Scbleppbabnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
riebtang  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
ceuionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
Urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
crstionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbabnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahu- 
bttriebsorduung  vom  16.  Novembrr  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  uud  Ver- 
ordnungen zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betiiebf  Ordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbe Stimmungen  vorge- 
schriebenen Sicherbeitsvorkehi ungen  und  VeikehrsvorBchriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  beson- 
deren Vtrkehrs-  und  Betiiebsverbältnisse,  insbesondere  die  ermässigte 
Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministerium*  für 
zaliatig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
in  erlassenden   besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
ituetsenden  Bedingungen  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Auagabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  den  Concessionären    das  Recht  eingeräumt,  Priori 
tlUactien,  welehe  beaüglicb  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,   bis  zu  dem  von   der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactieu  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erttägnissen  späterer  Jahre,  nicht  stattzufinden 
lat}  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiver,  sowie  des  Nominal  Anlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassuog,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliess- 
lich der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  Intercalarziose n  und  des  etwa  bei    der  Capitalsbescbaffung 
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thatsächlich  erwachseneu  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  .oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  diu  diesfälligeu  Kosten  dem  Anlagecapitale  «gerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebeeinrichtungen  ihre  Zustimmung  er- 
theilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  -werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdaner 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaft-Statuten,   sowie  die  Formularien  der  auszugeben 
den   Stamm-    uud  Prioritätsactieu    unterliegen   der   Genehmigung  der 

Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
uud  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  StaaUbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Keichshälften,  auf  die  Landesscbtitsen  Tirols,  und  zwar  nicht  nnr 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controhi- 
versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wieus,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  nnd  Sicherheitswache. 

Die  Coucessiouäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schauung und  Bercitbaltuug  von  Ausrtlstungsgegenständen  für  Militär- 
trausporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militäi- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  anf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 
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Die  Concessionäre  Bind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872.  K.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concessiun  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eiseubahu- 
coneessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage,  an  ge- 
rechnet, festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Be  triebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcesstonsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  »• 

Die  Concessionäre  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  eoncessiooiiten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt   das  Recht  vorbehalten,    den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn    insbesondere    in    dem   Falle,    wenn    die  au 
schliessende    ungarische  Westbabn    in   den    Staatsbetrieb  übernommen 
werden  sollte,  zu  Ubernehmen   und  während   der  sodann   noch  übrigen 
Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre  zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Au  las»  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsendem,  eventuell  pauschalmassig  festzu- 
setzenden Kosten  durch  die  Concessionäre  zu  vergüten. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführuug  sind  durch  einen  mit  deu 
Concessionären  abzuschließenden  Betriebsvertrag  zu  regeln. 

§  10. 

Die  ConcessionXre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  Uber 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erBt  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats* 
Verwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  Uber  die  mitbenutzte  Bahn  oder  ein 
reine  Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen 
Entschädigung  zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenutzung 
hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
■Jen  ala  Beilage  C  sur  Conceesionsnrkunde  vom  1.  Jänner  lHBti  für  die 
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Kaiser     Ferdinands-Nordbahn    im    Reichsgeaetzblatte,    Jahrgang  1886 

S.  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  eich  das  Recht  vor,  die  conceesionirte 
Balm  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bedingungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Kinlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Eiulösung  vor  AI  lauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres  erfolgen  oder  der  in  (Jemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres 
betrag  erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur 
Tinercentigen  Verzinsung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten 
Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganten 
(Joncessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahres- 
betrag als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reiuerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistend«  Entschädigung  bat  darin  tu  bestehen,  dase 
den  Conccssionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Durchscbnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insofern 
einer  der  im  Absätze  V!  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst  an- 
geführte Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  am  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  aus- 
bezahlt wird. 

I.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  tu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitaltwerthei  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absatz«  3  halbjährig  zu  leistenden   Zahlungen  gleichkommt 

Kalls  der  Staat  lieb  zu  dieser  Capitalszahlung  entachliesst,  bat  er 
die  Wahl,  dieselbe  In  Barem  oder  in  Staatsschuldverc chreibuugeu  tu 
leisten.  Die  Staat* Schuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  tu 
berechnen,  welcl  er  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlfisungipreisei 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  in  den  Genius 
der  gegenwärtig  concetsiouirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der    Materialvortäihe,    sowie    der    aus    dem   Anlagecapitale  gebildeten 
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Betriebs-  and  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Beim  Erlöschen  der  Concession  and  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sMmmtlichen  beweglichen  und 
anbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der  Material- 
rorrlthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
aas  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
and  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbeuen  besonderen 
Anlagen  und  Gebinde,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Con- 
cessionäre von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sieb  die  Ueberzeuguog  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  iu  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Besiehung  bintangehalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbe- 
sondere die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufsich tsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commiesär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltnngsralhes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der 
Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär 
sogleich  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welch« 
ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an 
den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
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gefäll  sämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts* 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  14.  ' 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnißsen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
au  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  au  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertbeilen  Wir  sämmtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  Über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Ineiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
siebenzehnten  Tage  des  Monates  April  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertachtzigundacht,  Uo serer  Reiche  im  vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewskl  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  Ton  Gleisdorf  aack  Welz 
(Yer.  Bl.  Nr.  70  ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung." 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Babn  von  Gleisdorf  nach  Weis  ist  mit  einer  Spurweite  von 
1435  Meter  als  Localbahn  fOr  eine  Maximal  fahrgesohwindigkeit  Ton  25  Kilometer 
per  Stunde  anzulegen  und  auszurüsten. 

Zufolge  der  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  26.  Mai 
1891,  Z.  7639  (Ver.  Dl.  Nr.  80)  wurde  die  Maximalfahrgeschwindigkeit  der  Züge 
auf  der  Localbahn  Gleisdorf-Weiz  von  25  Kilometer  auf  80  Kilometer  per  Stunde 
erhöht 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  nach  Maas- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 
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Dergleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  auch  während 
der  Hctricbfiihrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  ans  öffentlichen  Rücksichten 
nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  tu  leisten  und  sich  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeirorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  tu  erbauende,  circa  16  Kilometer  lange  Bahn  tweigt  in  nordwest- 
licher Richtung  aus  der  Station  Gleisdorf  der  ungarischen  Weslbabn  ab,  führt 
unmittelbar  darauf  zwischen  dem  westlichen  Theile  des  Marktes  Gleisdorf  und  dem 
Raabflusse,  dann  weiter  am  linken  Ufer  dieses  Flusses  Uber  Albersdorf,  Wollsdorf  und 
Dietmannsdorf  nach  St.  Ruprecht. 

Von  hier  aus  verlässt  die  Trace  das  Raabthal,  führt  am  linken  Ufer  des 
Weitbaches  unter  Berührung  der  Ortschaften  Arndorf,  Neudorf,  Unter  Fladnitx  und 
Predni?  nach  Weit,  woselbst  südlich  der  Ortschaft  die  gleichnamige  Endstation 
angelegt  wird. 

Aendernngen  d<-r  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn 
dureb  dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Gleisdorf  der  ungarischen  Westbahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangaverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft  anzu- 
streben und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  znr  Geneh- 
migung vorzulegen. 

Hiebe!  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  l'ersonenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  tu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
»chaftlichen  Bahnbofdienstes  unterwerfen  die  Concessionäre  sich  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung  eines 
Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung 
BÜl  den  inländischen  Naohbarbahnen  und  für  die  Einmündung  von  Bergwerks- 
und  Industriebahnen  tu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre,  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunter- 
nehmungen tum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der 
erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  Ut  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centraiblatte  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt"  (Jahrgang  1882,  Nr.  10)  angefahrten  „Vorschriften  für  die 
Bestimmung  der  Bahnnivellette  in  Mazimalneigungen  und  für  die  Anordnung  der 
l'ebergangscurven  zwischen  Geraden  und  Bögen '  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstreoken.  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste  durch- 
schnittliche Steigung  15  0  pro  mille  festgesetzt.  Die  Stationen  und  Haltestellen  mit 
N'ebengeleisen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die  Steigung  der 
Bahn  in  denselben  2  5  pro  mille  nicht  übersteigen  darf. 
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Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  eurrenten  Bahn  dürfen  mit  Ausnahme 
des  an  die  Station  Oleiadorf  anschliessenden  Bogens  nicht  unter  300  Meter  betragen. 

Der  Radius  des  genannten  Anschluasbogens  unterliegt  der  speeiellen 
Genehmigung  gelegeutlioh  der  Vorlage  des  Detailprojeotes. 

Der  Abstand  der  Qeleise  in  den  Stationen  soll  Ton  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
4*5  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3*5  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  eine  Kronenbreite  von  4  0  Meter  sowohl  hei  Dämmen 
als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahndamm  der  Inundirung  der  Flüsse  ausgesetzt 
ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0*6  Meter  über  dem  höchsten  Wasser- 
stande liegen. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdiimmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  an  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durohlaase  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reiehenden  offenen  Objecten  bis  zu  aVO  Meter 
totaler  Spannweite  dürfen  Trageonstruotionen  von  Hola  angewendet  werden;  bei 
allen  grösseren  offenen  Objecten  sind  Eisenooustructionen  au  verwenden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Elsenbahnbrüoken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtsstrnssenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objeets- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird  gestattet,  den  Eisen- 
oonstruetionen  der  Localbahn  die  in  §  8,  Iii.  h,  Absatz  2,  der  vorstehend 
bezeichneten  Verordnung  angeführte  40peroentige  Ermässigung  der  in  lit.  o  und  b 
desselben  Paragraphes  normirten  Belastungen  zu  Grunde  au  legen 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruotion  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbäohen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten,  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

U eberfahrten  können  aus  Hola  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Handela- 
ministerialerlaas  vom  80.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimalgewicht 
per  laufendes  Meter  23  Kilogramm  betragen. 

Die  Föhren-  oder  Lärohenschwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen 
haben:  Länge  23  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  800  Meter  Radius  und  darunter  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Sehwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Haken- 
nägel nach  den  mit  vorangefübrtem  Handelsministerialerlasse  genehmigten 
Oberbaunormalien  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Scbienenunterkante  eine  Kronen- 
breite von  8  0  Meter  uud  vom  letzgenannten  Niveau  ab  eine  Tiefe  von  25  Centi- 
meter zu  erhalten. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  soll  mindestens  10  Percent 
der  Bahnlänge  betragen. 

Die  Stationen  sind  mit  Centralweiohenstellanlagen  au  versehen.  Die  Ver- 
fassung der  Projeote  für  die  Stationen  hat  für  den  Fall  der  Betriebsführung  durch 
die  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  sowohl  hinsiehtlioh 
der  Oberbau-  als  Hochbauanlagen  im  Einvernehmen  mit  der  genannten  k.  k. 
Generaldirection  so  erfolgen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  für  den  Personen-  und  Zugförderun  gsdienst, 
dann  jene  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales  sind  den  loealen  Verhält- 
nissen einerseits,  sowie  den  Verkehrsbedürfnissen  andererseits  entsprechend  in 
definitiver  Weise  und  in  dem  von  der  betriebführenden  Bahnverwaltung  als 
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erforderlich  bezeichneten,  vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigten  Ausmasse 
zu  erbauen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  sind 
mit  Passagieraborten  zu  versehen. 

Die  Hoch  bau  anlagen  für  den  Güter-  und  Zugforderungsdienst  können  am 
Riegelmauerwerk  oder  auoh  ganz  aus  Holz  in  jedem  Falle  aber  müssen  dieselben 
auf  einer  Untennauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Aufschrifttafeln  zu  versehen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  hat 
höchstens  6  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Anlage  von  Warterhäusern  in  der  ourrenten  Strecke  kann  im  Allgemeinen 
unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  angeordnet  werden  sollte. 

Dieselben  können  entweder  aus  Ziegeln  oder  8tein  oder  aus  Blookwlnden 
auf  einer  Untermauerung  hergestellt  werden. 

8tations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen.  Die  Aufstellung 
von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  not- 
wendig machen  würden.  Für  den  Betrieb  sind  indes  ausser  den  sonstigen 
akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen  8ignale 
zu  verwenden. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  ffffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen  sind  Distanzdeokungasignale  aufzustellen. 

9.  Fahrbetriebsmittel. 

Für  den  Fall  der  Betriebführung  durch  die  k.  k.  Generaldireotion  der 
österreichischen  Staatsbanken  werden  Fahrbetriebsmittel  auf  Grund  besonderer 
Vereinbarungen  von  der  genannten  k.  k.  Generaldirection  beigestellt  und  ist  der 
zu  deren  Anschaffung  erforderliche  Retrag  aus  dem  Anlageoapitale  der  vorstehend 
angeführten  Linie  der  k.  k.  Generaldirection  zu  übergeben. 

Im  Falle  der  selbständigen  Betrieb führung  sind  an  Fahrbetriebsmitteln 
mindestens  anzuschaffen: 

2  Stück  dreiaohsige  Tenderlocomotiven  mit  entsprechender  Reservegarnitur, 
4  Stück  Personenwagen  II.  III.  Classe, 

1  StÜok  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwageo), 
10  Lastwagen  cerschiedener  Gattung. 

Die  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Auswahl  den  Bestimmungen  der 
Handelsministerialverordnung  vom  1.  Februar  1887.  Z.  2840  (Centraiblatt  für 
Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  16  ex  1887),  sowie  jenen  Einschränkungen 
Rechnung  zu  tragen,  welche  in  §  3.  lit.  h,  Absatz  2,  der  Handelsministerial- 
verordnung  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  für  die  Gewährung  der 
40percentigen  Ermässigung  massgebend  sind. 

Die  Vorlage  der  Pläne  der  zu  beschaffenden  Fabrbetriebsmittel  hat  vor 
Verfassung  der  Projeotspläne  für  die  Untcrbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 
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Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  »gestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  waren,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferung» - 
zeit,  wie  diese  vou  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

> 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassificaüon 
und  alle  auf  den  Fraobtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einsuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzliehen  Landeswahrung  ohne  Agiosuschlag  berechnet 
werden. 

8obald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
ertriiguiss  von  mindestens  sieben  (? )  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat, 
kann  das  k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnismässige  Herabsetzung  der  bis 
dahin  in  Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Notbstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Mensohen  und  Nutsthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsmuster  berechtigt,  nach  Erfordernis  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Conoessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbedienateten  mit 
allen  fahrplanmäeaigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Looalitäten  erforderlieh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondensen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

ä.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
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naoh  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegrapbenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorreepondenz 
verwenden  zu  laaeen. 

Der  Staate  Verwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Conoessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benfitzten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im'  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Dräbte  der  8taatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Btaatslinien,  insoweit  die 
letztere  nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  conoessionirteu  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  8taatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtransporte 
giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu 
verwahren. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  schliesslich,  sic'i  bezüglich  der  conces 
sionirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen    im  Verordnungswege  durch- 
zufahrenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  an  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  8taatsbe dt ensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Randeisministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  8träflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hinfür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  abgesonderten  Coupes 
untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage 
und  Züge  zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  and 
deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstignngen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermäesigten  Tarifsätze. 

Wien,  am  13.  Mai  1888. 

Der  k.  k.  HandelsminUter: 
Bacquehem  m.  p. 


« 
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3.  Statuten 

der  Looalbahn  Gielsdorf-Welz. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Grandlage  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
17.  April  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  67,  mit  welcher  den  Herren  Dr.  Anton 
Rintelen  in  Graz,  Josef  Mosdorfer  und  Johann  Pichler  in  Weiss  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  normalspurigen  LocomotiveisenbaKn 
von  der  Station  Gleisdorf  der  ungarischen  Westbahn  über  St.  Ruprecht 
nach  Weis  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  genannten  Concessionäre 
eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
<i)  der  Bau  und  Betrieb  der  an  die  ungarische  Westbahn  anschliessen- 
den normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Gleisdorf  nach 
Weis,  sowie  von  Flügelbahnen  >u  einseinen  industriellen 
Etablissements,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  be- 
willigt wird; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  an- 
schliessender Eisenbahnen,  Strassen  bahnen  oder  Datnpftramways, 
für  welche  der  Gesellschaft  spater  die  Concession  verliehen 
werden  wird. 

§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 
Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Graz. 

§ 

Firma  der  Gesellschaft. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „Localbabn  Gleiadorf-Weiz" 
und  wird  nach  Vorschrift  des  Handelsgesetzbuches  protokollirt  (§  26). 

§  6. 

Constituirung  der  Gesellschaft. 

Die    Gesellschaft   ist   constituirt   (§  45),    sobald    das  gesammte 
im   §   8    festgesetzte   Actiencapital   gezeichnet   ist    und    380.000  fl. 
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PrioritKtsactien  bar  eingezahlt  sind  (§  9,  alinea  2),  sowie  auch  die 
Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist. 

§  6. 

Dauer  der  Oesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Erlöschen  der  erworbenen  Con- 
ceaiion  für  die  im  §  1  bezeichnete  Localbahn;  sie  löst  sich  jedoch 
schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate  über- 
nommen oder  durch  die  Gesellschaft  veraussert  werden. 

§  7. 

Kundmachungen. 

Die  von   der  Gesellschaft   ausgebenden   statutenmäßigen  Kund 
machuDgen  etfolgen  rechts  wirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Grat er  Zeitung".  Ausserdem  kann  der  Verwaltungsrath  diese 
Verlautbarungen  noch  in  einem  oder  mehreren  anderen  im  Lande  ver- 
breiteten Blättern  veranlassen. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  8. 

Actiencapital,   Prioritätsactien,  Stammactien. 

Das  Actiencapital  ist  auf  680.000  fl.  österr.  Währ,  festgestellt 
und  besteht  aus  2650  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Prioritlts- 
actien  ä  200  fl.  =  580.000  fl.  und  aus  750  Stück  ebenfalls  auf  den 
Ueberbringer  lautenden  Stammactien  a  200  fl.  =  150.000  fl. 

§  »• 

Die  Einzahlung  auf  die  gezeichneten  Stamm-  und  PrioritStsactien, 
sowie  die  Auegabe  derselben  erfolgt  über  Beschluss  des  Verwaltungs- 
rathes. 

Der  baren  Einzahlung  sind  die  im  Falle  der  Uebernabme  von 
Actien  an  Zahlungsstatt  von  Seite  der  Bauunternehmung  der  Localbabn 
Gielsdorf- Weiz  zu  bewirkenden  Leistungen  dieser  Bauunternehmung  zum 
Zwecke  des  Baues  und  der  Ausrüstung  der  Bahn  gleichzuhalten. 

§  10. 

Bezüglich  der  vom  Lande  Steiermark  a's  Betheiligung  an  dem 
Baue  der  Localbahn  Gleisdorf-Weiz  übernommenen  500  Stück  Stamm- 
actien, welche  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  250  Stück 
Stammactien  gemessen,  erfolgt  die  Einzahlung  nach  Inbetriebsetzung 
der  Bahn. 
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§  IL 
Form  der  Actien. 

Die  Prioritäts-  und  Stammactieu  werden  mit  fortlaufenden 
Nummern  bezeichnet,  nach  den  Formularien  Nr.  1  und  4  angefertigt, 
aua  einem  Juxtabucbe  herausgeschnitten  und  mit  dem  Trockenstempel 
und  der  Firma  versehen. 

Den  Actien  sind  je  ein  Couponbogen  und  Talon  nach  den 
Formularien  Nr.  2  und  3,  beziehungsweise  Nr.  5  und  6  beigegeben. 

§  12. 

Die  Actien  siod  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  Eigenthümer  anerkannt. 

§  13. 

Erhöhung  des  Actiencapitales. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  der  Bestimmung  des  §  2,  lit.  6,  sowie  im  Falle  in  Zukunft 
nothwendig  werdender  Vervollständigungsarbeiten  und  Investitionen  für 
die  Eisenbahnunternehmung  (Anlage  oder  Erweiterung  von  Stationen, 
Anschaffung  eines  grösseren  Fahrparkes  etc.)  ist  die  Gesellschaft 
berechtigt,  über  Antrag  des  Verwaltungsrathes  und  Beschluss  der 
Generalversammlung,  jedoch  vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung 
(§  39,  Z.  10)  das  Actiencapital  durch  weitere  Ausgabe  von  Stammactien 
entsprechend  zu  erhöhen.  Eine  Erhöhung  des  Prioritätscapitales  kann 
nicht  stattfinden. 

§  14. 

Am  ort  isirung  des  Actiencapitales. 

Sowohl  die  Prioritäts-   als   auch   die  Stammactien  werden  nach 
Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgunge 
planes  innerhalb   der   Concessionsdauer    amortisirt   (§  39,  Z.  4).  Die 
Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  vorauszugehen. 

Die  Nummern  der  zu  tilgenden  Actien  werden  je  am  Schlüsse 
des  betreffenden  Geschäftsjahres  im  Wege  der  Verlosung  bestimmt  und 
in  der  amtlichen  „Grazer  Zeitung"  kundgemacht. 

Der  Verwaltungsrath  wird  jedoch  ermächtigt,  insofern  Prioritäts- 
actien unter  dem  Nominalbetrage  erhältlich  sein  sollten,  die  nach  dem 
Tilgungsplane  auf  das  betreffende  Jabr  entfallende  Amortisationsquote 
(§  61,  Z.  1),  statt  zur  Verlosung,  zum  freihändigen  Rückkäufe  der 
tilgungpplanmässigen  Anzahl  von  solchen  Actien  zu  verwenden. 

Der  durch  den  Ankauf  dieser  Actien  unter  dem  Nominalbeträge 
erübrigende  Theil  der  Amortisationsquote,  sowie  die  für  diese  getilgten 
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Actien  zu  verabfolgenden  Genussacheine  sind  dem  Reservefonde  einzu- 
v  erleiben. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Prioritäts-  oder  Stammactien  wird 
sechs  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der  Actien  neb9t 
dem  Betrage  der  letxtfalligen  nnd  der  etwa  noch  unbehobenen,  noch 
nicht  verjährten  Coupons  bar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte  Actie 
sammt  dazugehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheinen  und 
Talons  ein  auf  Ueberbringer  lautender,  mit  Superdividendencoupons  und 
Talons  versehener  Genussschein  ausfgefolgt. 

Solche  Genuesscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  gemäss  §  51, 
Schlussalinea,  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Ver- 
keilung gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  §  51,  Punkt  2  und  5,  erwähnten  öpercentigen 
Dividende  participiren  die  Genusssebeine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  General 
Versammlung,  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Actien- 
capitales  und  bezüglich  des  Stimmrechtes,  sowie  im  Falle  der  Auflösung 
und  Liquidation  der  Gesellschaft  rucksichtlich'  des  'Antbeiles  an  den 
gemäss  §  56,  alinea  2,  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stamm- 
actieneinlagen  zur  Vertheilung  gelangenden  Ueberschttssen  des  gesell- 
schaftlichen Vermögens  sind  die  Genussscheine,  insofern  sich  dieselben 
nicht  im  Besitze  des  Reservefondes  der  Gesellschaft  befinden,  den  Actien 
gleichgestellt. 

Das  Formular  der  Genussscheine  und  der  zugehörigen  Coupons 
eammt  Talons  ist  vom  Verwajtungsrathe  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 
§  15. 

Zahl  der  Mitglieder. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  fünf  und  höchstens 
sieben  Mitgliedern. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Lindergebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen  und  ihren  Wohnsitz  innerhalb  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  haben. 

§  16. 

Ernennung  eines  Verwaltungsrathes. 

In8olaoge  das  Land  Steiermark  an  diesem  Bauunternehmen  durch 
die  zugesicherte  Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  von  Actien 
in   der  Höhe   von   60.000  fl.    betheiligt  ist,  hat  der  steiermärkische 
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Landesausschußß  dag  Recht,  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  zu  er- 
nennen. In  gleicher  Weise  hat  die  Gemeinde  Weis,  insolange  sie  im 
Besitze  von  Priorität« •  oder  Stammactien  in  der  Höhe  von  60.000  fl. 
ist,  das  Recht,  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  zu  ernennen. 

Auf  diese  zwei  ernannten  Mitglieder  de«  Verwaltungsrath et>,  welche 
in  die  im  §  15  bestimmte  Zahl  der  Verwaltungsratbsmitglieder  einzu- 
rechnen sind,  finden  die  Bestimmungen  der  §§17  und  20  dieser 
Statuten  keine  Anwendung. 

§  17. 

Wahl  des  Verwaltungeratb es. 

Für  die  Dauer  d«s  ersten  Geschäftsjahres  (§  49)  werden  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  von  der  constituirenden  General- 
versammlung (§  45)  gewählt.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  treten  die  Be- 
stimmungen des  §  18  in  Wirksamkeit. 

§18. 

Functionsdauer  des  Verwaltungsrathes. 

» 

Vom  zweiten  Geschäftejahre  angefangen  werden  die  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes,  mit  Ausnahme  der  vom  steiermärkischen  Landes- 
ausschuBse  und  der  Gemeinde  Weiz  zu  ernennenden  Mitglieder  durch 
die  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewählt. 

Jedes  Jabr  tritt  von  den  gewählten  Mitgliedern  je  eines  und  mit 
Ablauf  der  Functionsdauer  der  verbleibende  Rest  derselben  aus.  Bis 
sich  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functionsdauer  gebildet  hat, 
werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  wiedergewählt  werden. 

§  19- 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  gewählten  Mitgliedes 
vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  kann  dessen  Stelle  vom  Verwaltungs- 
rathe  durch  Cooption  provisorisch  besetzt  werden. 

Die  Futction  des  provisorisch  ernannten  Verwaltungsraths- 
mitgliedes dauert  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Diese  Generalversammlung  hat  die  provisorische  Ersatzwahl  des 
Verwaltungsrathes  entweder  zu  bestätigen  oder  eine  Neuwahl  vorsu- 
nehmen.  In  beiden  Fällen  tiitt  das  in  den  Verwaltungsrath  berufene 
Mitglied  rQcksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  ausge- 
schiedenen Mitgliedes. 

§  20. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  zwanzig  noch 
nicht  verloste  Actien  der  Gesellschaft  sammt  den  dazugehörigen,  nicht 
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fälligen  Coupons  bei  der  Gesellscbaftscasse  zu  hinterlegen,  welche 
während  seiner  Function  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung 
der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  vom  Erleger  weder  verpfändet 
noch  veräusaert  werden  dürfen. 

Erst  nach  Erlag  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine  Function 
antreteu.  Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschriften  binnen  14  Tagen 
nach  erfolgter  Berufung  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  21. 

Vorsitz. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
auf  die  Dauer  eines  Geschäftsjahres.  Im  Falle  seiner  Verhinderung  führt 
ein  vom  Verwaltungsrathe  ad  hoc  zu  bestimmendes  Mitglied  den  Vorsits 
in  der  betreffenden  Sitzung. 

Der  gewählte  Präsident  ist  nach  Ablauf  eiueß  Geschäftsjahres 
wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  des  Austrittes  des  Präsidenten  vor 
Ablauf  seiner  Functionedauer  hat  der  Verwaltungerath  für  die  noch 
übrige  Functionsdauer  desselben  die  Neuwahl  des  Präsidenten  vorzu- 
nehmen. 

§  22- 
Sitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Graz  über  Einladung 
des  Präsidenten,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern.  Eine  solche  Ein- 
ladung muss  ergehen,  falls  drei  Mitglieder  die  Abhaltung  einer  Sitzung 
verlangen. 

§  23. 

Beschlussffthigkeit. 

Zur  Beschlussfahigkeit   des  Verwaltungsrathes  ist  die  Ordnung» 
mäsbige  schriftliche  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  einschliesslich 
des  Vorsitzenden  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der 
Verwaltungsrathsmitglieder  erforderlich. 

Die  gewählten  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sich  in 
ihrer  Abwesenheit  durch  ein  anderes  gewähltes  Mitglied  vertreten 
lassen.  Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  eine 
Vertretungsvollmacht  übernehmen. 

§  24. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft  betraut.  Er  vertritt  die  Gesellschaft   als  Vorstand  im 
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Sinne  des  Handelsgesetzbuches  and  ist  auch  mit  allen  jenen  Befugnissen 
betraut,  zu  welchen  eine  besondere  Vollmacht  erfordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft  su.  Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht 
ausdrücklich  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltuogsrath  bestellt  aus  seiner  Mitte  kraft  Special - 
vollmacht,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikel  231  H.  G.  B., 
eine  Gescbäftsleitung,  deren  Functionsgebtthren  durch  die  ordentliche 
Generalversammlung  im  vorhinein  bestimmt  werden  und  welche  in 
die  Betriebsrecbnung  einzustellen  sind. 

§  25. 

Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung,  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B. ;  ebenso 
bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstesvergeben, 
wie  auch  die  etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  zu. 

§  26. 
Firmazeichnung. 

Die  Firma  (§  4)  wird  collectiv  in  der  Weise  gezeichnet,  das* 
unter  die  vorgedruckten  oder  von  wem  immer  geschriebenen  Worte: 
„  Localbahn  Gleisdorf* Weiz"  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder 
ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  uud  ein  mit  der  Procura  betrauter 
Beamter  der  Gesellschaft,  letzterer  mit  einem  die  Procura  andeutenden 
Zusätze,  ihre  Namen  eigenhändig  schreiben. 

§  27. 
Abstimmung. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Der  Vorsitzende  stimmt  in  der  Regel  nicht  mit  und  entscheidet  nur 
bei  Stimmengleichheit. 

§  28. 
Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind. 
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§  29. 

Den  Mitgliedern  de«  Verwaltungsrathes  gebührt  für  ihre  Mühe- 
waltung keine  Vergütung,  wohl  aber  haben  dieselben  Anspruch  auf  den 
Ersatz  ihrer  im  Interesse  der  Gesellschaft  gemachten  Barauslagen. 

§  30. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  Concars  verfallen  ist 
»der  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt 
zu  haben;  wer  wegen  eines  Verbrechens,  oder  wegen  eines  aus  Gewinn- 
sucht hervorgegangenen,  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergebens,  oder  einer  solchen  Uebertretuug  in  Untersuchung  steht  oder 
schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungs- 
rathes  sein.  Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der 
Functionsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
§  31. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
and  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte  auszuüben.  Ihr  • 
itatutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actiouäre  bindend. 

§  32. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zusammen. 

§  33. 

Ausserordentliche  Generalversammlung. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  können  vom  Verwaltung»- 
rathe  einberufen  werden,  wenn  derselbe  es  fUr  noth wendig  oder  zweck- 
mässig erachtet.  Sie  müssen  aber  vom  Verwaltungsrathe  einberufen 
werden,  wenn  diese  Einberufung  von  einer  Generalversammlung  be- 
schlossen wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actieo- 
beaitz  den  sechsten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  diese  Ein- 
berufung unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  schriftlich  fordern. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforder- 
st 
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liehe  Actienzahl  bei  der  Gesellscbaftscasse  oder  an  einer  anderen, 
vom   Verwaltungsrathe   «u   bezeichnenden   Depotstelle   zu  hinterlegen 

(§  35). 

§  34. 
Einberufung. 

Die  Einberufung  jeder  ordeutlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  mugs  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der 
Abhaltung  erfolgen,  und  sind  in  der  Einberufungskundmachung  (§  7)  die 
zur  Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  bekannt  zu  geben. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Ad  tröge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  General  Versammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungsratbe  zn 
geschehen. 

Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
kundmachung nicht  angekündigt  ist,  kftnnen  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung Beschluss  gefasst  werden. 

§  35. 

Stimmrecht.  Actiendeponirung. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  mindestens  10  Stück 
dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmäßig 
einberufenen  Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an 
einer  anderen,  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle 
erlegt  hat. 

§  36. 

Je  10  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme.  Die  Stamm- 
und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht.  Dieses  Stimmrecht 
wird  nicht  geschmälert,  wenn  der  Besitz  eines  Actionära  theils  aus 
Stamm«,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

§  37. 
Vertretung. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten, 
welcher  jedoch  selbst  stimmberechtigter  Actionär  sein  muss,  ausgeübt 
werden. 

Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen  oder  statutenmässigen  Vertreter,  Frauen  durch 
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ihre  Bevollmächtigten  aus,  wenn  dieselben  auch  nicht  stimmberechtigte 
Actionäre  sind. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

§  38. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  General versammluog  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  in  dessen  Verhinderung  ein  vom  Verwaltungs- 
rathe hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  nnd  schliesst  die  Berathungen,  ernennt  den 
Schriftführer  und  aua  den  anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren, 
sowie  aus  den  anwesenden  Actionären,  welche  nicht  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  sind,  zwei  Verificatoren. 

§  39. 

Der  Beschlassfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten: 

1.  Die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
Über  denselben. 

2.  Die  Bestimmung  der  Zahl  und  Wahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (§§  15,  17  und  18),  sowie  die  Wahl  der  Mitglieder 
des  Revisionsausschusses  (§  46). 

3.  Die  Genehmigung  der  Jabresrechnungen  und  die  Beschluss- 
fassung über  die  Verwendung  des  Reingewinnes. 

4.  Die  Be6chlussfasgung  über  deu  vom  Verwaltungsrathe  vorzu- 
legenden Tilgungsplan  für  das  Actiencapital  (§  14). 

5.  Die  Abänderung  der  Statuten. 

6.  Der  Bau  oder  die  Erwerbung  anschliessender  neuer  Linien 
(§  2*)- 

7.  Der  Abschlu6B  von  Betriebsverträgen  bezüglich  der  gesellschaft- 
lichen Bahnlinien  oder  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes,  insoweit 
hierüber  nicht  bereits  durch  concessionsmässige  Bestimmungen  ver- 
fügt ist. 

8.  Die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  ge- 
hörigen Bahnlinien. 

9.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 
Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Artikel  215 
H.  G.  B.). 

10.  Die  Vermehrung  des  Gesellscbaftscapitales. 

Beschlüsse  Uber  die  in  vorstehenden  Zahlen  4  bis  inclusive  10 
ausgeführten  Gegenstände  bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 
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§  40. 

Bes  chlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  mindestens  sehn 
ActionSre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmacbtsnatnen 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten. 
Ueber  die  im  §  39  unter  4,  5,  6,  8,  9  und  10  angeführten  Gegenstände 
können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversammlung 
gefasst  werden,  bei  welcher  durch  wenigstens  zehn  anwesende  Actio näre 
mindestens  der  fünfte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  «■ 

Vorgang  bei  Beschlussunfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  im  Sinne  des 
§  40  nicht  beschlussfäbig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
versammlung einzuberufen,  in  welcher  Über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Actionäre  und  die  Höhe  des  durch  sie 
vertretenen  Actiencapitales  giltige  Beschlüsse  gefasst  werden  können, 
was  in  der  Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden 
muss.  Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Versammlung 
kann  für  diesen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt  werden.  Der  Erlag  der 
Actien  hat  in  diesem  Falle  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusammen- 
tritte dieser  neuen  Generalversammlung  zu  erfolgen. 

§  42. 

Abstimmung  in  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  und  stimmt  der  Vorsitzende  mit. 

Bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den 
Ausschlag. 

Die  im  §  39,  Absatz  5,  6,  8,  9  und  10,  angeführten  Beschlüsse 
bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Dritteln  der 
vertretenen  Stimmen. 

§  43. 
Wahlen. 

Alle  Wahlen  werden  mittelst  Stimmzettel  vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten 
haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten 
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Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte 
Zahl  der  zu  Wählendeu  in  die  engere  Wabl  genommen. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  im  ersten  Wahlgange  oder  in  der 
engeren  Wahl  die  gleiche  Stimraenzabl,  so  ist  derjenige  gewählt,  welcher 
zur  betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actien- 
besitz  ausgewiesen  bat. 

Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffen deu  Auordnung. 

§  44. 

Ueber  die  Verhandlungen  bei  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  gefuhrt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und 
den  zwei  Verificatoren  (§  38)  zu  unterzeichnen  ist. 

§  45. 

Constituirende  Gen eralver Sammlung. 

Nach  erwirkter  Genehmigung  dieser  Statuten  und  erfolgter 
Zeichnung  des  gerammten  Actiencapitalea  findet  die  Einberufung  der 
constituirenden  Generalversammlung  statt. 

Diese  Einberufung  erfolgt  durch  die  Concessionäre  mittelst  Ein- 
ladungsschreiben an  sämmtlicbe  Actienzeichner  und  durch  einmalige 
öffentliche  Kundmachung,  wobei  die  für  die  Einberufung  der  General- 
versammlung im  §  34  festgesetzten  Fristen  keine  Anwendung  rinden. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  zu  wählenden 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  für  das  erste  Geschäftsjahr  (§  17) 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  zu  wählen,  sie  hat  überhaupt  alle 
Befugnisse,  welche  laut  §  39  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Iu  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  auch  die  erfolgte 
Einzahlung  des  im  §  5  bestimmten  Actiencapitales  nachzuweisen  (§  9, 
alinea  2). 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehendeo  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

V.  Abschnitt. 

Revisionsausschuss. 
§  46. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnungen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmanne,  welche 
alljährlich    von    der   ordentlichen    Generalversammlung    aus    den  der 
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Verwaltung  nicht  angehörenden  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausechueses  dürfen  mit  den  Mitgliedern 
des  Ver  waltun  gsrathes  bis  cum  zweiten  Grade  weder  verwandt  noch 
verschwägert  sein. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes des  Revisionsaueschusses  in  Function. 

§  47. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jabresrechnung  werden  die  Revisoren 
und  deren  Ersatzmann  von  der  constituirenden  Generalversammlung 
gewählt. 

§  48. 

Der  RevisioneaÜ8scliuss  bat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen ;  er  ist  zu  diesem  Bebufe  berechtigt,  jederzeit 
in  die  Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  seinen 
Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Vf.  Abschnitt 

Geschäftsführung  und  Gewinnverwendung. 

§  49. 
Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endigt  mit  81.  December. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Con- 
stituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  dea  Betriebseröffouuga 
jabreß  zu  gelten. 

§  50. 

Art  der  Rechnungsführung. 

Die  Gesellschaft  führt  ihre  Rechnungen  in  der  gesetzlichen 
Währung;  dieselben  werden  mit  jedem  Geschäftsjahre,  also  am  31.  De- 
cember jeden  Jahres  (§  49)  abgeschlossen  und  dem  RevisioDsausschusse 
zur  Prüfung  vorgelegt. 

Die  mit  den  nöthigen  Erläuterungen  in  Druck  gelegte  Jahres- 
bilanz kann  acht  Tage  vor  der  Generalversammlung  von  den  stimm- 
berechtigten Actionären  im  Gesellscbaftabureau  in  Empfang  genommen 
werden. 
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§  51. 

Verwendung  der  Einnahmen. 

Der  Gewinn  der  Gesellschaft  besteht  aus  dem  nach  Abzug  aller 
Ausgaben,  insbesondere  der  Steuer,  der  erwachsenden  BetriebsauBlagen 
und  allgemeinen  Verwaltungskosten,  dann  der  allfälligen  Verluste  und 
entsprechenden  Abschreibungen,  verbleibenden  Reinerträgnisse. 

Aus  diesem  R<nnerträgoisse  wird  sohin  nach  Masegabe  der  Zu- 
länglicbkeit  desselben  vor  allem  entnommen: 

1.  die  für  die  Amortisation  der  Prioritätsactien  erforderliche 
Quote,  und 

2.  eine  Dividende  bis  zu  5  Percent  für  die  nicht  amortisirten 
Prioritätsactien. 

Von  dem  dann  verbleibenden  Reste  werden  bestritten: 

3.  die  zur  Amortisation  der  Stammactien  bestimmte  Qaote; 

4.  die  Dotation  des  Reservefondes  mit  10  Percent  des  nach  Abzug 
der  Posten  1  bis  inclusive  3  verbleibenden  Restes; 

5.  eine  Dividende  bis  zu  5  Percent  für  die  nicht  amortisirten 
Stammactien. 

Der  schliesslich  noch  erübrigende  Betrag  wird  gleichmässig  auf 
das  Gesammtcapital  repartirt  und  als  Superdividende  an  die  Inhaber 
der  Prioritäts-  und  Stammactien,  beziehungsweise  der  an  Stelle  der 
getilgten  Actien  verabfolgten  Genuasscheine  ausgezahlt,  insofern  und 
insoweit  die  Generalversammlung  nicht  eine  anderweitige  Verwendung 
des  Restbetrages  beschliesst. 

§  52. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  fünfperceotige  Dividende  der  Prioritäts  • 
actien  (§  51,  Z.  2)  aus  den  Reioerträgnissen  eines  späteren  Jahres 
findet  nicht  statt. 

§  53. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zu  späterhin  etwa  erforder- 
lichen Erweiterungen  der  Bahnanlagen  oder*  der  Betriebseinrichtuogeu 
zu  dienen.  Er  wird  gebildet  aus  der  im  Protokolle  über  die  Festsetzung 
der  Bedingungen  für  die  Erwirkung  der  Allerhöchsten  Concession  mit 
8.  17.000  bezifferten  Quote  aus  dem  effectiven  Anlagecapitale. 

Ferner  aus  etwaigen  Ersparnissen  vom  Anlagekapital,  aus  den 
Zuweisungen  aus  den  Reioerträgnissen  (§  51)  und  aus  den  verfallenen 
Dividenden  (§  54),  s^wie  aus  den  dem  Reservefonde  einverleibten  Genuss- 
scheinen und  den  im  Sinne  des  §  14  sich  ergebenden  Zuflüssen. 

Die  Zinsen  dieses  Reservefondes  werden  in  der  Betriebsrechnuug 
als  Einnahmen  verrechnet. 
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Die  erwähnten  Zuweisungen  in  den  Reservefond  aus  den  Rein- 
erüägnissen  dauern  so  lange  foit,  bis  der  Fond  den  Betrag  von  10  Percent 
des  gesammten  Actiencapitales  erreicht  hat. 

Sinkt  der  Reservefoud  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  Statuten- 
mässige  Ergänzung  desselben  wieder  zu  beginnen. 

Insoweit  der  Reservefond  aus  dem  Anlagecapitale  gebildet  ist 
und  nicht  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  seiner  Bestim- 
mung entsprechend  bereits  verwendet  sein  sollte,  hat  derselbe  im 
Falle  der  staatlichen  Einlösung,  sowie  des  Heimfalles  der  conces- 
siouirten  Bahnlinie  in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates  über- 
zugehen. 

§  54. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (§  14), 
sowie  die  Zahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt  an  der 
Gesellschaftscasse  oder  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  biezu  bestimmten 
Zahlstellen. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach 
deren  Fälligkeit  nicht  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten  des  Reservefond  es. 

VII.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 

§  55 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General- 
versammlung die  Liquidatoren  und  bestimmt  die  Modalitäten  der 
Liquidirung. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den 
RevisionflaucBchufls  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis 
zur  Beendigung  derselben*  mit  der  Modification  in  Wirksamkeit,  dass 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse 
des  Verwaltuogsrathes. 

§  56. 

Vermögensvertheiluug. 

Bei  der  nach  Realisirung  de$  gesellschaftlichen  Vermögens  vor- 
zunehmenden Vertheilung  geniesseo  die  Prioritätsactien  den  Vorrang 
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vor  den  Stammactien,  so  dass  letztere  erst  dann  Anspruch  auf  eine 
Liquidationsquote  erhalten,  wenn  die  Prioritätsactien  voll  eingelöst 
worden  sind. 

Nach  Deckung  der  Prioritats-  und  Stammactien  etwa  resultirende 
Ueberscbttsse  jedoch  sind  gleichmiiseig  auf  die  PrioritKts-  und  Stamm- 
actien, beziehungsweise  auf  die  Genusssebeine  zu  vertheilen,  insofern 
sich  die  letzteren  im  Zeitpunkte  der  Vertheilung  nicht  im  Besitze  des 
Reservefondes  der  Gesellschaft  befinden. 

Die  Festsetzung  weiterer  Modalitäten  der  Liquidation,  unbeschadet 
der  Bestimmungen  des  H.  G.  B.,  II.  Bucb,  III.  Titel,  4.  Abschnitt, 
steht  der  Generalversammlung  zu. 

§  57. 

Staatsaufsichtsrecht. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ibr  zustehende  Becht  der 
Aufsicht    in   Gemftssheit    der    Gesetze   durch   einen   hiezu  bestellten 

- 

Commiss&r  aus. 

Derselbe  hat  das  Becht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrat b es, 
sowie  den  Generalversammlungen  beizuwohnen  und  gegen  Beschlüsse 
oder  Verfügungen,  welche  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  den 
Gesetzen  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufen,  beziehungsweise 
den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  sind,  Einsprache  zu  erheben  und 
deren  Ausführung  zu  Bistiren. 

§  68. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  B.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

19300. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  24.  Jänner  1889, 
Z.  1176,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  9.  August  1893. 

Taafle  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  28.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  119, 

betreffend  die  Garantieerhöh nng  für  die  Eisenbahu  lüseners- Vordernberg 
nnd  die  eventuelle  Einlösung  dieser  Bahn  dnreh  den  Staat« 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsratbes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgte 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Unternehmung  der  Localbahn 
Eisenerz-Vordernberg  behufs  Bedeckung  des  bei  der  Bauausführung 
eingetretenen  Mebrerfordernisses  und  zum  Zwecke  der  Bildung  eines 
Inveetitionefondes  eine  Erhöhung  des  auf  Grund  der  Bestimmungen  im 
Artikel  II  des  Gesetzes  vom  5.  Juli  1888,  B.  G.  Bl.  Nr.  110,  vom 
Staate  garantirten  Reinerträgnisses  zuzusichern. 

Die  Localbahn  von  Eisenerz  nach  Vordernberg  wurde  auf  Grund  der  an 
die  Oesterreichisch-alpine  Montangesellscbaft  ertheilten  Allerhöchsten  Concessions- 
Urkunde  vom  10.  Ootober  1888,  R.  O.  Bl.  Nr.  178,  für  Rechnung  der  von  der 
genannten  Concessionlrin  gebildeten  Actiengesellschaft  „Localbahn  Eisenerz- 
Vordernberg''  unter  der  unmittelbaren  Leitung  von  Staatsorganen  erbaut  und  am 
15.  September  1891  für  den  beschrankten  Güterverkehr,  am  9.  Juni  1892  für 
den  allgemeinen  Verkehr  eröffnet.  Die  Betriebsftihrung  wurde  von  der  k.  k. 
Generaldirection  der  Osterreichischen  Staatsbahnen  für  Rechnung  der  genannten 
Actiengesellschaft  übernommen. 

Für  die  genannte  Localbahn  wurde  mittelst  der  oben  bezogenen  Aller- 
höchsten Conces'sionsurkunde  anf  Grund  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1888,  R.  G.  Bl. 


*)  In  Festhaltnng  der  ursprünglich  aufgestellten  Elntheilung  mnssten  die 
auf  die  Localbahn  Eisenerz-Vordernberg  bezüglichen  Rechtsurkunden  ungeaohtet 
der  seither  eingetretenen  Einlösung  dieser  Bahn  durch  den  Staat  an  dieser  Stelle 
eingereiht  bleiben. 
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Nr.  HO,  vom  Staate  die  Garaotie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses  gewährt, 
welches  der  4peroentigen  Verzinsung  nebst  der  TUguugsiiuote  eines  binnen 
75  Jahren  su  tilgeuden  Prioritätsaalebens  im  Nominalbetrage  von  3,000.000  fl. 
Österr.  Währ.  Noten  susUglioh  einer  4percentigen  Voraugsdividende  nebst  der 
Tilgungsquote  fdr  das  Prioritätsactienoapital  von  1,000.000  fl.  österr.  Währ, 
gleichkommt.  Dieses  garantirte  Reinerträgniss  wurde  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseröffnun*  bis  cum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer  mit 
166.687  fl.  österr.  Währ,  und  für  den  Rest  der  Concessionsdauer  mit  89.941  fl. 
festgesetzt 

Die  zuzusichernde  Garantieerhöhung  darf  in  keinem  Falle  da« 
Jahreserforderniss  fdr  die  4percentige  Verzinsung  und  die  binnen 
70  Jahren  zu  bewirkende  Tilgung  eines  Nominalbetrages  von 
2,000.000  fl.  österr.  Währ.  Noten  überschreiten,  welcher  ala  Bestand - 
theil  eines  von  der  obigen  Unternehmung  aufzunehmenden  4percentigen, 
binnen  der  gleichen  Tilgungsdauer  rückzahlbaren  Prioritätsanlehens  im 
Gesammtnominalbetrage  von  3,000.000  fl.  Österr.  Währ.  Noten  aus- 
zugeben ist. 

Die  hienach  nicht  sofort  zur  Ausgabe  gelangenden  Obligationen  im 
Nominalbetrage  von  1,000.000  fl.  österr.  Währ.  Noten  des  vorerwähnten 
Prioritätsanlehens  dürfen  nur  im  Falle  der  Einlösung  der  vorhin  ge- 
nannten Localbahn  durch  den  Staat  (Artikel  II)  zur  Ausgabe  gebracht 
werden. 

Artikel  II. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  im  Artikel  I  genannte  Local- 
bahn unter  Uebernabme  sämmtlicher  Activen  und  Passiven  der  Unter 
nebmung,     insbesondere    der    gesammten  Prioritätsobligationenschold 
unter  den  nachstehenden  Bedingungen  für  den  Staat  einzulösen,  und 
zwar  dasB 

a)  die  vom  Lande  Steiermark  zugesicherte  Beitragsleistung,  bestehend 
in  zwanzig  Jahresraten  zu  20.000  fl.,  in  eine  einmalige,  mit 
Ende  des  Jahres  1894  fällig  werdende  Capitalszahlung  im  Betrage 
von  mindestens  330.000  fl.  umgewandelt  wird;  das« 

b)  die  ausgegebenen  Prioritätsactien  im  Nominalbetrage  von 
1,000.000  fl.  österr.  Währ,  vom  Staate  zum  Preise  von  höchstens 
900.000  fl.  österr.  Währ,  in  Noten  erworbeu  werden,  welcher 
Kaufpreis  durch  Begebung  des  im  Artikel  I,  Schiusasatz,  an- 
geführten Restbetrages  von  Prioritätsobligationen  zu  bedecken  ist, 
und  dass 

c)  die  ausgegebenen  Stammactien  im  Nominalbetrage  von  700.000  fl. 
österr.  Währ,  ohne  jedes  Entgelt  an  den  Staat  abgetreten  werden. 

Vgl.  die  Kundmaohang  vom  6  November  1893  (Doc.  2). 

Artikel  III. 

Für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  des  im  Artikel  I 
bezeichneten  Prioritätsanlehens,  dann  für  die  ans   diesem  Anlasse  zu 
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errichtenden  Acte  und  Urkunden,  einschliesslich  der  Pfandbestellungs- 
urkunde, wird  die  Gebühren-  und  Stempelbefreiung,  wie  auch  bezüglich 
der  Coupons  dieses  Anlehens  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
und  von  den  Couponstempelgebühren  gewährt. 

Ebenso  wird  für  das  im  Falle  der  Einlösung  der  Eisenbahn 
von  Eisenerz  nach  Vorderoberg  durch  den  Staat  abzuschliessende  Ueber- 
einkommen,  sowie  für  die  durch  die  Einlösung  dieser  Bahn  veran- 
lassten Eingabeu,  Eintragungen,  Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen 
Urkunden  die  Stempel-  und  Gebührenfreiheit  gewählt. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finauzminister  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

2.  Kundmachung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  5.  No- 
vember 1893,  Z.  58446, 

betreffend  die  Einlösung  des  Unternehmens  der  Aetlengesellsehaft  „Local- 
biihn  Eisenerz-Vorderuben,'"  durch  den  Staat 
(H.  M.  Yer.-Bl.  Nr.  181  ex  1883). 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  119, 
und  nach  eingetretener  Erfüllung  der  im  Artikel  II  dieses  Gesetzes 
aufgestellten  Bedingungen  wird  das  gesammte  Unternehmen  der  Actien- 
gesellschaft  „Localbabn  Eisenerz- Vordernberg"  in  Gemässheit  des  mit 
derselben  hierttber  am  31.  October  1893  abgeschlossenen  Ueberein- 
kommens  vom  Staate  eingelöst.  Demzufolge  wird  der  Betrieb  der 
Localbabn  Eisenerz- Vordernberg  von  der  k.  k.  General direction  der 
österreichischen  Staatsbahnen  fortan  für  eigene  Rechnung  des  Staates 
geführt. 

Wien,  am  5.  November  1893. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  1.  August  1888,  R.  G.  BL  Nr.  140, 

für  die  Localbahn  von  Jenbach  an  die  Sfldspitxe  des  Aehensees. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Theodor  Freiherr  v.  Dreiftts  die  Bitte  um  Ertheilung 
der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von  Jenbach 
an  die  Sfldspitze  des  Aehensees  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  be- 
wogen, in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens,  dem 
genannten  Coocessionär  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahncon- 
cessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des 
Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Becht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  schmalspurige  Locomotiveisenbahn  mit  gemischtem 
(Adhäsions-  und  Zahn  schienen-)  Betriebe  auszuführenden  Localbahn 
von  Jenbach  über  Eben  und  Maurach  an  die  Südspitze  des  Aehensees. 

Die  Localbahn  von  Jenbach  zum  Acbensee  wurde  am  6.  Juni  1889  dem 
öffentlichen  Verkehre  übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmuog  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über« 
reichenden  Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 

IM.  R.f  ht.orkaod.n  d.r  Brt«rr.  Et.«nb«h»eii.  II I.  35 
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handlungen  und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeicbneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und   der  Instruirung   der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Au- 
wendung. 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  ewte  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  Interimssebeine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Scbluss  des  ersten  Betriebs) ahree  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufeuden  Ueber- 
tragungsgebtthr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  iu- 
koinmenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertbeilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concession  surkundo  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebtthreu,  sowie  von  jeder  neueu 
Staatsateuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig  (20)  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  nach  ertheilter  Baubewilligung  zu  beginnen,  binnen 
längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden 
und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  vom  15.  Mai  bis  30.  September 
jedes  Jahres  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessiouär  durch  Erlag  einer  Caution  von  10.000  fl.  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffeoten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa   herzustellenden    Schleppbabnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 


Digitized  byj  Google 


Achenseebahn- Gesellschaft. 


547 


richtung  von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Der  Concessionär  bat  sich  beim  Bane  und  Betriebe  der  conces- 
»ionirten  Bahn  nach  dem  Iohalte  der  gegenwärtigen  Couceasionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbe- 
üu^nissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahuconoessionsgesetze  vom 
14.  September  1864,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung  vom  16.  November  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs  - 
Ordnung  uud  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmnngen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrevorschriften  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkebrs- 
uod  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit 
nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird, 
and  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden 
besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

8  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellnchaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen,  dagegen 
wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  auf  Silberwährung  lautende 
Prioritätsactien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den 
Vorrang  vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattfindet,  darf 
nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal-Anlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebe!  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Prujectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  be- 
zahlten Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  CapitalsbeBchaffung 
thatsächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sfi« 
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Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahre«  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anl&gecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  an  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessiunsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  au  genehmigenden  Tilgungsplane 
»u  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsaktien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte   müssen   nach   herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  swar  nach  den  in  dieser  Beziehung,   sowie  rücksichtlich  der  Be 
günstigungen  reisender  Militärs  bei   den    österreichischen  Staatebahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landeescbtttzen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  au  den  Waffenübungen  und  Controlsversamtn- 
lungen,  ferner  auf  das  Militirwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens, 
auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswache. 

Der  Concessiooär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
KisenbahngeHellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  AusrüstungsgegenstÄuden  für  Militar- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebe- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militartransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nacbtragsttber- 
eiiikoinmen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  «ur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Ballgesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  CoocesBionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  seeundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Beaug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchfährbar  erscheint. 

Der  Conces8ionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 
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§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9/  lit.  b  des  Eisenbahn- 
coneessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schatze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3 
festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Voll- 
endung; des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§  11,  lit.  6  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  eonceesionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  fiberlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  eonceesionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung   des  CoocessionärB  zu  fahren. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Bettiebsfübruug  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschalmässig  festzu- 
setzenden Kosten  durch  den  Concessionär  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  durch  einen 
mit  dem  Concessionär  abzuschliessenden  Betriebsvertrag  zu  regeln. 

§  10. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concession irte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträguisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungtinstigsteo  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
j  ah  res  erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur  5per- 
centigen  Verzinsung  und  zur  Tilgung  des  von  der  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Actiencapitales  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  not- 
wendig ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der 
Bemessung  de»  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgnis n 
feitgesetzt. 


Digitized  by  Google 


550 


Achenseebahn-Oe«rll  schalt 


3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  darin  zu  bestehen,  das? 
dem  Concessionär  während  der  noeb  Übrigen  Concesaionsdauer  da* 
DurchschnitUerträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise  inso- 
fern einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst 
angefahrte  Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  am  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbe- 
zahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu  leisten, 
welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zius  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswertb.es  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Ca  pitalszablucg  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staataschuldverscbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staataschuldverscbreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse    der    Staataschuldverscbreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieaer 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösuugspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  iu  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fabrparkes  und  der  Material- 
vorrätbe,  sowie  der  ans  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
bereits  bestimmuogsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  IL 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  des  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtliehen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Material vorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  10,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concessioo,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  10)  behält  der  Concessionär  das  Eigentbum  de6 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonde« 
und  der  etwaigen  Abrecbnuogsgutbaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  lücksichtlich  erworbenen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Concessionär 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  su  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinriehtung  iu  alleo 
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Tbeilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangebalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  tu  nehmeu  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  des  Concassionärs  au  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  Uberwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commisiär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Vrrwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  GesellschaftsvorBtand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlucgen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  au  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  bat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  nnd  für  die  Gesellschaft  bindeud  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  hat 
der  Concessionär  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast 
eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren 
Habe  unter  Berücksichtigung  des  Umfacges  der  Unternehmung  von  der 
Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind- 
lichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  ans  der  polizeilichen 
und  gefällsamtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
io  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
loealitäten  wird  der  Concessionär  enthoben. 

§  13. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nicbtbefolgung  einer  der  in  der  Concesstonsurkunde,  in  den  Concessions- 
bf-dingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Conceasionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln,  nnd  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  su  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichsbaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
ersten  Tage  des  MonateB  AuguBt  im  Jahre  das  Heiles  Eintausendacht- 
hundertachtxigundacht,  Unserer  Reiche  im  Vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaalTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 


2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  Ton  Jenbach  an  die  SBdapitzo  des  Achensees 
(H.  M.  Ter.  Bl.  Nr.  108  ex  1888). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Jenbaeh  zur  Südspitze  des  Achensees  Ut  mit 
einer  Spurweite  von  1*0  Meter  als  Localbahn  mit  gemischtem  (Adhasions-  und 
Zahnschienen-)  Betriebe  und  für  blossen  Tagverkehr  anzulegen  und  einzurichten. 

Als  Maximalfahrgeschwindigkeit  wird  in  der  Adhiisionsstrecke  eine  solche 
von  20  Kilometer  per  Stunde  und  in  der  Zahnschieneustrecke  eine  solche  von 
10  Kilometer  für  die  Bergfahrt,  von  7  5  Kilometer  für  die  Thalfabrt  festgesetzt. 

Die  Staatsverwaltung  behalt  sich  übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der 
technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Linie  für  einzelne  Strecken  nooh  besondere 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Maximalfahrgeschwindigkeit  zu  treffen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseioriohtungen  hat  nach  Maßgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Hedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse, 
sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden 
genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Conoessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsffihrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folga  zu  lebten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Poliaeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  ciroa  6  3  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Station  Jenbaoh  der 
Südbahnlinie  Kufstein -Innsbruck  und  führt  als  Zahnsohienenbahn  vorwiegend  in 
nördlicher  Richtung  hinziehend  naoh  Eben  und  von  da  als  Adhäsionsbahn  über 
Mäurach  bis  zum  Aohensee,  an  dessen  südlichem  Ufer  die  Endstatiou  angelegt  wird. 

A enderangen  der  genehmigten  Bahntrace  können  nur  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  die« 
selben  die  vorerwähnte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht  verändert  wird. 

8.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Anschlussbahnhofes 
Jenbaoh,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  eiue  Vereinbarung 
mit  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche  Ueber- 
einkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 
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Bezüglich  der  Bedingungen  für  die  Mitbenutzung  des  Ansohlussbahnhotes, 
sowie  hinsichtlich  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  unterwirft  der  Con- 
oessionär  sich  dem  Aussprache  des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung 
hierüber  mit  der  Anschlussbabn  nieht  erzielt  werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollen, 
auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  zu  gestatten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen. 

Hei  Bestimmung  der  Riohtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  in  den 
Streoken  mit  Adhäsionsbetrieb  ist  im  Sinne  der  von  der  k.  k.  Generalinspection 
der  Österreichisoheu  Eisenbahnen  namens  des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten 
im  „Ceutralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt",  Jahrgang  1882,  Blatt  Nr.  10 
angeführten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahnnivellete  in  Maximal 
neigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurven  zwischen  Geraden  und 
Bögen''  vorzugehen,  beziehungsweise  auf  den  möglichsten  Ausgleich  der  Zug- 
widerstände in  Steigungen  und  Curven  das  Augenmerk  zu  richten. 

Für  jene  Theilstrecken  der  Adhäsionsbahn,  in  welohen  die  für  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Linie  massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird 
als  grösste  durchschnittliche  Neigung  25  pro  mille  festgesetzt.  Für  die  Zahn- 
schienenstreoke  wird  das  Maximum  der  Neigung  mit  160  pro  mille  normirt. 

Die  Anlage  von  Stationen  mit  Nebengeleisen  in  der  Adbäsionsstrecke  ist 
höchstens  in  einer  Neigung  von  2*5  pro  mille,  jene  von  Stationen  und  Haltestellen 
in  der  Zahnschienenstrecke  höchstens  in  einer  Neigung  von  60  pro  mille  gestattet. 
Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  in  der  Adhäsions- 
strecke nicht  unter  100  Meter  und  in  der  Zahnschienenstreeke  nicht  unter  120  Meter 
betragen  und  wird  überdies  bestimmt,  dass  in  dieser  letzteren  Strecke  für  Bämmt- 
liohe  Bögen  höchstens  zwei  Gattungen  von  Radien  angewendet  werden  dürfen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  ist  derart  zu  bemessen,  dass 
zwischen  den  Fahrbetriebsmitteln  der  sich  begegnenden  Züge  ein  freier  Zwischen- 
raum von  mindestens  0*8  Meter  übrig  bleibt. 

Der  Unterbau  hat  durchwegs  eine  Kronenbreite  von  mindestens  3  5  Meter 
sowohl  bei  Dämmen,  als  in  den  Einschnitten  zu  erhalten. 

Bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erbreiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

Die  Bösohungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  in  definitiver 
Weise  herzustellen.  Bei  sämmtlichen  Bahnbrücken  muss  auf  jeder  Seite  des 
paasirenden  Zuges  eine  benützbare  Minimalbreite  im  Brückenplanum  von  0*7  Meter 
vorhanden  sein. 

Bei  sämmtlichen  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objeoten  sind 
Eisenconstrnctionen  zu  verweuden. 

Bei  Berechnung  und  Ausführungweise  der  Eisenconstrnctionen  der  Eisen- 
bahnbrückeu,  Bahoüberbrückungen  und  Zufahrtstrassenbrücken  sind  die  Bestim- 
mungen der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887 
R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beachten. 
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Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragoonstruction  sind  bei  FliUseu 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Hol«  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden  . 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  für  die  Adhäsionsstrecke  ist  im  Systeme  des  schwebenden 
Stosses  und  mit  Ausnahme  der  geänderten  Spurweite  vollständig  nach  den  mit 
dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  80.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten 
Typen  auszuführen. 

Der  Oberbau  für  die  Zahnsobienenstrecke  ist  nach  der  für  die  Oaisbergbahn 
mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  13.  August  1886,  Z.  25721, 
genehmigten  Type  auszuführen. 

Die  aus  Anlass  der  Einführung  des  gemischten  Betriebes  noch  erforderlichen 
ErgXnzungsconstrnctionen  dieses  Oberbaues  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

Die  Laufschienen  sind  aus  Flussatahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  23  Kilogramm  betragen. 

Die  nur  für  den  Oberbau  der  Adbäsionsstrecke  gestatteten  hölzernen  Quer- 
scbwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  1-9  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  ist  nur  die  Verwendung  von  Schwollen  aus  Eichen-  oder  LKrohen- 
holz  gestattet. 

Der  Schotterkörper  bat  durchwegs  im  Niveau  der  Schienenunterkante  eine 
Kronenbreite  von  2  4  Meter  und  vom  letztgenannten  Niveau  ab  eine  Tiefe  von 
80  Centimeter  zu  erhalten. 

7.  Hochbauten.  ^ 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  den  localen  Verhältnissen  einerseits,  sowie  den  Verkehrs- 
bedürfnissen andererseits  entsprechend  entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus 
Riesreimauerwerk  oder  auoh  ganz  ans  Holz  auf  einer  Untermauerung  erbaut 
werden. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Aufschrifttafeln,  ferner  sämmtliche 
Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  und  mit  Passagieraborten 
zu  versehen. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  den  bestehenden  localen 
Bau  Vorschriften  herzustellen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  nach  Massgabe  des  sieh  ergebenden  Bedürfnisses  insbesondere  an 
jenen  Stelleu  auszuführen,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  Ange- 
ordnet werden  sollte. 

8.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphen-  oder  Telephonleitung  zu  versehen.  Für 
den  Betrieb  sind  süsser  den  sonstigen  akustischen,  auch  die  dureh  die  Signalordnung 
vorgeschriebenen  optisohen  Signale  zu  verwenden. 

9.  Fahrbetriebsmittel.  c 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

3  Locomotiven,  Personenwagen  für  eine  Anzahl  von  mindestens  200  Sitz- 
plätzen, 6  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 
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Sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  sind  mit  Rücksicht  auf  ihre  Verwendung  in 
einem  gemischten  Betriebssysteme  (Adhäsions-  and  Zahnschienenbetrieb)  auszuführen. 
Als  Feuerungsmaterial  für  die  Locomotiven  ist  entweder  Steinkohle  oder  Coke  zu 
verwenden. 

Der  Aschen-  und  Rauchkasten  der  Maschinen  muss  derart  versohliessbar 
eingerichtet  sein,  dass  ein  Herausfallen  glimmender  Kohlen-  oder  Cokestttcke  oder 
ein  Entfliegen  Ton  Funken  sicher  vermieden  wird.  Die  Plane  für  die  Beschaffung 
der  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der  Verordnung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  1.  Februar  1887,  Z  2840  (Centralblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Plane  hat  vor  Verfassung  der  Project*pläne  für  die 
Unterbauobjeote  der  Bahn  zu  erfolgen. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Babnbestaadtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  oinznhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  auf  einander  folgendeu  Betriebfjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmäasige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöbnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Landern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderuiss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Wertsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 
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Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benflteten  Züge  bat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
tn  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
LocalitXten  erforderlieh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethsinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
Ton  dem  Conoessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstel  egra  phenanstalt. 

Der  Conoessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzu- 
stellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  An- 
legung einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Conoessionär  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich  schliesslich,  sich  bezüglich  der  conces- 
sionirten Bahn  auoh  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalten  zu  den 
Localbahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten    bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welohe  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksiohten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäok  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge  und  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auoh  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahuen  geltenden  er- 
mässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche,  so  weit  solche  verfügbar  sind,  in  abgesonderten 
Coupes  untergebracht  werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  be- 
stimmte Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 
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7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdeiuchtanst  alten. 

Die  flir  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Bendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest* 
gesetzt  sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen«  und  Frachtentarife  (Z.  I  und  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  .jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Conoessionär  sich  zu  unterwerfen,  insoweit 
sioh  dieselbe  auch  auf  Eisenbahnen  gleicher  Art,  wie  die  gegenwärtig  concessionirte, 
d.  i.  auf  Localbahnen  mit  gemischtem  (Adhäsions-  und  Zahnrad-  >  Betriebe  und  mit 
der  Bestimmung  vorzugsweise  für  den  Touristenverkehr  erstreckt. 

Wien,  am  1.  8eptember  1888. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Achenseebahn-Gesellseliaft. 

I.  Abschnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Bekanntmachung 

der  Gesellschaft. 

§  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
1.  August  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  140,  durch  welche  dem  Herrn  Theodor 
Freiherru  v.  Dreifus  das  Recht  zum  Baue  und  Betriehe  einer  als  schmal- 
spurige Locomotiveisenbahn  mit  gemischtem  (Adhäsions-  und  Zahnschienen-) 
Betriebe  auszuführenden  Localbahn  von  Jenbach  über  Eben  und  Maurach 
an  die  Südspitse  des  Acheosees  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesell- 
schaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des 
Concessionärs  eintritt. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahn; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zahnrad-  und  Localbahnen,   für  welche 
in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession  erworben  wird; 

c)  der  Besitz  und  Betrieb  von  Hßtels,  sowie  von  Communications- 
mitteln  verschiedener  Art,  welche  zur  Erleichterung  des  Verkehres 
der  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Bahnen  von  der  Gesellschaft 
gegründet,  erworben  oder  gepachtet  werden. 
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§  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Salzbarg. 

§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„  Achenseebahn-Gesellschaft. " 

Sie  ist  im  Handelsregister  des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Salzburg 
eingetragen  und  wird  colleotiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  mit  der 
Procurafübrung  betrauten  Gesellschaftsbeamten  gezeichnet,  welcher 
letztere  jedoch  den  Zusatz  „per  procura"  (oder  p.  p.)  seiner  Namens- 
unterzeichnung beizufügen  hat. 

§  5. 

Beginn  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ibrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
sobald  das  laut  §  7  zur  sofortigen  Ausgabe  bestimmte  Actiencapital 
von  640.000  fl.  in  Prioritäts-  und  260.000  fl.  in  Stammactien  gezeichnet 
und  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Concessionirungsprotokolles  vom 
12.  Juli  1888  eingezahlt,  die  constituirende  Generalversammlung  (§  46) 
ordnungsmäßig  abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft  handels- 
gerichtlich protokollirt  ist. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn,  sofern  nicht  nach  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens 
der  Concession  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
genehmigten  ßeschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung 
erfolgen  sollte. 

§  6. 

Art  der  Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen 
rechtswirksam  in  der  amtlichen  „ Salzburger  Zeitung",  und  ist  jede  in 
dieser  Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  k.  k.  Laudeegerichte  in 
Salzburg  anzuzeigen. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  7. 

Gesellschaftscapital  in  Actien. 

Das    Gesellschaftscapital  betragt  eine  Million  Gulden  öster.  Währ, 
und  wird  in  3200  Stück  Prioritätsactien   zu  je  200  fl.  österr.  Währ. 
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Silber,  zusammen  640.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  und  in  1800  Stück 
Stammactien  zu  je  200  fl.  österr.  Währ,  in  Noten,  zusammen  360.000  fl. 
österr.  Währ.  Noten  zerlegt. 

Von  den  obigen  Stammactien  werden  zunächst  nur  1300  Stück 
im  Betrage  von  260.000  fl.  ausgegeben.  Der  Rest  von  500  Stück  im 
Betrage  von  100.000  fl.  wird  nicht  sofort  bei  Bildung  der  Gesellschaft, 
sondern  erst  nach  Massgabe  des  eventuellen  Bedarfes  über  Beschluss 
des  Verwaltungsrath  es  zur  Ausgabe  gelangen. 

§  8. 
Actien. 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  lauten  auf  den  Ueberbringer,  sind 
mit  fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegenden  Formalarien  Ä  und  D 
auszufertigen  und  mit  dem  trockenen  Stempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit 
der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  zu  versehen. 

Jeder  Prioritäts-  und  Stammactie  wird  ein  Couponsbogen,  auf  den 
Ueberbrioger  lautend,  nebst  Talon  beigegeben  (Formulare  B  und  C, 
beziehungsweise  E  und  F). 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  werden  nach  Massgabe  eines 
der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb 
der  Concessionsdauer  amortisirt  (§  38  al.  b). 

Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  vor- 
auszugehen. 

Die  Amortisation  der  Actien  erfolgt  im  Wege  der  Verlosung.  Der 
Verwaltungsrath  ist  jedoch  berechtigt,  insofern  Prioritätsactien  unter  dem 
Nominalbetrage  erhältlich  sind,  die  der  planmässigen  Amortisations- 
quote entsprechende  Anzahl  solcher  Actien  statt  im  Wege  der  Verlosung 
durch  Ankauf  aus  freier  Hand  der  Tilgung  zuzuführen. 

Der  durch  den  Ankauf  dieser  Actien  unter  dem  Nominal wertbe 
erübrigte  Theil  tder  Amortisationsquote  ist  dem  Reservefonde  (§  89) 
zuzuwenden. 

An  Stelle  der  mit  dem  Nominalbeträge  getilgten  Prioritäts  und 
Stammactien  werden  Genusssebeine  ausgegeben,  welche  im  Sinne  der  im 
§  38,  al.  f,  beziehungsweise  §  43,  enthaltenen  Bestimmungen  an  dem 
Reingewinne  uud  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  theilnehmen. 

Für  die  zu  Tilgungszwecken  freihändig  erworbenen  und  sohin 
getilgten  Actien  dürfen  keine  Genussscheine  ausgegeben  werden. 

Die  vorstehende  Fassang  des  §  8  wurde  daroh  einen  vom  k.  k.  Ministerium 
des  Innern  unter  dem  26.  September  1893,  Z.  20991,  genehmigten  Anbang  au 
den  Gesellschaftstatuten  festgesetet. 

§  9. 

Erhöbung  des  Gesellschafts capitales. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  durch  Beschluss  der  Generalver- 
sammlung und  in  Gemäasheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung 
durch  Ausgabe  neuer  Actien  erhöht  werden. 
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Die  erfolgte  Aasgabe  der  im  §  7,  al.  2,  erwähnten  500  8tück 
Stammactien  ist,  sowie  jede  weitere  Ausgabe  von  Actien,  dem  k.  k. 
Landesgerichte  in  Salzburg  behufs  Eintragung  in  das  Handelsregister 
anzuzeigen. 

§  10. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  nntheilbar.  Die  Gesellschaft  erkennt  für  jede 
Actio  fcich  gegenüber  nur  einen  Eigenthttmer  an.  Mehrere  Theilnehmer 
an  einer  Actie  haben  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person 
wahrnehmen  zu  lassen. 

§  IL 

Amortisirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  in  Gemässbeit 
der  gesetzlichen  Vorschi  iften  smortisirt  werden,  um  nene  dagegen  er- 
halten zu  können. 

III.  Abschnitt 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  12. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 

a)  durch  die  Generalversammlung; 

b)  durch  den  Verwaltungsrath ; 

c)  durch  die  Direction  und  die' Betriebsleitung; 

d)  durch  den  Revisionsausschuss. 

a)  Generalversammlung. 

§  13. 

Befähigung  zur  Theilnabme  an  der  Generalversammlung. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre.  Ihre  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
nach  §  16  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  legitimirt  sind. 

Sie  können  biebei  persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche 
Bevollmächtigte  vei treten  werden,  welche  selbst  zur  Tbeilnahme  an  der 
Generalversammlung  berechtigt  sind. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  ihre  Rechte  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 


Digitized  by  Google 


Aehenseebahn-Gesullschaft. 


561 


Bevollmächtigte  aas,  auch  wenn  diese  selbst  zur  Theilnahme  ao  der 
Generalversammlung  nicht  berechtigt  sind. 

§  14. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  einmal  im  Jahre,  und 
zwar  spätestens  im  Monat  Juni  in  Salzburg,  Innsbruck  oder  in  einer 
Station  der  Achenseebahn  zusammen.  Der  Verwaltungsrath  bestimmt 
den  Ort  der  Versammlung. 

Derselbe  ist  auch  berechtigt,  in  einem  der  bezeichneten  Orte 
ausserordentliche  Generalversammlungen  einzuberufen  und  ist  zur  Ein- 
berufung einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  verpflichtet,  wenn 
dieselbe  in  einer  Generalversammlung  beschlossen  oder  von  einem  oder 
mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  wenigstens  den  zehnten  Theil 
des  geaammten  ausgegebenen  Actiencapitales  ohne  Rücksicht  auf  Silber, 
oder  Noten  Währung  repräsentirt,  verlangt  wird. 

Im  letzteren  Falle  bat  die  Einberufung  der  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  45  Tagen,  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an 
gerechnet,  gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  er- 
forderlichen Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  zu  hinterlegen  und  gleich- 
zeitig den  Gegenstand  schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Beschlussfassung 
der  ausserordentlichen  Generalversammlung  unterzogen  werden  soll. 

§  15- 

Einberufung  und  Tagesordnung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  geschieht  durch  öffent- 
liche Kundmachung  (§  6)  und  bat  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur 
Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu  geschehen  und  den 
Ort  der  Versammlung,  sowie  die  Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt 
zu  geben.  Als  Gegenstände  der  Verhandlung  sind  auch  jene  Anträge  in 
die  Tagesordnung  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren 
Actionären,  die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  entsprechenden 
Actien  nachzuweisen  haben,  wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der 
Generalversammlung  beim  Verwaltungsrathe  schriftlich  angemeldet 
worden  sind. 

§  16. 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Stimmberechtigt  sind  nur  jene  Besitzer  von  Stamm-  oder  Prioritäts- 
actien,  welche  wenigstens  drei  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der 
Generalversammlung  ihre  Actien,  auf  Grund  deren  sie  ihr  Stimmrecht 
ausüben   wollen,  bei   der   Gesellschaftscasse    oder  an   den   vom  Ver- 
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waltungsrathe  io  der  Einladung  cur  Generalversammlung  zu  bezeichnenden 
Orten  hinterlegen.  Dieselben  erhalten  eine  Legitimationskarte,  welche 
auf  d«*u  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Aetien  und  die  auf 
den  Erleger  derselben  entfallende  Stimmenzahl  augweist  und  nur  für  die 
bezeichnete  Person  oder  für  deren  gehörig  Bevollmächtigten  (§  13)  gilt. 


Stimmrecht. 

Je  fünf  Actien  ergeben  das  Recht  auf  Eine  Stimme.  Die  Stamm- 
und  Prioritätsactien  haben  gleiches  Stimmrecht,  so  dass  letztere»  nicht 
berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs  theils  aus  Stamm-,  theils 
aus  Prioritättiactien  besteht. 

Dem  Besitzer  der  Genussscheine  (§  8)  steht  kein  Stimmrecht  zu 

§  18 

Rechnungsabschluß. 

Der  Jahres  Rechnungsabschluss  und  der  Geschäftsbericht  wird  jedem 
aU  stimmberechtigt  auegewiesenen  Actionäre,  welcher  es  verlangt,  vor 
der  Geueralvei Sammlung  zur  Verfügung  gestellt. 

§  19. 

Bedingungen  der  Besch  lussfäbigkeit  der  General- 
versammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfäbig,  sobald  solche  ordnungs- 
massig  einberufen  ist  und  mindestens  10  Actionäre  anwesend  sind, 
welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen  (§  13)  wenigstens  den  zehnten 
Theil  des  gesammten  Actieucapitales  ohne  Rücksicht  auf  Silber-  oder 
Noten  Währung  vertreten. 

Ueber  die  im  §  23  unter  alinea  /,  g,  A,  »,  Jt  und  l  angeführten 
Gegenstände  können  jedoch  Beschlüsse  nur  dann  gefasst  werden,  wenn 
wenigstens  10  Actionäre  anwesend  sind,  und  mindestens  der  vierte  Theil 
des  gesammten  Actiencapitales  ohne  Rücksicht  auf  Silber-  oder  Noten- 
währung vertreten  ist. 

In  dem  Falle,  als  eine  beschlussfähige  Generalversammlung  in 
der  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  erforderlichen  Weise  nicht 
zu  Stande  käme,  hat  eine  neue  Einberufung  der  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  30  Tagen  gelegenen  Termin  stattzufinden  und  diese 
neu  einberufene  Generalversammlung  ist  beschlussfäbig,  ohne  an  die 
Zahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Summe  des  vertretenen  Actien- 
capitales gebunden  zu  sein,  worauf  in  der  Einberufungskundmachung 
ausdrücklich  hinzuweisen  ist.  Es  darf  jedoch  in  dieser  Generalversammlung 
nur  über  solche  Gegenstände  Beschluss  gefasst  werden,  für  welche  die 
frühere  Versammlung  einberufen  war. 
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§  20. 
Vorsitz. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrath.es  oder  dessen  Stellvertreter,  bei  deren  Verhinderung 
ein  anderes  von  dem  Verwaltungsratbe  an  wählendes  Mitglied  desselben. 
Der  Vorsitsende  bestimmt  die  Reibenfolge  der  an  verhandelnden  Gegen- 
stande, ernennt  ans  den  anwesenden  Actionären  einen  Schriftführer  und 
zwei  Stimmzähler,  eröffnet  und  schliesst  die  Verhandlungen,  veranlasst 
die  Abstimmung  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vornahme 
der  Wahlen. 

§  21. 

BeschlussfaBsung  und  Vornahme  der  Wahlen. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  aum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitsende  beitritt. 

Die  im  §  23  unter  alinea  /,  g%  h,  »,  k  und  l  angeführten  Beschlüsse 
bedürfen  jedoch  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Dritteln  der 
vertretenen  Stimmen. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beBCbliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die 
doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  bei  der  engeren  Wahl 
der  grössere  Actien besitz  des  Candidaten  und  im  Falle  aucb  dieser  bei 
den  Candidaten  gleich  wäre,  das  Los  nach  Anordnung  des  Vorsitzenden. 

§  22. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  kann  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschluss  gefasst  werden,  welche  in  der  bekannt  gewordenen  Tages- 
ordnung bezeichnet  sind;  hievon  sind  jedoch  die  Verbesserungs-  und 
Ergänzungsanträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann  der 
Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
ausgenommen. 

§  23. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände  ausschliesslich  vorbehalten: 
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a)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathee  (§  25); 

b)  die  Wahl  des  Revisiousauescbueses; 

e)  die   Beschlusafassuiig    Uber   die   Jabresrechnung    and    über  deu 
Bericht  des  Revisionsausschusses ; 

d)  die  Feststellung  der  Gewinnverteilung; 

e)  die  ErtheiluDg  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltangsrath 
in  Fallen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  Uber 
schreiten ; 

f)  die  Aenderung  der  Statuten; 

g)  die  Vermehrung  des  Gesellscbaftscapitalea  durch  Ausgabe  neuer 
Actien  und  Aufnahme  von  Anlehen; 

h)  die  Erwerbung  der  im  §  2  ad  b  und  e  bezeichneten  neuen  Unter 
nehmungen; 

i)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

k)  die  gänzliche  oder  theilweise  Ver&ueserung  der   der  Gesellschaft 

gehörigen  Bahnlinien; 
l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  im  §  5  bezeich- 
neten ConcesBioDsdauer. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  in  den  Absätzen  /,  g,  h,  •*, 
k  und  l  angeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung erforderlich. 

§  24. 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  General  Versammlung. 

Ueber  die  Verbandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein 
Protokoll  geführt  und  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  and  den 
Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Verificatoren  m  fungiren  haben, 
unterzeichnet.  Der  Urschrift  des  Protokolle«  wird  das  Verzeichnis*  der 
stimmberechtigten  Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der 
von  jedem  vertretenen  Actienzahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 
Die  in  dem  Protokoll  der  Generalversammlung  verzeichneten  Be- 
schlüsse, mit  welchen  Handlungen  oder  Unterl&ssuogen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  werden  sollten,  haben  den 
letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  25. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsratb. 

Derselbe  besteht  aus  mindestens  vier,  höchstens  sieben  von  der 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern,  von  denen  mindestens  drei 
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die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  besitzen  müssen. 

Die  Bestimmung  der  Aasahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  der  oben  bezeichneten  Grenzen  bleibt  der  Generalversammlung 
vorbehalten  (§  23,  al.  o). 

§  26. 

Ausschliesbungpgründe  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungs- 

rath. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  sein.  Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind 
ferner  alle  Personen,  die  in  Concurs  verfallen  oder  zahlungsunfähig 
sind,  sowie  Diejenigen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus 
Gewinnsucht  begangenen  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  schuldig  befunden  wurden. 

Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person  eines 
Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  der  Functionsdauer  hat  den 
unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  27. 

Ernennung  des  Verwaltungsr athes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General» 
Versammlung  auf  eine  Functionsdauer  von  drei  Jahren  gewählt.  Von  den 
in  der  constituirenden  Generalversammlung  (§  46)  gewählten  Mitgliedern 
haben  jedoch  zwei  durch  das  Los  zu  Bestimmende  schon  bei  der  ersten 
ordentlichen  Generalversammlung,  zwei  weitere,  gleichfalls  durch  das 
Los  zu  Bestimmende  bei  der  zweiten  ordentlichen  Generalversammlung 
und  die  etwaigen  Uebrigen  bei  der  dritten  ordentlichen  Generalversamm- 
lung auszutreten.  Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben 
jährlich  diejenigen  auszutreten,  deren  dreijährige  Functionsdauer  abge- 
laufen ist. 

In  allen  Fällen  sind  die  Austretenden  wieder  wählbar. 

§  28. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  ausscheiden  sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  für  die  restliche 
Functionsdauer  von  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  vor- 
zunehmen. 

Ueberdies  können  auch  durch  Bescbluss  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  der  im  §  25  angeführten  Maximalzahl  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung cooptirt  werden. 
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§  29. 

Hinterlegung  von  Aetien  von  Seite  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  bat  binnen  acht  Tagen  naeh 
Annahme  der  Wahl  25  8tttek  Priorität«-  oder  Stammactien  nebst  den 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaftscasse  als  Caution  zu  hinter- 
legen, welche  daselbst  während  seiner  Amtsdaoer  und  nach  deren 
Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen 
aufbewahrt  werden  und  deren  Veräusserung  oder  Belastung  den  Verlust 
des  Amtes  cur  Folge  hat. 

§  30. 

Vorsitz  im  Verw al tungsra the. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  alljährlich  einen 
Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter.  Jeder  derselben  ist  wieder 
wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  Beider  betraut  der  Verwaltuogs- 
rath  zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

§  31. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  der  Regel  am  Sitze  der, 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters, 
so  oft   es  das  Interesse  der  Gesellschaft   erfordert  oder  es  von  drei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  beantragt  wird. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Jedem  Mitgliede  kommt  nur  eine  Stimme  su.  Die  Abwesenden 
können  jedoch  einem  der  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht 
übertragen;  doch  darf  keines  der  Mitglieder  mehr  als  Eine  solche  Voll- 
macht übernehmen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss, 
welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Zur  Beschlussfähigkeit  ist  die  ordnungemässig  erfolgte  Einladung 
aller  Mitglieder  und,  wenn  der  Verwaltungsrath  nicht  mehr  als  fünf 
Mitglieder  zählt,  die  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern  mit  Einschluss 
des  Vorsitzenden  erforderlich;  zählt  aber  der  Verwaltungsrath  mehr 
als  fünf  Mitglieder,  so  ist  hiezu  die  Anwesenheit  von  vier  Mitgliedern 
nothwendig. 

Ueber  die  Verbandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  von  wenigstens  einem 
der  anwesenden  Mitglieder  zu  unterzeichnen  ist. 
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§  32. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admini- 
strationsorgan der  Gesellschaft. 

Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  welche 
nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbe- 
halten sind. 

Er  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienst- 
ordnung, ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  und  Diener, 
bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Bezüge  der  aus  seiner  Mitte  gewählten  Comites. 

Er  kann  einen  Theil  seiner  Vollmacht,  unbeschadet  der  Bestim- 
mungen der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.,  durch  specielle  Ermächtigung 
auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  oder  nach  Umständen  an  Beamte 
der  Gesellschaft  für  besondere  Zwecke  zeitweilig  übertragen,  sowie  auch 
an  Beamte  der  Gesellschaft  die  Procura  ertbeilen. 

§  33. 

Bezüge  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  durch  ihre  Function  verursachte  bare  Auslagen, 
ausserdem  die  im  §  38  al.  e  festgesetzte  Tantieme. 

c)  Die  Direction  und  die  Betriebsleitung. 

§  34. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  zur 
speciellen  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
innerhalb  der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen  wird  vom  Verwaltungs 
ratbe  der  Director  am  Sitze  der  Gesellschaft  bestellt.  —  Der  Ver- 
waltungsrath bestimmt  dessen  Wirkungskreis,  Besoldung  und  Genüsse 
(§  32).  Der  Director  besorgt  die  Geschäfte  unter  Ueberwachung  des 
Verwaltungsrathes  in  Gemäesheit  der  Geschäftsordnung  und  der  ihm  ge- 
gebenen Dienstvorschriften.  Dem  Director  ist  ein  vom  Verwaltungsrathe 
zu  ernennender  Betriebsleiter  unterstellt,  welchem  die  verantwortliche 
Leitung  des  executiven  Betriebsdienstes  obliegt,  und  welcher  in  Jenbach 
oder  in  einer  anderen  Station  der  Localbahn  seinen  Sitz  hat. 

d)  Revisionsausschuss. 

§  36. 

Bestellung  des  Revisionsausschusses. 

Zur     Prüfung    und   Adjustirung    der    gesellschaftlichen  Jahres- 
rechnungen wählt  die  jeweilige   ordeutliche  Generalversammlung  aus 
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den  stimmberechtigten  Actionären  mit  Ausnahme  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsratbes  nnd  der  gemäss  §  26  von  der  Wahl  zu  VerwaltungB- 
räthen  ausgeschlossenen  Personen  den  aus  drei  Mitgliedern  nnd  zwei 
Ersatzmännern  bestehenden  Revisionsausschuss. 

§  86. 

Rechte  nnd  Pflichten  des  Revi  sionsausschusses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jabresrechnungen  zu  prüfen,  von  den  Bö  ehern  und  der  ganzen 
Gebarung  Einsicht  so  nehmen,  über  vorkommende  Anstände  und  Be- 
denken von  den  Rechnungslegern  mündliche  oder  schriftliche  Aufklärungen 
und  Erläuterungen  abzuverlangen  und  den  Schlussbefand  der  nächsten 
Generalversammlung  vorzulegen. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewlnnvertheilung. 

§  37. 

Die  Rechnungen  werden  am  Ende  eines  jeden  Kalenderjahres 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  und  allen  dazu  gehörigen  Belegen 
nach  der  durch  den  Revisionsausschuss  erfolgten  Prüfung  und  Adjustirung 
der  Generalversammlung  zur  BeRchlusafassung  vorgelegt. 

Die  erste  Bilanz  wird  am  31.  December  desjenigen  Jahres  abge- 
schlossen, in  welchem  der  Betrieb  der  Bahn  eröffnet  wurde. 

§  38. 

Gewinnvertheilung. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs*  und  Erhaltungs- 
kosten, nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen,  dann  nach 
Bestreitung  der  Zinsen  für  etwaige  Anlehen  und  schwebende 
Schulden  sich  ergebende  Ueberschuss  des  Betriebsertrages  bildet  den 
Reingewinn. 

Von  diesem  Reingewinne  werden: 

a)  eiu  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmender  Betrag,  jedoch 
mindestens    5  Percent   des  Reingewinnes   für   den  Reservefond 

v  (§39)  verwendet  und  eventuell   ein   weiterer  Betrag  nach  Be- 

scblus8  der  General  Versammlung  in  den  Erneuerungsfond  (§  40) 
hinterlegt; 

b)  der  für  die  planmässige  Tilgung  des  Actiencapitales  erforderliche 
Betrag  bestritten; 

e)  eine  Vorzugsdividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  einge- 
zahlten, noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactiencapitales  an  die 
Besitzer  von  Prioritätsactien  zugewiesen  (eine  Nachzahlung  auf  die 
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Dividende   der   Prioritätsactien    aus   dem   Reinerträgnisse  eines 
späteren  Jahres  findet  nicht  statt) ;  sohin 
d)  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten,  nicht 
amortisirten  Stamm  actiencapitales  den  Besitzern  von  Stammactien 
zugetheilt ; 

t)  von  dem  sonach  eventuell  verbleibenden  Reste  dem  Verwaltungs- 
rathe  10  Percent  als  Tantieme  angewendet; 

f)  der  schliessliche  Ueberrest,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
eine  andere  Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende 
auf  die  Stamm-  und  Prioritätsactien,  respective  Genussscheine  ohne 
Rücksicht  auf  Noten-  oder  Silberwährung  gleichmässig  aufgetbeilt 

§  39. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  wird  aus  den  bei  der  Bauausführung  erzielten  Er- 
sparnissen, deren  ziffermässiger  Betrag  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung unterliegt,  gebildet  und  gemäss  den  Bestimmungen  des 
des  §  38,  al.  a,  und  §  41  dotirt.  Derselbe  ist  bestimmt,  allfällige 
äusserte  wohnliche  Nacbscbaffungen,  sowie  die  Kosten  für  Erweiterung 
der  gesellschaftlichen  Anlagen,  welche  nicht  durch  Capitalsvermehrung 
durchgeführt  werden,  zu  decken. 

Wenn  der  Reservefond  die  Höhe  von  10  Percent  des  Actien- 
capitales erreicht  bat,  können  die  Zuschüsse  aus  dem  Reingewinne  so 
lange  entfallen,  als  er  auf  dieser  Höhe  bleibt;  sie  sind  aber  wieder 
aufzunehmen,  sobald  der  Reservefond  unter  jenen  Betrag  sinkt. 

§  40. 
Erneuerungsfond. 

Ueber  Beschluss  der  Generalversammlung  kann  auch  ein  Er- 
neuerungsfond gebildet  werden,  welchem  die  Kosten  der  Erneuerung 
des  Oberbaues  und  der  Fahrbetriebsmittel,  so  weit  er  zureicht,  zu  ent- 
nehmen sind.  Diesem  Fond  fliessen  sodann  insbesondere  zu: 

1.  die  von  den  Generalversammlungen  jeweilig  aus  dem  Reingewinne 
zu  bestimmenden  Beträge; 

2.  die  Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  der  ausgewechselten  Gegen- 
stände; 

3.  die  Zinsen  des  Fondes  selbst. 

§  41. 

Zahlung  der  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  (§  38,  al.  c,  d  und  f)  erfolgt  in 
den  von  der  Generalversammlung  bestimmten  und  gehörig  kund- 
gemachten Terminen,  spätestens  aber  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  bei 
den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Zahlstellen. 
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Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  innerhalb  diei  Jahren 
nach  der  Fälligkeit  behoben  werden,  sind  der  Gesellschaft  verfallen. 

Verfallene  Zinsen,  Dividenden  and  Superdividenden  find  dem 
Reservefonde  (§  39)  zuzuweisen. 

V.  Abschnitt 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  42. 

Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  in  Folge  der  Bestimmungen 
der  Concessionsurkuode  beim  Erlöschen  der  Conctssion,  ausserdem  aber 
auch  in  Folge  eines  Statuten m aasigen  Beschlusses  der  Generalversamm- 
lung (§  23,  al.  I)  statt. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General- 
versammlung die  Liquidatoren  und  bestimmt  die  Modalitäten  der 
Liquidirung. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  Andere  au  übertragen. 

Die  Bestimmungen  Aber  die  Generalversammlung  und  den 
ReviaionBausschnss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und 
bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit, 
dass  die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 
Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  auch  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

ImUebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches, 
II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  43. 

Vertheilung  des  Gesellschaftsver  mögen  p. 

Aus  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtlicbe  Schulden  derselben  tu  tilgen. 
Der  verbleibende  Rest  ist  auf  simmtliche,  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Prioritätsacticn  zu  vertheilen,  insofern  hienach  nicht  mehr  als  der 
Nennwerth  auf  jede  derselben  entfällt.  Der  nach  Auszahlung  des 
vollen  Nennwertbes  der  Priotit&tsactien  verbleibende  Ueberschuss  ist 
auf  sämmtliche,  etwa  noch  nicht  amortisirte  Stammaktien  gleichmäsaig  zu 
vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der 
Nennwerth  entfällt»  Sollte  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwertbes  der 
sämmtlicben  Prioritäts-  und  Stammaetien  noch  ein  Ueberschuss  sich  er- 
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ergebeD,  so  ist  dieser  auf  sämmtliche,  im  Zeitpunkte  der  Auflösung 
noch  nicht  amortieirt  gewesene  Priorität»-  und  Stammactien  und 
sämmtliche  Genussscheine  gleichmässig  zur  Vertheiluog  su  bringen . 

VI.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
§  44- 

Aufsiebterecht  der  Staatsverwaltung. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  anstehende  Aufsichtsrecht  in 
Oemässheit  der  Gesetze  und  nach  Ma68gabe  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  1.  August  1888;  B.  G.  Bl.  Nr.  140,  aus.  Ins- 
besondere ist  hienach  der  landesfürstlicbe  CommisBär  berechtigt,  in 
die  Geschäftsgebarung  der  Gesellschaft  Einsiebt  su  nehmen,  den 
Generalversammlungen  und  allen  Sitzungen  des  Verwaltungsrath  es  und 
der  eventuell  von  denselben  gebildeten  Comites  beizuwohnen,  gegen 
alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  wodurch  er  die  ConcessionsbeBtim- 
muogen,  die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze  oder  die  öffentlichen  Inter- 
essen verletzt  erachtet,  Einsprache  su  erheben  und  deren  Ausführung 
zu  Bistiren.  Gegen  eine  solche  Verfügung  des  landesfürstlichen  Com- 
missars  steht  dem  Verwaltungsrathe  das  Recht  der  Beschwerde  an  die 
competente  Behörde  offen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  hat  die 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  su 
leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  45. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Unterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstes posten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  46. 

Constituirende  Generalversammlung. 

Nach  geschehener  Zeichnung  und  im  Sinne  der  Bestimmungen 
des  Concessionirungsprotokolles  vom  12.  Juli  1888  erfolgter  Einzahlung 
des  laut  §  7  sur  sofortigen  Ausgabe  bestimmten  Actiencapitales  von 
640.000  fl.  in  Priorität*-  und  260.000  fl.  in  Stammactien  wird  die 
constituirende  Generalversammlung  von  dem  Concesßionär  durch  schrift- 
liche Einladung  an  sämmtliche  Actienseichner  oder  die  von  denselben 
bezeichneten  Rechtsnachfolger  einberufen. 
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Zar  Giltigkeit  ihrer  Beschlüsse  ist  die  im  §  6,  beziehungsweise 
§16  vorgesehene  öffentliche  Kundmachung  derselben  nicht  noth wendig. 
Auch  bedarf  es  nicht  der  im  §  16  vorgeschriebenen  Hinterlegung  der 
Actien,  auf  Grund  deren  das  Stimmrecht  ausgeübt  wird. 

Diese  Generalversammlung,  welche  in  Salzburg  abgehalten  wird, 
erklärt  die  Gesellschaft  als  constituirt  und  wählt  einen  aus  vier  bis 
sieben  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltnngsratb,  welcher  ungesäumt  die 
handelsgerichtliche  Protokollirung  der  Firma  zu  erwirken  hat,  sowie  einen 
Revisionsausachues  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  §  85. 

§  47. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse. 

Streitigkeiten  ans  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  den 
competenten  Gerichten  ausgetragen. 

Nr.  6869. 

Vorstehende  8tataten  werden  auf  Grand  Allerhöchster  Ermächtigung  ge- 
nehmigt 

Wien,  am  3.  April  1889. 

TaafTe  ra.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  18.  September  1889,  R.  G.  Bl. 

Np.  171, 

für  die  schmalspurige  Localbahn  von  Innsbruck  nach  Hall. 

Wir  Franz  JoBeph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Realitätenbesitzer  Antou  Prantl  in  Mühlau  bei 
Innsbruck  im  Vereine  mit  dem  Bankier  Louis  Hirsch,  dem  Fabrikanten 
August  Riedinger  und  dem  Ingenieur  Hermann  Ritter  v.  Schwind,  die 
letzteren  drei  sämmtlich  in  Augsburg,  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Gon- 
cession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  (Trambahn)  von  Inns- 
bruck nach  Hall  gestellt  bat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Er- 
wägung der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten 
Concessionären  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconceasions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des 
Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  er- 
theilen : 

§  l. 

Wir  verleiben  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  schmalspurigen  mit  Locomotiven,  eventuell  mit  anderen 
mechanischen  Motoren  zu  betreibenden  Localbahn  (Trambahn)  von  der 
Stadt  Innsbruck  Uber  Muhlau  mit  Benutzung  der  Innsbruck-Haller 
Reichsstrasse  nach  Hall. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  Uber  Aufforderung  der  Staats- 
verwaltung Ergänzungslinien  der  angeführten  Localbahn  (Dampftram- 
bahn) von  der  Stadt  Innsbruck 

a)  zur  gleichnamigen  Station  der  privilegirten  Südbahngesellschaft  und 

b)  nach  Wilten  zur  Ausführung  zu  bringen. 
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Die  Localbabn  tob  der  Stadt  Innsbrack  nach  Hall  mit  der  Erganzung»- 
linie  nacb  Wilten  (Berg  Isel)  wurde  am  1.  Juni  1891  dem  Offentlieben  Verkehre 
übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstnod  der  gegenwärtigen  Coocessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Unternehmung  absuschliessenden  Verträge,  su  überreichenden 
Eingaben,  von  derselben  su  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  su  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  su  den  naehbeseichneten  Zwecken, 
und  swar: 

1.  bis  sum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnuog  xum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsversinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  sum  Schlüsse  des  ersten  Betrieb»jahre8  sum  Zwecke 
der   Grunderwerbung,  des   Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaßuog  für  die  erste  Anlage 
und  eoncessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  InterimBscheiDe,  sowie  von  der  bei  der  GrundeinlÖBung  nach 
Scbluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebübr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zu- 
kommenden, aus  diesem  Anlasse  su  entrichtenden  Gebühren ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Coocessioo  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Coocessionsurkunde  su  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebfibren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetse  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  swansig  (20)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3- 

Die  Concesstonäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  1.  Absatz  des 
§  1  genannten  Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  swei 
Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  su  vollenden,  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der 
ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  su  erhalten. 
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Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die 
CoocessiuDäre  durch  Erlag  einer  Cantion  von  fünftausend  (6000)  Gulden 
in  sur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicher- 
heit su  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Cantion  als  verfallen  erklärt  werden. 

Der  Termin  für  die  Vollendung  der  nach  dem  2.  Absatz  des  §  1 
erentueU  hertu  stellen  den  Ergänzungjlioieo  wird  seinerzeit  vom  Handels- 
ministerium festzusetzen  sein. 

Den  ConeessionHren  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  ConeessionHren  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahnen   zu  be 
nutzenden  ReicbfBtrasse  von  Innsbruck  nach  Hall  haben  die  Concessionare 
tieb  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der  politischen  Landes - 
behörde   als  Strassenverwaltung   im  Einvernehmen    mit   der  General- 
inspeetion  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorgezeichnet  werden. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahnen  andere  öffentliche 
Strafen  in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  haben  die  Concessionäre 
die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  be- 
ziehungsweise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur 
Ertheilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Die  ConcessiouKre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  cou- 
cesbionirten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
tobb  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordouog  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
sä  benehmen. 

In  Ansehung  .^ee  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebiordnung  und  den  einschlägigen  NachtragsbeBtimmungen  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Imgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebrverbältnisse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit nach  dem   Ermessen  des  Hand  eis  min  isteriums  für  zu- 
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lässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
su   erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  die  gegen- 
wärtige Concession  mit  besonderer  Bewilligung  der  Staatsverwaltung 
und  unter  deu  von  derselben  festzusetzenden  Bedingungen  an  eine 
offene  Handelsgesellschaft  oder  an  «ine  mit  dem  Sitze  in  einem  der  im 
Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zu  bildende  Actien- 
gesellschaft  zu  übertragen,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Concessionäre  su  treten  bat. 

Die  Aufgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Priorität*- 
actien,  welehe  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  genieeseu,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden  hat, 
darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausber  den  auf  die 
Projectsverfaseung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten 
IntercalarzinBen  und  deB  etwa  bei  der  Capitalsbescbaffung  thatsächlich 
erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in 
Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  deB  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
hat   und   die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Coocessionsdaaer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungspiano 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formnlarien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats 
Verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreiseu,  und 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Begünstigungen 
reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 


Digitized  by  Google 


Localbahn  Innsbruok-Hall  i.  T. 


577 


Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reiehsbälften,  auf  die  Landesschützen  Tirol«,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  dea  Aeraia,  sondern  Auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  au  den  Waffen  Übungen  und  Controls- 
Versammlungen,  ferntr  auf  das  Militärwachcorps  ftir  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmeiic,  sowie  auf  diu  militärisch  organisirte 
Füuci-  und  Sicherheitawaebe. 

Die  Conceesionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eiseiibahngeaellachaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausiüstungsgegenstäuden  f(ir  Militär- 
tran* porte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durehfflbrung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  daa  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen bezüglich  dea  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  dea  Militärärara  aur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Babngeaellaehaften  au  Stande  kommenden  Ueberein  Rommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosaer  Militär- 
transporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtraneport  auf  Eisen- 
bahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Conceasionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maßgabe  dea  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährton  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Auarüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Conceesionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  dea  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  dea  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  ». 

Die  Conceesionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirongs-  und  Kriegsfälle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke 
von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operatiouen  auf 
einer  der  von  den  Bahnen  benützten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  notbwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Conceasion  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  dea  Eisenbahn- 
eoneesaionsgeeetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  beutigen  Tage  angerechnet,  fest- 
gesetzt und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Conceasion  kanu  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
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gesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  and  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingebalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11. 
lit.  &  des  Eisenbahnconcessionsgesetze*  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Die  Concessionäre  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirteu  Eisenbahnen  an  dritte  Personen  zu  Überlaasen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirteu  Bahnen  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselben 
eine  directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate 
betriebenen  Bahnen  erlangen  sollten,  zu  übernehmen  und  während  der 
-odann  noch  übrigen  Concesdonsdauer  für  Rechnung  der  Conce ssionäre 
zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung   die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführuug  efiectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschal  massig  festzu 
netzenden  Kosten  durch  die  Concessionäre  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  durch 
einen  mit  den  Concessionären  abzuscbliessenden  Betriu bsvertrag  zu  regeln. 

§  ii« 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirten 
Bahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen : 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werdeu  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der  Ein 
lösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  todann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahree- 
hetrag  erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur 
opercentigen  Verzinsung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Actiencapitale8  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der 
ganzen  Concessionadauer  uotbwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete 
Jnhreabetrag  als  das  der  Bemessung  des  EinlösungBpreises  zu  Grunde 
zu  legende  ReinerträgnisB  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  darin  zu  besteben,  dass  den 
Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das  Durch- 
Bchnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insofern 
einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst  ange- 
führte Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 
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4.  Dem  Staate  wird  das  Kecbt  vorbehalten,  wanu  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszablung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discoutirten  CapitalBwerthes  der  nacb  den  Bestimmungen  im 
Absatz«  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschließt,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsscbnldverscbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibuugen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungs- 
preises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthnm  und  in  den 
Genuas  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  mit  allen  dazu  gehörigen 
beweglichen  und  anbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes 
and  der  Materialvorrätbe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letzteie  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlösehen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthnm  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg 
liehen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Materialvorrithe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs« 
und  Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§11)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthnm  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonde* 
und  der  etwaigen  Abrechnuugsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rttcksichtlich  erworbenen  beBon 
deren  Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Concessionäre  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatse  ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeuguug  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  die  Betriebseinricbtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
»erden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ibr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere  die 
projects-  und  vertragsmRssige    Bauausführung   durch    auf  Kosten  der 
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Concessionäre  in  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

Im  Kalle  der  Bilduiij;  einer  Actiet  >;>  Seilschaft  bat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Oomuiis-iir  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gescllscbaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  eres  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  GeseUscbaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  Bistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commipsär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschuh 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Kür  die    hier    festgesetzte    l'eherwachung   der  Bahnunternehmung 
haben   die   Concessionäre   im    Hinblicke    auf   die     hiemit  verbundene 
Geschaftslast    eine  jährliche  Pauschalvergütung  an   den  Staatsschatz  zu 
leisten,   deren  Mühe   unter  Berücksichtigung  des  Umfange«   der  Unter 
nehuiung  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbabnbetriebsordnung  vom 
IG.  November  1861,  Et  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind- 
lichkeiten in  Bezog  aul  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefXllsfimtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitateu  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concensionsurkunde,  in  den  Con- 
ceetionsbedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommet)  tollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdaner 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklaren. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Conceasionaren  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Krsatz  7.u  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
ten  gemessenen  Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfaltig  zu  wachen. 

Zu  l'rkuud  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reicbsbaupt-  und  Residenzstadt 
Wieu,  am  achtzehnten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  achtzig  und  neun,  Unserer  Reiche  im  Einund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaatTe  m   p,  Dui  kl  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 
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2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbakn  Ton  Innsbruck  nach  Hall 
(U.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  131  ex  1S89). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  Ton  Innsbruck  nach  Hall,  sowie  deren  eventuelle 
Erginzangsliuien  siod  mit  einer  Spurweite  vou  100  Meter  als  Loealbahnen 
(Trambahnen)  mit  Tag-  und  Naobtverkebr  für  nachstehend  angefahrte  Maximalfahr - 
geschwindigkeiten  anzulegen  und  einzuriohten: 

1.  für  Strecken  innerhalb  der  Ortschaften  10  Kilometer  per  Stuude  bei 
Tag  und  Nacht; 

2.  für  die  in  Strassen  ausserhalb  der  Ortschaften  liegenden  Strecken  18  Kilo- 
meter per  Stunde  bei  Tag,  12  Kilometer  per  Stunde  bei  Nacht; 

3.  für  Strecken  auf  eigenem  Unterbauplanum  26  Kilometer  per  Stunde  bei 
Tag  und  Nacht. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  sieh  Übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse 
der  technisch-polizeilichen  Prüfung  hinsichtlich  der  Maximalfahrgeschwindigkeit  in 
einzelnen  Strecken  noch  besondere  Ausnahmsbestimmungen  zu  treffen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriehtungen  hat  nach  M aus- 
gab« der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung'  der  Bahnen  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
die  ans  diesem  Anlasse,  sowie  Uberhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebfuhrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
(tehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschrifteu  ru  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  10  6  Kilometer  lange  Trambahn  beginnt  nächst 
dem  Landhause  in  Innsbruck,  führt  sodann  innerhalb  der  Stadt  Innsbruck  über  die 
Maria  Tberesienstrasse,  den  Marktgraben  und  den  Innrain,  ferner  die  Herzog  Otto- 
»traise,  den  Rennweg  und  die  Cbotekstraase  und  gelangt  niohst  der  Mtihlauer 
Kettenbrücke  zum  Iunfluase,  welcher  mittelst  einer  eigenen  Brücke  übersetzt  wird. 
Von  hier  ans  führt  die  Tramway  auf  der  Innsbruck-Haller  8trasse  durch  die  Ort- 
wbaft  Mühlau,  unterfährt  die  Geleise  der  Südbahn  nächst  dem  linksseitigen  Wider- 
lagern der  Bahnbrücke  über  den  Innfluss  und  gelangt,  die  Geleise  der  SUdbahn  bei 
Kilometer  67  9/68  0  im  Niveau  kreuzend,  nach  Hall,  woselbst  vor  dem  Salinen- 
directioosgebäude  die  vorläufige  Endstation  angelegt  wird. 

Die  eventuell  herzustellende  circa  0*5  Kilometer  lange  Ergänr.iingaliuie  zur 
Station  Innsbrnck  der  k.  k.  priv,  Sttdbahngesellschaft  führt  vom  Landhause  in 
Innsbruck  Ober  die  Landhausstrasse,  den  Margarethenplatz  und  die  Rudolftstrasse 
bis  auf  den  Vorplatz  vor  dem  Aufnahmsgebäude  der  Station  Innsbruck. 

Die  eventuell  zu  erbauende  circa  16  Kilometer  lange  Ergänzungslinie  nach 
Wüten  schliesst  näohst  dem  Landhause  in  Innsbruck  an  die  Hauptlinie  an  und 
fthrt  in  vorwiegend  südlicher  Richtung  nach  Witten. 

Aenderungeu  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntracen  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
»erden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hanptrichtuug  der  Bahnen  nicht 
»erändert  wird 
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3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Cuncessionäie  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  Ton  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  den  couoessionirten  Bahnen  gelegenen  Bergwerks- 
und Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Befördeiung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Bahn  angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art 
gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständnis«  zwischen  der  Elsenbalinunternehinung  und 
den  Interessenten  nieht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

4.  Unterbau. 

Die  Bahnen  sind  eingeleisig  zu  erbauen  und  dem  entsprechend  auch,  insoweit 
uicht  Strassenbenützung  eintritt,  die  Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen 
Au smasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Neigungsverhaltnisse  der  Bahnen  ist, 
insofern  dieselbeu  einen  eigenen  Unterbaukörper  besitzen,  naoh  den  Grundsätzen 
der  von  der  k.  k.  Generaünspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung  der 
Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  von  Uebergangscnrven 
zwischen  Geraden  und  Bögen"  (Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt 
Nr.  10  ex  1882)  möglichst  vorzugehen. 

Ausnahmen,  welche  durch  besondere  locale  Verhältnisse  bedingt  erscheinen 
sollten,  unterliegen  der  specialen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  15  pro  mille  und  bei  der  eventuell  zu  erbauenden  Ergänzuugaliuie  nach 
Wüten  26  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  sollen  nicht  unter 
50  Meter  betragen,  doch  kann  iu  besonders  berücksiohügungswerthen  Fällen  dieses 
Ausmass  bis  auf  30  Meter  herabgemindert  werden. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  und  Ausweichestellen  derart 
festgesetzt  werden,  dass  zwischen  den  passirenden  Fahrzeugen  mindestens  0*8  Meter 
Zwischenraum  bleibt. 

Die  Niveaukreuzung  der  Trambahn  mit  der  ourrenten  Strecke  Innsbruck- 
Kufstein  der  k.  k.  priv  Sudbahngesellschaft  ist  im  Einvernehmen  mit  der  genannten 
ßahngesellschaft  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus- 
zuführen. 

Insoweit  die  Bahnen  auf  eigenem  Unterbau  hergestellt  werden,  hat  derselbe 
sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3*6  Meter  zu  er- 
halten. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlieh  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0-5  Meter  über  dem  localen 
höchsten  Wasserstande  liegen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  muss  in  der  currenten  Strecke  auf  jeder  Seite  des  passirenden  Zuges  auf 
der  Brücke  eine  benutzbare  Breite  von  mindestens  0*7  Meter  vorhanden  sein. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
2  0  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet 
werden,  bei  allen  grösseren  offenen  Unterbauobjecten  sind  Eisenconstruotionen 
zu  verwenden. 

Bei  mehrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
auszuführen. 
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Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eiseubahnbrüoken,  Bahn- 
(iberbrückungen  und  Zufahrtsstraasenbrüoken  iit  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  den  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15  Sep- 
tember 1887,  R.  6.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benützung  von  Strassen  zur 
Anlage  der  Bahnen  ist  die  Genehmigung  der  competenten Straasenbehörden  einzuholen; 
ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  den  Bahuen  mitbenutzten  Strassenobjeoten  der 
Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzweoke  zu  liefern,  eventuell  wird  die 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jene,  bereits  im  Einverständnisse 
mit  den  competenten  Straasenbehörden  projeotirten  Aenderungen,  beziehungsweise 
Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rüoksicbt  auf  den  dermaligen  Bau- 
zustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zugslasten  erforderlich  werden 
sollten. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  als  eiserner  Querscbwellenoberbau  im  System  des  schweben- 
den St08ses  mit  Rücksicht  auf  den  Kaddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen,  wofern 
nicht  locale  Verhältnisse  die  Anwendung  eines  anderen  Syatemea  bedingen,  in 
welchem  Falle  die  anzuwendende  Coustrnction  der  speciellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  unterliegt. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  bei 
Anwendung  des  Quersohwellenoberbaues  per  laufendes  Meter  mindestens  17  8  Kilo- 
gramm betragen. 

Der  Schotterkörper  jener  Strecken,  welche  mit  eigenem  Unterbau  ausge- 
geftihrt  werden,  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  bei  Dämmen  und  Ein- 
schnitten eine  Kronenbreite  von  2  4  Meter  zu  erhalten. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten,  in  der  Geleiseaze  gemessen,  mindestens  0  25  Meter 
zu  betragen. 

In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Ausdehnung  beschränkt 
und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  Untermauerung  aus  Riegel- 
wänden oder  auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  stete  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
bauordnung, beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

7.  Stationen. 

In  den  Ausgang*station»n  Innsbruck  und  Hall  ist  mindestens  je  ein  ent- 
sprechend grosser,  gedeckter  Warterauin  herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  8  Looomotiven, 
8  Personenwagen,  8  Lastwagen. 

Als  Fenerungsmaterial  für  die  Looomotiven  ist  ausschliesslich  Coaks  zu 
verwenden.  Der  Aschen-  und  Rauchkasten  der  Looomotiven  mttss  derart  ver- 
sohliessbar  gemacht  sein,  dass  ein  Herausfallen  von  glimmenden  Coaksstttcke  oder 
ein  EntBiegen  von  Funken  sicher  vermieden  wird. 

Der  Mechanismus  der  Maschinen  muss  nach  Art  der  Tramwaylocomotiven 
verdeckt  und  die  Constrnctionaart  derart  gewählt  sein,  dass  eine  Belästigung  der 
nächsten  Umgebung  durch  Geräusch  und  Rauch  möglichst  hintangehalten  wird. 
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Sollt«  es  den  Concessionären  Aber  ihr  naehtriiglu-hes  Ansuchen  Tom  k.  k. 
Handelsministerium  gestattet  werden,  statt  oder  nebst  des  Dampfes  einen  anderen 
mechanischen  Motor  au  verwenden,  so  kann  die  Beschaffung  von  Dampflocomottven 
ganz  oder  tbei) weise  entfallen  und  behält  sieh  das  k.  k.  Handelsministerium  sodann  vor, 
die  diesbezüglich  erforderlich  werdenden  Ersätze  oder  Anschaffungen  nachträglich 
festzustellen,  beziehungsweise  den  Concessionären  vorzuschreiben. 

8lmmtliohe  Wagen  sind  mit  Bremsen  zu  versehen.  Die  Plane  für  eämmt- 
liohe  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der  Verordnung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840,  Centralblatt  fflr  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887,  Rechnung  zu  tragen. 


Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrflstungsgegenstinde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  au  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 


Die  Tarife  für  den  Personen»  und  Gütertransport,  die  Waaren  Classification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedaoht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahnen  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  sieben  (7)  Prooent  des  Anlagecapitales  geliefert  haben, 
kann  das  k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissma'ssige  Herabsetzung  der  bis 
dahin  in  Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  es  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Ver- 
fügungen hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu  treffen. 


In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Landern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägigen 
Frachtpreise  herabzumindern 


Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigun  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderuog  benützten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 


9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 


2.  Nothstandstarife. 


8.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 


Localbabn  Innsbruck  Hall  i.  T. 


585 


Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localititen  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezügliob 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welobe  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Directum  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  Bedienstete  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
and  die  8ignalisirung  etwa  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  duroh  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt 
herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auoh  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Babnzwecke  benütsten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  8taatatelegrapben 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  duroh 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  den  concessionirten  Bahnen  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  schliesslich,  sich  bezüglich  der 
concessionirten  Bahuen  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege 
durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalten  zn 
den  Local bahnen  zu  unterwerfen 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  8taatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Anfsioht 
aber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Conoession  oder  aus 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zweoke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
ermaasigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht  werden 
müssen,  sind  stets  mit  den  oompetenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Zflge  zu 
vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staat spterdezuchtanstalten. 

Die  für  Zweoke  der  8taatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 
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8.  Gesetsdiehe  Regelunj;  der  Tarife  und  Öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife,  Z.  1  und  2.  sowie  der 
Leistungen  ftir  Öffentliche  Zwecke,  Z  3  bis  7,  bleibt  der  Geaetxgebung  jederteit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  haben  die  Ooncessionare  sich  eu  unterwerfen. 
Wien,  am  23.  Ootober  1889. 

Der  k.  k.  Haudeleminister: 
Bacquehem  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Locnlbahn  Innsbruck-Hall  i.  T. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

8  i. 

Grundlage  der  Gesellschaft;  Errichtung. 

Auf  Grand  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurknnde  vom 
18.  September  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  171,  mittelst  welcher  dem  Realitäten- 
besitzer  Anton  Prantl  im  Vereine  mit  dem  Baoquier  Louis  Hirsch,  dem 
Fabrikanten  August  Riedinger  und  dem  Ingenieur  Hermann  Ritter  v.  Schwind 
das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  schmalspurigen,  mit  Locomotiven, 
eventuell  mit  anderen  mechanischen  Motoren  zu  betreibenden  Local- 
babn  (Trambahn )  von  der  Stadt  Innsbruck  über  Müblau  mit  Benützung 
der  Innsbruck- Ualler  Reich  «Strasse  nach  Hall,  sowie  für  die  Ergänzungs- 
linien  von  der  Stadt  Innsbrack  a)  zum  gleichnamigen  Bahnhofe  der 
k.  k.  priv.  Sudbahngesellschaft  und  b)  nach  Wilten  ertheilt  wurde,  wird 
eine  Actiengesellscbaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  and  Verbind- 
lichkeiten der  Concessionäre,  sowie  in  alle  den  letzteren  zugestandenen  Be- 
günstigungen eintritt. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Baa  and  Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  schmalspurigen 
Localbabn  Innsbrack- Hall  i.  T.  sammt  den  daselbst  genannten 
Ergänzungslinien; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  an  diese  Bahnen  anschliessenden  weiteren 
Ergänzangslinien,  Flügel-  und  Schleppbahnen,  Dampftramways, 
oder  sonstigen  Strassenbahnen,  für  welche  in  der  Folge  von  der 
Gesellschaft  die  ConceBsion  erworben,  beziehungsweise  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  bewilligt  werden  wird; 

c)  die  Einrichtung  and  der  Betrieb  von  Transportanstalten  zu  Lande, 
von  Lagerhäusern,  von  Steinbrüchen  und  anderen  Aulagen,  welche 
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in  Verbindung  mit  den  vorstehend  bezeichneten  Eisenbahnlinien 
mit  behördlicher  Genehmigung  von  der  Gesellschaft  errichtet 
werden  ; 

d)  die  Unterstützung  und  Förderung  von  Unternehmungen,  welche 
geeignet  sind,  den  Verkehr  auf  den  der  Gesellschaft  gehörenden 
Bahnlinien  zu  heben,  gegebenenfalls  auch  durch  Betheiligung 
an  solchen  Unternehmungen. 

§  3. 

Sitz  der  Actiengesellschaft. 
Die  Actiengesellschaft  bat  ihren  Sitz  in  Innsbruck. 

§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Actiengesellschaft  lautet: 

„Localbahn  Innsbruck  Hall  i.  T." 

Diese  Firma  wird  nach  Vorschrift  der  Gesetze  protokollirt.  Sie 
wird  gezeichnet,  indem  unter  die  vorgedruckten  oder  von  wem  immer  ge- 
schriebenen Worte  „Localbahn  Innsbruck-Hall  i.  T."  collectiv  zwei  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrath  es  oder  ein  Mitglied  demselben  und  ein  mit 
der  Procuraführung  betrauter  Beamter  der  Gesellschaft,  letzterer  mit 
einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze,  ihre  Namen  eigenbändig 
schreiben. 

§  &• 

Constituirung  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  da9  gesammte  nach  §  9 
zur  Ausgabe  gelangende  Actiencapital  gezeichnet  und  eingezahlt,  die 
constituirende  Generalversammlung  (§  6)  ordnungsmäßig  abgehalten 
und  die  Firma  der  Gesellschaft  haodelsgerichtlich  eingetragen  ist. 

Die  Vollzahlung  der  Actien  erfolgt  durch  Uebergabe  der  bisher 
fertiggestellten,  im  Betriebe  befindlichen  Bahnlinien  von  Innsbruck  nach 
Hall  und  von  Innsbruck  nach  Wilteo,  sammt  allen  Fahrbetriebsmitteln, 
Cautionen,  Einzahlungen  und  Ausrüstungen,  sowie  des  seit  1.  Jänner 
1893  erzielten  Betriebsttberscbusses  und  des  zur  Dotiruog  des  Bau- 
reservefondes  (§  59)  erforderlichen  Barbttrages. 

§  6- 

Constituirende  Generalversammlung.  Erste  Const ituirung  des 

Verwaltungrathes. 

Die  Einberufung  der  constituirenden  Generalversammlung  erfolgt 
durch  die  Vollmachtsträger  der  ConcesBionire  mittelst  Einladungsschreiben 
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an  sämmtliche  Zeicbuer  vou  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  der  Ab- 
haltung dieser  Generalversammlung. 

Auf  dieselbe  fioden  die  Anordnungen  dieser  ßtatuten,  welche  sich 
auf  die  Einberufung,  die  Hinterlegung  von  Actien  und  den  Vorsitz  be- 
zieben, keine  Anwendung. 

Die  Stimmberechtigung  in  der  constituirenden  Generalversammlung 
richtet  eich  nach  der  Anzahl  der  gezeichneten  Actien,  und  zwar  geben 
je  zwei  Actien  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  gewählt.  Die  cou- 
stituirende  Generalversammlung  tritt  in  Innsbruck  zusammen  und  ist 
bei  Anwesenheit  von  mindestens  drei  Actienzeichnern,  welche  die  Mehrzahl 
der  gezeichneten  Actien  vertreten,  beschlustffähig.  Sie  wählt  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  die  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsrathes,  sowie 
einen  Kevisionsausschuds  nach  Maasgabe  der  Bestimmungen  der  §§  34, 
37,  50  und  53. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der 
Versammlung  bestimmten  Tbeilnehmern  zu  unterzeichnen  und  von  einem 
k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Unmittelbar  nach  der  constituirenden  Generalversammlung  constituirt 
sieb  der  Vexwaltungsrath  durch  Wahl  eines  Präsidenten  und  eines 
Vicepräsidenten  des  Verwaltungsrathes  mit  der  Functionsdauer  bis  zur 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung,  und  wird  gegebenenfalls 
das  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  §  44  einzusetzende  Executiv- 
comite"  gewählt. 

Der  Verwaltungsrath  hat  ungesäumt  die  handelsgerichtliche  Ein- 
tragung der  Firma  zu  erwirken. 

§  7. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer 
der  ihr  gehörigen  Bahnen,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früherer  Erlöschung  der  Concessionen 
oder  Einlösung  durch  den  Staat  oder  Veräusserung  sämmtlicher 
Bahnlinien  seitens  der  Gesellschaft  eine  frühere  Auflösung  erfolgen 
sollte. 

§  8. 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechta- 
wirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  in  Innsbruck 
erscheinenden  Zeitung.  Ausserdem  können  dieselben  noch  in  jenen 
Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungsratb  hiezu  bestimmt. 
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II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 

§  9. 

Actieu  capital. 

Das  GeBellechaftscapital  beträgt  1,000.000  Kronen  der  mit  dem 
Gesetze  vom  2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestellten 
Währung  =  500.000  fl.  österr.  Währ,  und  ist  in  1000  Stück  auf  den 
Ueberbringer  lautende  volleingezablte  Actien  ä  1000  Kronen  =  500  fl. 
zerlegt. 

§  10. 

Actienausgabe. 

Die  Actien  werden  nach  der  Eintragung  der  Actiengesellschaft  in 
das  Handelsregister  und  nach  erfolgter  Uebergabe  der  im  §  5  näher 
bezeichneten  Bahnobjecte  sammt  Zugehör  an  die  Zeichner  ausgefolgt. 

§  11. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Die  Actien  werden  mit  fortlaufenden  Nummern  versehen,  nach 
dem  diesem  Statut  beiliegenden  Formulare  Nr.  1  ausgefertigt  und  mit 
dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft,  sowie  der  Unterschrift  zweier 
Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  versehen. 

Jeder  Actie  wird  ein  Dividendenscheinbogen  nebBt  Talon  nach 
den  Formularien  Nr.  2  und  3  beigegeben. 

§  12. 

Untheilbarkeit  der  Actien  und  Genussscheine. 

Die  Actien  und  Genussscheine  (§  61)  sind  untheilbar  und  wird 
von  der  Gesellschaft  für  jede  Aciie,  sowie  für  jeden  Genussschein  nur 
ein  Eigenthümer  anerkannt. 

§  13. 

Erhöhung  des  Actiencapital ee. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
ist  die  Actiengesellschaft  berechtigt,  über  Beechlnes  der  General- 
vercamlung  (§  29,  lit.  k)  mit  staatlicher  Genehmigung  das  Actiencapital 
durch  Auagabe  weiterer  Actien  zu  erhöhen. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 
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§  14. 

Tilgung  des  Acti eu capi tal es. 

Dan  gesammte  Actieucapital  wird  Dach  Massgabe  eines  der  staat- 
lichen Genehmiguig  unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der  Con- 
cessionsdauer  im  Wege  der  Verlosung  getilgt.  Insofern  Actien  unter 
dem  Nominalbetrags  erhältlicb  seiu  sollten,  ist  der  Verwaltungsratb 
berechtigt,  solche  anstatt  im  Wege  der  Verlosung  durch  freihändigen 
Rückkauf  einzuzieben. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  15. 

Organisation  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten 

a)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre  (§§  16  bis  32); 

b)  durch    den   Verwaltungsratb,    beziehungsweise    durch    das  von 
letzterem  eingesetzte  Executivcomite"  (§§  33  bis  49); 

ej  durch  den  Kevisionsausschuss  (§§  50  bis  54); 
<l )  durch  die  Betriebsleitung  (§  55). 

a)  Generalversammlung. 

§  16. 

Generalversammlung  der  Actiouäre. 

Die  nach  den  Vorschriften  dieser  Statuten  einberufene  und  beschluß- 
fähige Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre.  Ihre 
statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse  sind  flir  alle  Actionäre  bindend. 

§  17- 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  findet  alljährlich  innerhalb 
der  ersten  fünf  dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  Monate 
Uber  Einberufung  des  Verwaltungsratbea  am  Sitze  der  Gesellschaft  statt 

§  18. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  finden  nach  dem  Ermessen 
des  Verwaltungsrathes  statt,  so  oft  es  letzterer  im  Interesse  der  Gesell- 
schaft für  nothwendig  erachtet. 
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Der  Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  eine  ausserordentliche 
Generalversammlung  einzuberufen,  wenn  die  Einberufaug  derselben  in 
einer  Generalversammlung  beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder 
mehrere  Actionäre,  deren  Actienbesitz  mindestens  den  fünften  Theil  des 
Actiencapitales  beträgt,  diese  Einberufung  unter  Angabe  des  Gegenstandes 
welcher  der  Beschlussfassung  der  ausserordentlichen  Generalversammlung 
unterzogen  werden  soll,  schriftlich  verlangen  und  die  zu  ihrer 
Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscassa  oder  bei 
einem  k.  k.  Notar  hinterlegen.  In  einem  solchen  Falle  hat  die  Einbe- 
rufung der  ausserordentlichen  Generalversammlung  auf  einen  innerhalb 
30  Tagen,  vom  Zeitpunkte  des  gehörig  gestellten  Begehrons  an  gerechnet, 
gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

§  19- 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  (§  8), 
welche  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
anberaumten  Tage  zu  erscheinen  hat,  und  in  welcher  die  zur  Ver- 
handlung bestimmten  Gegenstände  bekannt  gegeben  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  als  Gegenstände  der  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  welche  sich  als  Besitzer  von  wenigstens 
dem  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  ausgewiesen  und  die  entsprechende 
Anzahl  Actien  hinterlegt  (§  21)  haben,  wenigstens  30  Tage  vor  Ein* 
berufung  der  Generalversammlung  heim  Verwaltungsrathe  schriftlich 
augemeldet  worden  sind. 

§  20. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  den  Generalversammlungen  können  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschlüsse  gefasst  werden,  deren  Verhandlung  in  der  betreffenden 
Einberufungskundmachung  (§  19)  namhaft  gemacht  wurde.  Nur 
über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung kann  auch  ohne  vorhergegangene  Ankündigung  beschlossen 
werden. 

§  21. 

Berechtigung  zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Actien- 
besitzer  berechtigt,  welcher  mindestens  zwei  Actien  spätestens  acht 
Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmäßig  einberufenen  General- 
versammlung bei  der  Gesellschaftscassa  oder  einer  anderen,  in  der 
Einberufungskundmachung  bezeichneten  Stelle  hinterlegt  hat. 
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Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Aclien,  die 
durch  die  dieselbe  begründete  Stimmenzahl  ausweist,  und  nur  für  die 
bezeichnete  Person  oder  deren  Vertreter  gilt. 

§  22. 
Stimmrecht. 

Je  zwei  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eiue  Stimme  in  der 
Generalversammlung. 

§  23. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
ausgeübt  werden,  welcher  selbst  zur  Theilnahme  an  der  General- 
versammlung berechtigt  ist.  Ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmung 
üben  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 
ihre  Bevollmächtigten  aus. 

Kein  Bevollmächtiger  darf  mehr  als  eine  Vollmacht  führen.  Das 
Formulare  der  Vollmacht  ist  auf  der  Legitimationakarte  vorgedruckt. 

§  24. 

Vorläufige   Kenntnieauahme    der   Verhandlungsgegen  stände. 

Der  Geschäftsbericht  und  Jahresrecbunngsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommendeu  Anträge  werden  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung in  der  gesellschaftlichen  Kanzlei  aufgelegt  und  jedem  als 
stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  auf  Verlangen  zur  Einsicht- 
nahme unterbreitet. 

§  25. 

Bedingungen  der  Beschlnssfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  selbe  ordnuugs- 
mässig  (§  19)  einberufen  wurde  und  mindestens  sieben  Actionäre 
anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtanamen  {§  23) 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  29  unter  lit.  g  bis  l  angeführten  Gegenstände 
können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversammlung 
gefasst  werden,  in  welcher  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  sieben 
Actionären  mindestens  ein  Drittel  des  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  26. 

Vorgang  bei  Beschluesunfähigkeit. 

Ist    die   gehörig   einberufene   Generalversammlung   binnen  einer 
Stunde  nach  dem   für   die   Verhandlung   anberaumten  Zeitpunkte  im 
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Sinne  des  §  25  nicht  beschlussfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine 
neue  Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tage  ge- 
legenen Termin  einzuberufen,  in  welcher  nur  Uber  die  in  der  Kund- 
machung der  beschlussunfähig  gebliebenen  Generalversammlung  ange- 
führten Gegenstände,  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
erschienenen  Actionäre  und  auf  die  Höhe  der  durch  sie  vertretenen  Summe 
des  Actiencapitales  giltige  Beschlüsse  gefasst  werden  können,  was  in 
der  Einberufungskundmachung    ausdrücklich  angeführt   werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  (§  19) 
dieser  an  Stelle  einer  beschluBsunrabig  gebliebenen  einberufenen  zweiten 
Generalversammlung  kann  auf  acht  Tage  und  die  Frist  für  den  Erlag 
der  Actien  (§  21)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  27. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vicepräeident  des  Verwaltungsratbes,  bei  Verhinderung  beider  ein  vom 
Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vornahme 
der  Wahlen. 

§  28. 

Functionäre  der  Generalversammlung. 

Den  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  ernennt  der  Vor- 
sitzende. Zu  Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Protokollverificatoren  zu 
fungiren  haben,  beruft  derselbe  zwei  der  anwesenden  Actionäre,  welche 
nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  sind. 

8  29 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten: 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschluss- 
fassung über  denselben; 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  36)  und  die 
Festsetzung  der  Entlohnung  derselben  (§  48); 

c)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  (§  50); 
<l)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung; 

e)  die   Beschlussfassung   über    die   Verwendung  des  Reingewinnes 

(§  58); 

f)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  Beinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  über- 
schreiten ; 
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g)  die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  von  neuen 
Linien,  Fitigelbahnen  und  Schleppbahnen; 

h)  die  gänzliche  oder  tbeilweise  Veräusserung  der  gesellschaftlichen 
Bahnlinien ; 

i)  die  Beechlussfassung  über  Aenderung  der  Statuten,  insbesondere 
Aber  etwaige  Abänderungen  des  Gegenstandes  der  Geselkchafts- 
unternehmung ; 

k)  die  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Actiencapitales ; 

l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer  Ver- 
einigung derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Art.  215  H.  G.  B.). 
Beschlüsse  über  die  unter  g  bis  l  angeführten  Gegenstände  be- 
dürfen der  staatlichen  Genehmigung. 

§  30. 

Zustandekommen  der  Beschlüsse. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen;  bei  Stimmengleichheit  wird  jene 
Meinung  znm  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten 
ist  Beschlüsse  über  die  im  §  29  unter  g  bis  l  angeführten  Gegenstände 
können  jedoch  nur  mit  einer  Mehrheit  von  mindestens  zwei  Drittel  der 
abgegebenen  Stimmen  giltig  gefasst  werden. 

§  31. 
Wahlvorgang. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zettel, welche  den  Actionären  beim  Eintritte  in  die  Generalversammlung 
tibergeben  werden  und  mit  dem  Trockenstempel  oder  dem  Abdrucke 
der  Gesellschaftsstampiglie  versehen  sein  müssen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolnte  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 
Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben  und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl 
der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Erhalten  zwei  Actionäre 
in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmenzahl,  so  ist  derjenige  als 
gewählt  zu  betrachten,  welcher  zu  der  betreffenden  Generalversammlung 
einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem 
Actienbesitze  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffen- 
den Anordnung. 

§  32. 

General  Versammlungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
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Schriftführer  und  den  zwei  Stimmenzählern,  welche  nach  §  28  zugleich 
als  Verificatoren  fungiren,  zu  unterzeichnen  ist. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  33. 

Vorstand  der  Actienge Seilschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
H.  G.  B.  ist  der  Verwaltungsrath. 

§  34. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltucgsrathes  wird  auf  mindestens 
fünf,  höchstens  sieben  festgesetzt. 

§  35. 

Staatsbürgerschaft  und  Domicil  der  Verw  altungsraths- 

mitglieder. 

Mindestens  zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen 
die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  besitzen  und  innerhalb  der  letzteren  ihren  Wohn- 
sitz haben. 

§  36. 

Zusammensetzung  und  Functionsdauer  des  Verwaltungs- 
rathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  auf  die  Dauer  von 
vier  Jahren  gewählt.  Von  den  in  der  vierten  ordentlichen  General- 
versammlung gewählten  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  hat  jedoch 
ein  durch  das  Los  zu  bestimmendes  schon  bei  der  nächstfolgenden 
ordentlichen  Generalversammlung,  ein  weiteres  gleichfalls  durch  das 
Los  zu  bestimmendes  bei  der  zweitnächsten  ordentlichen  General- 
versammlung, ebenso  zwei  weitere  auf  gleiche  Art  zu  bestimmende  in 
der  drittnächsten  ordentlichen  Generalversammlung  und  die  übrigen 
bei  der  viertnächsten  ordentlichen  Generalversammlung  auszutreten. 
Von  den  in  der  fünften  und  den  weiteren  Generalversammlungen  ge- 
wählten Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  haben  jeweils  diejenigen 
auszutreten,  deren  vierjährige  Functionsdauer  abgelaufen  ist.  Die  Aus- 
getretenen sind  jederzeit  wieder  wählbar. 

§  37. 

Erste  Wahl  des  Verwaltungsrathes. 

Für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre,  beziehungsweise  auf  die  Dauer 
bis  zur  vierten  ordentlichen  Generalversammlung  (§  36)   werdeu  die 
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Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  von  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  (§  6). 

§  38. 

Ausscheiden    vou   Verwaltungsrathamitgliedern.  Ergänzung 
des  Verwaltnngsrathes  durch  Cooptirung. 

Falls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  ausscheidet,  oder  an  der  Ausübung  seiner  Function 
dauernd  verhindert  ist  und  in  Folge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  unter  die  titatutenmäesige  Minimalzahl  (§  34) 
gesunken  wäre,  so  wühlen  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es 
einen  Ersatzmann,  welcher  bis  zur  uUcbstcn  ordentlichen  Generalver- 
sammlung in  Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  für  jene  Zeit,  für  welche  der 
Ausgeschiedene  noch  zu  functioniren  gehabt  hätte. 

Ueberdiea  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  sich  im  Wege  der 
Cooptirung  bis  zur  Statuten  massigen  Maximalanzahl  (§  34)  zu  ergänzen. 
Die  Functionsdauer  eines  solchen  cooptirten  Mitgliedes  endet  mit  der 
nächstfolgenden  ordentlichen  Generalversammlung,  welcher  vorbehalten 
bleibt,  die  definitive  Wahl  (§  36)  vorzunehmen. 

§  39. 
Caution. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungerat  hes  hat  vor  dem  Antritte  seiner 
Functionen  für  die  Dauer  derselben  und  bis  nach  der  ersten  auf  seinen 
Austritt  folgenden  Generalversammlung  fünf  Stück  Actien  der  Gesell- 
schaft sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesell- 
schaftscasse oder  bei  einem  vom  Verwaltuugsrathe  zu  bestimmenden 
anderen  Orte  zu  hinterlegen.  Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen 
14  Tagen  nach  Bekanntgabe  der  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 
Während  der  Amtsdauer  und  nach  Ablauf  derselben  bis  zur 
Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  können  diese 
Actien  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  40. 

Vorsitz  im  Verwaltuugsrathe;  Präsident,  Vicepräsident. 

Den  Vorsitz  im  Verwaltuugsrathe  führt  der  Präsident  und  in 
dessen  Verhinderung  der  Vicepräsident  des  Verwaltnngsrathes.  Beide 
Functionäre  werden  jährlich  unmittelbar  nach  jeder  ordentlichen 
Generalversammlung  vom  Veiwaltungsrathe  aus  seiner  Mitte  für  die 
Zeit  bis  zur  nächsten  ordentlicheu  Generalversammlung  gewählt. 
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Bei  gleichseitiger  Verhinderung  Beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

Der  Präsident  und  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes  sind  nach 
Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar,  soferne  sie  nicht  aus  dem 
Verwaltungsrathe  ausgeschieden  sind. 

§  «. 

Verwaltungs  rat  hssit  zungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Innsbruck,  so  oft  es  die 
Geschäfte  erfordern  über  Einladung  des  Präsidenten  oder  auf  Verlangen 
von  drei  Mitgliedern. 

§  42. 

Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mässige  schriftliche  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  Anwesen- 
heit der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder 
erforderlich. 

§  43. 

Abstimmung.  Wahtvorgang.  Stellvertretung  in  der  Ver- 

wnltungsrathssitzung. 

Der  Verwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. Jedem  Mitgliede  kommt  eine  Stimme  zu. 

Der  Vorsitzende  kann  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied 
abgeben. 

Bei  Gleichheit  der  8timmen  gilt  jene  Meinung  als  BescUluss, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel.  Wird  im  ersten 
Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet  die  engere 
Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten 
haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl 
kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Abwesende  Verwaltungsrathsmitglieder  können  einem  der  zur  Sitzung 
Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht  übertragen.  Doch  kann 
jedes  Mitglied  nur  eine  Vertretungsvollmacht  führen. 

§  44. 

Wirkungskreis  ^des  Verwaltungsrathes.  Executivcomite". 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen 
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betraut,  und  ist  auch  au  allen  jenen  Befugnissen  ermächtigt,  zu  welchen 
eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

Dom  Verwaltuugsrathe  steht  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  sowie  auch  die  Festsetzung 
der  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Dienstordnung  (§  46) 
und  die  Ertheiluog  der  Procura  an  Beamte  der  Gesellschaft  zu.  Ueber- 
haupt  ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  berufen,  welche 
laut  dieser  Statuten  der  Generalversammlung  nicht  vorbehalten  sind. 

Es  steht  dem  Verwaltungarathe  frei,  unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Artikels  231  H.  G.  B.,  aus  seiner  Mitte  einer  einzelnen  Person 
oder  einem  Executivcomite*  als  Exeeulivorgan  die  Führung  eines 
Theiles  der  Geschäfte  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  zu  übettragen. 

Den   Wirkungskreis   dieser   Functionäre   bestimmt  der  Verwal 
tungsrath. 

Besteht  das  Executivorgan  aus  einer  oder  zwei  Personen,  so  müssen 
dieselben  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen.  Falls  dieses  Organ  aus 
mehr  als  zwei  Personen  bestehen  sollte,  so  mues  die  Mehrheit  derselben 
die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  besitzen.  Die  Mitglieder  des  Executivcomites 
müssen  ihren  Wohnsitz  in  einem  der  erwähnten  Landergebiete  haben. 

§  45. 
Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung,  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  Ebenso 
bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  dio  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstes- 
vergehen,  sowie  auch  die  Suspension  und  Entlassung  von  Beamten  und 
Dienern  der  Gesellschaft  zu. 

§  46. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Directoren,  Beamte, 
Unterbeamte  und  Diener,  sei  es  in  definitiver  oder  provisorischer  Eigen- 
schaft nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staatsbürger- 
schaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
besitzen. 

Ausnahmen  bievon  bedürfen  in  jedem  einzelnen  Falle  der  besonderen 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 
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Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphes  sind  in  die  Dienstordnung 
(§  44)  aufzunehmen. 

§  47. 

Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrath  es  und  de«  Executiv- 
comitös  werden  Protokolle  aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei 
anderen  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  zu  unterzeichnen  sind. 

§  48. 

Entlohnung  des  Verwaltungsrath  es. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  ihre  Mühe- 
waltung ausser  dem  Ersätze  der  durch  ihre  Functionen  entstehenden 
Barauslagen  den  von  der  Generalversammlung  festzusetzenden  Betrag 
(§  29,  lit.  6).  Die  Art  der  Vertheilung  dieses  Betrages  unter  die  ein- 
zelnen Mitglieder  bleibt  dem  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  vorbe- 
halten, wobei  auf  die  grössere  Arbeitslast,  z.  B.  der  Mitglieder  des 
Executivcomitös  entsprechend  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  In  den  von  der 
Generalversammlung  festzusetzenden  Betrag  ist  die  im  §  58,  Z.  4, 
vorgesehene  Tantieme  am  Reingewinne  einzurechnen.  Sollte  diese 
Tantieme  den  Betrag  nicht  erreichen,  welchen  die  Generalversammlung 
festsetzte  (§  29,  lit.  6),  so  ist  die  Ergänzung  als  Verwaltungsauslage 
zu  behandeln. 

§  49. 

Ausschliessung  von  der  Wahl   in  den  Verwaltungsrath.  Wir- 
kung der  Ausschliessungsgründe. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  directem  Vertragsverhält- 
nisse als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  etc.  zur  Gesellschaft  steht, 
wer  in  Concors  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne 
seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche 
Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung 
in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht 
Mitglied  des  Verwaltungrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausschliessungsgründe  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  wahrend  dessen  Functionsdauer 
hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

c)  Revisionsausschuss. 

§  50. 

Zusammensetzung  des  Revisionsausschusses. 

Behufs  Prüfung  der  gesellschaftlichen  Jahresrechnungen  wählt  die 
jeweilige   ordentliche  Generalversammlung  alljährlich  einen  aus  zwei 
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Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann  e  bestehenden  Revisionsausschuss.  Der 
Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes  des 
Revisionsausßchusaes  in  Function. 

§  51. 

Ans  schliessungsgrund. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  sowie  der  Ersatzmann 
dürfen  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  und  mit  einem  solchen 
bis  zum  zweiten  Grade  weder  verwandt  noch  verschwägert  Bein. 

§  52. 

Aufgabe  des  Revisionsausschusses. 

Der  RevisionsaueschuBB  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behuf e  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  zu  verlangen, 
und  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen  und  über  seine 
Wahrnehmungen  schriftlich  Bericht  zu  erstatten. 

§  53. 

Erste  Wahl  des  Revisionßausschusses. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  werden  die  zwei  Mit- 
glieder des  Revisionsausschusses  und  der  Ersatzmann  von  der  con- 
stituirenden  Generalversammlung  gewählt  (§  6). 

§  54. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Revisionsausschusses. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  erhalten  keinerlei  Beziige 
oder  Entgelt  für  ihre  Mühewaltung,  doch  haben  dieselben  Anspruch 
auf  Ersatz  ihrer  anlässlich  der  Revisionen  eventuell  entstandenen 
Barauslagen. 

d)  Betriebsleitung. 

§  55. 
Betriebsleitung. 

Zur  speciellen  Führung  der  Geschäfte  des  Executivdienstes  nach 
Massgabe  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes,  eventuell  des  Executiv- 
comitcs  wird  vom  Verwaltungsrathe  ein  im  Sinne  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung  den  Behörden  verantwortlicher  Betriebsleiter  (§  46)  bestellt, 
welcher  seinen  Sitz  an  der  Strecke  der  Localbahn  hat. 

Die  Bestellung  dieses  Betriebsleiters  bedarf  der  Bestätigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 
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IV.  Abschnitt. 

Geschäftsjahr,  Jahresrechnunj?,  Bilanz,  Verwendung  des 
Reingewinnes,  Reservefonde. 

Geschäftsjahr.  Erstes  Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endet  mit  31.  December. 

Ausnahmsweise  umfasst  das  erste  Geschäftsjahr  den  Zeitraum  vom 
Tage  der  Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum        December  1833. 

§  :>7. 

RechnungsabschlusB,  Bi  lau  z  auf  st  el  lu  ng. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  worden  die  Rechnungen 
abgeschlossen  nnd  mit  der  Bilanz  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung 
vorgelegt. 

$  f>8. 

Verwendung  des  Reingewinnes. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-,  Verwaltungs-  und  Erhaltungs- 
auslagen,  nach  Bezahlung  der  Zinsen  und  Tilgutigsquotcn  für  etwaige 
schwebende  Schulden  und  nach  Deckuug  von  abfälligen  Verlusten 
and  Abschreibungen  verbleibende  Rest  der  Betriebseiunahmeu  bildet 
den  Reingewinn. 

Dieser  Reingewinn  ist  nach  Maßgabe  seiner  Zuläuglicbkeit  in 
nachstehender  Reihenfolge  *u  verwenden : 

1.  Zur  planmässigen  Tilgung,  eventuell  zum  Rückkäufe  von  Actieu 

(§ 

2.  Zur  Vertheilung  einer  Divideude  bis  zur  Höhe  von  5  fünf 
Percent)  auf  die  noch  nicht  getilgten  Actien. 

3.  Nach  Bestreitung  der  hier  unter  1  und  2  augeführten  Erforder- 
nisse wird  der  zehnte  Theil  des  etwa  erübrigenden  Reinertrages  dem 
Betriebsreservefonde  (§  60)  zugewendet,  insofern  derselbe  nicht  bereits 
10  Percent  de«  jeweiligen  Actioncapitules  erreicht  bat,  in  welchem 
Falle  eine  weitere  Dotirung  unterbleiben  kann. 

4.  Von  dem  sonach  etwa  verbleibenden  Reste  werden  2()  Percent 
dem  Verwaltungsrathe  als  Tantieme  zugewiesen    §  48). 

5.  Der  etwaige  weitere  Rest  wird  als  Superdividende  an  die 
Aetionäre  und  Besitzer  von  Genussscheineu  gleichmässig  vertheilt  oder 
in  der  sonst  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmenden  Weise 
verwendet. 
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§  59. 
B  aureservefond. 

Durch  Zuwendung  eines  Effectivbetrages  von  (sechsundzwanzig 
tausend  Gulden)  26.000  fl.  aus  dem  Anlagecapitale  wird  der  Bau- 
reservefond der  Gesellschaft  gebildet,  welcher  zur  Bedeckung  der  Kosten 
für  Erweiterungsbauten  und  für  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen 
bestimmt  ist. 

Dieser  Baureservefond  wird,  insoweit  er  nicht  mit  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemass  verwendet  worden 
sein  sollte,  beim  Erlöschen  der  Concession  der  im  §  2  bezeichneten 
Bahnen  oder  bei  Einlösung  derselben  an  den  Staat  zu  übergeben  sein. 

§  60. 

Betriebsreservefond. 

Neben  dem  Baureservefond e  wird  durch  die  im  §  58,  Z.  3,  §  61, 
§  62,  letzter  Absatz,  und  §  65  bezeichneten  Zuflüsse  ein  Betriebs- 
reservefond gebildet,  welcher  zuzüglich  seiner  eigenen  Erträgnisse  Uber 
Antrag  des  Verwaltungsratbes  mit  Beschluss  der  Generalversammlung  zur 
Bedeckung  ausserordentlicher  Verluste,  znr  Ergänzung  der  Dividende 
auf  5  Procent,  falls  das  jährliche  BeinertTägniss  zur  Vertheilung  einer 
solchen  in  dieser  Höhe  nicht  hinreichen  sollte,  ferner  zur  Deckung  auBaer- 
gewöhnlicher  Auslagen  verwendet  werden  kann. 

Beim  Erlöschen  der  Concession,  wie  auch  bei  der  Einlösung  der 
Bahnen  bleibt  dieser  Betriebsreservefond  sammt  seinen  Erträgnissen 
Eigenthum  der  Gesellschaft  (§  12,  al.  2  der  Allerhöchsten  Concessions- 
urkunde  vom  18.  September  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  171). 

§  61. 

Verlosung  der  Actien.  Genussscheine.  Ausfertigung  der 

Genussscheine. 

Die  planmässige  Tilgung  der  Actien  (§  14),  wofern  selbe  nicht 
im  Wege  des  freihändigen  Rückkaufes  erfolgt,  ißt  durch  Verlosungen 
zu  bewerkstelligen,  welche  alljährlich  mindestens  drei  Tage  vor  der 
Generalversammlung  im  Beisein  eines  k.  k.  Notars  vorzunehmen  sind. 

Für  jede  ausgeloste  Actie  wird  dem  Besitzer  gegen  Rückstellung 
derselben  sammt  allen  noch  nicht  fälligen  Dividendenscheinen  und 
Talon  der  Nominalbetrag  der  Actie  nebst  der  letztfälligen  und  den 
etwa  noch  unbebobeneu  und  nicht  verjährten  Dividenden  ausbezahlt  und 
ein  Genussschein  ausgefolgt. 

Die  für  die  im  Wege  freihändigen  Ankaufes  getilgten  Actien 
entfallenden  Genussscheine  werden  dem  Betriebsreservefonde  einver- 
leibt und  können  gegebenenfalls  zu  Gunsten  dieses  Fondes  verkauft 
werden  (§  60). 
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Die  Genussscheine  werden  nach  den  diesem  Statute  angehefteten 
Formular  Nr.  4,  5  und  6  ausgestellt,  mit  dem  Trockenstempel  der 
Oesellschaft,  sowie  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  versehen. 

§  62. 

Rechte  der  Besitzer  von  Genussscheinen. 

Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft 
kein  weiterer  Anspruch  hinsichtlich  der  Actieneinlage  zu.  Hinsichtlich 
der  Berechnung  des  Actienbesitzes  (§§  18,  19  und  31),  der  Beurtheilung 
der  Beschlussfäbigkeit  der  Generalversammlung  (§  25)  und  des  Stimm* 
rechtes  (§§  21  und  22)  sind  zwei  Genussscheine  einer  Actie  gleichzu- 
halten, insofern  die  Genussecheine  sich  nicht  im  Besitze  des  Betriebs- 
reservefondes  der  Gesellschaft  befinden. 

An  der  im  §  58,  Z.  2  erwähnten  öpercentigen  Dividende  nehmen 
die  Genussscheine  nicht  theil,  wohl  aber  berecbtigen  dieselben  zum 
Bezüge  der  gemäss  §  58,  Z.  5  zufolge  Beschlusses  der  General- 
versammlung zur  Vertheilung  gelangenden  Superdividende,  und  zwar 
wird  je  ein  Genussschein  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Super- 
dividende einer  Actie  gleichgestellt. 

§  63. 

Zahlstelle;  Fälligkeitstermin. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  an  die  Actionäre 
und  der  Superdividenden  an  die  Besitzer  von  Genussscheinen  erfolgt 
bei  der  vom  Verwaltungsrathe  biezu  bestimmten  Stelle.  Die  entfallenden 
Beträge  werden  den  Bezugsberechtigten  spätestens  vier  Wochen  nach 
jener  Generalversammlung,  in  welcher  der  Rechnungsabschluss  des 
betreffenden  Geschäftsjahres  genehmigt  wurde,  zur  Verfügung  gestellt. 
Ebendort  und  von  demselben  Zeitpunkte  ah  erfolgt  die  Einlösung  der 
verlosten  Actien  und  der  Umtausch  der  letzteren  gegen  Genussscheine. 

§  64. 

Abschlagszahlung  auf  die  Dividende. 

Wenn  das  Vorhandensein  eines  ausreichenden  Erträgnisses 
genügend  gesichert  erscheint,  so  kann  der  Verwaltungsrath  noch  vor 
Abhaltung  der  ordentlichen  Generalversammlung  Abschlagszahlungen 
auf  die  Dividende  des  betreffenden  Geschäftsjahres  leisten. 

§  65. 
Verjährung. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  binnen  drei  Jahren  nach 
deren   Fälligkeit   nicht    behoben    wurden,    verfallen   zu  Gunsten  des 
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Betriebsreservefondes  (§  60).  Ausgeloste  Actien  berechtigen  nicht  zur 
Einlösung  jener  Dividendenscheine,  die  das  Kalenderjahr,  in  welchem 
die  Verlosung  stattfand  und  die  späteren  Jahre  betreffen.  Auch  wird 
der  Einlösungabetrag  (Nominalbetrag)  von  verlosten  Actien,  falls  er 
nicht  rechtzeitig  behoben  würde,  seitenB  der  Gesellschaft  nicht  versinst. 

V.  Abschnitt. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  66. 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  7)  hat  eine  zu  diesem 
Zwecke  einberufene  Generalversammlung  die  Modalitäten  der  Liquidation 
su  beschliessen  und  die  Liquidatoren  zu  wählen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  alle  Rechte  und  Pflichten 
der  Gesellschaft  auf  andere  su  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revisions- 
ausscbuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  sur  Be- 
endigung derselben  in  Wirksamkeit  mit  der  Modifikation,  dasB  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

Die  Generalversammlung  kann  den  Verwaltungsrath  in  seiner 
Gänze  oder  einzelne  Mitglieder  desselben  zu  Liquidatoren  bestellen. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  gefasst  hat,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches,  II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  67. 

Vermögen  svertheilun  g. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  eventuellen  Schulden  der  letzteren 
zu  tilgen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte 
Actien  gleichmässig  zu  vertheilen,  bis  deren  Nennwerth  erreicht  ist. 

Verbleibt  über  den  Nennwerth  der  Actien  noch  ein  Rest,  so  ist 
dieser  auf  sämmtliche  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  noch  nicht  ge- 
tilgte Actien  und  sämmtliche  Genussscheine  (§  62)  gleichmässig  zu 
vertheilen,  insofern  sich  die  letzteren  im  Zeitpunkte  der  Vertheilung 
nicht  im  Besitze  des  Betriebsreservefondes  der  Gesellschaft  befinden. 
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VI.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 

§  68. 

Staatsaufsicht.  Besondere  Befugnisse   des    1  andesf ürstlichen 

Commissärs. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  gesetzlich  zustehende  Recht 
der  Aufsicht  in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Mass- 
gabe  der  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
18.  September  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  171,  und  der  gegenwärtigen 
Statuten  aus. 

Insbesondere  hat  bienach  der  landesfürstliche  Commissär  daB  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsratb.es  und  des  eventuell  von  demselben 
bestellten  Executivcomites,  sowie  der  Generalversammlung  beizuwohnen 
und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  er  als  den  Gesetzen, 
der  Concession  oder  den  Statuten  zuwiderlaufend,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwacbung  hat  die  Gesellschaft  über 
Verlangen  der  Staatsverwaltung  eine  Pauschalvergütung  an  den  Staats- 
schätz  zu  leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfange s 
der  Unternehmung  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  69. 

Subsidiäre  Geltung  des  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels* 
gebetzbuches  vom  17.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur 
Anwendung  zu  kommen. 

§  70. 
Forum. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  dem 
competenten  Gerichte  ausgetragen. 

§  71. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Unterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Nr.  11938. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt. 
Wien,  am  28.  Mai  1893. 

Taafle  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  23.  November  1889,  R.  G.  Bl. 

Nr.  194, 

für  die  schmalspurige  Localbahn  ron  Morl  Aber  Arco  nach  Riva. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Civiliogenieur  Rudolf  Stamm  er  Ritter  v.  Traunfels 
die  Bitte  nm  Ertheiluog  der  Concession  zum  Baue  nnd  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Mori  über  Arco  nach  Riva  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
dem  genannten  Concessionär  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbaho- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 
von  der  Station  Mori  der  Tiroler  Linie  der  priv.  Südbahugesellschaft 
über  Arco  nach  Riva. 

Die  Localbahn  Mori-Arco-Riva  wurde  am  29.  Jänner  1891  dem  Betriebe 
tibergeben. 

Der  Concessionär  iet  ferner  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Staats- 
verwaltung eine  Verbindung  der  obigen  Schmalspurbahn  mit  Rovereto, 
sei  es  mittelst  einer  Abzweigung  dahin  von  Ravazzone  über  Sacco  auf 
eigenem  Bahnkörper,  sei  es  mittelst  einverständlicher  Benützung  des 
Bahnkörpers  der  öüdbahn  zwischen  Mori  und  Rovereto  durch  Eiulegung 
einer  dritten  Schiene  in  das  bestehende  Geleise  auszufahren. 
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Das  Verlangen  nach  Ausführung  der  bezeichneten  Bahnverbindung 
wird  jedoch  nur  in  dem  Falle  und  Zeitpunkte  gestellt  werden,  als  nach 
dem  Erachten  der  Staatsverwaltung  zu  gewärtigen  ist,  dass  nebst  den 
Betriebskosten  auch  die  neu  anwachsende  Capitalslast  ihre  Bedeckung 
findet  in  dem  durch  Frachtvertrage,  Beitrageleistungen  der  Interessenten 
oder  auf  sonstige  Weise  gesicherten  Erträgniese  der  neu  hinzutretenden 
Bahnstrecke  zuzüglich  des  factischen  Reinerträgnieses  der  bereits  aus- 
geführten Bahnstrecke  Mori-Arco-Riva,  insoweit  letzteres  eine  Dividende 
von  4  Percent  für  die  Prioritätaactien  lit.  A  und  von  6  Percent  für 
die  Prioritätsactien  lit.  B  und  die  Stammactien  übersteigt. 

Die  Coneession  cor  Erbauung  einer  schmalspurigen  Looalbahn  von 
Rovereto  nach  Ravaszone  wurde  mit  Allerhöchster  Concessionsurkunde  vom 
26.  Jänner  1896,  R.  6.  Bl.  Nr.  36,  an  die  Stadtgemeinde  Rovereto  ertheilt 

§ 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnuntern*  hmung  abzuschließenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmäasige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Ein» 
schluss  der  Interirasscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundein- 
lösung nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestebenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Coneession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

tl)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
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Staat86teuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Daner  von  fünfundzwanzig  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1,  ersten 
Absatz,  bezeichneten  Eisenbahn  sofort  zu  begiunen  und  binnen  längstens 
einem  Jahre  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet  zu  vollenden.  Die  nach 
§  1,  zweiter  Absatz,  eventuell  auszuführende  Bahnverbindung  ist 
längstens  binnen  einem  Jahre  nach  Ertheilung  des  Baueonsenses  zu 
vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  im  ersten  Absätze  gedachten  Bautermines 
bat  der  Concessionär  durch  Erlag  einer  Caution  von  10.000  fl.  in  zur  An- 
legung von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn  das  Hecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  zu  be- 
nützenden Reichsstrasse  von  Mori  über  Arco  nach  Riva  hat  der  Con- 
cessionär sich  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der  politischen 
Landesbehörde  als  Strassenverwaltung  im  Einvernehmen  mit  der 
Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorgezeichnet 
werden. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  andere  öffentliche 
Strassen  in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  Concessionär 
die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  be- 
ziehungsweise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur 
Ertheilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen,  namentlich    nach    dem    Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
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14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmcu. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordoung  und  den  einschlagigen  NachtragsbestimmuDgen  vorge- 
schriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermhssigte  Fahr- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  au  er- 
lassenden besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionär*  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts« 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  geniessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projects Verfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  be- 
zahlten Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung 
tbatsächlich  erwachsenen  Cursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  BetriebsjahreB  noch  weitere  Neu« 
bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
au  tilgen. 
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Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Stamm-  und  Prioritätaactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7- 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Südbahn  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  de»  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  * 
Reisen  anf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controls- 
Versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sichetheitswache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Ueberein kommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmittelo 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  fUr  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebsystem  durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Laudwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfälle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  noth wendig  erkannt  werden  sollte. 

39* 
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Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbabn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den 
Betrieb  der  concessionirten  Eisenbahnen  an  dritte  Personen  zu  über- 
lassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs  zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauscbalmässig  festzu- 
setzenden Kosten  durch  den  Concessionär  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Bttriebsftthrung  durch 
einen  mit  dem  Concessionär  abzuscbliessenden  Betriebsvertrag  zu 
regeln. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
Dachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
bievon  die  Reinerträguisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  4procentigen  Verzinsung  des  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung 
des  letzteren  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
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so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des 
Einlöaungspreises  zu  Grande  zu  legende  Reio erträgnies  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
dem  Concessionär  wahrend  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  da« 
Durchschnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern 
einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst  an- 
geführte Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Jnni 
und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbe- 
zahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  4  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den 'Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsacbuldverachreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergibt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazugehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  aowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäß»  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Eutgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Con- 
cessionär von  dor  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn 
bilden. 
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§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  iu 
versebaffen,  daes  der  Bau  der  Bahn,  sowie1  die  Betriebseinricbtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  iu  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concession  8rs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissftr  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellechaftsvorstand  fungireu- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Con- 
cession  oder  den  GesellBchaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise 
den  Öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen 
zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich 
die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternebmung 
hat  der  Concessionär  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäfu»- 
last  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten, 
deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unternehmung 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten 
in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gefälls- 
ämtlicben  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug 
auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäteu 
wiid  der  Concessionär  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concesaionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
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die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  dreiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  November,  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausend  Achthundert  Achtzig  und  neun,  Unserer  Reiche  im 
Einundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  schmalspurige  Localbahn  Ton  Morl  Ober  Arco  naeh  Riva 
(U.  M.  Yer.  Bl.  Nr.  152  ex  1889). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Mori  über  Arco  naoh  Riva  ist  mit  einer  Spurweite 
von  0  76  Meter  als  Localbahn  mit  Tag-  und  Nachtverkehr  anaulegen  and  einzu- 
richten. 

Die  maximale  Fahrgeschwindigkeit  für  den  Tagesverkehr  wird  festgesetzt  mit 
aj  10  Kilometer  für  Bahnstrecken  mit  Strassenbenülznng  und  innerhalb  der 
Ortschaften; 

b)  15  Kilometer  für  Bahnstrecken  mit  Strassenbenütsung  und  ausserhalb  der 
Ortschaften; 

cj  20  Kilometer  für  Bahnstrecken  auf  eigenem  Unterbaukörper. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  ferner  vor,  naoh  dem  Ergebnisse  der 
teehnisoh-polizeilichen  Prüfung  der  Linie  für  einzelne  Theilstrecken  noch  besondere 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Fahrgeschwindigkeit  zu  treffen,  als  auch  anliaslioh 
des  Nachtverkebres  die  etwa  erforderliche  Ermässigung  derselben  vorzuschreiben. 

Mit  dem  Handelsministerialerlasse  vom  24.  Juni  1893,  Z.  22928  (H.  M. 
Ver.  Bl.  Nr.  86  ex  1893)  wurde  gestattet,  das»  in  der  Strecke  vou  Kilometer 
13*4  bis  Kilometer  18'4  die  bisher  gestattete  Maxiraalfahrgesohwindigkeit  von 
15  auf  20  Kilometer  per  Stunde  und  in  den  Strecken  mit  eigenem  Unterbau 
von  20  auf  25  Kilometer  per  Stunde  erhöht  werde. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungeu  hat  nach  Mass- 
gabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Conoessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
BetriebfUhrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten 
nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Bei  der  Ausarbeitung  des  Detailprojeotea  und  beim  Baue  dieser  Bahn 
dürfen  nur  solche  Ingenieure  und  Beamte  Verwendung  finden,  welche  österreichische 
oder  ungarische   Stantsbttrger   sinl.   Detailstudien   und  Arbeiten   innerhalb  der 
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Bet'estungszone  dürfen  nur  nach  vorheriger  Anzeige  bei  der  k.  k.  Genie-  und 
Befestigungsbaudirection  in  Trient  und  im  Einverständisse  mit  derselben  unter- 
nommen werden. 

2.  Trace. 

Die  circa  23  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Station  Mori  der  k.  k. 
priv.  SUdbahn,  führt  vorerst  in  westlicher  Richtung  cum  Etschflusse,  übersetzt 
denselben  bei  Ravazzone  mittelst  der  daselbst  befindlichen  Reichsstras.senbrücke 
und  gelangt  unter  weiterer  theilweiser  Strsssenbenütxung,  sowie  nach  Passirung 
der  Ortschaft  Mori,  zum  Loppiosee.  Im  weiteren  Zuge  gelangt  die  Linie  nach  Nago. 
sodann  unter  vorwiegender  Benützung  de<-  Reichsatrasse  nach  Arco  und  hierauf 
naob  Riva,  in  welch  letzterem  Orte  die  Endstation  am  Ufer  des  Oardasees  mit 
einem  Sehleppgeleise  längs  desselben  zu  den  k.  k.  Verpflegsmagazineu  nächst  der 
Roocakaserne  angelegt  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahn  trace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durob  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

S.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Benützung  des  Anscbluss- 
bahnhofes  Mori,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  priv.  Sndbahngesellschaft  anzustreben 
und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
bahn nicht  erzielt  werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  coneessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industriennternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und  deu 
Interessenten  nioht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch, 
insoweit  nicht  Strassenbenützung  eintritt,  die  Grundeinlösung  in  dem  erforderlichen 
Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Riohtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist, 
insofern  dieselbe  einen  eigenen  Unterbaukörper  besitzt,  naob  den  Grundsätzen  der  von 
der  k.  k.  Geueralinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k. 
Handelsministeriums  genehmigten  „Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahn- 
nivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangscurveu 
zwischen  Geraden  und  Bögen''  („Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschif- 
fahrt" Nr.  10  ex  1882)  vorzugehen,  beziehungsweise  auf  den  möglichsten  Ausgleich 
der  Zugwiderstän<ie  in  Neigungen  und  Curven  das  Augenmerk  zu  riohten. 

Für  jene  Theilstreoken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung    gelangen  soll,    wird    als    gröaste  aus 
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der  Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sieh  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  86  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2'5  pro  mille  nicbt 
Ubersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speoiellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  ourrenten  Bahn  dürfen  mit  Ausnahme 
der  Theilstrecke  von  Kilometer  18  bis  Kilometer  14  der  Linie  nicht  unter  60  Meter 
betragen. 

In  der  letztgenannten  Theilstrecke  ist  die  Anwendung  von  Bögen  mit 
Radien  unter  40  Meter  ausgeschlossen. 

Der  Abstand  der  Geleise  von  Mitte  zu  Mitte  hat  in  den  Stationen  und  Halte* 
stellen  bei  einer  Breite  der  Fabrbetriebsmittel  inclusive  Laufbretter  etc.  bis  zu 
2*1  Meter  mindestens  38  Meter  zu  betragen;  bei  Anlage  von  Perrons  zwisohen 
den  Geleisen  ist  dieser  Abstand  auf  wenigstens  4  Meter  zu  vergröasein. 

Insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  Unterbaue  hergestellt  wird,  bat  derselbe 
sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2  8  Meter  zu  er- 
halten, wenn  nicht  bei  letzteren  solche  8teiubankette  zur  Ausführung  gelangen, 
welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem  Falle  die  Breite  der 
Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere  Breite  des  Balinplanums 
bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  100  oder  weniger  als  100  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdämmnngen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  ent- 
sprechende Erbreiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  8eitengrabens.  falls  nicht  Wand- 
oder beiderseitige  Grabenmauern  zur  AuslÜhrung  gelangen,  eine  Breite  vou 
mindestens  0  26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Wand-  oder  beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die 
Soblenbreite  des  Seitengrabeos  mindestens  0  3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets 
mindestens  0*35  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  6  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreite 
des  Sei'engrabens  nach  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Abstand 
von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensoble  in  allen  Fällen  mindestens 
0-60  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  ausgesetzt 
ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0  6  Meter  über  dem  localen  höchsten 
Wasserstande  liegen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  ausserhalb  der  bestehenden  Strassen  sind  mit 
gemauerten  Widerlagern  herzustellen,  und  muss  das  Brüokenplanum  sämnitlicher 
bis  zur  Bahnkrone  reichender  und  ausschliesslich  nnr  für  Bahnzwecke  bestimmter 
Objecte  anf  gerader  Bahn  mindestens  eine  breite  von  3  3  Meter  erhalten,  wobei 
vorausgesetzt  wird,  dass  auf  jeder  Seite  des  verkehrenden  Zuges,  zwisohen  den 
am  meisten  ausladenden  Tbeilen  der  Fahrbetriebsmittel,  beziehungsweise  zwischen 
dem  Verladeprnfile  einerseits  und  dem  Brückengeländer,  beziehungsweise  Aussen  - 
rande  d*r  Deckplatten  oder  Dielnng  oder  den  horizontalen  und  geneigten  Con- 
structionstheilen  der  Tragwände  andererseits  noch  eine  benutzbare  Breite  von 
mindestens  0*66  Meter  verbleibt 

Uebrigens  muss  an  jeder  BrüokensteMe  jenes  Liobtraumprofil  genau  einge- 
halten werden,  welches  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  dem  ConcessionXr 
vorgeschrieben  wird. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  und  ausschliesslich  Bahn- 
zweoken  dienenden  Unterbauobjecten  bis  zu  2  Meter  totaler  Spannweite  dürfen 
Tragoonstruotionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  grösseren  offenen 
Unterbauobjecten  im  eigenen  Bahnkörper  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden. 
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Bei  der  Anlage,  Berechnung  and  Ausführung  der  Eisenbahnbracken,  Bahn- 
überbrückungen  nnd  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  im  Allgemeinen  die  hinsichtlich 
solcher  Objectsnerstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  16.  September  1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Beaüglioh  der  den  diesfälligen  Berechnungen  eu  Grunde  zu  legenden 
Verkehrslasten  werden  dem  Conoessionär  speoielle  Normen  bekannt  gegeben 
werden. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
WildbKohen  in  der  Kegel  mindestens  1  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  au  legen. 

Ueberfahrten  können  ans  Hol*  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benützung  von  Strassen  zur 
Anlage  der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  competenten  Straasenbehörden  einzu- 
holen ;  ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbenutzten  Strassenobjecten 
der  Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzwecke  au  Hefern.  eventuell  wird  die 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jene  bereits  im  Einverständnisse 
mit  den  competenten  Strassenbehörden  projectirten  Aenderungen,  beziehungsweise 
Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  RUcksioht  auf  den  dermaligen  Bau- 
zustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zugslasten  erforderlich  werden 
sollten. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  mit  Querschwellen  und  im  System  des  schwebenden  Stosses, 
sowie  mit  Rücksicht  ant  den  Raddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen.  Wofern  locale 
Verbältnisse  die  Anwendung  eines  anderen  Oberbausyatemes  bedingen  sollten, 
unterliegt  die  anzuwendende  Construction  der  specielleu  Genehmigung  des  k.  k. 
Handelsministeriums. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  au  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  bei 
Auwendung  des  Querschwellenoberbaues  per  laufendes  Meter  mindestens  17*8  Kilo- 
gramm betragen. 

Die  Querschwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  15  Meter,  obere  Breite  14  Centimeter,  untere  Breite  18  Centimeter 
und  Höhe  13  Centimeter. 

Die  Entfernung  der  Schwellen  von  Mitte  zu  Mitte  derselben  ist  derart  au 
bemessen,  daas  die  Inanspruchnahme  der  Schiene  per  Qaadratoentimeter  1000  Kilo- 
gramm nicht  übersteigt. 

In  Bögen  von  200  oder  weniger  als  200  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken. 

Im  Falle  der  Verwendung  von  weichen  Schwellen  in  Bögen  von  weniger 
als  100  Meter  Halbmesser  sind  sämmtliche  Schienenbefestigungsstellen  mit  Unter« 
lagsplatten  zu  versehen. 

Der  Schotterkörper  jener  Strecken,  welche  auf  eigenem  Unterbau  ausge- 
führt werden,  bat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen  und  in  Ein- 
schnitten eine  Kronenbreite  von  18  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren 
Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung  der 
äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseaobse  mindestens  13  Meter  be- 
tragen mnss. 

Die  Tiefe  des  8chotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  bat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0'25  Meter  zu  betragen. 

In  Cnrven  ist  die  normale  Tiefe  des  Scbotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Sohiene  des  Bogens  herzustellen. 

■ 

7.  Hochbauten. 

Die  für  den  Personenverkehr  und  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen  aber 
den  localen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrsbedürfnissen  angemessen  zu  er- 
bauen. 
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Die  Hochbauanlagen  für  den  Zugförderung*-  und  Güterdienst  können  aus 
Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Hole  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf 
einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnuog,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Warterhäusern  und  Signalhütten  in  der  currenten  Strecke 
ist  auf  jene  8tellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  Block- 
wänden  auf  einer  Untermauerung  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Stationen. 

Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Halteatelleo 
soll  mindestens  6  Percent  der  Bahnlänge  betragen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
mindestens  einen  entsprechend  grossen  gedeoken  Warteraum  und  Passagieraborte 
zu  erhalten. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersiohtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  als  auoh  an 
beiden  Stirnseiten  derselben  anzubringen. 

9.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphen-  oder  Telephonleitung  und  den  zu- 
gehörigen Stationsapparaten  zu  versehen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Falle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch 
die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optisohen  Signale  zu  verwenden. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 
An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen: 

3  Tenderlocomotiveu  mit  je  drei  Achsen,  sämmtlich  gekuppelt,  mit  einer 
Achsbelastung  von  ö'ö  bis  6*0  Tonnen, 

4  Personenwagen, 

2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conduoteurwagen), 
10  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Die  maximale  Breite  der  Fahrbetriebsmittel  etc.  wird  mit  2*1  Meter  fest- 
gesetzt 

Sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  sind  mit  Vaccuumbremsen  und  Spindel- 
bremsen oder  mit  continuirlichen  Schraubenradbremsen  mit  Reibungsantrieb  zu 
versehen. 

Der  grösste  Radstand  wird  für  feste  Achsen  mit  2  0  Meter,  der  Maximalrad- 
druck mit  3000  Kilogramm  normirt. 

Der  Mechanismus  der  Locomotiven  muss  nach  Art  der  Tramwaymaschtnen 
verdeckt  und  Uberhaupt  derart  eingerichtet  sein,  dass  ein  Herausfallen  glimmender 
Cokes  oder  Kohlenstttcke,  sowie  ein  EntÖiegen  von  Funken  sicher  vermieden  wird. 

Während  des  Durchfahrens  vo»  Ortschaften  darf  nur  mit  Cokes  gefeuert 
werden. 

Die  Pläne  für  sämmtliohe  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  jenen  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(„Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen,  welche  sinngemäss  auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen,  und  sind   bezüglich  der  Hauptverhältnisse, 
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welche  bei  Construotion  der  Fabrbetriebsmittel  eingehalten  werden  müssen,  die 
erforderlichen  Weisungen  vom  k.  k.  Handelsministerium  einzuholen. 

11.  Berücksichtigung  iniindischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstlnde  sind  anssehliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  angestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  das» 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefer- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zn  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  fiir  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  WaarenolassLBcation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  Öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nebmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuliebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Für  die  Umladung  der  Frachten  von  den  Wagen  der  Schmalspurbahn  auf 
jene  der  anschliessenden  Südbahn  darf  keine  besondere  Vergütung  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  ?  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  auch  vorbehalten,  im  geeigneten  Zeit- 
punkte die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Ver- 
fügungen hinsichtlich  der  tarifarisohen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 

2.  Notbstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nnthstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens* 
mittel  für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsrainister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Fiir  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeforderung  benutzten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Looalitäten  erforderlich  werdeu,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 


Digitized  by  Google 


» 


Localbahn  Mori-Arco-Riva  am  Gardasee.  621 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befordert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  duroh  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende hillige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staataverwaltun«  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  .  für  Babnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  obne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitungen  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  couoeeaionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militärtransporte 
gütigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu 
verwahren. 

Der  Concessionär  ist  schliesslich  verpflichtet,  sic'i  bezüglich  der  conces- 
sionirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegrapbenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

ß.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auoh  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatabahnen  geltenden  ermäasigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  lux  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 
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8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  Öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  ?)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionär  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  6.  December  1889. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Actlengesellschaft  der  Localbahn  Morl-Arco-Rlva  am  Gardasee. 

T.  Abschnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma,  Dauer  und  Kundmachungen 

der  Gesellschaft. 

§  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurknnde  vom 
23.  November  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  194,  durch  welche  dem  Herrn 
Rudolf  Stummer  Ritter  v.  Traunfels  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  schmalspurigen  Locomotiveisenbahu  von  Mori  über  Arco  nach  Riva 
nebst  einer  eventuell  auszuführenden  Verbindungslinie  nach  Rovereto 
erlheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellscbaft  gebildet,  welche  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionars  eintritt. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahn  und 
eventuell  der  daselbst  erwähnten  Verbindungsbahn  Dach  Rovereto; 

bj  der  Bau  und  Betrieb  von  Zahnrad-  und  Localbahnen,  für  welche 
in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession  erworben 
wird,  sowie  von  Flügel-  oder  Schleppbahnen  zu  einzelnen  in- 
dustriellen Etablissements,  deren  Errichtung  von  der  Staatsver- 
waltung bewilligt  wird; 

c)  der  Besitz  und  Betrieb  von  Hotels,  sowie  von  Communications- 
mittein  verschiedener  Art,  welche  zur  Erleichterung  des  Verkehres 
der  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Bahnen  von  der  Gesellschaft 
gegründet,  erworben  oder  gepachtet  werden. 

•      §  3. 

Sitz  der  Gesellschaft. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Bozen. 
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§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

„Localbahn  Mori-Arco-Riva  am  Gardasee". 

Sie  ist  im  Handelsregister  des  k.  k.  Kreisgerichtes  zu  Bozen 
eingetragen  und  wird  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltuogs- 
rathes  oder  von  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  mit  der  Procura- 
führung  betrauten  Gesellschaftsbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere 
jedoch  den  Zusatz  „per  procura*'  oder  p.  p.  seiner  Namensunter- 
zeichnung beizufügen  hat. 

§  5. 

Beginn  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
sobald  das  im  §  7  festgesetzte  Actiencapital  voll  eingezahlt,  die  con- 
stituirende  Generalversammlung  (§  48)  ordnungsmässig  abgehalten  und 
die  Firma  der  Gesellschaft  handelsgerichtlich  protokollirt  ist. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Concessionsdauer  für 
die  im  §  1  bezeichnete  Bahn,  soferne  nicht  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Con- 
ceseion  oder  durch  Einlösung  der  der  Gesellschaft  gehörigen  Bahn- 
linie seitens  des  Staates  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung genehmigten  Beschlues  der  Generalversammlung  eine  frühere 
Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  6. 

Art  der  Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam durch  einmalige  Einschaltung  in  den  amtlichen  Zeitungen  von 
Innsbruck  und  Trient  und  ist  jede  in  dieser  Beziehung  eintretende 
Aenderung  dem  k.  k.  Kreisgerichte  Bozen  anzuzeigen. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaflscapital. 
§  7. 

Gesellschaftscapit al  in  Actien. 

Das  Gesellschaftscapital,  welches  ursprünglich  aus  Einer  Million 
Einhundert  fünfzigtausend  Gulden  österreichischer  Währung,  zerlegt  in 
1500  Stück  Prioritätsactien  Lit.  A  zu  je  200  fl.  mit  4percentiger 
Vorzugsdividende,  im  Betrage  von  300.000  fl., 
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1950  Stück  Prioritätsactien  Lit.  B  au  je  200  fl.  mit  5percentiger 
Vorzugsdividende  im  Betrage  von  390.000  fl.,  zusammen  690.000  fl. 
österr.  Wäbr.,  und  in 

2300  Stück  Stammactien  au  je  200  fl.  zusammen  460.000  fl.  be- 
stand, betragt  gegenwärtig  in  Folge  der  von  der  ersten  ordentlicben 
Generalversammlung  der  Actionäre  am  11.  April  1892  beschlossenen 
Erhöhung  desselben  durch  Ausgabe  von  500  Stück  PrioritÄtsactien 
Lit.  B  mit  öpercentiger  Vorzugsdivideode  zu  je  200  fl.  Eine  Million 
Zweihundert  fünfzigtausend  Gulden  österreichischer  Währung,  zerlegt  in 

1500  Stück  Prioritätsactien  Lit.  A  zu  je  200  fl.  mit  4percentiger 
Vorzugsdividende  im  Betrage  von  800.000  fl., 

2450  Stück  Prioritätsactien  Lit.  B  zu  je  200  fl.  mit  öpercentiger 
Vorzugsdividende  im  Betrage  von  490.000  fl.,  zusammen  790.000  fl. 
osterr.  Wftbr.,  und  in 

2300  Stück  Stammactien  zu  je  200  fl.,  zusammen  460.000  fl. 

§  «• 
Actien. 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  lauten  auf  den  üeberbringer, 
sind  mit  fortlaufenden  Nummern,  und  zwar 

die  ursprünglichen  1500  Stück  Prioritätsactien  Lit.  A 

n  I950      n  n  n    &  und 

„  „  2300      „      Stammactien   nach    den  bei- 

liegenden Formularien  A,  D  und  G  und  die  auf  Grund  des  Beschlusses 
der  Generalversammlung  vom  11.  April  1892  ausgegebenen  weiteren 
500  Stück  Prioritätsactien  Lit.  B  nach  dem  beiliegenden  Formulare  K 
auszufertigen  und  mit  dem  trockenen  Stempel  der  Gesellschaft,  sowie 
mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  zu  versehen. 

Jeder  Prioritäts-  und  Stammactie  wird  ein  Couponbogen,  auf  den 
Üeberbringer  lautend,  nebst  Talon  beigegeben  (Formular  B,  C,  E,  F, 
beziehungsweise  H  und  J). 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  werden  im  Wege  der  Verlosung 
nach  Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Til- 
gungsplanes innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt  (§  89,  AI.  b)\ 

Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der  Stammactien  vor- 
auszugehen. 

An  Stelle  der  mit  dem  Nominalbetrage  getilgten  Stammactieu 
werden  Genussscbeine  ausgegeben  (§  43). 

§  9- 

Erhöhung  des  Gesellschaftscapital es. 

Das  Gesellschaftscapital  kann  durch  Beschluss  der  Generalver- 
sammlung und  in  Gemässheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung 
durch  Ausgabe  neuer  Actien  erhöht  werden  und  ist  jede  Erhöhung  des 
Gesellschaftscapitales  dem  k.  k.  Kreisgerichte  in  Bozen  anzuzeigen. 
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§  10. 

Unthoilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  untheilbar.  Die  Gesellschaft  erkennt  flir  jede 
Actie  sich  gegenüber  nur  einen  Eigenthümer  an.  Mehrere  Theilnehmer 
an  einer  Actie  haben  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  darch  eine  Person 
wahrnehmen  zu  lassen. 

§  11. 

Amortisirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  in  Gemässheit 
der  gesetzlichen  Vorschriften  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen  er- 
halteu  zu  können. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  12. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten, 
a)  durch  die  Generalversammlung, 
•b)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  durch  die  Direction  und  die  Betriebsleitung, 

d)  durch  den  Kevisionsausschuss. 

a)  Generalversammlung. 

§  13. 

Befähigung  zur   Theilnahme   an   der  Generalversammlung. 

Die  statutenmässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gusammtheit  der  Actionäre.  Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  theilnehmen,  welche 
nach  §  16  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  legitimirt  sind. 

Sie  können  hiebei  persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche 
Bevollmächtigte  vertreten  werden,  welche  selbst  zur  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung  berechtigt  sind. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  üben  ihre  Rechte  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  selbst  zur  Theilnahme  an  der 
Generalversammlung  nicht  berechtigt  sind. 

§  14. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  oinmal   im  Jahre,  und 
zwar  spätestens  im  Monat  Juni  in  Bozen  oder  in  einer  Slation  der  Localbahn 
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Mori-Arco-Riva  am  Gardasee  zusammen.  Die  erste  ordentliche  General- 
versammlung ist  im  Jahre  1892  einzuberufen. 

Der  Verwaltungsrath  bestimmt  jeweilig  den  Ort  der  General- 
versammlung. 

Derselbe  ist  auch  berechtigt,  in  einem  der  bezeichneten  Orte 
ausserordentliche  Generalversammlungen  einzuberufen;  er  ist  zur  Ein- 
berufung einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  verpflichtet, 
wenn  dieselbe  iu  einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  wenn 
dies  vom  Revisionsausschusse  (§  36)  oder  endlich  von  einem  oder 
mehreren  Actionttren,  deren  Actienbesitz  wenigstens  den  zehnten  Theil 
des  gesammten,  nach  Abrechnung  der  amortisirten  Prioritätsactien  ver- 
bleibenden (Prioritäts-  und  Stamm-)  Actiencapitales  repräsentirt,  ver- 
langt wird. 

In  letzteren  beiden  Fällen  hat  die  Einberufung  der  General- 
versammlung auf  einen  innerhalb  45  Tagen,  vom  Tage  des  gestellten 
Begebrens  an  gerechnet,  gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

Die  Action&re,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation 
erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  in  den  vom  Ver- 
waltungsrathe  in  der  Einberufungßkundmachung  zu  bezeichnenden  Orten 
(§  16,  Absatz  1  und  2)  zu  hinterlegen  und  gleichzeitig  den  Gegenstand 
schriftlich  anzuzeigen,  welcher  der  Beschlussfassung  der  ausserordent- 
lichen Generalversammlung  unterzogen  werden  soll. 

§  16. 

Einberufung    und    Tagesordnung    der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  (§  6) 
und  bat  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
anberaumten  Tage  zu  geschehen  und  den  Ort  der  Versammlung,  sowie 
die  Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt  zu  geben.  Als  Gegenstände 
der  Verhandlung  sind  auch  jene  Antrage  in  die  Tagesordnung  aufzu- 
nehmen, welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  die  ihr  Stimm- 
recht durch  Hinterlegung  der  entsprechenden  Actien  nachzuweisen 
haben,  wenigstens  80  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung 
beim  Verwaltungsrathe  schriftlich  angemeldet  worden  sind. 

§  16. 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Stimmberechtigt  sind  nur  jene  Besitzer  von  Stamm-  oder  Prioritäts- 
actien, welche  wenigstens  drei  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der 
Generalversammlung  ihre  Actien,  auf  Grund  deren  sie  ihr  Stimmrecht 
ausüben  wollen,  bei  der  GesellschaftBcasee  oder  an  den  vom  Ver- 
waltungsrathe in  der  Einladung  zur  Generalversammlung  zu  bezeichnen- 
den Orten  hinterlegeo. 
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Insolange  die  Stadt  Arco  im  Besitze  von  gesellschaftlichen 
Prioritätaactien  Lit.  A  ist,  genügt  an  Stelle  der  Deponirung  ihrer  Aetien 
bei  der  Gesellschaftscasse  die  Beibringung  einer  entsprechenden  Be- 
scheinigung der  Gasse,  bei  welcher  diese  Actien  aufbewahrt  werden. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  und  Gattung  der  hinterlegten 
Actien  und  die  auf  den  Erleger  derselben  entfallende  Stimmenzahl 
ausweist  und  nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  für  deren  gehörig 
Bevollmächtigten  (§  13)  gilt. 

§  17. 
Stimmrecht. 

Je  fünf  Actien  ergeben  das  Recht  auf  eine  Stimme;  jedoch  darf 
kein  Stimmberechtigter  mehr  als  100  Stimmen  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  abgeben.  Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  haben 
gleiches  Stimmrecht,  so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der 
Besitz   eines  Actionärs   theils  aus   Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien 

§  18. 

RechnungsabßchluBB. 

Der  Jahresrechnungsabschluss  und  der  Geschäftsbericht  wird  jedem 
als  stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär,  welcher  es  verlangt,  vor 
der  Generalversammlung  zur  Verfügung  gestellt. 

§  19. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit  der  General- 
versammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfHhig,  sobald  solche  ord- 
nungsmässig  einberufen  ist  (§  15)  und  mindestens  10  Actioufire  an- 
wesend sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen  (§  13)  wenigstens 
den  zehnten  Theil  des  gesammten,  nach  Abrechnung  der  amortisirten 
Prioritätsactien  verbleibenden  (Prioritäta-  und  Stemm-)  Actienoapitales 
vertreten. 

Ueber  die  im  §  23  unter  Alinea  f,  <j,  A,  »,  k  und  l  angeführten 
Gegenstände  können  jedoch  Beschlüsse  nur  dann  gefaeat  werden,  wenn 
wenigstens  10  Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Voll- 
machtsnamen (§  13)  mindestens  den  vierten  Theil  des  gesammten, 
nach  Abrechnung  der  amortisirten  Prioritätsactien  verbleibenden 
(Prioritäts-  und  Stamm  )Actiencapitales  vertreten. 

In  dem  Falle,  als  eine  beschlussfähige  Generalversammlung  in 
der  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  erforderlichen  Weise  nicht 
zu  Stande  käme,  hat  binnen  acht  Tagen  eine  neue  Einberufung  der 
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Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  30  Tagen  gelegenen  Termin 
stattzufinden  und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung  ist  be- 
echlussfähig,  ohne  an  die  Zahl  der  anwesenden  Actiooäre  und  die 
Summe  des  vertretenen  Actiencapitales  gebunden  zu  sein,  worauf  in  der 
Einberufungskundmachung  ausdrücklich  hinzuweisen  ist.  Es  darf  jedoch 
in  dieser  Generalversammlung  nur  über  solche  Gegenstände  Beschluss 
gefasst  werden,  für  welche  dio  frühere  Generalversammlung  einbe- 
rufen war. 

§  20. 
Vorsitz. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Vorsitzende 
des  Verwaltungsrathcs  oder  dessen  Stellvertreter,  bei  deren  Verhinderung 
ein  anderes  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  ernennt  aus  den  anwesenden  Actionären  einen  Schrift- 
führer und  zwei  Stimmzähler,  eröffnet  und  schliesst  die  Verhandlungen, 
voranlaßst  die  Abstimmung  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die 
Vornahme  der  Wahlen. 

§  21. 

Beschlussfagaung  und  Vornahme  der  Wahlen. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Be- 
schlüsse erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Die  im  §  23  unter  Alinea  /,  </,  ht  »,  k  und  l  angeführten  Beschlüsse 
bedürfen  jedoch  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Drittel 
der  vertretenen  Stimmen. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle 
die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  bei  der  engereu  Wahl 
der  grössere  Actieubesitz  des  Candidaten,  und  im  Falle  auch  dieser 
bei  den  Candidaten  gleich  wäre,  das  Los  nach  Anordnung  des  Vor- 
sitzenden. 

§  22. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  kann  nur  über  jene  Gegenstände  Be- 
schluss gefasst  werden,  welche  in  der  bekannt  gewordenen  Tagesord- 
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nung  bezeichnet  sind;  hievon  sind  jedoch  die  Verbesseruugs-  und  Er- 
gäuzungBanträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrage,  dann  der 
Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  avis- 
genommen. (Artikel  238,  H.  G.  B.) 

§  23. 

Der  Beschlussfasaung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Besc-hlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl    der    Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (§  25,  27  und  28); 

b)  die   Wahl  des  Hevisionsausschusses  (§  3fi); 

c)  die  Bescblussfassung  über  die  Jahresrechnung  und  Uber  den  Be- 
riebt des  Revisionsausscbusses; 

d)  die  Feststellung  der  Gewinnvertheilung  (§  39); 

t)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  au  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  über- 
schreiten ; 

f)  die  Aenderung  der  Statuten; 

g)  dio  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales  durch  Ausgabe  neuer 
Actien  (§9); 

h)  die  Erwerbung  der  im  §  2  ad  b  und  c  bezeichneten  neuen  Unter- 
nehmungen ; 

i)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

k)  die  gänzliche  oder  theilweise  Veräußerung  der  d«r  Gesellschaft 

gehörigen  Bahnlinien; 
l)  die  Auflösung   der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 

Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Aitikel  21f> 

II.  G.  B.) 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  in  den  Absätzen  /,  </,  /<, 
i,  k  und  l  angeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung erforderlich. 

§  24 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung. 

Ueber  die  Verbandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Pro- 
tokoll geführt  und  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den 
Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Verificatoren  zu  fungiren  haben, 
unterzeichnet.  Der  Urschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichniss  der 
stimmberechtigten  Mitglieder  der  Generalversammlung  mit  Angabe  der 
von  jedem  vertretenen  Actienzahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt.  Die 
in  dem  Protokolle  der  Generalversammlung  verzeichneten  Beschlüsse,  mit 
welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsorgane  gut- 
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geheissen  oder  gerechtfertigt  werden  sollten,  haben  den  letzteren  als 
Absolutorium  zu  dienen. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  25. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsrath. 

Derselbe  besteht  aus  mindestens  vier  nnd  höchstens  sieben  von 
der  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Mindestens  zwei  Drittel 
der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  die  Staatsbürgerschaft  in 
einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch  ungarischen  Monarchie  be- 
sitzen und  innerhalb  der  letzteren  ihren  Wohnsitz  haben. 

Die  Bestimmung  der  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  der  oben  bezeichneten  Grenzen  bleibt  der  Generalversammlung 
vorbehalten  (§  28,  Alinea  a). 

§  26. 

Ausschliessung  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltung» 
rathes  sein.  Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath 
sind  ferner  alle  Personen,  welche  in  einem  directen  Vertragsverbältnisse 
als  Bauunternehmer,  Lieferanten  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft  stehen,  dann 
solche,  die  in  Co n curs  verfallen,  oder  zahlungsunfähig  sind  und  ihre 
Gläubiger  nicht  voll  befriedigt  haben,  sowie  diejenigen,  welche  wegen 
eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder  die 
öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergebens  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  in  Untersuchung  stehen  oder  schuldig  befunden  worden  sind. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausecbliessungsgründe  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  der  Functionsdauer  hat 
den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  27. 

Zusammensetzung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General- 
versammlung auf  eine  Functionsdauer  von  drei  Jahren  gewählt.  Von 
den  in  der  constituirenden  Generalversammlung  (§  48)  gewählten 
Mitgliedern  haben  jedoch  zwei  durch  das  Los  zu  Bestimmende  schon 
bei  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung,  zwei  weitere  gleichfalls 
durch  das  Los  zu  Bestimmende  bei  der  zweiten  ordentlichen  General- 
versammlung und  die  etwaigen  Uebrigen  bei  der  dritten  ordentlichen 
Generalversammlung  auszutreten. 
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Von  deo  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  babeu  jährlich  die- 
jenigen auszutreten,  deren  dreijährige  Functionsdauer  abgelaufen  ist. 
In  allen  Fällen  aind  die  Austretenden  wieder  wählbar. 

§  28. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  ausscheiden  sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  für  die  rest- 
liche Functionsdauer  von  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
vorzunehmen. 

Ueberdies  können  iu  diesem  Falle  auch  durch  Beschluas  des 
Verwaltungsratlns  an  Stelle  der  ausgetretenen  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes Ersatzmänner  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen 
Generalversammlung  cooptirt  werden. 

§  29. 

Hinterlegung  von  Actien  von  Seite  der  Mitglieder  des 

Verwaltungsrathes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  binnen  acht  Tagen 
nach  Annahme  der  Wahl  25  Stück  PrioritatB-  oder  Stamm  actien  nebst 
den  nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaftscasse  als  Caution  zu 
hinterlegen,  welche  daselbst  während  seiner  Functionsdauer  und  nach 
deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen 
Rechnungen  aufbewahrt  werden  und  deren  Veräusserung  oder  Belastung 
deu  Verlust  der  Function  zur  Folge  hat. 

•  §  30. 

Vorsitz  im  Verwaltungsrathe. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  alljährlich  einen 
Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter.  Jeder  derselben  ist  wieder 
wählbar.  Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  beider  betraut  der  Ver- 
waltuogsrath  zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function 
eines  Vorsitzenden. 

§  31. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  der  Kegel  am  Sitze  der 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert,  oder  es  von  drei 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  beantragt  wird. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Jedem  Mitgliede  kommt  nur  eine  Stimme  zu.  Die  Abwesenden 
können  einem  der  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht  über- 
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tragen,  doch  darf  keines  der  Mitglieder  mehr  als  eine  solche  Vollmacht 
übernehmen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschlags, 
welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Zur  Beschlussiabigkeit  ist  die  ordnungsmäßig  erfolgte  Einladung 
aller  Mitglieder  und,  den  Vorsitzenden  eingi  rechnet,  die  Anwesenheit 
der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder 
nothwendig. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wablgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltuogsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  vou  wenigstens  einem 
der  anwesenden  Mitglieder  zu  unterzeichnen  ist. 

§  32. 

Wirkungskreis  dos  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  >Bt  das  oberste  Repräsentativ-  und  Admini- 
strationsorgan der  Gesellschaft. 

Er  entscheidet  in  allen  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  welche 
nicht  ausdrücklich  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Er  beschliesst  eine  eigene  Geschäftsordnung  und  die  Dienst- 
ordnung (§  33),  ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstige  Beamte  und 
Diener,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge,  sowie  den 
Wirkungskreis  und  die  Bezüge  der  aus  seiner  Mitte  gewählten  Coinite's. 

Er  kann  einen  Theil  seiner  Vollmacht,  unbeschadet  der  Be- 
stimmungen der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B.  durch  specielle  Er- 
mächtigung auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  oder  nach  Um- 
ständen an  Beamte  der  Gesellschaft  für  besondere  Zwecke  zeitweilig 
übertragen,  sowie  auch  an  Beamte  der  Gesellschaft  die  Procura  er- 
theilen. 

§  33. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

In  die  Dienstordnung  (§  32)  sind  nachstehende  Bestimmungen 
aufzunehmen: 

Bei  dem  Betriebe  der  gesollschatf liehen  Bahnlinien  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Beamte.  Unterbeamte 
oder  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer  Eigen- 
schaft —  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen. 
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Eine  AusDabme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministers. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes  berufene  Oberbeamte  (Di- 
rector)  (§  35)  bedarf  der  Bestätigung  des   k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisen babnbedienstete,  welche  in  der   Ausübung  des   ihnen  über 
tragenen  Dienstes  nach  dem  Ermessen   der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten  Anlass   zur   Beschwerde   geben,    sind    auf   Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

§  34. 

Bezüge  des  Ve rwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  duich  ihre  Function  verursachte  bare  Auslagen, 
ausserdem  die  im  §  39,  Alinea  /  festgesetzte  Tanti6me. 

c)  Die  Direction  und  die  Betriebsleitung. 

§  35. 

Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsratbes  und  zur 
speciellen  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
innerhalb  der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen  wird  vom  Verwal- 
tungsiath  der  Director  am  Sitze  der  Gesellschaft  bestellt.  Der  Verwal- 
tungsrath bestimmt  dessen  Wirkungskreis,  Besoldung  und  Genüsse  (§  32). 
Der  Director  besorgt  die  Geschäfte  unter  Ueberwacbung  des  Verwal- 
tungsrathes  in  G<  mähsheit  der  Geschäftsordnung  und  der  ihm  gegebenen 
Dienstvorschriften  (§  33).  Dem  Director  ist  ein  vom  Verwaltungsrathe 
zu  ernennender  (§  32)  Betriebsleiter  unterstellt,  welchem  die  verant- 
wortliche Leitung  des  executiven  Betriebsdienstes  obliegt. 

Der  Sitz  der  Betriebsleitung  ist  in  Arco. 

d)  Revisionsausschuss. 

§  36. 

Bestellung  des  Revisionsausschusses. 

Zur  Prüfung  utd  Adjustirung  der  gesellschaftlichen  Jahresrech- 
nungen wählt  die  jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  aus  den 
stimmberechtigten  Actiouären  mit  Ausnahme  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungtirathes  und  der  gemäss  §  26  von  der  Wahl  zu  Verwaltungs- 
räthen  ausgeschlossenen  Perfonen  einen  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei 
Ersatzmännern  bestehenden  Revisionsausschuss. 

§  37. 

Rechte  und  Pflichten  des  Revisionsausschusses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jabresrecbnungen  zu  prüfen,  von  den  Büchern  und  der  ganzen  Gebarung 


Digitized  by  Google 


tj34  Localbahn  Mori-Aroo-Rira  am  Gardaaee.  „ 

Einsicht  su  nehmen,  über  vorkommende  Anstände  und  Bedenken  von 
den  RechnuDgslegern  mündliche  oder  schriftliche  Aufklärungen  oder 
Erläuterungen  abzuverlangen  und  den  Sehlussbofuud  der  nächsten 
Generalversammlung  vorzulegen. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewinnverthellung. 

§  »8. 

Die  Rechnungen  werden  am  Ende  eines  jeden  Kalenderjahres  ab- 
geschlossen und  mit  der  Bilanz  und  allen  dazu  gehörigen  Belegen  nach 
der  duich  den  Revisionsausschuss  erfolgten  Prüfung  und  Adjustirung 
der  Generalversammlung  zur  Beschlußfassung  vorgelegt. 

Die  erste  Bilanz  wird  am  31.  Decemlxr  1891  abgeschlossen. 

§  39. 

Gewinnvertheilung. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Verwaltungs-,  Betriebs-  und  Erhal- 
tungskosten, nach  Abzug  der  Verluste  und  Abschreibungen,  dann  nach 
Bestreitung  der  Zinsen  und  Tilgung6quoten  fUr  etwaige  mit  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung    contrahirte  Bchwebende  Schulden  sich  er- 
gebende Ueberschuss  des  Betriebserlrages  bildet  den  Reingewinn. 
Von  diesem  Reingewinne  werden: 
a )  ein  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmender  Betrag,  jedoch 
mindestens  5  Percent  des  Reingewinnes  für  den  Reservefond  (§  40) 
verwendet,  und  eventuell  ein  weiterer  Betrag  nach  Boschloss  der 
Generalversammlung   in  den  Erneuerungsfond  (§  41)  hinterlegt; 
1)  der  für  die  planmässige  Tilgung  des  gesammten  Actiencapitales 

erforderliche  Betrag  bestritten; 
c.)  eine  Vorzugsdividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent  des  ein- 
gezahlten, nicht  amortisirten  Prioritätsactiencftpitales  an  die  Be- 
sitzer von  Prioritätsactien  lit.  A  zugewiesen  (eine  Nachzahlung 
auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem  Reinerträgnisse 
eines  späteren  Jahres  rindet  nicht  statt); 

d)  eine  Vorzugsdividende  bis  zu  Höbe  von  5  Percent  des  einge- 
zahlten nicht  amortisirten  Prioritätaactiencapitales  an  die  Besitzer 
von  Prioritätsactien  lit.  B  zugewiesen  (eine  Nachzahlung  auf  die 
Dividende  der  Priorität« actien  aus  dem  Reinerträgnisse  eines 
späteren  Jahres  findet  nicht  statt);  sohio 

e)  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten, 
nicht  amortisirten  Stammactiencapitales  den  Besitzern  von  Stamm- 
actien  zugetbeilt. 

Von  dem  sonach  eventuell  verbleibenden  Reste  wird 

f)  dem  Verwaltungsrathe  10  Percent  als  Tantieme  zugewendet; 
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g)  der  schliesslich«  Ueberrest  wird,  insofern  die  Generalversammlung 
nicht  eine  andere  Verwendung  beschließen  sollte,  als  Super- 
dividende  auf  die  Stammactien,  respective  Genussscheine  gleich- 
massig aufgetheilt. 

§  40. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  wird  aus  der  im  Protokolle  über  die  Fest- 
setzung der  Bedingungen  für  die  Erwirkung  der  Allerhöchsten  Con- 
cession  mit  fl.  15.000  bezifferten  Quote  des  effectiven  Anlagecapitales, 
ferner  aus  den  bei  der  Bauausführung  etwa  weiters  erzielten  Ersparnissen, 
deren  ziffermässiger  Betrag  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
unterliegt,  gebildet  und  gemäss  der  Bestimmungen  des  §  39,  Alinea  a, 
und  des  §  42  dotirt. 

Derselbe  ist  bestimmt,  allfällige  außergewöhnliche  Nachschaffungen, 
sowie  die  Kosten  für  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Anlagen,  welche 
nicht  durch  Capitalsverroehrung  durchgeführt  werden,  zu  decken. 

Wenn  der  Reservefond  die  Höhe  von  10  Percent  des  gesammten 
Actiencapitales  erreicht  hat,  können  die  Zuschüsse  aus  dem  Rein- 
gewinne so  lange  entfallen,  als  er  auf  dieser  Höbe  bleibt;  sie  sind 
aber  wieder  aufzunehmen,  sobald  der  Reservcfuud  unter  jenen  Be. 
trag  sinkt. 

Insoweit  dieser  Reservefond  aus  dem  Aulagecapital  gebildet  ist 
und  nicht  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  seiner  Bestimmung 
entsprechend  bereits  verwendet  sein  sollte,  hat  derselbe  im  Falle  der 
staatlichen  Einlösung,  sowie  des  ileimfalles  der  concessionirten  Bahnlinien 
in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates  überzugehen. 

§  41. 
Erneuerungsfond. 

Ueber  Beschluss  der  Generalversammlung  kann  auch  ein  Er- 
neuerungsfond gebildet  werden,  welchem  die  Kosten  der  Erneuerung 
des  Oberbaues  und  der  Fnbrbetriebsmittcl,  soweit  er  zureicht,  zu  ent- 
nehmen eind.  Diesem  Fonde  fliesseu  sodann  insbesondere  zu: 

1.  die  von  den  Generalversammlungen  jeweilig  au9  dem  Rein- 
gewinne zu  bestimmenden  Beträge  (§  39); 

2.  die  Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  der  ausgewechselten  Gegen- 
stände; 

3.  die  Zinsen  dos  Fonds  selbst. 

§  42. 

Zahlung  der  Dividendeo. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  (§  39  Alinea  c,  <l,  t  und  g)  erfolgt 
io  den  von   der  Generalversammlung  bestimmten  und   gehörig  kund- 
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gemachten  Terminen,  spätestens  aber  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahre» 
bei  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Zahlstellen. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei 
Jahren  nach  der  Fälligkeit  behoben  werdeu,  sind  der  Gesellschaft 
verfallen. 

Verfallene  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  sind  dem 
Reservofonde  (§  40)  zuzuweisen. 

§  43. 
Genussscheine. 

Den  Be.-itzern  der  getilgten  Stammactien  wird  längstens  sechs 
Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der  Stammactien  nebst 
dem  Betrage  der  letzi  fälligen  und  etwa  noch  unbehobenen,  noch  nicht 
verjährten  Coupous  bar  au.- bezahlt  uud  für  jede  getilgte  Stammactie 
sammt  dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheineu 
und  Talon  ein  auf  Ueberbringer  lautender,  mit  Superdividendencoupons 
und  Talon  versehener  Gerjussschein  (§  8,  letzter  Absatz)  auBgefolgt. 

Solche  Genussscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  gemäss  §  39, 
Punkt  /  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Vertheiluug 
gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  §  39,  Punkt  d  erwähnten  5percentigen  Dividende 
partieipiren  die  Geuusstcheine  nicht. 

Bei  der  Beurtheüuug  der  Beschlußfähigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei   der  Bemessung  des  in  derselben  vertrete.   Capitales, 

dann  bezüglich  des  Stimmrechtes,  sowie  im  Falle  der  Auflösung  oder 
Liquidation  der  Gesellschaft  rürksichtlicu  des  Autheiles  an  dem  gemäss 
§  45  nach  der  Deckung  der  Priorität»  uud  Stammactieneiulagen  zur 
Vertheilung  gelangende  n  UeberscbusBe  di  s  U«  Seilschaft- vermögen»  Bind 
die  Geuussscheine  den  Stammactien  gleichgestellt. 

Das  Formular  der  Genussscheine  ist  seinerzeit  von  dem  Verwaltungs- 
rathe der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

V.  Abschnitt. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 
§  44. 

Auflösung  der  Gesollschaft. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  5,  Absatz  2)  wählt 
die  Generalversammlung  die  Liquidatoren  und  bestimmt  die  Modalitäten 
der  Liquidirur  g. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wickelung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 
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Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den 
Revieionsausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bia 
zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist.  Mit 
der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  auch  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  beson- 
deren Beschlüsse  faset,  gelten  die  Bestimmungen  de*  H.  G.  B.,  II.  Buch, 
III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  45. 

Vertheilung  des  Ges  ellschaftsvermögens. 

Aus  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  Bämmtliche  Schulden  derselben  zu  tilgen. 
Der  verbleibende  Rest  ist  auf  Bämmtliche,  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Prioritätsactien  lit.  A  und  ß  gleich m äs ä ig  zu  vertheilen,  insofern 
hienach  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  auf  jede  derselben  entfällt. 
Der  nach  Auszahlung  dea  vollen  Nennwerthes  der  Prioritätsactien 
verbleibende  Ueberschuaa  ist  auf  sämmtliche,  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Stammactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfällt.  Sollte  nach  Auszahlung  des  vollen 
Nennwerthes  der  sämmlichen  Prioritäts-  und  Stammactien  noch  ein 
Ueberschuss  sich  ergeben,  so  ist  dieser  auf  sämmtliche,  im  Zeitpunkte 
der  Auflösung  noch  nicht  ainortisirt  gewesene  Stammactien  und  sämmt- 
liche Genussscheine  gleicbmässig  zur  Vertheilung  zu  bringen. 

Vf.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  46. 

Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zußteheude  Aursichtsrecht  in 
Gemässbeit  der  Gesetze  und  nach  Masagabe  der  Allerhöchsten  Con- 
cessionsurkunde  vom  23.  November  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  194,  aus.  Ins- 
besondere ist  hienach  der  landr »fürstliche  Commiabär  berechtigt,  in  die 
Gescbäftsgebarung  der  Gefellecbaft  Einficht  zu  nehmen,  den  General- 
versammlungen und  allen  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  der 
eventuell  von  demselben  gebildeten  Comitös  beizuwohnen,  gegen  alle 
Beschlüsse  oder  Verfügungen,  wodurch  er  die  Coocessionsbestimmungen, 
die  Statuten,  die  geltenden  Gesetze  oder  die  öffentlichen  Interessen 
verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben  und  deren  Ausführung  zu 
aiatiren. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  hat  die 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
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leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Uinfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  47. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  ünterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

§  48. 

Constituirende  Generalversammlung. 

Nach  geschehener  Zeichnung  und  voller  Einzahlung  des  im  §  7 
festgesetzten  Actiencapitales  wird  die  constituirende  Generalversammlung 
von  dem  Concessionär  durch  schriftliche  Einladung  an  sämmtliche 
Actienzeichner  oder  die  von  demselben  bezeichneten  Rechtsnachfolger 
einberufen. 

Zur  Giltigkeit  ihrer  Beschlüsse  ist  die  im  §  6,  beziehungsweise 
§  1 5  vorgesehene  öffentliche  Kundmachung  derselben  nicht  nothwendig. 
Auch  bedarf  es  nicht  der  im  §  16  vorgeschriebenen  Hinterlegung  der 
Actien,  auf  Grund  deren  das  Stimmrecht  ausgeübt  wird. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  gewählt. 

Diese  Generalversammlung,  welche  in  Bozen  abgehalten  wird,  er- 
klärt die  Gesellschaft  als  constituirt  uud  wählt  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit einen  ans  4  bis  7  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrath 
welcher  ungesäumt  die  handelsgerichtliche  Protokollirung  der  Firma 
zu  erwirken  hat,  sowie  einen  Revisionsausscbuss  nach  Massgabe  der 
Bestimmungen  des  §  36. 

In  der  constituirenden  Generalversammlung  ist  auch  die  erfolgte 
Einzahlung  des  im  §  7  festgesetzten  Actiencapitales  nachzuweisen. 
Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll  ge- 
führt, welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  von  der  Versammlung 
bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der  Versammlung 
beizuziebenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

§  49. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaf tsverhältnisse. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  den 
competenten  Gerichten  ausgetragen. 

Z.  8962. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  28.  Mai  1890,  Z.  8862, 
bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  16.  April  1893. 

TaafTe  m.  p. 
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1.  Concessionsnrkunde  vom  13.  Jänner  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  15, 
für  die  Loealbahn  von  Ischl  nach  Salzburg  mit  Abzweigung  nach  Steindorf. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Ingenieur  Wilhelm  Michel  im  Vereine  mit  der  Bau- 
nnternehmung  Stern  &  Hafferl  in  Wien  die  Bitte  um  Ertheilang  der 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Loealbahn  von  Ischl  nach 
Salzburg  mit  einer  Abzweigung  von  Moadsee  nach  Steindorf  gestellt 
hatten,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit 
des  Unternehmens  den  genanuten  Concessionären  diese  Concession  auf 
Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl 
Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  schmalspurige  Loealbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Ischl  über  Strobl,  St.  Gilgen  und  Mondsee  nach  Salz- 
burg zum  Anschlüsse  an  die  gleichnamige  Station  der  Staatsbahnlinie 
Wien-Salzburg  mit  einer  Abzweigung  von  Mondsee  zur  Station  Steindorf 
der  vorgenannten  Staatsbahnlinie. 

Von  dieser  Eisenbahn  wurden  die  Strecken  Isebl- Strobl  am  5.  August  1890, 
Mondsee-8ahsburg  am  28.  Juli  1891  und  die  in  der  Station  St.  Loren*  der 
Strecke  Mondsee- Salr.burg  abzweigende  Theilstreokc  St.  Lorent-Strobl  am 
20.  Juni  1893  eröffnet.  Die  Verbindungsstrecke  Ischl  Btantsbahnhof-Ischl  Local- 
bahnhof  wurde  am  S.  Juli  1894  dem  Verkehre  übergeben. 

Die  Abzweigung  von  Mondsee  zur  Station  8teindorf  wurde  bisher  nicht 
hergestellt. 
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Die  Concestionäre  sind  ferner  berechtigt,  eine  von  der  Hauptlinie 
abzweigende,  als  Zahnradbahn  auszuführende  Localbahn  auf  den  Schaf- 
berg herzustellen. 

Siehe  bezüglich  der  Zahnradbahn  auf  den  Schafberg  die  Kundmachung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  121  (Doc.  3). 

Zur  Ausführung  der  letztbezeichneten  Linie  sollen  die  Concessionäre 
nur  dann  verpflichtet  sein,  sobald  nach  dem  Erachten  der  Staats- 
verwaltung anzunehmen  ist,  dass  die  den  ConcessionMren  infolge  der 
Ausführung  der  bezüglichen  Linie  neu  zuwachsende  Capitalslast  ihre 
Bedeckung  findet  in  dem  durch  Beitragsleistungen  der  Interessenten 
oder  auf  sonstige  Weise  gesicherten  Keinerträgnisse  der  neu  hinzu- 
tretenden Bahnstrecke  zuzüglich  des  factischen  Reinerträgnisses  der 
bereits  ausgeführten  Bahnstrecken,  insoweit  dasselbe  deren  Capitalslast 
überschreitet,  wobei  für  Actien  eine  5pcrcentige  Dividende  einzu- 
rechnen ist. 

Die  Berechtigung  der  Concessiooäre  zur  Ausführung  der  im  Vor- 
stehenden bezeichneten  Linie  erlischt,  wenn  dieselben  von  dieser 
Berechtigung  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  vier  Jahren  vo-n  heutigen 
Tage  an  gerechnet  keinen  Gebrauch  machen  sollten.  Desgleichen  bleibt 
der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf  des  vorstehend  festgesetzten 
Zeitraumes  von  vier  Jahren  das  Recht  vorbehalten,  die  Berechtigung 
der  Conccsbionäre  zur  Ausführung  der  vorstehenden  Bahnlinie  als  er- 
loschen zu  erklären  und  die  Coocession  für  dieselbe  einem  anderen 
Unternehmer  zu  ertheilen,  falls  die  Concessionäre  nicht  in  der  Lage 
seiu  sollten,  die  Ausfühl ung  dieser  Linie  unter  den  v.m  anderen  Be- 
werbern angebotenen,  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Bedingungen 
zu  übernehmen. 

Zur  Abgabe  der  bezüglichen  Erklärung  wird  den  Concessionären 
eine  Frist  von  drei  Monaten  nach  erfolgter  amtlicher  Mittheilung  von 
der  eventuellen  anderweitigen    Concessionswerbung  eingeräumt  werden. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von 
der  Localbahnunternehmung  abzuBchliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
fernor  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen,  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherotellung  der  Capitala Verzinsung 
und  des  Betriebes; 
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2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjabres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gericbtlicbon  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verbandlungen  keine  An- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeachaffung  für  die  erste  Anlage  uud 
concessionemaesige  Aufrüstung  bestimmten  Actien,  sowie  von  der 
bei  der  Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres 
(lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme 
der  nach  den  bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen 
autonomen  Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu 
entrichtenden  Gebühren ; 

cj  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  fünfundzwanzig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3- 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Theilstrecken 
Ischl-Strobl  und  Mondsee-Salzburg  der  im  §  1  bezeichneten  Eisenbahn 
Ischl-Salzburg  sofort  zu  beginnen  und  binnen  längstens  einem  und  einem 
halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden.  Die 
weitere  Tb  ei  Ist  recke  Strobl-Mondece  der  Eisenbahn  Ischl-Salzburg  ist 
gleichzeitig  mit  der  Abzweigung  Mondsee-Steindorf  längstens  binnen 
vier  Jahren,  vom  beutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden. 

Die  fertigen  Bahnstrecken  sind  sofoit  dem  öffentlichen  Verkehre 
zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im 
ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  der  vorstehenden  Bautermine  haben  die  Con- 
cessioDäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  zwanzigtausend  Gulden  in 
zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit 
zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kauu  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Der  Bau  der  eventuell  auszuführenden  Abzweigungsslinie  auf  den 
Schafberg  ist  längstens  binnen  zwei  Jahren  nach  Ertheilung  des  Bau- 
eon senses  zu  vollenden. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführuug  der  concessiouirten 
Eisenbahnen  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 
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Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  beztlglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

Für  den  Fall,  als  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahnen  Strecken 
einer  Reicbsstrasse  in  Anspruch  genommen  worden  sollten,  haben  die 
Concessionäre  sich  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der 
politischen  Landesbehörde  als  Strassenver  waltung  im  Einvernehmen  mit 
der  Generaliuspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorgezeichnet 
werden. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre,  so  weit  zur  Anlage  der 
concessionirten  Bahnen  andere  öffentliche  Strassen  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  sollten,  die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser 
Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener  Behörden  oder  Organe 
einzuholen,  welche  zur  Ertbeilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der 
Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
urkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnipsen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnun?  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre 
1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zu  benehmen.  In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der 
Eisenbahnbetriebeordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen 
vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehiungen  und  Veikehrsvorschriften  inso- 
weit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  beson- 
deren Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermässigte 
Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für 
zulästig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium 
zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  «• 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen.  Dagegen 
wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritätsactien,  welche 
bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  Stamm 
actien  geniessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden 
Betrage  auszugeben. 
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Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  worden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal  Anlagecapitales  unter- 
liegt  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliess- 
lich der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung 
thatsächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseiurichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  er- 
theilt  bat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesamtste  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  WaffenUbungen  und  Cuntrols- 
versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Die  Coucessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereiukommen  über  dia  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenetäudon  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtranspotte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüberein- 
kommen bezüglich  dos   Transportes  der   im  liegenden   Zustande  auf 
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Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Ve ipflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellscbaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  DurcLfuhrung  grosser  Militär- 
transporte  und  der  Voiecbrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linien  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 

§  8- 

Die  Concessionäro  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahnen  im  Mobilieirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Ti Uppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  den  Bahnen  bentttzten  öffentlichen  Strassen  seitens 
der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  beutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, festgesetzt  und  t>ie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  EröfTuung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  köunte. 

§  10 

Die  Concessionäre  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  vou  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Eisenbahnen  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  jederzeit  den 
Betrieb  der  concessionirten  Bahnen  zu  übernehmen  und  während  der 
sodann  noch  übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre 
zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  At.lass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschalmassig  festzu- 
setzenden Kosten  durch  die  Concessionäre  zu  vergüten. 
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Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  BetriebsfUhrung 
durch  einen  mit  den  Concessionären  abzuschliessenden  Betriebsvortrag 
zu  regeln. 

§  IV 

Die  Staat» Verwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concesBionirten 
Bahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
liievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  dir  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  welche  zur 
öpercentigen  Verzinsung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  genehmigten 
Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganzen 
Cuncessionsdauer  notbwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahres- 
betrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlöaungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Durchschnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insofern 
einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst  an- 
geführte Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  am  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  aus- 
bezahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrag«  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezablung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas 
der  gegenwärtig  coneeesiooirten  Bahnen  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich   des   Fahrparkes  und 


Digitized  by  Google 


«46 


Salzkaminerput-Localbalin-Acti^ngesellsclMift. 


der  Materialvorrätbe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  uud  Rt-servefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Beim  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genues  der  concessionirten  Bahnen  und  de3  eämmtlichen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Zugehört»,  einschliesslich  des  Fahrpaikcs,  der  Material- 
vorräthe  uud  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
•  lösung  der  Halmen  (§11)  behalten  die  Concessionäio  das  Eigentuum  des 
aus  dem  eigenen  Ertragnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonds 
und  der  etwaigt-n  Abrecbnungsguthabeo,  dauu  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbouen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Con- 
cessionäre  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugu^g  zu  ver- 
schaffen, das»  der  Bau  der  Bahnen,  sowie  die  Betriebs'iinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbe- 
sondere die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufeichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Acticngesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commiesär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsralhes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der 
Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär 
ßogleich  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche 
ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sciu  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwacbung  der  Bahnuuternehmung 
haben  die  ConceBsionäre  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an 
den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.   1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
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keiten  iu  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Utberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  H. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtb<  folgung  einer  der  in  der  Conccasionturkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maesregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  ei  klären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sammtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-   und  Residenzstadt  Wien  am 
dreizehnten  Tage  dea  Monates  Jänner  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundertuudneunzig,  Unserer  Reiche  im  zweiundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m  p  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbediiignisse 

für  die  Localbahn  von  Ischl  nach  Salzbnrg  mit  einer  Abzweigung  Ton 

Mondsee  nach  Steindorr 

(H.  M.  Ver.  III.  Nr.  21  ex  1890). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen.*. 

Die  projectirte  Hahn  von  Isohl  nach  Salzburg  mit  einer  Abzweigung  von 
Mondsee  nach  Steindorf  ist  mit  einer  Spurweite  von  0*76  Meter  als  Localbahn 
mit  Tag-  und  Nacbtvorkehr  vorläufig  für  ein©  Maximnlfahrgeschwindigkeit  von 
20  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der 
technisch-polizeilichen  Prüfung  der  obigen  Linien  für  einzelne  Streoken  noch 
besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  daselbst  einzuhaltenden  Fahrgeschwindig- 
keit zu  treffen. 

Durch  den  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  rom  2.  .Tuni  1893, 
7».  23398.  Ver.  ßl.  Nr.  91,  wurde  die  Maximalfahrgcschwindigkeit  für  die  ganze 
Strecke  Ischl-Mondsee-Salzburg  auf  30  Kilometer  per  Stunde  festgesetzt.  Hievon 
Mnd  ausgeschieden  jene  Streokentheile,  in  welchen  sich  Bflgen  unter  180  Meier 
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Radius  befinden,  ausserdem  die  Strecken  vom  Personenbahnhöfe  Salzburg  bis 
zum  Rangirbahnhofe  in  Itzling,  dann  von  Kilometer  35  0  1  bis  zur  Station 
Mondsee. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseil. riobtungen  hat  nach  Massgnbe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnen 
sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen, 
ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Haue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 


Die  zu  erbauende  circa  Gl  Kilometer  lange  Localbabu  Ischl -Salzburg 
beginnt  südlich  von  Ischl  im  Anschlüsse  an  die  ourrente  Sirecke  zwischen  der 
Station  Ischl  und  der  Haltestelle  Lauffen  der  Salzkammergntbahn,  umfahrt  nach 
Uebersetzung  des  Traundnsses  den  Markt  Ischl  in  südwestlicher  Richtung,  führt 
dann  dem  Ischlflusse  entlang  nach  Aigen,  weifers  unter  Benützung  der  Thalsohle 
nach  Sürobl  und  sohin  entlang  dem  südlichen  Ufer  des  Aber-  oder  8t  Wolfgang- 
soes bis  St.  Gilgen  In  ihrem  weiteren  Zuge  führt  die  Trace  über  den  zwischen 
dem  letztgenannten  See  und  dem  Mondsee  gelegenen  Gebirgszug,  feruer  entlang 
dem  See  über  St.  Lorenz  zu  der  südlieh  dem  Orte  Mondsee  anzulegenden  Station. 
Nach  dem  Verlassen  dieser  Station  nimmt  die  Trace  eine  vorwiegend  westliche 
Richtung  und  gelangt  unter  Berührung  vou  Thalgau  und  Dachsbühel  nach  Eugen - 
doif.  Von  hier  aus  führt  die  Trace  in  südwestlicher  Richtung  bis  zum  Anschlüsse 
an  die  Station  Salzburg  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Wien-Salzburg. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  über  Verlangen  der  Regierung  eine 
directe  Verbindung  zwischen  der  an  der  Abzweigung  von  der  currenten  Strecke 
der  Salzkammergutbahn  zu  errichtenden  Anlagen  und  der  bestehenden  Station  Ischl 
auszuführen. 

Die  circa  20  Kilometer  lange  Zweigliuie  Mondsee- Steindorf  mündet  aus  der 
vorstehend  bezeichneten  Station  Mondsee  aus  und  führt  in  nördlicher  Richtung 
zu  dem  Zeller  oder  Irrsee,  sodann  entlang  dessen  östlichem  Ufer  über  Zell  am 
Moos  zum  Anschlüsse  an  die  Station  Steindorf  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Wien- 
Salzburg. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahnen  nicht 
verändert  wird. 


Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Errichtung,  beziehungsweise  Be- 
nützung der  Anschlussstationen  Ischl,  Salzburg  und  Steindorf,  sowie  wegen  Ein- 
richtung des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der 
k.  k.  Generaldireclion  der  österreichischen  Staatsbahnen  anzustreben  und  das 
bezügli  he  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vor- 
zulegen. 

Hiebet  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  andere  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes 
unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Aussprache  des  k.  k.  Handelsministeriums, 
falls  eine  Einignng  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 


2.  Trace 


3.  Anschlüsse  an  besteheude  Bahnen. 
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4.  Einmündung  von  Bergwerk«-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpBichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  den  ooncessionirten  Bahnen  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternebmnngen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Ver- 
gütung der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
minixteriam  die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorhalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahnen  sind  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch, 
insoweit  nirht  Strassenbeuützung  eintritt,  die  Grundeinlösung  in  dem  erforderlichen 
Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Steigungsverhältnisse  der  Bahnen  ist, 
insofern  dieselben  einen  eigenen  Unterbaukörper  besitzen,  nach  den  Grundsätzen 
der  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten  Vorschriften  für  die  Bestimmung  der 
Bahnnivellete  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  von  Uebergangscurven 
zwischen  Geraden  und  Bögen  („Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt" 
Nr.  10  ex  1882)  vorzugehen,  beziehungsweise  auf  den  möglichsten  Ausgleich  der 
Zugwiderstande  in  Steigungen  und  Cutven  das  Augenmerk  zu  riohten. 

Die  Durchführung  abnormaler  Steigungen  unter  Anwendung  des  combinirten 
Adhäsion«-  und  Zahnradsystemes  in  einzelnen  Theilstrecken  der  Linie  Ischl-Salzburg, 
sowie  die  anzuwendenden  Anlageverhältnisse  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen 
massgebende  8teigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  in  Adhäsionsstrecken  25  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen, 
anderenfalls  die  Steigung  der  Bahnen  in  denselben  2*6  pro  mille  nicht  übersteigen 
darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  der  Adhäsionsstrecken 
dürfen  nicht  unter  60  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  von  Mitte  zu  Milte  hat  in  den  Stationen  und 
Haltestellen,  bei  einer  Breite  der  Fahrbetriebsmittel,  inclusive  Laufbretter  etc.  bis  zu 
2  2  Meter,  mindestens  8  6  Meter  zu  betragen.  Bei  Anlage  von  Perrons  zwischen 
den  Geleisen  ist  dieser  Abstand  auf  wenigstens  4  0  Meter  zu  vergrössern.  Aus- 
nahmen hievon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums. 

Insoweit  die  Bahn  au»  eigenem  Unterbau  hergestellt  wird,  bat  derselbe 
sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3*0  Meter  zu  erhalten, 
wenn  nioht  bei  letzteren  solche  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  welche 
gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem  Falle  die  Breite  der  Unterbau- 
krone durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere  Breite  des  Bahnplanums 
bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  100  oder  weniger  als  100  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdämmungen  von  mehr  als  6  Meter  Höhe  ist  eine  ent- 
sprechende Erweiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  de«  Seitengrabens,  falls  nicht  Wand- 
oder beiderseitige  Grabenmauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von 
mindestens  0  26  Meter  erhalten. 
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In  Einschnitten  mit  Wund-  oder  beiderseitigen  (irabenmanerii  mu.s«  die 
Sohlenbreite  d  g  Seitengrabens  mindestens  0  ;i  Meter,  in  Felseinschnilten  stets 
mindestens  0  35  Meter  betragen. 

In  Kelseinscbnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tide  ist  die  normale  Sohlen- 
brcite  des  8eitengrabens  nach  der  jeweiligen  Kin^chniltstiefe  angemessen  zu  ver- 
grössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Absta-  d  von  der  Schiennnunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Füllen 
mindestens  0  6  Meter  betragt. 

Die  Böschangen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Jnundirung  der  Flösse 
ausgesetzt  ist,  mnss  die  Unterbaukrone  mindestens  0  6  Met-r  Ober  dem  looalen 
höchsten  Wasserstande  liegen. 

Alle  Bröcken  und  Durchlässe  ai^scrhalb  der  bestehenden  Strassen  sind  mit 
gemauerten  Widerlagern  herzustellen,  und  muss  das  Bröckenplanum  sämmtlicher 
bis  zur  Bahnkrone  reichender  und  ausschliesslich  nur  för  Bahnzwecke  bestimmter 
Objecto  auf  gerader  Bahn  mindestens  eine  Breite  von  3*0  Meter  erhalten,  falls  nicht 
die  durch  Einhaltung  dos  Lichtraumprofiles  oder  aus  Stabilitätsröcksicbten  gebotene 
Minimalentfernung  der  Tragwände  eine  grössere  Planumbrcite  erfordert. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjeoten  bis  zu 
2  0  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstructionen  von  Holz  angewendet 
werden;  bei  allen  grösseren,  offenen  Unterbauobjecten  sind  Eisencon*truction<-n  zu 
verwenden.  Bei  me)irf<  lderigen  Bröcken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver 
Weise  auxzuführen. 

Bei  der  Anla.e,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbröcken,  Bahn- 
überbiöokungen  und  Zufahrtstrasseubröckcn  ist  im  Allgemeinen  die  hinsichtlich 
solcher  Object8herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  16  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Bezöglioh  der  den  diesfälligen  Berechnungen  zu  Grunde  z»i  legenden 
Vvrkehrslasten  werden  den  Concessionären  speotelle  Normen  bekannt  gegeben 
werden. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragooustrnction  sind  bei  Flössen 
und  Wildblchen  in  der  Regel  mindestem  1-0  Meter  (Iber  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Hinsichtlich  der  DetAilbeittimmungen  lör  die  Pentttzung  von  Strassen  zur 
Anlage  der  Bahnen  i-t  die  Genehmigung  der  competenten  Strassenbehörden  ein- 
zuholen; ferner  h>t  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbeuötzten  Strassen - 
objecten  der  Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzwecke  zu  liefern,  eventuell 
wird  die  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  för  jene,  bereit«  im  Ein- 
verständnisse mit  den  competenten  Strassenbehörden  projectirten  Aenderungen, 
beziehungswei«e  Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rücksicht  auf  den 
dermaligen  Bauzustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zugslasten 
erforderlich  werden  sollton. 


Der  Oberbau  ist  mit  Querschwellen  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses 
mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen. 

Wofern  locale  Verhältnisse  die  Anwendung  eines  anderen  Oborbausystemea 
bedingen  sollten,  unterliegt  die  anzuwendende  Consttuction  der  speziellen 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Schienen  sind  ans  Fluss»tahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  bei 
Anwendung  des  Querschwellenoberbaues  per  laufende«  Meter  mindestens  17*8  Kilo- 
gramm betragen. 

Die  aus  Föhren-  oder  Lärchenholz  zn  erzeugenden  Querschwellen  mflssen 
mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 


6.  Oberbau. 
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Länge  1*5  Meter,  obere  Breite  14  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Hohe  13  Centimeter. 

Die  Entfernung  der  Schwellen  von  Mitte  zu  Mitte  derselben  ist  derart  zu 
bemessen,  dass  die  Inanspruchnahme  der  Sobieoeu  per  Quadratcentimeter  1000  Kilo- 
gramm nicht  übersteigt. 

In  Bögen  von  weniger  als  100  Meter  Ridins  ist  die  Verwendung  von 
Schwellen  aus  weichem  Holze  nicht  statthaft.  In  Bögen  vou  200  oder  weniger 
als  200  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der  Schienen  auf  den  Querschwellen 
durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Hakennägel  entsprechend  zu  vor« 
stärken. 

Der  Schotterkörper  jener  Stellen,  welche  auf  eigenem  Unterbaue  ausgeführt 
werden,  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  bii  Dämmen  und  in  Einschnitten 
eine  Kronenbreite  von  2  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  Steinbankette 
zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung  der  äusseren  Ober- 
kante derselben  von  der  Geleiseaxe  mindestens  1*4  Meter  betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  25  Meter  zu  betragen. 

In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  de«  Bogens  herzustellen. 


Die  AnfnahmBgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen 
aber  den  localen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrsbedürfnissen  angemessen  zu  er- 
bauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Bahngebäude  errichtet  weiden,  ferner  die  Hoohbauanlagen  für  den  Zng- 
förderungs-  und  Güter  dienst  können  aus  Hie^elmauerwerk,  die  letztgenannten 
eventuell  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  Unter- 
mauerung erriohtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  Bind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
bauordnung, beziehungsweise  m<t  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  enrrenten  Strecke 
ist  auf  jene  Stellet)  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Wärtcrbäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  8tein  oder  aus  Blockwänden 
auf  einer  Untermauorung  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
den  Bahnen  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 


Die  durchschnittliehe  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  mit 
permanenten  Dienstposten  hat  höchstens  5  Kilometer  zu  betragen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanentem  Dienstposten  haben 
Paasagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  t  ntsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Di«  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stet*  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahinsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  d«r  Hauptfront  als  auch  an  beiden 
Stirnseiten  derselben  eventuell  bei  Anlage  von  Veranden,  an  deren  Längsseite, 
anzubringen. 

Für  den  Fall  der  Betriebführung  durch  die  k.  k.  Generaldireotion  der 
österreichischen  Staatsbahnen  hat  die  Verfassung  des  Projectcs  für  die  Stationen 
hinsichtlich  der  Oberbau-  und  II  chbauanlagcn,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des 
Ausmasses  als  auch  ihrer  räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  ge- 
nannten k.  k.  Generaldireciion  zu  erfolgen. 


7.  Hochbauten. 


8.  Stationen. 
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9.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Hahnen  sind  mit  einer  Telegraphen-  oder  Telephonleitung  und  den  zu- 
gehörigen StalioiiflApparaten  zu  versehen. 

Für  den  Betrtf  b  sind  ausser  den  akustischen,  auch  die  durch  die  Signalordnung 
vorgeschriebenen  optischen  Signale  au  verwenden. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

Fflr  den  Fall  der  netriehführung  durch  die  k.  k.  Generale! irection  der 
österreichischen  Staatsbshnen  werden  die  Fahrbetriebsmittel  auf  Grmvl  besonderer 
Vereinbarungen  von  der  genannten  Generaldircction  beigestellt  werden  und  ist  der 
su  deren  Anschaffung  erfor  lerlichc  Betrag  aus  dem  Anlagecapitale  der  vor- 
stehend angeführten  Linien  der  k.  k.  Generaldirection  zu  fibergeben. 

Im  Falle  der  selbständigen  Betriebsfiihrnng  ist  für  Anschaffung  der  Fahr- 
b*  triebsmittel  per  Kilometer  Bahnlänge  mindestens  ein  Betrag  vou  4000  fl.  aus 
dem  Anlagecapitale  der  Hahn  zu  verwenden. 

D-e  ConoessionHre  verpflichten  sich  überdies,  eine  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung etwa  später  geforderte  Vermehrung  des  Fahrpsrkes  jederzeit  vor- 
zunehmen. 

Die  maximale  Breite  der  Fahrbetriebsmittel,  inclusive  Laufbretter  etc.  wird 
mit  2'2  Meter,  der  Maximalraddruck  mit  3000  Kilogramm  uormirt. 

Sämmtliche  Personen  und  Dienstwagen  sind  beheizbar  einzurichten  und 
mit  Bremsen  zu  versehen;  desgleichen  hat  rainde  tens  eiu  Viertel  aller  LastwKgem 
Bremsvorrichtungen  zu  erhalten. 

Wahrend  d<-s  Durchfahrens  von  Ortschaften  darf  nur  mit  Coke  gefeuert 
werden.  Der  Mechanismus  der  Maschine  jeuer  Strecken,  welche  durch  Ortschaften 
führen,  mute  narh  Alt  der  Tr*mwaylocomotiven  verdeckt  und  überhaupt  derart 
eingerichtet  sein,  dass  eine  Belästigung  der  nächsten  Umgebung  durch  Geräusch 
und  Rauch  möglichst  hintangehalten,  ferner  ein  Herausfallen  glimmeuder  Coke- 
oder  Kohlenstüoke,  sowie  ein  Entfliegen  von  Funken  sicher  vermieden  wird. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  jenen  Bestimmungen 
der  Verordnung:  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Fel>ruar  1887,  Z.  2840 
(„ Central blatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen,  welche  sinngemäss  auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projecbpläne  für  die 
Uuterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen  und  sind  bezüglich  der  Hauptverhältnisse, 
welche  bei  Construotion  der  Fahrbetriebsmittel  eingehalten  werden  müssen,  die 
erforderlichen  Weisungen  vom  k.  k.  Handelsministerium  einzuholen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle 
Ausrüstungsgegenstände  bind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kaun  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  das« 
inläudische  Werke  uioht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Weiken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  W  aar  en  Classification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
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Hoben  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  den  Bahnunter- 
nehraens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thiereu,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tariftheil  I  der  österreichisch-utgarischen  Eisenbahnen  wird  auch  auf  der  gegen» 
wartig  ooncessionirten  Localbahn  Anwendung  zn  finden  haben.  Auch  werden  die 
Concessionäre  sich  den  Anordnungen  wegen  Beitrittes  zu  einem  ereutuell  zu  er- 
stellenden Tariftheilo  I  für  den  Personenverkehr  zu  fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  uud  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Kür  die  Umladung  der  Frachten  von  den  Wagen  der  Schmalspurbahn  auf 
jene  der  anschliessenden  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen  darf  keine  bcsoudere 
Vergütung  in  Anspruch  genommen  werden. 

Sobald  die  Bahnen  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebpjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlageoapitales  geliefert  haben,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmnssige  Herabsetze  g  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  Handelsministerium  bleibt  auch  vorbehalten,  im  geeigneten  Zeitpunkte 
die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Verfügungen 
hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Mehl  und  Getreide  zu  treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuemng  von  Lebens- 
mittel für  Mensehen  nnd  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Landern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
illen  fahrplanmäßigen  Personen-  uud  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  fitr  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Coneessionäre  ein  angemessenes,  im  We^e  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zn  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Auaübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitaten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Mietbzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
von  den  Conoessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleituugen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatatelegraphonanstalt  herzu- 
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»teilen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gogeo  eiue 
ku  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staat»-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Dur  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  fllr  Bahnzwecke  benutzten  Grund  und 
Hoden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Kalle  der  An- 
legung einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Stxatslinien,  insoweit  die 
letztere  nh-ht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch  da» 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  den  concessionirten  Bahnen 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militar- 
transporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlioh  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  sind  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conces- 
sionirten Hahnen  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Re/elung  der  Beziehungen  der  8t.tafstelegraphenaustalten  zu  den 
Localbahncu  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten    bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Aurtrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefells - 
rttcksiohten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifieaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisogepäoko  unentgeltlioh  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige    auf  öffentliche   Kosten  zwangsweise 
zur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auoh  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  ttaatsbahnen  geltenden  er 
mäasigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competeuten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwcoke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalton  veranlassten  Senduugen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen*  und  Frachtentarife  (Z.  1  und  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  30.  Jänner  18Ü0. 

Der  k.  k.  Haudelsmiuister : 
Bacquehem  m.  p. 
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3.  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  29.  Juli  1892, 

R.  G.  Bl.  Nr.  121, 

betreffend  die  Ausführung  und  den  Betrieb  dor  in  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  rom  18.  JBnner  1890,  K.  G.  Bl.  Nr.  15,  für  die  Local» 
bahn  Ischl-Salzburg  vorgesehenen  Zahnradbahn  auf  den  Scharberg. 

Auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  wurde  der  Salzkammergut- 
Localbahn-Actiengesellschaft  in  Salzburg  in  Abänderung  des  §  1,  zweiter 
Absatz  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  13.  Jänner  1890, 
R.  G.  Bl.  Nr.  15,  für  die  Localbabn  Ischl-Salzbuig  mit  Abzweigung 
nach  Steindorf  die  Bewi'ligung  ertheilt,  die  als  Zahnradbahn  auszu- 
führende Localbahn  auf  den  Schaf berg  mit  dem  selbständigen  Ausgangs  • 
punkte  in  St.  Wolfgang  herzustellen. 

Die  Zahnradbahn  von   8t.   Wolfgang  auf   den   Schafberg   wurde  am 
1.  Aaguat  1893  dem  Verkehre  übergeben. 

Biebei  wurden  nachstehende  Bedingungen  festgesetzt: 

1.  Die  projectitte  Zahnradbahn  auf  den  Schaf  berg  ist  in  jeder 
Beziehung  als  ein  integrirender  Bestandteil  des  den  Gegenstand  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  13.  Jänner  1890,  R.  G.  Bl. 
Nr.  15,  bildenden  Unternehmens  der  Salzkam mergut-Localbahncn  zu 
behandeln. 

Es  haben  daher  auf  den  Bau  und  Betrieb  dieser  Zahnradbahn 
ausser  den  aufgestellten  ConcessioDsbediugmssen  auch  die  Anordnungen 
der  vorbezogenen  Allerhöchsten  Concessionsurkunde,  jedoch  mit  Ausschluss 
jener  im  §  7,  Abeatz  1  bis  5,  und  im  §  8  derselben,  Anwendung  zu 
finden. 

Insbesondere  ist  die  Salzkammergut-Localbahn-Actienge^ellscbaft 
verpflichtet,  die  gedachte  Zahnradbahn  innerhalb  des  im  §  3,  letzter 
Absatz  der  obbezogenen  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  festgesetzten 
Zeitraumes  von  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Ertheilung  des  Bauconseuses 
an  gerechnet,  zu  vollenden,  und  dieselbe  während  der  Concessionsdauer 
vom  15.  Mai  bis  30.  September  eines  jeden  Jahres  im  ununterbrochenen 
Betriebe  zu  erhalten. 

2.  Zwischen  dem  Ausgangspunkte  der  Zahnradbahn  in  St.  Wolf- 
gang und  einem  geeigneten  Punkte  der  Hauptlinie  Ischl-Salzburg  wird 
zunächst  eine  regelmässige  Dampfschiffverbindung  im  und  zum  Anschlüsse 
an  die  beiderseitigen  Eisenbahnzüge,  eventuell  im  Wege  einer  Ver- 
einbarung mit  der  bestehenden  DampfschirTahrtsunternehmung  auf  dein 
Wolfgangsee  einzurichten  und  späterhin  erforderlichenfalls  eine  Ab- 
zweigung von  der  Hauptlinie'  nach  St.  Wolfgang  herzustellen  sein. 

Zur  Ausführung  dieser  letzteren  Abzweigung,  für  welche  eine 
besondere  Bau-  und  Betriebsconcession  zu  erwirken  sein  wird,  soll  die 
Salzkammergut-Localbabn-Actiengesellschaft  jedoch  nur  dann  verpflichtet 
sein,  wenn  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  anzunehmen 
ist,  dass  die  der  Gesellschaft  neu  zuwachsenden  Capitalslasten  ihre 
Bedeckung  finden  in  dem    durch  Beitragsleistuugen    der  Interessenten 
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oder  auf  sonstige  Weise  gefieberten  Reinerträgnisse  der  neu  hinzu- 
tretenden  Bahnstrecke  zuzüglich  des  factischen  Reinerträgnisses  der 
bereits  ausgeführten  Bahnlinien,  insoweit  dasselbe  deren  Capitalslast 
überschreitet,  wobei  für  das  Actiencapital  eine  öpercentige  Dividende 
einzurechnen  ist. 

3.  Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  gleichzeitig  mit  dem  Baue  der 
Scbafbergbabn  auch  jenen  der  Verbindungsstücken  Strobl-Mondsee  und 
Ischh>Localbahnhof>  Staat  xbahuhof  zu  beginnen  und  denselben  innerhalb 
des  eoncessiousmasbigen  Termines  zu  vollenden. 

Bacquehem  in.  p 


4.  Concessionsbedingnisse 

fUr  die  Zahnradbahn  von  St.  Wolfgang  auf  die  ScliafbergtspiUe 
(II.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  9i  ex  1892). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projeotirte  Bahn  von  St.  Wolfgang  auf  die  Scbafbergspitze  ist  mit  einer 
Spurweite  von  TU  Meter  als  Zahnradbahn  mit  blossem  Tagverkebre,  vorläufig  für 
eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  8  0  Kilometer  für  die  Bergfahrt  und  von 
7*0  Kilometer  per  Stunde  für  die  Thalfahrt  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass» 
gäbe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  lechnuchen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzuleben,  ferner  sind 
die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  die  Salrkammergut-Localbahn-Actiengesellsohaft  als  Con- 
ression&rin  der  gedachten  Zahnradbahn  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  sru  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Hau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Die  Ernennung  des  von  der  Gesellschaft  zu  bestellenden  Bauaufsiobtsorganes 
unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

2.  Traoe. 

Die  zu  erbauende,  der  Sibienenlänge  nach  oirra  6-7  Kilometer  lange  Zahn- 
radbahn beginnt  nächst  dem  Seeufer  und  dem  Leucbttliurm  in  St.  Wolfgang, 
übersetzt  alsbald  den  die  Landesgrenze  zwischen  Oberösterreich  und  Salzburg 
bildenden  Dietbaob  und  führt  gegen  Nordwesten  über  die  Wiesgründe  des  Aschen - 
sohwendgutes,  dann  oberhalb  des  bestehenden  Touristeuwejies  bis  zur  Schafberg- 
alm (Unteres  Scbafberg- Gasthaus).  Von  hier  aus  wendet  sieb  die  Trace  ostwärts, 
führt  dem  Gehäuge  entlang  bis  in  die  Nähe  des  „Motel  Grömer",  woselbst  die 
Kudstation  Sehafbergspitze  angelegt  wird. 

Aeaderungen  der  im  Voi  stehenden  festgesetzten  Bahntraco  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werdeu,  wenn  durch  dieselbeu  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 
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3.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  an  erbanen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung durchzuführen. 

Als  grSsste  zulässige  8teigung  der  ourrenten  Strecke  werden  iu  der  Oeraden 
255  pro  mille,  in  Curven  von  100  Meter  250  pro  mille  und  in  Curven  von  80  Meter 
246  pro  mille  festgesetzt 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  in  Steigungen  von  unter 
100  pro  mille  anzulegen. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
80  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  ist  derart  zu  bemessen,  dass 
swiichen  den  Fahrbetriebsmitteln  der  sich  begegnenden  Zflge  ein  freier  Zwischen- 
raum von  mindestens  0  8  Meter  übrig  bleibt 

Der  Unterbau  bat  sowohl  bei  Dämmeu  als  in  Einschnitten  eine  Krooenbreite 
von  3*6  Meter  zu  erhalten,  wenn  nioht  bei  letzteren  solche  Steinbankette  zur  Aus- 
führung gelangen,  welche  gleichseitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem  Falle 
die  Breite  der  Unterbau  kröne  durch  die  im  Punkte  4  vorgeschriebene  obere  Breite 
des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  100  oder  weniger  als  100  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdlmmungen  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eine  entsprechende 
Erweiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  8ohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Wand- 
oder beiderseitige  Grabenmauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von 
mindestens  0*26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Wand-  oder  beiderseitigen  Grabeninauern  muss  die 
Sohlenbreite  des  Seiteugrabens  mindestens  0*3  Meter,  in  Felseinschnitten  stet» 
mindestens  0  4  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreite 
des  Seitengrabens  noch  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  das*  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen 
mindestens  0*6  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdümmungen  sind  zu  besämen,  be- 
ziehungsweise haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  Brüoken  und  Durchlasse  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen 
und  hat  das  Brüokenplanum  eine  derartige  Breite  zn  erhalten,  dass  auf  jeder 
Seite  des  passirenden  Zuges  eine  beniitzbare  Breite  von  mindestens  0  7  Meter 
übrig  bleibt. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  inclusive 
6*0  Meter  Lichtweite  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden,  Objecte  mit  grösseren 
Lichtweiten  sind  gewölbt  herzustellen. 

Bei  der  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahnüber- 
hrüokungen  und  Zufahrtsstrassenbrüoken  ist  im  Allgemeinen  die  hinsichtlich  solcher 
Objectsherstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
16.  September  1887,  R.  G.  ßl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  sind  den  Berechnungen 
für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  vom  k.  k.  Handelsministerium  besonders 
einzuholenden  Normen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstructionen  sind  bei  Wildbächen 
in  der  Regel  mindestens  1-0  Meter  über  den  bekannten  höchsten  Wasserstand 
zu  legen. 

4.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  nach  dem  Abtschen  Systeme,  und  zwar  bis  zu  Steigungen 
von  80  pro  mülo  einlamellig,  dagegen  in  Steigungen  von  über  80  pro  mille  mit 
zweilamelliger  Zahnstange  und  eisernen  Querschwellen  auszuführen. 

Die  Rerl.l»tirWiin.l«n  -\-r  o.trrr.  E;.o..»,»hn«i.  III.  42 
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Die  Laufschienen  sind  aus  Flußstahl  su  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht 
per  laufendes  Meter  mindesten»  21*8  Kilogramm  betragen. 

Die  Abmessungen  und  das  Minimalgewicht  der  Zahnstangen  und  der  (^Ber- 
schweiler), sowie  das  sonstige  Detail  der  Constructionsweise  dieses  Oberbaue« 
nnterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2*4  Meter  su  erhalten,  wenn  niobt  bei 
letzteren  8teinbankett<»  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseaehse  mindestens  1*6  Meter  be- 
tragen muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0-26  Meter  su  betragen. 

In  Cnrven  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

In  Strecken  mit  Steigungen  von  100  pro  mille  und  darüber  ist  der  Oberbau 
in  Abständen  von  mindestens  100  Meter  entsprechend  zu  verankern. 

J>.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  der  Stationen  können  anf  die  nach  Bedarf  mindeste  Aus- 
dehnung beschränkt  und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  auf  einer  durch- 
gehenden Untermauerung  aus  Riegelwänden  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäus'rn  und  Signalhütten  in  der  currenten  Streelce 
ist  auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  8tein  oder  aus  Block- 
wänden auf  einer  Untermauemng  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

6.  Stationen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raura herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  maohen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  beziehungs- 
weise an  der  Längsseite  etwa  hergestellter  Veranden,  als  auch  an  beiden  Stirn- 
seiten derselben  anzubringen. 

7.  ßetriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telephonleitung  und  den  zugehörigen  Stations- 
apparaten zu  versehen. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  und  akustischen  Signale  zu  verwenden. 

8.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  3  Zahnradlooomotiven, 
4  Personenwagen,  1  Lastwagen. 

Sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  sind  mit  der  Frictions-  und  Zahnradbremse 
auszurüsten. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der 
Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  1840,  „  Central - 
blatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887,  Rechnung  zu  tragen, 
welche  sinngemäss  auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen. 
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Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläoe  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

9.  Berücksichtigung  inUndisoh  er  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Balmbestandtheile,  sowie 
sttmmtliohe  Fahrbetriebsmittel  and  AusrüstungHgegenstände  sind  ausschliesslich  aus 
inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inlandische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zn  bewerkstelligen. 

10.  Behandlung    von  archäologischen   und  kunsthistorischen  Fund- 

geeenatänden. 

Archäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Kunst-  und 
historische  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Oesellschaft  bat  sich  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Handelsministerial- 
erlasses  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18032,  „Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt'  Nr.  60  ex  1889,  zu  fügen  und  den 
Anordnungen  der  k.  k.  Centralcommission  für  Kunst-  und  historische  Denkmale 
gewissenhaft  Folge  zu  leisten. 

II.  Betrieb. 

1.  Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gepäckstransport  unterliegen  der 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  und  dürfen  die  nachstehenden,  für 
die  ganze  Strecke  einheitlich  festgesetzten  Maximalsätze  nicht  übersteigen,  und 
y.war  bezüglich  der  Beförderung 

a)  von  Personen  für  die  einfache  Fahrt  ohne  Unterschied  der  Riehtnng  8  fl. 
«stenr.  Währ,  per  Person,  für  die  Tour-  und  Retourfahrt  6  fl.  Osten*.  Währ, 
per  Person; 

b)  von  Gepäck  für  1  Kilogramm  1  kr.  österr.  Währ.,  mindestens  jedoch  26  kr. 
«sterr.  Währ,  per  Stück. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  zu  Gunsten  der  Bewohner  des  Sohafberges. 
sowie  im  Interesse  des  Verkehres  der  Hotel-  und  sonstigen  Anlagen  auf  dem 
Scbafberge  auf  Grund  epecieller  Abmachungen  entsprechende  Ausnahmsbestim- 
mungen von  dem  Normaltarife  zu  treffen,  welche  der  Genehmigung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  unterliegen. 

Diese  Genehmigung  bleibt  auch  für  die  Modalitäten  der  eventuellen  Ein- 
führung des  Frachtentransportes  vorbehalten. 

2.  Im  Uebrigen  haben  hinsichtlich  des  Betriebes  der  Zahnradbahn  die 
Conoessionsbedingnisoe  für  die  Localbabn  von  Ischl  naoh  Sslsburg,  ddo.  80.  Jänner 
1890,  mit  Ausnahme  der  Punkte  2  und  6  im  II.  Absohnitte  derselben,  Anwendung 
zu  finden. 

Wien,  am  29.  Juli  1892. 

Der  k.  k.  Handelsrainister : 
Baoquehem  m.  p. 
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5.  Statuten 

4er  Salik  amm  er  gut  •  Localbahn- A  ctl  en  Gesellschaft« 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Coucessionsurkuude  vom 
13.  J&nner  1890,  R.  6.  Bl.  Nr.  15,  durch  welche  dem  Herrn  Wilhelm 
Michel  im  Vereine  mit  der  Bauunternehmnng  Stern  &  Hafferl  in  Wien 
das  Recht  zum  Bane  und  Betriebe  einer  schmalspurigen  Locomotiveisen- 
bahn  von  Ischl  nach  Salzburg  mit  einer  Abzweigung  von  Mondsee 
nach  Steindorf  und  eventuell  einer  Zahnradbahn  auf  den  Schaf berg 
ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concesfionäre  eintritt. 

Artikel  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  Artikel  1  bezeichneten  Localbahnen; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zahnrad-  und  Localbahnen,  für  welche  in 
der  Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession  erworben  wird,  sowie 
von  Flügel-  oder  Schleppbabnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablisse- 
ments, deren  Errichtung  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt 
wird ; 

e)  der  Besitz  und  Betrieb  von  Hotels,  Badeanstalten,  sowie  von 
Communicationsmitteln  verschiedener  Art,  welche  zur  Erleichterung 
des  Verkehres  der  von  der  Gesellschaft  betriebenen  Bahnen  von 
der  Gesellschaft  gegründet,  erworben  oder  gepachtet  werden. 

Artikel  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft,  welche  ihren  Sitz  in  Salzburg  hat, 
lautet:  „Salzkammergut-Localbahn-Actiengesellschaft"  und  ist  im  Handels- 
register des  k.  k.  Landesgerichtes  zu  Salzburg  eingetragen. 

Dieselbe  wird  in  der  Art  gezeichnet,  dass  den  vorgedruckten 
oder  von  wem  immer  geschriebenen  Worten:  „Salzkammergut  Local  bahn - 
Actiengesellschaft"  entweder  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es 
oder  ein  Mitglied  desselben  und  ein  mit  der  Procuraführung  betrauter 
Gesellschaftsbeamter,  letzterer  mit  dem  die  Procura  andeutenden  Zusätze 
„per  procura"  (oder  „p.  p."),  ihre  Unterschrift  beisetzen. 

Artikel  4. 

Die  Verlautbarungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durch 
einmalige  Einschaltung  in  die  amtliche  „Salzburger  Zeitung",  und  ist 
jede  in  dieser  Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  k.  k.  Landes- 
gerichte in  Salzburg  anzuzeigen. 
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Artikel  5. 

Die  Gesellschaft  ist  coDBtitairt  (Artikel  48),  sobald  das  ge- 
BHiumte  im  Artikel  6  festgesetzte  Actiencapital  voll  eingezahlt,  sowie 
auch  die  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist. 

Der  baren  Einzahlung  des  Actiencapitales  sind  im  Falle  der 
Uebernahme  von  Actien  an  Zahlungsstatt  seitens  der  Bauunternehmung 
die  gegen  diese  Actien  zum  Zwecke  des  Baues  und  der  Ausrüstung  der 
Bahn  zu  bewirkenden  Leistungen  der  Bauunternehmung  gleichzuhalten. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  nicht  beschränkt. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
Artikel  6. 

Das  Gesellschaftscapital  war  ursprünglich  für  die  in  erster  Linie 
auszuführenden  TheÜBtrecken  Ischl- Strobl  und  MondBee-Salzburg  mit 
1,600.000  fl.  österr.  Währ.,  eingetheilt  in  5000  Stück  Prioritätsactien 
k  200  fl.  österr.  Währ,  mit  5  Percent  Vorzugsdividende  und  3000  Stück 
Stammactien  a  200  fl.  öeterr.  Währ.,  festgesetzt. 

Dasselbe  wurde  zum  Zwecke  des  Baues  der  Verbindungsstrecke 
Strobl-Mondsee  und  Ischl  Localbahnhof-Ischl  Staatsbahnhof  der  Staats- 
bahnlinie  Steinach-Schärding,  sowie  zum  Zwecke  der  Ausführung  der 
Zahnradbahn  auf  den  Schafberg  in  Folge  Beschlusses  der  General- 
Versammlung  vom  22.  Februar  1892  durch  Ausgabe  von  14.000  Stück 
Prioritätsactien  k  200  fl.  österr.  Währ,  mit  5  Percent  Vorzugsdividende 
und  von  5000  Stück  Stammactien  a  200  fl.  österr.  Währ,  um  den 
Betrag  von  3,800.000  fl.  österr.  Währ.,  somit  auf  den  Betrag  von 
5,400.000  fl.  österr.  Währ.,  eingetheilt  in  19.000  Stück  Prioritätsactien 
k  200  fl.  mit  5  Percent  Vorzugsdividende  und  8000  Stück  Stammactien 
a  200  fl.  österr.  Währ.,  erhöht. 

Laut  Beschluss  der  Generalversammlungen  vom  27.  Februar  1894 
und  vom  9.  März  1895  wurde  das  GeselUchaftscapital  zur  Bedeckung 
der  für  die  erforderlichen  Rrweiterungs-  und  Ergänzuugsarbeiten  beim 
Baue  der  Strecke  St.  Loren z-Strobl,  Ischl-Localhahnhof-Ischl-Staata- 
bahnbof  und  der  Schafbergbahn,  sowie  zur  Nacbschaffung  von  Betriebs- 
mitteln und  zum  Erwerbe  des  Schaf berghotels,  sowie  der  an  demselben 
vorzunehmenden  Adaptirungen  und  Neuherstellung  entstandenen  Kosten 
durch  die  Ausgabe  von  5000  Stück  Prioritätsactien  ä  200  fl.  öbterr.  Währ. 
Nominale  mit  5  Percent  Vorzugsdividende  um  den  Betrag  von 
1.000.000  fl.  österr.  Währ,  erhöht  und  beträgt  somit  gegenwärtig 
6,400.000  fl.  österr.  Währ.,  eingetheilt  in  24.000  Stück  Prioritätsactien 
a  200  fl.  österr.  Währ.  Nominale  mit  5  Percent  Vorzugsdiviiende  und 
8000  Stück  Stammactien  a  200  fl.  österr.  Währ. 
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Artikel  7. 

Das  iD  Artikel  6  festgesetzte  Geaellschaftscapital  ist  jedoch  uach 
Maasgabe  des  Bedürfnisses  fttr  den  Ausbau  der  weiteren  Theilstrecken  der 
im  Artikel  1  angeführten  Localbahnen  über  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung mit  jedesmaliger  staatlicher  Genehmigung  entsprechend  au  erhöhen. 

Ferner  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  im  Falle  der  Erweiterung 
der  gesellschaftlichen  Unternehmung  im  Sinne  des  Artikels  2,  lit.  b 
und  c,  sowie  im  Falle  von  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres 
(Artikel  49)  nothwendig  werdenden  Vervollständigungsbauten  und  Investi- 
tionen für  die  Eisenbahn  Unternehmung  das  Geseliachaftscapital  jederzeit 
über  Beschluss  der  Generalversammlung  und  in  Gemassheit  desselben 
mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe  neuer  Actien  au  erhöhen. 

Jede  Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales  ist  dem  k.  k.  Landes- 
gerichte in  Salzburg  anzuzeigen. 

Artikel  8. 

Die  Prioritäts-  und  Stammactien  lauten  auf  den  Ueberbringer,  sind 
mit  fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegender*  Formularien  Nr.  1 
und  4  auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talons  nach  den  Formularien 
2  und  3,  beziehungsweise  5  und  6,  zu  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  Eigenthttmer  anerkannt. 

Artikel  9. 

Sowohl  die  Priorität*-  als  auch  die  Stammactien  werden  im 
Wege  der  Verlosung  nach  Massgabe  eines  der  staatlichen  Genehmigung 
unterliegenden  Tilgungsplanes  innerhalb  der  Concessionsdauer  amortisirt 
(Artikel  50,  Punkt  3).  Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der 
Stammactien  vorauszugehen. 

An  Stelle  der  getilgten  Stamm-  und  Prioritätaactien  werden  Genuss- 
scheine ausgegeben,  welche,  insofern  die  Statuten  nicht  etwas  anderes  fest- 
setzen (Artikel  50,  54,  al.  3  und  55),  den  Actien  gleichgestellt  sind. 

Artikel  10. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  müssen  in  Gemassheit 
der  gesetzlichen  Vorschriften  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen  er- 
halten zu  können. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung. 
Artikel  11. 

Die  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  berufenen  Organe  sind: 

1.  der  Verwaltungsratb, 

2.  die  Direction, 

3.  der  Revisionsausschuss, 

4.  die  Generalversammlung. 
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I.  Der  Verwaltungsrath. 

Artikel  12. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwalt  Ungerath. 

Derselbe  besteht  mindestens  aus  vier,  höchstens  siebeu  von  der 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Mindestens  zwei  Drittel  der 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  die  Staatsbürgerschaft  in 
einem  der  Landergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  be- 
titsen,  innerhalb  welcher  auch  mindestens  die  Hälfte  der  Verwaltung«- 
rathsmitglieder  ihren  Wohnsitz  haben  muss. 

Artikel  13. 

Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  innerhalb  der 
Grenze  der  vorangehend  fixirten  Ziffern  bestimmt  die  ordentliche 
Generalversammlung. 

Für  die  Dauer  des  ersten  Geschäftsjahres  (Artikel  49)  bis  zur 
ersten  ordentlichen  Generalversammlung  werden  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt 
(Artikel  48). 

Artikel  14. 

In  der  Folge  werden  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  durch 
die  ordentliche  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
gewählt. 

Nach  Ablauf  des  zweiten  Geschäftsjahres  bat  jährlich  der  dritte 
Theil  der  Verwaltungsratbsmitglieder,  und  mit  dem  Ablaufe  der 
Fnnctionsdauer  der  verbleibende  Rest  derselben  auszutreten. 

Bis  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functionsdauer  geregelt 
ist,  werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

Die  austretenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  wieder 
wählbar. 

Artikel  15. 

Wenn  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner 
Functionsdauer  ausscheiden  sollte,  so  ist  die  Ersatzwahl  für  die  restliche 
Functionsdauer  von  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  vor- 
lunebmen. 

Ueberdies  können  in  diesem  Falle  auch  durch  Bescbluss  des 
Verwaltungsrathes  an  Stelle  der  ausgeschiedenen  Mitglieder  des  Ver- 
wtltungBratbes  Ersatzmänner  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen 
Generalversammlung  cooptirt  werden. 

Artikel  16. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  Antritt  seiner 
Function  25  Priorität«-  oder  Starnmactien  der  Gesellschaft  sammt  den 
nicht  fälligen  Coupons  bei  der  letztereu  zu  hinterlegen. 
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Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  längstens  14  Tagen 
nach  der  erfolgten  Verständigung  von  der  Wahl  gilt  als  eine  Ablehnung 
der  letzteren. 

Die  hinterlegten  Actien  können  während  der  ganzen  Functions- 
dauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  diese 
Function  bezüglichen  Rechnungen  von  dem  Erleger  weder  belastet  noch 
veräussert  werden. 

Artikel  17. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlich  »ach  Abhaltung  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und 
einen  Vicepräsideuten. 

Die  nach  ihrer  einjährigen  Functionsdauer  Abtretenden  sind 
wieder  wählbar. 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Präsidenten  und  des  Vice- 
präsideuten bezeichnet  der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  zur 
Führung  des  zeitweiligen  Vorsitzes. 

Artikel  18. 

Der  Verwaltungsratb  ist  berufen  und  berechtigt,  innerhalb  der 
Grenzen  dieser  Statuten  über  alle  Angelegenheiten  der  Gesellschaft, 
so  weit  solche  nicht  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind,  zu  berathen  und  zu  besch Hessen  und  alle  Anord- 
uungeu  zu  treffen,  welche  er  als  im  Interesse  der  Gesellschaft  ent- 
sprechend erachtet. 

Artikel  19. 

Der  Verwaltungsrath  bestimmt  seine  eigene  Geschäftsordnung 
uud  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
die  Dienstordnung  (Artikel  26),  ernennt  die  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge  und  kann 
auch  an  Beamte  der  Gesellschaft  die  Procura  ertheilen.  Der  Verwaltungs- 
rath kann  ferner  zur  Leitung  der  Geschäftsführung,  sowie  zur  Unter- 
stützung und  zur  Controle  uer  Direction  aus  seiner  Mitte  ein  Executiv- 
comite*  für  bestimmte  Functionsdauer  oder  zeitweilig  erwählen  und  den 
Wirkungskreis  desselben  unbeschadet  des  Artikels  231  H.  G.  B.  fest- 
stellen, insbesondere  diesem  Executivcomite*  gewisse,  sonst  in  den  KreiB 
der  statutarischen  Berechtigungen  des  Verwaltuugsrathes  fallende 
Geschäfte  übertragen. 

Artikel  20. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  der  Regel  am  Sitze  der 
Gesellschaft  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters, 
so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert  oder  von  drei  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsratbes  beantragt  wird. 
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Artikel  21. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlussfaseung  ist  die  ordnungsmassige 
Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  and  die  An- 
wesenheit der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsratbs- 
mitglieder  erforderlich. 

Artikel  22. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  gilt  jene  Meinung  als 
Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird 
im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet 
die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die  meisten  Stimmen 
erhalten  haben.  In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Artikel  23. 

Ueber  die  Verbandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  in  welchen  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  gefassten  Be- 
schlüsse zu  verzeichnen  sind.  Die  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden 
und  einem  zweiten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  zu  fertigen. 

Artikel  24. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  durch  ihre  Function  verursachten  baren  Auslagen, 
ausserdem  die  im  Art.  50,  Punkt  7,  festgesetzte  Tantieme. 

Artikel  25. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind  ferner 
alle  Personen,  welche  in  einem  directen  Vertragsverhältnisse  als  Bau- 
unternehmer, Lieferant  u,  s.  w.  zur  Gesellschaft  stehen,  dann  solche, 
die  in  Concurs  verfallen  oder  die  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne 
ihre  Gläubiger  vollständig  befriedigt  zu  haben,  sowie  diejenigen,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen,  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  stehen,  oder  schuldig  befunden  worden  sind. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Ausscbliessungsgrundes  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  der  Functionsdauer  hat 
den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

Artikel  26. 

In  die  Dienstordnung  (Artikel  19)  sind  nachstehende  Bestimmungen 
aufzunehmen : 
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Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  alß  Direetoren,  Beamte, 
Unterbeamte  oder  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer 
Eigenschaft  —  nur  Eolche  Personen  verwendet  werden,  welche  die 
Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch  - 
ungarischen  Monarchie  besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes  berufene  Director  (Artikel  28) 
bedarf  der  Bestätigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  Über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

2.  Die  Direction. 

Artikel  27. 

Die  Direction  ist  das  Executivorgan  des  Verwaltungsrat  lies  und 
das  den  Behörden  und  dritten  Personen  gegenüber  für  den  Betrieb  und 
die  Sicherheit  desselben  verantwortliche  Organ  der  Gesellschaft 

Die  Mitglieder  der  Direetion  (Artikel  26)  werden  vom  Verwaltungs- 
rathe  ernannt  und  sind  für  ihre  Geschäftsführung  verantwortlich. 

Artikel  28. 

Die  Direction  besteht  aus  einem  Director  (Betriebsleiter)  und  den 
dem  letzteren  nach  Erfordertes  beizugebenden  Stellvertretern. 

Artikel  29. 

Die  Mitglieder  der  Direction  beziehen  einen  festen  Gehalt,  der 
vom  Verwaltungsrathe  bestimmt  wird  und  in  den  absuschliessenden 
Dienstvertrag  aufzunehmen  ist. 

Artikel  30. 

Die  Direction  beantragt  bei  dem  Verwaltungsrathe  die  Anstellung, 
Bezüge,  Suspension,  Entlassung  und  Pensionirung  aller  Beamten  und 
Diener,  die  Ertheilung  von  Zulagen  und  Remunerationen  und  stellt  bei 
Disciplinar-  und  Dienstvergehen  die  entsprechenden  Anträge  bei  dem 
Verwaltungsrathe. 

In  dringenden  Fällen  ist  die  Direction  befugt,  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  selbständig  zu  suspendiren. 

Artikel  31. 

Die  Mitglieder  der  Direction  können  durch  den  Verwaltungs rath 
suspendirt  und  entlassen  werden,  jedoch  unbeschadet  der  Entschädigungs- 
ansprüche aus  dem  etwaigen  Dienstvertrage. 
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Artikel  82. 

Die  Präcisiruug  des  Wirkungskreises  und  der  Befugnisse  der  Directiou 
wird  durch  eine  von  dun  Verwaltungsrathe  zu  normirende  Dieubt- 
ordnung  festgesetzt. 

3.  Revisionsausschuss. 

Artikel  33. 

Der  Revisionsausschuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem 
Stellvertreter,  welche  von  der  Generalversammlung  aus  den  dem 
VerwaltUDgsrathe  nicht  angehörigen  Actiooären  auf  die  Dauer  eines 
Jahres  gewählt  werden. 

Der  Revisionsausschuss  für  das  erste  Geschäftsjahr  (Artikel  49) 
wird  von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt. 

Artikel  34. 

Der  Revisionsausschuss  überwacht  die  Geschäftsführung  der 
Gesellschaft  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung.  Er  hat  das  Recht, 
sich  über  den  Stand  des  Gesellschaftsvermögens  und  über  die 
Geschäftsgebarnng  der  Gesellschaft  Ausweise  vorlegen  zu  lassen  und 
ist  verpflichtet,  über  Einladung  des  Verwaltungsrathes  jährlich  uuter 
Einsichtnahme  der  Bücher  die  vorgelegte  Jahreerechnung  zu  prüfen 
und  darüber  an  die  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten. 

4.  Generalversammlung. 

Artikel  35. 

Die  Statuten mässig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actiouäre;  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind 
für  alle  Actionäre  bindend. 

Artikel  36. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  des 
ersten  Semesters  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen.  Eine  ausserordent- 
liche Generalversammlung  wird  vom  Verwaltungsrathe  einberufen, 
und  zwar  nach  dessen  Ermessen  od«-r  über  Beschlues  einer  General- 
versammlung, oder  endlich,  wenn  dies  von  dem  Reviaionsausschusse 
(Artikel  33)  oder  von  einem  oder  mehreren  Actiouären,  dessen, 
respective  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Tbeil  des  geuRinmteu  Actien- 
capitales  repräsentiit,  unter  Namhaftmachung  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände  beantragt  wird.  In  letzteren  beiden  Fällen  bat  die  Ein- 
berufung der  ausserordentlichen  Geneialversammlung  auf  einen  inner- 
halb 45  Tagen,  vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet, 
gelegenen  Termin  zu  erfolgen  (Artikel  37).  Die  Actionäre,  welche  die 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  verlangen, 
haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesell- 
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schaftscasse  oder  an  einer  anderen,  vom  Verwaltungsrathe  zu  bezeich- 
nenden Depotstelle  za  hinterlegen  und  gleichzeitig  in  einer  schriftlichen 
Eingabe  den  Gegenstand  und  die  Grttnde  anzugeben,  welche  den 
Anlass  zu  dem  gestellten  Begehren  bilden. 

Artikel  37. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der 
Abhaltung  erfolgen,  and  müssen  in  der  Einberufungskundmachung 
(Artikel  4)  die  zur  Verhandlang  in  der  Generalversammlung  bestimmten 
Gegenstände  zur  allgemeinen  Kenntnis»  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  Actien  nachzuweisen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  sind.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungsrathe  zu 
geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
kundmachung  nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden.  Nor  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung beschlossen  werden  (Artikel  238  H.  G.  B  ). 

Artikel  38. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätaactien,  welcher  mindestens  25  Stück  Actien 
spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmässig  einberufenen 
Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer  anderen 
in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhalten  deren  Besitzer  Legitimations- 
k arten,  welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die 
bezeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten 
(Artikel  40)  gelten. 

Artikel  39. 

Je  25  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätaactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  taugirt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Action&rs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätaactien  besteht. 

Artikel  40. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen  stimm- 
berechtigten Actionär  im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt  werden. 
Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen  oder  Statuten  massigen  Vertreter,  Frauen  durch  Bevoll- 
mächtigte aus,  welche  nicht  Actionäre  der  Gesellschaft  sein  müssen. 
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Artikel  41. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  fuhrt  der  Präsident  oder 
der  Viceprisident  des  Verwaltungsrathee,  in  deren  Verhinderung  ein 
vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmte«  Mitglied  desselben. 

Artikel  42. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
Aber  denselben; 

b)  die  Bestimmung  der  Anaahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathee  (Artikel  12  bis  15); 

e)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Beschlussfassung  über 
die  Verwendung  des  Gewinnes; 

d)  die  BeBchlussfassung  über  die  Aenderung  der  Statuten; 
t)  die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien ; 

f)  die  Beschluesfassung  über  die  Vergebung  des  Betriebes  der  gesell- 
schaftlichen Linien; 

g)  die  Beschlussfassung  über  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Linien; 

h)  die  Beechlussfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  ins- 
besondere die  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden 
an  eine  andere  Actiengesellecbaft,  gegen  Zuweisung  von  Actieu 
der  letzteren  an  dieselbe  (Artikel  215  H.  G.  B.); 

i)  die  Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  des  Actiencapitales 
(Artikel  7); 

k)  die  Wahl  des  Revisionsausschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz. 

Beschlüsse  über  die  in  den  vorstehenden  Punkten  d  bis  ein- 
schliesslich i  angeführten  Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung. 

Artikel  43. 

Zur  Beschlussfähigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  Anwesen- 
heit von  mindestens  sehn  Actionären  erforderlich,  welche  im  eigenen 
oder  Vollmachtsnamen  (Artikel  40)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des 
gesammten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  Artikel  42  unter  d,  e,  g,  h  und  »'  angeführten 
Gegenstände  jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst 
werden,  wenn  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  zehu  Actionftren 
mindestens  der  vierte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

Artikel  44. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  Artikels  43  binnen  einer  Stunde  nach  dem  für  die  Versammlung 
anberaumten  Zeitpunkte  bescblussfäbig,  so  ist  sie  binnen  acht  Tagen 
auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  neuerlich 
einzuberufen. 
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Die  «weite  Versammlung  ist  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
•ier  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände,  bezüglich 
dieser  jedoeb  in  jedem  Falle  und  obne  Bückgicht  auf  die  Zahl  der 
Actionäre  und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales 
giltigen  Beschluss  au  fassen  berechtigt,  was  in  der  Einberufungskund- 
machung ausdrücklich  angeführt  werden  ma». 

Artikel  45. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden;  die  im  Artikel  42,  Absatz  <f,  e,  gt  h  und  i  ange- 
führten Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von 
zwei  Drittel  der  vertretenen  Stimmen. 

Artikel  46. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschlossen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zettel vorgenommen. 

Als  gewühlt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmsettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zugleich 
aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit 
nicht  erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die 
meisten  Stimmen  erbielteu. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche 
Stimmenzahl,  so  ist  derjenige  als  gewählt  zn  betrachten,  welcher  zur 
betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach 
einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

Artikel  47. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer,  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren  gewählt.  TJeber  die  Verhand- 
lungen wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

Artikel  48. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  Zeichnung 
des  im  Artikel  6  festgesetzten  Actiencapitales  mittelst  Kundmachung 
in  der  „Salzburger  Zeitung"  durch  die  Concessionäre  einberufen. 

Die  constituirende  Versammlung  ist  bescblussfahig,  wenn  die 
Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Artikel  37   und  38  der  Statuten,  welche  sich  auf  die  Kundmachung 
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der  Einberufung  der  Generalversammlung  uad  auf  den  Erlag  der  Actien 
beziehen,  keine  Anwendung. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  hat  die  Mitglieder  des 
Verwaltnngsrathes  und  des  Revisionsausschussps  für  das  erste  Geschäfts- 
jahr (Artikel  18,  83  nnd  49)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  au  wählen; 
sie  hat  überhaupt  alle  Befugnisse,  welche  laut  Artikel  42  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind.  In  dieser  constituirenden  General- 
versammlung ist  die  erfolgte  Einzahlung  des  im  Artikel  6  bestimmten 
Actiencapitales  in  Gemässheit  des  Artikel  5  nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlung  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziebenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung  und  Gewinnverwendung. 

Artikel  49. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  am  81.  December. 

Das  erste  Geschäftsjahr  beginnt  mit  dem  1.  Jänner  1891,  be- 
ziehungsweise mit  dem  eventuellen  früheren  Eröffnungstage  einer  Tbeil- 
strecke  und  endet  mit  31.  December  1891. 

Artikel  50. 

Die  Rechnungen  werden  am  81.  December  jedes  Geschäftsjahres 
abgeschlossen  und  dem  Revisionsauesch  usse  zur  Prüfung  vorgelegt. 
Aus  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  allem  zn  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslageu ; 

2.  die  Zinsen  und  Tilgungsquoten  für  etwaige  Anlehen  und 
schwebende  Schulden; 

8.  die  für  Amortisation  des  Actiencapitales  erforderliche  Quote 
(Artikel  9). 

Von  dem  hienach  verbleibenden  Reste  werden  sodann: 

4.  ein  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmender  Betrag, 
jedoch  mindestens  5  Percent  für  den  Reservefond  (Artikel  51)  und 
eventuell  ein  weiterer  Betrag  nach  Beschluss  der  Generalversammlung 
in  den  Erneuerangafond  (Artikel  52)  hinterlegt,  sodann,  so  weit  zu- 
reichend, 

5.  eine  Dividende  bis  znr  Höbe  von  5  Percent  des  eingezahlten, 
nicht  amortisirten  Capital ea  an  die  Besitzer  von  Prioritätsactien  und 

6.  eine  Dividende  bis  znr  Höhe  von  5  Percent  des  eingezahlten, 
nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stamm  actien  ausbezahlt. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinerträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 
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Von  dem  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  6  angeführten  Erforder- 
nisse erübrigenden  Restbeträge  werden 

7.  10  Percent  dem  Verwaltungsrathe  als  Tantieme  zugewiesen; 

8.  der  alsdann  noch  erübrigende  Betrag  wird,  insofern  die 
Generalversammlung  nicht  anderes  beschließet,  als  Superdividende  auf 
die  Stamm-  und  Prioritätsaktien  wie  Genussscheiue  gleichroässig  auf- 
getheilt. 

Artikel  51. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  die  Mittel  zu  bieten  zur 
Bestreitung  allfälliger  aussergewöhnlicher  Nachschafl'ungen  und  zur 
Deckung  der  Kosten  für  Erweiterungen,  welche  nicht  durch  Capitals- 
vermehrung  aufgebracht  werden.  Dem  Reservefonde  werden  zunächst 
der  biezu  bestimmte  Effectivbetrag  von  72.000  fl.  des  Anlagecspitales, 
sowie  die  bei  der  Bauausführung  etwa  infolge  von  Minderleistungen 
gegenüber  dem  genehmigten  Projecte  erzielten  Ersparnisse  zugewiesen, 
und  wird  derselbe  ferner  gemäss  der  Bestimmung  des  Artikels  50, 
Ponkt  4,  insolange  dotirt,  bis  er  10  Percent  des  gesammten  Actien- 
capitales  erreicht. 

Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  Statuten- 
massige  Ergänzung  wieder  zu  beginnen. 

Dieser  Reservefond  hat,  insoweit  er  aus  dem  Anlagecapitale 
gebildet  ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  verbraucht 
sein  sollte,  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung,  sowie  des  Heimfalles 
der  concessionirten  Bahnlinien  in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates 
überzugehen. 

Artikel  52. 

Ueber  Beschluss  der  Generalversammlung  kaun  auch  ein  Er- 
neuerungsfond gebildet  werden,  welchem  die  Kosten  der  Erneuerung 
des  Oberbaues  und  der  Fahrbetriebsmittel,  so  weit  er  zureicht,  zu  ent- 
nehmen sind.  Diesem  Fonde  fliessen  sodann  insbesondere  zu: 

1.  die  von  der  Generalversammlung  jeweilig  aus  dem  Reingewinne 
zu  bestimmenden  Beträge  (Artikel  50,  Punkt  4); 

2.  die  Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  des  Altmateriales ; 

3.  die  Zinsen  des  Fondes  selbst. 

Artikel  53. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (Artikel  9), 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  (Artikel  50,  Z.  2),  Dividenden  und 
Superdividenden  (Artikel  50,  Punkt  5,  6  und  8)  erfolgt  an  der  Gesell • 
schaftscasse  oder  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten 
Zahlstellen. 

Alle  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden,  welche  nicht 
binnen  drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu 
Gunsten  des  Reservefondes  (Artikel  51). 
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Artikel  54. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Prioritäts-  und  Stammactien  wird 
längstens  sechs  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der 
Actien  nebst  dem  Betrage  der  letztfälligen  und  etwa  noch  unbehobenen. 
noch  nicht  verjährten  Coupons  bar  ausbezahlt  und  fUr  jede  getilgte 
Actie  sammt  dazugehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheinen 
und  Talon  ein  auf  Ueberbringer  lautender,  mit  Soperdividendencoupons 
und  Talon  versehener  Genussscheiu  (Artikel  9)  ausgefolgt. 

Solche  Genussscheine  berechtigen  zum  Bezüge  der  gemäss  Artikel  50, 
Punkt  8,  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  znr  Vertheilung 
gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  Artikel  50*,  Punkt  5  und  6,  erwähnten  Dpercentigen 
Dividende  participiren  die  Genusssebeine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalversamm- 
lung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales,  dann 
bezüglich  des  Stimmrechtes,  sowie  im  Falle  der  Auflösung  und 
Liquidation  der  Gesellschaft  rücksichtlich  des  Antheiles  an  den  gemäss 
Artikel  55,  alinea  2,  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stammactien  - 
einlagen  zur  Vertheilung  gelangenden  Ueberschüssen  des  gesellschaft- 
lichen Vermögens  sind  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgestellt. 

Das  Formulare  der  Genussscheine  ist  seinerzeit  von  dem  Ver- 
waltungsrathe  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

V.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen,  Insbesondere  Auflösung  der  Gesellschaft 
und  Liquidation,  Staatsaufsicht. 

Artikel  55. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversamm- 
lung Uber  die  Liquidation  zu  bescbliessen  und  die  Liquidatoreu  zu 
wählen.  Sollte  die  Generalversammlung  die  Beschlussfassung  über  diese 
Maßregeln  unterlassen,  so  findet  die  Liquidation  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  statt.  Die  Liquidatoren  können  mit  Genehmigung 
der  Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte 
und  Pflichten  der  aufgelösten  Gesellschaft  auf  Andere  übertragen. 

Sobald  die  Liquidatoren  ernannt  sind,  hört  die  Wirksamkeit 
des  Verwaltungsrathes  auf,  während  die  Befugnisse  der  General- 
versammlung und  des  Revisionsausschusses  auch  während  der  Liquidation 
mit  der  Modifikation  fortbestehen,  dass  die  Einberufung  der  General- 
versammlung durch  die  Liquidatoren  erfolgt.  Von  dem  im  Zeitpunkte 
der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  zunächst 
sämmtliche  Schulden  derselben  zu  tilgen.  Bezüglich  des  erübrigenden 
Vermögens  gemessen  sodann  die  Priori tätsactien  in  Betreff  des  einge- 
zahlten Capitales  das  Vorrecht  vor  den  Stammactien;  die  nach  der 
Deckung  der  Prioritäts-  und  Stammactieneinlagen  etwa  resnltirenden 

Die  RecbUurkunden  der  ««terr.  Eltcnbafanen.  III.  48 
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Ueberschüsse  jedoch  Bind  gleichmässig  unter  die  Besitzer  von  Prioritäts- 
und Stammactien,  respective  vou  Genussscheinen  im  percentualen 
Capitalsverhältnisse  zu  vertheilen. 

Artikel  56. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen 
getroßen  sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen. 
Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftverhältnisse  sind  vor  den  competenten 
Gerichten  auszutragen. 

Artikel  57. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  es  vorbehalten,  das  ihr  zustehende 
Aufsichtsrecht  durch  einen  von  ihr  ernannten  landesfürstlichen 
Commissär  auszuüben. 

Derselbe  hat  insbesondere  das  Recht,  den  8it*ungen  des  Ver 
waltungsrathes  uud  der  eventuell  von  demselben  bestellten  Comite-, 
sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  durch 
welche  er  die  Concessionsbestimmungen,  die  Statuten,  die  geltenden 
Gesetze  oder  die  Öffentlichen  Interessen  verletzt  erachtet,  Einsprache 
zu  erheben  und  dereu  Ausführung  zu  sistiren. 

Artikel  58. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  35536. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  28.  August  1890, 
Z.  16628,  beziehungsweise  11.  September  1894,  Z.  23162,  und  31.  MMrs  1895. 
Z  3165,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  8  December  1895. 

Baden!  m.  p. 
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I.  Localbahnen  im  Besitze  des  Landes  Steiermark. 

1.  Concessionsurkunde  vom  21.  November  1889,  R.  G.  Bl. 

Nr.  2  ex  1890, 

für  die  Localbahn  von  Will  nach  YVÖllan. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Bauunternehmer  Daniel  v.  Lapp  und  Eluard 
Klemensi  ewicz  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  Localbahn  von  Cilli  nach  Wöllan  gestellt  haben,  so 
finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unter- 
nehmens den  genannten  Concessionären  diese  Concession  auf  Grund  des 
Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie 
folgt,  zu  ertheilcn: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 

*)  Auf  Gruud  de»  steiermärkisohen  Laudesgesetzes  vom  11.  Februar  1890. 
L.  O.  Bl.  Nr.  22,  betreffend  die  Förderung  de»  Localeisenbahnweaens,  erwarb  der 
steiermärkische  Landesaussohuss  die  ConceBsionen  für  die  Localbahnen :  Cilli- 
Wöllan,  PölUohach-Gonobitz,  Wieselsdorf-Stainz,  Kapfenberg-Seebach-Au  und  für 
die  Marthalbahn  (Unzmark t- Mau terudorf). 

Für  die  Murthalbahn  wurde  in  der  Folge  im  Sinne  des  §  6,  aliuea  1  der 
Concessionsurkunde  vom  7.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  eine  Actiengesellschaft 
gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Pflichten  des  Landes  Steiermark  als  Con- 
cessionär  dieser  Bahn  eingetreten  ist. 

Da  diese  Veränderung  erst  während  der  Herausgabe  der  vorliegenden  Samm- 
lung eingetreten  ist,  so  musste  die  „Murthalbahn  Unzmarkt  Mauterndorf  in  Fest- 
haltung der  ursprünglich  aufgestellten  Eintbeilnng  an  dieser  Stelle  eingereiht  bleiben, 
dieselbe  wird  jedoch  in  einem  besonderen  II.  Abschnitte  behandelt. 

43» 


Digitized  by  Google 


076  Steiermärk ische  Landesbahneu. 

eieenbabn  von  Cilli  Uber  Schönstem  nach  Wöllan  mit  einer  Schlepp- 
hahn zn  den  Kohlengruben  bei  Skalis. 

Die  Localbahn  von  Cilli  nach  Wöllan  wurde  am  28.  Deceiuber  1891 
dem  Verkehre  Ubergeben.    Der  Betrieb  derselben  wird  auf  Grund  des  ßetriebs- 
21.  März 

Vertrages  vom  13  A^  1891  von  der  k.  k.  priv.  Sudbahngesellschaft  für  Rech- 
nung des  Landes  Steiermark  geführt. 

Bezüglich   der  Uebertragung  der  Couceasion  an   den  st  eiermärkischen 
Landesaussohass  siehe  Doo.  3. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten 

*  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzineung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und    der  Iostruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einscbluss 
der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebttbr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zu- 
kommenden, au9  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

cj  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  ConcessionBurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 
d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort    zu  beginnen,   binnen   längstens  zwei  Jahren,  vom 
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beatigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fettige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Con- 
ce8Bioosdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  5000  fl.  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  5. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbabftconcessionsgesetze  vom 
U.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  vou  den  in  der  Eisenbabnbetriebs- 
ordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungeu  und  Verkehrsvorschriften  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs- 
und  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit 
nach  dem  Ermesseu  des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird, 
und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden 
besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen.  Da- 
gegen wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritätsactien, 
welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den 


Digitized  by  Google 


«78 


Steiermärkisohe  Landesbahnen. 


Stammactien  geniesseu,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung  festzu- 
setzenden Bt  trage  auszugeben. 

Dieser  Absatz  bat  dnrob  die  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom 
8.  Mai  1891,  R.  O.  Bl.  Nr.  68  (Doc.  3),  eine  geänderte  Fassung  erhalten. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactieu  ein  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  darf  nicht  höher  als 
mit  6  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effektiven,  sowie  des  Nomiual- Anlage  capitales  der 
concessionirten  Bahn  sammt  Aufrüstung,  Fahrpark  und  Materialvorräthen 
unterliegt  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Gmndsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  und  der  Materialvorräthe,  sowie  der 
Dotirung  des  Reservefondes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  be- 
zahlten Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung- 
thatsäcblich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebfj ahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuteu,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Südbahngesellschaft  je- 
weilig in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwenduug  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landetschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversamm- 
lungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens, 
auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswache. 

Die  Concessiooäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militar- 
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transporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebs- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  steheiiden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juui  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragstiber- 
ehikommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeteu  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahtig«  Seilschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloscheo  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3 
festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Voll- 
endung des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§11,  lit.  b  des  Eisenbahuconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte 

§  9. 

Die  Concessionäre  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concession irten  Eisenbahnen  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  16  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  den  Betrieb  der 
concessionirteu  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung    der  Concessionäre  zu  führen. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  sind  durch  einen  mit  den 
Concessionären  abzuschlieseenden  Betriebsvertrag  zu  regeln. 

§  10. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
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zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsver- 
waltung berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge 
oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne  Theil- 
strecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung 
zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur 
insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der 
mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Conccssionsurkunde  vom  1.  Jäuner  1886  für 
die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§ 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinertragnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  Zeit  beziffert  und  wird  hieraus  der  auf  ein 
Jahr  entfallende  Reinertrag  berechnet. 

Sind  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  schon  sieben  Betriebsjahre  ab- 
gelaufen, so  werden  bei  der  Berechnung  des  durchschnittlichen  Rein- 
ei träges  die  zwei  ungünstigsten  Jahre  ausgeschieden. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemässbeit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durcbscbnittlicbe  Reinertrag  nicht  wenigstens  eben  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  jener  Annuität  gleichkommt,  die  zur  öper- 
centigen  Verzinsung  des  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  4für  die  con- 
cessionirte Bahn  genehmigten  Actiencapitales  (§  6,  Abs.  6,  7  und  8) 
und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  not- 
wendig ist,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der 
Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss 
festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  darin  zu  bestehen,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Durchschnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  inso- 
fern der  im  Absätze  2  vorgesehene  Fall  eintritt,  die  daselbst  an- 
geführte Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  am  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbe- 
zahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Oapitalszahlung  zu  leisten, 
welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 
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Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entachliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldveracbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuld  verschreibungeu  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse    der    Staatsschuldverschreibungen   gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genusa  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorrftthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
bereits  bestimmuogsgemäss  verwendet  worden  sind. 

Die  Punkte  1,  2,  3  und  4,  Absatz  1  de9  vorstehenden  Paragraphea  haben 
durch  die  Kundmachung  des  Handelsministeriums  vom  8.  Mai  1891,  R.  G.  Bl. 
Nr.  63  (Doc.  3),  eine  geänderte  Fassung  erhallen. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concepsion  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen uud  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahtparkes,  der 
Materialvorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  deB 
ans  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rticksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Concessionäre 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugebör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahu,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rticksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  eiu  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 
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Iui  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellscbaftstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmuug  haben 
die  Concessionäre  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Gescbäftslast 
eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren 
Höbe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unternehmung  von  der 
Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind- 
lichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsämtlicheu  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Conce8sion*urkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnisseu  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umstäuden  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  erubtlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concession  Ären  das  Recht 
ei u räumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
eiuundzwanzigsteu  Tage  des  Monates  November,  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachthundertachtzigundneun,  Unserer  Reiche  im  Einund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m  j>.  Dunajewski  m.  p. 
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2.  Concessionsbedingnissc 

für  die  Localbnlin  von  Cilli  nach  Wüllnn 
(U.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  7  ex  im). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projoctirto  Bahn  von  Hlli  naoh  Wöllan  ist  mit  einer  Spurweite  von 
1435  Meter  als  Localbahn  mit  Tag-  und  Naobtverkehr  für  eine  Maximalfahr 
geachwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebaeinrichtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
vorzulegen  und  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen 
der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
BetriebfUhrung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  »teilenden  Anforderungen  Folge  7U  leisten  und  sich  naoh  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  circa  386  Kilometer  lange  Buhn  beginnt  am  nördlichen  Ende  der 
Station  Cilli  der  SÜdbabnlinie  Wjen-Tiiest,  wendet  »ich  n*ch  Umfahrung  der  Stadt 
Cilli  gegen  Westen  und  gelangt,  im  Sannthale  fortziehend,  über  Sachsenfeld  und 
Heilenstein  nach  Ritzdorf,  hierauf  tritt  die  Bahn  in  das  Thal  des  Packbaches  ein 
und  führt  nunmehr  in  vorwiegend  nördlicher  Richtung  weiterziehend,  über  Schön- 
st ein  nach  Wöllan,  woselbst  die  gleichnamige  Endstation  angelegt  wird. 

Von  der  vorbeschriebenen  Localbahn  an  geeigneter  Stelle  abzweigend  ist 
ferner  noch  ein  oirca  19  Kilometer  langes  Sohleppgeleise  zu  den  Kohlengruben 
von  Skali*  auszuführen. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntraoe  können  nur  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen  werden, 
wenn  duroh  dieselben  die  vorerwähnte  Hauptrichtutig  der  Bahn  nicht  ver- 
ändert wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Concessiunare  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes  Cilli 
der  k.  k.  priv.  Sitdbnhngesellschaft.  sowie,  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes 
beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten  Gesellschaft  anzu- 
streben und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Ucbergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Bezüglich  Her  Bedingung»  n  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnbofdienstes  unterwerfen  die  Concessionäre  sich  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn 
nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  ferner  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermangelung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige  Wagen- 
benützung mit  den  inländischen  Nachbarbahnen  zu  bestimmen. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunter- 
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nehmungen  zum  Behuf«  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

In  Ermangelung  eines  Einverständnisses  bleibt  der  Staatsverwaltung  das 
Hecht  vorbehalten,  die  Bedingungen  für  die  Einmündung  von  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  festzusetzen. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  dir  Richtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten,  im  „Centralblatt  für  Eisenbahnen  und 
Dampfschiffahrt''  (Jahrgang  18*2,  Nr.  10)  angeführten  „Vorschriften  für  die  Be- 
stimmung der  Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  von 
Utbergangscurven  zwischen  Geraden  und  B?>gen  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstreeken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wiid  als  grösste,  aus  der 
Anwendung  dtr  vorstehenden  Vorschriften  sich  ergehende  durchschnittliche 
Steigung  10  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Steigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf. 

Ausnahmen  hiervon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Bahn  dürfen  nicht  unter 
200  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens 
1-6  Meter,  auf  freier  Bahn  aber  mindestens  3  5  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite vou  4"3  Meter  zu  erhalten,  falls  nicht  hei  letzteren  solche  Steinbanquette 
zur  Anwendung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen.  Im 
letzteren  Falle  wird  die  Breite  der  Bahnkrone  durch  die  im  Punkte  6  vor- 
geschriebene obere  Breite  des  bnhnplanums  bestimmt. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  Meter  Radins  und  darunter, 
sowie  bei  Aufdämmungeu  von  mehr  als  5  Meter  Höhe  ist  eiue  entsprechende  Er- 
weiterung der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

Die  Sohle  des  Seitenprahens  muss  in  Felseinschnitten  stets,  in  allen  sonstigen 
Einschnitten,  falls  nicht  Wandmauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von 
mindestens  0  4  Meter  erhalten.  Bei  Anwendung  von  Wandmauern  in  Einschnitten 
kann  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  0*3  Meter  betragen.  Iu  Felseinschnitten 
von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohleubreite  des  Seitengrabens  nach 
der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0  5  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  der  Inundirnng  der  Flüsse  ausgesetzt 
ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  1-0  Meter  über  dem  localen  höchsten 
Wasserstaude  liege  i 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Objecten  bis  zu  20  Meter 
totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstructioneu  von  Holz  angewendet  werden; 
hei  allen  grösseren  offenen  Objecten  sind  Eisencoustructionen  zu  verwenden. 

Bei  den  mehrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver 
Weise  herzustellen. 
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Bei  der  Anlage,  Bereohuung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrüoken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects 
herstellungen  erlaisene  Verordnung  de»  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  O.  Bl.  Nr.  209,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
uud  die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulässt,  gestattet, 
den  Berechnungen  für  die  Eisenconstruotionen  der  Bahn,  die  im  §  3,  lit.  h,  Absatz  1 
der  genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in  lit  a  und  b 
desselben  Paragraphen  normirten  Belastung  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Tbeile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen  und 
Wildbächen  in  der  Kegel  mindestens  10  Meter  «Iber  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  ans  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Minimal- 
gewicht per  laufendes  Meter  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellenvertheilung  ist  derart  zu  bemessen,  dass  die  Inanspruchnahme 
der  Schienen  per  Quadratcentimeter  höchstens  1000  Kilogramm  beträgt. 

Die  Eichen-  oder  Lärchenschwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen 
haben:  Länge  2  3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter, 
Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  800  Meter  Radius  und  darunter  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Haken- 
nägel nach  den  bei  der  k.  k.  General  inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen 
erliegenden,  einheitlichen  Oberbaunormalien  entsprechend  ,zu  verstärken. 

Der  Schotter körper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3  0  Meter  zu  erhalten,  falls  nicht  bei 
letzteren  Steinbanquette  zur  Ausführung  gelangen.  Bei  Herstellung  von  Stein- 
banquetten  in  Einschnitten  muss  die  Entfernung  der  äusseren  Oberkante  derselben 
von  der  Geleiseaohse  mindestens  19  Meter  betragen. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  in  der 
Geleiseachse  gemessen,  hat  bei  Dämmen  mindestens  0  26  Meter  und  in  den  Ein- 
schnitten mindestens  0  3  Meter  zu  betragen  In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des 
Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der  inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

Die  Länge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Haltestellen  soll  mindestens 
19  3  Peroent  der  Bahnbinge  betragen. 

Die  Verfassung  des  Projeotes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Oberbau- 
und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses  als  auch  ihrer 
räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Verwaltung 
zu  erfolgen. 

7.  Hochbauten. 

Die  für  den  Personen-  und  Zugförderuugsdienst  bestimmten  Hochbauten 
der  Stationen  dann  jene  für  die  Unterkunft  des  Babnpersonales  sind  in  definitiver 
Weise  herzustellen,  im  Uebrigen  aber  den  localen  Verhältnissen,  sowie  den  Ver- 
kehrsbedürfnissen  angemessen  und  in  den  von  der  betriebfahrenden  Verwaltung 
als  erforderlich  bezeichneten,  vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigten  Aus- 
masse zu  erbauen.  Haltestellen  sind  mit  einem  entsprechend  grossen,  gedeckten 
Warteraume  zu  versehen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Fassagieraborte  zu  erhalten. 

Die  Hocbbauanlagen  für  den  Güterdienst  können  aus  Riegelmauerwerk 
oder  auch  ganz  aus  Holz,  in  jedem  Falle  aber  müssen  sie  auf  einer  Unter- 
mauerung errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  jedoch  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 
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Alle  Stationen  und  Haltestellen  sind  mit  Aufschritttafeln  zu  versehen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  mit 
permaueuten  Dienstposten  hat  höchstens  5*ß  Kilometer  zu  betragen. 

In  den  zur  Wasserentnahme  bestimmten  Stationen  sind  solohe  Vorkehrungen, 
bei  welchen  zur  Wasserhebung  die  Locomotive.  beziehungsweise  deren  Dampf  in 
Anspruch  genommen  wird,  nur  über  specielle  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums gestattet. 

Die  Anlage  von  Warterhausorn  und  Signalhüttrn  in  der  onrrenten  Strecke 
ist  auf  jene  Stellen  zu  heschrXnken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Dieselben  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oder  aus  Blookwäuden  auf 
einer  Untermauerung  herzustellen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  We^sebrauken  und  ahnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Hegel  nicht  herzustellen 

8.  Betriebsei  nriohtuu  gen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  zu  versehen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kanu  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  FSlIe  dies  nothwendig  machen  würden.  Für  den  Betrieb  sind  indes 
ausser  den  sonstigen  akustischen  auch  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  Signule  zu  verwenden. 

Bei  Abzweigungen  aus  bestehenden,  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Stationen,  dann  bei  sämmtlicheu  Kreuzungsstationen  Kind  Distanzdeckungssignale 
aufzustellen.  Bei  Abzweigungen  aus  der  currenten  Strecke  von  dem  öffentlichen 
Verkehre  dienenden  Bahnen  sind  Ablenkgeleise  von  entsprechender  Lange  herzu- 
stellen und  die  einzulegenden  verriegel baren  Wechsel  mit  den  zugehörigen 
Seroaphoren  derart  zu  combiniren,  dass  die  volle  Sicherheit  des  Verkehres  ver- 
bürgt erscheint. 

9.  Fahrbetriebsinittel. 

Im  Falle  als  der  für  den  Fahrpark  vorgesehene  Betrag  nicht  der  betrieb- 
fiihrenden  Bahnverwaltung  behufs  dessen  Anschaffung  Ubergeben  wird,  sind  an 
Fahrbetriebsmitteln  mindestens  anzuschaffen:  4  Locomotiven  mit  je  3  Achsen, 
sämmtlich  gekuppelt;  10  Personenwagen;  3  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  nad 
Condueteurwagen) ;  170  Lastwagen  verschiedener  Gattung. 

Die  Pläne  für  die  Beschaffung  sämmtlicher  Fahrbetriebsmittel  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung 
den  Bestimmungen  der  Haudelsrainisterialverordnung  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(„Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen.  Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen.  Nach  erfolgter  Genehmigung  dieser  Plane 
wird  entschieden  werden,  inwieweit  von  der  im  §  3,  lit.  h  der  Verordnung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  erwähnten 
Ermässigung  der  Verkehrslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

10.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsinittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  da»J 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

11.  Schlussbestimmung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  falls  die  Bahn  späterhin  entweder 
bezüglich  einzelner  Theilstrecken  oder  in  ihrer  ganzen  Länge  durch  eine  Fort- 
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Setzung  der  Linie  oder  durch  den  Anschluss  fremder  Bahnen  in  den  Tracenzng 
einer  Durchzugslinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen  nnd  Er- 
gänzungen au  der  Buhn,  sowohl  in  der  currenteu  Strecke  als  auch  in  den 
Stationen,  ferner,  wenn  erforderlich,  bei  den  Betriebseinrichtungen  und  dem  Fahr- 
parke auszuführen,  welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  au»  diesem 
Anlasse  etwa  angeordnet  werden  sollten. 


Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassification 
nnd  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestiiumungeu  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  drei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Reiu- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Auch  behält  sich  das  k.  k.  Handelsministerium  vor,  im  geeigneten  Zeitpunkte 
die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühleuindustrie  etwa  gebotenen  Verfügungen 
hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu  treffen. 


Iu  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  der  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutztbiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Landern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägigen 
Frachtpreise  herabzumindern. 


Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen;  das  Gleiche  gilt  auch  bezüglich 
deren  eventueller  Begleitung. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  ho  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezü^lioh 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correapondenzen,  welohe  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Directum  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahniintemehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 


II.  Betrieb. 


1.  Personen-  und  Gütertarife. 


2.  Nothstandstarife. 


3.  Leistungen  für  die  Post  anstatt. 
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4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenaustalt. 


Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleituugen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt 
herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen 
eino  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grand  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  ooncessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegrapbenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich  schliesslich,  sich  bezüglich  der 
concessionirten  Bahu  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege 
durchzuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den 
Looalbahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  8taatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsioht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus 
Gefiillsrücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  deu  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zweoke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck e  unentgeltlich  befördert  werden. 


Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosteu  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
ermässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezucbtan stalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuohtaustalten  veranlassten  Sendunge  n  und 
deren  Begleitung  gemessen,  soweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife,  Z.  1  und  2,  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke,  Z.  3  bis  7,  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  19.  December  1889. 


6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 


Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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3.  Knndinachnng  des  Handelsministeriums  vom  8.  Mai  189J, 

R.  G.  Bl.  Nr.  63, 

betreffend  die  Uebertragung  der  Concession  für  die  Localbahn  Cllli*Schön- 
stein-Wöllan  an  den  stelermiirkistihen  Landesaussehuss  und  die  Aenderang 
einiger  Bestimmungen  der  bezüglichen  Allerhöchsten  Concessionsurkunde. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  EntSchliessung  vom  16.  April  d.  J. 
wurde  die  den  Bauunternehmern  Daniel  v.  Lapp  und  Eduard  Klemen- 
siewicz  in  Wien  unterm  21.  November  1889  ertheilte  Allerhöchste 
Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  normalspurigen  Localbahu 
von  Cilli  Uber  Schönstein  nach  Wöllan  an  den  steiermärkiscben  Landes- 
ausschuss  übertragen  und  sind  bei  diesem  Anlasse  die  Bestimmungen 
in  den  §§  6  und  11  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  21.  No- 
vember 1889  (R.  6.  Bl.  Nr.  2  ex  1890)  für  die  genannte  Localbahn 
in  nachstehender  Weise  abgeändert,  beziehungsweise  ergänzt  worden: 

§  6,  Abs.  2,  hat  zu  lauten: 

„Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  welche  nur  auf  öster- 
reichische Währung  lauten  dürfen,  ist  insolange  und  insoweit  ausge- 
schlossen, als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  nach  den 
vom  Handelsministenum  zu  prüfenden  Ausweisen  als  dauernd  gesichert 
erscheint." 

Im  §  11  bat  Punkt  1,  2,  3  und  4,  Abs.  1,  zu  lauten: 

„1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  drei  Jahre  ermittelt, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  beiden  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  Reinertrag  des  erübrigenden  Jahres  beziffert. 

Wenn  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  dritten  Betriebsjahres 
erfolgen  sollte,  so  ist  der  Einlösungspreis  nach  dem  nachgewiesenen 
höchsten  Jahresertrage  der  der  Einlösung  vorangegangenen  Jahre  zu 
berechnen. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Abs.  1 
ermittelte  Reinertrag  nicht  wenigstens  jenen  Jahresbetrag  erreichen, 
welcher  zur  Verzinsung  uud  planmäßigen  Tilgung  der  zur  Auf- 
bringung des  effectiven  Anlagecapitales  ausgegebenen  Schuldverschrei- 
bungen des  steiormärki8chen  Landeseise nbahnanlehena  erforderlich  ist, 
so  wird  dieser  zur  plaomässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld- 
verschreibungen erforderliche  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des 
Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  für  die  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmung 
hat  an  Stelle  des  vorhin  bezeichneten  Jabresbetrages  jener  Jabresbetrag 
zu  treten,  welcher  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  mit  Genebmi- 
gung  der  Staatsverwaltung  etwa  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  er 
forderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  die  zur 
5percentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  für  die  con- 

1>I.  Reebttnrknodan  der  SiKrr.  Bl.«nb«bo«n.  m.  44 
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cessionirte  Bahn  genehmigten  Actiencapitalee  und  aar  Tilgung  dea 
letzteren  innerhalb  der  ganzen  Coocesaioosdauer  nothwendig  ist. 

3.  Die  au  leistende  Entschädigung  hat  darin  au  bestehen,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  Übrigen  Conceaaionadauer  das  Er- 
trägniss  im  Sinne  des  Abs.  1,  beziehungsweise  wenn  einer  der  im 
Abs.  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  der  daselbst  angeführte  Jabres- 
betrag  in  halbjährigen,  nachhinein  fälligen  Raten  auabezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer,  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capit  als  Zahlung  au 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  au  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswertb.es  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Abs.  3  halbjährig  au  leistenden  Zahlungen,  zum  mindesten  aber  dem 
Nominalbetrage  der  aur  Aufbringung  des  effectiven  Anlage  es  pitales  aus- 
gegebenen Schuldverschreibungen  des  6teierm8rkischen  Landeseisenbahn- 
anlehena  gleichkommt. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actieogesellschaft  für  die  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmung 
hat  die  vorerwähnte  Capitalszahlung  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte 
der  Einlösung  nach  dem  genehmigten  TilguugBplane  noch  aushaftenden 
Prioritätsobligationen  zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf 
Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswertbes  der  nach  den  Bestimmungen 
im  Abs.  3  ausser  den  zur  planmassigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  au  leistenden 
Zahlungen  gleichzukommen." 

Bacquehem  m.  p. 

4.  Concessionsurkunde  vom  14.  Mai  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  90, 

fttr  die  Localbahn  von  Pöltschack  nach  Gonobitz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  steiermärkische  Landesausscbuas  die  Bitte  um  Er- 
theilung  der  Concesaion  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
Pöltschach  nach  Gonobitz  gestellt  bat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten 
Landesausschusse  diese  Concesaion  auf  Grund  dea  Eieeobabnconcessions- 
pesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der 
Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  De- 
cember  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  I. 

Wir  verleihen  dem  steiermärkischen  Landesausscbusae  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführen- 
den Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Pöltschach  der  Linie  Wien- 
Triest  der  k.  k.  priv.  Südbabn  nach  Gonobitz. 
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Die  ErOffnnng  der  Localbahn  von  PölUchaoh  nach  Gonobita  fand  am 
20.  December  1892  statt.  Der  Betrieb  wird  anf  Grand  des  Betriebsvertrage*  vom 
14.  Juli  1893  von  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellsohaft  geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessioosurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begttnslignngen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Unternehmung  abzuschließenden  Verträge,  zu  überreichenden 
Eingaben,  von  derselben  au  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  su  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbafiung,  der  Sicherstellung  der  Capitalaverzinsnng 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  anf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An* 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Auf- 
gabe der  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschaffuDg  für  die  erste  Anlage 
und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Einver- 
leibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der  Prioritäts- 
obligationen bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten  oder  auf 
andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schlug»  den  ersten  Betriebejahres  (lit.  o,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebübr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetsen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zukommen- 
den, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertbeilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  su  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb»  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebuhren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  ein  und  einem  halben 
Jahre,  vom  heutigen  Tsge  an  gerechnet,  zu  vollenden,  utd  die  fertige 
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Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der 
ganzen  Concessionsdauer  in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  BautermineB  hat  der  Con- 
cessionär über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  *• 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Scbleppbahne.n  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen  in 
Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  Concessionär  die  Zustimmung 
der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener 
Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung  der  Zustimmung 
zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
nrkunde  und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Con- 
cessionsbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  GeseUen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  schmalspurige  An- 
lage und  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die 
vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden. 

§  6.  • 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
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zusetzenden  Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  bat. 

Die  Auagabe  von  Prioritätsobligationen y  welche  nur  auf  öster- 
reichische WäbruDg  lauten  dürfen,  ist  insolange  und  insoweit  ausge- 
schlossen, als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  nach  den 
vom  Handelsministerium  zu  prüfenden  Ausweisen  als  dauernd  ge- 
sichert erscheint. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts 
actien,  welehe   bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung   den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festgesetzten  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  ans  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden  hat, 
darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten 
Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung  thatsächlich 
erwachseneu  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in 
Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfölligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseiurichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
bat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prforitätsobligationen,  Stamm-  uud  Prioritätsactien  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  be- 
sorgt werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförderung 
von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rückpichtlich 
der  Begünstigungen  reisender  Militärs   bei  den  österreichischen  Staats 
bahnen  jeweilig  iu  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichst) älften,  auf  die  Landesschützen  Tirols, 
und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des   Aerars,  sondern 
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auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  su  den  Waffen- 
übungen und  Controlsversammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps 
für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die 
militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  Aber  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstuogsgegenständen  für  Militär- 
tr ans p orte,  die  Leistung  gegenseitiger  Auahilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtrangporte,  ferner  dem  mit  1.  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrageübereinkommen  bezüglich  des  Trans- 
portes der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur 
Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beisutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf 
Eisenbahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisen- 
bahnwesen im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft 
mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn. 
Die  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das 
Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art 
treten  für  den  Concessionär  in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben 
amtlich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als   deren  Erfüllung   nach   Maesgabe  der  schmalspurigen  Bahnanlage, 
sowie  des  secundären  Charakters  dieser  Linie    und  der  demzufolge  ge 
währten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebs- 
system durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  "Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterof&ciere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  au  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirunga- und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum  Zwecke 
von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen  auf 
einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strasse  seitens  der  Militär- 
behörde für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  deß  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  angerechnet,  fest- 
gesetzt und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
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des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  fiberlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  15  Jahren,  vom  Tage  der  BetriebseröffnuDg  an  gerechnet,  den 
Betrieb  der  concessionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe 
eine  directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate 
betriebenen  Bahnen  erlangen  sollte,  zu  fibernehmen  und  während  der 
sodann  noch  übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs 
zu  führen. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen 
zwischen  der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzuscbliessenden 
Betrie bsvertrag  geregelt  werden. 

§  H. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen : 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der  Ein* 
Uteung  vorausgegangenen  Zeit  beziffert  und  hieraus  der  auf  ein  Jahr 
entfallende  Reinertrag  berechnet. 

Sind  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  schon  sieben  Betriebsjabre  ab- 
gelaufen, so  werden  bei  der  Berechnung  des  durchschnittlichen  Rein- 
ertrages die  Reinerträgnisse  der  ungunstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Qemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung 
der  zur  Aufbringung  des  effectiven  Anlagecapitales  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen des  8teiermärki8chen  Landeseisenbahnaulehens  erforderlich 
ist,  so  wird  dieser  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld- 
verschreibungen erforderliche  Jahresbetiag  als  das  der  Bemessung  des 
Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  für  das  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmen  hat 
an  Stelle  des  vorhin  bezeichneten  Jahresbetrages  jener  Jahresbetrag  zu 
treten,  welcher  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  etwa  auegegebenen  Prioritätsobligationen  erforderlichen 
Annuität,  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  die  zur  4percentigen 
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Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  für  die  concessionirte  Bahu 
genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der 
ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  besteben,  dass  dem 
Concessionär  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das  Ertrigniss 
im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insofern  einer  der  im  Ab- 
sätze 2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  der  daselbst  angeführte  Jahresbetrag 
in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes  Jahres  nachhinein 
fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen,  zum  Mindesten  aber  dem 
Nominalbetrage  der  zur  Aufbringung  des  effectiven  Anlagecapitales  aus- 
gegebenen Schuldverschreibungen  des  steiermärkischen  Landeseisenbabn 
anlebens  gleichkommt. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  für  das  den  Gegen 
stand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmen 
hat  die  vorerwähnte  Capitalszahlung  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte 
der  Einlösung  nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  aushaftenden 
Prioritätsobligationen  zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf 
Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen 
im  Absätze  3  ausser  den  zur  planmäesigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden 
Zahlungen,  zum  mindesten  aber  dem  Nominalbetrage  des  seitens  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  Actiencapitales  gleichzukommen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  bat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungepreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemass  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
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liehen  and  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Material  vorrät  he  und  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionär  das  Eigentbum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  beson- 
deren Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
der  Concessionär  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseiniichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehuog  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere  die 
projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  de« 
Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaftsatatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  Bistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternebmung 
hat  der  Concessionär  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851.  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind 
lichkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  wird  der  Concessionär  enthoben. 

§  14. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
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Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Con- 
ceseiooBbedingnisBen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maseregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  fflr  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
Wien,  am  vierzehnten  Tage  des  Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausend  achthundert  neunzig  und  zwei,  Unserer  Reiche  im  Vier- 
undvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p  Steinbach  m.  p. 

5.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  ron  der  Station  Pöltschach  der  k.  k.  prlv.  Sttdbahn- 

gesellsehaft  nach  Gonobitz 

(H.  M.  Yer.  Bl.  Nr.  75  ex  1692). 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  der  Station  Pöltschach  der  k.  k.  priv.  Südbahn- 
gesellschaft nach  Gonobitz  ist  mit  einer  Sparweite  von  0  76  Meter  als  Localbahn 
mit  Tag-  und  Nachtverkehr  vorläufig  für  eine  Maximalfahrgesobwindigkeit  von 
26  Kilometer  per  Stande  anzulegen  and  einzurichten. 

Auf  dieser  Bahn  wird  ausser  dem  Verkehre  mit  den  eigenen  Fahrbetriebs- 
mitteln noch  jener  von  normal  »purigen  Lastwagen,  jedoch  nur  im  Wagenladung«- 
verkehre,  und  zwar  mittelst  Benützung  von  Bollschemeln  und  unter  Beobachtung 
von  besonderen  durch  das  k.  k.  Handelsministerium  für  diesen  speciellen  Verkehr 
noch  zu  ertbeilenden  Vorschriften  gestattet. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  fUr  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  Uberhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Conoessionär  allen  beim  Baue,  sowie  wahrend  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten 
nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sioh  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Tracc. 

Die  zu  erbauende  circa  16  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Station 
Pöltschach  der  Linie  Wien-Triest  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  und  führt 
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vorerst  südlich  des  Bahnkörpers  hinziehend  bis  zur  Drannübersetzung  der  letzt- 
genannten Bahn.  Nach  erfolgter  Mitbenützung  der  Strassenöffhung  des  Südbahn- 
viaductes  Aber  den  Drannfluss  und  der  Bezirksstrasse  nach  Gonobitz,  wird  die 
Bahn  im  Drannthale  aufwärts,  Aber  Heiligengeist  und  Gattersdorf  naeh  Gonobitz 
geführt,  woselbst  östlioh  dieses  Ortes  die  Endstation  anzulegen  ist. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  duroh  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich  wegen  MitbenÜtsuug  des  Anschlussbahn- 
hofes Pöltsehaeh,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  priv.  Slldbahngesellschaft  anzustreben 
und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorgu  zu  tragen. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
•lee  k.  k.  Handelsministeriums,  •  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschluss- 
b.ihn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Ebenso  unterwirft  sioh  der  Concessionär  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Naohbarbabnen  ein 
Einverständniss  über  die  eventuelle  Wagenbenützung  dieser  Bahnen  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  oonoessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternehmungen  zum  Behnfe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Bahn  angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und  den 
Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch 
die  Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Riohtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangscurven 
herzustellen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibehaltenem 
Centrum  empfohlen  wird. 

Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden  der  Uebergangscurve  in  der 
definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade,  für  die  Constante  3000  und 
1500,  mindestens  eine  Länge  von  10,  beziehungsweise  7  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven entscheidet  die  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisen- 
hahnen. 

Hinsichtlich  der  rechnungsmassigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  „Eisenbahnen 
und  Schiffahrt"  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  ver- 
wiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich   der  Zugwiderstände    in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
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durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärte 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüchen  stets  Gefällsabrundungen  mit  entsprechend 
grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welehen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn- 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezetcbneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche* 
Steigung  18  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2'5  pro  mille  nioht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter  60  Meter 
betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  mit  Rücksicht  auf  den 
mittelst  Rollschemel  stattfindenden  Verkehr  von  normalspurigen  Lastwagen  im 
Allgemeinen  von  Mitte  zu  Mitte  mindestens  4  0  Meter  betragen,  bei  Anlage  von 
Perrons  zwischen  den  Geleisen  ist  diese  Geleiseentfernung  um  0  5  Meter,  zu  ver- 
grössern. 

Im  Anschlussbahnhofe  muss  die  Mitte  des  normalspurigen  UeberladegeleiseB 
von  jener  des  naohBten  schmalspurigen  Ncbengeletses  2*9  Meter  entfernt  sein. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  hei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbanquette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem 
Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Auf  dämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhung 
und  Erbreiterung  der  Dammkrone  Uber  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise  Breite 
auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  100 
oder  weniger  als  100  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0  26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabeos  mindestens 
0*3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0*35  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  6  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreite 
des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Abstand 
von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0-60  Meter  betrügt 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besSmen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flusse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbankrone  mindestens  0*5  Meter  Uber  den  looaleu, 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden,  offenen  Unterbauobjeoten  bis  zu 
•4*0  Meter  Einzellichtweite  (in  der  Bahnriohtung  gemessen)  dürfen  Trag- 
constmetionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbauobjeoten 
mit  grösseren  Lichtweiten  sind  Eisenconstruotionen  zu  verwenden.  Bei  mehr- 
fcldrigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Babn- 
überbrückungen   nnd  Zufahrtsstrassenbrücken   ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
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berstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Mit  Rücksicht  anf  den  gestatteten  Verkehr  normaispuriger  Güterwagen 
mittelst  Rollschemeln  wird  jedoch  das  im  §  2  (Ter  genannten  Verordnung,  dessen 
sonstige  Bestimmungen  vollinhaltlich  aufrecht  bleiben,  normirte  Lichtraumprofil 
.durch  ein  anderes  für  diesen  speciellen  Fall  angepasstes  Liobtraumprofil  zu  er- 
setzen sein,  welches  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  dem  Concessionär  vor- 
geschrieben werden  wird. 

Ferner  werden  im  Sinne  des  §  6,  alinea  1  dieser  Verordnung  die  im  §  3 
derselben  enthaltenen  Bestimmungen  insofern  abgeändert,  dass  bezüglich  der  bei 
Bereehnung  der  Brücken  dieser  Bahn  zu  Grunde  zu  legenden  Verkehrslasten 
seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  speoielle  Vorschriften  ertheilt  werden. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  offener  '  Unterbau- 
objecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbachen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter  über 
den  bekannten  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungeu  für  die  Benützung  von  Strassen  zur 
Anlage  der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  oompetenten  Strassenbehördeu  einzuholen. 

«.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  auf  Querschwellen  und  im  System  des  schwebenden 
Stosses,  sowie  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fabrbetriebsmittel  auszuführen. 

Hiebei  darf  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  betragen. 

Die  Detailconstruction  des  Oberbaues  unterliegt  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k  Handelsministeriums. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstabl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  17*8  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen: 

Länge  1-6  Meter,  obere  Breite  14  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter 
and  Höhe  13  Centimeter. 

In  Bögen  von  200  oder  weniger  als  200  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  die  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken. 

Bei  Verwendung  von  Schwellen  aus  weichem  Holze  in  Bögen  von  weniger 
als  100  Meter  Halbmesser  müssen  sämmtliche  Schienenbefestigungsstellen  mit 
Unterlagsplatten  versehen  werden. 

Der  Schotterkörper  hat  in  der  Höhe  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbauqnctte  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseaohse  mindestens  14  Meter 
betragen  moss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohieuenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  26  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Sohotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
innereu  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnabmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen  aber 
den  loealen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrsbedürfnissen  angemessen  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend,  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Bahngebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauten  für  deu  Zug- 
förderung«- und  Güterdienst  Können  aus  Rieg elmauerwerk,  jene  für  den  Güterdienst 
eventuell  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  Unter- 
mauerung errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  loealen  Bauvorschriften  herzustellen. 
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Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  8igualbütten  in  der  freien  Bahn  ist 
auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  die«  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriams 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärter hlaser  sind  entweder  ans  Ziegeln  oder  8tein  zu  erbauen  oder 
ans  anf  einer  Unterraauerung  ruhenden  Bloekwinden  tu  errichten. 

Station»-  nnd  Bahneinfrieduugen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Sohranken  nicht 
versehene  Wegubersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je  naoh  den 
örtlichen  Verbältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  anf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnongssänlen  für  den  Locomotivftlbrer 
erhalten. 

8.  Stationen. 

Sämmtliche  Stationen  nnd  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  tu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte* 
räum  heraustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  maohen. 
Bei  Aufnabmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hanptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite  als  auoh  an  beiden  Stirnseiten  der- 
selben  anzubringen. 

9.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenspreohleitung  oder  Telephonleitung  zu 
versehen. 

Die  Anwendung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen 
und  akustischen  Signale  zu  verwenden. 

In  der  Anschlussstation  Pöltsohach  ist  ein  Distanzsignal  auszuführen,  dessen 
Stellung  in  entsprechende  mechanische  Abhängigkeit  von  jener  der  Weichen  zu 
bringen  ist. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  2  Tenderlocomotiven; 
dieselben  erhalten  beiderseits  anmontirte  Sohneepflugschafen;  4  Personenwagen, 
2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteurwagen) ;  die  Personen-  und  Dienst- 
wagen sind  heizbar  einzurichten;  12  Lastwagen  verschiedener  Gattungen,  2  Gar- 
nituren Rollschemel.  Die  Hälfte  sämmtlicher  Wagen  ist  mit  Bremsvorrichtungen 
zu  versehen. 

Das  beim  Baue  der  oben  angeführten  Fahrbetriebsmittel  einzuhaltende 
Lichtraumprofil  wird  dem  Concessionär  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  be- 
kannt gegeben  werden. 

Die  grösste  Breite  aller  Wagen,  einschliesslich  der  vorspringenden  Theile 
derselben  wird  mit  2*2  Meter,  das  Maximum  des  festen  Radstandes  derselben  mit 
2*0  Meter  festgesetzt. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  jenen  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(„Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen,  welche  sinngemäss  auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  bat  vor  Verfassung  der  Projeotspläne  für  die 
Unterbauobjecte  und  den  Oberbau  der  Bahn  zu  erfolgen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zn  beschaffen. 


Digitized  by  Google 


Steiermark iscbe  Landesbahnen. 


703 


Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insoferne  engestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inllndisohe  Werke  nicht  in  der  Lage  waren,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen*  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefer- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

I.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassifioation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterließen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nebmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tariftbeil  I  der  österreiohisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  über  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Bahn  An- 
wendung zu  finden  haben. 

Auch  wird  der  Concessionär  sieh  den  Anordnungen  wegen  des  Beitrittes  zu 
einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den  Personenverkehr  zu  fügeu  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzliehen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

8obald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmassige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten  Zeit- 
punkte die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlen  Industrie  etwa  gebotenen  Ver- 
fügungen hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothslandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln für  Mensohen  und  Nutsthiere  in  den  im  Reiehsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  naoh  Erforderniss  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Conce«Monär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Ansprach  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen.  Die  Feststellung  der  Fahrpläne 
der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vor- 
schriften mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Looalitaten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Concessiooär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahuunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 
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4.  Leistungen  für  die  Staatittelegraph  cn  Anstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirang  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
oach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungou  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  för  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  »teht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benätzten  Grund  und 
Boden  olme  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionär  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  conoessionirteu  Bahn  die 
Materialien  im  )  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtransporte 
gütigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zu 
verwahren. 

Der  Couceasionär   ist  schliesslich  verpflichtet,  sicli  bezüglich   der  conce» 
»ionirtcn  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch* 
zufflhrenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  au  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von   Staatsbediensteten   bei  Dienst- 
reisen 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  deu  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  GefälU- 
rflcksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  biefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

7.  Sendungen   für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarif«  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  8  bis  ?)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  bat  dor  Concessionär  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  13.  Juni  1892. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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6.  Concessionsurknnde  vom  14.  Mai  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  91, 

für  die  Loealbahn  von  Wieselsdorr  nach  Stainz. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Steiermark ische  LandesausschuBB  die  Bitte  um  Er- 
th eilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Loealbahn  von 
Wieselsdorf  nach  Stainz  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten 
Landesausschusse  diese  Concessiou  auf  Grund  des  Eisenbabnconcessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Ge- 
setze vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  Deeember 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertbeilen: 

§  L 

Wir  verleiben  dem  gteiermärkischen  Landesausschusse  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  schmalspurige  Loealbahn  aaszuführen- 
den Locomotiveiaenbahu  von  der  Station  Wieselsdorf  der  Linie  Lieboch- 
Wies  der  k.  k.  priv.  Graz- Kofi  ach  er  Eisenbahn  nach  Stainz. 

Die  Loealbahn  von  Preding- Wieselsdorf  nach  Stainz  wnrde  am  27.  No- 
vember 1892  eröffnet.  Der  Betrieb  derselben  wird  auf  Grund  des  Betriebs- 
vertrages vom  14.  Juli  1893  von  der  k.  k.  priv.  SüdbalingeseUschaft  gefuhrt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurknnde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle 
von  der  Unternehmung  abzuscbliessenden  Verträge,  zu  über- 
reichenden Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden, 
ferner  für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  be- 
wirkenden bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amts- 
handlungen und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten 
Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalabescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung; 
6)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffuug  für  die  erste  Au  läge  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
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verleibuug  des  Pfandrechtes  auf  die  aar  Sicherstellung  der  Prioritäts- 
Obligationen  bestimmten  eisenbahnbttcherlicben  Einheiten  oder  auf 
andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  at  Z.  2)  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

<;)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Co d cessio n  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempel  gebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  ge- 
nannten Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  ein  und  einem 
halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die 
fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  ange- 
messenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillen  gel  dem  geeigneten  Werth- 
effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche 
Strassen  in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  Concessionär 
die  Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strasseu  Verpflichteten,  be- 
ziehungsweise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur 
Ertheilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strassen  nach  den  be- 
stehenden Gesetzen  berufen  sind. 

§  5- 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Conceasionsurkunde 
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und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriehes  wird  von  den  in  der  Eisenbabn- 
betriebsordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestiinmungen  vorge- 
schriebenen Sicherheitsvorkehiungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  schmalspurige  An- 
lage und  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  uud  werden  diesfalls  die 
vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  welche  nur  auf  öster- 
reichische Währung  lauten  dürfen,  ist  insolange  und  insoweit  ausge- 
schlossen, als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  nach  den 
vom  Handelsministerium  zu  prüfenden  Ausweisen  als  dauernd  gesichert 
erscheint. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  geniessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festgesetzten  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höber  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal aulagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  be- 
zahlten Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung 
thatsächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus« 
lagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
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können  die  diesfalligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben« 
den  Prioritätsobligationen,  Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

§  ». 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beför- 
derung von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie 
rücksichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichi- 
schen Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr  und 
den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützeu  Tirols,  und 
zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei 
dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Con- 
trolversammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheits wache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Milit&r- 
transporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  dem  mit  1.  Juni 
1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  bezüglich 
des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär- 
ärars zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft  mit 
dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn.  Die 
erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das 
Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art 
treten  für  den  Concessionär  in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben  amt- 
lich zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  der  schmalspurigen  Bahnanlage,  so- 
wie des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und  der  demzufolge  ge- 
währten Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebs 
System  durchführbar  erscheint. 
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Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  6.  61.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Lau d  wehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  deö  Betrieb  der  concessionirten 
Hahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  der  Bahn  benutzten  öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn  - 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  au  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne 
des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbabnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den 
Betrieb  der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  über- 
lassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf 
von  15  Jahren,  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  an  gerechnet,  den  Be- 
trieb der  concessionirten  Bahn,  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs  zu  führen. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen  zwischen 
der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzuschliesseuden  Betriebs- 
vertrag  geregelt  werden. 

§  ii. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Babn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während   der   dem  Zeitpunkte  der 
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EinlösuDg  vorausgegangenen  Zeit  beziffert  und  hieraus  der  auf  ein  Jabr 
entfallende  Beinertrag  berechnet. 

Sind  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  schon  sieben  Betiiebsjahre  ab- 
gelaufen, so  werden  bei  der  Berechnung  des  durchschnittlichen  Bein- 
ertrages die  Beinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Beinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  Verzinsung  und  planmäßigen  Tilgung 
der  zur  Aufbringung  des  effectiven  Anlagecapitales  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen des  steiermärkischen  Landeseisenbahnanlehens  erforder- 
lich ist.  so  wird  dieser  zur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Schuld vei Schreibungen  erforderliche  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung 
des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Beinerträgniss  festgesetzt» 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  für  das  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmen  hat 
an  Stelle  des  vorhin  bezeichneten  Jahreebetrages  jener  Jahresbetrag  zu 
treten,  welcher  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  etwa  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  erforderlichen 
Annuität,  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  die  zur  4percentigen 
Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  für  die  concessionirte  Babu 
genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb 
der  ganzen  Concessionsdauer  noth wendig  ist. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  das* 
dem  Concessionär  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Ertrfigniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der 
im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  der  daselbst  angeführte  Jahres- 
betrag in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden  Jahre6 
nachhinein  fälligen  Baten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Becht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  5  Peicent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Oapitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen,  zum  mindesten  aber  dem 
Nominalbetrage  der  zur  Aufbringung  des  effectiven  Anlagecapitales  aus- 
gegebenen Schuldverschreibungen  des  steiermärkischen  Landeseisenbahn- 
anlehens gleichkommt. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  für  das  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmen  hat 
die  vorerwähnte  Capitalszahlung  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte  der  Ein- 
lösung nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  aushaftenden  Prioritäts- 
obligationen zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet, 
discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im  Absätze  3 
ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobli- 
gationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen, 
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zum  mindesten  aber  dem  Nominalbetrage  des  seitens  der  Staatsverwal- 
tung genehmigten  Actiencapitales  gleichzukommen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszablung  entachliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverachreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
liehen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fabrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthe  und  der  aus  dem  Aulagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen 
Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Con- 
cessionär von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze 
ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugebör  der  Eisenbahn 
bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
.allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
(i»ss  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 
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Im  Falle  der  Bildung  einer  Actieugesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwahungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellecbaftsvorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beisuwobnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Con- 
cession  oder  den  Gesellfehaftsetatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise 
den  öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen 
an  Bistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich 
die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  der  Coneeesionär  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den 
•Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten 
in  Bezug  auf  den  Eisatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  gef&lls- 
ämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug 
auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten 
wird  der  Concessionär  enthoben. 

§  1*. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  iu  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionftr  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren 
Gerichten  auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel,  in  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien, 
am  vierzehnten  Tage  des  Monates  Mai,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundert  neunzig  und  zwei,  Unserer  Reiche  im  vierundviei  zigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m  p. 
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7.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Locnlbahn  von  der  Station  Predlng- Wieselsdorf  der  k.  k.  priv. 

Graz*Koflacher  Bahn  nach  Stainz. 

(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  77  ex  18Ö2.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projertirte  Bahn  von  der  Station  Preding- Wieselsdorf  der  k.  k.  priv. 
Graz-Köflaoher  Bahn  nach  Stainz  ist  mit  einer  Spurweite  von  0*76  Meter  als 
Localbahn  mit  Tag-  und  Nacbtverkehr  vorläufig  für  eine  Maximalfabrgeschwindigkeit 
von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Auf  dieser  Bahn  wird  ausser  dem  Verkehre  mit  den  eigenen  Fahrbetriebs- 
mitteln nooh  jener  Ton  normalspurigen  Lastwagen,  jedoch  nnr  im  Wagenladungs- 
verkehre, und  zwar  mittelst  Benützung  ron  Kollschemeln  und  unter  Beobachtung 
von  besonderen  durch  das  k.  k.  Handelsministerium  für  diesen  speoielleu  Verkehr 
noch  zu  ertheilenden  Vorschriften  gestattet 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebsei  nriohtungen  hat  nach  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  Staat* 
liehen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach« 
träglich  7.ii  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  oirca  11 '5  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Station 
Preding-Wieselsdorf  der  Linie  Lieboch-Wies  der  k.  k.  priv.  Graz-Köflacher  Eisen- 
bahn und  wird  vorerst  auf  dem  Bahnkörper  der  genaunten  Linie  bis  zur  Ueber- 
setzung  des  Stainzbaohes  geführt. 

Nach  erfolgter  Mitbenützung  des  Uber  diesen  Bach  führenden  Objecto« 
der  Graz-Köflacher  Bahn,  wendet  sich  die  Trace  nach  Westen,  um  nunmehr  auf 
eigenem  Unterbaukörper  in  da«  Thal  des  Stainzbaohes  zu  gelangen. 

Hiebei  wird  die  Bahn  an  den  südwestlichen  Abhängen  des  genannten 
Thaies  bis  zum  Orte  Stainz  geführt,  woselbst  nächst  der  Predinger  Bezirksstrasse 
die  gleichnamige  Endstation  zu  errichten  ist. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Mitbenutzung  des  Anschlussbahn- 
hofes Preding-Wieselsdorf,  sowie  wegen  jener  einer  Theilstrecke  der  ourrenten 
Bahn  zwischen  der  vorgenannten  Station  und  der  Station  Gross-Florian,  ferner 
wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergsng* verkehre  eine  Vereinbarung 
mit  der  k.  k.  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbaugesellschaft  anzustreben 
und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehr««  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
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Bedingungen  eines  soloben  Anschlüssen,  sowie  eine«  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes unterwirft  sich  der  Conoessionär  dem  Aussprnohe  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbabn  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Ebenso  unterwirft  sich  der  Conoessionkr  der  Entscheidung  des  k.  k. 
Handelsministeriums,  wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen 
ein  Einverständniss  über  die  eventuelle  Wagenbenützung  dieser  Bahnen  nicht 
erzielt  werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concesaionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  ooncessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  listige  Art  gegen  Ver- 
gütung der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündun?  soloher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausraasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhaltnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergaug 
von  der  Qcraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangs- 
curven  herzustellen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibe- 
haltenem Centrum  empfohlen  wird. 

Bei  Contrabögeu  muss  die  zwischen  den  Enden  der  Uebergangscurve  in 
der  definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade,  für  die  Constante  3*000 
uud  1-600,  mindestens  eine  Länge  von  10,  beziehungsweise  7  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wühlenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven entscheidet  die  k.  k.  General-Inspection  der  Österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsichtlioh  der  rechnungsmäßigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Hahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärfe 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüchen  stets  Gefällsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  11  pro  raille  festgesetzt. 

Die  Stationen  uud  Haltestellen  mit  Nebengleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2*6  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
100  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  mit  Rücksicht  auf  den 
mittelst  Rollschemel  .stattfindenden  Verkehr  von  normalspurigen  Lastwagen  im 
Allgemeinen  von  Mitte  zu  Milte  mindestens  4  Meter  betragen,  bei  Anlage  von 
Perrons  zwischen  den  Geleisen  ist  diese  Geleiseentfernnng  um  mindestens  0  6  Meter 
zu  vergrössern. 
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Im  Anschlussbahnhofe  muss  die  Mitte  des.  norraalapurigen  Ueberladegeleise» 
von  jeuer  des  nächsten  schmalspurigen  Nebengeleises  mindestens  2*9  Meter  ent- 
fernt sein. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite 
von  3  Meter  zu  erhalten,  wenn  nioht  bei  letzteren  solche  Steinbankette  eur  Aus- 
führung gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem  Falle 
die  Breite  der  Unterbaukroue  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere  Breite 
des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhung 
und  Erbreiternng  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite  auszuführen  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von 
100  oder  weniger  als  100  Meter  Radios  eine  entsprechende  Erbreiternng  der 
Bahnkrone. 

In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmaueru  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0*26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  mos«  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0  3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0*35  Meter  betragen. 

In  Felseinsohnitten  von  mehr  als  6  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite des  Scitengrabens  der  jeweiligen  Kinschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Abstand  von  der  Sohienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen 
mindestens  0-5  Meter  beträgt. 

Die  Bösobungen  der  Einschnitte  und  Aufdammungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0  5  Meter  über  den  looalen 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  dürfen 
Tragconstmctionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  mehrfeldrigen  Brücken 
dürfen  die  Zwi.tchenpfeiler  in  Holz  hergestellt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken.  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtstrasseubrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objeotsher- 
stellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15  September 
1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Mit  Rücksicht  auf  den  gestatteten  Verkehr  normalspuriger  Güterwagen 
mittelst  Rollschemeln  wird  jedoch  das  im  §  2  der  genannten  Verordnung,  dessen 
sonstige  Bestimmungen  vollinhaltlich  aufreoht  bleiben,  normirte  Lichtraumprofil 
duroh  ein  anderes,  ffir  diesen  speeiellen  Fall  angepasstes  Lichtraumprofil  zu 
ersetzen  sein,  welches  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  dem  Concessionär 
vorgeschrieben  werden  wird. 

Ferner  werden  im  Sinne  des  §  6,  alinea  1,  dieser  Verordnung,  die  im  g  8 
derselben  enthaltenen  Bestimmungen  insofern  abgeändert,  dass  bezüglich  der  bei 
Berechnung  der  Brücken  dieser  Bahn  zu  Grunde  zu  legenden  Verkehrslasten 
seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  speeielle  Vorschriften  ertheilt  werden. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  offener  Unter- 
bauobjecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  l'O  Meter 
über  den  bekannten  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  auf  Ojierschwelleu  und  im  Systeme  des  schwebenden 
Stosses,  sowie  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fahrbetriebsmittel  auszuführen. 

Hiebei  darf  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  betragen. 
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Die  Detailconstruction  des  Oberbaues  unterliegt  der  besonderen  Genehmigung 
des  Ic.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  17*8  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen: 

Länge  1-6  Meter,  obere  Breite  14  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter 
und  HKhe  13  Centimeter. 

In  BOgen  von  200  oder  weniger  als  200  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  die  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken. 

Bei  Verwendung  von  8chwellen  aus  weichem  Holze  in  Bögen  vou  weniger 
als  100  Meter  Halbmesser  müssen  sämmtliche  Schienenbefestigungsstellen  mit 
Unterlagsplatten  versehen  werden. 

Der  Schotterkörper  hat  in  der  Höhe  der  8chienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseaxe  mindestens  14  Meter  be- 
tragen muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  bat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0-26  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  8chotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen 
aber  den  localen  Verhältnissen,  sowie  den  VerkehrsbedUrfnissen  angemessen  zu  er- 
bauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Bahngebände  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauten  für  den  Zug- 
förderungs-  und  Güterdienst  können  aus  Riegelmauerwerk,  jene  für  den  Güter- 
dienst eventuell  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer 
durchgehenden  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Laudes- 
bauordnung, beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  freien  Bahn  ist  auf 
jene  Stelleu  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen  oder 
aus  auf  einer  Untermauerung  ruhenden  Blockwänden  zu  erriohten. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  äbnliobe  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken 
nicht  versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker 
frequentirt  sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf  eine 
Entfernung  von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssänlen  für  den  Looomotiv- 
f Uhrer  erhalten. 

8.  Stationen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden,  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten 
derselben  anzubringen. 
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9.  Betriebseinriohtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphenleitung  oder  Telephonleitung  zu  versehen. 

Die  Anwendung  von  Glocken  Signalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optisohen 
und  akustisohen  Signale  zu  verwenden. 

Au  der  Abzweigungsstelle  der  Localbahn  aus  der  freien  Strecke  der  dem 
öffentlichen  Verkehre  dienenden  Linie  Lieboob-Wies  der  k.  k.  priv.  Graz-Köflacher 
Bahn  ist  nebst  den  erforderlichen  Distanzsignalen  nooh  ein  Ablenkgeleise  von 
entsprechender  Länge  herzustellen  und  der  verriegelbare  Wechsel  desselben  mit 
den  zugehörigen  8emaphoren  derart  zu  verbinden,  dass  die  volle  Sicherheit  des 
Verkehres  verbürgt  erscheint 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

• 

An  Fahrbetriebsrnitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  2  Tenderlooomotiven : 
dieselben  erhalten  beiderseits  anmontirte  Sohneepfiugscharen ;  4  Personenwagen. 
2  Dienstwagen  (Post-.  Gepäcks-  und  Conducteurwagen);  die  Personen-  und 
Dienstwagen  sind  heizbar  einzurichten;  12  Lastwagen  verschiedener  Gattungen, 
2  Garnituren  Rollschemel.  Die  Hälfte  sämmtlicber  Wagen  ist  mit  Bremsvorrichtungen 
zu  versehen. 

Das  beim  Baue  der  obig  angeführten  Fahrbetriebsmittel  einzuhaltende 
Lichtraumprofil  wird  dem  Concessionär  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  be- 
kannt gegeben  werden. 

Die  grösste  Breite  aller  Wagen,  einschliesslich  der  vorspringenden  Theile 
derselben,  wird  mit  2  2  Meter,  das  Maximum  des  festen  Radstandes  derselben  mit 
2'0  Meter  festgesetzt. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  jenen  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(„ Central blatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887),  Rechnung  zu 
tragen,  welche  sinngemäss  auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  und  den  Oberbau  der  Bahn  zu  erfolgen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  uud  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassification 
und  alle  auf  den  Fraohtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmnngen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  Öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil*  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lobenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tarifthei!  I  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  auoh  auf  die  gegen- 
wärtig ooucessionirte  Bahn  Anwendung  zu  fiuden  haben. 
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Auch  wird  der  Concessionär  sich  den  Anordnungen  wegen  des  Beitrittes  zu 
einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheile  I  filr  den  Personenverkehr  zu  fügen 
haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahreu  ein  Rein- 
ertrag ni»8  von  mindestens  7  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
1c.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenon  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten  Zeit- 
punkte die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Ver- 
fügungen hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu  treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  Nutztbiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kaun 
der  Conoessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werthsendungen 
hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen.  Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Post- 
beförderung benützteu  Züge  hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit 
Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser 
von  dem  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Conoessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  8ignalisirung  erforderlichen  Telegrapheuleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  duroh  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzu- 
stellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionär  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  An- 
legung einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 
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Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Conoesaionär  durch  das 
Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  naoh  den  für  Militär- 
transporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conoes- 
sionirten  Bahn  auoh  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staat atelegraphenanstalt  zu  den 
Localbahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten    bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
riicksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Cerüfioaten  auaweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäeke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise 
rur  Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auoh  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  er- 
mässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  8taatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest» 
gesetzt  sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  und  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
Torbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concession  Sr  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  13.  Juni  1892. 

Der  k.  k.  Handelsminister : 
Bacquehem  m.  p. 

8.  Concessionsarknnde  vom  15.  September  1892,  R.  G.  Bl. 

Nr.  182, 

fllr  die  Localbahn  von  Kapfenberg  nach  Seebach-Au. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  steiermärkiache  Landesansschass  die  Bitte  um  Er- 
theilang  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
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Kapfenberg  nach  Seebach-Au  gestellt  bat,  bo  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten 
Landesausschusse  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze 
vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890, 
R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  steiermärkiscben  Landesausschusse  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführen- 
den Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Kapfenberg  der  Linie  Wien- 
Triest  der  priv.  Südbahngesellschaft  nach  Seebach-Au  am  Fusse  des 
Seegrabens. 

Die  Localbahn  von  Kapfenberg  nach  Seebach-Au  wurde  am  9.  December 
1893  eröffnet.  Der  Betrieb  derselben  wird  auf  Grund  des  Betriebsvertrages  vom 

30.  Ootober 

9.  November  1894  VOn  der  k*  k"  priv'  SudDÄhngeselUchaft  geführt 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  •  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von 
der  Unternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden 
Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Priorität*  - 
obligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der  Prioritäts- 
obligationen bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten  oder  auf 
andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden 
Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften 
zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 
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c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und 
für  die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  6owie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  darch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  Übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Conceasionsdauer 
in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  der  vorstehenden  Bautermine  hat  der  Con- 
cessionär über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahnen das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein* 
Bchlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Scbleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von 
der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  zu  benützen- 
den Reichsstrasse  von  Bruck  a.  d.  Mur  nach  Mariazell  hat  der  Conces- 
sionär sich  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der  politischen 
Landesbehörde  als  Strassen  Verwaltung  im  Einvernehmen  mit  der  General- 
inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  vorgezeichnet  werden. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen  in 
Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  Concessionär  die  Zustimmung 
der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener 
Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung  der  Zustimmung 
zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufen  sind. 

§  5- 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahu  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concesaiousbeding- 
nissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
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namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eiaenbahnbetriebs- 
ordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkebrsvorschriften  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs- 
und Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  schmalspurige  Anlage  und  die 
ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  deß  Handelsministe- 
riums für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handels- 
ministerium zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung 
finden. 

§  6- 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellßcbaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  welche  nur  auf  öster- 
reichische Währung  lau  ton  dürfen,  ist  insolange  und  insoweit  ausge- 
schlossen, als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  nach  den  vom 
Handelsministerium  zu  prüfenden  Ausweisen  als  dauernd  gesichert 
erscheint. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorraug  vor 
den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung  fest- 
gesetzten Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal-Aulagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projects Verfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliess- 
lich der  Anschaffung  des  Fahrparkes  affectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung 
thatsächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligeu  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
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oder  zur  Vermehrung  der  BetriebBeinrichtungen  ihre  Zustimmung  er- 
theilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer  nach 
einem  von  der  Staateverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugeben- 
den Prioritäteobligationen,  Stamm-  und  Piioritätsactien  unterliegen  der 
Genehmigung  der  Staateverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförde- 
rung von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie 
rücksicbtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichi- 
schen Staatebahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichsbälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols, 
und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch 
bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und 
Oontrolsversammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civil- 
gerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitewacbe. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereitbai  tung  von  Ausrüstungjgegenetänden  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  dem  mit  1.  Juni  1871 
in  Wirksamkeit  getretenen  Nach tragsüber ein  kommen  bezüglich  des  Trans- 
portes der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Miiitärärars  zur 
Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen 
im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft  mit  dem  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  der  concessioairten  Bahn.  Die  erst  nach  diesem 
Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das  Reichsgesetzblatt  kund- 
zumachenden Vorschriften  der  erwähnten  Art  treten  für  den  Concessionär 
in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben  amtlich  zur  Kenntniss  gebracht 
sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  der  schmalspurigen  Bahnanlage,  sowie 
des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und  der  demzufolge  gewährten 
Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem 
durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetees  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

46* 


Digitized  by  Google 


724 


SUiermärkische  Landesbalmen. 


§  8- 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Ansprach  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strasse  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  »• 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn  - 
concessionsgesetzcs  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Bewil- 
ligung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb  der 
concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  Überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten  nach  Ablauf 
von  15  Jahren  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  an  gerechnet  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs  zu  führen. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen  zwischen 
der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzuschliessenden  Betriebs 
vertrag  geregelt  werden. 

§  IL 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concesaionirte 
Babn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  Zeit  beziffert,  und  hieraus  der  auf  ein  Jahr 
entfallende  Reinertrag  berechnet. 

Sind  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  schon  sieben  Betriebsjahre  ab- 
gelaufen, so  werden  bei  der  Berechnung  des  durchschnittlichen  Rein- 
ertrages die  Reiuerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
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and  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  füüf  Jahre 
berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  Gemässheit  der  Beetimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung 
der  zur  Aufbringung  des  effectiven  Anlagecapitales  aufgegebenen  Schuld- 
verschreibungen des  steiermärkischen  Landeseisenbahnanlehens  erforder- 
lich ist,  so  wird  dieser  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Schuldverschreibungen  erforderliche  Jabresbetrag  als  das  der  Bemessung 
des  Einlöaungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  für  das  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmen  hat 
an  Stelle  des  vorhin  bezeichneten  Jahre« betrages  jener  Jahresbetrag  zu 
treten,  welcher  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  etwa  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  erforderlichen 
Annuität,  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  die  zur  4percentigen 
Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  für  die  concessionirte  Bahn 
genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der 
ganzen  Concessionsdauer  noth wendig  ist. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
dem  Concessionär  während  der  noch  Übrigen  Concessionsdauer  das  Er- 
tragnis« im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insofern  einer  der  im 
Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  der  daselbst  angeführte  Jahres- 
betrag in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jeden  Jahres 
nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen,  zum  Mindesten  aber 
dem  Nominalbetrage  der  zur  Aufbringung  des  effectiven  Anlagecapitales 
ausgegebenen  Schuldverschreibungen  des  steiermärkischen  Landeseisen- 
bahnanlehens gleichkommt 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  für  das  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde  bildende  Unternehmen  bat 
die  vorerwähnte  Capitalszahlung  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  aushaftenden 
Prioritätsobligationen  zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf 
Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen 
im  Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden 
Zahlungen  zum  mindesten  aber  dem  Nominalbetrage  des  seitens  der 
Staatsverwaltung  genehmigten  Actiencapitales  gleichzukommen. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverscbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverscbreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  zu 
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berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
wahrend  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlttsungtpreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Keservefonde,  so  weit  letalere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereite  bestimmungegemäes  verweudet  worden  siud. 

§  12. 

Beim  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschen* 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den 
Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  eammtlichen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrpaikes,  der  Material- 
vorrätbe  und  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  ö  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§11)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des  aus 
dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und 
der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  danu  auch  jener  au*  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Concessionär  von 
der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, das9  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  be- 
seitigt werdeu. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbe- 
sondere die  projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf  Kosten 
des  Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commißsär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  VerwaltuugsralheB  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der 
Concession  oder  den  Gesellschaftsetatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den    öffentlichen  Interessen  nacbtheiligen  Beschlüsse   und  Ver- 
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fti^ungen  zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär 
6ügleich  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche 
ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
bat  der  Conceasionar  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  EiBenhabnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  wird  der  Concessionftr  enthoben. 

§ 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln  und  dem  Concession är  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
fünfzehnten  Tage  des  Monates  September  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertneunzig  und  zwei,  Unserer  Reiche  im  vierundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

0.  Concessionsbedingnisse 

fflr  die  schmalspurige  Localbahn  von  Kapfenberg  nach  Seebach-Au. 

(H.  M.  Ter.  Bl.  Nr.  125  ex  1892.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projecürte  Bahn  von  Kapfenberg  nach  Seebaoh-Au  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  0-7<»  Meter  als  Localbahn  mit  Tag-  and  Nachtverkehr  vorläufig  für 
eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  ein- 
snrichten. 
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Die  maximale  Fahrgeschwindigkeit  für  den  Tagesverkehr  wird  fest- 
gesetzt mit: 

n)  15  Kilometer  für  Bahnstrecken  mit  Strassenbenützung  ausserhalb  der  Ort- 
sohaften ; 

b)  25  Kilometer  für  Bahnstrecken  auf  eigenem  Unterbau körper. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  ferner  vor,  nach  dem  Ergebnisse  der 
technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Linie  für  einzelne  Theilstrecken  noch  besondere 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  Fahrgeschwindigkeit  su  treffen,  als  auch  anlasslich 
des  Nachtverkehre«  die  etwa  erforderliohe  Ermässigung  derselben  vorzuschreiben. 

Die  Auaführung  des  Baue«  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Auarüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtseitig  cur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  Öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  naoh  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  su  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  22*6  Kilometer  lange  Bahn  beginut  am  südwest- 
lichen Ende  der  Station  Kapfenberg  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft,  wendet 
sich  in  das  Thal  des  Thörlbaches,  welches  die  Trace  in  nordwestlicher  Richtung 
bis  Thörl  verfolgt  und  hiebei  den  Ort  Siebenbrunn,  dann  die  Werke  Bachernegg 
und  MargaretbenbUtte  berührt 

Im  weiteren  Zuge  nimmt  die  Traoe  eine  vorwiegend  nordöstliche  Richtung 
an,  tritt,  nach  Uebersetsung  der  nach  Afleuz  führenden  Strasse,  sowie  des  Fölz- 
baches  in  das  Hinterbergtbal  und  folgt  demselben  bis  zur  Vereinigung  des 
Stubminglhalea  mit  dem  ßeebachthale. 

Von  hier  aus  schwenkt  die  Trace  nunmehr  gegen  Norden  und  führt  im 
Thalboden  des  Seebaches  aufwärts  bis  zur  Annäherung  des  letzteren  an  die  von 
Arlens  nach  Mariazell  führende  Strasse,  nächst  welcher  die  Bahn  mit  einer 
Stationsanlage  endet 

Aeuderungen  der  im  Vorstehenden  testgesetzten  Bahntraoe  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  duroh  dieselben  die  vorbeseiohnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Mitbenützung  des  Anscblnssbahn- 
hofes  Kapfenberg,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  priv.  Siidbahngesellschaft  anzustreben 
und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  cur  Genehmigung 
vorzulesen. 

Hiebei  ist  für  die  thunliobste  Erleichterung  des  Personenverkehrs  beim 
U ebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes unterwirft  sioh  der  Concessionär  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  ersielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpÖiohtet,  die  Einmünduug  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  conce<sionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
unternehmungen zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt 
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werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingnngen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmun^  und  den 
Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die  Grund- 
einlösung in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangscurven 
herzustellen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibehaltenem 
Centrum  empfohlen  wird. 

Bei  Contrabögen  muH»  die  zwischen  den  Enden  der  Uebergangsearve  in  der 
definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwisohengerade,  für  die  Constante  3000  und 
1600  mindestens  eine  Länge  von  10,  beziehungsweise  7  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven entscheidet  die  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsichtlich  der  reohnungsmässigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen,  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  mög- 
lichsten Auagleich  der  Zug  widerstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  ge- 
stattete, durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer 
Schärfe  ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend 
erhöht  werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüoheu  stets  Gefällsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstreoken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste.  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezeicbneteu  Vorschriften  sioh  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  26  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2'5  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
rtO  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  allgemeinen  von  Mitte 
zu  Mitte  mindestens  3*4  Meter  betragen,  bei  Anlage  von  Peirons  zwischen  den 
Geleisen  ist  dieser  Abstand  auf  mindestens  4*0  Meter  zu  vergrössern. 

Im  Anschlussbahnhofe  muss  die  Mitte  des  normalspurigen  Ueberladegeleises 
von  der  Mitte  des  nächsten  schmalspurigen  Nebengeleises  mindestens  2*9  Meter 
entfernt  sein. 

Insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  Unterbaue  hergestellt  wird,  hat  derselbe 
sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2*8  Meter  zu 
erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen, 
welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem  Falle  die  Breite  der 
Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene,  obere  Breite  des  Bahn- 
planums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöbung 
und  Erbreiterung  der  Dammkrone  Über  die  deBnitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite  auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  100 
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oder  weniger  als  100  Meter  Radiua  eine  entsprechende  Erweiterung  der 
Bahnkrone. 

In  Erdeinselinitten  mnss  die  8ohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beideraeitige  Grabenmauern  cur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0*26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Fntter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Soblenbreite  des  Seiten  grabe  na  mindestens 
0*3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0*35  Meter  betragen. 

In  Felaeinaohnitten  von  mehr  als  6  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreite 
des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemesHen  zu  vergrösaern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  das«  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabenaohle  in  allen  Fällen 
mindestens  0*5  Meter  beträgt. 

Die  Bösohungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besäraeu,  be- 
ziehungsweise haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  aeitlioh  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  0  6  Meter  über  den  looalen, 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  ausserhalb  der  bestehenden  Strassen  sind  mit 
gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
4  0  Meter  Einzelliobtweite  (in  der  Bahnrichtung  gemessen)  dürfen  Tragconatrnctionen 
von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbauobjecten  mit  grösseren 
Lichtweiten  sind  Eisenronstrnctionen  zu  verwenden.  Bei  mehrfeldrigen  Brücken 
sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durohfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  liohte  Höhe  nicht  unter  3*2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Bezirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nicht  unter  3-5  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zweoke  in  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  45  Meter  projeettrt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken, 
Bahnüberbrüokungen  und  Zufahrtsstrassenbrüoken  ist  im  Allgemeinen  die  hinsichtlich 
solcher  Objectsherstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministerium? 
vom  16.  September  1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Bezüglich  der  den  diesfälligen  Berechnungen  zu  Grunde  zu  legenden  Ver- 
kehrsl&aten,  sowie  bezüglich  des  einzuhaltenden  Lichtraumprofiles  werden  seitens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  specielle  Vorschriften  ertheilt  werden. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  offener  Uuterbau- 
objecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbäohen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter 
über  den  bekannten  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  ans  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt 
werden. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benützung  von  Straasen  zur 
Anlage  der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  eompetenten  Strassen behörden  ein- 
zuholen; ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbenutzten  Strassen- 
objecten  der  Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzwecke  zu  liefern,  eventuell 
wird  die  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jene,  bereits  im  Eiu- 
verständniss  mit  den  eompetenten  Strassenbebörden  projeetirten  Aenderungen,  be- 
ziehungsweise Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rücksicht  auf  den 
dermaligen  Bauzustand  und  die  künftigbin  darüber  verkehrenden  Zugslasten  erfor- 
derlich werden  sollten. 


Der  Oberbau  ist  mit  Querachwellen  und  im  Systeme  des  schwebenden 
Stoases,  sowie  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fabrbetriebsmittel  aus- 
zuführen. 

Hiebe!  darf  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  betragen. 


0.  Oberbau. 
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Die  Detailconstruction  des  Oberbaues  unterliegt  der  besondersn  Genehmi- 
gung des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  su  erzeugen  und  soll  deren  Gewioht 
per  laufendes* Meter  mindestens  17*9  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen: 

LMnge  1*6  Meter,  obere  Breite  14  Centimeter,  untere  Breite  18  Centimeter 
und  Hohe  13  Centimeter. 

In  Bögen  von  200  oder  weniger  als  200  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  die  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  ■  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken. 

Bei  Verwendung  von  Schwellen  aus  weichem  Holze  in  Bögen  von  weniger 
als  100  Meter  Halbmesser  müssen  sämmtliche  Scbienenbafestigungsstellen  mit 
Unterlagsplatten  versehen  werden. 

Der  Schotterkörper  jener  Strecken,  welche  auf  eigenem  Unterbaue  aus- 
geführt werden,  hat  in  der  Höhe  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen  und  in 
Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  1*8  Meter  au  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  1*3  Meter  be- 
tragen muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  bat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0-26  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

Wofern  locale  Verbältnisse  die  Anwendung  eines  anderen  Oberbausystemes 
bedingen  sollten,  unterliegt  die  anzuwendende  Construction  der  speciellen  Genehmi- 
gung des  k.  k.  Handelsministeriums. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  übrigen  aber 
den  looalen  Verhältnissen,  sowie  den  VerkebrsbedUrfnlssen  angemessen  zu  erbauen. 
Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Bahngebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den  Zug- 
förderung*- und  Güterdienst  können  ans  Riegelmauerwerk,  eventuell  jene  für  den 
Gilterdienst  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer 
durchgehenden  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhutten  in  der  freien  Bahn  ist  nur 
auf  jene  Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen  oder 
aus  auf  einer  Untermauerung  ruhenden  Blockwänden  zu  errichten. 

Station»-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschrankeu  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken  nioht 
versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  einerseits  und  beiderseits  der  Rampe  auf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den  Locomotivführer 
erhalten. 

8.  Stationen. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 
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Die  Nameu  der  Stationen  and  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  tu  maohen. 
Bei  Aufnabmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell 
bei  Anlage  von  Veranden,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten  derselben  anzubringen. 

S).  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphensprecbleitung  oder  einer  Telephonleitung, 
in  welche  sämmtliohe  Stationen  eingeschaltet  sind,  zu  versehen. 

Die  Anwendung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fllle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optisoheu  und  akustischen  Signale  zu  verwenden. 

In  der  Anschlussstation  Kapfenberg  ist  ein  Distanzsignal  auszuführen,  dessen 
Stellung  in  entsprechende  mechanisohe  Abhängigkeit  von  jener  der  Weichen  zu 
bringen  ist. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschauen:  3  Looomotiven  mit  je 
3  Achsen,  sämmtlich  gekuppelt;  dieselben  erhalten  beiderseits  anmontirte  Schnee- 
prlugscharen ;  8  Personenwagen,  2  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und  Conducteur- 
wagen);  die  Personen-  und  Dienstwagen  sind  für  Dampfheizung  einzurichten; 
30  Lastwagen  verschiedener  Gattungen. 

Die  Hälfte  sammtlicher  Wagen  ist  mit  Bremsvorrichtungen  zu  versehen,  mit 
gedeckten  und  geschlossenen  Bremssitzen  auszuführen. 

Das  beim  Baue  der  vorstehend  angeführten  Fahrbetriebsmittel  einzuhaltende 
Lichtraumprofil  wird  dem  Concestionär  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
bekannt  gegeben  werden. 

Die  grösste  Breite  aller  Fahrbetriebsmittel  einschliesslich  der  vorspringenden 
Theile  derselben  wird  mit  2  2  Meter,  das  Maximum  des  festen  Radstandes  mit 
2-0  Meter  festgesetzt. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  jenen  Bestimmungen  der 
Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  („Centrai- 
blatt für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887)  Rechnung  zu  tragen, 
welche  sinngemäss  auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen.  Die  Vorlage 
dieser  Pläne  bat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die  Unterbauobjecte  und 
den  Oberbau  der  Bahn  zu  erfolgen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Babnbestandtheile,  sowie 
sämmtliohe  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenntände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen«  und  Gütertransport,  die  Waarenclassification 
und  alle  auf  den  Fracbtentransport  bezüglichen  Nebeubestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  Öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 
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Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und  Fracht- 
gütern, sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende  Tarif- 
theil  I  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  Uber  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  An- 
wendung zu  finden  haben.  Auch  wird  der  Concessionär  sich  den  Anordnungen 
wegen  des  Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den 
Personenverkehr  zu  fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebüren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Laudeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Proeent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dabin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl 
zu  treffen. 


In  Fällen  des  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 


Der  Conoessionar  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten 
mit  allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Ansprach  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendnngeu  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere  Localitäten 
erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich  der  in  Form 
eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung  dieser  von  dem 
Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Besiehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organeu  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnaustalt  befördert  werden. 


Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  uu«l 
die  Sigualisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  her- 
zustellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrospon- 
denz  verwenden  zn  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  dem 
Conoessioniir  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benutzten  Gruud  und  Boden, 
ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der  Anlegung 
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einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  diese  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den 
Stutzpunkten  dieser  Leitung  antubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  soloher  Staatslinien,  insoweit  diese 
letztere  nieht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  bat  der  Conoessionir  durch  das 
ß.ihnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionar  ist  ferner  verpflichtet,  a'nf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte  giltigen  Tarifsätzen  au  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
nud  au  verwahren. 

Der  Concesssionär  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conces- 
sionirten Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Loc al- 
bahnen zu  unterwerfen. 

ö.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Beirieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  infolge  der  Corcession  oder  aus  Gefälls- 
rücksiobten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Befördernng  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenton  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  8taatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezucbtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nioht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

8.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionär  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  »?.  October  1892. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  ra.  p. 
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II.  Murthalbahn  Unzmarkt-Mauterndorf .+) 

1.  Gesetz  vom  28.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  120, 

betreffend  die  Zugeständnisse  and  Bedingungen  für  den  Bau  der  Murt  halbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Sicherstellung 
des  Baues  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbabn  von  der  Station  Uuzmarkt  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  über 
Murau  und  Tamsweg  nach  Mautcrndorf  (Murthalbahn)  volleingezahlte 
Stammactien  der  für  diese  Eisenbahn  zu  bildenden  Actiengesellacbaft 
im  Maximalbetrage  von  400.000  fl.  ö.  W.  in  Noten  zum  vollen  Nenn- 
wert he  zu  übernehmen. 

Artikel  II. 

Die  Gewährung  dieser  staatlichen  Beihilfe  ist  an  die  Bedingung 
geknüpft,  dass 

1.  behufs  Beschaffung  des  restlichen,  derzeit  mit  dem  Effectiv- 
betrage  von  1,940.000  fl.  ö.  W.  veranschlagten  Bancapitales  die  Länder 
Steiermark  und  Salzburg  im  Vereine  mit  den  Interessenten  einen  Betrag 
von  1,400.000  fl.  ö.  W.  in  Prioritätsactien  und  einen  Betrag  von . 
540.000  fl.  ö.  W.  in  Stammactien  der  nach  Artikel  I  zu  bildenden 
Actienges ellschaft  übernehmen;  dass 

2.  die  Dividende,  welche  den  auszugebenden  Prioritätsactien  ge- 
bührt, bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch  auf  einen  Dividenden- 
bezug eintritt,  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werde,  und  dass 

3.  den  vom  Staate  zu  übernehmenden  Stammactien,  bezüglich 
welcher  eine  statutenmäßige  Beschränkung  des  Stimmrechtes  auf  eine 
Maximalst  im  menz  all  1  oder  gegenüber  den  Besitzern  von  Prioritätsactien 
nicht  stattfinden  darf,  gleiche  Rechte  wie  den  übrigen  Stammactien  ein- 
geräumt werden. 

Artikel  III. 

Zum  Zwecke  der  Bedeckung  eines  etwaigen  Mehrerfordernisses  bei 
der  Bauausführung,  dann  der  Kosten  für  Erweiterungsbauten,  Anschaf- 
fungen und  sonstige  Investitionen,  welche  nicht  in  der  ursprünglichen 
Anlage  und  Ausrüstung  der  Bahn  inbegriffen  sind,  kann  das  Anlage- 
capital  der  genannten  Eisenbahn  durch  Ausgabe  von  Prioritäts-  oder 
SUmmactien  mit  Genehmigung  der  Regierung  nach  Erforderniss  erhöht 
werden. 


*)  Vgl.  die  Anmerkung  auf  Seite  675. 
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Artikel  IV. 

Der  Kaufpreis  von  400.000  fl.  ö.  W.  für  die  vom  Staate  zu  über- 
nehmenden  Stammactien  (Artikel  I),  welche  vorher  vom  Lande  Steier- 
mark voll  einzuzahlen  sind,  ist  in  keinem  Falle  vor  Ablauf  des  Jahres 
1894  und  erst  in  jenem  Zeitpunkte  zu  bezahlen,  wenn  nach  dem  Er- 
messen der  Regierung  und  nach  den  von  derselben  zu  prüfenden  Nach- 
Weisungen  die  Einhaltung  des  concessionsmäsaigeo  Bautermines  (Artikel  V ) 
als  gesichert  anzusehen  ist. 

Artikel  V. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  ist  binnen  zwei  und  einem 
halben  Jahre,  vom  T*ge  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu 
vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  tibergeben. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  m.  p.  Steinbach  ra.  j>.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Uebereinkoniinen  vom  2./22.  Mai  1893,  II.  M.  Ver.  Bl. 

Nr.  66, 

welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1892,  R.  U.  Bl.  Nr.  120, 
zwischen  dem  t.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministerium 
namens  der  k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits  und  dem  stel ermärkischen 
Laudesaussehusse  namens  des  Herzogt  humes  Steiermark  andererseits  zum 
Zwecke  der  Sieherstellung  des  Baues  der  schmalspurigen  Localbahn  von 
Unzmarkt  Ober  Murau  und  Tamsweg  nach  Mauterndorf  (Murtlialbahii)  am 
unten  gesetzten  Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden  ist,  wie  folgt: 

§  i- 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertbeilt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
28.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  120,  dem  steiermarkischen  Landes- 
ausschusse die  Zusicherung,  die  von  demselben  zu  zeichnenden  und  voll 
einzuzahlenden  Stammactien  der  für  die  schmalspurige  Localbahn  von 
Uuzmarkt  nach  Mauterndorf  (Murthalbahn)  zu  bildenden  Actiengesell- 
schaft  im  Nominalbetrage  von  400.000  fl.  ö.  W.  in  Noten  nach  Er- 
füllung der  Bedingungen,  an  welche  diese  Betheiligung  des  Staatsschatzes 
zufolge  des  eingangs  bezogenen  Gesetzes  geknüpft  erscheint,  zum  vollen 
Nennwerthe  zu  übernehmen  und  der  steiermärkische  Landesausschuss 
nimmt  diese  Zusicherung  an  und  verpflichtet  sich  demgemäss,  die  be- 
sagten Stammactien  im  Nominalbetrage  von  400.000  ti.  ö.  W.  in  Noten 
zum  Paricourse  in  Gemäseheit  der  Bestimmungen  des  bezogenen  Gesetzes 
und  nach  Inhalt  dieses  Uebereinkommens  dem  Staate  ins  Eigenthum  zu 
überlassen. 
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§  2. 

Der  steiermärkische  Landesausscbuss  erklärt  eich  im  Sinne  des 
Landtagsbeschlusses  vom  31.  März  1892  bereit,  die  vom  Lande  Steier- 
mark für  die  Eisenbahn  Eisenerz -Vordernberg  zugesicherte  Beitrags- 
leiatang,  bestehend  in  zwanzig  Jahresraten  zu  20.000  fl.  ö.  W.,  in  eine 
einmalige,  mit  dem  31.  December  1894  fällig  werdende  Capitalszahlung 
im  Betrage  von  330.000  fl.  ö.  W.  in  Noten  umzuwandeln;  die  k.  k. 
Staatsverwaltung  nimmt  dieses  Anerbieten  an  und  verpflichtet  sich  dem- 
gemäss,  dafür  Vorsorge  zu  treffen,  dass  das  Land  Steiermark  aus  dem 
voran  geführten  Titel  weder  von  Seite  des  Staates,  noch  auch  von  Seite 
der  Actiengesellschaft  „Localbahn  Eisenerz- Vordernberg"  zu  irgend  einer 
Leistung  ausser  der  Zahlung  des  vorgenannten,  mit  31.  December  1894 
fällig  werdenden  Capital sbe träges  von  330.000  fl.  ö.  W.  in  Noten  her- 
angezogen wird. 

§  3. 

Von  den  in  §  1  gedachten  Stammactien  der  für  die  schmalspurige 
Localbahn  von  Unzmarkt  nach  Mauterndorf  (Mnrthalbaho)  zu  bildenden 
Actiengesellschaft  ist  der  Nominalbetrag  von  330.000  fl.  ö.  W.,  sofern 
bis  dahin  die  in  dem  Gesetze  vom  28.  Juli  1892,  B.  G.  Bl.  Nr.  120, 
vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  sein  werden,  am  1.  Jänner  1895 
vom  Staate  zu  übernehmen  und  ist  zur  Begleichung  des  für  diese  Stamm- 
actien entfallenden  Kaufpreises  der  laut  §  2  dieses  Uebereinkommens 
dem  Staate  zustehende  Capitalsbetrag  von  330.000  fl.  ö.  W.  in  Noten 
im  CompensatioDswege  zu  verwenden. 

Der  restliche  Nominalbetrag  von  70.000  fl.  ö.  W.  der  gedachten 
Stammactien  ist,  die  Erfüllung  der  im  Gesetze  vom  28.  Juli  1892, 
R.  G.  Bl.  Nr.  120,  festgesetzten  Bedingungen  vorausgesetzt,  binnen 
14  Tagen  nach  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  schmalspurigen  Local- 
bahn von  Unzmarkt  nach  Mauterndorf  (Murthalbahn),  jedoch  keinesfalls 
vor  dem  1.  Jänner  1895,  vom  Staate  zu  übernehmen  und  gleichzeitig 
der  entfallende  Kaufpreis  per  70.000  fl.  ö.  W.  in  Noten  dem  steier- 
märkischen  Landesausschusse  in  Baarem  flüssig  zu  machen. 

Die  Contrahenten  verzichten  wechselseitig  auf  das  Rechtsmittel  der 
Anfechtung  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  wegen  Verletzung  über 
die  Hälfte. 

§  5. 

Ein  etwaiger  Rechtsstreit  aus  Anlass  dieses  Uebereinkommens  ist 
ausschliesslich  vor  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  und  in  jedem 
Falle  im  summarischen  Verfahren  auszutragen. 

§  6. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  gleichlautenden 
Originalexemplaren  ausgefertigt,  von  welchen  eines  in  Verwahrung  de* 
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k.    k.    Handelsministeriums  bleibt,  während  das   andere   dem  steier- 
märkischen  Landesausacbusge  auegefolgt  wird. 
Urkund  dessen  nachstehende  Fertigungen. 

Wien,  am  22.  Mai  1893. 

Der  k.  k.  Handelsminister:  Der  k.  k.  Finanztninister: 

Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

■ 

Graz,  am  2.  Mai  1893. 

Vom  ateiermärkiachen  Landesausachusae: 

Graf  Wurmbrand  m.  p.  Dr.  Josef  Schmlderer  m.  p. 

Landeshauptmann.  Landeaauaachusa. 

Dr.  Reicher  m.  p. 
Landeaausachuas. 


8.  Concessionsurkunde  vom  7.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  74, 

für  die  schmalspurige  Looalbahn  toü  ünzmarkt  nach  Mauterndorf  (Mnr- 

thalbahn). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  steiermärkiache  Landesansschuss  die  Bitte  um  Er- 
tbeilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  von 
Unzmarkt  nach  Mauterndorf  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem  genannten 
Landesausschusse  diese  Concession  auf  Grund  des  EiseDbahnconcessions- 
gesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der 
Gesetz*  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  steiermärkischeu  Landesausschusse  das  Recht 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden 
Locomotiveisenbahn  von  der  Station  Ünzmarkt  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  über  Murau  und  Tamsweg  nach  Mauterndorf  (Murthalbahn). 

Die  Eröffnung  der  Marthalbahn  fand  am  9.  Oetober  1894  statt.  Der  Betrieb 
deraelben  wird  auf  Grund  des  Betriebavertragea  vom  23.  September  1894  von 
den  k.  k.  Staatshahnen  geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Unternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden  Ein- 
gaben, von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücber- 
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liehen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbe  zeichneten  Zwecken,  und 
zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffang,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjabres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und   der  Instrnirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeechaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Ein8chluss  der  Interimescheine  und  für  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbttcherlichen  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Gruudeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebt] ahres  (Ht.  o,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragnngegebtihr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ; 

<l)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühreu,  sowie  von  jeder  neuen 
Ötaatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  zwei  und  einem  halben 
Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der 
ganzen  Concessionsdauer  in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  ab  verfallen  erklärt  werden. 

47« 
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§  4. 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Conceeaionär  anch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  Concessionär  die  Zu- 
stimmung der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann 
nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu 
benehmen.  In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorge- 
schriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  uud  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  schmalspurige  An- 
lage und  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die 
vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden . 

§  6- 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  uud  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actieugesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionftrs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen,  welche  nur  auf  öster- 
reichische Währung  lauten  dürfen,  ist  insolange  und  insoweit  aus- 
geschlossen, als  nicht  die  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  nach  den 
vom  Handelsministerium  zu  prüfenden  Ausweisen  als  dauernd  ge- 
sichert erscheint. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Priorität^- 
actien,   welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
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vor  den  Stammactien  geniesseu,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werben. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projecteverfassnng,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  be- 
zahlten Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  CapitalsbeschafTung 
thatsächlich  erwachsenden  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Aus- 
lagen in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Vollendung  der  Bahn  noch  weitere  Neubauten  aus- 
geführt oder  die  Betriehseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  die 
diesfälligen  Rosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur  Vermehrung 
der  Betriehseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  GesellschaftBstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen,  Stamm«  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militäitarifes  auf  die  Be- 
förderung von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie 
rücksichtlich  der  Begünstigung  reisender  Militärs  bei  den  öster- 
reichischen Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu 
gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols 
und  auf  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung 
des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung 
zu  den  WafJenübungen  und  Controlsversammlungen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
iransporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fabrbetriebs- 
mitteln  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
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dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen 
bahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft  mit 
dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn.  Die 
erst  nach  dienern  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  da& 
Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art 
treten  für  den  Concessionär  in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben 
amtlich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  der  schmalspurigen  Bahn  anläge, 
sowie  des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und  der  demzufolge 
gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebs- 
system durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unteroffiziere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
seitens  der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6,  des  EUenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  S 
festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Voll- 
endung des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§11,  lit.  6,  des  Eisenbahnconce88ion8ge8etzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  jedoch  das  Recht  vorbehalten,  den 
Betrieb  der  concessionirten  Bahn  jederzeit  zu  übernehmen  und  während 
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der  sodann  noch  übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Con- 
cessionärs  zu  führen. 

Die  Modalitäten  dieeer  Betriebsführung  werden  durch  einen  vorher 
zwischen  der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzuschliessenden 
Betriebsvertrag  geregelt. 

§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  Zeit  beziffert  und  hieraus  der  auf  ein  Jahr 
entfallende  Reinertrag  berechnet. 

Sind  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  schon  sieben  Betriebsjahre  ab- 
gelaufen, so  werden  die  Reinerträgnisse  der  letztabgeschlossenen  sieben 
Jahre  beziffert,  hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei 
Jahre  abgeschlagen  und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag 
der  übrigen  füuf  Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  der  in  GemSssheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  etwa  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  4percentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb 
der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  be- 
zeichnete Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu 
Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
dem  Conceesionär  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  da* 
Erträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  insofern  einer 
der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  der  daselbst  angeführte 
Jahresbetrae  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  am  31.  December  jeden 
Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahluug  zu  leisten, 
welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen,  zum  mindesten  aber  dem 
Betrage  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten,  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  noch  ungetilgt  ausbauenden  Nominalaolagecapitales  gleich- 
kommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
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zu  berechneu,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Bürse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
(ieldcourse    der    Staataschuldverschreibungen    gleicher  Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbesahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteren  Entgelt  iu  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorräthe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung bereits  bestimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  StAat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  deB  sammtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthe  uod  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reeervefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behält  der  Concessionar  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  uod  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Concessionär 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr 
abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  uod  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  des  Concessionärs  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
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in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  seiu  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternebmuug  hat 
der  Concessionär  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Vergütung  an  den 
Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
IB.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind- 
lichkeiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  geföllsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  wird  der  Concessionär  enthoben. 

§  H. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessioos- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concessioo  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
siebenten  Tage  des  Monates  April,  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertneunzig  und  drei,  Unserer  Reiche  im  Fünfundvierzigsteu. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

4.  Concessionsbedingnisse 

für  die  schmalspurige  Localbahn  von  Unzmarkt  nach  Mauterndorf  (Mur- 

thalbahn) 

(H.  M.  Yer.  Bl.  Nr.  58  ex  1898). 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Unzmarkt  nach  Mauterndorf  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  0-76  Meter  als  Localbahn  mit  Tag-  und  Nacbtverkebr  vorläufig  für 
eine  Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  ein- 
zurichten. 
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Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
siud  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
traglich zu  »teilenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  tu  benehmen. 


Die  circa  75  Kilometer  lange  Bsbn  beginnt  in  der  Station  Unzmarkt  der 
k.  k.  Staatsbahnlinie  8  Miobael- Villach  und  wird  vorerst  diese  letztere  in  der 
Richtung  gegen  Villach  auf  circa  1  Kilometer  Länge  mitbenützt. 

Hierauf  tritt  die  Linie  auf  eigenen  Unterbaukörper  über  und  führt,  an- 
fänglich am  linken  Ufer  des  Murflusses  aufwärts  ziehend,  Uber  Lind  naoh  Nieder- 
wölz,  sodann  am  rechten  Murufer  über  Teufenbach  und  Frojaoh  nach  Murau. 

Im  weiteren  gelangt  die  Traoe,  stete  am  rechten  Murufer  verbleibend,  über 
St.  Lorenzen  nach  Stadtl. 

Nächst  der  Station  Predlitz  erfolgt  die  Uebersetzung  der  Bahn  auf  das 
linke  Murufer,  welches  von  der  Linie  bis  hinter  die  Station  Ramingstein  beibe- 
halten wird. 

Sodann  tritt  die  Linie  abermals  auf  das  reohte  Murufer  und  verbleibt  an 
demselben  bis  vor  Station  Tamsweg,  nächst  welcher  die  Bahn  den  Murüuss  zum 
letztenmale  übersetzt  und  das  Murthal  verläset,  um  fortan  dem  Thale  des 
Taurachbaches  zu  folgen. 

In  diesem  letzteren  zieht  die  Bahn  vorerst  am  linksseitigen  Thalgehänge, 
im  späteren  auf  der  rechten  Thalseite  über  Wölting  und  Pichl  naoh  Mauterndorf, 
woselbst  die  Endstation  im  Süden  des  genannten  Ortes  angelegt  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntraoe  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  dnroh  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtuug  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  wegen  Mitbenützung  des  Anscblussbahn- 
hofes  Unzmarkt,  sowie  wegen  jener  einer  Theilstrecke  der  currenten  Bahn  zwischen 
dem  vorgenannten  Kahnhofe  und  der  Station  Scheifling,  endlich  wegen  Einrichtung 
des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkebre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k. 
Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
U  ebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  und  der  beabsichtigten  Mitbenützung  einer 
Theilstreoke  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  S.  Miahael-Villach,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienstes  unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  k.  k.  General- 
direction der  Österreichischen  8taatsbabnen  nicht  erzielt  werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  conoessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternehmungen  zum  Bebufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 
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Fall«  Über  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständnis  zwisohen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefilr  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  RichtungsverhältniBse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangscurven 
herzustellen,  wobei  di«  Einschaltung  von  Uebergangscurven  mit  beibehaltenem 
Centrum  empfohlen  wird. 

Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden  der  Uebergangscurve  in  der 
definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade,  für  die  Constante  3000  und 
1500,  mindestens  eine  Länge  von  10,  beziehungsweise  7  Meter  erhalten. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangseurven  entscheidet  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsichtlich  der  recbnungsraässigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  „Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt''  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärfe 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neignngsbrüohen  stets  Gefällsabrundungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Thetlstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Neigung  25  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2*6  pro  mille  nicht 
Ubersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
80  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte  zu 
Mitte  mindestens  .3-4  Meter  betragen,  bei  Anlage  von  Einsteigplätzen  zwischen 
den  Geleisen,  sowie  bei  Heizhausgeleisen  ist  diese  Geleiseentfernung  um  mindestens 
0"ß  Meter  zu  vergrössern. 

Im  Anschlnssbabnhofe  ranss  die  Mitte  des  normalspurigen  Ueberladegeleises 
von  der  Mitte  des  nächsten  schmalspurigen  Nebengeleises  mindestens  2  9  Meter 
entfernt  sein. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  3  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbankette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in 
welchem  Falle  die  Brette  der  Unterbaukrone  durch  die  im  Punkte  6  vor- 
geschriebene obere  Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksioht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhung 
und  Erbreiterung  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höbe,  beziehungsweise  Breite 
auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  100 
oder  weniger  als  100  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone. 
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In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  des  Seitenfrrabens.  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0  26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  .Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0  M  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0*36  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreite 
des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  da*s  der 
Abstand  Ton  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fallen  mindestens 
0  5  Meter  betragt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbankrone  mindestens  0-5  Meter  über  den  localen 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Balmkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
4  0  Meter  Einzellichtweite  (in  der  Bahnricbtung  gemessen)  dürfen  Trag- 
constructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbauobjecten 
mit  grösseren  Lichtweiten  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden. 

Bei  mehrfelderigen  Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise 
auszuführen. 

Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  lichte  Höhe  niobt  unter  3*2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Bezirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nicht  unter  8  6  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4*5  Meter  projectirt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrttoken  ist  im  Allgemeinen  die  hiusichtlich 
Boicher  Objectsberstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  beziehungsweise  bei  Verwendung 
von  Flusseisen  auch  die  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  Jänner 
1892,  K.  G.  Bl.  Nr.  28,  zu  beobachten. 

Bezüglich  der  den  diesfälligen  Bereohnungen  zu  Grunde  zu  legenden  Ver- 
kehrslasten, sowie  bezüglich  des  einzuhaltenden  Liohtraumproliles  werden  seitens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  besondere  Vorschriften  ertheilt  werden. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconatruction  offener  Unterbau- 
objeote  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter 
über  den  bekannten  höohsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  mit  Querschwellen  und  im  System  des  schwebenden  Stosses, 
sowie  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fahrbetriebsmittel  auszuführen. 

Hiebei  darf  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm 
per  Quadratcentimeter  betragen. 

Die  Detailconstruction  des  Oberbaues  unterliegt  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht 
per  laufendes  Meter  mindestens  17  9  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen:  Länge 
1-6  Meter,  obere  Breite  14  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter  und  Höbe 
13  Centimeter. 

In  Bögen  von  200  oder  weniger  als  200  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  die  Schwellen  durch  Vennehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken.    Bei  Verwendung  von   Schwellen  aus 
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weichem  Holzo  in  Bögen  von  weniger  als  100  Meter  Halbmesser  müssen  sämmt- 
liohe  Schienenbefe^tigun^sstellen  mit  Uuterlagsplatten  vorsehen  werden. 

Der  Sohotterkörper  hat  in  der  Höhe  der  Sohienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letztereu  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Ent- 
fernung der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Qeleiseaohse  mindestens  1*4  Meter 
betragen  mus-t. 

Die  Tiefe  des  Sehotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0*25  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  för  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in  definitiver  Weise,  im  Uebrigen  aber 
den  loealen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrsbedürfniasen  angemessen  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend,  oder  im  Anschlüsse  au 
sonstige  Bahngebäude  erriohtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  för  den  Güter- 
dienst können  aus  Riegelmauerwerk,  eventuell  auoh  ganz  aus  Holz  hergestellt, 
müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  durchgehenden  Uutermauerung  errichtet  werden. 

Die  Hochbauten  für  den  Zugförderungsdienst  sind  entweder  in  definitiver 
Weise,  oder  aus  Riegelmauorwerk  auf  einer  durchgehenden  Untermauerung  aus- 
zuführen. 

Sämmtliohe  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
banordnung.  beziehungsweise  mit  den  localen  Bau  Vorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhütten  in  der  freien  Bahn  ist  auf 
jene  .Stellen  zu  beschränken,  wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums 
besonders  angeordnet  werden  sollte. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen  oder 
aus  auf  einer  Untermauerung  ruhenden  Blookwänden  zu  errichten. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegsohranken  und  ähnliche  Anlagen  au 
der  Bahn  sind  in  der  Kegel  ni<  ht  herzustellen,  jedooh  müssen  mit  Schranken  nicht 
versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnnivean,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je  nach  den 
Örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Kampe  auf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den  Locomotivführer 
erhalten. 

8.  Stationen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  mit  per- 
manenten Dienstposten  hat  höchsteus  58  Kilometer  zu  betragen.  Sümmtliche 
Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  habeu  f'assagieraborte 
zu  erhalten.  In  Haltestellen  ist  mindestens  eiu  entsprechend  grosser,  gedeckter 
Warteraum  herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfrout,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auoh  an  beiden  Stirnseiten  derselben 
anzubringen. 

9.  Betriebseinrichtungeu. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegrapheiisprechleitung  oder  einer  Telephon- 
leitung, in  welche  Bämmtlichc  Stationen  eingeschaltet  sind,  zu  versehen. 

Die  Anwendung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  und  akustischen  Signale  zu  verwenden. 
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An  der  Abzweigungsstelle  der  Localbahn  aus  der  freien  Streoke  der  k.  k. 
Staatsbahnlinie  8.  Michael- Vülaoh  ist  nebst  dem  erforderlieben  Distanzsignale 
nooh  ein  Ablenkgeleise  von  entsprechender  Länge  herzustellen  und  der  ans  diesem 
Anlasse  einzulegende  verriegelbare  Wechsel  desselben  sowohl  mit  dem  ob- 
bezeichneten  .Signale  als  auch  mit  dem  südlichen  Distanzaignale  der  3tation 
Unsmarkt  derart  an  verbinden,  daas  die  volle  Sicherheit  des  Verkehres  verborgt 
erscheint. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  4  Locomotiven  mit 
je  3  Achsen,  sammtlich  gekuppelt;  dieselben  erhalten  beiderseits  anmontirte 
Sohnoepttupseharen ;  12  Personenwagen;  3  Dienstwagen  (Post-,  Gepäcks-  und 
Conductenrwagen);  die  Personen-  und  Dienstwagen  sind  für  Dampfheizung 
einzurichten;  90  Lastwagen  verschiedener  Gattungen. 

Mindestens  30  Percent  sämratlicher  Wagen  sind  mit  Bremsvorrichtungen 
zu  versehen  und  mit  gedeckten  und  geschlossenen  Bremssitzen  auszuführen. 

Das  heim  Baue  der  Fahrbetriebsmittel  einzuhaltende  Lichtraumprofil  wird 
dem  Couoessionär  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  bekannt  gegeben  werden. 

Die  grösste  Breite  aller  F  ahrbetriebf  mittel,  einschliesslich  der  am  meisten 
vorspringenden  Theile  derselben  wird  mit  2  4  Meter  und  im  Falle  Lenkaohsen 
nicht  zur  Verwendung  kommen,  das  Maximum  des  Radstandes  mit  2«  Meter 
festgesetzt. 

Die  Pläne  für  sämmtliohe  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  jenen  Bestimmungen 
der  Verordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  '/-.  2840 
(„Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887),  und  vom 
1.  August  1892,  Z.  32904  (.Verordnungsblatt  des  Handelsministeriums  für  Eiseu- 
bahnen  und  Schiffahrt"  Nr.  87  ex  1892)  Rechnung  zu  tragen,  welche  sinngemäss 
auch  für  Schmalspurbahnen  Geltung  besitzen. 

Die  Vorlage  dieser  Plane  hat  vor  Verfassung  der  Projectsplftne  für  die 
Unterbauobjecte  und  den  Oberbau  der  Bahn  zu  erfolgen. 

11.  Berücksichtigung  inländisoher  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile.  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegeustände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  das« 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Schlussbestimmung. 

Der  Conoessionär  verpflichtet  sich,  falls  die  Bahn  in  der  Folge  entweder 
bezüglich  einzelner  Theilstrecken  oder  in  ihrer  ganzen  Länge  durch  eine  Fort- 
setzung derselben  oder  durch  Anschluss  fremder  Bahnen  in  den  Traoenzug  einer 
Durchzugslinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen  und  Ergänzungen 
an  der  Bahn,  sowohl  in  der  freien  Strecke  als  auch  in  den  Stationen,  ferner, 
wenn  erforderlich,  bei  den  Betriebseinrichtungen  und  dem  Fahrparke  auszuführen, 
welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  Anlasse  etwa  ange- 
ordnet werden  sollten. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolassification 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
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der  Genehmigung  de«  k.  k.  Handeleministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
Unternehmens  Bedaoht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und 
Frachtgütern,  sowie  Tun  lebenden  Thieren,  Fahrteugen  und  Leichen  enthaltende 
TarifthfliI  I  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  Uber  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auoh  auf  die  gegenwärtig  coucesaionirte  Localbahn 
Anwendung  zu  finden  haben. 

Auch  wird  der  Concessionär  sich  den  Anordnungen  wogen  des  Beitrittes  zu 
einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den  Personenverkehr  zu  fügen 
haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  B«triebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  Anlasrecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verbältnissmassige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 


In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mittel für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Landern  ist  der  Hnndelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägig!! 
Frachtpreise  herabzumindern. 


Der  Concessionär  ist  vorpÖichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  uud  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat 
naoh  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitätcn  erforderliob  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  dem  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 


Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  8taatstelcgrapheuaustalt 
herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  8taats-  und  Privatoorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 


2.  Nothstandstarife. 


3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 


4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt 
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Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Concessionar  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnswecke  benützten  Grand  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drahte  der  Staatütelegrapheu 
au  den  Stutzpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  diese 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Concessionar  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Coneessioujir  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  ooncessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zn  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionar  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  con- 
cessionirten  Bahn  auch  der  in  Aussioht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Besiehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsioht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Conoession  oder  aus 
Gefällsrüoksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

C>.  Beförderung  der  Civil wachkörper. 

Für  die  Beförderung  der  Civilwachkörper  (  Sioherheitswache,  Finanzwache  etc.) 
haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze  analoge  An- 
wendung zu  finden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  unl  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden 
ermässigten  Fahrgebühr  zu  befördern 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdeznohtanstalten  veranlassten  8endungen  und 
deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporto  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife,  Z.  1  und  2.  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zweoke,  Z  3  bis  8,  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionar  sich  zu  unterwerfeu. 
Wien,  am  27.  April  1893 

Der  k.  k.  Haudelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 


Digitized  by  Google 


Steiermürkiache  LandosbAhnen. 


753 


5.  Statuten 

der  Mnrthalbahn  Unzmarkt-Mauterndorf. 

I.  Abschnitt 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  l. 

Grundlage  der  Actiengesellschaft. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
7.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  mit  welcher  dem  steiermärkischen 
Landesausschusse  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  als^  schmal- 
spurige Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  der  Station 
Unzmarkt  der  Kronprinz  Rudolf-Bahn  über  Murau  und  Tamsweg  nach 
Mauterndorf  (Murthalbahn)  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft 
gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs 
eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist  die  Erwerbung  der  im  §  1  er- 
wähnten, bereits  ausgeführten  und  in  Betrieb  gesetzten  Localbahn,  so- 
wie der  Betrieb  derselben,  ferner  der  Bau  und  Betrieb  von  Schlepp- 
bahnen und  Flügelbahnen  zu  einzelnen  industriellen  Etablissements, 
deren  Errichtung  im  Sinne  des  §  4  der  obigen  Concessionsurkunde  von 
der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  wird. 

§  3- 

Sitz  der  Actiengesellschaft. 
Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Graz. 

§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Actiengesellschaft  lautet: 

„  Murthalbahn  Unzmarkt-Mauterndorf" 

und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  handelsgerichtlich  protokollirt. 

Die  Firma  wird  in  der  Weise  collectiv  gezeichnet,  dass  unter  die 
vorgedruckten  oder  von  wem  immer  geschriebenen  Worte  »Mnrthalbahn 
Unzmarkt-Mauterndorf  entweder 

a)  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder 

b)  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  ein  mit  der  Procura 
betrauter  Beamter  der  Gesellschaft,  letzterer  mit  einem  die  Procura 
andeutenden  Zusätze,  eigenhändig  ihre  Namen  beisetzen. 
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§  5- 

Constituirung    der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  gesammte,  nach  §  H 
aar  Ausgabe  gelangende  Actiencapital  eingezahlt,  die  constituirende 
Generalversammlung  (§  6)  ordnuDgsmässig  abgehalten  und  die  Firma 
der  Gesellschaft  handelsgerichtlich  protokollirt  ist.  Die  Volleinzahlung 
der  Actien  erfolgt  durch  Uebergabe  der  fertiggestellten  und  im  Betriebe 
befindlichen,  im  §  1  erwähnten  Localbabn  sammt  allen  Fahrbetriebs- 
mitteln, Cautionen,  Einzahlungen  und  Ausrüstungen,  sowie  des  aus 
dem  Anlagecapitale  etwa  erübrigenden,  zur  Dotirung  des  Keservefondes 
(§  58)  bestimmten  Betrages,  nach  den  von  dem  Localbahnamte  des 
k.  k.  Handelsministeriums  zu  Überprüfenden  und  zu  genehmigenden 
Ansätzen  des  steiermärkischen  Landesausschusses. 

Die  bis  zur  Constituirung  der  Gesellschaft  erzielten  Ertragsüber* 
schüsse  der  Bahn  sind  der  Actiengesellschaft  gleichfalls  zu  übergeben. 

§  «• 

Constituirende  Generalversammlung.  Erste  Constituirung  dee 

Verwaltungsrath  es. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  den  Con- 
cessionär  mittelst  einmaliger  Kundmachung  in  der  „Grazer  Zeitung" 
spätestens  acht  Tage  vor  Abhaltung  dieser  Generalversammlung  ein- 
berufen. 

Auf  dieselbe  finden  die  Anordnungen  dieser  Statuten,  welche  sich 
auf  die  Einberufung,  Hinterlegung  von  Actien  und  den  Vorsitz  be- 
ziehen, keine  Anwendung. 

Die  Stimmberechtigung  in  dieser  constituirenden  Generalversamm- 
lung richtet  sich  nach  der  Zahl  der  gezeichneten  und  eingezahlten 
Actien  und  geben  je  fünf  Stück  gezeichnete  und  eingezahlte  Prioritäts- 
oder Stammactieo,  beziehungsweise  die  entsprechende  Zahl  von  Actien 
und  Stammactienantbeilscheinen  (§  11)  das  Recht  auf  je  eine  Stimme. 

Die  Actienzeicbner  können  ihre  Stimme  auch  durch  Bevoll- 
mächtigte, welche  keine  Actienzeicbner  sind,  ausüben. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Stimmzähler,  welche 
zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu  fungiren  haben,  werden  von  der 
Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  ist  bei  Anwesenheit  von 
mindestens  fünf  Actienzeichnern  oder  deren  Bevollmächtigten,  welche 
zusammengenommen  mindestens  die  Hälfte  der  gezeichneten  Actien 
vertreten,  beschlussfähig. 

Dieselbe  wählt  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  für  die  ersten  drei 
Geschäftsjahre  den  Verwaltungsrath,  sowie  einen  Revisionsausschuss 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  §§  32  bis  36  und  49  bis  53. 

In  dieser  Generalversammlung  wird  der  steiermärkische  Landes- 
ausschu88     durch    einen    Buchauszug     der    Landesbuchhaltung  die 
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seinerzeit  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1892,  R.  O.  Bl.  Nr.  120, 
erfolgte  Baareinzahlung  des  Actiencapitales  (§  9),  beziehungsweise  die 
in  Gemässheit  des  §  5  erfolgte  Volleinzablung  der  Actien  ausweisen. 

Ueber  die  Verhandinngen  dieser  Versammlung  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftfahrer  und  den 
zwei  Verificatoren  zu  unterfertigen  und  von  einem  der  Versammlung 
beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Unmittelbar  nach  der  constituirenden  Generalversammlung  con- 
stituirt  sich  der  Verwaltungsratb  durch  Wahl  eines  Präsidenten  und 
eine«  Vicepr&sidenten  des  Verwaltungsrath  es  mit  der  Functionsdauer  bis 
zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Der  Verwaltungsrath  hat  ungesäumt  die  handelsgerichtliche  Ein- 
tragung der  Firma  zu  erwirken. 

§  7. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Concessionsdauer  der 
ihr  gehörigen  Bahn,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches oder  in  Folge  früherer  Erlöschung  der  Concessioa  oder 
Einlösung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinie  durch  den  Staat  oder  über 
einen  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Beschluss  der  Generalver- 
sammlung eine  frühere  Auflösung  der  Gesellschaft  erfolgen  sollte. 

§  8. 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  seitens 
des  Präsidenten  des  Verwalturjgsrathes  oder  dessen  Stellvertreters  rechts- 
wirksam durch  einmalige  Einschaltung  in  der  ämtlichen  „Grazer  Zeitung". 
Ausserdem  könneu  gesellschaftliche  Kundmachungen  noch  in  jenen 
Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungsrath  hiezu  be- 
stimmen wird. 

11.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  9. 

Actiencapital.  Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales. 

Das  Gesellschaftscapital  besteht  aus  2,340.000  fl.  und  wird  zerlegt 
in  2800  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Prioritatsactien  a  500  fl. 
österr.  Währ,  mit  einem  Gesammtbetrage  per  1,400.000  fl.  und  iu 
1804  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Stammactien  a  500  fl.  mit 
einem  Betrage  per  902.000  fl.  und  in  880  Stück  Anteilscheine  solcher 
Stammactien  ä  100  fl.  mit  einem  Betrage  von  38.000  fl. 
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Zum  Zwecke  vod  Erweiterungsbauten,  Anschaffungen  and  sonstigen 
Investitionen,  welche  nicht  in  der  ursprünglichen  Anlage  und  Ausrüstung 
der  gesellschaftlichen  Bahn  gelegen  sind,  ist  die  Actiengesellschaft  be- 
rechtigt, über  Beschluss  der  Generalversammlung  mit  staatlicher  Ge- 
nehmigung das  Gesellscbaftscapital  zu  erhöben. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

§  10. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Sowohl  die  Prioritätssctien  als  auch  die  Stammactien  und  Autheil- 
scheine werden  nach  den  beiliegenden  Formularieu  Nr.  I,  II,  III  aus- 
gefertigt und  mit  dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit  der 
Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  versehen.  Die 
Actien  und  Actienantheilscheine  werden  fortlaufeud  numerirt,  wobei  je 
fünf  Stück  Stammactien-Antheilscheine  einer  Stammactie  gleichgebalten 
werden  und  dieselbe  Nummerabezeichnung  erhalteu.  Zur  Unterscheidung 
der  Stücke  solcher  Actienantheile  werden  der  Nummernbezeicbnuag  die 
römischen  Zahlen  I  bis  V  beigesetzt. 

Jeder  Prioritats-,  sowie  Stammactie  und  jedem  Antbeilscheine  wird 
<»ine  Anzahl  Coupons  und  ein  Talon  nach  den  Formularieu  IV,  V,  VI, 
VII,  VIII  und  IX  beigegeben. 

§ 

Rechte  der  Anteilscheinbesitzer. 

Jeder  Anteilscheinbesitzer  hat  Anspruch  auf  den  fünften  Theil 
der  jeweiligen  Dividende,  welche  auf  eine  ganze  Stammactie  entfällt. 

Rücksichtlich  der  Berechtigung  zur  Theilnahme  an  den  General- 
versammlungen und  bei  Ausübung  des  Stimmrechtes  (§  20  und  21) 
werden  je  fünf  solcher  Actienantheilscheine  einer  Actie  gleichgehalten  ; 
biebei  ist  es  gleichmütig,  ob  die  Stücke  Theile  einer  und  derselben 
oder  verschiedener  Actien  sind  und  daher  eine  und  dieselbe  oder  ver- 
schiedene Nummernbezeichuungen  haben. 

§  12. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  und  Actienantheilscheine  sind  untheilbar  und  wird  von 
der  Gesellschaft  für  jede  Actie  und  jeden  Actienautheilschein  nur  ein 
EigenthÜmer  anerkannt. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actien  oder  Actieuantheilscheinen  ist  die 
Unterwerfung  unter  die  Gesellschaftsstatuten  verbunden. 
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§  13. 

Amortisirung  des  Actiencapitales. 

Sowohl  die  Prioritätsactien  als  auch  die  Stammactien  werden  nach 
einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  inner- 
halb der  Concessionsdauer  der  im  §  1  genanuten  Localbahn  im  Wege 
der  Verlosung  dergestalt  amortisirt,  dass  die  Tilgung  der  Stammactien 
erat  nach  erfolgter  Tilgung  der  Prioritätsactien  au  beginnen  hat. 

Insofern  Actien  unter  dem  Nennwerthe  erhältlich  sein  sollten,  ist 
der  Verwaltungsrath  berechtigt,  solche  anstatt  der  Verlosung  nach  Maß- 
gabe der  planmässigen  Tilgungequote  durch  freien  Rückkauf  einzuziehen. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  14. 

Organisation  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellfchaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 

a)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre  (§  15  u.  s.  f.); 

b)  durch  den  Verwaltungsrath  (§  32  u.  s.  f.); 
r)  durch  den  Revisionsausschuss  (§  49  u.  s.  f.). 

a)  Generalversammlung. 

§  15. 

Generalversammlung  der  Actionäre. 

Die  nach  den  Vorschriften  dieser  Statuten  einberufene  und  bescbluss- 
fähige  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre.  Ihre 
statutenmäßig  getassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

§  16. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  54)  alljährlich  einmal,  spätetens  im  Monate  Juni, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

§  17. 

A us «er ordentliche  Generalversammlung. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  nach  Ermessen 
des  Verwaltungsrathes  einberufen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  eine  ausserordentliche  General- 
versammlung einzuberufen,  wenn  dies   von  einer  Generalversammlung 
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beschlossen  wurde,  oder  von  einem  oder  mehreren  Actiouären,  dessen, 
beziehungsweise  deren  Actienbesitz  mindestens  den  fünften  Tbeil  des 
Actiencapitales  beträgt  und  welche  diesen  zu  ihrer  Legitimation  erforder- 
lichen Actienbesitz  durch  Deponirung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder 
bei  einem  k.  k.  Notar,  beziehungsweise  nach  §  20,  Absatz  2,  ausweisen, 
unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  schriftlich  gefordert  wird. 
In  einem  solchen  Falle  hat  die  Einberufung  der  ausserordentlichen  Ge- 
neralversammlung auf  einen  innerhalb  30  Tagen,  vom  Zeitpunkte  des 
gehörig  gestellten  Begehrens  an  gerechnet,  gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

§  18. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  (§  8), 
welche  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
anberaumten  Tage  zu  erscheinen  hat  und  in  welcher  die  zur  Ver- 
handlung bestimmten  Gegenstände  bekannt  gegeben  werden. 

In  der  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene  An- 
trage als  Gegenstände  der  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  von  einem 
oder  mehreren  Actionären,  welche  den  Besitz  von  wenigstens  dem 
zehnten  Tbeile  des  Actiencapitales  durch  Deponirung  der  entsprechen- 
den Anzahl  Actien  oder  nach  §  20,  Abs.  2,  nachgewiesen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  beim 
Verwaltungsrathe  schriftlich  angemeldet  wordeu  sind. 

§  19- 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  können  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschlüsse  gefasst  werden,  deren  Verhandlung  in  der  betreffenden 
Einberufungskundmachung  (§  18)  namhaft  gemacht  wurde.  Nur  über 
den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversamm- 
lung kann  auch  ohne  vorherige  Ankündigung  beschlossen  werden. 

§  20. 

Berechtigung   zur  Theilnahme  an   der  Generalversammlung. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Actien- 
besitzer  berechtigt,  welcher  mindestens  fünf  Actien  (§  11)  spätestens 
acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmäßig  einberufeneu  General- 
versammlung bei  der  Gesellschaftscasse  oder  einer  anderen  in  der  Ein- 
berufungskundmachung bezeichneten  Stelle  hinterlegt  hat. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Staates,  der  Länder  Steiermark 
und  Salzburg,  der  Bezirke,  Gemeinden  und  Sparcassen  befindlichen 
Actien  genügt  an  Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  ämt- 
lichen Bescheinigung  der  betreffenden  Staatscasse,  beziehungsweise  des 
betreffenden  Landes-,  Bezirks-  oder  Gemeindeausscbusses  oder  der  Spar- 
cassendirection. 
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Die  stimmberechtigten  Actiouäre  erhalten  eine  Legitimations- 
karte, welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  und  Gattung  der 
hinterlegten  Actien,  sowie  die  durch  dieselbe  begründete  Stimmenzahl 
ausweist  und  nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  deren  Vertreter 
(§  22)  gilt. 

§  21. 
Stimmrecht. 

• 

Je  fünf  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eiue  Stimme  in  der  General- 
versammlung. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  mit  der  im  §  35 
vorgesehenen  Ausnahme  gleiches  Stimmrecht,  so  dass  es  hinsichtlich 
des  letzteren  gleicbgiltig  ist,  ob  der  Besitz  eines  Actionärs  bloss 
aus  Prioritäts-  oder  bloss  aus  Stamraactien  oder  ans  Actien  beider 
Kategorien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsuamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  22. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  eineu  Bevollmächtigten 
ausgeübt  werden,  welcher  selbst  zur  Theilnabme  an  der  Generalver- 
sammlung berechtigt  ist.  Ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmung 
üben  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen 
durch  ihre  Bevollmächtigten  aus.  Die  Art  und  Weise  der  Ausübung 
des  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf  Grund  ihres  allfälligen  Besitzes  von 
Stammactien  zustehenden  Stimmrechtes  bleibt  dem  Ermessen  derselben 
vorbehalten. 

§  23. 

Vorläufige    Zurkenntnissbr  ingung    der  Verhandlungsgegen- 
stände. 

Der  Geschäftsbericht  und  Jahresrechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  werden  acht  Tage  vor  der  General- 
Versammlung  in  der  gesellschaftlichen  Kanzlei  aufgelegt  und  jedem  als 
stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  auf  Verlangen  zu  Einsichtnahme 
unterbreitet. 

§  24. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Die   Generalversammlung    ist  beschlussfähig,    wenn    selbe  ord- 
nungsmässig    (§    18)    einberufen    wurde  und    mindestens    10  stimm- 
berechtigte Actionfire  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmacbts 
namen  (§  22)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  ver- 
treten. 
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Ueber  die  im  §  29,  lit.  g  bis  *,  angeführten  Gegenstände  können 
jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversammlung  gefaest 
werden,  in  welcher  bei  Anwesenbeit  von  mindestens  10  stimm- 
berechtigten Actionären  mindestens  ein  Viertel  des  Actiencapitales  ver- 
treten ist. 

§  25. 

Vorgang  bei  Beschlussunfähigkeit. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  im 
Sinne  des  §  24  nicht  beschlussfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine  neue 
Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tage  gelegenen 
Termin  einzuberufen,  in  welcher  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
der  bescblussunfähig  gebliebenen  Generalversammlung  angeführten 
Gegenstände,  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen 
Actioüäre  und  auf  die  Höhe  der  durch  sie  vertretenen  Summe  des 
Actiencapitales  giltige  Beschlüsse  gefasst  werden  können,  was  in  der 
Einberufungskundmachung  ausdrücklieb  angeführt  werden  muss.  , 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  dieser 
au  Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen  einberufenen  zweiten 
Generalversammlung  kann  auf  aebt  Tage,  und  die  Frist  für  den  Erlag 
der  Actien  (§§  18  und  20)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  26. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  bei  Verhinderung  beider,  ein  vom 
Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vornahme 
der  Wahlen. 

§  27. 

Functionäre  der  Generalversammlung. 

Den  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  ernennt  der  Vor- 
sitzende. Zu  Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Protokollsverificatoren 
zu  fungiren  haben,  beruft  derselbe  zwei  der  anwesenden  Actionäre, 
welche  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind. 

§  28. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten: 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes; 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  35); 
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c)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  (§  49); 

d)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  die  Ertheilung  des  Ab- 
solutoriums  an  den  Verwaltungsrath; 

t)  die    Be6cbluB8fas8ung    über   die    Verwendung    des  Reingewinnes 

(§  56); 

f)  die  Ertheilnng  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  Uber- 
schreiten ; 

g)  die  gänzliche  oder  theilweise  Veräußerung  der  gesellschaftlichen 
Bahnlinie; 

h)  die  ßescblussfassung  über  Aenderung  der  Statuten,  insbesondere 
über  etwaige  Abänderungen  des  Gegenstandes  der  Geaellschafts- 
unternehmung; 

i)  die  Vermehrung  des  Anlagecapitales  durch  Ausgabe  neuer  Actien 
oder  Aufnahme  fuodirter  Anlehen; 

k)  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 
Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Aitikel  215 
H.  G.  B.) 

Beschlüsse  über  die  unter  g  bis  k  aufgeführten  Gegenstände  be- 
dürfen zu  ihrer  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  29. 

Zustandekommen  der  Beschlüsse. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen;  bei  Stimmengleichheit  wird  jene 
Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  zu  Gunsten  welcher  der  Vorsitzende 
seine  Stimme  abgegeben  hat.  Beschlüsse  über  die  im  §  28  unter  g  bis  k 
angeführten  Gegenstände  können  jedoch  nur  mit  einer  Mehrheit  von 
mindestens  zwei  Drittel  der  abgegebeneu  Stimmen  gefasst  werden. 

§  30. 

Wah  lvorgang. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zettel. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  die  absolute 
Stimmenmehrheit  erhalten  haben.  Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  ab- 
solute Stimmenmehrheit  nicht  erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen 
denjenigen  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird 
in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählendeu  in  die  engere 
Wahl  gebracht.  Erhalten  zwei  Actionäre  in  der  engeren  Wahl  die 
gleiche  Stimmenzahl,  so  ist  derjenige  als  gew  ählt  zu  betrachten,  welcher 
zu  der  betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Acticn- 
besitz  ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los 
nach  einer  von  dem  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 
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§  31. 

Gener  ulversammlungsprotokoll. 

Ucber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  zwei  Stimmzäblem,  welche  nach  §  27  zugleich 
als  Verificatoren  fungiren,  zu  unterzeichen  ist. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  32. 

Vorstand  der  Actiengesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
d«-s  Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltungsrath. 

§  33. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsratb es. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsratbe«  wird  auf  sieben 
festgesetzt. 

§  34. 

Staatsbürgerschaft     und     Domicil     der  Verwaltungsraths- 

mitglieder. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltuugsrathes  müssen  öster- 
reichische Staatsbürger  fein  und  im  Gebiete  der  im  Reicbsrathe  ver- 
tntenen  Königreiche  und  Länder  ihren  Wohnsitz  haben. 

§  35. 

Zusammensetzung  und  Functionsdauer  des  Verwal  tungsratbea. 

Ein  Mitglied  des  Verwaltuugsrathes  wird  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung ernannt.  Dieses  Mitglied  ist  in  die  im  §  33  festgesetzte 
Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltuugsrathes  einzurechnen. 

Von  den  übrigen  sechs  Vtrwaltungsrathsmitgliedern  werden  vier 
Mitglieder  von  den  Besitzern  der  Prior itätsactien  uud  zwei  Mitglieder 
von  jenen  der  Stammactieu  in  zwei  Wablgruppen  und  zwei  gesonderten 
Wablacteo,  jedoch  bei  derselben  Generalversammlung  gewählt.  Der 
steiermärkisebe  Landesausschuss  bat  das  Recht,  insolange  das  Land 
Steiermark  im  Besitze  der  sämmtlichen  gezeichneten  Prioritätsactien 
ist,  ein  Mitglied  in  den  Verwaltungsratb  zu  entsenden,  welches  in  die 
auf  die  Wablgruppe  der  Prioritätsactienbesitzer  entfallende  Zahl  der 
Verwaltungsrathsmitglieder  einzurechnen  ist 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (mit  Ausnahme  der  vom 
Staate  und  vom  Lande  Steiermark  entsendeten)  werden  in  der  ordent- 
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liehen  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  drei  Geschäftsjahren 
gewählt.  Von  den  nach  Ahlauf  der  ersten  drei  Geschäftsjahre  in  der 
dritten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  haben  bei  der  vierten  und  fünfteu  ordentlichen 
Generalversammlung  je  zwei  durch  das  Los  zu  bestimmende  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  und  die  übrigen  bei  der  sechsten  ordentlichen 
Generalversammlung  auszutreten;  der  Verwaltungsrath  ist  stets  durch 
Neuwahl  von  denjenigen  Wahlgruppen,  von  denen  die  Ausgetretenen 
gewählt  waren,  wieder  zu  ergänzen.  In  der  siebenten  und  den  weiteren 
ordentlichen  Generalversammlungen  haben  von  den  gewählten  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrathes  jeweilig  diejenigen  auszutreten,  deren  dreijährige 
Functionsdauer  abgelaufen  ist.  Die  Ausgetretenen  sind  jederzeit  wieder 
wählbar. 

§  36. 

Erste  Wahl  des  Verwaltungsrathes. 

Für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre  werden  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (mit  Ausnahme  der  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  §  35  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  dem  steiermärktschen 
Landesausschusse  zu  entsendenden  Mitglieder)  gemäss  §  6  und  35  von 
der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt. 

§  37. 

Ausscheiden  von  Verwaltungsrathsmitgliedern. 

Falls  ein  gewähltes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf 
seiner  dreijährigen  Functionsdauer  ausscheidet  oder  au  der  Ausübung 
seiner  Function  dauernd  verhindert  ist,  so  wählen  die  übrigen  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathes,  welche  von  derselben  Wahlgruppe  wie 
der  Ausscheidende  das  Mandat  erhalten  haben,  an  seiner  Stelle  einen 
Ersatzmann,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
in  Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  durch  die  betreffende  Wahlgruppe 
und  für  jene  Zeit,  für  welche  der  Ausgeschiedene  noch  zu  funetioniren 
gehabt  hätte. 

§  38. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritte seiner  Functionen  für  die  Dauer  derselben  und  bis  nach  der 
ersten  auf  seinen  Austritt  folgenden  Generalversammlung  zehn  Stück 
Actien  der  Gesellschaft  sammt  allen  nicht  fälligen  CouponB  als  Caution 
in  die  Gesellschaftecasse  oder  bei  einem  vom  Verwaltungsrathe  zu 
bestimmenden  anderen  Orte  zu  hinterlegen.  Die  Nichterfüllung  dieser 
Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  Bekanntgabe  der  Wahl  gilt  als  Ab- 


Digitized  by  Google 


ßteiernihrkische  Landenhahnen. 


lehnung  derselben.  Während  der  Amtadauer  und  nach  Ablauf  derselben 
big  cur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  können 
diese  Actien  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  39. 

Voreitz  im  Verwaltungsratbe. 

Den  Vorsitz  im  Verwaltungsratbe  führt  der  Präsident  und  in 
dessen  Verhinderung  der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrath  es;  beide 
Functionäre  werden  jährlich  unmittelbar  nach  jeder  ordentlichen  General- 
versammlung vom  Verwaltungsrathe  aus  seiuer  Mitte  für  die  Zeit  bis 
zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählt. 

Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vorsitzenden. 

Der  Präsident  und  Viceprasident  des  Verwaltungsratbe«  sind  nach 
Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar,  sofern  sie  nicht  aus  dem 
Verwaltungsratbe  ausgeschieden  sind. 

§  40. 

Verwaltungsrathssitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich,  so  oft  es  die  Geschäfte 
erfordern,  über  Einladung  des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten  oder 
auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern  am  Sitze  der  Gesellschaft. 

§  41. 

Beschlussfähigkeit  des  Verwal t ungsrathes. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltnngsrathes  ist  die  ordnungs- 
mäßige schriftliche  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  persön- 
liche Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Verwaltungsrathsmitglieder  er- 
forderlich. 

§  42. 

Abstimmung.  Stellvertretung  in  der  Verwaltungsrathssitzung. 

Der  Verwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. Jedem  Mitgliede  kommt  eine  Stimme  zu. 

Der  Vorsitzende  kann  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied 
abgeben. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Bescbluss, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  mittelst  Stimmzetteln.  Als 
gewählt  ist  derjenige  anzusehen,  welcher  die  absolute  Stimmenmehrheit 
erhalten  hat. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden 
in  die  engere  Wahl  kommt. 
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Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  dag  Los. 
Abwesende  Verwaltungsrathsmitglieder  könneu  ihre  8timme  eiuem 
der  zur  Sitzung  Erscheinenden  mittelst  Vollmacht  übertragen. 

§  43. 

Wirkungskreis  des  Ye rwaltungsrathes.  Executivcomite. 

Der  Verwaltungsratb  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Vertretung  der  letzteren  nach 
aussen  betraut,  und  ist  auch  zu  allen  jeneo  Befugnissen  ermächtigt,  zu 
welchen  nach  §  1008  a.  b.  6.  B.  eine  besondere  Vollmacht  ge- 
fordert wird. 

Dem  VerwaltungBratbe  steht  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  sowie  auch  die  Festsetzung  der 
der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Dienstordnung  (§  44)  und 
die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der  Gesellschaft  zu.  Ueberhaupt 
ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  berufen,  welche 
laut  dieser  Statuten  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Es  steht  dem  Verwaltutigsrathe  frei,  unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Artikel  231  H.  G.  B.,  aus  seiner  Mitte  einer  einzelnen  Person 
oder  einem  Executivcomite  die  Führung  eines  Theiles  der  Geschäfte 
auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  zu  übertragen. 

Den  Wirkungskreis  dieser  Fuuctionäre  bestimmt  der  Ver- 
waltungsrath. 

§  44. 
Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  bescbliesst  oeine  Geschäftsordnung  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B. 

Ebenso  bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die 

Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft.    Ihm  steht  die  Bestrafung  von 

Dienstvergehen,  sowie  auch  die  Suspendirung  und  Entlassung  von 
Beamten  und  Dienern  der  Gesellschaft  zu. 

§  45. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

Im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen   als  Beamte,  Unter- 
beamte und  Diener,  sei  es  iu  definitiver  oder  provisorischer  Eigen- 
schaft,  nur   solche   Personen   verwendet  werden,    welche   die  Staat* 
burgerscbaft  in  eiuem  der  Ländergebiete  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie  besitzen. 

Ausnahmen  bievou  bedürfen  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 
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Eisenbahnbedienstete,  welche  in  Ausübung  des  ihnen  übertragenen 
Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  begründeten 
Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen 

Von  den  Bestimmungeu  dieses  Paragraphen  wird  die  coocessions- 
gemäss  der  Staatseisenbahnverwaltung  vorbehaltene  Betriebführuog  nicht 
berührt. 

§  46 

Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  zu  unterzeichnen  sind. 

§  47. 

Unentgeltlichkeit   der   Functionen    des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  üben  ihre  Functionen  als 
solche  unentgeltlich  aus  und  erhalten  lediglich  die  Baarauslagen  der 
im  Interesse  der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Verwaltung 
beschlossenen  oder  genehmigten  Reisen  von  der  Gesellschaft  vergütet. 

§  48. 

Ausschliessung  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsratb.  Wirkung 

der  Ausschliessungsgründe. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  directem  Verhältnisse 
als  Bauunternehmer,  Lieferant  etc.  zur  Gesellschaft  steht,  wer  in 
Goncurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine 
Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder 
wegen  eines  aus  Gewinusucht  hei  vorgegangenen  oder  die  öffentliche 
Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretung  in 
Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausschliessungsgründe  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  dessen  Functioosdauer 
hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

c)  Revisionsausschuss. 

§  49. 

Zusammensetzung  des  Revisio nsausschusses. 

Behufs  Prüfung  der  gesellschaftlichen  Jahresrechnungen  wählt  die 
jeweilige,  ordentliche  Generalversammlung  alljährlich  einen  aus  zwei 
Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann  bestehenden  Revisionsausschuss. 
Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes 
des  Revisionsausschusses  in  Function. 
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§  50. 

Ausschliossnngsgrund. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  sowie  der  Ersatzmaun 
dürfen  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

§  61. 

Aufgabe  des  Re visionsausscb usses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechuungeo  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in 
die  Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  au  ver- 
langen und  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

§  52. 

Erste  Wahl  des  RevisionsausschusseB. 

Zur  Prüfung  der  ersten  JahreBrechnung  werden  die  zwei  Mit- 
glieder des  Revisionsansschnsses  und  der  Ersatzmann  von  der  con- 
stituirenden  Generalversammlung  gewählt  (§  6). 

§  53. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Revisions- 

ansschusses. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsansschnsses  erhalten  keinerlei  Bezüge 
oJer  Entgelt  für  ihre  Mühewaltung. 

IV.  Abschnitt. 

Geschäftsjahr.    Jahresrechnung.  Verwendung   des  Jahres- 
einkommens. Reservefond. 

§  54. 

Geschäftsjahr.   Erstes  Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Januar  und  endet 
mit  31.  December  jedes  Jahres. 

Ausnahmsweise  nmfasst  das  erste  Geschäftsjahr  den  Zeitraum  vom 
Tage  der  Constitnirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1896. 

§  55. 

Rechnungsabschlnss.  Bilanz  auf  Stellung. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen 
abgeschlossen  und  wird  Dach  Vorschrift  des  Gesetzes  von    dem  Ver- 
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waltuagsratbe  die  Bilanz  aufgestellt,  welche  sohin  mit  dem  Befunde 
des  Revisionsaus  ichusses  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Be- 
schlussfassung (§  28,  lit.  d)  vorzulegen  ist. 

§  56. 

Verwendung  des  Jahreseinkommens. 

Der  nach  Bestreitung  der  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungs- 
auslagen, und  zwar  der  ersteren  nach  Massgabe  des  mit  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung abgeschlossenen  Betriebs  Vertrages  uud  nach  Bezahlung 
der  Zinsen-  und  Tilgungsquoteu  für  etwaige  mit  Genehmigung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  contrahirte  Schulden  verbleibende  Rest  der  Be- 
triebseinnahme bildet  den  Reingewinn. 

Dieser  Reingewinn  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit  suc- 
cessive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  zur  planmäßigen  Tilgung  der  Prioritätsactien  (§  13); 

2.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  vou  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien.  Eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  den  Erträgnissen  eines  späteren 
Jahres  rindet  nicht  statt; 

3.  zur  plauraäasigeu  Tilgung  der  Staminactien  (§  13); 

4.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
au  die  noch  nicht  amortisirten  Staminactien ; 

5.  der  dann  etwa  noch  verbleibende  Rest  ist,  soweit  nicbt  die 
Generalversammlung  eine  anderweitige  Verwendung  beschliessen  sollte, 
als  Superdividende  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte  Priorität* •  und 
Stammactien  und  auf  die  Geuussscheine  gleichmässig  aufzuteilen. 

§  57. 

Fälligkeitstermin.  Verjährung. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  findet  nach- 
hinein am  1.  Juli  des  dem  bezüglichen  Geschäftsjahre  folgenden  Jahres 
statt. 

Dividenden  uud  Superdividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei 
Jabreu  vom  Fälligkeitstermine  behoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Reservefondei  der  Gesellschaft  (§  58). 

§  58. 
Reserv  efon  d. 

Aus  den  nach  Abschluss  der  Baurechnung  sich  ergebenden  Erspar- 
nissen an  dem  Baucapitale  der  im  §  1  bezeichneten  Localbahn,  sowie 
aus  den  im  §  57  augeführten  Zuschüssen  iBt  ein  Reservefond  zu  bilden, 
welcher  zur  Deckung  der  Kosten  für  ausserordentliche  Herstellungen, 
für  Erweiterungsbauten  oder  für  sonstige  Investitionen  auf  der  im  §  1 
genannten  Localbahn  zu  dienen  bat. 
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Dieser  Reservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  conces- 
sionsmässigen  Einlösungs-  und  Heimfallrechtes  durch  den  Staat  unter 
den  concessionsmässigen  Bedingungen  an  den  Staat  überzugehen  bat,  ist 
abgesondert  von  dem  sonstigen  Vermögen  der  Gesellschaft  fruchtbringend 
anzulegen  und  bestimmungsgemäss  zu  verwenden. 

§  59. 

Verlosung  der  Actien.  Genussscheine. 

Die  planmässige  Tilgung  der  Actien  (§  13),  woferne  selbe  nicht 
im  Wege  des  freihändigen  Rückkaufes  erfolgt,  ist  durch  Verlosungen 
zu  bewerkstelligen,  welche  alljährlich  mindestens  drei  Tage  vor  der 
Generalversammlung  im  Beisein  eines  k.  k.  Notars  vorzunehmen  sind. 

Für  jede  ausgeloste  Actie  wird  dem  Besitzer  gegen  Rückstellung 
derselben  sammt  allen  noch  nicht  fälligen  Dividendenscheinen  und  Talon 
der  Nennwerth  der  Actie  nebst  der  letztfälligen  und  den  etwa  noch  un- 
behobenen  und  nicht  verjährten  Dividenden  ausbezahlt  und  ein  Genuss- 
schein ausgefolgt. 

Dasselbe  gilt  bezüglich  der  ausgelosten  Actienantheilscheine,  für 
welche  ebenfalls  Genusssebeine  ausgegeben  werden.  Die  Genussscheine 
werden  nach  den  diesem  Statute  angehefteten  Formularien  Nr.  X,  XI, 
XII  ausgestellt,  mit  dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit  der 
Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  versehen. 

§  60. 

Rechte  der  Besitzer  von  Genussscheinen. 

Den  Besitzern  der  Genusssebeine  steht  gegen  die  Gesellschaft  kein 
weiterer  Anspruch  hinsichtlich  der  Actieneinlagen  zu.  Für  die  Berech- 
nung des  Actienbesitzes  (§§  17,  18  und  30),  die  Beurtheilung  der  Be- 
schlussfälligkeit der  Generalversammlung  (§  24)  und  des  Stimmrechtes 
(§§  20  und  21)  sind  je  zwei  Genassecheine  von  Actien,  beziehungsweise 
je  zehn  Genussscheine  von  Actienantheilscheinen  (§§  11  und  59)  einer 
Actie  gleichzuhalten.  Für  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  des  §  35  sind  je  zwei  Genussscheine  von  Priori  täts- 
actien  einer  Prioritätsactie,  ferner  je  zwei  Genussscheine  von  Stamm* 
actien  oder  je  zehn  Genusssebeine  von  Stammactienantheilscheinen  einer 
Stammactie  gleichgestellt. 

An  der  in  dem  §  56,  Z.  2  und  4,  erwähnten  4percentigen  Dividende 
nehmen  die  Genussscheine  nicht  tbeil,  wohl  aber  berechtigen  dieselben 
zum  Bezüge  der  gemäss  §  56,  Z.  5,  zufolge  Beschlusses  der  General- 
versammlung zur  Vertheilung  gelangenden  Superdividende,  und  zwar 
werden  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Superdividende  je  ein  Genuss- 
schein  von  Actien,  beziehungsweise  je  fünf  Genussscheine  von  Actien- 
antheilscheinen einer  Actie  gleichgestellt. 
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V.  Abschnitt. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  ßl. 
Liqui  dation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversamm- 
lung die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab« 
wickelung  der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  dem  Verwaltungsrathe  zustehen. 

Die  Bestimmungen  Über  die  Generalversammlung  bleiben  während 
der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der 
Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die  Generalversammlung  durch  die 
Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

§  ^2. 

Vermögen  s  verth  eilung. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  eventuellen  Schulden  der  letzteren 
zu  tilgen  - 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sammtliche,  etwa  noch  nicht 
amortisirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  sofern  hienach  auf  jede  der- 
selben nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  Prioritätsactien 
noch  verbleibende  Ueberscbuss  ist  auf  sammtliche  noch  nicht  amortisirte 
Stammactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Sollte  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  sämmtlichen 
Prioritäts-  und  Stammactien  (§  9)  noch  ein  Ueberscbuss  sich  ergeben, 
so  ist  dieser  auf  sämmtliche,  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  noch  nicht 
getilgten  Actien  und  sämmtliche  Genussscheine  (§  59)  gleicbmässig  zu 
vertheilen.  Hiebei  sind  je  5  Actien antheilscheine  (§  11),  ferner  je 
1  Genusescbein  von  Actien  oder  je  5  Genussscheine  von  Actien  an  theil- 
scheinen  (§  59)  einer  Actie  gleichgestellt. 

VI.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 

§  63. 

Staatsaufsicht.  Befugnisse  des  landesfürstlicben  Commissärs. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  gesetzlich  zustehende  Recht  der 
Aufsicht  in  Geraassheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  7.  April 
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1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  74,  und  der  gegenwärtigen  Statuten  aus  und  bleibt 
es  derselben  vorbehalten,  zu  diesem  Behufe  einen  landesfürstlichen 
Commi8sär  zu  bestellen. 

Derselbe  bat  das  Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungs- 
rathes  und  des  von  demselben  eventuell  bestellten  Executivcomite*, 
sowie  der  Generalversammlung,  so  oft  er  es  für  gemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Coocession  oder  den 
Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu 
sißtiren. 

Insolange  der  Staatsschatz  durch  den  Besitz  von  Stammactien  an 
dem  Unternehmen  betheiligt  ist,  steht  dem  landesfürstlichen  Commissär 
auch  das  Recht  zu,  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren, 
welche  ihm  gegen  das  Interesse  des  Staates,  als  Actienbesitzers,  zu  Ver- 
stössen scheinen. 

In  allen  diesen  Fällen  hat  jedoch  der  landesfürstliche  Commissär 
sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  ein- 
zuholen, welche  ohne  Aufschub  erfolgen  soll  und  für  die  Gesellschaft 
bindend  ist. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  hat 
die  Gesellschaft  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staatsschatz 
nicht  zu  leisten. 

§  64. 

Subsidiäre  Geltung  des  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches vom  17.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur  An- 
wendung zu  kommen. 

§  65. 
Forum. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  den 
competenten  Gerichten  ausgetragen. 

§  66. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Untero  fficiereu. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  der  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  3173. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grand  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  8.  Februar  1896.  Badeni  m.  p. 

49* 
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Aa.  Localbahn  Radkersburg-Luttenberg. 

1.  Concessionsurknnde  vom  14.  April  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  85 
für  die  Localbahn  von  Rudkersburg  nach  Luttenberg. 

Wir  Franst  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Bezirksvertretung  und  die  Marktgemeinde  Luttenberg 
die  Bitte  um  Ertbeilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Radkersburg  nach  Lutteuberg  gestellt  bat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den 
genannten  Concessionäreu  diese  Concession  auf  Grnnd  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
des  Gesetzes  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 
von  der  Südbahnstation  Radkersbnrg  über  Radein  und  Kreuzdorf  nach 
Lutten  berg. 

Die  Localbahn  Badkersbnrg-Luttenberg  wurde  am  16.  October  1890  dem 
Verkehre  Ubergeben.  Der  Betrieb  wird  auf  Grnnd  des  Betriebsvertrages  vom 
19.  Juli,  beziehungsweise  4.  August  1890  von  der  k.  k.  priv.  Sudbahngesellschaft 
geführt 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  ConcesBionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbabnnnternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichen- 
den Eingaben,  von  derselben  zn  errichtenden  Urkunden,  ferner  für 


Digitized  by  Google 


774 


Looalbahn  Radkersbnrg-Luttenberg. 


alle  im  Grande  dieser  Vertrage  und  Urkunden  au  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalaverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafVung  für  die  erste  Anlage 
und  concessionBmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Einver- 
leibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der  Prioritäts- 
obligationen bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten  oder  auf 
andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zukommen- 
den, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  fünfundzwanzig  (25)  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen  und  bis  längstens  15.  October  1890  zu 
vollenden,  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben, 
wie  auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer  in  ununterbrochenem 
Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermiues  haben  die  Con- 
cessionäre über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  barem  Gelde  oder  in  zur  Anlegung  von  Pupillen- 
geldern geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 
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§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Hecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung 
von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt 
werden  sollte. 

§  6. 

Die  Coucessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessions- 
nrkunde  und  nach  den  vom  Handeleministerium  aufzustellenden  Con- 
cessiousbedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen 
und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze 
vom  14.  September  1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  uud  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  vom  16.  November  1851,  R.  6.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit 
Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahr- 
geschwindigkeit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig 
erkannt  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  er- 
lassenden besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6- 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von   Prioritätsobligationen,   welche  nur  auf  öster- 
reichische Währung  lauten   dürfen,  ist  insolange  und   insoweit  ausge 
schlössen,   als  nicht  die  Verzinsung   und  Tilgung  derselben  nach  den 
von  der  Regierung  zu  prüfenden  Ausweisen  als  dauernd  gesichert  erscheint. 

Dagegen  wird  deu  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  deu  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  ans  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden  hat, 
darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  beinessen  werden. 
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Die  Ziffer  des  affectiven,  sowie  des  Nominatanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebet  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nach- 
gewiesenen Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten 
Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung  thatsächlich 
erwachseneu  Coursverlustes,  welcher  10  Percent  des  durch  Ausgabe  von 
Prioritätsactien  beschafften  effectiven  Capitales  nicht  übersteigen  darf, 
keine  wie  immer  gearteten  Auslagen  in  Anrechnung  gebracht  werden 
dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
PrioritätBobligationen,  Stamm-  uud  Prioritätsactien  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtraneporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen,  nnd 
zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  Bowie  rückeichtlich  der  Begünsti- 
gungen reisender  Militärs  bei  der  priv.  Südbahngesellscbaft  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschtttzen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversamm- 
lungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte  Wiens,  auf 
die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und 
Sicherheitswache. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrtistuugsgegonstäuden  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft 
stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem 
mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 
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Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Babngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
transporte und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maßgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  An- 
lage, Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  6.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  angerechnet,  fest- 
gesetzt und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingebalten  werden, 
sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §  11, 
lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  9. 

Die  Concessionäre  sind  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

§  10. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsver- 
waltung berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge 
oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne  Theil- 
strecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung 
zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen. 

Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hier- 
durch der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mitbenützten  Bahn  nicht 
gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Januar  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 
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§  11. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  dereu  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der  Ein- 
lösung vorausgegangenen  letztabgeschlosBenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres  erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
mit  Genehmiguug  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Annuität,  zuzüglich  jener  Annuität  gleichkommt,  welche 
zur  öpercentigen  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren  innerhalb  der  ganzen  Con- 
cessionsdauer  uothwendig  int,  so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag 
als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende 
Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  besteben,  dass  den 
Concessionäreu  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die  zur  plan- 
mässigen Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen 
Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren  zu  den  plan- 
mässig  festgestellten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach  Abzug  dieser 
Beträge  verbleibende  Durclischnittserträgnisa  im  Sinne  des  Absatzes  1, 
beziehungsweise,  insofern  einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle 
eintiitt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in  halb- 
jährigen, am  30.  Juni  uud  31.  Deceinber  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen 
Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  der  im  Zeitpuukte  der  Einlösung  nach  dem 
genehmigten  Tilguogsplane  noch  ungetilgt  aushaftenden  Prioritätsobliga- 
tionen zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet, 
discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im  Absätze  3 
halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  bat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverscbreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverscbreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course  su 
berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  BörBe 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverscbreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt. 
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5.  Durch  die  erfolgte  EinlöeuDg  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auebezahlung  des  Einlösungepreises 
ohne  weiteres  Entgelt  io  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  couceseionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Material  vorrätbe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  bereits  bestimmungegemMss  verwendet  worden  sind. 

§  12. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  iu  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehöre,  einschliesslich  des  Fabrparkes, 
der  Materialvorrätbe  und  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde  in  dem  im  §  11,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  11)  behalten  die  Concessionftre  das  Eigentbum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem 
eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  beson- 
deren Anlagen  und  Gebäude,  zu  dereu  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Concessionäre  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehor  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  daes  der  Bau  der  Bahn,  eowie  die  Betriebseimichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieeer  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere  die 
projects-  und  vertragsmäßige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  der 
Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commiseär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  eowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen 
erachtet,  beizuwohnen,  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  siatiren; 
in  einem  Bolchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohue  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  seiu  soll. 
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Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwacbung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  Weiteres  eine  besondere  Vergütung  au 
den  Staatsschatz  nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  des  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbind- 
lichkeiten in  Bezog  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthobeo. 

§  H. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Con- 
cessionsbedingni&sen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maseregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Conceesionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
vierzehnten  Tage  des  Monates  April  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend 
achthundert  und  neunzig,  Unserer  Reiche  im  Zweiundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbabn  von  Badkcrsbnrg  nach  Luttenberg. 
(Ver.  Bl.  Nr.  62  ex  1890.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Balm  von  Radkersburg  nach  Luttenberg  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  1-435  Meter  als  Localbabn  mit  blossem  Tagverkehr  vorläufig  für  eine 
Maximalfahrgeschwindigkeit  von  26  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  ein- 
zurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  bat  nach  Maas- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  nnd  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind 
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die  aas  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergebenden  Anordnungen  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Conoessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  wahrend  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten 
nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den 
bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei  Vorschriften  zu  benehmen. 


Die  zu  erbauende  circa  25*7  Kilometer  lange  Bahn,  welche  in  der  Station 
Radkersburg  der  Linie  Spielfeld-Radkersburg  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft 
beginnt,  gelangt  nach  östlicher  Umfahrung  des  Ortes  Radkersburg  zum  Murflusse, 
abersetzt  denselben  und  führt  sodann  in  südöstlicher  Richtung  im  Murthale  weiter 
öber  die  Orte  Ober-Radkersbnrg,  Radein,  Wndischhofzen  und  Kreuzdorf  nach 
Luttenberg,  woselbst  die  Endstation  im  Norden  dieses  Ortes  angelegt  wird. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  duroh  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 


Die  Concessiouäre  verpflichten  sich  wegen  Benützung  der  Au  Schlussstation 
Radkersburg,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  daselbst  eine 
Vereinbarung  mit  der  k.  k.  priv.  Sfidbahngesellschaft  anzustreben  und  das  bezüg- 
liche Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  t  ines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes unterwerfen  sich  die  Concessionare  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlussbahn  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Ebenso  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen  ein 
Einverst&ndniss  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wageubenützung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriobahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Indu»trieunternehmungeu  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur 
Bahn  angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  Uber  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverstäudniss  zwischen  der  Eisenbahnunternehmnng  und  den 
Interessenten  nicht  zu  Staude  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 


Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch 
die  Grundeinlösung  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung«-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind  die 
von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des 
k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten  Vorschriften  für  die  Bestimmung  der 
Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  von  Uebergangscurven 
swisohen  Geraden  und  Bögen  („Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt'' 
Nr.  10  ex  1882)  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  weloben  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung   zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
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Anweudung  der  vorbezeiohneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  10  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderen- 
falls die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  5  pro  mille  nicht  übersteigen  darf. 
Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  speciellen  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  currenten  Hahn  dürfen  nicht  unter 
250  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  von  Mitte  zu  Mitte  min- 
destens 4  5  Meter  betragen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  hei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  4  2  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbanquette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  iu  welchem 
Falle  die  Breit©  der  Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder  weniger  als  300  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdätntnungeu  von  mehr  als  ö  Meter  Höhe  ist  eine  ent- 
sprechende Erweiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 

In  Erdeinschnitren  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Wand- 
oder beiderseitige  Grabenmauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von  min- 
destens 0  26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Wand-  oder  beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die 
Sohlcnbreite  des  Seitengrabens  mindestens  0  3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  min- 
destens 0-4  Meter  betragen. 

In  FelseitiHcbnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlenbreit« 
des  .Seitengrabens  nach  der  jeweiligen  Einsclinittstiefe  angemessen  zn  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemesseu,  dass  der  Abstand 
von  der  Schienen  unterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0-6  Meter  beträgt 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrone  mindestens  OTt  Meter  Uber  dem  localen 
höchsten  Wasserstand  liegen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden,  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
20  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconslructionen  von  Holz  angewendet 
werden;  bei  alleu  grösseren  offenen  Unterbauobjecten  sind  Eisenconstructionen 
zu  verwenden. 

Bei  mebrfelderigen  Brüoken  sind  die  Zwiachenpfciler  in  definitiver  Weise 
auszuführen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrüoken,  Bahn« 
überbrückungen  und  Zufahrtaatrassenbrückeu  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  un  i  wird,  falls  es  das  Gewicht  und 
die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulästt,  gestattet,  den 
Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  im  g  3  lit.  h,  Abs.  1,  der 
genannten  Verordnung  angeführte  20percentige  Ermässigung  der  in  lit.  a  und  6 
desselben  Paragraphen  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  auszuführen. 
Die  Schienen  sind  aus  Flussstabl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  26  Kilogramm  betragen. 
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Die  Schwellenvertbeilung  ist  derart  zu  bemessen,  dass  unter  Zugrunde- 
legung des  maximalen  Raddruckes  der  zur  Verwendung  gelangenden  Locomotiven 
die  Inanspruchnahme  der  Schiene  per  Quadratcentimeter  höchsten»  1000  Kilogramm 
beträgt. 

Die    Verwendung    von    altbrauchbaren    Kisenschteneu    im    Systeme  des 
schwebenden  oder  festen  Stosses  ist  innerhalb  der  Strecke  von  Kilometer  0*0  bi- 
Kilometer 177  unter  der  Voraussetzung  gestattet,  dass  unter  Zugrundelegung  des 
maximalen  Kaddruckes  der  zur  Verwendung  gelangenden  Locomotiven   die  Inan 
spruchnahme  des  Materiales  per  Quadratcentimeter  höchstens  750  Kilogramm  betragt. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben: 

Länge  2  3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter 
and  Höhe  14  Centimeter. 

Iu  ßftgen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Uuterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  zu  verstärken. 

Der  Schotterkorper  hat  im  Niveau  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreito  von  3'0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Oeleiseaohse  mindestens  1-9  Meter  be- 
tragen muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0-30  Meter  zu  betragen. 

In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Sohiene  des  Bogen«  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  für  den  Personenverkehr,  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
und  für  den  ZugförderuuKsdienst  bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in 
definitiver  Weise,  im  Uebrigen  aber  den  localen  Verhältnissen,  sowie  den  Verkehrs- 
bedUrfnissen  angemessen  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Gebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den  Zug- 
förderungs-  und  Güterdienst  können  aus  Riegelmauerwerk,  letztere  eventuell  auch 
ganz  aus  Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  Untermauerung  er- 
richtet  werden. 

Sämmtliehe  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Laudesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  Anlage  von  Wärterhäusrrti  und  Signalhutten  in  der  currenten  Strecke 
kann  im  Allgemeinen  unterbleiben  und  ist  nur  auf  jene  Stellen  zu  beschränken, 
wo  dies  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  besonders  angeordnet  werden  sollte 

Wärterhänser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  oler  aus  Blockwänden 
auf  einer  Untermauerung  zu  erbauen. 

Stations-  und  Bahneinfiiedungcn,  Wegsohrankeu  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen. 

8.  Stationen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  mit  per- 
manentem Dienstposten  hat  höchstens  6'4  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Haltestellen  soll 
abzüglich  eines  durchlaufenden  Hauptgeleises  mindestens  7  Peroent  der  Bahulänge 
betragen. 

Sämmtliehe  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersiohtlioh  zu  machen. 
Bei   Aufnahmsgebänden    ist  dieser  Name  sowohl  an  der  nauptfront,  als  auch  an 
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beiden  Stirnseiten  derselben,  eventuell  bei  Anlage  von  Veranden,  an  deren  Längs- 
seite anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  fiir  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Ober- 
bau- und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betred'  des  Ausmasses,  als  auoh 
ihrer  raumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebsfahrenden  Bahn- 
verwaltung sii  erfolgen. 

i>.  Betriebseinrichtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegrapbeuleitung  uud  deu  zugehörigen  Stations- 
apparaten zu  versehen. 

Die  Aufstellung  von  Glockensigualen  kann  unterbleiben,  insoweit  nieht 
besondere  Falle  dies  nothwendig  maehen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  ausser  den  akustischen  auch  die  durch  die  Signal- 
ordnung vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

An  Fahrbetriebsmitteln  sind  mindestens  3  Personenwagen  anzuschaffen.  Die 
mit  Bremsvorrichtungen  versehenen  Wagen  erhalten  gedeckte  und  geschlossene 
Bremsersitze. 

Die  Personenwagen  sind  für  Dampfheizung  einzurichten. 

Diu  Pläne  für  sämmtliche  Fabrbetriobsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  «leren  Verfassung  den  Bestimmungen  drr 
Verordnung  de*  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  („Central- 
blatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887),  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Vorlage  der  Pläue  für  die  zu  verwendenden  Looomotiven  hat  vor  Ver- 
fassung der  Projectspläne  fiir  die  Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

Nach  Genehmigung  dieser  Plane  wird  entschieden  werden,  inwieweit  vou 
der  in  §  3,  lit.  h  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887.  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  sowie  im  Punkte  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse 
erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrslasten  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Baimbestandtheile,  sowie  alle  Aus- 
rüstungsgegenstände sind  ausschliesslich   aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen*  und  Gütertransport,  die  Waarenclassißcation 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozusohlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  (sieben)  7  Pereent  des  Anlageoapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  MUhlenindustrie  etwa  gebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl 
zu  treffen. 
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2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  nnd  aussergewöhnlicher  Theuern  ng  von  Lebens- 
mitteln für  Menseben  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiobsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis»  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmassigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  "der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat 
uaoh   den  jeweilig  bestehenden-  Vorschriften   mit  Genehmigung   der  Aufsichts 
behörde  zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entsohädignng  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Concessionären  beizustellenden  Räumlichketten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondeozen,  welche  iu  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnaustalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirung  erforderliohen  Telegrapbenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
naeb  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondenz  ver- 
wenden zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Conoessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Babnzwecke  benutzten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nieht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionare  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concesaionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militärtrans- 
porte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern 
und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  sind  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglioh  der  oonoes- 
sionirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führendeu  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
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rücksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  «ich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
cum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 

8.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auch  auf  der  Rück- 
fahrt,  sind  *u  dar  hiefflr  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  ermäßigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen.  Bind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermäßigten  Tarifsätze. 

£.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  |Z.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  S  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
▼orbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionär  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  20.  Mai  1890. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

3.  Statuten 

der  Actlengesellschaft  der  Localbahn  Radkersburg-Luttenberg. 

I.  Abschnitt. 
Errichtung,  Zweck  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

§  1. 

Errichtung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grand  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
14.  April  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  85,  mit  welcher  der  Bezirks  Vertretung 
und  der  Marktgemeinde  Luttenberg  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Radkersburg  Uber  Radein 
und  Kreuzdorf  nach  Luttenberg  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesell- 
schaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
cessionftre,  sowie  in  alle  den  letzteren  zugestandenen  Begünstigungen 
eintritt. 

§  2. 

Zweck  der  Gesellschaft. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 
a)  der  Bau  und  Betrieb  der  mit  Allerhöchster  Concessionsurkunde  vom 
14.  April  1890,  R.  G.  Bl.   Nr.  85,  concessionirten,  als  normal- 
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spurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenljahn  von  der 
Südbahnstation  Radkergbarg  über  Radein  uud  Kreuzdorf  nach 
Luttenberg ; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strasseubahnen  oder  Dampftramways,  für  welche  in  der 
Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession  erworben  wird,  sowie  von 
zu  industriellen  Etablissements  führenden  Flügel-  und  Schlepp- 
bahnen,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  bewilligt  wird. 

§  3. 

Sitz  und  Firma  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien,  führt  die  Firma  „Local- 
bahn Radkersburg-Luttenberg",  und  wird  nach  Vorschrift  der  Gesetze 
protokollirt. 

Sie  wird  gezeichnet,  indem  unter  die  vorgedruckten  oder  von  wem 
immer  geschriebenen  Worte  „Localbahn  Radkersburg-Luttenberg"  collectiv 
zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  oder  ein  Mitglied  desselben  und 
ein  mit  der  ProcurafUbruog  betrauter  Beamter  der  Gesellschaft,  letzterer 
mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze,  ihre  Namen  eigenhändig 
schreiben. 

§  4. 

Kundmachungen. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirksam  durch 
einmalige  Einschaltung  in  die  amtliche  Wiener,  sowie  in  die  amtliche 
Grazer  Zeitung. 

§  5- 

Constituirung  und  Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  gesammte  im  §  6  fest- 
gesetzte Actiencapital  gezeichnet  ist,  dasselbe,  und  zwar  bezüglich  des 
Prioritätsactiencapitales  mit  dem  vollen  Nominalbeträge  und  bezüglich 
des  Stammactiencapitales  mit  mindestens  40  Percent  des  Nominalbetrages 
eingezahlt  ist  (§  8),  ferner  die  constituirende  Generalversammlung  (§  42) 
ordnungsmäßig  abgehalten  und  die  Firma  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen ist 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Conceasionsdauer 
der  ihr  gehörigen  Bahnen,  sofern  nicht  in  Folge  Erlöschens  der  Con- 
ceesionen  oder  Einlösung  durch  den  Staat  oder  Ver&usserung  sämmtlicher 
Bahnlinien  seitens  der  Gesellschaft  oder  über  einen  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung genehmigten  Bepchluss  der  Generalversammlung  eine  frühere 
Auflösung  erfolgen  sollte. 

50* 
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II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  6. 

Gesellschaft  scapital. 

Das  Gesellschaftscapital  ist  mit  dem  Betrage  von  fl.  575.000  zer 
legt  in  2875  Stück  auf  den  Inhaber  lautende  Actieu  zu  fl.  200  fest- 
gesetzt und  besteht  aus:   1375  Stück  Priorität sactien  im  Betrage  von 
fl.  275  000  und  aus  1500  Stück  Stammactien  im  Betrage  von  fl.  300.000. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fetttzusetzendeu  Bedin- 
gungen berechtigt,  Prioritätsobligationen,  welche  mit  4'/^  Perceut  zu 
verzinsen  uud  innerhalb  der  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden 
Zeitdauer  rückzuzahlen  sind,  im  Nominalbetrage  von  fl.  275.000  österr. 
Währ.  Noteu  auszugeben. 

§  7. 

Prioritäts-  und  Stammactien. 

Die  Prioritätsactien  und  Stammactien,  welche  je  auf  den  Betrag 
von  fl.  200  österr.  Währ,  lauten,  werden  nach  beiliegenden  Formularieu 
Nr.  1  und  4  ausgestellt,  sowie  mit  Coupons  und  Talons  nach  den 
Formularien  Nr.  2  und  Nr.  3,  beziehungsweise  Nr.  5  und  Nr.  6  versehen. 

§  8. 

Dividende,  Tilgung  und  Einzahlung. 

1.  In  Betreff  des  Bezuges  einer  Dividende  und  der  Tilgung  ge- 
inessen die  Prioritätsactien  den  Vorrang  vor  den  Stammactien. 

Die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  gebührt,  bevor  für  die 
Stammactien  der  Anspruch  auf  eine  Dividende  eintritt,  darf  nicht  höber 
als  mit  fünf  (5)  Percent  bemessen  werden. 

2.  Die  Rateneinzahlungen  auf  die  gezeichneten  Stammactien  er- 
folgen, unbeschadet  der  Bestimmung  des  §  5,  Alinea  1,  über  Besch luss 
des  Verwaltungsrath  es  und  nach  Massgabe  der  bei  Zeichnung  der  Stamm 
actien  in  den  die  sfäll  igen  Erklärungen  bestimmten  Termine. 

3.  Der  baren  Einzahlung  der  Prioritätsactien  sind  die  von  der 
Bauunternehmung  der  Localbabn  Kadkersburg-Luttenberg,  gegen  Ueber- 
uahme  der  Prioritätsactien  dieser  Gesellschaft  an  Zahlungsstatt,  zum 
Zwecke  des  Baues  und  der  Aufrüstung  dieser  Bahn  vollzogenen 
Leistungen  gleichzuhalten. 

4.  Nach  Leistung  der  ersten  Einzahlung  von  mindestens  40  Percent 
des  Nominalbetrages  (§  5)  für  eine  Stammactie  —  im  Sinne  der  dies 
falls  bei  der  Actienzeichnung  ausgefertigten  Erkläruug  —  werden  den 
Actienzeichnern  nach  dem  angeschlossenen  Formulare  1  it.  a  auszufertigende, 
auf  Namen  lautende  Interimsscheine,  auf  welchen  später  die  Leistung 
der  weiteren  Einzahlungen  zu  bestätigen  ist,  ausgefolgt. 
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Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  sind  die  Interimsschcine 
gegen  Stamm actietJ  (§  6  und  7)  umzutauschen. 

5.  Wenn  von  einem  Actionäre  die  Einzahlung  einer  fälligen  Rate 
zu  dem  vom  Verwaltungsrathe  ausgeschriebenen,  beziehungsweise  vom 
Actionär  selbst  bei  der  Actienzeichnung  festgesetzten  Termine  nicht 
rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von  sechs  (6)  Per- 
cent Verzugszinsen  verpflichtet.  Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt, 
nach  Erlassung  der  im  Artikel  221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen 
Aufforderungen,  die  säumigen  Actionäre  ihrer  Gesellschaftsrechte  ver- 
lustig, die  ausgegebenen  Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären  und 
an  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsscheine  auszugeben. 

§  ». 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  untheilbar.  Die  Gesellschaft  erkennt  sich  gegen- 
über für  jede  Actie  nur  einen  Eigenthümer  an. 

Mehrere  Theilnehmer  einer  Actie  müssen  daher  ihre  gemeinsamen 
Rechte  durch  Eine  Person  ausüben  lassen. 

§  10. 

Erhöhung  des  Gesel  lechaftecapi  tales. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  des  gesellschaftlichen  Unternehmens 
im  Sinne  des  §  6  der  Allerhöchsten  ConcessioDßtirkunde,  oder  im  Sinne 
des  §  2,  lit.  6  dieser  Statuten  kann  die  Erhöhung  des  Gesellschaft*- 
capitales  über  Beschlufs  der  Generalversammlung  und  in  Gemäesheit  des 
selben  mit  staatlicher  Genehmigung  über  die  im  §  6  dieser  Statuten 
festgesetzte  Summe  erfolgen. 

Die  Ausgabe  neuer  Actien  kann  jedoch  erst  nach  erfolgter  Voll- 
eiozahlung  aller  früher  emittirten  und  im  §  6  dieser  Statuten  aufgeführten 
Actien  stattfinden. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  IL 
Verwaltungsrath. 

Die  Leitung  der  Gesellschaft  Ut  einem  aus  mindestens  drei  und 
höchstens  fünf  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltungsrathe  übertragen. 

Ineolauge  das  Land  Steiermark  durch  den  Besitz  von  Stammactien 
an  dem  Bahnunternehmen  betbeiligt  ist,  hat  der  steiermarkische  Landes- 
auFschues  das  Recht,  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrath  es  zu  ernennen. 
Auf  dieses  Mitglied,  welches  in  die  laut  Vorstehendem  festgesetzte  An- 
zahl einzurechnen  ist,  haben  die  Bestimmungen  der  folgenden  §§12 
und  13  dieser  Statuten  keine  Anwendung. 
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Die  anderen  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  werden  von  der 
ordentlichen  Generalversammlung  ans  den  Actionären  auf  drei  Jahre 
gewählt. 

Sämmtlicbe  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  müssen  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen  und  innerhalb  derselben  ihren  ordentlichen  Wohn- 
sits  haben. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  einem  directen 
Vertragsverhältnisse  als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  u.  s.  w.  zur 
Gesellschaft  stehen,  für  die  Dauer  dieses  Verhältnisses  —  Personen, 
welche  in  Concurs  verfallen  sind,  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben, 
ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben  —  Personen,  welche  wegen 
eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen 
wurden,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions 
dauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  12. 

Erneuerung  des  Verwaltungsratbes. 

Die  Function  der  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes,  welche  das 
erstemal  ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Artikels  227 
des  Handelsgesetzes  von  der  constituirenden  Generalversammlung,  in  der 
Folge  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  gewählt  werden,  dauert 
drei  Jahre. 

Von  dem  durch  die  constituirende  Generalversammlung  gewählten 
Verwaltungsrathe  tritt  je  ein  durch  das  Los  bestimmtes  Mitglied  nach 
Ablauf  des  dritten  und  vierten  Geschäftsjahres  —  die  noch  übrigen 
Mitglieder  nach  Ablauf  des  fünften  Geschäftpjahres  aus. 

Sodann  wird  die  Reihe  des  Austritte*  durch  den  Ablauf  der  drei- 
jährigen Functiousdauer  bestimmt. 

Scheidet  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so 
kann  der  Verwaltungerath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten 
ordentlichen  Generalversammlung  besetzen,  welche  die  definitive  Wahl 
vornimmt.  In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functions- 
dauer an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

Die  Aastretenden  sind  wieder  wählbar. 

§  13. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrat hes  muss  vor  dem  An- 
tritte seiner  Functionen,  und  zwar  14  Tage  nach  bekanntgegebener  Wahl 
fünfzig  Actien  der  Gesellschaft  sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  in 
der  Gesellschaftscasse  deponiren,  welche  daselbst  als  Caution  für  die 
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aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesell- 
schaft bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsdauer  bezüglichen 
Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben,  und  von  ihm  während  dieser  Zeit 
weder  belastet  noch  veräussert  werden  dürfen.  Die  innerhalb  dieser  Zeit 
jeweilig  verfallenen  Coupons  sind  demselben  jedoch  auszufolgen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltungsratbea  muss  die 
Deponiruog  der  Actien  binnen  14  Tagen  nach  der  Emission  derselben 
erfolgen. 

Der  Nichterlag  dieser  Caution  binnen  der  erwähnten  Fristen  gilt 
als  Ablehnuog  der  Wahl. 

§  14. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathee. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
des  Handelsgesetzes.  (Artikel  227  bis  241.) 

Er  vertritt  die  Gesellschaft  nach  aussen  und  ist  mit  der  im  Handels- 
gesetze festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in 
Gesellschaftsangelegenheiten  berechtigt,  zu  welchen  eine  besondere  Voll- 
macht gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  der 
Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der  Gesellschaft, 
sowie  auch  die  Festsetzung  der  der  staatlichen  Genehmigung  unter- 
liegenden Dienstordnung  (§  15)  zu;  demselben  ist  ferner  die  Genehmigung 
der  Dienstverträge,  Dienstinstructionen  und  Reglements  für  die  Führung 
der  Geschäfte  vorbehalten,  überhaupt  ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen 
und  Verfügungen  berufen,  welche  laut  dieser  Statuteu  nicht  der  General- 
versammlung vorbehalten  Bind  (§  28). 

§  15. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

In  die  Dienstordnung  (§  14)  sind  nachstehende  Bestimmungen 
aufzunehmen: 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Directoren,  Beamte,  Unter- 
beamte oder  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer 
Eigenschaft  —  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die 
Staatsbürgerschaft  iu  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch  ungari- 
schen Monarchie  besitzen.  Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  der  besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes,  insoweit  dieser  nicht  von 
der  k.  k.  priv.  Südbahngesellscbaft  besorgt  wird,  berufene  Director 
bedarf  der  Bestätigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 
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§  16. 
Präsidium. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  unmittelbar 
nach  der  ordentlichen  Generalversammlung  einen  Präsidenten. 

In  Verhinderung  desselben  wird  der  Vorsitz  interimistisch  von  dem 
ältesten  Mitgliede  des  Verwaltungsratheß  gefuhrt. 

§  17- 

Sitzungen  des  Ver waltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  über  Einladung  des  Präsi- 
denten oder  Beines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  von  zwei  Mit- 
gliedern, so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladung  zu  erfolgen  hat,  wird 
vom  Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Ordnung* 
massige  Einladung  aller  Mitglieder  unter  Bekanntgabe  der  Tagesordnung 
und  die  Anwesenheit  von  wenigstens  drei  Mitgliedern  erforderlich,  von 
welchen    ein  Mitglied    durch  ein  anderes  der  anwesenden  Mitglieder 
mittelst  Vollmacht  vertreten  sein  kann. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  ihre  Stimmen  mittelst 
Vollmacht  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwakungsrathes  übertragen ; 
doch  darf  kein  Mitglied  mehr  als  eine  Vollmachtsstimme  vertreten. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  Stimmenmehrheit 
gefasst.  Bei  gleichgetbeilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel. 

Wird  im  ersten  Wablgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  18. 
Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  vom  Vorsitzenden  und  einem  anderen  Mitgliede  zu 
unterfertigen  sind. 

§  19. 

Entlohnung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  als  Entlohnung  für 
ihre  Theilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth 
das  erstemal  die  constituirende,  später  die  ordentliche  Generalversamm- 
lung auf  die  Dauer  von  je  drei  Jahren  bestimmt. 
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§  20. 

Uebertragung  der  Befugnisse  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  des 
Artikels  231  des  Handelsgesetzes  durch  eine  Specialvollmacht  für  be- 
stimmte Gegenstände  und  für  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner 
Befugnisse  an  einzelne  Mitglieder  oder  nach  Maßgabe  des  Artikels  234 
des  Handelsgesetzes  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen  und  den  letzteren 
die  Procura  ertheilen. 

§  21. 

Ausführung  der  Verwaltungsrathsbesehlttsse. 

FHr  die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und 
für  die  epecielle  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse 
wird  vom  Verwaltungsrathe  ein  SecretHr  bestellt,  dessen  Entlohnung 
vom  Verwaltungsrathe  festzusetzen  ist. 

Der  Secretär  ist  dem  Verwaltungsrathe  verantwortlich  und  bat  den 
Sitzungen  desselben  mit  berathender  Stimme  beizuwohnen. 

IV.  Abschnitt. 

Generalversammlung. 
§  22. 

Repräsentanz  der  Actionäre. 

Die  statutengemäss  gebildete  Generalversammlung  repräsentirt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre  und  hat  die  den  Actionären  zustehenden 
Rechte  auszuüben.  Ihre  statutengemäss  gefassten  Beschlüsse  sind  für 
alle  Actionäre  bindend. 

§  23. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten 
Hälfte  eines  jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Deren  Einberufung  erfolgt  durch  den  Verwaltungsrath  mindestens 
14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  mittelst  Kundmachung  (§  4)  unter 
Bekanntgabe  der  zur  Verhandlung  kommenden  Gegenstände. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  nach  Ermessen 
des  Verwaltungsrathes  einberufen. 

Der  letztere  ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung verpBichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung 
beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien- 
besitz  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  es  in  einer 
von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  und  unter  gleichzeitiger  Hinterlegung  der  Actien  summt  Coupons 
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bei  der  Gesellscbaftscaaaa  oder  bei  einer  andeien  vom  Verwaltungsrathe 
zu  bezeichnenden  Stelle  beantrage»  sollten. 

In  diesem  letzteren  Falle  muss  die  Einberufung  der  General- 
versammlung längstens  binnen  30  Tagen  und  der  Zusammentritt  derselben 
binnen  weiteren  30  Tagen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§  24. 

Stimmrecht  in  der  Generalversammlung. 

Der  Besitz  von  je  zwanzig  Actien  giebt  das  Recht  auf  je  eine 
Stimme  in  der  Generalversammlung. 

Die  Priorilätsactien   und   die  Stammactieu  haben  gleiches  Stimm 
recht,    so    das*  letzteres  nicht  berührt  wird,   wenn  der  Besitz  eines 
Actionars  theils  aus  Prioritätsactien,  theils  aus  Stammacticn  besteht. 

Zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  müssen  die  Actionäre,  welche  der 
Generalversammlung  beiwohnen  wollen,  mindestens  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritte  derselbeu,  die  Actien,  auf  Grund  welcher  Bie  das  Stimm- 
recht ausübeu  wollen,  sammt  den  noch  nicht  fälligen  Coupons  am  Sitze 
der  Gesellschaft  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Erlag- 
st eilen  deponiren  und  erhalten  Legitimationakarten,  welche  auf  den 
Namen  lauten,  die  Anzahl  der  deponirlen  Actien  und  die  darauf  ent- 
fallenden Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete  Pereon  oder 
deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten  gelten. 

Abwesende  können  eich  mittelst  Vollmacht  durch  stimmfähige 
Actionäre  vei treten  lassen.  Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Ver- 
waltungsrathe bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte 
vertreten,  auch  wenn  die*e  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  dea  Landes  Steiermark,  der  Bezirks- 
vertretungen und  Gemeinden  befindlichen  Actien  genügt  an  Stelle  der 
Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung  der  Caasa, 
bei  welcher  die  Actien  verwahrt  sind. 

§  25. 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  bescblussfähig,  wenn  über  deren  erate 
Einberufung  mindestens  zehn  stimmberechtigte  Actionäre  anwesend  sind, 
welche  zusammen  mindestens  den  zehnten  Theil  dea  eingezahlten  Actien- 
capitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  28  dieser  Statuten  unter  Nr.  5  bis  einschliesslich 
Nr.  10  aufgeführten  Gegenstände  jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem 
Falle  gefasst  werden,  wenn  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  zehn 
Actionären  mindestens  der  vierte  Theil  des  gesammten  eingezahlten 
Actiencapitales  vertreten  ist. 
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In  dem  Falle,  als  eine  Generalversammlung  in  der  nach  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  zur  Beschluesfähigkeit  erforderlichen  Weise 
nicht  zu  Stande  käme,  ist  dieselbe  binnen  acht  Tagen  neuerlich  ein- 
zuberufen, wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und 
der  Abhaltung  der  Versammlung  auf  acht  Tage  beschräukt  und  die 
neuerliche  Deponirung  der  Actien  vier  Tage  vor  dem  Tage  der  General- 
versammlung gestattet  ist. 

Bei  ihrer  zweiten  Einberufung  ist  die  Generalversammlung  ohne 
Rücksicht  auf  die  Zahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Höhe  des 
von  ihnen  vertretenen  Actiencapitales,  und  zwar  auch  in  den  im  Obigen 
bestimmten  Ausnahmsfällen  beschlußfähig,  worauf  in  der  Einberufungs- 
kundmachung ausdrücklich  hinzuweisen  ist. 

Die  Verhandlungen  bei  dieser  neu  einberufenen  Generalversammlung 
sind  jedoch  auf  die  Gegenstände  der  vertagten  Versammlung  beschräukt. 

§  26. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung.  Schriftführer, 
Verificatoren  und  Scrutatoren. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsratbes  und  in  dessen  Verhinderung  ein  hiezu  durch  den 
Verwaltungsrath  gewähltes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte 
der  Actionäre  die  Verificatoren  und  Scrutatoren;  er  bestimmt  die  Reihen- 
folge der  zu  verhandelnden  Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst 
die  Verhandlungen. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  wird  ein  Pro- 
tokoll geführt,  welchfs  von  dem  Vorsitzenden  von  den  beiden  Verifica- 
toren und  dem  Schriftführer  unterzeichnet  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichnisa  der  anwesenden  Actionäre 
mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebst  den  Voll- 
machten beigeschlossen. 

§  27. 
Beschlussfassung. 

In  der  Generalversammlung  kann  nur  hinsichtlich  der  bei  der 
Einberufung  auf  die  Tagesordnung  gesetzten  Gegenstände  Beschluss  ge- 
fasst  werden. 

Es  steht  übrigens  jedem  stimmberechtigten  Actionär  das  Recht  zu, 
in  der  Generalversammlung  selbständige  Anträge  zu  stellen,  doch  darf 
über  dieselben  nicht  sofort  in  der  Generalversammlung  entschieden, 
sondern  nur,  weun  eiu  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  drei  stimm- 
berechtigten Actionär en,  welche  mindestens  deD  zehnten  Theil  des  ein- 
gezahlten Altiencapitales  vertreten,  unterstützt  wird,  bestimmt  werden, 
ob  dieser  Antrag  in  der  nächsten  ordentlichen  oder  in  einer  zu  diesem 
Behufe  einzuberufenden  ausserordentlichen  Generalversammlung  in  Ver- 
handlung zu  nehmen  ist. 
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Diese  Beschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf 
Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  (Artikel  238 
des  Handelsgesetzes). 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Zur  Fassung  eines  Beschlusses,  welcher  in  Gemässheit  des  §  28, 
Punkt  5  bis  einschliesslich  10,  dieser  Statuten  der  staatlichen  Geneh- 
migung unterliegt,  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  der 
vertretenen  Stimmen  erforderlich. 

Alle  Wahlen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht  Anders  be- 
schliessen  sollte,  erfolgen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wenn  bei 
Wahlen  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt 
wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die 
doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  28. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten : 

1.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  11)  und 
die  Bestimmung  ihrer  Zahl,  dann  die  Wahl  des  Revisors  und  eines 
Ersatzmannes  (§  29); 

2-  die  Festsetzung  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  für  die 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  19); 

3.  die  Genehmigung  der  Jabresrechnung  und  die  Beschlussfassuug 
über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  31  und  32); 

4.  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die 
Gesellschaft  obliegenden  Verantwortlichkeit; 

5.  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales; 

6.  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

7.  die  Veräussernng  der  Bahn; 

8.  der  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer  Bahnlinien; 

9.  die  Abänderung  der  Gesellschaftsstatuten; 

10.  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statuteumässigeu 
Dauer  (§  5).  und  zwar  auch  im  Falle  einer  Vereinigung  derselben  mit 
einer  anderen  Gesellschaft  (Artikel  215  H.  G.  B.). 

Die  unter  vorstehenden  Punkten  Nr.  5  bis  inclusive  Nr.  10  auf- 
geführten Gegenstände,  beziehungsweise  die  hierüber  gefassten  Beschlüsse 
bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 
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V.  Abschnitt. 

Revisor. 
§  29. 

Wahl  des  Revisors. 

Zur  Prüfung  der  Gcsellscbaftsrechnungen  wird  ein  Revisor  und 
ein  Ersatzmann  bestellt,  welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  General- 
versammlung aus  den  dem  Verwaltungsratbe  nicht  angehörenden,  stimm 
berechtigten  Actionären  gewählt  werden. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  werden  diese  Functionäre 
von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt  (§  42). 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  des  Revisors 
in  Function. 

Der  Revisor  uud  dessen  Ersatzmann  dürfen  mit  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  bis  zum  zweiten  Grade  weder  verwandt  noch  ver- 
schwägert sein. 

§  30. 

Rechte  und  Pflichten  des  Revisors. 

Der  Revisor  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahresrech- 
nungen zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und  von 
den  Rechnungslegern  die  nötbigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Derselbe  hat  seinen  schriftlichen  Befand  der  Generalversammlung 
vorzulegen. 

Die  Jahresabschlüsse  und  Bilanzen  sind  ihm  längstens  14  Tage 
vor  der  zur  Beschlussfassung  darüber  bestimmten  Generalversammlung 
mitzutheilen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnvertheilung,  Tilgung  des  Anlagecapitales. 

§  31. 

Rechnungsabschlüsse. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endet  mit  31.  December. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen  der 
Gesellschaft  abgeschlossen  und  mit  der  nach  Vorschrift  der  Gesetze  ver- 
fassten  Bilanz  und  dem  Gutachten  des  Revisors  der  Generalversammlung 
vorgelegt. 

Der  znm  Vottrage  in  der  Generalversammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Rechnungsabschlüsse,  die  Bilanz  nebst  dem  Gutachten 
des  Revisors,  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden 
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Anträge  ist  drei  Tage  vor  der  Generalversammlung  am  SiUe  der 
Gesellschaft  aufzulegen,  und  es  steht  jedem  Actionär,  der  seio  Stimm- 
recht nachgewiesen  bat,  frei,  hiervon  Einsicht  zu  nehmen. 

Das  erste  Geschäftsjahr,  beziehungsweise  der  erste  Geschäftsbericht 
umfasst  die  Zeit  von  der  Constitnirung  der  Gesellschaft  bis  31.  December 
desselben  Jahres. 

§  32. 

Gewinn  verth  ei  lang. 

Der  nach  Bestreitung  der  laufenden  Betriebe-   und  Verwaltungs 
aaslagen,   und  nach  Bezahlung  der  Zinsen  und  Tilgungsqnoten  für  die 
mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  contrahirten  Schulden  (§  6) 
verbleibende  Rest  der  Betriebseinnahmen  bildet  den  Reingewinn. 

Dieser  Reingewinn  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit  successive 
in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  Zur  Dotiruog  des  Reservefondea  (§§  34  und  35). 

2.  Zur  planmäßigen  Tilgung  des  Acüencapitales  (§§  8  und  33). 

3.  Zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  (fünf) 
Percent  an  die  nocb  nicht  amortisirten  Prioritätsactien. 

4.  Zar  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  (fünf) 
Percent  an  die  nocb  nicht  amortisirten  Stammactien. 

5.  Ueber  die  Verwendung  des  daan  etwa  noch  verbleibenden 
Restes  des  Reinerträgnisses  zur  Vertheilung  einer  Superdividende  an 
alle  Actionäre  oder  zu  einem  anderen  Zwecke  bejchliesst  die  General- 
versammlung (§  28,  Punkt  3). 

Die  Zahlung  der  auf  die  Priorität«-  und  Stammactien  entfallenden 
Dividende  und  Superdividende  erfolgt  nachhinein  am  1.  Juli  eines 
jeden  Jahres. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividenden  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Erträgnisse  eines  späteren  Jahres  findet  nicht  statt. 

Zinsen,  Dividenden  und  Superdivideoden,  welche  binnen  drei  Jahren 
nach  ihrer  Fälligkeit  nicht  behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  des  Reserve- 
fondes  der  Gesellschaft  verfallen. 

§  33. 

Tilgung  des  Ac tiencapital es,  Genussactien,  Zahlstelle. 

Die  Tilgung  des  Acüencapitales  erfolgt  aus  dem  Reinerträgnisse 
(§  32,  Punkt  2)  innerhalb  der  Concegsionsdauer  nach  dem  von  der 
hohen  Staatsverwaltung  genehmigten  Tilgungsplane. 

In  Betreff  der  Tilgung  gemessen  die  Prioritätsactien  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  (§  8,  Punkt  1). 

Die  Reihenfolge  der  zu  tilgenden  Prioritäts-  und  Stammactien  wird 
durch  Verlosuog,  welche  am  Sitze  der  Gesellschaft  in  Gegenwart  eines 
k.  k.  Notars  vorgenommen  wird,  bestimmt. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritäts  und  Stammactien  werden 
in  Gemtfssheit  des  §  4  kundgemacht. 
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Die  getilgten  Priorität*-  und  Stammactien  werden  gegen  Genuss- 
actien  (Form.  Nr.  7  bin  10)  umgetauscht,  deren  Besitzer  an  der  im 
§  32,  Pnnkt  3  und  4  erwähnten  Dividenden  keinen  Antbeil,  aber  auf 
die  etwaige  Superdividende  (§  32,  Punkt  5)  gleichen  Anspruch  mit  den 
Besitzern  der  Prioritäts-  und  Stammactien  haben  und  auch  in  allen 
anderen  Beziehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtbeilung  der  Bescblussfähigkeit  der 
Generalversammlung  und  bei  Bemessung  des  vertretenen  Capitales  (§  25) 
die  Gennsaactien  den  Priorität«-  und  Stammactien  gleichgehalten. 

Die  nach  dem  Tilgungsplane  zur  Verlosung  gebrachten  Actien 
(§  8)  werden  stets  vom  2.  Jänner  des  der  Verlosung  nachfolgenden 
Kalenderjahres  angefangen  rflckgezablt. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Actien,  sowie 
die  Zahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt  an  der  Ge- 
eellschaftscatisa,  eventuell  an  anderen  vom  Verwaltungsrathe  hierzu 
bestimmten  Zahlstellen. 

VII.  Abschnitt. 

Reservefond. 

§  34. 

Zweck  des  Reservefondes. 

Der  Reservefond  bat  die  Bestimmung,  zu  weiters  etwa  erforder- 
lichen Investitionen,  Erweiterungen  und  Erneuerungen  der  Bahnanlage 
oder  der  Betriebseinrichtungen  zu  dienen. 

§  35. 

Dotirung  des  Reservefondes. 

Die  Dotirung  des  Reservefondes  erfolgt  euerseits  aus  dem  Anlage* 
capttate,   andererseits  aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung. 
Dem  Reservefonde  sind  gutzubringen : 

1.  Aus  dem  im  §  6  bestimmten  Gesellschaft9capitale  ein  Effectiv- 
betrag  von  fl.  24.000  österr.  Wahr. 

2.  Die  sich  bei  einer  Erhöhung  des  Gesellschaft scapital es  (§  10) 
etwa  ergebenden  Ersparnisse  am  Baucapitale. 

3.  Aus  dem  Ertragnisse  der  Unternehmung  jährlich  3  Percent  aus 
dem  Reingewinne  (§  32). 

4.  Die  verjährten  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden  (§  32). 

Die  Dotirung   des  Reservefondes  aus  dem  Erträgnisse  der  Unter- 
nehmung (oben  Punkt  3)   beginnt  mit  dem  ersten  Rechnungsabschlüsse 
und  wird  eingestellt,  sobald  er  die  Höbe  von  10  Percent  des  Gesammt 
actiencapitales    (§   6)    erreicht  hat  und   in  so  lange  er  sich  auf  dieser 
Höhe  erhält. 
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Der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildete  Reservefond  (oben  Punkt  1 
und  2),  insoweit  derselbe  nicht  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staats  - 
Verwaltung  seiner  Bestimmung  entsprechend  bereits  verwendet  sein  sollte, 
wird  beim  Erlöschen  der  Concest»iou,  Bowie  bei  der  Einlösung  der  Bahn 
durch  den  Staat,  an  letzteren  nach  Massgabe  der  §§  11  und  12 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  14.  April  1890  mitzuüber- 
geben  sein. 

Vin.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§  36. 

Subsidiäre  Geltung  des  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen. 

§  37. 
Streitigkeiten. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  38. 
Staatsaufsicht. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  vorbehaltene  Aufsichtsrecht  wird 
von  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  in 
Gemässheit  des  §  13  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  14.  April 
1890,  H.  G.  Bl.  Nr.  85,  ausgenbt. 

Iusbesondere  hat  der  landesfttrstliche  Oommissär  das  Recht,  den 
Verhandlungen  des  VerwaltUDgsratbes,  sowie  der  Generalversammlung 
beizuwohnen  und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfugungen,  welche  er  als 
den  Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwider- 
laufend, beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet, 
zu  sistireu. 

§  39. 

Besetzung  von  Dienstposten. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  in  Gemässheit  des  §  7  der  Con 
cessionsurkunde  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  19.  April  1872,  E.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente  Unterofficiere  des 
Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu  nehmen. 
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§  40. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  7)  hat  die  General- 
versammlung die  Modalitäten  der  Liquidation  zn  normiren  und  die 
Liquidatoren  zn  wählen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung   der  Geschäfte   und  sind   berechtigt,   mit  Genehmigung  der  . 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Kechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revisor 
bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Beendigung 
derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die  Generalversamm- 
lung durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

ImUebrigeu  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  besonderen 
Beschlüsse  fasut,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches, 
II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  41. 

Vermögen  svertheilun  g. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  eventuellen  Schulden  der  letzteren 
zu  tilgen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  amortisirte 
Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht 
mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  Priori tätsactien 
verbleibende  Rest  ist  auf  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien  zu 
vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der 
Nennwertb  entfällt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  Prioritäts-  und 
Stammactien  verbleibende  Rest  wird  endlich  auf  alle  nicht  amortisirten 
Prioritäts-  und  Stammactien,  sowie  auf  alle  Genussactien  gleichmäßig 
vertheilt. 

Vorübergehende  Bestimmungen. 
§  42. 

Constituirende  Generalversammlung. 

Die   constituirende    Generalversammlung    wird    sofort   nach  der 
Zeichnung   des   Actiencapitales,    beziehungsweise   nach    erfolgter  Ge- 
nehmigung der  Gesellschaftsstatuten  durch  die  Concessionäre  ohne  Rück 
picht  auf  die  im  §  23  bestimmte  Einberufungsfrist,  und  zwar  mittelst 

W«  tUebUorkanden  <ter  «.trrr.  EUrnbuhata.  III.  51 
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Kundmachung  in  der  amtlichen  Wiener,  sowie  in  der  amtlichen  Grazer 
Zeitung  einberufen. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der  Statuten, 
welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und  auf  den 
Vorsitz  beziehen,  keine  Anwendung. 

Die  Einberufung  hat  spätetens  acht  Tage  vor  der  Abhaltung  dieser 
Generalversammlung  zu  erfolgen;  die  Stimmberechtigung  bei  derselben 
richtet  sich  nach  der  Anzahl  der  gezeichneten  Actien  und  gewähren  je 
20  Stück  dieser  Actien  dem  Zeichner  eine  Stimme. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung,  welche  in  Wien  zusammen- 
tritt und  bei  Anwesenheit  von  mindestens  fünf  Actienzeichnern,  welche 
die  Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  vertreten,  beschlußfähig  ißt,  hat 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  den  Verwaltungsratb  (§  11),  Bowie  den 
Revisor  und  seinen  Ersatzmann  (§  29)  zu  wählen  und  den  Werth  der 
Präsenzmarken  für  die  Verwaltungsrathssitzungen  zu  bestimmen;  sie  hat 
überhaupt  alle  Befugnisse,  welche  nach  §  28  der  Generalversammlung 
vorbehalten  sind.  Der  Verwaltungsrath  hat  die  b  andelsgerichtliche 
Protokollirung  der  Firma  ungesäumt  zu  erwirken. 

Der  constituirenden  Generalversammlung  ist  die  nach  §  5  erforder- 
liche Einzahlung  des  Actiencapitales  nachzuweisen  und  wird  derselben 
der  mit  Genehmigung  des  hohen  k.  k.  Handelsministeriums  von  den 
Concessionären  mit  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  abgeschlossene 
Betriebsvertrag  zur  Genehmigung  vorgelegt. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  constituirenden  Generalversamm- 
lung wird  ein  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden  und  zwei 
dazu  von  der  Versammlung  bezeichneten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und 
von  einem  der  Versammlung  beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Nr.  11441. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt. 
Wien,  am  11.  Juni  1892. 

Taafle  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  27.  Mai  1890,  R.  G,  Bl.  Np.  94, 

betreffend  die  Znereständnlsse  and  Bedingungen  für  den  Bau  einer  Local- 
bahn Ton  Forsten  fei  d  nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung  nach  Neudau. 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  Reichsrathes  finde  Ick  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Sicherstellung 
des  Baues  einer  als  Fortsetzung  der  den  Gegenstand  des  Gesetzes  vom 
8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  54,  bildenden  Localbahn  Fehring-Fürsten- 
feld  herzustellenden  Localbahn  von  Fürstenfeld  durch  das  Safenthal  nacb 
Hartberg  mit  einer  Abzweigung  nach  Neudau  volleingezahlte  Prioritäts- 
actien  lit.  B  der  für  diese  Localbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im 
Betrage  von  760.000  fl.  ö.  W.  in  Noten  zum  Paricourse  zu  übernehmen. 

Diese  Betheilignng  des  Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingungen  ge- 
knüpft, dass: 

1.  die  Beschaffung  des  restlichen  Baucapitales  durch  Ausgabe  von 
Stamm actien  im  Betrage  von  438-000  fl.,  wovon  ein  Theilbetrag  von 
250.000  fl.  vom  Lande  Steiermark  und  der  Rest  von  den  Interessenten 
zum  Paricourse  zu  übernehmen  ist,  und  von  Prioritätsactien  lit.  A  im 
Betrage  von  658.000  fl.  seitens  der  Interessenten  ohne  Belastung  des 
Staatsschatzes  sichergestellt  wird,  dass 

2.  die  Dividende,  welche  den  Prioritätsactien  lit.  A  gebührt,  bevor 
für  die  Prioritätsactien  lit.  B  und  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividendenbezug  eintritt,  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen 
werde,  nnd  dass 

3.  den  vom  Staate  zu  übernehmenden,  von  den  Concessionären 
oder  den  Bauunternehmern  voll  einzuzahlenden  Prioritätsactien  lit.  Bt 
bezüglich  deren  eine  statutenmäßige  Beschränkung  des  Stimmrechtes 
weder  in  der  Richtung,  dass  dasselbe  auf  eine  Maxi  malstimmen  zahl  be- 

61» 
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schränkt  wird,  noch  auch  gegenüber  den  Besitzern  der  beiden  anderen 
Actienkategorien  stattfinden  darf,  eine  Vorzugsdividende  von  5  Percent 
vor  den  Stammactien  eingeräumt  wird. 

Artikel  II. 

Die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  die  vom  Staate  zu  übernehmen- 
den Prioritätsactien  lit.  B  iat  in  fünf  Jahresraten  zu  je  150.000  fl.  zu  leisten. 

Die  erste  dieser  Jahresraten  ist  jedoch  keinesfalls  vor  Ablauf  des 
Jahres  1891  und  erst  in  jenem  Zeitpunkte  zu  bezahlen,  wenn  nach  dem 
Ermessen  der  Regierung  und  nach  den  von  derselben  zu  prüfenden 
Nachweisungen  die  Einhaltung  des  concessionsmässigen  Bautermines 
(Artikel  III)  und  das  Auslangen  mit  dem  veranschlagten  Baucapitale 
(Artikel  I)  als  gesichert  anzusehen  ist. 

Die  Zahlungen  des  Staates  haben  gegen  ungestempelte  Empfangs- 
bestätigungen zu  erfolgen,  und  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  daea  die  ge- 
zahlten Beträge  nur  zum  Zwecke  des  Baues  und  der  Ausrüstung  der 
im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnstrecke  verwendet  werden. 

Artikel  III. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete,  als  normalspurige  Localbahn  her- 
zustellende Locomotiveisenbahn  ist  längstens  binnen  zwei  Jahren,  vom 
Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Artikel  IV. 

Bei  Uebernahme  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Localbahn  in  den 
Staatsbetrieb  kann  eine  Pauschalirung  der  Betriebskosten  in  der  Weise 
stattfinden,  dass  dieselben,  abgesehen  von  der  besonders  zu  leistenden 
Vergütung  für  die  Beistellung  der  Fahrbetriebsmittel  durch  die  betrieb- 
führende Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahuen,  mit  60  Percei  t 
der  Bruttoeinnahmen  bemessen  werden. 

Artikel  V. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  ihre  Zustimmung  zu  ertheileo,  dass 
im  Falle  der  Vereinigung  des  Unternehmens  der  im  Artikel  I  bezeich- 
neten Localbahn  mit  jenem  der  Lo-albabn  Fehring- Fürstenfeld  die  von 
der  letzteren  Actiengchellechaft  ausgegebenen  Prioritätsactien  im  Nominal- 
betrag« von  002.000  fl.  gegen  Ausgabe  des  gleichen  Nominalbetrages 
in  4percentigeu,  innerhalb  der  Conce^sionsdauer  rückzahlbaren,  auf 
österreichische  Währung  in  Noten  lautenden  Prioritätsobligationen  zurück- 
gezahlt werden. 

In  diesem  Falle  können  die  nach  Artikel  I  für  den  Bahnbau 
Fürstenff.ld-Hartberg  mit  Abzweigung  nach  Neudau  auszugebenden 
Stammactien  im  Nominalbetrage  von  438.000  fl.  den  von  der  oben  ge- 
nannten Actiengenellschaft  bereits  ausgegebenen  Stammactien  im  Nominal- 
betrage von  450.000  Ü.  in  rechtlicher  Ilinsicht  gleichgestellt  werden. 
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Bezüglich  der  hienach  auszugebenden,  ob  den  vereinigten  Bahnen 
bücherlich  sicherzustellenden  Prioritätsobligationen  wird  die  Befreiung 
von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe  und  für  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  derselben  be- 
stimmten bücherlichen  Einheiten  und  sonstigen  unbeweglichen  Güter, 
wie  auch  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung 
der  Couponstempelgebübren,  sowie  von  jeder  neuen  Staatssteuer,  welche 
etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer 
von  höchstens  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausgabe  an  gerechnet,  gewährt. 

Artikel  VI. 

Zum  Zwecke  von  Erweiterungsbauten,  Anschaffungen  und  sonstigen 
Investitionen,  welche  nicht  in  der  ursprünglichen  Anlage  und  Ausrüstung 
der  Bahn  inbegriffen  sind,  kann  der  Betrag  der  nach  Artikel  I  aus- 
zugebenden Prioritätsactien  lit.  a  und  Stammactien,  sowie  der  nach 
Artikel  V  eventuell  zu  begebenden  Prioritätsobligationen  des  vereinigten 
Unternehmens  mit  Genehmigung  der  Kegieruug  nach  Erfordertes  erhöbt 
werden. 

Artikel  VII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  27.  Mai  1890. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 

2.  Concessionsurkunde  vom  22.  Juli  1890.  R.  G.  Bl.  Nr.  163, 

für  die  Localbahn  Ton  FBrstenfeld  nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung 

nach  Neudau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Josef  Kessavar,  Bürgermeister  von  Hartberg,  Josef  Sutter, 
Bezirksobmann  in  Fürstenfeld  und  Dr.  Leopold  Link,  Hof-  und  Gerichts- 
advocat  in  Graz  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  Localbahn  von  Fürstenfeld  nach  Hartburg  mit  einer  Ab- 
zweigung nach  Neudau  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Con- 
cessionären  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  des  Gesetzes  vom 
17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Conceßsionüren  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  normalepurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 
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vod  der  Station  Fürstenfeld  der  Localbahn  Fehring-Ftirstenfeld  dnrch 
dae  Safentbal  nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung  von  einem  Pnnkte 
der  vorgenannten  Bahn  bei  Bierbaum  über  Burgan  nach  Neud*u. 

Die    Eröffnung    der   Localbahn  Fürstenfeld-Hartberg  mit  dem  Flügel 
Bierbaum-Neudau  fand  am  19.  October  1891  statt. 

20. 

Der  Betrieb  wird  auf  Grund  des  Betriebsvertragrs  vom  —  Jänner  1891 

•»l . 

von  den  k.  k.  Staatsbahnen  geführt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichen- 
den Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für 
alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung. 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
conceesionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  Interimssebeine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zukommen- 
den, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden  Ge- 
bühren und  Taxen: 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebtthren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionäie  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen 
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Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer 
in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermine»  haben  die  Con- 
cessionäre  durch  Erlag  einer  Caution  von  5000  fl.  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Den  Conceseionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein« 
schlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  haben  die  Concessionare  die 
Zustimmung  der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Ge- 
setzen berufen  sind. 

§  5. 

Die  Concessionare  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsur künde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessionsbeding- 
nissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Oesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisen bahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  und  nach  der  Eisenbahnbetrtebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  6.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs« 
Ordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorscbriften  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs- 
und Betriebsverhältnisse,  insbesondere  die  ermässigte  Fahrgeschwindig- 
keit nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt 
wird  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden 
besonderen  Betriebsvorschriften  Anwendung  finden. 

§  6. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  festzu- 
setzenden Bedingungen  entweder  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat, 
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oder  aber  die  gegenwärtige  Concession  an  die  bestehende  Actiengesell- 
schaft  der  Localbabn  Febring- Fürstenfeld  zu  tibertragen. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  Prior  itätsactien 
erster  und  zweiter  Kategorie  bis  au  dem  von  der  Staatsverwaltung  fest- 
zusetzenden Betrage  auszugeben. 

Die  Vorzugsdividende,  welche  den  Prioritfitsactien  erster  Kategorie 
vor  den  Priori  tätsactien  zweiter  Kategorie  und  den  Stammactien,  ferner 
den  Prioritätsactien  zweiter  Kategorie  vor  deu  Stammactien  gebührt,  wobei 
jedoch  eine  Nachzahlung  aus  deu  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht 
stattzufinden  hat,  darf  nicht  höher  als  mit  5  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Uiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  deu  auf  die 
ProjectsverfasMing,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliess- 
lich der  Anschaffung  des  Fahrparks  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  be- 
zahlten Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung  that- 
sächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen 
in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  eisten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebteinrichtungeu  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Aulagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betrielseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertbeilt  hat 
und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagekapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungeplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellscbaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritatsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  ist  dio  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes 
(Verwaltungsrath,  Direction)  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der 
Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen  und 
daselbst  ihren  Wohnsitz  haben  müssen. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rticksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht 
nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen   und  Controlsver- 
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Sammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Fiuanz- 
und  Sicherbeitswache. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisen bahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltnng  von  Auerüstung^gegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln 
bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in 
Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
den  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereiu- 
kommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militär  ärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegeu 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär- 
tiansporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concetsionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  An- 
lage, Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheiut. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienst- 
posten im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60, 
auf  gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr Bedacht  zu  nehmen. 

§  8. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  con- 
cessionirten  Bahn  im  Mobilisirunga-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  An- 
spruch auf  Entschädigung  insoweit  und  für  solange  einzustellen,  als 
dies  zum  Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen 
Operationen  auf  einer  der  von  der  Bahu  etwa  benützten  öffent- 
lichen Strassen  seitens  der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt 
werden  sollte. 

§  9- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung 
neuer  Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concessiou  kaun  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erlotcheu  erklärt  werdeu,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§11,  lit.  h  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 
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§  10. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Conce&aionsurkunde 
bildenden  Bahn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  der  Concessionäre  ge- 
führt. Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen 
zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären  abzuecbliessenden 
Betriebsvertrag  geregelt. 

§  IL 

Di"  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  das*  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder 
einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne  Theilstrecken 
derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu  be- 
fördern oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur 
insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb 
der  mitbenützten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkuade  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands- Norübahn  im  Reicbsgesetzblatte  Jahrgang  18S6, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  12 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebssetzung  jederzeit  unter  den 
Dachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wi'd  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet; 

2.  sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Be- 
triebsjahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Ab- 
sätze 1  ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen 
Jahresbetrag  erreichen,  welcher  zur  öpercentigen  Verzinsung  des  von 
der  Staatsverwaltung  genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des 
letzteren  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so 
wird  der  vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des 
Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgiss  festgesetzt; 

3.  die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Durchscbnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise,  in- 
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sofern  einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst 
angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  aus- 
bezahlt wird; 

4.  dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  6  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absatz  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
wahrend  des  unmittelbar  vorangegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Oeldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergiebt; 

5.  durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Auebezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazugehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  sowie  der  Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit 
letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  bereits  be- 
stimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  13. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löscbens  tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  ekmmtlichen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der  Material 
vorräthe  und  der  Betriebs-  und  Reservefonde  in  dem  im  §  12,  Z.  5 
bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  12)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigentbum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Concessionäre 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurden,  daBs  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  u. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass 
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Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintaDgehalten  und  rücksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere 
die  projecta*  und  vertragtituKssige  Hauausführung  durch  auf  Kosten  der 
Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet 
erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissar  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschafts  vorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  uud  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Con- 
cession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Iuteressen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär 
sogleich  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche 
ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwacbung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
schäftslast eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höbe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlichkeiten 
in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  ans  der  polizeilichen  und  gefälk- 
amtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug 
auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten 
werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Cbncessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  Treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Cunce^sion  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concesüion  entgegen  zu  handeln  und  den  ConcessionMren  das 
Recht  einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Ge- 
richten auf  Ersatz  zu  dringen,  ertbeilen  Wir  sämmtlichen  Behörden, 
die  es  betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit 
Unserem  grossen  Iusiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt 
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Wien,  am  zweiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des 
Heiles  Eintausend  acnthundert  und  neunzig,  Unserer  Reiche  im  zwei- 
undvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Dunajewski  na.  p. 

3.  Concessionsbedingmsse 

fttr  die  Localbabn  Ton  FOrstenfeld  nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung 

nach  Neudna. 

(H.  M.  Vdjrs.  Bl.  Nr.  103  ex  1890.) 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Fürstenfeld  nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung 
nach  Keudau  ist  mit  einer  Spurweite  von  1-435  Meter  als  Loealbahn  für  eine 
Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  ein- 
zurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
pabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie  • 
die  Bau-  und  Lieferungsvertrage  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
zur  Genehmigung  vorzulegen,   ferner  sind  die   aus  diesem  Anlasse,  sowie  über- 
haupt ergebenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu 
befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorsehriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  29*8  Kilometer  lange  Bahn  Fürstenfeld-Hartberg 
mündet  aus  dem  nördlichen  Ende  der  Station  Fürstenfeld  der  Localbabn  Fehring- 
Fürstenfeld  aus,  Überset/ 1  nächst  Fürstenfeld  den  Feistritzfluss,  wendet  sich  so- 
dann in  das  Safenthal  und  gelangt  nach  Bierbaum.  Von  hier  aus  fuhrt  die  Trace 
entlang  dem  linken  Ufer  des  Safenbaches,  berührt  in  ihrem  Zuge  die  Ortschaften 
Blumau,  Klein-Steiubach,  Loitersdorf  und  Sebersdorf,  tritt  sodann  in  das  Thal 
des  Hartherger  Safenhaches  und  erreicht,  an  den  Ortschaften  Geiselsdorf,  Unter- 
und  Ober- Much  und  Safenau  vorbeiführend,  die  Endstation  Hartberg. 

Ferner  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  einen  an  geeigneter  Stelle  im 
Zuge  der  vorangeführten  Linie  abzweigenden,  über  Burgati  nach  Neudau  führen- 
den, circa  9  8  Kilometer  langen  Flügel  herzustellen. 

Aenderungen  der  im  Vorgehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  wegen  Benützung  der  Anschlnssstation 
Fürstenfeld,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergantrs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  betreffenden  Bahnverwaltung  anzustreben  und 
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das  bezügliche  Übereinkommen  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Hiebai  ist  für  dia  thunlicnste  £rleiohterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solohen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes unterwerfen  sich  die  Conoessionäre  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels* 
ministerium*,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Ansoblusshahn  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Ebenso  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  der  Entscheidung  des  k.  k. 
Handelsministeriums,  wenn  mit  den  Verwaltungen  der  iniindischen  Nachbarbahnen 
ein  Einverständnis*  Über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  er- 
zielt werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  ooncessiontrten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedingungen  der  Einmündung  soloher  Bergwerks-  und  In- 
dustriebahnen ein  Einverständnis«  zwischen  der  Eiseubahnunternebtnung  und  den 
Interessenten  nioht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium 
die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

6.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dementsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Riohtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  sind 
die  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens 
des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten  Vorschriften  für  die  Bestimmung  der 
Bahnnivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  der  Uebergangs- 
curven  zwischen  Geraden  und  Bögen  (Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffahrt Nr.  10  ex  1882)  einzuhalten. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welohen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  ala  grösste,  aus  der 
Anwendung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  für  die  Linie  Fürstenfeld-Hartberg  20,  für  die  Abzweigung  nach  Neudau 
10  per  mitle  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  per  mille  nioht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hie  von  unterliegen  der  speziellen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  ourrenten  Bahn  dürfen  nioht  unter 
200  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte 
zu  Mitte  mindestens  4  5  Meter  betragen.  Der  Abstand  von  Mitte  eines  Magazins- 
geleises zur  Mitte  des  nächstliegenden,  durchlaufenden  Fahrgeleises  ist  mit 
mindestens  4  75  Meter  zu  bemessen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  4*3  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solobe  St-)inbankette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem 
Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  ßahnplanums  bestimmt  wird. 

Bei  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder  weniger  al*>  300  Meter 
Radius,  sowie  bei  Aufdimmungen  von  mehr  als  6  Meter  Höhe  ist  eine  ent- 
sprechende Erbreiterung  der  Bahnkrone  vorzunehmen. 
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In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Wand- 
oder beiderseitige  Graben  mauern  zur  Ausführung  gelangen,  eine  Breite  von 
mindestens  0*30  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Wand-  oder  beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die 
Sohlenbreite  0*8  Meter  betragen. 

Die  normale  Tiefe  des  8eitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Abstand  von  der  Sohienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0"66  Meter  beträgt. 

Die  Bösohungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen,  be- 
ziehungsweise haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Hahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  mnss  die  Unterbaukrone  mindestens  0  6  Meter  über  dem  looalen, 
höchsten  Wasserstande  liegen. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterhauobjeoten  bis  zu 
2*0  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstruotionen  von  Holz  angewendet 
werden,  bei  allen  grösseren,  offenen  Uuterbauobjeoten  sind  Eisenoonstructionen  zu 
verwenden.  Bei  mehrfelderigen  Brücken  sind  diu  Zwischenpfeiler  in  definitiver 
Weise  auszuführen. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
Überbrückungen  uud  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  E.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  wird,  falls  es  das  Gewicht 
und  die  Constructionsart  der  zu  verwendenden  Fahrbetriebsmittel  zulässt,  ge- 
stattet, deu  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  die  im  §  3,  lit.  h, 
Absatz  1  der  genannten  Verordnung  angeführte  20peroentige  Ermässigung  der  in 
lit  a  und  6  desselben  Paragraphen  normirten  Belastungen  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  nind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über  den  bekannten,  höchsten 
Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrteu  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  nach  den  mit  Erlass 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14581,  genehmigten  Typen 
auszuführen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  23*0  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter  und  Höhe 
14  Centimeter. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  duroh  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  den  bei  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  erliegenden  Oberbaunormalien  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  im  Niveau  der  Sohienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3*0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbanquette  zur  Ausführung;  gelangen,  in  welohem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiaeaohse  mindestens  1-9  Meter 
betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettea  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  3  Meter  zu  betragen. 

In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des  Sohotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonal  es 
bestimmten   Hochbauten  der  Stationen  sind  in   definitiver  Weise    zu  erbauen. 
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Kleinere  Warteränme,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlösse  an  sonstige 
Gebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hochbauanlagen  für  den  Zugförderung«-  und 
GOterdienst  können  an«  Riegelmaaerwerk,  letztere  eventuell  auch  gans  aus  Holt 
hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  Untermauerung  errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Wärterhäuser  in  der  currenten  Strecke 
hat  oirca  6  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen. 

Stationen-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Rege)  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  nicht  mit  Schranken 
versehene  Wegiibersetaungen  im  Bahnnivean,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  von  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  vor  derselben  WarnungssAulen  ftir  den  Looomotivführer 
erhalten. 


Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  und  Haltestellen  mit  per- 
manentem I  Dienstposten  hat  höchstens  3*9  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Gesammtlänge  der  Nebengeleite  in  den  Stationen  und  Haltestellen  soll 
mindestens  118  Percent  der  Bahnlänge  als  anch  an  beiden  Stirnseiten  desselben 
betragen. 

Die  Stationen  sind  mit  Centralweichenstellanlagen  zu  versehen. 

In  den  zur  Wasserentuahme  bestimmten  Stationen  sind  solche  Vorkehrungen, 
bei  welchen  zur  Wasserhebung  die  Locomotive,  beziehungsweise  deren  Dampf  in 
Anspruch  genommen  wird,  nur  über  »pecielle  Genehmigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums gestattet. 

Sammtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanentem  Dienstposten  haben 
Bassagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Anfnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hanptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite  anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Ober- 
bau- und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasse«,  als  auch 
ihrer  räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  als  betriebsführenden  Kahnverwaltung  zu  erfolgen. 


Die  Bahn   ist  mit  einer  Tele^raphenleitung  und  den  zugehörigen  Stations- 


Die  Aufstellung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Die  Bahneinrichtung  und  Ausrüstung  hat  durch  die  k.  k.  Generaldirection 
der  österreichischen  Staatsbahnen  als  betriebsfflhrende  Bahnverwaltung  im  Ein- 
vernehmen und  auf  Kosten  der  Conccsnionäre  der  Localbahn  zu  erfolgen. 

Für  den  Betrieb  sind  ausser  den  akustischen  auch  die  durch  die  Signal- 
ordnung vorgeschriebenen  optischen  Signale  zu  verwenden. 

An  der  Abzweigungsstelle  der  Loralbahn  aus  der  currenten  Strecke  der  dem 
öffentlichen  Verkehre  dienenden  Bahn  sind  nebst  dem  erforderlichen  Distanz- 
signale noch  Ablenkgeleise  von  entsprechender  Länge  herzustellen  und  die  einzu- 
legenden, verriegel baren  Wechsel  mit  den  zugehörigen  Semaphoren  derart  zu 
combiniren,  dass  die  volle  Sicherheit  des  Verkehres  verbürgt  erscheint. 


8.  Stationen. 


9.  Betriebseinrichtungen. 


apparaten  zu  versehen. 
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10.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die  k.  k. 
Generaldireotion  der  österreichischen  Staatsbahneii  als  bciriebsfübrende  Bahn- 
verwaltung auf  Kosten  der  Concessionäre  der  Localbahnunternehmung. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums,  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der 
Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  („  Central  - 
blatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  15  ex  1887),  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectsnläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  tu  erfolgen.  Nach  Genehmigung  dieser  Pläne  wird  ent- 
schieden werden,  inwieweit  von  der  in  §  3,  lit.  h  der  Verordnung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  15.  Septmber  1£87,  K.  G.  Bl.  Nr.  10M,  sowie  im 
Punkto  5  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  erwähnten  Ermässigung  der  Verkehrslasten 
Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  Schienen  und  sonstige  Bestandteile,  sowie  sämmtliche 
Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken  zu  be- 
schaffen. 

Eine  Ausnahrae  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werdeu  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefer- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Sehl  ussbe Stimmung. 

Die  Concesaionäre  verpflichten  sich,  falls  die  Babn  in  der  Folge  entweder 
bezüglich  eiutelner  Theilstreoken  oder  in  ihrer  ganten  Länge  —  durch  eine 
Fortsetzung  derselben  oder  durch  Anschluss  fremder  Bahnen  —  in  den  Tracenzug 
einer  Durchzugslinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen  und  Er- 
gänzungen an  der  Bahn,  sowohl  in  der  currenten  Strecke,  als  auch  in  den 
Stationen,  ferner  wenu  erforderlich  bei  den  Betriebseinrichtungen  und  dem  Fahr- 
parke auszuführen,  welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  An- 
lasse etwa  angeordnet  werden  sollten. 

II.  Betrieb. 

1.  Kctriebsführung  durch  den  Staat. 

Der  Betrieb  der  concessiouirteu  Bahn  wird  von  der  k.  k.  Generaldireotion  der 
österreichischen  Staatsbahnen  auf  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionäre 
geführt. 

2.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolasaifioation 
und  alle  auf  den  Fraobtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil*  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tarit'thoil  I  der  österreichisch  ungarischen  Eisenbahnen  wird  auoh  auf  der  g-  gen- 
wärtig  coneessionirten  Localbahn  Anwendung  zu  Huden  haben. 

Auoh  werden  die  Concesaionäre  sich-  den  Anordnungen  wegen  des  Bei- 
trittes zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftbeil  I  für  den  Personenverkehr 
zu  fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

1>I«  R«ehtinrkurvl-n  der  i'mti'rr.  KI>-»babnca.  III.  52 
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Sobald  die  Bah»  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  6  Peroeut  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältaissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  es  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten  Zeit- 
punkte die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen  Ver- 
fügungen hinsichtlich  der  tarifarischen  Rehandlang  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 

3.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln fUr  Mensohen  und  Nutithiere  in  den  im  Reiehsrathe  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderaiss  die  ein- 
schlägigen Frachtpreise  herabzumindern. 

4.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Conoessiouäre  sind  verpBichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  können 
die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderuug  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinsea  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Couceasiouären  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eiaenbahu 
•wischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmuug  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

5.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Conoessiouäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signalisirang  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  entweder 
nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herzustellen, 
einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine,  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorrespondens 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  diese  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  duroh 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirteu  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  naoh  den  für  Militärtransporte 
giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  su 
verwahren. 
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Die  Concessionäre  sind  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conces- 
sionirten  Bahn  auoh  der  in  Anssioht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  tu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälls- 
rücksichten die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auoh  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  8taatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zweoke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  8taatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (Z.  1  und  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  S  bis  7)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten. 

Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu  unterwerfen. 
Wien,  am  8.  August  1890. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

4.  Uebereinkommen  vom  9.  Juli/11.  August  1891  (H.  M.  Ver.  Bl. 

Nr.  131  ex  1891), 

welches  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1890,  R.  G.  BI.  Nr.  94, 
zwischen  dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministeriuni 
namens  der  k.  k.  Staatsverwaltung  einerseits  und  der  General« Bauunter- 
nehmung Lukrits,  Kzizek  und  Unlon-BaugeseUschaft  In  Wien  als  Erbauerin 
der  Localbahn  Fürstenfeld-Hartberg  gammt  Abzweigung  nach  Neuduu  und 
zukünftigen  Besitzerin  der  Prioritfitsactien  Llt»  B  der  für  diese  Localbahn- 
Unternehmung  sn  bildenden  Aktiengesellschaft  andererseits  zum  Zweoke 
der  Sicherstellung  des  Baues  einer  als  Fortsetzung  der  den  (Gegenstand 
des  Gesetzes  vom  8.  April  1884,  K.  G.  Bl.  Nr.  54,  bildenden  Localbahn 
Feliriiig-FQrstenfeld  herzustellenden  Localbahn  von  FÖrstenfeld  durch  da« 
Safenthal  nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung  nach  Neudau  am  unten 
gesetzten  Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden  Ist,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
27.  Mai  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  94.  der  General-Bauunternehmung  Lukritz, 
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Kzizek  und  Union-Baugesellsehaft  die  Zusicherung,  die  dieser  General- 
Bauunternehmung  in  Gemässheit  des  zwischen  ihr  and  dem  Herrn  Josef 
Kessavar,  Josef  Suttner  nnd  Dr.  Leopold  Link  als  Concessionären  der 
Localbahn  Fürstenfeld-Hartberg  sammt  Abzweigung  nach  Nendan  ge- 
schlossenen Vertrages  für  die  Herstellung  dieser  Eisenbahn  u.  A.  an 
Zahlungsstatt  zukommenden  Prioritätsactien  Lit.  B  der  für  diese  Local- 
bahn zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Nominalbetrage  von  750.000  fl. 
d.  s.  siebenhundertfünfzigtauscnd  Gulden  österr.  Wfibr.  in  Noten,  nach 
Erfüllung  der  Bedingungen,  an  welche  diese  Betheiligung  des  Staats- 
schatzes in  dem  ebenbezeichneten  Gesetze  geknüpft  erscheint,  zum  Pari- 
kurse zu  übernehmen  und  die  Generalbauunternehmung  Lukritz,  Kzizek 
und  Union-Baugeeellschaft  nimmt  diese  Zusicherung  an  und  verpflichtet 
sieh  demgemäss,  die  besagten  Priori tätsactien  Lit.  B  im  Gesammtnominal- 
betrage  von  750.000  fl.  Österr.  Währ,  zum  Paricourse  in  Gemässheit 
des  bezogenen  Gesetzes  und  nach  Inhalt  der  Bestimmungen  dieses  Ueber- 
einkommens  dem  Staate  ins  Eigenthum  zu  überlassen. 

§  2. 

Die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  die  vom  Staate  zu  übernehmen- 
den Prioritätsactien  Lit.  B  ist  durch  das  k.  k.  Ministerialzablamt  in 
Wien  in  fünf  ununterbrochen  aufeinanderfolgenden  gleich  grossen  Jahres» 
raten  zu  je  150.000  fl.,  d.  s.  einhundertfünfzigtauseud  Gulden  österr. 
Währ,  in  Barem,  an  die  Generalbauunternehmung  Lukritz,  Rzizek  und 
Union-Baugesellscbaft  in  Wien  gegen  ungestempelte  Empfangsbestätigung 
zu  leisten. 

Die  Festsetzung  des  Zeitpunktes  der  Fälligkeit  der  ersten  dieser 
fünf  Jahresraten,  welch  letztere  jedoch  keinesfalls  vor  Ablauf  des  Jahres 
1891  zu  bezahlen  ist,  bleibt  nachträglicher  Vereinbarung  zwischen  der 
Staatsverwaltung  und  der  Geueralbauunternehmung  Lukrits,  Rzizek  und 
Union-Baugesellechaft  vorbehalten,  wobei  die  Bestimmungen  des  Art.  II, 
Alinea  2,  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  94,  mass- 
gebend zu  sein  haben. 

§  3. 

Die  Escouiptirung  des  Kaufschillings  per  750.000  fl.  bei  einem 
Finanzinstitute  unter  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden 
Bedingungen  und  Modalitäten  ist  der  Generalbauunternehmung  anheim- 
gestellt,  sobald  die  im  zweiten  Absätze  des  §  2  des  vorliegenden  Ueber- 
einkommens  erwähnte  nachträgliche  Vereinbarung  getroffen  und  der 
Zeitpunkt  der  Fälligkeit  der  ersten  Rate  festgesetzt  worden  sein  wird. 

Die  Generalbaunternehmnng  ist  verpflichtet,  die  aufgelaufenen 
Escomptirungskosten  auszuweisen. 

§  4- 

Bei  Auszahlung  der  ersten  Kaufschillingsrate  per  150.000  fl., 
d.  i.  einhundertfünfzigtauseud  Gulden  österr.  Währ.,  sind  sämmtlicbe 
Prioritätsactien  Lit.  B  im  Nominalbeträge  von  750.000  fl.  österr.  Währ. 
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an  die  Staatsverwaltung  zu  übergeben  und  gehen  dieselben  von  diesem 
Zeitpunkte  an  in  das  unbeschränkte  Eigenthum  des  Staates  über. 

§  5- 

Die  Contrahenten  verzichten  wechselseitig  auf  das  Rechtsmittel 
der  Anfechtung  des  gegenständlichen  Rechtsgeschäftes  wegen  Verletzung 
über  die  Hllfte. 

§  6. 

Ein  etwaiger  Rechtsstreit  aus  Anlass  des  vorliegenden  U eberein« 
kutnmens  ist  ausschliesslich  vor  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien 
und  in  jedem  Falle  im  summarischen  Verfahren  auszutragen. 

§ 

Das  gegenwärtige  Uebereinkornmen  wird  in  zwei  gleichlautenden 
Originalexemplaren  ausgefertigt,  wovon  eines  in  Verwahrung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  verbleibt,  während  das  andere  der  contrahirenden 
Generalbauunternebmung  ausgefolgt  wird. 

Urkund  dessen  nachstehende  Fertigungen. 
Wien,  9.  Juli  1891. 

Generalunternehmung  Lukritz,  Rzizek  und  Union-Baugesellschaft 

ffir  die  Union- Raugesellscliaft: 
W.  Rcizek  m.  p.  F.  Btfck  m.  p 

Wien,  11.  August  1891. 
Bacquehem  m.  p  Steinbach  m.  p. 

5.  Statuten 

der  Localbahn  FUrstenfeliMfartberg  (Nendau). 

I.  Titel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Grundlage  der  Gesellschaft.  Errichtung. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  ConceBsionsurkunde  vom 
22.  Juli  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  163,  mit  welcher  den  Herren  Josef 
Ressavar,  Josef  Sutter  und  Dr.  Leopold  Link  das  Recht  zum  Baue 
und  Betriebe  einer  normalspurigen  Locomotiveisenbahn  von  Fürstenfeld 
nach  Hartberg  mit  einer  Abzweigung  nach  Neudau  ertheilt  wurde,  wird 
eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche  in  alle  Rechte  und  Verbind- 
lichkeiten der  Concessionäre,  sowie  in  alle  den  letzteren  zugestandenen 
Begünstigungen  eintritt 
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§  2. 
Zweck. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

«)  der  Bau  und  Betrieb  der  als  Fortsetzung  der  Localbahn  Fehring- 
Fürstenfeld  herzustellenden  normalspurigen  Locomotiveisenbahn 
von  Fürstenfeld  durch  das  Safenthal  nach  Hartberg  mit  einer 
Abzweigung  nach  Neudau; 

6)  der  Bau  und  Betrieb  anderer  normal-  oder  schmalspuriger  Eisen- 
bahnen, Strassenbahnen  oder  Dampftramways,  für  welche  in  der 
Folge  von  der  Gesellschaft  die  Coocession  erworben  wird,  sowie 
von  zu  industriellen  Etablissements  führenden  Flügel-  und  Schlepp  - 
bahneu,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung  bewilligt  wird. 

§  3. 

Sitz  der  Actiengesellschaft. 
Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Graz. 

§  4. 
Firma. 

Die  Firma  der  Actiengesellschaft  lautet:  „Localbahn  Fürstenfeld- 
Hartberg- (Neudau)",  und  wird  uach  Vorschrift  der  Gesetze  protokollirt. 

Sie  wird  gezeichnet,  indem  unter  die  vorgedruckten  oder  von 
wem  immer  geschriebenen  Worte:  „Localbahn  Fürstenfeld-Hartberg 
(Neudau)"  collectiv  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  ein 
Mitglied  desselben  und  ein  mit  der  Procuraführung  betrauter  Beamter 
der  Gesellschaft,  letzterer  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze 
ihre  Namen  eigenbändig  schreiben. 

§  5- 

Constituirung  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  coustituirt,  sobald  das  gesammte,  nach  §  9 
zur  Ausgabe  gelangende  Actiencapital,  soweit  dasselbe  nicht  durch  die 
vom  Lande  Steiermark  zugesicherte  Uebernahme  von  Stammactien  auf- 
gebracht wird,  gezeichnet  ist,  und  auf  dasselbe  ein  Theilbetrag  von 
mindestens  30  Percent  (dreissig  Percent)  des  Nominalwertes  bar  ein- 
gezahlt, die  constituirende  Generalversammlung  (§  6)  ordnungsmassig 
abgehalten,  und  die  Firma  der  Gesellschaft  handelsgerichtlich  proto- 
kollirt ist. 

Der  baren  Einzahlung  des  Actiencapitales  sind  die  von  der  Bau- 
unternehmung der  „Localbahn  Fürstenfeld-Hartberg  (Neudau)''  gegen 
Uebernahme  von  Actien  dieser  Gesellschaft  an  Zahlungsstatt  zum  Zwecke 
des  Baues  und  der  Ausrüstung  dieser  Bahn  vollzogenen  Leistungen 
gleichzuhalten. 
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§  C 

Conetituirende  Generalversammlung. 

Nach  erfolgter  Zeichnung  des  Actiencapitales  (§  5)  findet  die 
Einberufung  der  constituirenden  Generalversammlung  statt. 

Diese  Einberufung  erfolgt  durch  die  Concessionäre  mittelst  Ein- 
ladungsschreiben an  sämmtlicbe  Actienzeichner  spätestens  acht  Tage 
vor  der  Abhaltung  dieser  Generalversammlung. 

Auf  dieselbe  haben  die  Anordnungen  der  Statuten,  welche  sieb 
auf  die  Modalitäten  der  Einberufung,  die  Hinterlegung  der  Actien  und 
den  Vorsitz  beziehen,  keine  Anwendung. 

Die  Stimmberechtigung  in  dieser  constituirenden  Generalversamm- 
lung richtet  sich  nach  der  Anzahl  der  gezeichneten  Actien,  und  ge- 
währen je  zehn  Stück  dieser  mit  mindestens  30  Percent  (dreissig  Per- 
cent) eingezahlten  Actien  dem  Zeichoer  eine  Stimme. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Scrutatoren,  welche 
zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu  fnngiren  haben,  werden  von  der 
Versammlung  aus  ibrer  Mitte  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung,  welche  in  Graz  zusammen- 
tritt und  bei  Anwesenheit  von  mindestens  fünf  Actienzeicbnern,  welche 
die  Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  vertreten,  beschlussfähig  ist, 
wählt  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre 
den  Verwaltungsrath  (§  39),  welcher  ungesäumt  die  handelsgerichtliche 
Protokolliruog  der  Firma  zu  erwirken  hat,  sowie  einen  Revisions- 
ausschuss  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  §  55. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  auch  die  in 
Gemässheit  des  §  5  erfolgte  Einzahlung  des  Actiencapitales  (§  9)  aus- 
zuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen,  welches  von  den  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer,  den 
zwei  Verificatoren  zu  unterfertigen,  und  von  einem  der  Verhandlung 
beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

§  7. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Concessionsdauer  der 
ihr  gehörigen  Bahnen,  sofern  nicht  in  Folge  Erlöschung  der  Concessionen 
oder  Einlösung  durch  den  Staat  oder  Veräusserung  sämmtlicher  Bahn- 
linien seitens  der  Gesellschaft  oder  über  einen  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung genehmigten  Beschluss  der  Generalversammlung  eine  frühere 
Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  »• 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirksam durch  einmalige  Einschaltung  in  die  amtliche  „Graser  Zeitung". 


Digitized  by  Google 


824 


Localbahu  Füratcnfeld-Hariberg  (Neudau). 


Ausserdem  können  gesellschaftliche  Kundmachungen  noch  in  jenen 
Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungsrath  biezu  be- 
stimmen wird. 

II.  Titel. 

Gesellschaflscapital. 

§  9. 
Actiencapi  tal. 

Das  Gesellscbaftscapital  beträgt  bis  auf  Weiteres  eine  Million  acht- 
huudertvierzigsechstausend  Gulden  österreicbiscber  Währung,  aerlegt  in 
0230  auf  den  Ueberbriuger  lautenden  Actien  a  200  fl.  und  besteht: 

a)  aus  3290  Stück  Prioritätsactien  Lit.  A  a  200  fl.  im  Gesammt- 
bctrage von  658.000  fl.  österr.  Währ.; 

b)  aus   3750  Stück  Prioritätaactien   Lit.  B  a   200  fl.   im  Gesammt- 
betrage  von  750.000  fl.  österr.  Wabr.  und 

c)  aus  2190  Stück  Stammactien  n   200  fl.   im  Gesammtbetrage  von 
438.000  fl.  österr.  Wahr. 

§  io. 

Einzahlung.  Interirnsscbeine. 

Die  Einzahlungen  auf  die  gezeichneten  Prioritätsactien  Lit.  A 
und  B,  sowie  Stammactien  erfolgen,  unbeschadet  der  Bestimmung  des 
§  5,  Alinea  1,  über  Beschluss  des  Verwaltungsrathes. 

Nach  Leistung  der  ersten  Einzahlung  von  mindestens  30  Perceut 
des  Nominalbetrages  werden  den  Actienzeichnern  nach  den  ange- 
schlossenen Formularien  a,  b  und  c  auszufertigende,  auf  Namen  lautende 
Interimsscheine,  auf  welchen  später  die  Leistung  der  weiteren  Ein- 
zahlungen zu  bestätigen  ist,  ausgefolgt. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  sind  die  Interirns- 
scheiue  gegen  die  entsprechenden  Actien  (§  11)  umzutauschen. 

§  n. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Sowohl  die  Prioritätsactien  Lit.  A  uud  Lit.  //,  als  auch  die  Stamm- 
actien werden  mit  furtlaufenden  Nuramern  nach  den  beiliegenden  For- 
mularien Nr.  1,  4  uud  7  ausgefertigt  und  mit  dem  Trockenstempel  der 
Gesellschaft,  sowie  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes versehen. 

Die  Actienformularien   unterliegen   der  staatlichen  Genehmigung. 

Jeder  Prioritäts-  und  Stammactie  wird  ein  Couponbogen  nebet 
Talon  nach  den  Formularien  Nr.  2  uud  3,  beziehungsweise  Nr.  5  und 
6,  S  uud  9  beigegeben. 
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§  12. 

Untheilbark  eit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  Eigentbümer  anerkannt. 

§  13. 

Erhöhung  des  Actiencapitales. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  der  Bestimmung  des  §  2,  lit.  6,  sowie  im  Falle  nach  Ablauf 
des  ersten  Geschäftsjahres  (§  57,  Alinea  2)  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung noch  weitere  Neubauten  ausgeführt  oder  die  Betriebs- 
einrichtungen vermehrt  werden  würden,  ist  die  Gesellschaft  berechtigt, 
über  Antrag  des  Verwaltuogsratb.es  und  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung, jedoch  vorbehaltlich  der  staatlichen  Genehmigung  (§  30,  lit.  m) 
das  im  §  9  festgesetzte  Gesellscbaftscapital  durch  weitere  Ausgabe  von 
Actien  zu  erhöben. 

§  14. 

Amortisirung  des  Actiencapitales. 

Sowohl  die  Prioritätsactien  beider  Kategorien,  als  auch  die  Stamm  - 
actien  werden  nach  Massgabe  dea  diesen  Statuten  anhangsweise  bei- 
gefügten der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilgungsplanes 
innerhalb  der  Concessionsdauer  im  Wege  der  Verlosung  dergestalt 
amortisirt,  dass  die  Tilgung  der  Prioritatsactien  Lit.  B  erst  nach  er- 
folgter Tilgung  der  Prioritätsactien  Lit.  A  und  die  Tilgung  der  Stamm- 
actien  erst  nach  erfolgter  Tilgung  sämmtlicher  Prioritätsactien  beider 
Kategorien  zu  beginnen  hat. 

Insofern  jedoch  Actien  unter  dem  Nominalbetrage  erhältlich  sein 
sollten,  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  solche  anstatt  im  Wege  der 
Verlosung,  durch  freihäudigeu  Rückkauf  einzuziehen. 

Weun  in  Gemässheit  des  §  13  eine  neue  Actienausgabe  erfolgt, 
so  ist  eine  Aenderung  des  beigefügten  Tilgungsplanes  zulässig. 

III.  Titel. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  15. 

Organisation. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
a)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre; 
1)  durch  den  Verwaltungsrath ; 
<•)  durch  den  Revisioosausschuss. 
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a)  Generalversammlung. 

§  16. 

Generalversammlung  der  Actionäre. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  der  Actionäre.  Ihre  statutenmäßig  gefassten  Beschlüsse 
sind  fttr  alle  Actionäre  bindend. 

§  17. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  über  Ein- 
berufung des  Yerwaltungsrathes  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

§  18. 

Ausserordentliche  Generalversammlung. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  nach  Ermessen 
des  Verwaltungsrathes  einberufen. 

Der  letztere  ist  zur  Einberufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung verpflichtet,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalversammlung 
beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien- 
besitz  wenigstens  den  vierten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actien- 
capitales  repräsentirt,  diese  Einberufung  unter  Angabe  des  Gegenstandes, 
welcher  der  Beschlussfassung  der  ausserordentlichen  Generalversammlung 
unterzogen  werden  soll,  schriftlich  verlangen  und  die  zu  ihrer  Legiti- 
mation erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  einem 
k.  k.  Notar  oder  an  einer  anderen  vom  Verwaltungsrathe  zu  bezeichnen- 
den Stelle  hinterlegen,  oder  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  §21, 
Alinea  2  ihren  Actienbesitz  ausweisen. 

In  solchem  Falle  hat  die  Einberufung  der  ausserordentlichen  Ge- 
neralversammlung auf  einen  innerhalb  45  Tagen  vom  Zeitpunkte  des 
gehörig  gestellten  Begehrens  an  gerechnet  gelegenen  Termin  zu  erfolgen . 

§  19- 
Einberufung. 

Jede  ordentliche,  sowie  auch  jede  ausserordentliche  Generalver- 
sammlung muss  mittelst  öffentlicher  Kundmachung  (§  8),  welche  mindestens 
14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung  anberaumten  Tage 
zu  erscheinen  hat  und  in  welcher  die  zur  Verhandlung  bestimmten 
Gegenstände  namhaft  zu  machen  sind,  einberufen  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene  An- 
träge als  Gegenstände  der  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  von  einem 
oder  mehreren  Actionären,  die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  (§  18) 
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der  entsprechenden  Anzahl  Aetien  oder  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
des  §  21,  Alinea  2,  nachweisen,  wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung 
der  Generalversammlung  beim  Verwaltungsrathe  schriftlich  angemeldet 
worden  sind. 

§  20. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  den  Generalversammlungen  können  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschlüsse  gefasst  werden,  deren  Verhandlung  in  der  betreffenden  Ein« 
berufungskundmachung  (§  19)  namhaft  gemacht  wurde.  Hievon  ist 
jedoch  die  Beschlußfassung  über  den  Antrag  auf  Berufung  einer  ausser- 
ordentlichen General verhammluDg  ausgenommen  (Art.  238  H.  G.  B.). 

§  21. 

Berechtigung   mr  Theilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Prioritäts-  oder  Stammactien  berechtigt,  welcher  mindestens  zehn 
StUck  dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statuten- 
mäßig einberufenen  Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder 
an  einer  anderen  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depot- 
stelle erlegt  hat. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Staates,  des  Landes  Steiermark, 
der  Bezirksvertretungen  und  Stadtgemeinden  befindlichen  Actien  genügt 
an  Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
der  CaBse,  bei  welcher  die  Actien  verwahrt  sind. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  und  Gattung  der  hinterlegten 
Actien  und  die  durch  dieselben  begründete  Stimmenzahl  ausweist  und 
nur  für  die  bezeichnete  Person  oder  deren  Vertreter  (§  23)  gilt. 

§  22. 
Stimmrecht. 

Je  zehn  Actien  gewähren  dem  Inhaber  das  Recht  auf  eine  Stimme 
in  der  Generalversammlung. 

Die  Actien  sämmtlicher  drei  Kategorien,  d.  8.  die  Prioritätsactien 
Lit.  At  Prioritätsactien  Lit.  B  und  Stammactien  haben  gleiches  Stimm- 
recht, so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines 
Actionärs  theils  aus  Prioritätsactien  der  einen  oder  beiden  Kategorien, 
theils  aus  Stammactien  besteht. 

§  23. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  solche  Bevollmächtigte 
ausgeübt  werden,  welche  selbst  zur  Theilnahme  an  der  Generalversamm- 
lung berechtigt  sind  (§  21). 


Digitized  by  Google 


828 


Localbabn  FUrateufeld-Hartberg  (Keudati). 


Ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmung  üben  Pflegebefohlene 
und  juristische  Personen  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen,  be- 
ziehungsweise statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  ihre  Bevollmächtigten 
aus.  Jedoch  darf  kein  Bevollmächtigter  mehr  als  eine  Vollmacht  führen. 

Die  Form  der  letzteren  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

Die  Art  und  Weise  der  Ausübung  des  der  Staatsverwaltung  und 
dem  Lande  Steiermark  zustehenden  Stimmrechtes  bleibt  dem  freien  Er- 
messen derselben  überlasten. 

§  24. 

Unbeschränktheit  der  Stimmenanzabi. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionir  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  25. 

Vorläufige  Kenntnissnahrae  der  Verhandlungsgegenstände. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Jahresrechnungsabschluss,  sowie  die 
zur  Verhandluog  kommenden  Anträge  werden  jedem  als  stimmberechtigt 
ausgewiesenen  Actienbesitzer  über  dessen  Verlaugen  acht  Tage  vor  der 
Generalversammlung  vorgelegt. 

§  26. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  selbe  ordnungs- 
mäßig einberufen  wurde  und  mindestens  zehn  Actionäre  anwesend 
sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtanamen  wenigstens  den  zehnten 
Tbeil  des  eingezahlten  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales 
vertreten. 

Ueber  die  im  §  30  unter  lit.  t  bis  inclusive  m  angeführten  Gegen- 
stände können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversamm- 
lung gefasst  werden,  bei  welcher,  unter  Anwesenheit  von  wenigstens 
zehn  Actionären  mindestens  ein  Viertel  des  gesammten  eingezahlten 
noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  27. 

Vorgang  bei  Beschlussunfähigkeit. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Geueralversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  im 
Sinne  des  §  26  nicht  bexchlussfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine 
neue  Generalversammlung  auf  einen  inuerhalb  längstens  30  Tage  ge- 
legenen Termin  einzuberufen,  in  welcher  nur  über  die  in  der  Kund- 
machung der  beschlussunfähig  gebliebenen  Generalversammlung  an- 
geführten Gegenstände  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  er- 
schienenen Actionäre  und  die  Höhe  der  durch  sie  vertretenen  Summe 
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des  Actiencapitales  giltige  Beschlüsse  gefaast  werden  können,  was  in 
der  Einbexufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Abhaltung  dieser 
an  die  Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen,  einberufenen  zweiten 
Generalversammlung  kann  auf  acht  Tage,  und  die  Frist  für  den  Erlag 
der  Actien  (§21)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  28. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vieepräsident  des  Verwaltungsrathes,  und  in  Verhinderung  beider  ein 
vom  VerwaltungBrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffoet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  Bowio  die  Vornahme 
der  Wahlen. 

§  29. 

Functionäre  der  Generalversammlung. 

Den  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  ernennt  der  Vor- 
sitzende. 

Zu  Stimmenzählern,  welche  zugleich  als  Protokoll sverificatoren  zu 
fiingiren  haben,  beruft  derselbe  zwei  der  anwesenden  Actionäre,  welche 
die  meisten  Actien  für  diese  Generalversammlung  deponirt  haben,  und 
nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind. 

Im  Falle  der  Ablehnung  treten  an  die  Stelle  der  Ablehnenden 
zu  dieser  Function  die  anwesenden  nicht  dem  Verwaltungsrathe  ange- 
hörenden Actionäre  in  der  Reihenfolge  der  Grösse  ihres  durch  den 
Erlag  für  diese  Generalversammlung  ausgewiesenen  Actienbesitzes  ein. 
Im  Falle  letzterer  bei  den  in  Betracht  kommenden  Actionären  gleich 
gross  wäre,  entscheidet  das  Los  unter  denselben. 

§  30. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschluss- 
fassung über  denselben; 

b)  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes (§  35  und  38),  (mit  Ausnahme  der  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  und  vom  steierischen  Landesausschusse  ernannten 
Verwaltungsrathsmitglieder  [§  37]); 

e)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses ; 

d)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnungen  und 

e)  die  Bescblussfassung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  59); 
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/)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fällen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  überschreiten; 

g)  die  Beschlussfassung  über  die  eventuelle  Aufnahme  fundirter  An- 
lehen,  sowie  schwebender  Schulden; 

h)  die  Beschlussfassung  Uber  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien  und  Über  Anschaffungen,  beziehungsweise  Ausgaben,  welche 
über  den  gewöhnlichen  Betrieb  und  die  Bahnerhaltnng  hinaus- 
gehen und  nicht  in  einer  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Ver- 
pflichtung der  Gesellschaft  begründet  sind ; 

i)  die  Abänderung  der  Statuten; 

k)  die  gänzliche   oder  theilweise  Veräusserung  der  der  Gesellschaft 

gehörigen  Bahnlinien; 
l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 
Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Art.  215 
BT.  G.  B.); 

m)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales. 

Beschlüsse  über  die  hier  unter  lit.  g  bis  inclusive  m  angeführten 
Gegenstände  bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  31: 

Zustandekommen  der  Beschlüsse. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Be- 
schlüsse erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Beschlüsse  über  die  im  §  30  unter  lit.  /  bis  inclusive  m  ange- 
führten Gegenstände  können  jedoch  nur  mit  einer  Majorität  von  minde- 
stens fünf  Sechstel  der  abgegebenen  Stimmen  giltig  zu  Stande  kommen. 

§  32. 
Wahlvorgang. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  Abgabe  von  Stimmzetteln. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten 
haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche 
die*  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  in  diesem  Falle  die 
doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  zwei  Actionäre  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen- 
zahl, so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden 
Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen  bat. 

Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 
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§  33. 

Gener  alversammlungs  protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  nnd  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  zwei  Scrutatoren,  welche  zugleich  als  Verificatoreo 
fungiren  (§  29),  zu  unterzeichnen  ist. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  34. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241 
H.  G.  B.  ist  der  Verwaltungsrath. 

§  35. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrath ee. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltuugerathes  wird  auf  sieben, 
höchstens  neun  (§  38)  festgesetzt. 

§  36. 

Staatsbürgerschaft  und  Domicil  der  Verwaltungsraths- 

mitglieder. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen   die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie  besitzen  und  innerhalb  derselben  ihren  ordentlichen  Wohn-  . 
sitz  haben. 

§  37. 

Eruennung  von  Verwaltungsrathsmitgliedern  durch  die  k.  k. 
Staatsverwaltung  und  den  steierischen  Landesausschuss. 

Insolange  der  Staat  in  Gem&ssheit  des  Gesetzes  vom  27.  Mai 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  94,  durch  die  zugesicherte  Uebernahme  und  so- 
dann durch  den  Besitz  von  Prioritätsactien  Lit.  B  der  „Localbabn 
Fürstenfeld-Hartberg- (Neudau)"  an  dieser  Unternehmung  betheiligt  ist, 
steht  der  k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht  zu,  ein  Mitglied  des  Ver- 
waltungsrathes zu  ernennen.  In  gleicher  Weise  hat  der  steierische 
Landesausschuss,  insolange  das  Land  Steiermark  im  Besitze  von  gesell- 
schaftlichen Stammactien  ist,  das  Recht  ein  Verwaltungsrathsmitglied 
zu  ernennen.  Auf  diese  zwei  ernannten  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes finden  die  Bestimmungen  der  §§  38,  39  und  41  keine  Anwendung. 
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§  38. 

Zusammensetzung  und  Functionsdauer  des  Verwaltungs- 

ratbes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  mit  Ausnahme  der  von 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  dem  steierischen  Landesausschusse  zu 
ernennenden  Mitglieder,  welche  aber  in  die  im  §  85  festgesetzte  Zahl 
der  Verwaltungsrathsmitglieder  einzurechnen  sind,  werden  von  der 
ordentlichen  Qeneralversatnmluug  auf  die  Dauer  von  vier  Jahren 
gewählt. 

Von  den  in  der  vierten  ordentlichen  Generalversammlung  ge- 
wählten Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  hat  jedoch  ein  durch  das 
Los  zu  bestimmendes  schon  bei  der  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung, zwei  weitere  gleichfalls  durch  das  Los  zu  bestimmende 
bei  der  zweitnächsten  ordentlichen  Generalversammlung,  ebenso  zwei 
weitere  auf  gleiche  Art  zu  bestimmende  in  der  drittnächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung  und  die  Uebrigeu  bei  der  vierfachsten 
ordentlichen  Generalversammlung  auszutreten. 

Von  den  in  der  Folge  gewählten  Mitgliedern  haben  dann  jeweils 
diejenigen  auszutreten,  deren  vierjährige  Functions dauer  abgelaufen  ist. 
In  jedem  Falle  können  die  zum  Austritte  Bestimmten  wieder  gewählt 
werden. 

§  39. 

Erste  Wahl  des  Verwaltungsrathes. 

Für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  werden  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (mit  Ausnahme  der  nach  §  37  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung und  vom  steierischen  Landesausschusse  zu  ernennenden 
Mitglieder)  von  der  constituirenden  Generalversammlung  (§  6)  gewählt. 

§  40. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes  durch  Cooptirung. 

Im  Falle  der  NichtVollzähligkeit  des  Verwaltungsrathes  (§  35) 
ist  der  letztere  über  Beschlusa  berechtigt,  die  offenen  Stellen  im  Wege 
der  Cooptirung  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung zu  besetzen. 

§  41. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritt seiner  Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  20  Stück  Actien 
der  Gesellschaft  sammt  allen  nichtfälligen  Coupons  als  Caution  in  die 
Gesellschaftscasse  zu  hinterlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  vierzehn  Tagen  nach 
bekanntgegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 
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Während  der  Amtsdauer  und  nach  Ablauf  derselben]  bis* zur  Ge- 
nehmigung der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  können  diese 
Aetien  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  42. 

Vorsitz  im  Verwal Ungerath e. 

Den  Vorsitz  im  Verwaltungsrathe  führt  der  Präsident  und  in 
dessen  Verhinderung  der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  welche 
beiden  Functionäre  jährlich  vom  Verwaltungsrathe  aus  seiner  Mitte  auf 
die  Dauer  eines  Geschäftsjahres  gewählt  werden. 

Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath seitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

Der  Präsident  und  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes  sind  nach 
Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar. 

§  43. 

Verwaltungsrathssitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Graz  über  Einladung 
des  Präsidenten,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern  oder  auch  auf  Ver- 
langen von  drei  Mitgliedern. 

§  44. 

Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes. 

Zur  Beschlussfähigkeit  deB  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
massige schriftliche  Einladung  s&mintlicher  Mitglieder  und  die  Anwesen- 
heit der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder 
erforderlich. 

§  45. 
Abstimmung. 

Der  Verwaltungsrath  faast  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen» 
mehrheit. 

Jedem  Mitgliede  kommt  eine  Stimme  zu. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluss, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Abwesenden  können  einem  der  zur  Sitzung  Erscheinenden 
ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht  übertragen.  Jedes  Mitglied  des  Ver- 
waltungsrathes kann  jedoch  nur  Eine  Vertretungsvollmacht  übernehmen. 

§  46. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Geschäfte 
der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen 
betraut  und  ia>  auch  zu  allen  jenen  Befugnissen  ermächtigt,  zu  welchen 
eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

DU  R«et.U»rht»4*s  4«r  S.torr.  Bl.mb.tii«.  III.  53 
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Dem  Verwaltuogsratbe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Oesellschaft,  wie  auch  die  Festsetzung  der  der  staatlichen  Genehmigung 
unterliegenden  Dienstordnung  (§  48)  zu. 

Ueberhaupt  ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen 
berufen,  welche  laut  dieser  Statuten  nicht  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  unbeschadet  der  Artikel 
231  und  284  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  oder 
auch  an  sonstige  Bevollmächtigte  hinsichtlich  bestimmter  Geschäfte  oder 
bestimmter  Arten  von  Geschäften  oder  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  über- 
tragen. 

§  47. 
Ge  Schäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung  un- 
beschadet der  Bestimmungen  der  Artikel  231  und  234  H.  G.  B., 
ebenso  bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten 
und  Diener  der  Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstes- 
vergehen,  wie  auch  die  etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten 
und  Diener  der  Gesellschaft  zu. 

§  48. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

In  die  Dienstordnung  (§  46)  sind  nachstehende  Bestimmungen 
aufzunehmen : 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Directoren,  Beamte, 
Unterbeamte  oder  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provi- 
sorischer Eigenschaft  —  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche 
die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie  besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes,  insoweit  dieser  nicht  von  der 
k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen  besorgt  wird, 
berufene  Director  bedarf  der  Bestätigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

§  49. 
Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  zu  unterzeichnen  sind. 
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§  50. 

Uneutgeltlichkeit   der   Functionen    des  Verwaltungsratbes. 

Das  Amt  eines  Verwaltungsrathsmitgliedes  ist  ein  Ehrenamt,  mit 
welchem  keinerlei  Bezüge  verbunden  *ind.  Es  gebührt  daher  den  Mit- 
gliedern  des  Verwaltungsratbes  für  ihre  Mühewaltung  keine  Vergütung; 
nur  haben  dieselben  Atispruch  auf  den  Rückersatz  ihrer  im  Interesse 
der  Gesellschaft  gemachten  Barauslagen. 

§  51. 

Ausschliessung    von    der    Wahl    in    den  Verwaltungsratb. 
Wirkung  der  Aunschliessungsgr  ünde. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  einem  directen  Ver- 
trage» Verhältnisse  als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesell- 
schaft steht,  wer  in  Ooncurs  verfallen  ist,  oder  die  Zahlungen  einge- 
stellt hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen 
eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen 
oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer 
solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen 
worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsratbes  sein. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausschliessungsgrüude  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsratbes  während  der  Functionsdauer  hat 
den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

c)  Revisionsausschuss. 

§  52. 

Zusammensetzung  des  Revisionsausschusses. 

Behufs  Pitifung  der  gesellschaftlichen  Jahrewechnuugen  wählt  die 
jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  aus  den  stimmberechtigten, 
dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehörenden  Actionären  alljährlich  einen 
aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern  bestehenden  Revisions- 
ausschuss. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines 
Mitgliedes  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Anzahl  der  Stimmen,  welche  sie  bei  der  Wahl  erhalten  haben,  in 
Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  das  Los. 

§  53. 

AusBchliessungsgrund. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  dürfen  mit  den  Mitgliedern 
des  Verwaltungsratbes  bis  zum  zweiten  Grade  weder  verwandt  noch 
verschwägert  sein. 

63* 
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§  54. 

Aufgabe  de*  Revisionsausschuflses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  iu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  su  nehmen,  Aufklärungen  su  verlangen 
und  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen  und  über 
seine  Wahrnehmungen  schriftlich  Beriebt  su  erstatten. 

§  55. 

Erste  Wahl  des  Revision  sausschusses. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  werden  die  drei  Mit- 
glieder des  Revisionsausschusses  und  die  beiden  Ersatzmänner  von  der 
constituirenden  Generalversammlung  gewählt.  (§  6.) 

§  56. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Revisionsausschusses. 

Das  Amt  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes  des  Revisions- 
ausschuBsea  ist  ein  Ehrenamt,  mit  welchem  keinerlei  Bezüge  oder  Ent- 
gelt für  die  Mühewaltung  verbunden  ist. 

IV.  Titel. 

Geschäftsjahr,  Jahresrechnung,  Bilanz,  Gewinnvertheilung, 

Reservefond. 

§  57. 
Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  31.  December. 

Ausnahmsweise  hat  als  erstes  Geschäftsjahr  der  Zeitraum  vom 
Tage  der .  Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  des 
der  Betriebseröffoung  folgenden  Jahres  zu  gelten. 

§  58. 

Rechnungsabsehluss;  Bilansaufstellung. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen 
abgeschlossen  und  mit  der  Bilanz  dem  Revisionsausschusse  sur  Prüfung 
vorgelegt. 

§  59. 

Gewinnvertheilung. 

Der  nach  Bestreitung  der  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungs- 
auslagen,   und   zwar  der  enteren  nach  Massgabe  des  mit  der  k.  k. 
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Staatsverwaltung  auf  Concessionsdauer  abgeschlossenen  Betriebsver- 
trages und  nach  Bezahlung  der  Zinsen  und  Tilgungsquoten  für  etwaige 
mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  contrahirte  Schulden  ver- 
bleibende Rest  der  Betriebseinnahmen  bildet  den  Reingewinn. 

Dieser  Reingewinn  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit  suc- 
cessive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  Zur  plan mässigen  Tilgung  des  Actiencapitales.  (§  14.) 

2.  Zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  (fünf) 
Percent  an  die  noch  nicht  araortisirten  Prioritätsactien  Lit.  A, 

3.  Nach  Bestreitung  der  hier  unter  1  und  2  angeführten  Er- 
fordernisse wird  der  zehnte  Tbeil  des  etwa  erübrigenden  Rein- 
ertrages nach  Massgabe  der  Bestimmung  des  §  61  dem  Reservefonde 
zugewendet. 

Der  Rest  wird  weiters  verwendet: 

4.  Zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höbe  von  5  (fünf) 
Percent  an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  Lit.  B, 

5.  Zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  (fünf) 
Percent,  auf  die  noch  nicht  amortisirten  Stamm actien. 

6.  Ueber  die  Verwendung  des  dann  etwa  noch  verbleibenden 
Restes  des  Reinerträgnisses  beschließt  die  Generalversammlung.  (§  30, 
lit.  e.) 

§  60. 

Keine  Dividendennachzahlung. 

Eine  Kachzahlung  auf  die  Dividenden  der  Prioritätsactien  aus 
dem  Erträgnisse  eines  späteren  Jahres  rindet  weder  in  Ansehung  der 
Prioritätsactien  Lit.  A,  noch  auch  rücksichtlich  der  Prioritätsactien 
Lit.  B  statt. 

§  61. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  zu  weiters  etwa  erforder- 
lichen Investitionen,  Erweiterungen  und  Erneuerungen  der  Bahnanlage 
oder  der  Betriebseiorichtungen  zu  dienen. 

Zur  Dotirung  dieses  Fondes  ist  aus  dem  im  §  9  festgesetzten 
Actiencapital  ein  Effectivbetrag  von  40.100  fl.  (Vierzigtauäendeinhundert 
Gulden )  gewidmet,  welchem  Fonde  auch  die  zu  gewärtigenden  Erspar- 
nisse an  dem  Baucapital,  und  die  verfallenen  Dividenden  (§  64), 
sowie  die  eigenen  Erträgnisse  dieses  Reservefondes  zuzufliessen  haben. 

Ueberdies  wird  demselben  die  im  §  59,  Z.  3,  festgesetzte  Quote 
von  10  Percent  aus  den  Reinerträgnissen  insolange  zugewiesen,  bis  der 
Re^ervefond  eine  Höhe  von  10  Percent  des  im  §  9  normirten  ge- 
sammten  Actiencapitales  erreicht  hat. 

Sinkt  der  Reservefond  in  Folge  von  Inanspruchnahme  unter 
diesen  Betrag,  so  hat  die  statutenmässige  Ergänzung  desselben  wieder 
zu  beginnen. 
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Dieser  Reservefond  wird,  insoweit  derselbe  nicht  seiner  Bestim- 
mung; entsprechend  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
reits verweudet  sein  sollte,  beim  Erlöschen  der  Concession,  sowie  bei 
der  Einlösung  der  Bahn  durch  den  Staat,  an  den  letzteren  mitzuüber- 
geben  sein. 

§  62. 

Zeitpunkt  der  Fälligkeit  der  Dividenden  und  verlosten 

Actien. 

Die  Dividenden  und  Superdividenden,  deren  Vertheilung  von  der 
Generalversammlung  beschlossen  wurde,  gelangen  von  dem  der  be- 
treffenden Generalversammlung  nächstfolgenden  1.  Juli  ab  zur  Aus- 
zahlung. (§  63.) 

Die  nach  dem  Tilgungsplan  zur  Verlosung  gebrachten  Actien 
(§  14)  werden  (mit  Ausnahme  der  aus  dem  Erträgnisse  der  Geschäfts- 
periode vom  1.  Jänner  1980  bis  22.  Juli  1980  zu  tilgenden  251  Stück 
Stammactien)  stets  vom  2.  Jänner  des  der  Verlosung  nachfolgenden 
Kalenderjahres  angefangen  rückgezahlt. 

§  63. 

Zahlstelle. 

Die  Einlösung  der  amortisirteo  gesellschaftlichen  Titres  (§  14), 
sowie  die  Zahlung  der  Dividenden  und  Superdividenden  erfolgt  an  der 
Gesellscbaftscasse,  eventuell  an  anderen,  vom  Verwaltungsrathe  hiezu 
bestimmten  Zahlstellen. 

§  64. 
Verjährung. 

Dividenden  und  Superdividenden,  welche  binnen  drei  Jahren 
nach  deren  Fälligkeit  nicht  behoben  sind,  verfallen  zn  Gunsten  des 
Reaervefondes.  (§  61.) 

V.  Titel. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 
§  65. 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  (§  7)  hat  die  General- 
versammlung die  Modalitäten  der  Liquidation  zu  normiren  und  die 
Liquidatoren  zu  wählen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 
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Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Re- 
visionsausechuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis 
zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modification  in  Wirksamkeit,  dass 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  von  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  be- 
sonderen Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches, II.  Buch,  III.  Titel,  4.  Abschnitt. 

§  60. 

Vermögen  sv  ertheilung. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  eventuellen  Schulden  der  letzteren 
zu  tilgen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtlicbe  etwa  noch  nicht  amor- 
tisirte  Prioritätsactien  Lit.  A  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede 
derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Der  nach  Auszahlung  des  vollen  Nennwerthes  der  (noch  nicht 
amortisirten)  Prioritätsactien  Lit.  A  verbleibende  Ueberschuss  ist  auf 
sämmtlicbe  etwa  noch  nicht  amortisirte  Prioritätsactien  Lit.  B  zu  ver- 
theilen, insofern  hienach  auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der  Nenn- 
werth entfällt. 

Der  hienach  erübrigende  Rest  wird  auf  die  noch  nicht  amorti- 
sirten Stamm actien  gleicbmässig  vertheilt. 

VI.  Titel. 

Schlussbestimmungen. 
§  07. 

Staatsaufsicht.    Besondere  Befugnisse  des  landesfürstlichen 

Commissärs. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  Juli  1890, 
R.  G.  Bl.  Nr.  163,  aus. 

Insbesondere  hat  hienach  der  landesfürstliche  Commissär  das 
Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  der  General- 
versammlung beizuwohnen  und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen, 
welche  er  als  den  Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschafts- 
statuten zuwiderlaufend,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen 
nacbtheilig  erachtot,  zu  Bistiren. 

Mit  Rücksicht  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  hat  die 
Gesellschaft    über    Verlangen    der    Staatsverwaltung    eine  jährliche 
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Pauschal  Vergütung  au  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  unter 
Berücksichtigung  des  Umfauges  der  Unternehmung  von  der  Staats- 
verwaltung bestimmt  wird. 

Insolauge  der  Staatsscbats  durch  die  zugesicherte  Uebernabme 
und  sodann  durch  den  Besitz  der  Priorit&tsactien  Lit.  B  der  „Localbahn 
Füretenfeld-Hartberg  (Ntudau)"  an  diesem  Unternehmen  betheiligt  ist, 
hat  der  landesftirstliche  Commissär  überdies  das  Recht,  auch  solche 
Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Verwaltungsrathes  und  der  General- 
versammlung zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  das  Interesse  des  Staates 
als  Actienbesitzers  zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat  derselbe  dann 
sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen, 
welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

§  68. 

Subsidiäre  Geltung  des  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen 
getroffen  sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen. 

§  69. 
Forum. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  dem 
competenten  Gerichte  ausgetragen. 

§  70. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Unterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60.  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  8135. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  U.  Mai  1891. 

Taaffe  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  6.  Jnni  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  118, 

betreffend  die  Zugeständnisse  und  Bedingrungen  fOr  den  Bau  der  Unterkrainer 

Bahnen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermlchtigt,  bei  Ertheilung  der  Conceesion 
fttr  eine  als  Hauptbahn  zweiten  Ranges  auszuführende  Locomotiveisen- 
babn  von  Laibach  Uber  Grosslupp  und  Treffen  nach  Rudolfswerth, 
eventuell  nach  Straza  mit  einer  als  Localbahn  herzustellenden  Ab- 
zweigung von  Grosslupp  nach  Gottschee  (Unterkrainer  Bahnen)  die 
nach  dem  Gesetze  vom  17.  Juni  1887  (R.  G.  Bl.  Nr.  81),  Artikel  V, 
bei  der  Concessionsertheilnog  fttr  Local bahnen  zulässigen  Begünstigungen 
zu  ertheilen  und  ferner  volleingezahlte  Stammactien  einer  fttr  den  Bau 
der  vorgenannten  und  eventuell  noch  anderer  Eisenbahnen  in  Krain  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  im  Maximalbetrage  von  2,500.000  fl.  ö.  W. 
in  Noten  zu  übernehmen. 

Artikel  II. 

Die  Betheiligung  des  Staatsschatzes  an  der  CapitalabescbafTung 
fttr  die  im  Artikel  I  genannten  Eisenbahnen  ist  an  die  Bedingung 
geknüpft,  dasa 

1.  die  Beschaffung  des  restlichen,  mit  dem  Effectivhetrage 
von  7,500.000  fl.  ö.  W.  veranschlagten  Baucapitales  durch  Ausgabe 
von  Stammactien.  dann  von  mit  4  Percent  verzinslichen,  auf  öster- 
reichische  Währung  lautenden  innerhalb  der  Concessionsdauer  rückzahl- 
baren Prioritätsobligationen  und  eventuell  von  Priorit&tsactien  unter 
von  der  Regierung  zu  genehmigenden  Modalitäten  sichergestellt 
wird;  dass 
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2.  vom  Lande  Krain  entweder  ein  Betrag  von  mindestens 
500.000  fl.  ö.  W.  in  Stammactien  sam  Paricoaree  oder  eine  nach  dem 
Ermessen  der  Regierung  der  Stammactienübernahme  annäherungsweise 
gleichwertige  Garantie  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  auszu- 
gebenden Prioritätsobligationen,  eventuell  anch  Prioritätsactien  über- 
nommen wird;  dass 

3.  die  Interessenten  mindestens  einen  Theilbetrag  von  600.000  fl. 
ö.  W.  in  Stammactien  zum  Paricourse  Ubernehmen;  dass 

4.  die  Dividende,  welche  den  eventuell  auszugebenden  Prioritäts- 
actien gebührt,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch  auf  einen 
Dividendenbezug  eintritt,  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werde, 
und  dass 

5.  den  vom  Staate  zu  übernehmenden  von  den  Concessionären 
voll  einzuzahlenden  Stammactien,  bezüglich  welcher  eine  Statuten» 
massige  Beschränkung  des  Stimmrechtes  auf  eine  Maximalstimmen- 
zahl  oder  gegenüber  den  Besitzern  von  Prioritätsactien  nicht  statt- 
finden darf,  gleiche  Rechte  wie  den  übrigen  Stammactien  eingeräumt 
werden. 

Artikel  III. 

Zum  Zwecke  von  Erweiterungsbauten,  Anschaffungen  und  sonstigen 
Investitionen,  welche  nicht  in  der  ursprünglichen  Anlage  und  Aus- 
rüstung der  Bahn  inbegriffen  sind,  kann  das  Anlagecapital  der  ge- 
nannten Eisenbahnen  durch  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen, 
Prioritäts-  oder  Stammactien  mit  Genehmigung  der  Regierung  nach  Er- 
fordernis* erhöht  werden. 

Artikel  IV. 

Die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  die  vom  Staate  zu  übernehmen- 
den Stammactien  ist  in  fünf  Jahresraten  im  Maximalbetrage  von 
500.000  fl.  zu  leisten. 

Die  erste  dieser  Jahresraten  ist  jedoch  in  keinem  Falle  vor  Ab- 
lauf des  Jahres  1892  und  erst  in  jenem  Zeitpunkte  zu  bezahlen,  wenn 
nach  dem  Ermessen  der  Regierung  und  nach  den  von  derselben  zu 
prüfenden  Nachweianngen  die  Einhaltung  des  concessionsmässigen  Bau- 
termines  (Artikel  V)  und  das  Auslangen  mit  dem  veranschlagten  Bau- 
capitale  (Artikel  II)  als  gesichert  anzusehen  ist. 

Die  Zahlungen  des  Staates  haben  gegen  ungestempelte  Empfangs- 
bestätigungen zu  erfolgen  und  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  ge- 
zahlten Beträge  nur  zum  Zwecke  des  Baues  und  der  Ausrüstung  der 
im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnen  verwendet  werden. 

Artikel  V. 

Die  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahnen  sind  binnen  zwei  und  einem 
halben  Jahre,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu 
vollenden  und  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 
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Artikel  VI. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Liefet ungen  hat  auf  Grund 
des  durch  Staatsorgane  oder  unter  entsprechender  Eioflussnabme  der- 
selben aufzustellenden  Detailprojectes  und  Kostenvoranschlages  unter 
unmittelbarer  Ingerenz  der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisen- 
bahnbauten  üblichen  Bedingnissen  stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind  ebenso  wie  alle  Lieferungen  abgesondert 
von  der  Geldbeschaffung  im  Offertwege  zu  vergeben. 

Artikel  VII. 

Der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahnen  soll 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  der 
Concesaionäre  geführt  werden  und  werden  der  Staataeisenbahnver- 
waltung  die  aus  Anlass  dieser  Betriebsfübrung  erwachsenden,  eventuell 
pauschalmässig  festzusetzenden  Kosten  durch  die  Concessionire  su  ver- 
güten sein. 

Artikel  VIII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Lainz,  am  6.  Juni  1800. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Dunajewski  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Gesetz  vom  4.  März  1891.  Landesgesetzblatt  für  Krain 

Nr.  6, 

betreffend  die  Garantie  eines  Reinertrages  für  die  Unterkralner  Bahnen. 

Ueber  Antrag  des  Landtages  Meines  Herzogst  h  um  es  Krain  finde 
Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Im  Falle  der  Ertheilung  der  Concession  für  eine  als  Hauptbahn 
zweiten  Ranges  auszuführende  Locomotiveisenbahn  von  Laibach  über 
Grosslopp  und  Treffen  nach  Kudolfswertb,  eventuell  nach  Straäa  mit 
einer  als  Localbabn  herzustellenden  Abzweigung  von  Grosslupp  nach 
Gottschee  (Unterkrainer  Bahnen)  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  6.  Juni  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  118,  wird  vom  Lande 
Krain  für  die  bezeichneten  Eisenbahnen  die  Garantie  eines  jährlichen 
Heinertrages  von  296.953  fl.  6.  W.,  entsprechend  den  Erfordernissen 
für  die  4percentige  Verzinsung  nebst  der  Tilgutigsquote  des  zum 
Zwecke  der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu 
tilgenden  Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  7  Millionen  Gulden 
österreichische  Währung  in  Noten  gewährt. 
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Artikel  II. 

Die  Zusicherung  der  obigen  Erträgnissgarantie  ist  au  die  Be- 
dingung geknüpft,  dass 

1.  der  Staat  sieh  an  der  Capitalsbeschaffung  für  die  im  Artikel  I 
bezeichneten  Localbahnen  durch  Uebernahme  volleiogezahlter  Stamm- 
actien  der  su  bildenden  Actiengesellschaft  im  Nominalbetrage  von 
2,500.000  fl.  o\  W.  in  Noten  im  Sinne  des  bezogenen  Gesetzes  vom 
6.  Juni  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  118,  betheiligt; 

2.  die  Interessenten  mindestens  einen  Theilbetrag  von  600.000  fl.  ö.  W. 
in  Stammactien  zum  Paricourse  übernehmen,  endlich 

8.  durch  entsprechende  Vereinbarungen  zwischen  den  Concessionären, 
der  Staatseisenbahnverwaltung  und  der  Trifailer  Kohlen  wer  ksgesell- 
schaft  Uber  die  Lieferung  und  Verfrachtung  von  Kohlen  aus  dem 
Gottscheer  Reviere  für  den  Betrieb  der  Unterkrainer  Bahnen  und  der 
Staatebahnen  ein  solches  Reinerträgniss  für  die  Unterkrainer  Bahnen 
sichergestellt  werde,  dass  mit  Berücksichtigung  der  aus  dem  sonstigen 
Verkehre  zu  gewärtigenden  Erträgnisse  die  Bedeckung  des  nach 
Artikel  I  vom  Lande  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisses  aus  den 
eigenen  Einnahmen  der  Bahn  in  Aussiebt  genommen  werden  kann. 

Artikel  III. 

Ueber  die  näheren  Bestimmungen  für  die  nach  Artikel  I  vom 
Lande  Krain  för  die  Unterkrainer  Bahnen  zugesicherte  Erträgniss- 
garantie, insbesondere  über  die  Bedingungen  für  die  Ermittlung, 
Flüssigmachung  und  seinerzeitige  Rückzahlung  der  eventuell  vom 
Lande  zu  leistenden  Garaotiezuschüsse,  ist  zwischen  dem  Landesaus- 
schusse, welcher  hiebei  im  Einvernehmen  mit  der  Staatsverwaltung  vorzu- 
geben hat,  und  den  Concessionären  der  Unterkrainer  Bahnen  eine  Ver- 
einbarung su  treffen,  wobei  die  in  den  §§  3  bis  einschliesslich  7  der 
Concessionsurkunde  vom  10.  October  1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  178,  für  die 
Localbahn  Eisenerz -Vordernberg  getroffeneu  Bestimmungen  über  die 
vom  Staate  für  diese  Localbahn  gewährte  ErtragniBegarautie  sinn- 
gemässe Anwendung  zu  finden  haben. 

Artikel  IV. 

In  die  Statuten  der  für  die  Unterkrainer  Bahnen  zu  bildenden 
Actiengesellschaft  ist  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass  etwaige  Er- 
sparnisse an  dem  ursprünglichen,  von  der  Regierung  genehmigten  An- 
lagecapitale,  sowie  Ertragsttberschüsse,  welche  das  Erfordern! ss  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen,  sowie  für  die 
statutenmässige  höchstens  öpercentige  Dividende  des  Actiencapitales 
Ubersteigen  sollten,  einem  Reservefonde  gutzubringen  sind,  welcher  zur 
Capitalsbeschaffung  für  andere  Localbahnen  in  Krain,  für  welche  die 
Actiengesellschaft  etwa  späterhin  die  Concession  erlangen  sollte,  heran- 
zuziehen ist. 
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Artikel  V. 

Der  Beachluss  des  krainißcheu  Landtages  vom  19.  October  1888, 
betreffend  die  Uebernabme  von  Stammaetien  der  für  die  Unterkrainer 
Bahnen  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Nominalbetrage  von  500.000  fl. 
zum  Paricourse,  tritt  ausser  Kraft. 

Artikel  VI. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  werden  Heine  Minister  des  Innern, 
der  Finanzen  und  des  Handels  betraut 

Budapest,  am  4.  März  1891. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaatTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

3.  Concessionsurkunde  vom  16.  December  1891,  R.  G.  Bl. 

Nr.  9  ex  1892, 

für  die  Unterkrainer  Bahnen. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Carl  Fürst  Auersperg  und  Josef  Freiherr  v.  Sehwegel 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
Localbahn  von  Laibach  nach  Straza  mit  einer  Abzweigung  nach 
Gottschee  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogeu,  in  Erwägung 
der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Concessionlren 
auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgeaetzes  vom  14.  September  1854, 
B.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Concession ären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  Hauptbahn  zweiten  Ranges  auszuführenden  Locomotiv- 
eieenbahn  von  Laibach  über  Grosslupp,  Treffen  und  Rudolfswerth  nach 
Straza  mit  einer  als  Localbahn  herzustellenden  Abzweigung  von 
Grosslupp  nach  Gottschee  (Unterkrainer  Bahnen). 

Die  Strecken  Laibach- Grosslupp  und  Grosslupp-Gottsohee  wurden  am 
28.  September  1898,  die  Strecke  Grosslupp-Rudolfswerth-Strafta  am  1.  Juni  1894 
eröffnet. 

Der  Betrieb  wird  auf  Grund  den  Betriebsvertragfes  vom  19.  April  1892  von 
den  k.  k.  8taatsbahnen  geführt 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Co ncessions Urkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
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a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Bahnunternehmung  abzuechliessenden  Verträge,  su  überreichenden 
Eingaben,  von  derselben  su  errichtenden  Urkunden,  ferner  für 
alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  su  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebserfiffuung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherbteilung  der  Capitata  Verzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betiiebsjabres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verbandlungen  keine  An- 
wendung; 

h)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschafiung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
Verleihung  des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betiiebsjahrc  s  (lit.  a,  Z  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  naoh  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren; 

*)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

<l)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahnen  ist  sofort  zu  beginnen 
und  binnen  längstens  zwei  und  eiutm  halben  Jahre,  vom  heutigen  Tage 
au  gerechnet,  zu  vollenden.  Die  fertigen  Bahnen  sind  sofort  dem  öffent- 
lichen Verkehre  zu  tibergeben  und  während  der  ganzen  Conceesionsdauer 
im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  von 
der  letzteren  zu  bestimmenden  Caution  in  Barem  oder  in  zur  Anlegung 
von  Pupillengeldern  geeigneten  Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 
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Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  das  Verschulden  der 
Concessionäre  eicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als 
verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahnen das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionären  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahnen  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  haben  die  Concessionäre  die  Zu- 
stimmung der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  weicht  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  berufen  sind. 

§  5- 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  EisenbahnconcesBionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  der  Localbahn6trecke  nach  Gottschee 
wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebsordnung  und  den  einschlägigen 
Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  und 
Verkehrsvorschriften  insoweit  Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs-  und  Betiiebsverhältnisse,  insbe- 
sondere die  eimässigte  Fahrgeschwindigkeit  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls  die 
vom  Handelsministerium  zu  erlat^enden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden. 

§  ö. 

Die  Ausführung  des  Baues  der  concessionirten  Bahnen  erfolgt 
nach  Maaesgabe  der  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffenden  An- 
ordnungen unter  der  unmittelbaren  Leitung  der  Ueberwachung  des 
Handelsministeriums  und  der  Gencraldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen.  Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  auf 
Grund  des  durch  Staatsorgane  aufzustellenden  Detailprojectes  und 
Kostenvoranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz  der  Regierung  und 
nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Bedingnissen  stattzufinden. 


Digitized  by  Google 


84s 


Unterkrainer  Bahnan. 


Die  Bauarbeiten  sind,  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung,  im 
Offertwege  zu  vergeben.  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  aller  Lieferungen 
mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  etwa  gegen  Uebernahme 
von  Stammactien  durch  die  Interessenten  sichergestellt  werden  sollten. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Babnbeetandtheile,  sowie 
alle  AusrüttungggegenstMnde  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken 
zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  letzteren  Bestimmung  kann  von  Seite 
des  Handelsministeriums  insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen 
werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die 
bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des 
Preises,  der  Qualität  und  Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländischen 
Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

§  ». 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche  in 
alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen,  welche 
mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzusah] en 
sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  sieben  Millionen  Gulden  öster- 
reichischer Währung  Noten  auszugeben. 

Ferner  wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  mit  be- 
sonderer Genehmigung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  der- 
selben festzusetzenden  Bedingungen,  Prioritätsactien,  welche  bezüglich 
ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor  den  Stammactien  ge- 
messen, auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  eventuell  auszugebenden  Prioritätsactien 
gebührt,  wobei  jedoch  eine  Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer 
Jahre  nicht  stattzufinden  hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  be- 
messen werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer  nach 
einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  zu  tilgen. 

Die  Gesellschaft sstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen,  Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  ist  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes 
(Verwaltungsrath,  Direction)  österreichische  Staatsbürger  sein  und  im 
Gebiete  der  im  Keichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ihren 
Wohnsitz  haben  müssen. 
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§  8. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigung reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen  je- 
weilig in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur 
bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen 
Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und  Controls- 
versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civilgerichte 
Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz- 
und  Sicherbeitswache. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahn  Gesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstuog&gegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebs- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  zum  Beitritte  gilt  auch  bezüglich  des  mit 
den  Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen 
gegenseitiger  Aushilfe  an  Personal  bei  Durchführung  grosser  Militär  - 
trausporte  und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  9- 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde 
bildenden  Bahnen  wird  während  der  ganzen  Concessionsdauer  vom 
Staate  für  Rechnung  der  Concessionäre  gefuhrt. 

Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen 
zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären  abzuschliessenden 
Betriebs  vertrag  geregelt. 

Die  Festsetzung  der  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport, 
ebenso  wie  der  Waarenclaseification  und  aller  auf  den  Frachtentransport 
bezüglichen  Nebenbestimmungen  bleibt  der  Staatsverwaltung  vorbe- 
halten, welche  bei  der  Tariferstellung  im  Einvernehmen  mit  den  Con- 
cessionären vorgehen  wird. 

Für  die  Leistungen  des  Bahnunternehmens  für  öffentliche  Dienst- 
zweige, insbesondere  zu  Gunsten  der  Postverwaltung  und  der  Staats- 
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telegraphenanstalt  haben  die  auf  den  österreichischen  Staatsbahnen  je- 
weilig in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Personen-  und  Gütertarife, 
ßowie  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten,  und  haben  die  Concestionäre  einer  solchen  Regelung  sich 
zu  unterwerfen. 

§  10. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahnen  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  ei  o  zu  räumen,  dass  die  Staats- 
verwaltung berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzten  Bahnen  oder  einzelne 
Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Ent- 
schädigung zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenütung 
hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenützten  Bahnen  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands  Nordbabn  im  Reicbsgesetzblatte  Jahrgang  1886. 
S.  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  11- 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgeBetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  Folge  Verschuldens 
der  Concessionäre  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Termin- 
überschreitung nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  6  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirten 
Bahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen : 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
ReinertrSgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 
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2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  aasgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  öpercentigen  Verzinsung  des  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  des  letzteren 
innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der 
vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein- 
lösungspreises zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  besteben,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die 
zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren 
zu  den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durcbscbnittserträgniss  im  Sinne 
des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der  im  Absätze  2  vor- 
gesehenen Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das 
Actiencapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes 
Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  der  im  Zeitpunkte  der  Einlösung  nach 
dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  aushaftenden  Prioritäts- 
obligationen zuzüglich  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu  leistenden 
Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliefest,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zu  leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem 
Cour s e  zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener 
Börse  während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich 
notirten  Geldcourse  der  Staatsschuldverscbreibungen  gleicher  Gattung 
ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungs- 
preises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in 
den  Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahnen  mit  allen  dazu 
gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des 
Fabrparkes  und  der  Material vorrätbe,  sowie  der  aus  dem  Anlage- 
capitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht 
mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  ver- 
wendet worden  sind. 
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§  13. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  conceasionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg* 
liehen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Material  vorräthe  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde  in  dem  im  §  12,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahnen  (§  12)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Geblude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Concession äte 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  eimächtigt 
wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  14. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commiseär  auch  das  Recht,  den  Sitzungeu 
des  Verwaltungsratheft  oder  der  sonst  als  Gesollschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  nachtbeiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  Bistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Comtnissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Babnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
schäftslast eine  jährliche  Pauschal  Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsur künde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessions dauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 
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Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  bandeln,  und  den  Concessionären  daB  Hecht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Er s ata  zu  dringen,  ertheilen  Wir  eämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
sechszehnten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausendachthundertneunzig  und  eins,  Unserer  Reiche  im  vierund- 
vierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaaflTe  ro.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

4.  Uebereinkommen  vom  29.  April  1892,  H.  31.  Ver.  Bl. 

Nr.  82, 

welches  auf  Grund  des  tteseties  vom  C  Juni  1890,  R.  G.  Bl.  Xr.  118, 
zwischen  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  Handelsministerium 
namens  der  k.  k.  »Staatsverwaltung  einerseits  und  Sr.  Durchlaucht  Carl 
Fürsten  Auerberg,  dann  Sr.  Excellenz  Josef  Freiherrn  r.  Schwegel,  als 
Coocesslonären  der  Unterkrainer  Bahnen  andererseits,  in  Betreff  der  Be- 
theiligung des  Staatsschatzes  an  der  Capitalsbeschnffune:  für  die  Tor- 
genannten Bahnen  am  unten  besetzten  Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden 

ist,  wie  folgt: 

§  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ertheilt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
6.  Juni  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  118,  den  genannten  Concessionären  die 
Zusicherung,  die  von  denselben  voll  einzuzahlenden  Stammactien  der 
für  die  Unterkrainer  Bahnen  zu  bildenden  Actiengesellschaft  im  Nominal- 
betrage von  2,500.000  fl.,  d.  i.  zwei  Millionen  fünfhunderttausend  Gulden 
ö.  W.  in  Noten,  nach  Erfüllung  der  Bedingungen,  an  welche  diese  Be- 
theiligung des  Staatsschatzes  kraft  Artikel  II,  Pnnkt  1,  2  und  3  des 
oben  bezogenen  Gesetzes  geknüpft  erscheint,  zum  vollen  Nennwerthe  zu 
übernehmen. 

Die  Concessionäre  der  Unterkrainer  Bahnen  nehmen  diese  Zu- 
Sicherung  an  und  verpflichten  sich  demgemass,  die  besagten  Stammactien 
im  Gesammt-Nominalbetrage  von  2,500.000  fl.  in  den  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  nach  Massgabe  des  Bedarfes  zu  bestimmenden  Terminen 
und  Theilbeträgen  voll  einzuzahlen  und  dieselben  in  Gemassheit  der 
Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens  dem  Staate  ins  Eigenthum  au 
übertragen. 

§  2. 

Die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  die  vom  Staate  zu  übernehmenden 
Stammactien  ist  durch  das  k.  k.  Ministerialzahlamt  in  Wieu  in  fünf 
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aufeinander  folgenden  Jahresraten  an  je  500.000  fl.  in  Barem  an  die 
Concessionäre  der  Unterkrainer  Bahnen  gegen  ungestempelte  Empfangs- 
bestätigung zu  leisten. 

Der  Zeitpunkt  der  Fälligkeit  der  in  keinem  Falle  vor  Ablauf  des 
Jahres  1892  an  bezahlenden  ersten  Jahresrate  wird  im  Wege  einer 
sofort  nach  erfolgter  Bauvergebimg,  eowie  nach  Begebung  der  Prioritäts- 
obligationen zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären 
der  Unterkrainer  Bahnen  zu  treffenden  nachträglichen  Vereinbarung 
derart  bestimmt  werden,  daas  der  fragliebe  Zeitpunkt  in  die  erste  Hälfte 
des  Jahres  18!<3  fällt. 

§  8. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  erklärt  sich  einverstanden,  dass  die 
Eacomptirung  des  von  derselben  au  bezahlenden  Kaufschillings  von 
2,600.000  fl.  auf  Basis  eines  Zinsfusses  von  48/4  Percent  der  ersten 
österreichischen  Sparcasse  in  Wien  Übertragen  werde. 

Die  Concessionäre  der  Unterkrainer  Bahnen  sind  verpflichtet,  die 
zu  Lasten  des  Bancapitales  der  Unterkrainer  Bahnen  zu  verrechnenden 
Kosten  dieser  Eacomptirung  gehörig  nachzuweisen. 

§  4. 

Bei  Auszahlung  der  ersten  Kaufschillingsrate  von  500.000  fl.,  d.  i. 
fttnfhunderttausend  Gulden  ö.  W.,  sind  sämmtliche  Stammactien  im 
Nominalbetrage  von  2,500.000  fl.  ö.  W.,  für  welche  während  der  Bau- 
zeit keine  Iutercalarzinsen  gezahlt  werden,  an  die  Staatsverwaltung  zu 
übergeben,  nnd  gehen  dieselben  von  diesem  Zeitpunkte  an  in  das  un- 
beschränkte Eigenthum  des  Staates  über. 

§  5. 

Die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  §  1  zu  übernehmenden 
Stammactien  müssen  vollkommen  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen  Stamm- 
actien der  für  das  Unternehmen  der  Unterkrainer  Bahnen  zu  bildenden 
Actiengeaellschaft  geniessen. 

Eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  k.  k.  Staateverwaltung 
auf  eine  Maximalstimmenanzahl  darf  nicht  stattfinden. 

Ebenso  ist  jede  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung gegenüber  den  Besitzern  der  mit  besonderer  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  eventuell  auszugebenden  Prioritätsactien  aus- 
geschlossen. 

Die  Dividende,  welche  den  letzteren  Actien  gebührt,  bevor  für 
die  Stammactien  ein  Anspruch  auf  Dividendenbezug  eintritt,  darf  nicht 
höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden;  auch  darf  eine  Nachzahlung 
auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem  Reinerträgnisse  eines 
späteren  Jahres  nicht  stattfinden. 

§  6. 

Der  für  die  zu  bildende  Actiengesellschaft  der  Unterkrainer  Bahnen 
zu  bestellende  landesfürstliche  Commissär  soll  vom  Zeitpunkte  seiner 
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Bestellung  an  nnd  insolange  der  Staatsschatz  durch  die  zugesicherte 
Uebernahme  und  sodann  durch  den  Besitz  der  Stammactien  an  dem 
genannten  Bahnunternehmen  betheiligt  ist,  ausser  den  ihm  nach  §  14 
der  Allerhöchsten  Coucessionsurkunde  von  16.  December  1891,  K.  G.  Bl. 
Nr.  9  ex  1892,  zustehenden  Befugnissen  das  Recht  haben,  auch  solche 
Beschlüsse  und  Verfügungen  der  Concessionare,  beziehungsweise  des 
Vorstandes  (Direction),  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  und  der 
Generalversammlung  zu  Bistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  dem  gegen- 
wärtigen  Ue hereinkommen  hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des 
Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  dann  sogleich  die 
Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

§  7. 

Der  k.  k.  Staatsverwaltung  wird  das  Recht  eingeräumt,  von  dem 
Zeitpunkte  angefangen,  in  welchem  dieses  Uebereinkommen  beiderseits 
bindende  Kraft  erlangt,  zwei  Mitglieder  des  Vorstandes  der  für  dieses 
Bahnunternehmen  zu  bildenden  Actiengesellschaft  zu  ernennen. 

§  8. 

Beide  Contrahenten  verzichten  auf  das  Rechtsmittel  der  Anfechtung 
des  den  Gegenstand  dieses  Uebereinkommens  bildenden  Rechtsgeschäftes 
wegen  Verletzung  über  die  Hälfte. 

§  9. 

Ein  etwaiger  Rechtsstreit  aus  Anlass  des  vorliegenden  Ueberein- 
kommens ist  ausschliesslich  vor  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien 
und  in  jedem  Falle  im  summarischen  Verfahren  auszutragen. 

§  10. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  gleichlautenden, 
ungestempelten  Originalexemplaren  ausgefertigt,  wovon  eines  in  Ver- 
wahrung des  k.  k.  Handelsministeriums  verbleibt,  während  das  andere 
den  Concessionären  der  Unterkrainer  Bahnen  ausgefolgt  wird. 

Wien,  am  29.  April  1892. 

Die  Conoesaionäre  der  Unterkrainer  Bahnen: 
Fürst  Carl  Auersperg  m.  p. 
Jos.  Freiherr  v.  Schwegel  m.  p. 

Der  k.  k.  Handehminister :  Der  k.  k.  Finanzminister: 

Bacquehem  m.  p.  Steinbach  na.  p. 

5.  Uebereinkommen  vom  8./ 10.  April  1892,  H.  M.  Ver.  Bl. 

Nr.  79, 

welches  in  Ausführung  des  Landesgesetzes  vom  4.  März  1891  (Krainisches 
Landesgesetzblatt  Nr.  6  ex  1891),  betreffend  die  Garantie  eines  Reinertrages 
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für  die  Unterkrainer  Bahnen,  zwischen  dem  kralniBchen  Landesnussehusse 
numens  des  Landes  Krain  eluerseita  und  Sr.  Durchlaucht  Carl  Forsten 
Anersperg,  dann  Sr.  Excellenz  Baron  Josef  Schwegel,  als  Concessiouaren 
der  Unterkrainer  Bahnen  andererseits,  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
Verwaltung  am  untengesetzten  Orte  und  Tage  abgeschlossen  worden  ist. 

§  i. 

Das  Land  Krain  gewährt  in  Gemässheit  der  Beatimmungen  dieses 
Uebereinkommens  dem  Unternehmen  der  den  Gegenstand  der  Aller- 
höchsten Concessionsurkunde  vom  16.  December  1891,  R.  G.  Bl.  Nr.  9 
ex  1892,  bildenden  Unterkrainer  Bahnen  für  die  Zeit  von  der  Betriebs- 
eröffnung bis  zum  Ablaufe  des  75.  Concessionsjabres  die  Garantie  eines 
jährlichen  Reinerträgnisses  im  Höchstbetrage  von  Zweihundertsechsund- 
neunzig  Tausend  neunhundert  fflnfzigunddrei  Gulden  30  Kreuzer 
(296.953  fl.  30  kr.)  ö.  W.  entsprechend  dem  Erfordernisse  für  die 
4 pro cent ige  Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zwecke  der 
Capitalsbescbaffung  von  dem  genannten  Unternehmen  aufzunehmenden, 
binnen  75  Jahren  zu  tilgenden  Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage 
von  höchstens  sieben  Millionen  Gulden  Ö.  W.  in  Noten. 

Im  Falle,  als  nicht  alle  Obligationen  des  obigen  Prioritätsanlehens 
wirklich  ausgegeben  werden  sollten,  beschränkt  sieb  die  Garantie  des 
Landes  Krain  auf  das  Erfordernisa  für  die  Verzinsung  der  tbatsächlich 
ausgegebenen  Prioritätsobligationen  und  die  Tilgung  derselben  nach 
Massgabe  des  genehmigten  Tilgungsplanes. 

Die  gefertigten  Concessionäre  der  Unterkrainer  Bahnen  nehmen 
die  obige  Garantie  des  Landes  Krain  in  Gemässheit  der  Bestimmungen 
dieses  Uebereinkommens  an. 

§  2. 

Für  die  vom  Lande  Krain  aus  dem  Titel  der  Garantie  zu  leisten- 
den Zuschüsse  Hollen  die  seitens  der  k.  k.  Generaldirection  der  Öster- 
reichischen Staatsbahnen  als  der  betriebführenden  Verwaltung  der  Unter- 
krainer  Bahnen  im  Einvernehmen  mit  dem  krainischen  Landesausschusse 
aufzustellenden  Rechnungen  ausschliesslich  massgebend  sein. 

§  3. 

Die  Garantierechnung  ist  im  Allgemeinen  nach  den  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  in  analogen  Fallen  festgehaltenen  Normen  und,  so  weit 
es  sich  um  die  eigentliche  Betriebsrechnung  handelt,  nach  dem  jeweilig 
von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorgeschriebenen  Contirungsschema  auf- 
zustellen. 

Insbesondere  werden  folgende  Bestimmungen  vereinbart: 
a)  die  allfalligen  Kotten  der  Notirung  der  Effecten  der  Unterkrainer 
Bahnen  an  in-  und  ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf 
der  steuerfreien  Jahre  von  dem  genannten  Bahnunternehmen  »zu 
leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechuuug  als  Ausgabspost 
eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponstempelgebühreu  ist  dies 
nicht  zulässig; 
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b)  die  Einstellung  von  provisorischen  Ziffern  für  Einnahmen,  Ein- 
nahmenrückersätze  und  Ausgaben  ist  ausgeschlossen  uod  haben 
überhaupt  nur  solche  Posten  zur  Verrechnung  zu  gelangen,  welche 
bereits  liquid  sind; 

c)  die  den  Unterkrainer  Bahnen  aus  dem  Kohlenlieferungsvertrage, 
welcher  zwischen  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen,  der  Trifailer  Kohlenwerksgesellechaft  und  den  Con- 
cessionären  der  Unterkrainer  Bahnen  auf  Grund  der  allseitig  als 
bindend  anerkannten  Punctationen  vom  10.  October  1890  ab- 
zuachliessen  ist,  zufliessenden  Eionahmen  sind  unter  die  „ver- 
schiedenen Einnahmen"  in  eine  besondere  Subrubrik  einzustellen; 

d)  unter  die  „verschiedenen  Einnahmen",  eventuell  unter  die  „beson- 
deren nicht  zu  den  eigentlichen  Betriebskosten  gehörigen  Aus- 
lagen" ist  —  je  nachdem  das  Ergebniss  der  Gebarung  activ  oder 
passiv  ist  —  auch  das  Ergebniss  des  Zinsencontos  der  für  die 
Unterkrainer  Bahnen  zu  bildenden  Actiengesellschaft,  jedoch 
exclusive  der  Zinsen  jener  Fonde,  welche  die  Actionäre  eventuell 
aus  den  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Reinerträgnissen  gebildet 
haben  sollten,  sowie  des  Agiocontos,  ein  zubeziehen. 

Die  Babnunternehmung  hat  sich  sowohl  hinsichtlich  ihrer 
Valutagebarung,  als  auch  hinsichtlich  der  Fructificiruog  verfügbarer 
Geldmittel  und  der  eventuellen  Beschaffung  schwebender  Geld- 
mittel allen  Anordnungen  zu  unterwerfen,  welche  seitens  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  zum  Zwecke  einer  entsprechenden  Controle  der 
Gebarung  werden  getroffen  werden; 
t)  ferner  sind  unter  die  besonderen  „nicht  zu  den  eigentlichen 
Betriebskosten  gehörigen  Auslagen"  auch  solche  nach  concessions- 
mässiger  Vollendung  und  Eröffnung  der  Bahn  und  nach  Erschöpfung 
des  Baureservefondes  auf  Grund  besonderer  Genehmigung,  respective 
nach  Massgabe  der  diesfalls  ausdrücklich  vorbehaltenen  Verfügung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  auflaufenden  Auslagen  für  Erweiterungs- 
bauten, den  Bahnwerth  erhöhende  Reconstructionen  und  sonstige 
Investitionen  zu  verrechnen,  für  deren  Bedeckung  das  garantirte 
Anlagecapital  nicht  ausreicht. 

Insoweit  diesfalls  nicht  gesetzliche  Vertrags-  oder  concessions- 
mässige  Verpflichtungen  des  Bahnunternehmens  vorliegen,  wird  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  die  früher  gedachten  Verfügungen  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  krainischen  Landesausschus9e  treffen. 

Die  für  solche  Investitionen  zu  Lasten  der  Betriebsrechnung 
verrechneten  Beträge  sind  behufs  der  Refundirung  im  Falle  einer 
nachträglichen  Erhöhung  des  Anlagecapitales  in  Evidenz  zu  halten. 
f)  In  der  gleichen  Unterabtheilung  der  Betriebsrechnung  sind  die 
nach  Ablauf  der  concessionsmässigen  Steuerbefreiung  zu  entrichten- 
den Einkommen-  und  Erwerbsteuerbeträge,  dann  die  Kosten  der 
gesellschaftlichen  Verwaltung,  insbesondere  jene  für  den  Verwaltungs- 
rath,  das  Executivcomite\  die  Generalversammlung,    die  Staats- 
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aufsieht«  geh  (ihr,  dann  alle  mit  der  gesellschaftlichen  Geldgebarung 
zusammenhängende  Auslagen,  als :  Insertionskosten,  Couponeinlösungs- 
kosten,  die  gesellschaftlichen  Beitrüge  zu  den  Humanitätsfonden 
\Tensionsfond,  Krankenfond  u.  b.  w.)  zu  verrechnen. 

§  4. 

Von  dem  nach  §  1  garantirten  Reinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag 
zur  Tilgung  der  ausstehenden  Prioritätsobligationen  au  verwenden, 
welcher  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  einem  von  ihr  au  ge- 
nehmigenden Tilgungsplane,  demsufolge  das  gesammte  Anlagecapital 
des  Bahnunternehmens  während  der  Conceesioosdauer  au  tilgen  ist, 
bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritttsobligationen  hat  hiebei  jener  des  Actien- 
capitales  vorauszugehen. 

§  5. 

Der  vom  Lande  Krain  aus  Anlass  der  übernommenen  Garantie  zu 
zahlende  Zuschuss  ist  spätetens  drei  Monate  nach  Ueberreichung  der 
Garantierechnung  flüssig  zu  machen. 

Das  Land  Krain  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  ver- 
fallenen Coupons  der  Prioritätsobligationen  der  Unterkrainer  Bahnen 
nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertragepräliminares  richtig  gestellten 
Erfordernisses,  und  zwar  insoweit  dieses  Erforderniss  nicht  schon  durch 
die  den  Unterkrainer  Bahnen  kraft  des  mit  der  Trifailer  Kohlenwerks- 
gesellschaft abgeschlossenen  Kohlenlieferungsvertrages  (§  3  c)  zukommen- 
den Einnahmen  gedeckt  ist,  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf 
Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn 
die  Concessionäre  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  An- 
suchen gestellt  haben. 

Wenn  nach  end giltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätetens  binnen  fünf  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  be- 
messen worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen  Mehr- 
betrag mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Landes 
Krain  muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffen- 
den Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

§  6. 

Die  Beträge,  welche  dag  Land  Krain  in  Folge  der  übernommenen 
Garantie  an  das  Unternehmen  der  Unterkrainer  Bahnen  zahlt,  sind  als 
ein  mit  4  Percent  jährlich  verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

§  7. 

Die  Concessionäre  der  Unterkrainer  Bahnen  verpflichten  sieb  dem- 
nach, dem  Lande  Krain  die  von  demselben  geleisteten  Garantiezuschüsse, 
und  zwar  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zurückzuzahlen: 
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a)  wenn  der  Beinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahreseumine  über- 
schreitet, so  ist  der  diesfällige  Ueberschuss  bis  «um  Zeitpunkte 
der  vollständigen  planmässigen  TilguDg  der  von  der  Unternehmung 
der  Unterkrainer  Bahnen  auegegebenen  Prioritätsobligationen  so- 
gleich cur  Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen 
an  das  Land  Krain  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundi- 
iung  der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Nach  erfolgter  Rückzahlung  der  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen hat  jedoch  die  planmässige  Tilgung  des  Actiencapitales 
der  Unterkrainer  Bahnen  der  Berichtigung  der  Garantieschuld 
vorauszugehen. 

hj  Forderungen  des  Landes  Krain  an  solchen  Vorschüssen  oder 
Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder 
der  Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem 
noch  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung,  demnach  im 
Falle  der  Einlösung  durch  den  Staat  aus  dem  den  Actionären  ver- 
bleibenden Erträgnisse  zu  berichtigen. 

Sollten  jedoch  beim  Ablaufe  der  Concession  noch  nicht 
sammtliche  Stammactien  zur  Rückzahlung  gelangt  sein,  so  hat 
diese  Rückzahlung  der  Berichtigung  der  Garantieschuld  voraus- 
zugehen. 

§  8- 

Dem  Lande  Krain  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  für  die  Dauer 
der  übernommenen  Garantie,  zwei  Vertreter  in  den  Verwaltuugsrath  der 
für  die  Unterkrainer  Bahnen  zu  bildenden  Actiengesellschaft  zu  entsenden. 

§  9. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Constiluirung  der  für  die  Unterkrainer 
Bahnen  zu  bildenden  Actiengesellschaft  gehen  alle  den  Concessionären 
der  genannten  Bahn  aus  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen  erwachsen- 
den Rechte  und  Pflichten  auf  die  gedachte  Actiengesellschaft  über. 

§  10. 

Beide  ContrabentAi  verzichten  auf  das  Rechtsmittel  der  Anfechtung 
des  den  Gegenstand  des  Uebereinkommens  bildenden  RecbtBgeschäftea 
wegen  Verletzung  über  die  Hälfte. 

§  11« 

Ein  etwaiger  Rechtsstreit  aus  Anlass  des  vorliegenden  Ueberein- 
kommens ist  ausschliesslich  vor  dem  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien 
auszutragen. 

§  12. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  gleichlautenden, 
ungestempelten  Originalexemplaren   ausgefertigt,   wovon    eines  in  die 
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Verwahrung  des  krainischen  Landesausschusses  übergebt,  während  das 
andere  den  Conceseionären  der  Unterkrainer  Bahnen  ausgefolgt  wird. 

Eine  vidimirte  Abschrift  dieser  Originalausfertigungen  ist  beim 
k.  k.  Handelsministerium  zu  hinterlegen. 


Laibach,  am  10.  April  1802. 

Vom  kra iniseben  Landesausschnss: 

Der  Landeshauptmann: 
Otto  Detela  m.  p. 

Joh.  Murnik  m.  p. 
Dr.  .1.  VoSnjak  m.  p. 

Landp1.aii.Hjchu.s!,. 


Wi  en,  am  8.  April  1892. 

Die  Concesaionäre  der  Unterkrainer 
Bahnen: 

Fürst  Carl  Auersperg  m.  p. 

.los.  Freiherr  v.  Schwegel  m.  p. 


6.  Statuten 
der  Unterkrainer  Bahnen. 

I.  Titel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  l- 

Auf  Grund  des  §  7  der  Allerhöchsten  Concessionsurkuade  vom 
16.  December  1891,  K.  6.  131.  Nr.  9  ex  1892,  mit  welcher  Seiner 
Durchlaucht  Herrn  Carl  Fürsten  Auersperg  und  Seiner  Excellenz  Herrn 
Josef  Freiherrn  v.  Schwegel  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
als  Hauptbahn  zweiten  Ranges  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von 
Laibach  über  Grosslupp,  Treffen  und  Rudolfswerth  nach  StraSa,  mit 
einer  als  Localbahn  herzustellenden  Abzweigung  von  Grosslupp  nach 
Gottschee  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellschaft  gebildet,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre,  sowie,  in  alle 
den  letzteren  zugestandenen  Begünstigungen  eintritt. 

§  2- 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
a)  der  Bau  und  Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten,  an  die  Station 
Laibach  der  k.  k.  priv.  Südbahngeselbchaft  anschliessenden  Loco- 
motiveisenbahn   von   Laibach  nach   Straza    sammt  Abzweigung 
nach  Gottschee; 

l)  der  Bau  und  Betrieb  von  zu  industriellen  Etablissements  an  den 
im  §  1  bezeichneten  Linien  führenden  Schleppbabnen,  deren 
Einrichtung  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bewilligt  wird. 

§  3. 

Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 
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§  4. 

Die  GesellschaftBfirma  „  Unterkrainer  Bahnen"  wird  nach  Vor- 
schrift der  Gesetze  protokollirt. 

Dieselbe  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben  und 
collectiv  entweder  von  zwei  Verwaltungsrathsmitgliedern  oder  von 
einem  Verwaltungsrathsmitgliede  und  einem  mit  der  Procura  betrauten 
Gesellscbaftsbeamten  (von  letzterem  mit  einem  die  Procura  andeuten- 
den Zusätze)  unterzeichnet. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  gesammte  nach  §  8 
zur  Ausgabe  gelangende  Actiencapital  gezeichnet  ist  und  auf  die  im 
§  8  gedachten,  von  den  Interessenten  al  pari  zu  über  nehmenden 
6000  Stammactien  im  Nominalbetrage  von  ö.  W.  fl.  600.000  (d.  i. 
sechsmalhundert  Tausend  Gulden)  ein  Theilbetrag  von  40  Percent, 
d.  i.  fl.  240.000  (d.  i.  zweimalhundertvierzig  Tausend  Gulden)  einge- 
zahlt, die  constituirende  Generalversammlung  (§  43)  ordnungsmässig 
abgehalten,  sowie  auch  die  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handels- 
register erwirkt  ist. 

5$  6. 

Die  Actiengesellscbaft  „  Unterkrainer  Bahnen"  endet  mit  dem  Er- 
löschen der  erworbenen  Concession,  löst  sich  jedoch  schon  früher  auf, 
wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  (§  2)  vom  Staate  übernommen  oder 
durch  die  Gesellschaft  veräussert  werden. 

§  7. 

Die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden,  statutenmäßigen  Kund- 
macbungen werden  rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die 
amtliche  „Wiener  Zeitung"  veröffentlicht. 

Ausserdem  können  gesellschaftliche  Kundmachungen  noch  in 
jenen  Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungsrath  hiezu 
bestimmen  wird,  worunter  insbesondere  eine  in  Krain  erscheinende 
Zeitung  enthalten  sein  soll. 

II.  Titel. 

Gesellschaftscapital. 
§  8. 

Das  Gesellschaftscapital  der  Unterkrainer  Bahnen  besteht  aus 
31.000  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Stammactien  k  100  fl. 
ö.  W.  im  Gesammtbetrage  von  ö.  W.  fl.  3,100.000,  d.  i.  drei  Millionen 
einmalhundert  Tausend  Gulden  österreichischer  Währung,  von  welchen 
6000  Stück  im  Nominalbetrage  von  fl.  600.000,  d.  i.  sechshundert 
Tausend  Gulden  österreichischer  Währung,  von  den  Interessenten  zu 
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zeichnen  und  zum  Paricourie  einzuzahlen  sind,  während  die  übrigen 
25.000  Stück  Stammactien  im  Nominalbetrage  von  6.  W.  fl.  2,500.000, 
d.  i.  iwei  Millionen  fünfhundert  Taueend  Gulden  österreichischer 
Währung,  welche  späterhin  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  6.  Juni  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  118,  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung al  pari  übernommen  werden  sollen  und  welche  vollkommen 
gleiche  Rechte  mit  den  von  den  Interessenten  su  übernehmenden 
6000  Stammactien  gemessen  (§  85),  zunächst  von  den  Concessionären 
der  Unterkrainer  Bahnen  (§  1)  zu  zeichnen  und  einzuzahlen  sind. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  festsetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  von  der 
Ertheilung  der  Allerhöchsten  Concession  für  die  im  §  1  bezeichnete 
Eisenbahn  an  gerechnet  (d.  i.  bis  1.  December  1966)  zurückzuzahlen 
sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  fl.  7,000.000,  d.  i.  sieben  Mit« 
lionen  Gulden  österreichischer  Währung  in  Noten  auszugeben. 

Die  Begebung  dieser  Prioritätsobligationen  soll  nur  in  dem  Um- 
fange stattfinden,  dasa  durch  den  Erlös  derselben  zuzüglich  des  Stamm- 
actiencapitales  die  Kosten  für  die  Herstellung  der  im  §  1  bezeichneten 
Linien  inclusive  Intercalarzinsen,  dann  die  Escomptirungskosten,  die 
Kosten  der  Constituirung  der  Gesellschaft  und  alle  Verwaltungsaus- 
lagen  bis  zur  Betriebseröffnung,  endlich  die  Dotirung  des  Specialreserve- 
fondes  (§  48)  mit  dem  Betrage  von  fl.  100.000,  d.  i.  einhundert 
Tausend  Gulden  österreichischer  Währung  gedeckt  werden. 

Bei  der  Begebung  dieser  Prioritätsobligationen  ist  demnach  jener 
Theilbetrag  auszuscheiden,  welcher  zur  Bestreitung  der  vorstehenden 
Auslagen  voraussichtlich  nicht  erforderlich  sein  wird.  Derselbe  ist  vor- 
läufig in  einen  allgemeinen  Reservefond  zu  hinterlegen,  welcher  nach 
Bestreitung  vorstehender  Auslagen  wieder  aufzulösen  ist.  Die  sonach 
übrigbleibenden  Prioritätsobligationen  sind  von  der  Begebung  ausge- 
schlossen und  gelten  für  amortisirt. 

§  9- 

Nach  erfolgter  Leistung  der  ersten  Einzahlung,  welche  im  Sinne 
des  §  5  40  Percent  des  Nominalbetrages  der  von  den  Interessenten 
übernommenen  6000  Stammactien  (§  8)  gleichkommt,  erfolgen  die  Ein- 
zahlungen der  weiteren  60  Percent  auf  diese  Actien  über  Beschluss 
des  Verwaltungsrathes  in  drei  Monatsraten  zu  je  20  Percent  vom  Tage 
der  constituirenden  Generalversammlung  an  gerechnet. 

Die  Actienzeichner  sind  jedoch  berechtigt,  die  von  ihnen  gezeich- 
neten Actien  jederzeit  voll  einzuzahlen. 

Die  Einzahlungen  auf  die  vorgedachten,  von  den  Interessenten 
zu  übernehmenden  Actien  können  auch  mittelst  saldirter  Facturen  über 
Lieferung  von  BrUckenconstructions-,  Oberbau-  und  Einrichtungsmaterial 
oder  mittelst  sonstiger  Lieferungen,  Leistungen  und  Arbeiten  nachge- 
wiesen werden,  jedoch  nur  bis  zur  Höhe  der  Preise,  wie  solche  in  dem 
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vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigten  Kostenvoranschlage  fest- 
gesetzt sind. 

§  10. 

Die  Termine  and  Theilbeträge  für  die  Einzahlungen  auf  die  nach 
§  8  von  den  Concessionären  zu  zeichnenden  und  späterhin  von  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  zu  Ubernebmenden  25.000  Stammactien  werden 
vom  Verwaltungarathe  der  Gesellschaft  im  Einvernehmen  mit  der  k,  k. 
Staatsverwaltung  nach  Massgabe  des  Erfordernisses  für  den  Bahnbau 
festgesetzt. 

§  11- 

Nach  Leistung  der  ersten  Einzahlung  (§§  5  und  10)  werden  den 
Actienzeichnern  nach  dem  beigeschlossenen  Formulare  1  auszufertigende, 
auf  Namen  lautende  Interimsscheine,  auf  welchen  später  die  Leistung 
der  weiteren  Einzahlungen  zu  bestätigen  ist,  ausgefolgt. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  werden  die  Interims- 
Scheine  gegen  die  entsprechenden  Actien  umgetauscht. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  Überdies  ist  der  Verwaltungsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221  H.  6.  B.  vorgeschriebenen 
Aufforderungen  die  säumigen  Actienzeichner  ihrer  Rechte  für  verlustig 
und  die  ausgegebenen  Interimsscheine  für  verfallen  zu  erklären,  sowie 
an  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsscheine  unter  denselben  Nummern 
auszugeben. 

§  12. 

Die  Stammactien  werden  mit  fortlaufenden  Nummern  nach  dem 
beiliegenden  Formulare  2  ausgefertigt  und  mit  Coupons  und  Talons 
nach  den  Formularen  3  und  4  versehen. 

§  13. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actio  nur  ein  Eigentümer  anerkannt. 

Jede  Actie  giebt  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieser  Statuten 
das  Recht  auf  den  verhältnissmassigen  Antheil  an  dem  Vermögen  der 
Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unternehmung. 

Die  Actionäre  sind  nicht  berechtigt,  den  eingezahlten  Betrag  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  zurückzufordern. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actien  der  Gesellschaft  ist  die  Unter- 
werfung unter  die  Gesellscbaftsstatuten  verbunden. 

§  H. 

Im  Falle  nothwendiger  Vervollständigungsbauten  und  Investitionen 
für  die  Eisenbahnunternehmung,  insoweit  dieselben  nicht  aus  dem 
Reservefonde  (§  48)  bestritten  werden,  ist  die  Gesellschaft  berechtigt, 
nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjabres  über  Antrag  des  Verwaltungs- 
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rathes  und  Beschluss  der  Generalversammlung,  jedoch  vorbehaltlich  der 
staatlichen  Genehmigung  (§  37,  Punkt  7)  daa  im  §  8  festgesetzte 
Gesellschaftscapital  durch  Ausgabe  weiterer  Actien  (Stamm-  oder 
Prioritätsactien)  entsprechend  zu  erhöhen.  Jede  Erhöhung  des  Actien- 
capitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte  anzuzeigen. 

§  15. 

Sowohl  die  Prioritätsobligationen  (§  8,  Abs.  2),  als  die  Stamm- 
actien  (§  8,  Abs.  l)  werden  im  Wege  der  Verlosung  nach  Massgabe 
eines  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Tilguugsplanes  inner- 
halb der  Concessionsdauer  amortisirt. 

Hinsichtlich  der  Prioritätsobligationen  behält  sich  die  Gesellschaft 
jedoch  vor,  mit  staatlicher  Genehmigung  in  einem  oder  dem  anderen 
Jahre  auch  eine  grössere  Anzahl  von  Obligationen  als  nach  dem  Tilgungs- 
plane vorgesehen  ist,  zur  Rückzahlung  zu  bringen. 

Mit  der  Tilgung  der  Stammactien  kann  erst  nach  erfolgter  Tilgung 
£ämmtlicher  Prioritätsobligationen  begonnen  werden. 

§  16. 

Das  Land  Krain  leistet  auf  Grund  des  Landefgesetzes  vom  4.  März 
1891  (krainieches  Landesgesetzblatt  Nr.  6  ex  1891)  für  das  Erträgniss 
der  Unterkrainer  Bahnen  während  der  Zeit  von  der  Betriebgeröffnung 
bis  zum  Ablaufe  des  75.  Concessionsjahres  eine  Garantie  im  Jahres  - 
betrage  von  296.953  fl.,  d.  i.  zweihundertsechsundneunzig  Tausend  neun 
Hundert  dreiundfünfzig  Gulden  ö.  W.,  entsprechend  dem  Erfordernisse 
für  die  4percentige  Verzinsung  und  die  Amortisation  des  im  §  8  er- 
wähnten  Prioritätsanlehens. 

Eine  Einschränkung  dieser  Garantieverpflichtung  des  Landes  Krain 
findet  in  dem  Falle  statt,  als  nicht  alle  Obligationen  dieses  Anlehens 
wirklich  ausgegeben  werden  sollten  (§  8),  in  welchem  Falle  sich  sodann 
die  Garantie  des  Landes  Krain  auf  das  Erforderniss  für  die  Verzinsung 
der  thatsäcUlich  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  und  die  Tilgung 
derselben  nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  beschränkt. 

Eine  weitere  Einschränkung  obiger  Garantieverpflichtung  findet 
insofern  statt,  als  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  §  48  das 
Erträgniss  des  Reservefondes  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
zur  Deckung  eines  eventuellen  Abganges  an  dem  Erfordernisse  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  des  Prioritätencapitales  herangezogen  werden  kann. 

III.  Titel. 

Verwaltungsrath. 
§  17. 

Die  Actiengesellschaft  wird  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241 
H.  G.  B.  durch  den  Verwaltungsrath  vertreten ;  die  Zahl  der  Mitglieder 
dea  Verwaltuogsrathes  wird  auf  zehn,  höchstens  zwölf,  festgesetzt. 
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Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  österreichische 
Staatsbürger  sein  und  im  Gebiete  der  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  ihren  Wohnsitz  haben. 

Dem  k.  k.  Handelsminister  steht  das  Recht  zu,  zwei  Mitglieder 
des  Verwaltungsrathes  zu  ernennen.  In  gleicher  Weise  bat  der  krainische 
LandesansdchuaB,  mit  Rücksicht  auf  die  vom  Lande  Krain  laut  §  16 
der  Statuten  Übernommene  Garantieverpflichtung  fttr  die  Dauer  der 
letzteren  das  Recht,  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  zu  ernennen. 

Desgleichen  steht  der  Krainischen  Sparcasse  in  Laibach  auf  Grund 
des  von  ihr  mit  den  Concessionären  abgeschlossenen  Uebereinkommens 
vom  29./31.  December  1891  in  Betreff  der  kauflichen  Uebernahme 
(Erwerbung)  der  im  §  8  gedachten  Prioritätsobligationen  insolange  das 
Recht  zu,  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  zu  ernennen,  als  sie 
sich  im  Besitze  von  mindestens  der  Hälfte  dieser  Prioritäten  befindet. 

Endlich  steht  noch  der  Trifailer  Kohlenwerksgesellschaft  auf  Grand 
des  mit  den  Concessionären  abgeschlossenen  Vertrages  vom  21.  April 
1892  das  Recht  zu,  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  zu  ernennen. 

Auf  die  nach  Vorstehendem  ernannten  sieben  Mitglieder,  welche 
in  die  oben  festgesetzte  Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder  einzurechnen 
sind,  finden  die  Bestimmungen  der  §§18  bis  einschliesslich  20  dieser 
Statuten  keine  Anwendung. 

§  18. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  —  mit  Ausnahme 
der  im  §  17  gedachten  sieben  Mitglieder  —  für  das  erste  Geschäfts- 
jahr (§  46),  beziehungsweise  bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalver- 
sammlung von  der  constituirenden  Generalversammlung  (§  43),  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  durch  die  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von 
je  drei  Jahren,  gewählt. 

Jedes  Jahr  tritt  der  dritte  Theil  der  gewählten  Mitglieder  und 
nach  Ablauf  des  je  dritten  Jahres  der  verbleibende  Rest  derselben  aus. 

So  lange  bis  sich  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functions- 
dauer  gebildet  hat,  werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 
Die  zum  Austritte  Bestimmten  können  wieder  gewählt  werden. 

§  19- 

Der  Verwaltungsrath  ist  berechtigt,  im  Falle  Ablebens  oder  Aus- 
trittes eines  gewählten  Mitgliedes  dessen  Stelle  für  die  noch  Übrige 
Functionsdauer  durch  Cooptation  provisorisch  zu  besetzen.  Die  defiuitive 
Wahl  erfolgt  in  der  ersten  darauf  einberufenen  ordentlichen  General- 
versammlung. 

Das  durch  Cooptation,  respective  Neuwahl  gewählte  Mitglied  tritt 
rücksichtlich  seiner  Functionsdauer  an  die  Stelle  des  ausgeschiedenen 
Mitgliedes 
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§  20. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  bat  für  die  Dauer 
seiner  Function  25  (fünfundzwanzig)  Actien  der  Gesellschaft  sammt 
den  dazu  gehörigen,  nicht  fälligen  Coupons  bei  der  Gesellschaft  al* 
Caution  zu  hinterlegen,  welche  während  seiner  Function  und  nach 
deren  Aufhören  bis  zur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen 
Rechnungen  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden  dürfen. 

Erst  nach  Erlag  dieser  Actien  kann  das  Mitglied  seine  Function 
antreten. 

Der  Nichterlag  dieser  25  Stück  Actien  binnen  14  Tagen  nach 
bekanntgegebener  Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

§  21. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
und  einen  Vicepräsidenten  auf  die  Dauer  eines  Jahres.  Im  Falle  der 
Verhinderung  dieser  beiden  Functionäre  führt  ein  vom  Verwaltuugsrathe 
ad  hoc  zu  bestimmendes  Mitglied  den  Vorsitz  in  der  betreffenden  Sitzung. 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  sind  nach  Ablauf  ihrer 
Functionsdauer  wieder  wählbar. 

§  22. 

• 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  über  Einladung 
des  Präsidenten  oder  Vicepräsidenten  (§21)  so  oft  es  die  Geschäfte 
erfordern  oder  auch  auf  Verlangen  von  fttuf  Mitgliedern. 

§  23. 

Zur  Beschlussfälligkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  Ordnung*- 
massige,  schriftliche  Einladung  aller  Mitglieder  und  die  Anwesenheit  aer 
Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder  erforderlich. 

Die  Mitglieder  können  sich  in  ihrer  Abwesenheit  durch  ein  anderes 
Mitglied  vertreten  lassen. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  jedoch  nur  eine  Ver- 
tretungsvollmacht Ubernehmen. 

§  24. 

Der  Verwaltungsrath  der  Gesellschaft  ist  mit  der  obersten  Leitung 
aller  Geschäfte  der  Gesellschaft  betraut.  Er  vertritt  die  Gesellschaft 
im  Sinne  des  Handelsgesetzbuches  und  ist  auch  mit  allen  jenen  Befug- 
nissen betraut,  zu  welchen  eine  besondere  Vollmacht  gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft  und  die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der 
Gesellschaft,  wie  auch  die  Festsetzung  der  der  staatlichen  Genehmigung 
unterliegenden  Dienstordnung  (§  26)  zu. 

Er  entscheidet  überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdittck- 
lieh  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 
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Der  Verwalt Ungerath  ernennt,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des 
Art.  231  H.  G.  B.,  au*  seiner  Mitte  ein  ans  fünf  Mitgliedern  bestehen- 
des Executivcomite,  welchem  je  eines  der  vom  Staate,  vom  Lande  Krain 
und  von  der  Krainiscben  Sparcasse  ernannten  Mitglieder,  dann  das  von 
der  Trifailer  Kohlenwerksgesellschaft  ernannte  Mitglied  und  ein  ge- 
wähltes Mitglied  anzugehören  hat. 

Der  Verwaltungsratb  kann  überdies  unbeschadet  der  Bestimmungen 
Her  Art.  231  und  234  H.  O.  B.  durch  eiue  Specialvollmacht  die  Aus- 
übung seiner  Befugnisse  an  Beamte  der  Gesellschaft  oder  an  sonstige 
Bevollmächtigte  hinsichtlich  bestimmter  Geschäfte  oder  bestimmter  Arten 
von  Geschäften  oder  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  übertragen. 

Durch  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  und  jene  der  §§  25 
und  26  werden  die  aus  dem  auf  Concessionsdauer  geschlossenen  Betriebs- 
vertrage hervorgehenden  Rechte  der  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung 
in  keiner  Weise  beiührt. 

§  25. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung  unbeschadet 
Her  Bestimmungen  der  Art.  231  und  234  H.  G.  B  ;  ebenso  bestimmt 
er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstvergehen,  wie  auch 
die  etwaige  Suspension  und  Entlassung  der  Beamten  und  Diener  der 
Gesellschaft  zu. 

§  26. 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie  Überhaupt 
im  Dienste  der  Babnunternehmung  dürfen  als  Directoren,  Beamte,  Unter- 
heamte  oder  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer 
Eigenschaft  —  nur  solche  Personen  verweudet  werden,  welche  die 
Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  Österreichisch  - 
ungarischen  Monarchie  besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes,  insoweit  dieser  nicht  von 
<ler  k.  k.  Generaldirect'on  der  österreichischen  Staatsbahnen  besorgt  wird, 
berufene  Director  bedarf  der  Bestätigung  de«  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eiseubahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlats  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  sind  in  die  Dienstordnung 
(§  24)  aufzunehmen. 

§  27. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltungsratb  es  werden  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefasst,  der  Vorsitzende  giebt  seine  Stimme  wie  jedes  andere 
Mitglied  ab.  Bei  gleicbgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 
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Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt, 
eo  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zn  wählenden 
in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los 

§  28. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
Aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zn 
unterzeichnen  sind. 

§  29. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  einem  directen  Ver- 
tragsverhältnisse  als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesell 
eebaft  steht,  wer  in  Concur6  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt 
hat,  ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines 
Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergebens  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden 
ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Functions 
dauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

IV.  Titel. 

Generalversammlung. 
§  30. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  hat  die  den  Actionären  zustehenden  Rechte  auszuüben. 

Ihre  Statuten  massigen  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

§  31. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb  der 
dem  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  folgenden  sechs  Monate  über  Ein- 
berufung des  Verwaltungsrathes  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  werden  vom  Verwaltunga- 
rathe  einberufen,  und  zwar  nach  dessen  Ermessen  oder  Über  Beschluss 
einer  Generalversammlung  oder  endlich,  wenn  solche  von  einem  oder 
mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Tbeil  des  noch 
nicht  amortisitten  Actiencapitales  repräsentirt,  beantragt  werden. 

Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  erforder- 
liche Actienzabl  bei  der  Gcsellschaftscassa  oder  an  einer  anderen  vom 
Verwaltungsrathe  zu  bezeichnenden  Depotstelle  zu  hinterlegen,  beziehungs- 
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weise  in  Gemässheit  der  BestimmuDg  im  §  33,  Abs.  2,  auszuweisen  und 
gleichzeitig  in  eiuer  schriftlichen  Eingabe  den  Gegenstand  und  die 
Gründe  anzugeben,  welche  den  Anlass  zu  dem  gestellten  Begebren  bilden. 

§  32. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  müssen  in  der  Einberufungskundmachucg  (§  7)  die  zur 
Verhandlung  bestimmten  Gegenstände  der  Generalversammlung  zur  all- 
gemeinen Kenntniss  gebracht  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  ActionäreD, 
•iie  ihr  Stimmrecht  gehörig  nachweisen  (§  33),  wenigstens  30  Tage  vor 
Einberufung  der  Generalversammlung  beim  Ver waltun gsratbe  schriftlich 
angemeldet  worden  sind. 

Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Einberufungs- 
kundmachung nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht  gefasst 
werden. 

Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung  oder  Verlaut- 
barung beschlossen  werden. 

§  33. 

Zur  Theilnabme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Actien  berechtigt,  welcher  mindestens  zehn  Stück  Actien  spätestens 
acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmä9sig  einberufenen  General- 
versammlung in  die  Gesellschaftscasse  oder  an  einer  anderen  in  der 
Einberufungskundmacbung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Staates,  der  Krainischen  Sparcasse 
und  der  Trifailer  Kohlenwerksgesellschaft  befindlichen  Actien  genügt 
an  Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  entsprechenden  Be- 
scheinigung der  Gasse,  bei  welcher  die  Actien  aufbewahrt  werden. 

§  34. 

Je  zehn  Stück  Actien  gewähren  dem  Inhaber  Eine  Stimme. 

§  35. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
ausgeübt  werden. 

Als  Bevollmächtigter  kann  nur  der  bestellt  werden,  welcher  selbst 
zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  berechtigt  ist. 

Nur  Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  üben  das  Stimm- 
recht durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutenmässigen  Ver- 
treter, Frauen  durch  ihre  Bevollmächtigten  aus,  wenn  dieselben  auch 
nicht  stimmberechtigte  Actionäre  sind. 
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Die  Art  und  Weise  der  Ausübung  des  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
anstehenden  Stimmrechtes  bleibt  dem  Ermessen  derselben  Überlassen 
und  darf  eine  Beschränkung  des  Stimmrechtes  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
auf  eine  Maxiroalstimtnenzabl  nicht  stattfinden  (§  6,  Absats  l). 

§  30. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  und  in  dessen  Verhinderung  der  Vicepräsident,  bei 
Verhinderung  dieser  beiden  Functionäre  ein  vom  Verwaltungsrath«* 
hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

§  37. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten: 

1.  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
fassung  Uber  denselben; 

2.  die  Bestimmung  der  Zahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (§§  17  bi<  19); 

3.  die  Genehmigung  der  Jahresrechnuug  und  Beschlussfassung 
Uber  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  47); 

4.  die  Beschlussfassung  über  Aendeiung  der  Statuten; 

5.  die  Beachlussfassung  Uber  die  Veräusserung  der  der  Gesell- 
schaft gehörigen  Linien; 

ti.  die  BeschlusBfassung  Uber  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und 
zwar  auch  im  Falle  einer  Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen 
Gesellschaft  (Art.  215  H.  G.  B.); 

7.  die  Beschlussfassuug  über  Erhöhung  des  im  §  8  festgesetzten 
Anlagecapitales  (§  14); 

8.  die  Wahl  eines  Revisionsausschusses  zur  Prüfung  der  Bilanz 

9.  die  Festsetzung  der  Höhe  der  Entlohnung  des  Executivcomit^s. 
Beschlüsse  über  die  in  den  vorliegenden  ZZ.  4  bis  inclusive  7 

augeführten  Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung. 

§  38. 

Zur  Bescblussfähigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  zehn  Actionären  erforderlich,  welche  im 
eigenen  oder  Vollmachtsnameu  wenigstens  den  vierten  Theil  des  ge- 
sammten,  noch  nicht  amortisirten  Actiencapttales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  37  unter  ZZ.  4  bis  inclusive  7  angeführten 
Gegenstände  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden,  wenn 
hei  Anwesenheit  von  wenigstens  zehn  Actionären  mindestens  die  Hälfte 
des  gesammten  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  39. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  §  38  beschlussfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine  neue  General- 
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Versammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin 
einzuberufen,  in  welcher  Uber  die  in  der  Kundmachung  der  früheren 
Generalversammlung  angeführten  Gegenstände  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Höbe  des  durch  sie  ver- 
tretenen Actienrapitales  giltige  Beschlüsse  gefasst  werden  können,  was 
iu  der  Einher  ufungskundmacbung  ausdrücklich  angeführt  werden  muas. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  der  Abhaltung  der 
Generalversammlung  kann  für  dieaen  Fall  auf  acht  Tage  beschränkt 
werden. 

Die  Deponirung  der  Actien  (§  33)  hat  in  diesem  Falle  spätestens 
fünf  Tage  vor  dem  Zusammentritte  dieser  neuen  Generalversammlung 
zu  erfolgen. 

§  40. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  in  der  Regel 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst ;  bei  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Die  im  §  37,  ZZ.  4  bis  inclusive  7,  angeführten  Beschlüsse  be- 
dürfen zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei  Dritteln  der  ver- 
tretenen Stimmen. 

§  41. 

Alle  Wablen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst 
Stimmzetteln  vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten 
haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Ergiebt  sich  in  der  engeren  Wahl  gleiche  Stimmenzahl,  so  ist 
derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden  General- 
versammlung einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen  bat. 

Bei  gleichem  Actienbesitze  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  42. 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer.  Zu  Scrutatoren,  welche  zugleich  als  Protokoll- 
verificatoren  zu  fungiren  haben,  beruft  der  Vorsitzende  jene  zwei  der 
anwesenden  Actionäre,  welche  die  meisten  Actien  für  diese  General- 
versammlung deponirt  haben,  und  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  sind. 

Im  Falle  der  Ablehnung  treten  an  die  Stelle  der  Abiebnenden 
io  diese  Function  die  anwesenden,  nicht  dem  Verwaltungsrathe  an- 
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gehörenden  Actionäre  in  der  Heiheufolge  der  Grösse  ihre«  durch  den 
Erlag  für  diese  Generalversammlung  ausgewiesenen  Actienbesitzee. 

Bei  Gleichheit  dieses  Actienbesitzes  entscheidet  das  Los. 

Ueber  die  Verhandlungen  wird  ein  Protokoll   geführt,  welches 
vom  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den  Scrutatoren  in  unter 
zeichnen  ist 

§  43. 

Die  Einberufung  der  conatituirenden  Generalversammlung  erfolgt 
durch  die  Concessionäre,  reepective  deren  Vollmachtträger. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Statuten,  welche  sich  auf  den  Erlag  der  Actien  und  den  Vorsitz  be- 
ziehen, keine  Anwendung. 

Die  Einberufung  hat  spätestens  acht  Tage  vor  der  Abhaltung 
dieser  Generalversammlung  zu  erfolgen;  die  Stimmberechtigung  richtet 
sich  bei  dieser  Generalversammlung  nach  der  Anzahl  der  gezeichneten 
Actien  und  gewähren  je  zehn  Stück  dem  Zeichner  eine  Stimme  (§  34). 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung,  welche  in  Wien  zu- 
sammentritt, wählt  —  so  weit  nicht  die  Ernennung  platzgreift  (§  17) 
—  für  das  erste  Geschäftsjahr  (§  46)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
den  Verwaltungsrath,  welcher  ungesäumt  die  handelsgerichtlicbe  Pro- 
tokollirung  der  Firma  zu  erwirken  hat,  sowie  einen  Bevisionsausschuss 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  §  44;  sie  hat  überhaupt  alle 
Befugnisse,  welche  nach  §  37  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

In  dieser  constituirenden  Generalversammlung  ist  die  nach  §  5 
erforderliche  Einzahlung  auf  das  Actiencapital  nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

V.  Titel. 

Revisionsausschuss. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschaftsrechnnngen  bestellte  Revisions- 
ausschuss besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmännern,  welche 
alljährlich  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  dem  Ver- 
waltungsrathe  nicht  angehörenden,  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden.  Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines 
Mitgliedes  des  Revisionsausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der 
Stimmen,  welche  sie  bei  der  Wahl  erhalten  haben,  in  Function.  Bei 
gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  das  Los. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  werden  die  Revisoren  und 
deren  Ersatzmänner  von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt. 
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Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses,  sowie  die  Ersatzmänner 
sollen  womöglich  ihren  ordentlichen  Wohositz  in  Wien  haben. 

§  45. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Hehufe  berechtigten  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  zu  ver- 
langen und  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen  und 
über  seine  Wahrnehmungen  schriftlich  Bericht  zu  erstatten. 

VI.  Titel. 

Jahresrechnung,  Gewinnverwendung,  Specialreservefond. 

§  46. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  stets  am  1.  Jänner 
und  endet  am  31.  December. 

Als  erstes  Geschäftsjahr  hat  der  Zeitraum  vom  Tage  der  Consti- 
tuirung  der  Gesellschaft  bis  zum  81.  December  des  Betriebseröffnunge- 
jahres  zu  gelten. 

§  47. 

Die  Rechnungen  werden  mit  31.  December  jeden  Jahres  ab- 
geschlossen und  dem  Revisionsausschusse  zur  Prüfung  vorgelegt. 

Aus  den  Einnahmen  sind  nach  Massgabe  ihrer  Zulanglichkeit  in 
nachstehender  Reihenfolge  zu  decken: 

1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Verwaltungsauslagen  nach  Mass- 
gabe des  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  geschlossenen  Betriebs- 
vertrages ; 

2.  die  Zinsen  und  die  planmäßige  Amortisationsquote  für  die  im 
§  8,  Abs.  2,  erwähnten  Prioritätsobligationen; 

3.  die  fälligen,  laufenden  oder  rückständigen  4percentigen  Zinsen 
für  die  eventuell  vom  Lande  Krain  auf  Grund  der  übernommenen 
Reinertragsgarantie  (§  16)  geleisteten  Zuschüsse; 

4.  die  Rückzahlungen  der  eben  gedachten  (Z.  3)  etwaigen  Zu- 
schüsse; 

5.  die  Zinsen  und  Amortisationsquoten  für  etwaige  mit  Ge- 
nehmigung der  k.  k,  Staatsverwaltung  contrahirte,  schwebende  Schulden; 

6.  die  für  die  Amortisation  der  Actien  nach  dem  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  (§  15)  erforderliche 
Quote ; 

7.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  5  Percent  an  die  noch 
nicht  amortisirten  Actien. 

Der  nach  Bedeckung  obiger  Erfordernisse  (ZZ.  1  bis  7)  etwa 
noch  erübrigende  Betrag  wird  dem  Specialreservefonde  (§  48)  zu- 
gewendet. 
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Die  vorstehende  Reibenfolge  der  Einnahmenverwendung  erleidet 
nur  im  Falle  der  vollständig-  erfolgten  planmassigen  Amortisation  der 
im  §  8,  Abs.  2,  erwähnten  Prioritätsobligationen  insofern  eine 
Aendernng,  als  sodann  die  Verzinsung  nnd  Amoitisation  der  unter 
Z.  5  gedachten  schwebenden  Schulden,  dann  die  Amortisation  der 
Actien  (Z.  6)  der  Beiicbtigung  der  Garaotieschuld  (ZZ.  3  und  4) 
vorauszugehen  haben. 

§  48. 

Dem  Specialreservefonde  (§  8)  sind  ausser  der  Dotirung  von 
1O0.000  fl.,  welche  entweder  in  Barem,  oder  durch  Zuweisung  eines 
einsprechenden  Nominalbetrages  der  Prioritätsobligationen  zu  erfolgen 
hat,  die  nach  §  47  sich  ergebenden  Ertragsüberschüsse,  sowie  die  ver- 
fallenen Zinsen  und  Dividenden  (§  49)  zuzuwenden. 

Der  Specialreservefond,  unbeschadet  der  Bestimmung  im  Art.  IV 
des  krainiseben  Landesgesetzes  vom  4.  März  1891,  L.  G.  Bl.  Nr.  6, 
bat  zu  Erweiterungsbauten,  Reconsiructionen,  Anschaffungen  Und  zu 
sonstigen  Investitionen  für  die  im  §  1  bezeichneten  Unterkrainer  Bahnen 
zu  dienen. 

Die  ErtiägnisBe  des  Specialreservefondes  sind  im  Allgemeinen 
diesem  selbst  gutzubringen;  dieselben  können  jedoch  mit  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  der  sonst  laut  §  16  dem  Lande  Krain 
aus  dem  Titel  der  Reingewinugarantie  obliegenden  Deckung  eines  even- 
tuellen Abganges  an  dem  Erfordernisse  für  die  Verzinsung  und  Tilgung 
der  im  §  8  erwähnten  Obligationen  herangezogen  werden. 

§  49. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  für  die  Stammactien  findet  nach- 
hinein am  1.  Juli  des  dem  bezüglichen  Geschäftsjahre  folgenden 
Jahres  statt. 

Die  Einlösung  der  amortisirten,  gesellschaftlichen  Titres  (§  15), 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  der  Prioritätsobligationen  und  der  Actien- 
dividenden  erfolgt  bei  der  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten 
Zahlstelle. 

Alle  Prioritätenzinsen  und  Actieodividenden,  welche  nicht  binnen 
drei  Jahren  nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  zu  Gunsten 
des  Specialreservefondes. 

VII.  Titel. 

Schlussbestimmungen. 
§  50. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversammlung 
die  Modalitäten  der  Liquidation  zu  nonniren  und  die  Liquidatoren  zu 
wählen. 
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Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab» 
wicklung  der  Geschäfte  und  sind  berechtigt,  mit  Genehmigung  der 
Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung  alle  Rechte  und 
Pflichten  der  Gesellschaft  auf  andere  zu  übertragen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  über  den 
Revisionsausschues  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis 
/ur  Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  daes 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

Im  Uebrigen  und  insoweit  die  Generalversammlung  keine  be- 
sonderen Beschlüsse  fasst,  gelten  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches II.  Buch,  III.  Titel,  IV.  Abschnitt. 

§  51. 

Das  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandene  Vermögen  der  Ge 
Seilschaft  wird  in  nachstehender  Reihenfolge  verwendet: 

1.  zur  Rückzahlung  der  etwa  noch  nicht  amortisirten,  im  §  8 
erwähnten  Prioritätsobligationen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben 
nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt; 

2.  zur  Rückzahlung   der  etwa  vom  Lande  Krain   auf  Grund  der 
übernommenen  Reinertragsgarantie  (§  16)  geleisteten  ausständigen  Zu 
scbüsse  sammt  Zinsen,  endlich 

3.  zur  Rückzahlung  etwaiger,  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung aufgenommener  schwebender  Schulden  (§  47,  Z.  5); 

4.  der  verbleibende  Rest  wird  auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte 
Stammactien  gleicbmässig  vertheilt. 

Im  Falle  die  Auflösung  der  Gesellschaft  in  Folge  des  Ablaufes 
(§  6)  der  im  §  1  erwähnten  Allerhöchsten  Concession  erfolgt,  erleidet 
die  vorstehende  Reiben  folge  in  der  Vertheilung  des  Gesellschaftsver- 
mögens  insofern  eine  Abänderung  als  sodann  die  Rückzahlung  der  ob- 
gedachten  schwebenden  Schulden  (Z.  3),  sowie  die  Kückzahlungen  auf 
<iie  noch  nicht  verlosten  Stammactien  (Z.  4)  der  Berichtigung  der 
Garantieschuld  (Z.  2)  vorausgehen. 

§  52. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässbeit  der  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  16.  December  1891,  R.  G.  Bl. 
Nr.  9  ex  1892,  aus. 

Insbesondere  hat  hienach  der  landesfürBtliche  Commissär  das 
Recht,  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  Executivcomite'e 
(§  24),  sowie  den  Generalversammlungen  beizuwohnen  und  solche  Be- 
schlüsse und  Verfügungen,  welche  derselbe  als  der  Concessionsurkunde, 
den  Statuten  oder  den  allgemeinen  Gesetzen  zuwider  laufend,  be- 
ziehungsweise den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu  sistiren. 
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Der  landesfürstliche  Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch  gegen 
solche  Beschlösse  und  Verfügungen  des  Verwaltungsrathes,  des  ob- 
gedachten  Executivcomite*  und  der  Generalversammlung,  welche  ihm 
gegen  die  aus  der  Betheiligung  des  Staatsschatzes  an  der  Geld- 
beschaffung für  die  Unterkrainer  Bahnen  hervorgehenden,  finanziellen 
Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  Einsprache  «u  erheben 
und  deren  Ausführung  zu  sistiren;  jedoch  hat  derselbe  in  diesem  Falle 
sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholeu, 
welche  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll.  Für  die  hier  festgesetzte 
Ueberwachung  der  Bahnunternehmung  hat  die  Gesellschaft,  im  Hin- 
blicke auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast,  eine  jährliche  Pauschal- 
Vergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  58. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  54. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten, 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  ge 
diente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  9091. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  30.  April  1892.  Taafle  m.  p. 
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Dd.  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien. 

1.  Gesetz  vom  18.  Juli  1802,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 
betreffend  die  Ausführung  Öffentlicher  Verkehrsanlagen  in  Wien. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  beiliegende,  von  der  Regierung  mit  dem  Lande  Oesterreich 
unter  der  Euns  und  der  Gemeinde  Wien  vereinbarte  Programm  für  die 
finanzielle  Sicheistellung  und  die  Ausführung  der  nachstehenden  grossen 
Verkehrsanlagen  in  Wien,  und  zwar: 

1.  der  Wiener  Stadtbahn; 

2.  der  Regulirung  des  Wienflasses  unter  gleichseitiger  Anlage- 
beiderseitiger  Sammelcanäle; 

3.  der  Anlage  von  Hauptsammelcanälen  beiderseits  desDonaucanales; 

4.  der  Umwandlung  des  Donaucanales  in  einen  gegen  grössere 
Hochwasser  geschützten  Handels-  und  Winterhafen, 

wird  unbeschadet  jener  Aenderungen  genehmigt,  welche  von  den  com- 
pctenten  Organen  als  nothwendig  erkannt  werden  und  die  gesetzlich 
bestimmten  Maximalkosten  nicht  übersteigen. 

Artikel  II. 

Der  Staat  betheiligt  sich  nach  Massgabe  des  genehmigten  Pro- 
grammes  an  der  Ausführung  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Verkehrs- 
arten und  dem  hiefür  zu  bildenden  Fonde,  und  zwar  an  der  Ver- 
ziusung  und  Tilgung  des  von  der  „Commission  für  Verkehrsanlagen  in 
Wien"  aufzunehmenden,  mit  höchstens  4  Percent  verzinslichen  und  inner 
halb  längstens  90  Jahren  rückzahlbaren  Anlehens: 

a)  bezüglich  der  Hauptbahnen  der  Stadtbahn  mit  87-5  Percent; 

l)  bezüglich  der  Localbahnen,   wenn  für  dieselben  nicht  die  Con- 

cession  an    eice  Privatunternehmung  ertheilt  werden  sollte,  mit 

85  Percent; 
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c)  bezüglich  der  Hauptsammelcanäle  längs  des  DonaucanaleB  mit 
5  Percent; 

d)  bezüglich  der  Umwandlang  des  DonaucanaleB  in  einen  Handele- 
und  Winterhafen  mit  *J6*/,,  Percent; 

ej  bezüglich  der  Wienflussregulirung  übernimmt  der  Staat  vom 
1.  Jänner  1898  angefangen  die  Verzinsung  und  Tilgung  eines 
Nominalbetrages  von  5,000.000  fl.  des  obigen  Anlehens. 

Die  Betheiligung  des  Staates  erfolgt  unter  der  Bedingung, 
das a  dem  Programme  von  Seite  des  Landes  Oesterreich  unter  der 
Enns  und  der  Gemeinde  Wien  unter  Uebernahme  der  daselbst 
festgesetzten  Beitragsleistungen  des  Landes  und  der  Gemeinde 
zugestimmt  werde. 

VgrK  ad  b  Punkt  1  de»  Beschlusses  der  Commission  fHr  Verkehrsanlagen 
in  Wien  am  16.  Janner  1891  (Doc.  6). 

Artikel  III. 

Die  Regierung  wird  dem  gern  aas  ermächtigt,  die  im  Artikel  II 
festgesetzte  Beitragsleiatung  des  Staates  zu  den  Kosten  der  im  Artikel  I 
genannten  Verkehrsanlagen  im  Wege  eines  mit  dem  niederösterreichischeu 
Landesausschusse  und  der  Gemeinde  Wien,  beziehungsweise  mit  der 
Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  abzuscbliessenden  Ueberein 
kommens  zuzusichern. 

Vgl.  Übereinkommen  vom  13.  April  1M93  (Doc.  3). 

Artikel  IV. 

Bezüglich  der  im  Sinne  des  Programmes  bis  Ende  1897  anszu 
führenden  Verkehrsanlagen  wird  unter  der  Voraussetzung,  dags  die 
Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  im  Wege  der  Concessions- 
ertheilung  an  eine  Privatunternehmung  sichergestellt  werden,  die  An 
lehenssumme,  deren  Verzinsung  und  Tilgung  vom  Staate  auf  Grund 
der  vorstehenden  Ermächtigung  zugesichert  werden  kann,  mit  dem 
Maximalbetrage  von  41,000.000  fl.  Ö.  W.  festgesetzt. 

Eine  Erhöhung  des  vorstehenden  Maximalbetrages,  insbesondere 
in  dem  Falle,  wenn  auch  die  Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn 
für  Rechnung  der  genannten  Commission  ausgeführt  werden  sollten, 
ferner  die  Festsetzung  der  Maximalbeträge  und  des  Antheiles  der  Bei- 
tragsleistung des  Staates  und  der  Zeit  der  Inangriffnahme  der  aus 
öffentlichen  Mitteln  erst  nach  dem  Jahre  1897  auszuführenden  Ver- 
kehrsanlagen bleibt  der  Gesetzgebung  vorbehalten. 

Die  hienach  vom  Staate  vom  Jahre  1898  angefangen  zu  leisten- 
den jährlichen  Beiträge  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  von  der 
Commission  aufzunehmenden  gemeinsamen  Anlehens  sind  in  den  Staats- 
voranschlag des  betreffenden  Jahres  einzustellen. 

Vgl.  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  9.  April  1894  (Doc.  6)  und  Artikel  III 
and  IV  des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1896  (Doc.  10). 
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Artikel  V. 

Für  die  im  Artikel  I,  ZZ.  1  bis  einschliesslich  4,  bezeichneten 
Verkehrsao lagen,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  durch  die 
einzusetzende  CommiBßion  ausgeführt  oder  im  Wege  der  Concessions- 
•-rtheilung  an  eiue  Privatunternehmung  sichergestellt  werden,  werden 
die  nachstehenden  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Commission,  beziehungsweise  von  der  concessionirten  Privatunter- 
nehmnng  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden  Eingaben, 
von  denselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle  im  Grunde 
dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücherlichen  Ein- 
tragungen, endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und  amtliche 
Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Vollendung  der  betreffenden  Ver- 
kehrsanlagen  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschafTung,  der  Sicher- 
btellung  der  Capitalsverzinsung  und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Jahres  nach  Vollendung  der 
betreffenden  Verkehrsanlagen  zum  Zwecke  der  Grunderwerbung, 
des  Baues  und  der  Instruirung. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren  in 
Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung. 

h)  Die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  Obligationen  des  von  der  Commission  aufzunehmenden  ge- 
meinsamen Anlehens  mit  Einechluss  der  Interimsscheine  und  für 
die  Einverleibung  des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
vorgedachten  Obligationen  bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Ein- 
heiten oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei 
der  Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Jahres  (lit.  «,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungegebühr. 

Die  gleichen  Stempel-  und  Gebührenbefreiungen  haben  im  Falle 
der  Concessionirung  der  Localbahnen  an  eine  Privatunternehmung 
Anwendung  zu  finden  auf  die  Ausgabe  der  zum  Zwecke  der 
Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und  concessionsmässige 
Ausrüstung  der  Localbahnen  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  auf  die  Pfand- 
rechtsein Verleihung  zur  Sicherstellung  der  obigen  Prioritäts- 
obligationen, wie  auch  bezüglich  der  Uebertragungsgebühr  von  den 
Grund  ei  olösungen ; 

r)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concessionen  für 
die  Stadtbahnlinien  und  für  die  Ausfertigung  dieser  Concessions- 
urkunden  zu  entrichtenden  Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponet empelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren  vom  Zeitpunkte  der 
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Betriebfieröffnung  an  gerechnet,  insoweit  dieselbe  jedoch  vor  dem 
1.  J&oner  1898  stattfinden  sollte,  auf  die  Daner  vom  Beginne 
des  Betriebes  bis  1.  Jänner  1928; 

*)  die  Befreiung  von  den  in  der  T.  P.  47  e  des  Gesetzes  vom 
18.  December  1862,  B.  6.  Bl.  Nr.  89,  festgesetzten  Stempel- 
gebühren von  den  Fahrkarten  bezüglich  der  Personenbeförderung 
auf  den  zum  Stadtbahnnetze  gehörigen  Linien  auf  die  Dauer  der 
in  lit.  d  festgesetzten  Steuerbefreiungen,  unbeschadet  der  Be- 
günstigungen der  Gesetze  vom  15.  Mai  1871,  R.  G.  BL  Nr.  39, 
und  vom  30.  Marz  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  42. 

Die  gleiche  Befreiung  gilt  für  directe  Fahrkarten  im  üeber- 
gangs verkehre  zwischen  den  Linien  des  Stadtbahnnetzes  und  den 
innerhalb  des  Wiener  Stadtgebietes  gelegenen  Strecken  der  be 
bebenden  Eisenbahneu; 

f)  insofern  und  insolange,  als  in  Folge  der  im  vorstehenden  Ab- 
satz lit.  d  gewährten  Steuerbefreiung  die  Vorschreibung  einer 
Staatssteuer  nicht  stattfindet,  sind  auch  die  bezüglichen  Landes* 
und  GemeindezuBchläge  nicht  einzuleben. 

Vgl.  Artikel  II  des  Gesetzes  vom  9.  April  1894  (Doo.  6)  und  Artikel  V 
des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1896  (Doc.  10). 

Zufolge  des  Gesetzes  vom  4.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  50,  sind  aach  die 
Zinsen  der  Obligationen  der  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  auf- 
zunehmenden ADieben  im  Höchstbetrage  von  146,400.000  Kronen  (73,200.000  6.  ö.W.) 
von  der  Einkommensteuer,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige 
Gesetze  an  deren  Stelle  eingeführt  werden  sollte,  dann  von  der  Entrichtung  der 
Couponstempelgebühren  auf  die  Dauer  vom  Tage  der  Ausgabe  der  bezeichneten 
Obligationen  bis  1.  Janner  1928  freigelassen. 

Artikel  VI. 

Zur  Ausführung  der  im  Artikel  I,  ZZ.  1  bis  einschliesslich  4, 
augeführten  Verkehrsanisgen  wird  der  Commission  das  Enteignungs- 
recht  eingeräumt,  wobei  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Fe- 
bruar 1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  betreffend  die  Enteignung  zum  Zwecke 
der  Herstellung  und  des  Bet liebes  von  Eisenbahnen,  auch  auf  die  im 
Artikel  I,  ZZ.  2,  3  und  4,  bezeichneten  Verkehrsanlagen  sinngemäss 
Anwendung  zu  finden  haben. 

Artikel  VII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzüge  desselben  sind  Mein  Handelsminister,  Mein 
Finanzminister  und  Mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 

Ischl,  am  18.  Juli  1891. 

Franz  Joseph  in.  p. 
Taafle  m.  j>  Steinbach  m,  p.  Bacquehem  m.  p. 
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Programm 

für  die  flnanilelle  Sicherstellung  and  die  Ausführung  ?on  öffentlichen 

Verkehrsanlagen  In  Wien. 

L 

Die  Ausführung  der  nachstehenden  grossen  Verkehrsanlagen  in 
Wien,  und  zwar: 

1.  der  Wiener  Stadtbahn; 

2.  der  Regulirung  des  Wienflusses  unter  gleichzeitiger  Anlage 
beiderseitiger  Sammelcanäle; 

3.  der  Anlage  von  Hauptsammelcanälen  beiderseits  des  Donau- 
canales; 

4.  der  Umwandlung  des  Donaucanales  in  einen  gegen  grössere 
Hochwasser  geschützten  Handels-  und  Winterhafen  soll  durch  das  Zu- 
sammenwirken des  Staates,  des  Landes  und  der  Gemeinde  unter  den 
im  Nachfolgenden  (Punkt  II  bis  einschliesslich  XIV)  angeführten 
Modalitäten  sichergestellt  werden. 

Die  Ausführung  der  vorbezeicbneten  Anlagen  hat  nach  einem 
einheitlichen  Gesammtplane  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Programmes  zu  erfolgen. 

II. 

Das  in  Wien  auszuführende  Stadtbahnnetz  soll  vom  Gesichts- 
punkte der  technischen  Ausführungsmodalitäten  in  zwei  grosse  Gruppen 
getheilt  werden,  und  zwar  in  Hauptbahnen,  welche  bei  Ausstattung 
mit  dem  Charakter  von  Vollbahnen  und  bei  vollständiger  Ueberganga- 
fähigkeit  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  der  Anschlussbahnen  sofort 
einen  directen  Schienenanschluss  an  die  bestehenden  Hauptbahnen  er- 
halten, und  in  Localbahnen,  bei  welchen  —  von  einzelnen  Theil- 
strecken  abgesehen,  auf  die  auch  Fabrbetriebsmittel  der  Haupthahnen 
unter  gewiesen  Beschränkungen  übergehen  können,  —  ein  directer 
Schien enanschluss  an  die  bestehenden  Bahnen  nicht  unbedingt  not- 
wendig erscheint. 

Aber  auch  bei  diesen  letzteren  wird  die  Herstellung  eines  directen 
Schienenanschlusses  an  die  in  Wien  einmündenden  Hauptbahnen  und 
die  Einrichtung  eines  directen  Uebergaogsverkehres  auf  die  Local- 
strecken  dieser  Hauptbahnen  anzustreben  sein. 

Selbstverständlich  sind  die  Localbahnen  untereinander  in  ent- 
sprechende directe  Schienenverbindung  zu  bringen,  so  dass  ein  Ulmteigen 
nur  in  unvermeidlichen  Fällen  einzutreten  hat 

Eine  weitere  Untertheilung  der  Linien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes 
ergiebt  sich  mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  die  Ausführung  der 
fraglichen  Bahnlinien  zum  Theile  sofort  sichergestellt,  zum  Theile  einer 
späteren  Zukunft  vorbehalten  werden  soll,  wenn  und  sobald  sich  ein 
Bedürft) iss  hiefür  herausstellen  sollte. 

Das  für  Wien  zu  projectirende  Bahnnetz  hat  demnach  nachstehende, 
durchwegs  doppelgeleisig  auszuführende  Linien  zu  umfassen: 
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A.  Sofort  sicherzustellende  Bahnlinien. 

I.  Hauptbahnen. 

a)  Eine  Verbindung  der  Kaiser  Franz  Joseph-Babn  mit  der  Wiener 
Verbindungsbahn  und  Südbahn,  dann  mit  der  Douauuferbahn  und 
der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  (Gürtellinie).  (15'S  Kilometer; 
Effectivkosten  circa  25,415.000  fl.)*) 

Als  Ausgangspunkt  dieser  Linie  wäre  eine  im  Zuge  der 
Kaiser  Frans  Joseph-Bahn  nächst  Heiligenstadt  anzulegende  Station 
anzunehmen,  von  welcher  die  Bahn  zur  Gürtelstrasse  und  sodann 
entlang  derselben  unter  Berührung  des  Wcstbahnhofes  zum  An- 
schlüsse an  die  Wiener  Verbindungsbahn  und  Südbahn  in  Matzleins- 
dorf geführt  werden  soll. 

Diese  Gürtellinie  wäre  einerseits  von  der  zu  errichtenden 
Station  Heiligenstadt  mit  der  Donauuferbahn  zu  verbinden,  anderer- 
seits —  bei  eintretender  Nothwendigkeit  —  mit  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn,  etwa  in  der  Station  Penzing,  in  directe  Verbindung 
zu  bringen. 

Die  eventuelle  Verbindung  der  Gürtellinie  mit  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  in  der  Station  Penzing  ist  zufolge  Punkt  4  des  Beschlusses  de* 
Commission  für  Verkehrsanlagen  vom  16.  Jänner  1894  (Doc.  6)  gantlich 
entfallen. 

b)  Eine  Fortsetzung  der  Wiener  Verbindungsbahn  vom  Praterstern 
mit  Benützung  der  Kronprinz  Rudolph-Strasse  im  k.  k.  Prater  in 
die  Donaustadt  und  weiterhin,  entlang  der  Donauuferbahn,  zum 
Anschlüsse  an  die  Station  Nussdorf  der  Kaiser  Franz  Joseph-Babn 
(Donaustadtlinie).  (5*6  Kilometer;  Effectivkosten  circa 
3,600.000  6.) 

Laut  Punkt  1  des  Beschlusses  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in 
Wien  vom  11.  Juli  1895  (Doc.  10)  hat  die  Donaustadtlinie  g&nzlich  au  entfallen. 

c)  Eine  zweite  Verbindung  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  mit  der 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  (Vorortelinie). 

Dieselbe  hätte  in  der  Station  Penzing  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  zu  beginnen  und  wäTe  über  Breitensee,  Ottakring,  Hernais, 
Währing  und  Döbling  nach  der  sub  a  genannten  Station  Heiligen- 
stadt zu  fuhren.  (9'3  Kilometer;  Effectivkosten  circa  9,700.000  fl.) 

Bei  Ausführung  dieser  Linien  wären  unbeschadet  des  Voll- 
bahn-Charakters derselben  alle  jene  Erleichterungen  zu  gewähren, 
welche  mit  Rücksicht  auf  die  40  Kilometer  per  Stunde  nicht  über- 
schreitende Fahrgeschwindigkeit  zulässig  erscheinen. 

*)  In  diesen  approximativen  Effectivkosten  ist  das  Erforderniss  für  die  neu 
anzulegende  Uebergangsstation  in  Matzleiusdorf  inbegriffen;  dagegen  ist  hierin, 
sowie  in  den  nachstehend  angeführten  Koatenziflern  das  Erforderniss  für  Inter- 
calarzinsen  nicht  enthalten. 
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Nur  bei  der  Linie  a  wäre  sofort  auf  einen  dichten  Personen- 
verkehr Rücksicht  zu  nehmen.  Dieselbe  wird  theils  als  Tiefbahn, 
theila  als  Hochbahn  auszuführen  sein. 

Die  ad  b  genannte  Bahnlinie  wäre  bis  zur  vollständigen 
Verbauung  der  Donaustadt  theilweise  als  Provisorium  herzustellen, 
und  zwar  in  folgender  Weise: 

Diese  Linie  wird  vom  Praterstern  bis  zur  Erreichung  der 
Vorgartenstrasse  als  Hochbahn  hergestellt,  sodann  fällt  dieselbe 
ins  Strassen niveau  und  wird  vorerst  als  Niveaubahn  weiter  geführt. 

Die  ad  c  bezeichnete  Linie  wird  vorerst  hauptsächlich  für 
die  Bedürfnisse  der  Industrie  und  für  einen  beschränkten  Personen- 
verkehr herzustellen  sein;  ihre  Aasführung  kann  theils  im  Damme, 
theils  in  Einschnitten,  mit  thunlichster  Vermeidung  kostspieliger 
Anlagen  erfolgen. 

II.  Localbahnen. 

d)  Eine  Linie  im  Wienthale;  dieselbe  beginnt  nächst  dem  Westbahn- 
hofe, folgt  dem  Zuge  der  Gürtelstrasse  und  der  unter  a  beschrie- 
benen Gürtellinie  bis  zum  Gumpendorfer  Schlachthause  und  führt 
sodann  entlang  des  Wienflusses  bis  zur  Elisabeth-Brücke,  im  weiteren 
Zuge  entlang  des  Reservegartens  und  Heumarktes  zur  Station 
Hauptzollamt.  Nach  dem  Verlassen  dieser  Station  gelangt  die  Bahn 
längs  der  Wiener  Verbindungsbahn  zum  Praterstern.  In  Verbin- 
dung mit  dieser  Linie  ist  eine  Abzweigung  vom  Gumpendorfer 
Schlachthause  zur  Dampftram  way  Schönbrunnerlinie-Mödling  her- 
zustellen (Wienthallinie).  (7'2  Kilometer;  Effectiv kosten  circa 
9,360.000  fl.) 

Ausserdem  soll  bei  eintretendem  Bedürfnisse  eine  Fortsetzung 
der  vorgedachten  Abzweigung  im  Wienthale  aufwärts  bis  an  einen 
geeigneten  Punkt  der  Kaiserin  Elisabeth- Bahn,  etwa  nächst  Hüttel- 
dorf, hergestellt  werden. 

Zufolge  Punkt  3  des  Beschlusses  der  Commission  für  Verkebrsanlagen  in 
Wien  vom  16.  Jänner  1894  (Doc.  6)  ist  anstatt  der  in  erster  Linie  vorgesehenen 
Strecke  der  Wienthalbahn  vom  Westbahnhofe  bis  zum  Gumpendorfer  Schlaoht- 
hause  die  erst  „bei  eintretendem  Bedürfnisse"  in  Aussicht  genommene  Fort- 
setzung vom  Schlacbthause  im  Wienthale  aufwärts  zum  Anschlüsse  an  die 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  in  Hütteldorf  zur  Ausführung  zu  bringen. 

e)  Eine  Linie  entlang  des  Donaucanales  nächst  der  Station  Haupt- 
zollamt anschliessend  an  die  sub  d  bezeichnete  Bahnstrecke,  bis 
zum  Franz  Joseph- Bahnhofe,  eventuell  bis  zur  neu  errichteten 
Station  Heiligenstadt  dieser  Bahn  (Donaucanallinie).  (3*8  Kilo- 
meter und  2'2  Kilometer;  Effectivkosten  circa  5,700.000  fl.  und 
2,200.000  fl.) 

f)  Eine  Liuie  entlang  der  Museums-,  Landesgerichts-  und  Universitäts- 
strasse, sowie  des  Schottenringes  (innere  Ringlinie). 

56» 
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Dieselbe  zweigt  von  einem  geeigneten  Punkte  der  ad  d 
bezeichneten  Linie  nächst  der  Elisabeth-Brücke  ab  und  mündet  in 
die  ad  e  genannte  Linie  nächst  dem  Kaiserbade  ein.  (4*0  Kilo- 
meter; Effectivkosten  circa  5,400.000  fl.) 

Die  Ausführung  der  inneren  Ringlinie  bleibt  laut  Punkt  2  des  Beschlusses 
der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom  16.  Jänner  1894  (Doc  6)  der 
Concessionsertheilung  an  eine  Pmatunternehmung  vorbehalten. 

Die  ad  d,  e  und  /  bezeichneten  Linien  sind  als  Local- 
bahnen  im  Sinne  der  eingangs  angedeuteten  Ausführungsweise 
bersustellen  und  mit  Rücksichtnahme  auf  einen  dichten  Personen- 
verkehr auszuführen. 

Diesbezüglich  erscheint  statthaft,  als  Minimalradius  der  Bogen 
in  der  offenen  Strecke  150  Meter,  ausnahmsweise  und  nächst  den 
Stationen  120  Meter  zu  wählen.  Eine  Ausnahme  bildet  die  ad  t 
augeführte  Donaucanallinie,  in  welcher  Bogen  mit  weniger  als 
180  Meter  Halbmesser  innerhalb  der  Strecke  Aspernbrücke- 
Augartenbrücke  nicht  angewendet  werden  dürfen. 

Ferner  kann  eine  Verringerung  der  Höhe  des  Lichtraum- 
profiles unter  das  normale  Mass  von  4*8  Meter  gestattet  werden; 
die  nähere  Feststellung  der  noch  zulässigen  Lichthöhe  bleibt  vor- 
behalten. 

B.  Erst  später  bei  eintretendem  Verkehrsbedurfnisse  herzustellende 

Ergänzungslinien. 

I.  Hauptbahnen. 

g)  Sobald  sich  in  Folge  Zunahme  des  Verkehrslehens  die  Notwendig- 
keit ergeben  sollte,  auch  die  bis  auf  weiteres  von  und  zu  den 
EndbabnhÖfen  der  bestehenden  Bahnen  verkehrenden  Fernzüge 
bis  ins  Innere  der  Stadt  zu  leiten,  wäre  für  die  Durchleitung 
dieses  Externverkehres  die  Wiener  Verbindungsbahn  mit  der 
Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  derart  in  Zusammenhang  zu  bringen, 
dass  längs  des  Donaucanales  eine  Vollbabn  hergestellt  wird, 
in  deren  Zuge  für  die  Personenbeförderung  im  Fernverkehre  be- 
stimmte Stationen  auszuführen  sein  werden. 

h)  Bei  eintretender  Noth wendigkeit  wird  ferner  der  zunächst  im 
Strassenniveau  provisorisch  hergestellte  Theil  der  ad  b  erwähnten 
Bahnlinie  verlegt  und  diese  Strecke  thunlichst  in  den  Häuser- 
blöcken der  Donaustadt  nächst  der  Vorgartenstrasse  als  Hoch- 
bahn weiter  geführt  und  dieselbe  unter  einem  für  einen  dichten 
Personenverkebr  eingerichtet. 

Desgleichen  wird  diese  Linie  bei  eintretendem  Bedarfe  strom- 
abwärts verlängert  werden,  um  auch  diesen  Theil  der  Donaustadt 
in  den  Personenverkehr  einbeziehen  zu  können. 
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II.  Localbahnen. 

ij  Eine  Linie,  abzweigend  von  einem  geeigneten  Punkte  der 
ad  d  bezeichneten  Stadtbahnstrecke  und  entlang  des  Rennweges 
zur  Wien-Aspangbahn  und  eventuell  zum  Centraifriedhofe  (unter 
Benützung  der  Wien- Aepangbahn),  mit  einer  Abzweigung  zum 
Süd-  und  Staatsbahnhofe. 
k)  Eine  Abzweigung  von  einem  geeigneten  Punkte  der  Linie  /,  etwa 
von  der  Landesgerichtsstrasse,  zu  den  Linien  a  und  e  (Gürtel- 
und  Vorortelinie)  mit  eventueller  Fortsetzung  gegen  Dornbach 
und  Pötzleinsdorf  in  einer  den  speciellen  Verhältnissen  vor- 
zubehaltenden Ausfuhrungsweise. 

Ausserdem  sind  behufs  Einbeziehung  weiterer  Theile  des  Stadt- 
gebietes in  den  Verkehr  des  Localbahnnetzes  Abzweigungen  von 
einzelnen  der  vorangeführten '  Linien  in  Aussicht  zu  nehmen, 
deren  allgemeine  Richtung  ehethunlichst  insoweit  festgestellt 
werden  soll,  als  dies  für  die  Aufstellung  des  Baulinienplanes  in 
den  betreffenden  Stadttheilen  nothwendig  erscheint. 

I)  Behufs  Erleichterung  des  Verkehres  zwischen  dem  Inneren  der 
Stadt  und  den  vorstehend  bezeichneten  Localbahnen  wird  die 
Realisirung  von  die  innere  Stadt  durchquerenden  Radialbahnen 
mit  elektrischem  Betriebe  in  Aussicht  genommen,  welche  einer- 
seits von  der  Elisabeth-Brücke  unter  dem  Stefansplatze  zur  Station 
Ferdinands-Brücke,  andererseits  von  der  Station  Schottenring 
unter  der  Freiung,  dem  Hofe,  Graben  und  Stefansplatz  zur  Station 
Hauptzollamt  zu  führen  wären. 

Vorstehendes  Linienprogramm  bietet  die  grundlegenden  Principien 
für  die  Aufstellung  eines  Stadtbahnprojectes,  wobei  jedoch  kleinere 
Modificationen,  insbesondere  hinsichtlich  der  gegenseitigen  Verbindungen 
der  einzelnen  Linien,  sowie  auch  etwaige  weitere  Ergänzungen  vor- 
behalten bleiben. 

In  diesem  Sinne  werden  sonach  noch  eingehende  Studien  vor- 
zunehmen sein,  in  ersterer  Beziehung  hinsichtlich  der  angeregten  Ver- 
bindung der  Linie  o  mit  der  Südbahn  in  der  Richtung  nach  Meidling, 
dann  der  Linie  t  mit  dem  Bahnhofe  Hauptzollamt  der  Wiener  Ver- 
bindungsbahn, ferner  der  gleichfalls  befürworteten  Deltaverbindungen  an 
den  Endpunkten  der  Linie  /,  in  letzterer  Richtung  hinsichtlich  der  in  An- 
regung gebrachten  Herstellung  von  Manipulationsgeleisen  zu  Zwecken  der 
Approvisionirung  und  des  Umschlagverkehres  in  dem  oberhalb  der 
Augartenbrücke  und  unterhalb  der  Sofien-Brücke  gelegenen  Theile  deB 
DonaucanalhafenB,  endlich  hinsichtlich  der  Anlage  von  —  eventuell  im 
Straßenniveau  herzustellenden  —  Schleppbahnen  zur  Einbeziehung  der 
Industriebezirke. 

in. 

Von  den  vorstehend  angeführten  Bahnlinien  sind  im  Interesse  der 
wünschenswerthen  Vertheilung,  respective  Hinausschiebung  der  durch 
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diese  Bahnbauten  bedingten  bedeutenden  Belastung  des  Staatsschatzes, 
des  Landes  und  der  Stadt  Wien  vorerst  in  der  Baaperiode  bis 
Ende  1897  die  nachfolgend  bezeichneten  Linien  in  Angriff  zu  nehmen 
und  in  derselben  Bauperiode  zu  vollenden: 

1.  Die  von  den  hydrotechnischen  Arbeiten  des  Bauprogrammes 
unabhängigen  Bahnlinien  a  und  b  (Gürtellinie  und  Donaustadtlinie); 
erstere  jedoch  nur  in  der  Ausdehnung  zwischen  dem  Westbahnhofe  und 
der  an  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  anzulegenden  Station  Heiligen- 
Btadt  einschliesslich  einer  Verbindung  mit  der  Donauuferbahn.  Eventuell 
ist  statt  der  bei  Linie  a  angeführten  Verbindung  mit  der  Kaiserin 
Elisabeth- Bahn  eine  Fortsetzung  der  Wienthallinie  bis  Hütteldorf 
(Punkt  II,  lit.  d)  herzustellen. 

Vgl.  die  Anmerkungen  an  Pnnkt  II,  lit.  a,  b  und  d  des  gegenwärtigen 
Programme«.  * 

Zufolge  Punkt  5  des  Beschlusses  der  Commission  für  Verkebrsanlagen  in 
Wien  vom  1«.  Jänner  1894  (Doc.  6)  ist  auch  die  Strecke  Westbahnhof -Gumpen- 
dorfer  Linie  der  Görtelbahn  noch  in  der  ersten  Bauperiode  hersnstellen  und 
zugleich  eine  Verbinduugscurve  von  der  Gnmpendorfer  Linie  zum  Anschlüsse  an 
die  Wientballinle  in  der  Richtung  gegen  die  Stieger-Brücke  zur  Ausführung  zu 
bringen. 

t 

2.  Die  ad  d  und  e  genannten  Bahnlinien  (Wienthal»  und  Donau, 
canallinie).  Die  Herstellung  dieser  Bahnstrecken  ist  vorerst  in  jenen 
Theilstrecken,  in  welchen  der  Bau  unabhängig  von  den  im  Wienthale 
und  Donaucanale  zu  bewirkenden  hydrotechnischen  Arbeiten  begonnen 
werden  kann,  sofort  nach  Fertigstellung  der  bezüglichen  Projecte  in 
Angriff  zu  nehmen  und  im  Uebrigen  nach  Massgabe  des  Fortschrittes 
der  hydrotechnischen  Arbeiten  derart  zu  fordern,  dass  diese  Bahn- 
linien gleichfalls  bis  Ende  des  Jahres  1897  dem  Betriebe  übergeben 
werden  können. 

3.  Die  ad  /  genannte  Bahnlinie  (innere  Ringlinie). 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  Punkt  II,  lit.  /  des  gegenwärtigen  Programme«. 

4.  Eine  Tbeilstrecke  der  mit  c  bezeichneten  Bahnlinie  (Vororte- 
linie) in  einer  derartigen  Ausdehnung,  dass  hiedurch  die  wichtigsten 
Industriestätten  in  den  Bahnverkehr  einbezogen  werden. 

Zufolge  Punkt  2  des  Beschlusses  der  Commission  für  Verkehrsanlagen 
in  Wien  vom  11.  Juli  1895  (Doc.  10)  ist  die  gesammte  Vorortelinie  in  der  ersten 
Bauperiode  herzustellen. 

Die  Verfassung  der  entsprechend  detaillirten  Projecte  ist  jedoch 
auch  bezüglich  der  übrigen  Linien  sofort  wenigstens  insoweit  durch- 
zuführen, um  die  für  den  seinerzeitigen  Bahnbau  erforderlichen  Grund- 
stücke sofort  erwerben,  eventuell  mit  einem  Bauverbote  belegen  oder  in 
anderer  Weise  für  die  seinerzeitige  Bauausführung  reserviren  zu  können. 
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Die  Projectsverfassung  für  die  sub  d  und  e  angeführten  Local* 
bahnlinien  (Wienthallinie  und  Donaucanallinie)  hat  im  Zusammenhange 
mit  jenen  für  die  im  Punkt  I,  ZZ.  2  bis  einschliesslich  4  angegebenen 
öffentlichen  Arbeiten  zu  erfolgen.  Ebenso  sind  auch  die  Bauarbeiten 
für  die  vorbeseichneten  Bahnlinien  nach  Erfordernies  im  Zusammenhange 
mit  der  Herstellung  der  eben  angeführten  Öffentlichen  Arbeiten  in  Angriff 
zu  nehmen. 

Die  Entscheidung  über  die  weiters  im  Bauprogramme  angeführten 
Bahnlinien,  sowie  über  die  ins  Auge  gefassten  Ergänzungsstrecken  der- 
selben und  die  Festsetzung  der  Bautermine  für  dieselben  wird  nach 
Massgabe  des  eintretenden  Bedürfnisses  rechtzeitig  und  derart  zu  er- 
folgen haben,  dass  mit  den  bezüglichen  Bauten  unmittelbar  nach  Voll- 
endung der  Linien  der  ersten  Bauperiode  begonnen  werden  kann. 

Es  wird  jedoch  schon  jetzt  bestimmt,  dass  der  Ausbau  der  Vor- 
ortelinie (Punkt  II,  lit.  c),  sowie  die  Herstellung  der  Theilstrecke  West- 
bahnhof-Matzleinsdorf der  Gürtellinie  (Punkt  II,  lit.  a)  längstens  biß 
Ende  1900  zu  erfolgen  bat. 

Nach  Punkt  6  des  Beschlusses  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien 
vom  11.  Juli  1896  (Doc.  10)  soll  die  Endstrecke  der  Gürtellinie  von  der  Gumpen- 
dorferstrasse  bis  Matzleinadorf  erst  dann  ausgeführt  werden,  wenn  die  Beziehungen 
der  Südbahn  zum  Staatseisenbahntriebe  endgiltig  geregelt  sein  werden. 

IV. 

Das  Project  der  Wienflussregulirung  ist  unter  Bedachtnahme 
auf  die  Stadtbahnanlage  auszuarbeiten  und  demselben  eine  Abflussmenge 
von  600  Kubikmeter  per  Secunde  zu  Grunde  zu  legen,  ferner  behufs  Re- 
gelung des  Hochwasserabfiusses  die  Errichtung  entsprechender  Reservoir- 
anlagen, sowie  behufs  Ableitung  der  städtischen  Abwässer  die  Herstellung 
seitlicher  Canäle  zur  Aufgabe  zu  stellen. 

Hiebei  ist  ferner  sowohl  auf  die  Adaptirung  der  gegenwärtig  be- 
stehenden Brücken  Rücksicht  zu  nehmen  als  auch  für  die  Anlage  von 
Schotter-  und  Holzfäugen  Sorge  zu  tragen. 

Die  Projectsverfassung  für  die  Wienflussregulirung  bat  gleichzeitig 
und  im  steten  Einklänge  mit  jener  der  Wientballinie  der  Stadtbahn, 
sowie  derart  zu  erfolgen,  dass  den  ökonomischen  Interessen  heider 
Unternehmungen  in  gleichem  Masse  Rechnung  getragen  wird. 

Innerhalb  des  Weichbildes  der  Stadt  ist  diese  Regulirung  in  der 
Art  zu  bewerkstelligen,  dass  die  theilweise  oder  gänzliche  Einwölbung 
des  regulirten  Flussbettes  zu  beliebiger  Zeit  ermöglicht  ist. 

Die  Seitencanäle  sollen  in  der  Strecke  vom  Eintritte  des  Wien- 
flusses an  der  Grenze  des  neuen  Wiener  Gemeindegebietes  bis  zur 
Stubenthorbrücke,  beziehungsweise  bis  zur  Einmündung  in  die  längs 
des  Wiener  Donaucanales  auszuführende  Sammelcanalanlage  derart  in 
einer  dieser  letzteren  analogen  baulichen  Ausstattung  hergestellt  werden, 
dass  die  anzuordnenden  Nothausläsae  erst  nach  Eintritt  einer  den  sani- 
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tären  Anforderungen  entsprechenden  Verdünnung  der  Abfallwässer  in 
Function  kommen  können. 

Hinsichtlich  der  Vertheilung  der  Kosten  jener  Anlagen,  welche 
sowohl  die  Wienregulirung  als  die  Bahnherstellung  betreffen,  hat  nach 
Fertigstellung  der  Projecte  eine  genaue  Auseinandersetzung  in  der 
Richtung  stattzufinden,  dass  jede  dieser  beiden  Unternehmungen  nur  mit 
jenen  Kosten  belastet  wird,  welche  durch  dieselbe  bedingt  sind. 

Die  Ausführung  der  Wieuflussregulirung,  deren  Kosten  ohne  Ein- 
beziehung der  für  die  Verstärkung  der  Widerlager  und  für  die  Ein- 
Wölbung  erwachsenden  Auslagen  auf  15  Millionen  Gulden  veranschlagt 
sind,  ist  auf  zwei  Bauperioden,  und  zwar  bis  Ende  1895  und  bis  Ende 
1900  zu  vertheilen. 

In  der  ersten  Bauperiode  ist  die  Herstellung  der  Reservoirs,  der 
Schotter-  und  Holzfänge,  dann  die  Regulirung  in  der  Strecke  von  der 
Flussmündung  aufwärts  bis  zur  Einmündung  des  Lainzer  Baches  minde- 
stens in  jenem  Umfange  durchzuführen,  dass  die  seitlichen  Ableitungs- 
canäle  in  dieser  Strecke  fertiggestellt  werden  und  die  Anlage  der  Bahn 
innerhalb  dieses  Termines  ermöglicht  wird. 

V. 

Die  auszuführenden  Hauptsammelcanäle  beiderseits  des 
Wiener  Donaucanales  müssen  derzeit  in  grösserer  Ausdehnung  her- 
gestellt werden,  als  dies  in  früherer  Zeit  projectirt  war. 

Nunmehr  hat  die  Anlage  des  rechtsseitigen  Canales  vom  Schreiber  - 
bache  in  Nussdorf  abwärts,  bis  zur  Stadlauerbrücke,  respective  bis  zur 
Ausmündung  in  den  Hauptstrom  und  jene  des  linksseitigen  Canales  vom 
Mathilden-Platze  bis  zu  den  vorgenannten  Endpunkten  stattzufinden. 

Vom  Canalsporn  bis  zum  Mathilden-Platz  ist  die  ganze  Canalisirungs- 
aulage  der  Brigittenau  bereits  so  vorgedacht  und  theilweise  ausgeführt, 
dass  ein  specieller  Sammelcaual  an  der  Donaulände  nicht  nöthig  erscheint. 

Die  Kosten  des  8ammelcanales  am  rechten  Ufer  sind  veranschlagt: 

1.  Für  die  Strecke  vom  Schreiberbach  bis  zur  Stadlauer- 
brücke, lang  11.490  Meter,  mit   5,165.000  fl. 

2.  Für  die  Strecke  von  der  Stadlauerbrücke  bis  zur 
Ausmtindung  in  den  Hauptstrom,  lang  5800  Meter,  mit  4,007.000  , 

zusammen  mit  9,172.000  fl. 

Die  Kosten  des  Sammelcanales  am  linken  Ufer  sind  präliminirt: 

1.  Für  die  Strecke  vom  Mathilden-Platz  bis  zur  Stadl- 
auerbrUcke,  lang  6990  Meter,  mit   880.000  fl. 

2.  Für  die  Strecke  von  der  Stadlauerbrücke  bis  zur 
Ausmündung  in  den  Hauptstrom,  lang  5300  Meter,  mit  1,210.000  „ 

zusammen  mit  2,090.000  fl. 

Die  Kosten  beider  Canäle  zusammen  werden  sonach  voraussichtlich 
11,262.000  fl.,  oder  rund  11  Millionen  Gulden  betragen. 
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Die  Canäle  bewegen  sich  weitaus  zum  grössten  Theile  in  Strassen, 
längs  des  Donaucanales,  mit  Ausnahme  des  Stückes  Ferdinands-Brtieke- 
Sofien-Brücke,  wo  wegen  der  Kreuzung  mit  dem  Wienflasse  eine  in  das 
Land  gerückte  Trace  bis  zur  Stubenbrücke  gewählt  erscheint. 

Längere  Strecken  hindurch  ist  der  rechtsseitige  Sammelcanal  auch 
Begleiter  der  Stadtbahnliaie  längs  des  Donaucanales. 

Die  Ausstattung  der  Canäle  soll  eine  solche  sein,  wie  selbe  auch 
anderwärts,  in  Paris,  London  etc.  angewendet  ist. 

Die  vorbeecbriebene  Anlage  ist  als  Canal  mit  continuirlichem  Ge- 
fälle gedacht.  Insofern  durch  die  geplante  Einscbleusung  Aenderungen 
an  dem  bestehenden  Wasserspiegel  im  Donaucanale  entstehen  werden, 
wird  darauf  bei  der  Wahl  der  Notbauslässe  in  den  Sohlenhöhen  Rück- 
sicht zu  nehmen  sein. 

Die  Kreuzung  mit  dem  Wienflasse  soll  an  einem  so  hoch  gelegenen 
Punkte  nächst  der  Stubenbrücke  erfolgen,  dass  die  Einziehung  'eines 
SyphorjB  umgaDgen  werden  kann.  Der  Durchfluss  erfolgt  mit  gleichem, 
freien  Gefälle  mit  gedrücktem  Profil. 

Bei  Verfassung  des  Projectes  für  die  Sammelcanäle  wird  auch  auf 
die  eventuelle  Berieselung  des  Marchfeldes  mit  dem  Inhalte  der  Sammel- 
canäle in  der  Weise  Bedacht  zu  nehmen  sein,  dass  die  Herstellung 
einer  Bauanlage  zum  Zwecke  dieser  Berieselung  ermöglicht  wird. 

Die  Ausführung  der  Canalanlage  soll  in  zwei  Bauperioden  getheilt 
werden,  wovon  die  erste  (bis  Ende  1895)  die  Ausführung  der  Strecke 
bis  zur  Stadlauerbrücke  mit  einem  Kostenaufwande  von  6  Millionen 
Gulden  umfasst.  Die  Weiterführung  der  Canalanlage  von  der  Stadlauer- 
brücke bis  zur  Ausmündung  in  den  Hauptstrom  mit  einem  Kostenauf- 
wande von  5  Millionen  Gulden  soll  für  eine  spätere  Zeit  aufgeschoben 
werden.  Sachliche  Gründe  für  die  sofortige  Ausführung  im  Ganzen 
liegen  nicht  vor. 

Die  Bauzeit  für  die  in  die  erste  Bauperiode  aufzunehmende  Aus- 
führung der  Theilstrecke  des  Hauptsammelcanales  bis  zur  Stadl  auer- 
brücke wird  mit  zwei  Jahren  bestimmt,  unter  der  Voraussetzung,  dass 
die  erste,  oberste  Schleuse  im  Donaucanale  sofort  ausgeführt  wird,  so 
daes  der  Canalbau  von  Grund-  und  Hochwässern  bewahrt  bleibt. 

Es  wird  in  Erwägung  zu  zieben  sein,  ob  nicht  jenen  Unterneh- 
mungen gewerblicher  Betriebsanlagen,  welche  durch  die  Gestattung  der 
unmittelbaren  Einleitung  ihrer  Abwässer  in  Hauptsammelcauäle  von  den 
Kosten  der  Anlage  und  des  Betriebes  besonderer  Einrichtungen  für  die 
unschädliche  Ableitung  der  Abwässer  enthoben  werden,  im  Wege  eines 
Landesgesetzes  hiefür  die  Entrichtung  einer  mässigen  Gebühr  auferlegt 
werden  soll. 

VI. 

Es  ist  an  dem  Beginne  des  Donaucanales  bei  Nussdorf  eine 
Absperrvorrichtung  sammt  Kammerschleuse  einzubauen,  welche  vor- 
kommenden falls  den  Einfluss  des  Wassers  vom  Hauptstrome  gänzlich 
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abzuschliessen  im  Stande  ist.  Ferner  Bind  in  den  Lauf  des  Donau- 
cauales  zur  Herstellung  der  für  die  Schiffahrt  erforderliehen  Wasser- 
tiefen drei,  eventuell  vier  Wehre  sammt  Kammerschleusen  einzubauen 
und  ist  in  gleicher  Weise  nahe  dem  unteren  Ende  des  Canales  die  An- 
lage einer  Absperrvoirichtuag  gegen  den  Rückstau  in  Betracht  zu  ziehen. 

Quaimauern  sollen  vorläufig  auf  der  Strecke  Au  garten  brticke- 
Franzensbrücke,  und  zwar  an  beiden  Ufern  des  Canales  erbaut  werden. 
Diese  Quaimauem  werden  dort,  wo  die  Eisenbahn  am  Canale  liegt,  bis 
zum  Planum  der  Eisenbahn,  an  den  anderen  Strecken  bis  zum  Niveau 
der  Strasse  aufgeführt  werden. 

An  jenen  Stellen,  an  welchen  die  Haupteammelcanäle  an  das  Ufer 
herantreten,  wird  die  Vereinigung  der  Quaimauer  mit  dem  Saromel- 
canale  von  Fall  zu  Fall  in  Betracht  gezogen  werden. 

Da  die  Herstellung  mehrerer  anderer  in  Aussicht  genommener 
Arbeiten  von  der  vorhergegangenen  Vollendung  der  hydrotechnischen 
Bauten  abhängig  ist,  werden  diese  sämuitlich  innerhalb  der  ersten  Bau- 
periode, und  zwar  bis  Ende  1895  fertigzustellen  sein. 

Es  ist  zunächst  an  die  Herstellung  der  Abaperrschleuse  bei  Nubs- 
dorf  zu  schreiten  und  hat-  die  Erbauung  der  anderen  Schleusen,  sowie 
der  Quaimauern  nach  Massgabe  des  technisch  Zulässigen  entweder 
während  des  Baues  der  Schleuse  bei  Nusedorf  oder  unmittelbar  nach 
demselben  zu  erfolgen. 

Die  Kosten  für  diese  Bauten  sind  mit  10,000.000  fl.  zu  veranschlagen. 

VII. 

Die  einheitliche  Leitung  der  Projectsaufstellung  und  eigentlichen 
Bauausführung  der  iu  Punkt  I  bezeichneten  öffentlichen  Verkehrs- 
anlagen, sowie  die  Verwaltung  der  hiefür  gewidmeten  Geldmittel,  re- 
spective  des  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung  für  diese  Anlagen  zu 
bildenden  Fond  es  (Punkt  IX)  wird  einer  Commission  (Commission 
für  Verkehrs  an  lagen  in  Wien)  übertragen,  welche  unbeschadet 
der  gesetzlichen  Competenz  der  zur  Projectsgenehmigung  und  Bau- 
überwachung berufenen  Behörden  und  Organe  unter  Verantwortlichkeit 
des  Handelsministers  und  unter  dem  Vorsitze  desselben  oder  des  von 
demselben  zu  bestimmenden  Vertreters  fungirt. 

In  dieser  Commission  werden  der  Staat,  das  Land  und  die  Ge- 
meinde Wien  als  Curien  mit  gleichem  Stimmrechte  durch  Abgeordnete 
vertreten  sein,  deren  Anzahl  für  jede  Curie  höchstens  fünf  und  min- 
destens zwei  betragen  soll. 

Zur  Beschlussfassung  der  Commission  ist  die  rechtzeitige  Ein- 
ladung Bämmtlicher  Mitglieder  unter  Angabe  der  Tagesordnung  durch 
den  Vorsitzenden  und  die  Anwesenheit  von  mindestens  zwei  Vertretern 
jeder  Curie  erforderlich. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Commission  werden  Beschluss- 
protokolle verfasst,  welche  vom  Vorsitzenden  und  je  einem  Mitgliede 
der  drei  Curien  zu  unterfertigen  sind. 
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Die  Beschlussfaseung  der  Commission  erfolgt  mit  Stimmenmehrheit 
der  Curien. 

Zu  Beschlüssen  jedoch,  welche  eine  Abänderung  oder  eine  mit  Mehr- 
kosten verbundene  Erweiterung  des  gegenwärtigen  Programmen  zum  Gegen- 
stande haben,  ist  die  Stimmeneinhelligkeit  der  Curien  erforderlich. 

Falls  «wischen  den  drei  Curien  Meinungsverschiedenheiten  über 
die  Auslegung  des  gegenwärtigen  Programmes,  insbesondere  aber  Fragen 
sich  ergeben  sollten,  welche  unmittelbar  oder  mittelbar  die  Verkeilung 
der  Kosten  zwischen  den  einzelnen  im  Punkt  I  angeführten  Verkehrs- 
anlagen betreffen,  so  ist  jene  Curie,  welche  sich  durch  einen  Majoritäts- 
beschluß der  Commission  in  ihren  Interessen  beeinträchtigt  erachtet, 
berechtigt,  gegen  die  Ausführung  des  betreffenden  Beschlusses  der 
Commission  Einsprache  zu  erheben  und  längstens  binnen  drei  Tagen 
die  Einberufung  eines  Schieddgerichtes  zu  verlangen.  Das  Schieds- 
gericht besteht  aus  sieben  Mitgliedern  und  werden  von  der  dasselbe 
anrufeuden  Curie  einerseits,  sowie  von  den  beiden  anderen  Curien 
zusammen  andererseits  je  zwei  Mitglieder  ernannt,  die  übrigen  drei 
Mitglieder  aber  von  der  vollen  Rathsversammlung  des  Obersten  Gerichta- 
hofes aus  seiner  Mitte  gewählt. 

Das  so  zusammengesetzte  Schiedsgericht  entscheidet  mit  Aus- 
schluss jedes  weiteren  Rechtsweges,  jedoch  unbeschadet  der  gesetzlichen 
Competenz  der  zur  Projectsgenehmigung  und  Bauüberwachung  be- 
rufenen Behörden,  ob  der  angefochtene  Beschluss  ausgeführt  werden 
soll,  zugleich  aber  auch  alle  etwaigen  Streitigkeiten  über  seine  eigene 
Competenz  in  erster  und  letzter  Instanz. 

Die  Commission,  welcher  die  erforderlichen  technischen  und  ad- 
ministrativen Organe  zugewiesen  werden,  wird  sofort  nach  ihrer  Con- 
stituirung  ihre  Geschäftsordnung  festsetzen. 

Die  erwähnte  Geschäftsordnung  erscheint  als  Doc.  12  abgedruckt. 

VIII. 

Die  nach  Punkt  VII  zu  bildende  Commission  ist  befugt,  unter 
ihrer  Aufsicht  und  Oberleitung  die  Ausführung  einzelner  Bauwerke  für 
ihre  Rechnung  im  Wege  des  Uebereinkointnens  durch  andere  öffent- 
liche Anstalten  und  Körperschaften  besorgen  zu  lassen. 

Insbesondere  ist  der  Bau  der  Wiener  Stadtbahn,  so  weit  nicht 
etwa  der  Zusammenhang  einzelner  Baustrecken  mit  anderen  der  Com» 
mission  zugewiesenen  Bauanlagen  behufs  einer  rationellen,  einheitlichen 
Baudurchführung  eine  Ausnahme  bedingen  sollte,  für  Rechnung  der 
Commission  von  letzterer  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatshahnen  zu  übertragen,  welche  auch  den  Betrieb  der  von  ihr 
hergestellten  Stadtbahnlinien  auf  Grund  eines  mit  der  Commission  zu 
vereinbarenden  Betriebsvertrages  zu  besorgen  hat. 

Die  im  Punkt  II,  lit.  d,  c,  /,  dann  »  und  k  bezeichneten  Linien 
der  Wiener  Stadtbahn  sollen  für  Rechnung  der  Commission  hergestellt 
werden,  wenn  es  nicht  als  zweckmässig  erkannt  werden  sollte,  die 
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Ausführung  derselben  im  Wege  der  Concessionsertbeilung  an  eine  ge- 
eignete, leistungsfähige  Privatunternehmung  unter  dem  Vorbehalte  der 
jederzeitigen  Einlösbarkeit  oder  Betriebsttbernabme  durch  den  Staat 
unter  su  vereinbarenden  Bedingungen  und  unter  vollständiger  Wahrung 
der  in  Betracht  kommenden  öffentlichen  Interessen,  insbesondere  in 
Bezug  auf  die  Festsetzung  der  Tarife  und  der  Fahrordnung,  die  Ueber- 
wachung  des  Baues  und  Betriebes,  sowie  unter  Einhaltung  der  im 
Punkte  III  festgesetzten  Bautermine  sicherzustellen. 

Milteist  Uebereinkommen»  vom  27.  Mai  1893  wurde  die  Bauausführung 
der  Hauptlinien  der  Wiener  Stadtbahn  der  k.  k.  Generaldireetion  der  öster- 
reichischen Staatsbahnen  Übertragen,  welche  zufolge  Nachtrages  Tom  27.  Sep- 
tember 1894  zu  dem  gedachten  Uebereinkommen  auch  die  Bauausführung  der 
Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  für  Rechnung  der  Commission  für  Ver- 
kehrsanlagen in  Wien  übernahm. 

Bezüglich  der  Linien  Punkt  II,  lit.  I,  ist  jedenfalls  die  Con- 
cessionsertbeilung an  eine  Privatunternehmung  in  Aussicht  genommen. 

Auch  im  Falle  der  Concessionsertheilung  ist  der  Commission 
Gelegenheit  zu  bieten,  auf  die  dem  einheitlichen  Oesammtplane  ent- 
sprechende Bauausführung  und  Betriebseinrichtung  den  geeigneten  Ein- 
fluBS  zu  üben. 

Die  Ausführung  der  Wienflussregulirung,  wie  dieselbe  im  Punkte  IV 
festgesetzt  ist,  soll  der  Gemeinde  Wien  übertragen  werden.  Die  Mehr- 
auslagen für  Verstärkung  der  Widerlager  und  th  eil  weise  oder  gänzliche 
Einwölbung  (Punkt  IV,  Absatz  7)  treffen  die  Gemeinde.  Dieselbe  kann 
hiebei  unbeschadet  der  sonst  bestehenden  Competenzen  und  der  un- 
erläßlichen Rücksichtnahme  auf  die  Bahnanlage  nach  freiem  Ermessen 
vorgehen  und  geniesst  zugleich  die  finanziellen  Vortheile  der  zu  er- 
zielenden Ersparnisse  bei  der  Bauvergebung  und  des  Gewinnes  aus 
den  späterhin  ermöglichten  Grundverkäufen  allein. 

Wegen  Ausführung  der  Wienflussregulirung'  wurde  unter  dem  26.  Juli  1894 
mit  der  Gemeinde  Wien  ein  besonderes  Uebereinkommen  abgeschlossen. 

Endlich  soll  die  im  Punkte  I,  Z.  4,  angeführte  Umwandlung  des 
Donaucanales  in  einen  Handels-  und  Winterhafen  im  Einklänge  mit 
den  anderen  im  Punkte  I  angeführten  Verkehrsaulagen  und  demnach 
im  steten  Einvernehmen  mit  der  neu  zu  bildenden  Commission  für 
Verkehrsanlagen  in  Wien  und  auf  Rechnung  des  nach  Punkt  IX  zu 
bildenden  Fondes  durch  die  Donauregulirungscommission  bewirkt  werden. 

Die  Umwandlung  des  Donaucanales  in  einen  Handels-  und  Winterhafen 
hat  zufolge  Uebereinkommens  vom  26.  April  1894  die  Donauregulirungscommission 
zur  Ausführung  übernommen. 

IX. 

Zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Geldmittel  für  die 
Ausführung  und  die  Instandhaltung,  respective  für  den  Betrieb  der 
sub  I  genannten  Verkehrsanlagen  in  Wien,  so  weit  die  letzteren  nicht 
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im  Sinne  des  im  Pnnkte  VIII,  Absatz  3,  enthaltenen  Vorbehaltes  im 
Wege  der  Concessionsertheilung  an  eine  Privatunternehmung  sicher- 
gestellt werden,  soll  ein  besonderer  Fond,  welcher  von  der  laut 
Punkt  VII  einzusetzenden  Commission  zu  verwalten  ist,  gebildet  und 
Bohin  ein  gemeinsames  Anlehen  aufgenommen  werden,  für  dessen 
höchstens  4percentige  Verzinsung  und  Tilgung  innerhalb  längstens 
90  Jahren  der  Staat,  das  Land  und  die  Gemeinde  Wien  nach  dem 
im  Folgenden  festgesetzten  Verhältnisse  aufzukommen  haben. 

An  den  Oapitalsl asten  (Verzinsung  und  Tilgung  des  zur  Geld- 
beschaffung  erforderlichen  Anlehensbetrages)  haben  theilzunehmen : 

1.  bezüglich  der  Stadtbahn,  und  zwar  bezüglich  der  Hauptbahnen 
(Punkt  II,  lit.  a,  6,  c,  g  und  h)  der  Staat  mit  87  V2,  das  Land  mit 
5  und  die  Gemeinde  Wien  mit  Percent,  bezüglich  der  Localbahnen 
(Punkt  II,  lit.  <*,  e,  /,  i  und  k),  wenn  für  dieselben  nicht  die  Con- 
cession  an  einen  Privatunternehmer  ertheilt  wird,  der  Staat  mit  85, 
das  Land  mit  5  und  die  Gemeinde  Wien  mit  10  Percent; 

2.  bezüglich  der  Anlage  von  Hauptsammelcanälen  längs  des 
Donaucanales  der  Staat  und  das  Land  mit  je  5,  die  Gemeinde  Wien 
mit  90  Percent; 

3.  bezüglich  der  Umwandlung  des  Donaucanales  in  einen  Handels- 
und Winterhafen  der  Staat  mit  662/3,  das  Land  mit  25,  die  Gemeinde 
Wien  mit  8l/s  Percent; 

4.  bezüglich  der  Wienflussregulirung  der  Staat  und  das  Land  je 
mit  jenem  Jahresbetrage,  welcher  zur  Verzinsung  und  Tilgung  eines 
Anlehensbetrages  von  je  5  Millionen  Gulden  erforderlich  ist,  wogegen 
das  restliche  Erforderniss  für  Verzinsung  und  Tilgung  des  zum  Zwecke 
der  Geldbeschaffung  für  die  Wienflussregulirung  zu  begebenden  Anlehens- 
betrages ausschliesslich  von  der  Gemeinde  Wien  zu  bestreiten  ist. 

X. 

Die  Einnahmen  des  nach  Punkt  IX  zu  bildenden  Fondes  werden 
bestehen : 

1.  aus  dem  Erlöse  des  vorgedachten  nach  Erforderniss  serienweise 
zu  begebenden  Anlehene; 

2.  aus  den  vom  Staate,  dem  Lande  und  der  Gemeinde  Wien  für 
die  Verzinsung  und  Tilgung  des  sub  1  angeführten  Anlehens  zuge- 
sicherten jährlichen  Beitragsleistungen,  welche  zu  den  zu  vereinbarenden 
Terminen  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Punkte  IX  und  nach 
Massgabe  des  auf  Grund  der  Abrechnungen  sich  ergebenden  Bedarfes 
zur  Verfügung  zu  stellen  sind; 

3.  aus  den  Erträgnissen  (Fructificatiooszinsen)  der  jeweilig  unver- 
wendeten  Theilbeträge  des  Erlöses  aus  dem  nach  Z.  1  zu  begebenden 
Anlehen ; 

4.  aus  den  Erträgnissen  der  jeweilig  ausgeführten  Verkehrsanlagen 
(Betriebsreinerträgnissen  der  Bahnen,  Gebühren  für  die  Hafenanlagen 
u.  dgl.); 
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5.  aus  den  sonstigen,  aus  der  Gebarung  der  Commission  sich  er- 
gebenden Einnahmen  aus  Grundverkäufen,  Mieth-  und  Pachtzinsen  u.  dgl. 

Die  im  Vorstehenden  sab  3,  4  und  6  angeführten  Einnahmen  des  , 
Fondes  sind  mit  Ausnahme  etwaiger  Erträgnisse  und  Einnahmen  aus 
der  Wienflussreguliruug,  welche  ausschliesslich  der  Gemeinde  Wien  zu- 
fliessen  sollen,  dem  Staate,  dem  Lande  und  der  Gemeinde  nach  dem 
Verhältnisse  ihrer  Antheilnabme  an  den  Capitalslasten  (Punkt  IX)  gut- 
zuschreiben. 

Dagegen  sind  aus  dem  su  bildenden  Fonde  su  bestreiten  die 
Auslagen: 

1.  für  die  laufende  Gebarung  der  Commission; 

2.  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  des  vorgedachten  Anlehens; 

3.  für  die  Herstellung,  Ausrüstung  uud  Inbetriebsetzung  der  von 
der  Commission  auszuführenden  Verkehrsanlagen,  einschliesslich  der  that- 
sächlich  auflaufenden  Intercalarzinsen; 

4.  für  die  Erhaltung,  Reconstruction  und  Erneuerung,  dann  für 
die  Erweiterung  eben  dieser  Verkehrsanlagen. 

XI. 

Sofern  sich  nach  vollständiger  Durchführung  der  von  der  Com- 
mission zu  bewirkenden  Verkehrsanlagen  aus  der  Gebarung  mit  dem 
mehrgedachten  Fonde  Ertragsüberschüsse  ergeben  sollten,  sind  die 
letzteren  in  erster  Linie  zur  Bildung  eines  R eservefondes  für  unvor- 
hergesehene Auslagen  und  für  Erweiterungsbauten  und  sonstige  Inveati-  - 
tionen  auf  den  von  der  Commission  ausgeführten  Verkehrganlagen  zu 
verwenden. 

Sobald  dieser  Reservefond  die  Höhe  von  5  Percent  des  investirten 
Anlagecapitales  erreicht  hat,  können  etwaige  weitere  Ertragsttberschüeee 
zu  sonstigen,  mit  den  ausgeführten  Arbeiten  im  Zusammenhange  stehen- 
den öffentlichen  Arbeiten  in  Wien  verwendet  werden. 

XII. 

Der  mehrgedachte  Fond  ist  aufzubeben  und  die  Commission  für 
Verkebrsanlagen  in  Wien  aufzulösen,  sobald  die  Anlehensschuld  der 
Commission  vollständig  getilgt  sein  wird. 

In  diesem  Falle  sind  die  bei  Liquidation  des  Fondes  sich  er- 
gebenden Activen  und  Passiven  nach  Verhältniss  der  Antheilnahme 
an  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlehens  vom  Staate,  dem  Lande 
und  der  Gemeinde  Wien  zu  übernehmen. 

In  diesem  Falle  wird  ferner  das  Eigenthum  und  die  Verwaltung 
der  ausgeführten  Verkehrsanlagen,  und  zwar  bezüglich  der  Bahnen 
sammt  Zugehör  an  den  Staat,  bezüglich  der  Wienregulirungsanlagen 
und  der  Sammelcanäle  längs  des  Wienflusses  und  des  Donaucanales  * 
an  die  Gemeinde  Wien,  bezüglich  des  zu  Hafenanlagen  umgestalteten 
Donaucanales  an  die  Donauregulirungscommission  oder  deren  Rechts- 
nachfolger übergehen. 
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XIII. 

Für  die  im  Punkte  I,  ZZ.  1  bis  einschliesslich  4,  angeführten 
öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob 
dieselben  durch  die  nach  Punkt  VII,  Absatz  1,  einzusetzende  Commission 
aasgeführt  oder  im  Wege  der  Concessiousertheilung  an  eine  Privat- 
unternehmung sichergestellt  werden,  sollen  vom  Staate,  beziehungsweise 
vom  Lande  und  der  Gemeinde  Wien  die  nachstehenden  Begünsti- 
gungen gewährt  werden: 

1.  die  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zulässigen  oder  durch 
besondere  Gesetze  einzuräumenden  Steuer-,  Stempel-  und  Gebühren- 
befreiungen sowohl  in  Bezug  auf  den  Bau,  einschliesslich  der  Grund- 
erwerbung, die  Ausrüstung  und  den  Betrieb  der  Verkehrsaulagen,  als 
auch  in  Bezug  auf  die  Geldbeschaffung  einschliesslich  der  Ausgabe  des 
Anlehens.  Insofern  und  insolange  als  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften 
die  Vorechreibung  einer  Staatssteuer  nicht  stattfindet,  sind  auch  die 
bezüglichen  Landes-  und  Gemeindezuschläge  nicht  einzuheben; 

2.  die  unentgeltliche  Benützung  (Unterfahrung  oder  Uebersetzucg) 
öffentlicher  Strassen  (Aerarial-,  Landes-  und  Gemeindestrassen),  insofern 
dadurch  die  Strasse  ihrer  Bestimmung  für  den  öffentlichen  Verkehr 
nicht  entzogen  wird; 

3.  die  unentgeltliche  Bestellung  einer  Servitut  an  Grundstücken 
des  Staates,  des  Landes  oder  der  Gemeinde  Wien,  insoweit  dies  zum 
Zwecke  der  ersten  Herstellung  und  der  Erhaltung  der  mehrgedachten 
Verkehrsanlagen  erforderlich  erscheint. 

Sollte  zu  diesem  Zwecke  die  Abtretung  des  Bigenthumes  oder 
sonstiger  Rechte  an  Grundstücken  erforderlich  sein,  so  bat  auch  diese 
Abtretung  unentgeltlich  zu  geschehen. 

Bezüglich  solcher  Grundstücke  wird  jedoch  die  Unternehmung 
verpflichtet  sein,  die  Kreuzung  der  Verkehrsanlage  durch  bestehende 
oder  neu  herzustellende  öffentliche  oder  private  Leitungen  (Wasser- 
oder Gasleitungen,  Canäle,  Kabel  u.  dgl.)  einschliesslich  der  Erhaltung 
unentgeltlich  mit  der  Massgabe  zu  gestatten,  dass  hiedurch  der  Bestand 
und  Betrieb  der  Verkehrsanlage  nicht  gefährdet  wird,  und  dieser 
letzteren  die  aus  diesem  Anlasse  etwa  erwachsenden  Kosten  vergütet 
werden. 

Desgleichen  bleibt  bezüglich  der  gedachten  Grundstücke  vor- 
behalten, die  unter  den  Verkehrsanlagen  (Hochbahnviaducte  etc.)  be- 
findlichen oder  oberhalb  dieser  Anlagen  zu  schaffenden  Flächen  (über- 
deckte Strecken  der  Bahnen  etc.)  für  öffentliche  Zwecke  zu  benützen, 
zu  welchem  Ende  die  Constructionen  so  auszuführen  sind,  daas  die 
beabsichtigte  Benützung  für  öffentliche  Zwecke  möglich  erscheint.  Die 
im  Falle  der  Auflassung  oder  Umlegung  der  Verkehrsanlagen  oder 
einzelner  Strecken  derselben  verfügbar  werdenden  Grundflächen  sind, 
insofern  dieselben  unentgeltlich  abgetreten  wurden,  an  die  früheren 
Eigenthümei  unentgeltlich  zurückzustellen. 
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Ausgenommen  von  der  unentgeltlichen  Bestellung  von  Servituten 
oder  der  unentgeltlichen  Abtretung  des  Eigenthuines  oder  sonstiger  Rechte 
sind  jene  Grundstücke,  welche  schon  im  Zeitpunkte  der  Herstellung  der 
betreffenden  Verkehrsanlagen  ohne  Rücksicht  auf  die  durch  die  letzteren 
herbeizuführende  Aenderung  der  Verhältnisse  als  verkäufliche  Baugründe 
anzusehen  sind.  In  letzterem  Falle  ist  die  zu  Lasten  des  Fondes  an 
den  Staat,  das  Land  oder  die  Stadt  zu  leistende  Entschädigung  bei  dem 
Abgange  einer  gütlichen  Vereinbarung  nach  den  für  die  Enteignung  zu 
Zwecken  des  Eisenbahnbaues  geltenden  Vorschriften  (Punkt  XIV)  zu 
ermitteln. 

XIV. 

Zur  Ausführung  der  im  Punkte  I,  ZZ.  1  bis  einschliesslich  4, 
angeführtun  Verkehrsanlagen  wird  der  Commission  das  Enteignung s- 
recht  eingeräumt,  wobei  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  Februar 
1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  30,  betreffend  die  Enteignung  zum  Zwecke  der 
Herstellung  und  des  Betriebes  von  Eisenbahnen,  auch  auf  die  im 
Punkte  I,  ZZ.  2,  3  und  4,  bezeichneten  Verkebreanlagen  sinngemäss 
Anwendung  zu  finden  haben. 

2.  Gesetz  vom  18.  Jnli  1892,  L.  G.  und  V.  Bl.  für  Nied. 

Oest.  Nr.  42, 

betreffend  die  Ausführung  tou  öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthums  Oesterreich 
unter  der  Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1. 

Das  beiliegende  Programm  für  die  finanzielle  Sicherstellung  und 
die  Ausführung  der  nachstehenden  grossen  Verkehrsanlagen  in  Wieu, 
und  zwar: 

1.  der  Wiener  Stadtbahn; 

2.  der  Regulirung  des  Wienflusses  unter  gleichzeitiger  Anlage 
beiderseitiger  Sammelcanäle ; 

3.  der  Anlage  von  Hauptsammelcanälen  beiderseits  des  Donau- 
canales; 

4.  die  Umwandlung  des  Donaucanales  in  einen  gegen  grössere 
Hochwässer  geschützten  Handels-  und  Winterhafen  — 

wird  genehmigt. 

§  2. 

Das  Erzberzogthum  Oesterreich  unter  der  Enns  betheiligt  sich  an 
der  Ausführung  der  im  §  1  bezeichneten  Verkehrsanlagen  und  an  dem 
hiefür  nach  Punkt  IX  des  Programmes  zu  bildenden  Fonde,  und  zwar 
an  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  aufzunehmenden  Anlehens  bezüglich 
der  Kosten  der  Stadtbahn   (§1,  Z.  l)  und  der  Anlage  der  Haupt- 
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sammelcanäle  beiderseits  des  Donaucanales  (§1,  Z.  3)  mit  je  5  Percent, 
bezüglich  der  Umwandlung  des  Donaacanales  in  einen  Handels-  und 
Winterhafen  (§  1,  Z.  4)  mit  25  Percent.  Bezüglich  der  Wienfluss. 
regulirung  (§  1,  Z.  2)  übernimmt  das  Land  die  Verzinsung  und  Tilgung 
jenes  Anlehensbetrages,  welcher  zur  Beschaffung  des  nach  Massgabe 
des  Baufortschrittes  auszuzahlenden,  auf  das  Land  entfallenden  effectiven 
Betrages  von  fünf  Millionen  Gulden  nebst  den  auflaufenden  Intercalar- 
zinsen  erforderlich  ist. 

Die  Betheiligung  des  Landes  erfolgt  unter  der  Bedingung,  dass 
dem  Programme  von  Seite  der  Gemeinde  Wien  unter  Ueberoahme  der 
daselbst  festgesetzten  Beitragsleistung  zugestimmt  wird  und  das  gedachte 
Programm,  insbesondere  auch  behufs  der  demselben  entsprechenden 
Betheiligung  des  Staates,  die  verfassungsmässige  Genehmigung  erlangt 

§  3. 

Der  Landesausschuss  wird  ermächtigt,  die  im  §  2  und  im  Punkte  IX, 
zweiter  Absatz  des  Programmes  festgesetzte  Beitragsleistung  des  Landes 
zu  der  höchstens  4percentigen  Verzinsung  des  behufs  der  Geldbeschaffung 
für  die  im  §  1  genannten  Verkebreanlagen  aufzunehmenden  gemeinsamen 
Anlehens  und  zur  Tilgung  desselben  innerhalb  längstens  90  Jahren  im 
Wege  eines  mit  der  Regierung  und  der  Gemeinde  Wien,  beziehungs- 
weise mit  der  nach  Punkt  VII  des  Programmes  einzusetzenden  „Com- 
mission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien",  abzuschliessenden  Ueberein- 
kommens  zuzusichern. 

Bezüglich  der  sämmtlichen  im  Sinne  des  Programmes  bis  Ende 
1897  auszuführenden  Verkehrsanlagen,  wie  selbe  im  Programme  in 
Punkt  III,  IV,  Absatz  7  und  8,  V,  Absatz  13  und  14,  VI,  Absatz  4 
und  5,  vorkommen,  darf  die  Anlehenssuinme,  deren  Verzinsung  und 
Tilgung  von  dem  Landesausschusse  auf  Grund  der  vorstehenden  Er- 
mächtigung zugesichert  werden  kann,  den  Höchstbetrag  von  12,000.000  fl. 
(zwölf  Millionen  Gulden)  nicht  überschreiten.  In  dieser  Summe  ist  die 
volle  Beitragsleistung  des  Landes  zur  Wieufluesregulirung  in  der  ersten 
und  zweiten  Bauperiode  enthalten  (Programmpunkt  IV,  Absatz  7). 

Sollte  einer  Privatunternehmung  die  Concession  zum  Baue  der 
Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  (Punkt  II  des  Programmes  lit.  cf, 
e,  /,  »  und  k)  ertheilt  werden,  so  wird  der  soeben  bezeichnete  Höchst- 
betrag auf  die  Summe  von  10,800.000  fl.  (zehn  Millionen  achtmal- 
hunderttausend  Gulden)  herabgesetzt. 

Eine  Erhöhung  des  Maximalbetrages  von  12,000.000  fl.,  beziehungs- 
weise 10,800.000  fl.  oder  überhaupt  die  Uebernahme  irgend  einer 
weiteren  Zahlungs-  oder  Beitragspflicht  des  Landes  kann  nur  durch  ein 
Landesgesetz  bewilligt  werden. 

Bezüglich  der  das  Land  treffenden  Ausgaben  der  zweiten  Bau- 
periode (1898  bis  Ende  1900)  ist  längstens  im  Jahre  1897  die  gesetz- 
lich erforderliche  Vorsorge  zu  treffen. 
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Die  in  Gemässheit  der  vorstehenden  Bestimmungen,  und  zwar 
vom  Jahre  1898  angefangen,  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  von  der 
Commissi on  für  Verkebrsanlagen  in  Wien  aufzunehmenden  gemeinsamen 
Anlehens  (Programm  Punkt  IX  und  X,  Z.  2)  vom  Lande  zu  leistenden 
Beträge  sind  von  dem  gedachten  Jahre  an  in  den  Voranschlag  des 
Landesfond  es  für  das  betreffende  Jahr  einzustellen. 

Vgl.  §  2  des  Landeageaetsea  vom  9.  April  1894  (Doc.  7)  und  §§  2  und  S 
dea.Laudeageaetsea  vom  23.  Mai  1896  (Doc.  11). 

§ 

Der  Landtag  wählt  aus  seiner  Mitte,  und  zwar  aus  dem  ganzen 
Hause,  gemäss  Punkt  VII  des  Programme«  fünf  Mitglieder  und  zwei 
Ersatzmänner  in  die  Commission  für  Verkehrsaulagen  in  Wien. 

Das  Mandat  der  Gewählten  erlischt,  sobald  ein  neugewählter  Land- 
tag die  Neuwahl  vorgenommen  hat,  oder  wenn  der  Gewählte  aus  irgend 
einem  Grunde  aus  dem  Landtage  ausscheidet. 

Die  Ersatzmänner  sind  als  erster  und  zweiter  Ersatzmann  zu  wählen 
und  haben  im  Falle  der  dauernden  Verhinderung  von  Mitgliedern  einzutreten. 

§  5. 

Für  die  von  der  vorgenannten  Commission  und  eventuell  von  dem 
Concessionär  der  Localbahnen  auszuführenden  Anlagen  ist  gemäss 
Punkt  XIII,  Z.  2  des  Prograrames  eine  besondere  Bewilligung  zur 
Benützung  der  öffentlichen  nicht  ärarischen  Strassen  nicht  erforderlich. 

§  6. 

Für  die  Abtretung  oder  Belastung  von  Grundstücken,  welche  zu 
dem  Stammvermögen  des  Landes  gehören,  ist,  wenn  dieselbe  in  Ge- 
rn ässheit  der  Bestimmungen  im  Punkte  XIII,  Z.  S  des  Programmes 
geschieht,  eine  besondere  Genehmigung  nicht  mehr  erforderlich. 

§  7. 

Der  Gemeinde  Wien  wird  gestattet,  jene  Verpflichtungen  einzu- 
gehen, wie  auch  jene  Veräußerungen  und  Belastungen  ihres  Vermögens 
vorzunehmen,  welche  ihr  in  Gemässheit  des  genehmigten  Programmes  zu- 
kommen, ohne  dass  für  die  bezüglichen  Beschlüsse  des  Gemeinderathes  die 
sonst  gemäss  §52  des  Gemeindestatutes  vom  19.  December  1890,  L.  G. 
und  V.  Bl.  Nr.  45,  vorgeschriebenen  Erfordernisse  und  die  Erwirkung 
weiterer  Gesetze  nöthig  wäre. 

§  8. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 

Ischl,  am  18.  Juli  1892. 

Franz  Joseph  m.  p. 

TaafTe  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

Folgt  das  bei  Doc.  1  abgedruckte  „ Programm  für  die  finanzielle  8icher- 
atellung  und  die  Auaführung  von  öffentlichen  Verkehraanlagen  in  Wien". 
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3.  Uebereinkommen, 

welches  am  unten  gesetzten  Orte,  Tage  und  Jahre  zwischen  den  nach- 
benannten Contrahenten,  und  zwar: 

1.  dem  k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  k.  Finanzministerium 
im  Namen  des  Staates; 

2.  dem  niederösterreichischen  Landesausschusse  im  Namen  des 
Erzherzogtumes  Oesterreich  unter  der  Eons; 

3.  dem  Bürgermeister  Dr.  Johann  Prix  im  Namen  der  k.  k.  Reichs- 
haupt-  und  Residenzstadt  Wien;  und 

4.  der  Commission  för  Verkehrsanlagen  in  Wien  in  Vertretung 
des  zur  Ausführung  dieser  Verkehrsanlagen  dienenden  Fondes  — 

auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  des 
niederösterreichischen  Landesgesetzes  vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  und 
V.  Bl.  Nr.  42,  und  der  Beschlüsse  des  Wiener  Gemeinderathes  vom 
27.  Jänner  1892,  Z.  3817,  und  vom  8.  Jnli  1892,  Z.  3766,  ab- 
geschlossen wurde,  wie  folgt: 

Nachdem  die  k.  k.  Regierung  durch  Artikel  III  des  obigen 
Reichsgeaetzes  ermächtigt  worden  ist,  die  im  Artikel  II  dieses  Gesetzes 
festgesetzte  Beitragsleistung  des  Staates  zu  den  Kosten  der  im  Artikel  I 
genaonten  Verkehrsanlagen  im  Wege  eines  mit  dem  nieder  öster- 
reichischen Landesausschusse  namens  des  Landes  Oesterreich  unter  der 
Enns  und  der  Gemeinde  Wien,  welche  hiemit  die  ihnen  nach  obigem 
Gesetze  obliegenden  Beitragsleistungen  übernehmen,  beziehungsweise 
mit  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  abzuschliessenden 
Uebereinkommens  zuzusichern,  so  sind  zu  diesem  Zwecke  die  nach- 
stehenden Bestimmungen  vereinbart  worden: 

Artikel  I. 

Die  k.  k.  Regierung  im  Namen  des  Staates,  der  niederöster- 
reichische Landesausschuss  im  Namen  des  Erzherzogthums  Oesterreich 
unter  der  Enns  und  der  Bürgermeister  der  Stadt  Wien  im  Namen  der 
Gemeinde  Wien  verpflichten  sich  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  von 
der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  aufzunehmenden,  im 
Artikel  II  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892.  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  er- 
wähnten, mit  höchstens  4  Percent  verzinslichen  und  innerhalb  längstens 
90  Jahren  rückzahlbaren  Anlehens,  respective  der  allfälligen  mehreren 
Emissionen  dieses  Anlehens  folgende  Beiträge  zu  leisten,  rttcksichtlich 
an  die  genannte  Commission  zu  bezahlen,  und  zwar: 

1.  bezüglich  der  bis  Ende  1897  zu  vollendenden  Hauptbahnlinien 
der  Stadtbahn: 

a)  der  Staat  siebenundachtzig  nnd  fünf  Zehntel  (87*5)  Percent; 

b)  das  Land  fünf  (&)  Percent; 

e)  die  Gemeinde  Wien  sieben  und  fünf  Zehntel  (7*5)  Percent; 

2.  bezüglich  der  Anlage  von  Hauptsaromelcanälen  längs  des 
Donaucanales  der  Staat  und  das  Land  je  fünf  (5)  Percent,  die  Gemeinde 
Wien  neunzig  (90)  Percent; 

67* 
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3.  bezüglich  der  Umwandlung  des  Donaucanales  in  einen  Handels- 
und  Winterhafen  der  Staat  Sechsundsechzig  zwei  Drittel  (662/3)  Percent, 
das  Land  fünfundzwanzig  (25)  Percent,  die  Gemeinde  Wien  acht  ein 
Drittel  (8'/s)  Percent; 

4.  bezüglich  der  Wienflussregulirung  übernimmt  der  Staat  vom 
1.  Jänner  1898  an  die  Verzinsung  und  Tilgung  eines  Nominalbetrages 
von  fünf  Millionen  (5,000.000)  Gulden  österr.  Währ,  des  obigen  An- 
lehens.  Das  Land  Niederösterreich  übernimmt  die  Verzinsung  und 
Tilgung  jenes  Anlehensbetrages,  welcher  zur  Beschaffung  des  nach 
Massgabe  des  Baufortscbrittes  auszuzahlenden,  auf  das  Land  entfallen- 
den effektiven  Betrages  von  fünf  Millionen  (5,000.000)  Gulden  österr. 
Wahr,  nebst  den  auflaufenden  Intercalarzinsen  erforderlich  ist 

Die  Gemeinde  Wien  übernimmt  die  Verzinsung  und  Tilgung  jenes 
Anlehensbetrages,  welcher  zur  Beschaffung  des  nach  Massgabe  des  Bau- 
fortscbrittes auszuzahlenden,  auf  die  Gemeinde  Wien  entfallenden  effec- 
tiven Betrages  von  fünf  Millionen  (5,000.000)  Gulden  nebst  den  auf» 
laufenden  Intercalarzinsen  erforderlich  ist,  Bowie  auch  die  Verzinsung 
und  Amortisation  jenes  Betrages,  welcher  für  diese  Arbeiten  über  deu 
Betrag  von  fünfzehn  Millionen  (15,000.000)  Gulden  österr.  Währ, 
effectiv  bis  zum  voraussichtlichen  Betrage  von  zwanzig  Millionen 
(20,000.000)  Gulden  österr.  Wahr,  auflaufen  wird. 

Zufolge  Beschlusses  der  Commissiou  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom 
1.  Juli  1893  sind  gemeinsame  Ausgaben,  insbesondere  der  Aufwand  für  die 
Commission,  auf  die  einzelnen  Verkehrsanlagen  nach  Massgabe  der  bis  zum 
Zeitpunkte  des  alljährlichen  Rechnungsabschlusses  investirten  effecÜTen  Capital- 
beträge  (einschliesslich  der  Geldbesohaffungskosten  und  Intercalarzinsen)  zu 
vertheilen. 

Artikel  II. 

Bezüglich  der  im  Sinne  des  mit  dem  obcitirten  Reichsgesetze  ge- 
nehmigten Programmes  bis  Ende  1897  auszuführenden  Verkehrsanlagen 
wird  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Localbahnlinien  der  Wiener 
Stadtbahn  im  Wege  der  Concessionsertheilung  an  eine  Privatunter- 
nehmung sichergestellt  werden,  die  Verzinsung  und  Tilgung  einer  An- 
lehenssumme  im  Maximalbetrage  von  einundvierzig  Millionen  (41,000.000) 
Gulden  österr.  Wäbr.  von  Seite  des  Staates  auf  Grund  des  Artikels  IV 
des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  hiemit  zugesichert. 

Artikel  III. 

Bezüglich  der  im  Sinne  des  Programmes  bis  Ende  1897  auszu- 
führenden Verkehrsanlagen  wird  von  Seite  des  Landes  Niederösterreich 
die  Verzinsung  und  Tilgung  einer  Anlehenssumme  im  Höchstbetrage 
von  zehn  Millionen  achthunderttausend  (10,800.000)  Gulden  österr. 
Wäbr.  hiemit  zugesichert.  In  dieser  Summe  ist  die  volle  Beitrags 
leistung  des  Landes  zur  Wienflussregulirung  in  der  ersten  und  zweiten 
Bauperiode  enthalten.  (Programm  Punkt  IV,  Absatz  7.) 
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Artikel  IV. 

Bezüglich  der  sämmtlichen  im  Sinne  des  Programmes  bis  Ende 
1897  auszuführenden  Verkehrsanlagen  wird  die  Verzinsung  und  Tilgung 
einer  Anlehenssumme  im  Höchstbetrage  von  einundzwanzig  Millionen 
vierbunderttaueend  (21,400.000)  Gulden  österr.  Währ,  seitens  der  Ge- 
meinde Wien  biemit  zugesichert. 

In  dieser  Summe  ist  die  Beitragsleistung  für  die  Wienflussregulirung 
im  Höchstbetrage  einer  Bausumme  von  zehn  Millionen  (10,000.000) 
Gulden  enthalten,  obschon  dieselbe  erst  bis  Ende  1900  zu  verwenden  ist. 

Artikel  V. 

Für  den  Fall,  als  die  im  Artikel  II  enthaltene  Voraussetzung  der 
Concessionirung  der  Localbahnen  nicht  eintreten  sollte,  wird  bezüglich 
des  für  diese  Localbahnen  zu  verwendenden  Anlehensbetrages  die  Bei- 
tragBleistung 

a)  des  Staates  mit  füofundacbtzig  (85)  Percent  (Artikel  II,   lit.  6 
des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  B.  G.  Bl.  Nr.  109); 

b)  des  Landes  mit  fünf  (6)  Percent  (§  2  des  Landesgesetzea  vom 
18.  Juli  1892,  L.  G.  und  V.  Bl.  Nr.  42); 

c)  der  Gemeinde  Wien  mit  zehn  (10)  Percent  (§  2  des  Gemeinde- 
rathsbeschlusses vom  27.  Jänner  1892,  Z.  3817)  festgesetzt. 

In  diesem  Falle  bleibt  eine  Erhöhung  der  im  Artikel  IV  des 
Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  bestimmten  Anlehens- 
summe im  Maximalbetrage  von  41,000.000  fl.  österr.  Währ,  der  Gesetz- 
gebung vorbehalten. 

Die  Beitragsleistung  des  Landes  erhöht  sich  in  dem  in  Rede 
stehenden  Falle  in  Folge  des  §3  des  Landesgesetzes  vom  18.  Juli  1892, 
L.  G.  und  V.  Bl.  Nr.  42,  auf  die  Verzinsung  und  Tilgung  eines  An- 
lehens  im  Höchstbetrage  von  zwölf  Millionen  (12,000.000)  Gulden 
österr.  Währ,  und  jene  der  Gemeinde  Wien  auf  die  Verzinsung  und 
Tilgung  eines  Anlehens  im  Höchstbetrage  von  vierundzwanzig  Millionen 
(24,000.000)  Gulden  österr.  Währ.  (Gemeinderathsbeechluss  vom 
27.  Jänner  1892,  Z.  3817.) 

Artikel  VI. 

Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  verpflichtet  sich, 
über  die  Gebarung  ihres  Fond  es  jeder  der  drei  Curien  alljährlich  bis 
Ende  April  Rechnung  zu  legen  und  zugleich  über  den  Fortgang  der 
Arbeiten  Bericht  zu  erstatten. 

Artikel  VU. 

Es  ist  wohlverstanden,  dass  durch  dieses  Uebereinkommen  die 
Rechte  und  Pflichten  des  Staates,  des  Landes  und  der  Gemeinde  Wien, 
wie  sie  sich  aus  den  eingangs  bezogenen  GeBetzen  und  aus  dem  mit 
denselben,  sowie  mit  den  vorcitirten  Gemeinderathsbeschlüssen  ge- 
nehmigten Programme  für  die  finanzielle  Sicherstellung  und  für  die 
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Ausführung  von  öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien  ergeben,  in 
keiner  Weise  abgeändert,  vielmehr  in  vollem  Umfange  aufrecht  erhalten 
werden  sollen. 

Dies  gilt  insbesondere  von  dem  Rechte  der  Gemeinde  Wien,  in 
dem  Falle  als  die  Gemeinde  sich  entschliessen  sollte,  für  die  Zwecke 
der  WienflusareguliruDg  einen  höheren  Betrag  als  die  im  Artikel  I  er- 
wähnten zwanzig  Millionen  (20,000.000)  Gnlden  aufzuwenden,  zu  ver- 
langen, dass  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  auch  dieses  Mehr- 
erforderniss  in  das  von  der  Commission  aufzunehmende  Anlehen  ein- 
beziehe, wogegen  das  Erforderniss  für  die  Verzinsung  und  Tilgung 
dieses  Anlehensbetrages  ausschliesslich  von  der  Gemeinde  Wien  zu  be 
streiten  sein  würde.  (Artikel  IX,  Scblussabsatz  des  Programmes.) 

Artikel  VIII. 

Dieser  Vertrag  wurde  in  vier  ungestempelten  Originalexemplaren 
ausgefertigt,  von  welchen  eines  der  Staatsverwaltung  zu  Händen  des 
k.  k.  Handelsministeriums,  eines  dem  niederösterreichischen  Landesaus- 
schusse,  eines  der  Gemeinde  Wien  und  eines  der  Commission  für  Ver- 
kehrsanlagen in  Wien  übergeben  wurde. 

Wien,  am  13.  April  1898. 

Der  k.  k.  Handelsminister:  Der  k.  k.  Finanzmiinster: 

Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

Der  niederQsterreichisohe  Landosausschuss: 

L.  Gudenus  m.  p. 
Dr.  Weitlof  m.  p.  Granitsch  na.  p. 

Der  Bürgermeister  der  k.  k.  Reiohshaupt-  und  Residenzstadt  Wien 

Dr.  J.  Prix  m.  p. 

Carl  Meissl  m.  p.  R.  Witzelsberger  m.  p. 

Stadtrath.  Stadtrath. 

Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien: 
Wittek  m.  p. 

4.  Concessionsurknnde  vom  18.  December  1892,  R.  G.  Bl. 

Nr.  230, 

für  die  Hauptbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  die  Bitte 
um  Brtbeilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der  Hauptbahn- 
linien der  Wiener  Stadtbahn  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten  Com- 
mission diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  vom 
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14.  September  1854,  R.  6.  Bl.  Nr.  238,  und  des  Gesetze«  vom  18.  Jul 
1892,  R.  6.  BI.  Nr.  109,  sowie  des  niederösterreichiscben  Landesgesetze 
vom  18.  Juli  1892,  L.  6.  Bl.  Nr.  42,  wie  folgt,  au  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehenden,  als  normalspurige 
Hauptbahnen  auszuführenden  Linien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes,  und  zwar : 

1.  der  Gürtellinie  von  einem  Punkte  der  Kaiser  Franz  Joseph- 
Bahn  nächst  Heiligenstadt  mit  thunlichster  Benützung  der  Gürtelstrasse, 
den  bestehenden  Wiener  Bahnhof  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  berührend, 
zum  Anschlüsse  einerseits  an  die  Wiener  Verbindungsbahn  und  be- 
ziehungsweise an  die  Südbabn  bei  Matzleinsdorf,  andererseits  an  die 
Südbahn  bei  Meidling  mit  Verbindungslinien  zum  Anschlüsse  an  die 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  etwa  in  der  Station  Penzing,  dann  an  die 
Donauuferbahn,  beziehungsweise  zur  Donaustadtlinie  (Z.  2); 

2.  der  Donaustadtlinie  von  der  Wiener  Verbindungsbahn  am 
Praterstern  in  die  Donaustadt  und  sodann  entlang  der  bestehenden 
Donauuferbahn  zur  Station  Nussdorf  der  Kaiser  Franz  Joseph- Bahn  mit 
einer  Verbindung  zur  Kaiser  Ferdinands-Nordbabn ; 

3.  der  Vorortelinie  von  der  neu  anzulegenden  Station  Heiligen- 
Stadt  der  in  Z.  1  genannten  Gürtellinie  über  Döbling,  Währing,  Hernais, 
Ottakring  und  Breitensee  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  in  der  Strecke  Penzing-Hütteldorf. 

Vgl.  die  Beschlüsse  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom 
16.  Jänner  1894  (Doe.  6)  und  vom  11.  Juli  1895  (Doo.  10),  sowie  §  1  der  Con- 
uessionsurkunde  vom  3.  August  1894  (Doc.  8). 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildenden  Eisenbahnen  werden  gemäss  Artikel  V  des  Gesetzes  vom 
18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Commission  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichenden  Eingaben, 
von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle  im  Grunde 
dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücherlichen  Ein* 
tragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und  amtliche  Aus- 
fertigungen zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capit  als  Verzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahr  es  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,   des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verbandlungen  keine  An- 
wendung; 
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b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  nnd  Gebühren  für  die  Aus- 
gabe der  Obligationen  des  von  der  Commission  aufzunehmenden 
gemeinsamen  Anlehens  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  nnd  für 
die  Einverleibung  des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
vorgedacbten  Obligationen  bestimmten  eisenbahnbflcherlichen  Ein- 
heiten oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Conceesionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  nnd  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  nnd  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
eröffnung an  gerechnet,  insoweit  dieselbe  jedoch  vor  dem  1.  Jänner 
1898  stattfinden  sollte,  auf  die  Dauer  vom  Beginne  des  Betriebes 
bis  1.  Jänner  1928; 

e)  die  Befreiung  von  den  in  der  Tarifpost  47  e  des  Gesetzes  vom 
13.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  89,  festgesetzten  Stempel- 
gebühren von  den  Fahrkarten  bezüglich  der  Personenbeförderung 
auf  den  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bildenden 
Bahnlinien  auf  die  Dauer  der  in  lit.  d  festgesetzten  Steuer- 
befreiungen, unbeschadet  der  Begünstigungen  der  Gesetze  vom 
11.  Mai  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  39,  und  vom  30.  März  1875, 
R.  G.  Bl.  Nr.  42. 

Die  gleiche  Befreiung  gilt  für  directe  Fahrkarten  im  Ueber- 
gaugs rerkehre  zwischen  den  den  Gegenstand  dieser  Concessions- 
urkunde bildenden  und  den  künftig  zu  concessionirenden  Bahn- 
linien des  Wiener  Stadtbahnnetzes,  sowie  den  innerhalb  des  Wiener 
Stadtgebietes  gelegenen  Strecken  der  bestehenden  Eisenbahnen; 

f)  insofern  und  insolange,  als  in  Folge  der  im  vorstehenden  Absatz 
lit.  d  gewährten  Steuerbefreiung  die  Vorschreibung  einer  Staats- 
steuer nicht  stattfindet,  sind  auch  die  bezüglichen  Landes-  und 
Gemeindezuschläge  nicht  einzuheben. 

§  3. 

Der  Bau  der  nachstehenden  Strecken  der  im  §  1  genannten 
Bahnen,  und  zwar: 

1.  der  Theilstrecke  der  Gürtellinie  vom  Bahnhofe  Heiligenstadt 
bis  zum  Westbahnhofe  nebst  der  Verbindungslinie  zur  Donauuferbahn; 

2.  der  Donaustadtlinie,  und  zwar  in  der  Strecke  vom  Praterstern 
bis  zum  Bahnhofe  Donaustadt  in  definitiver  und  von  da  bis  zur  Station 
Nussdorf  in  provisorischer  Ausführung  nebst  der  Verbindung  zur  Kaiser 
Ferdinands.Nordbahn  und 
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8.  der  Theilstrecke  von  Heiligenstadt  bis  Ottakring  der  Vorortelinie 
iet  sofort  nach  Ertheilung  des  Baueonsenses  zu  beginnen  und  längstens 
bis  Ende  des  Jabres  1897  zu  vollenden. 

Die  fertigen  Bahnen  sind  sohin  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  über- 
geben und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  in  ununterbrochenem 
Betriebe  cu  erhalten. 

Der  Bau  der  Verbindungslinie  von  der  Gürtellinie  zum  Anschlüsse 
an  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  etwa  in  der  Station  Penzing,  ist  aus- 
zuführen, sobald  die  Commission  diese  Verbindungslinie  im  Sinne  des 
mit  dem  Gesetze  vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  genehmigten 
Programmes  Punkt  II,  Abschnitt  A,  I,  lit,  a,  als  nothwendig  anerkennt. 

Der  Bau  der  übrigen  Strecken  der  im  §  1  bezeichneten  Eisen- 
bahnen ist  in  Angriff  zu  nehmen,  sobald  die  programmgemäße  Bethei- 
ligung des  Staates,  des  Landes  Oesterreich  unter  der  Enns  und  der 
Gemeinde  Wien  an  der  Aufbringung  der  biefür  erforderlichen  Geldmittel 
im  gesetzlichen  Wege,  beziehungsweise  durch  Beschluss  des  Wiener 
Gemeinderathes,  Biebergestellt  sein  wird. 

In  diesem  Falle  werden  die  Termine  für  die  Bauausführung  seiner- 
zeit bestimmt  werden. 

Vgl.  die  Beschlüsse  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom 
16.  Jänner  1894  (Doc.  G)  und  vom  11.  Juli  1895  (Doc.  10),  sowie  §  3  der  Con- 
cessionsurknnde  vom  3.  Augnst  1894  (Doc.  8). 

§  4. 

Der  Commission  wird  zur  Ausfuhrung  der  concessionirten  Eisen- 
bahnen das  Hecht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  der  Commission  auch  bezüglich  jener  etwa 
herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Errichtung  von 
der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen  erkannt  werden 
sollte. 

§  5. 

Die  Bestellung  von  Servituten  an  Grundstücken  des  Staates,  des 
Landes  Oesterreich  unter  der  Enns  oder  der  Gemeinde  Wien  hat,  in- 
soweit dies  zum  Zwecke  der  ersten  Herstellung  und  der  Erhaltung  der 
concessionirten  Bahnen  erforderlich  ist,  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Sollte  zu  diesem  Zwecke  die  Abtretung  des  Eigentumes  oder 
sonstiger  Rechte  an  derlei  Grundstücken  erforderlich  sein,  so  hat  auch 
diese  Abtretung  unentgeltlich  zu  geschehen. 

Bezüglich  solcher  Grundstücke  wird  jedoch  die  Commission  ver- 
pflichtet sein,  die  Kreuzung  der  Bahnanlage  durch  bestehende  oder  neu 
herzustellende  öffentliche  oder  private  Leitungen  (Wasser-  oder  Gas- 
leitungen, Canäle,  Kabel  u.  dgl.)  einschliesslich  der  Erhaltung  unent- 
geltlich mit  der  Massgabe  zu  gestatten,  dass  hiedurch  der  Bestand  und 
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Betrieb  der  Babnanlage  nicht  gefährdet  wird,  und  dieser  letzteren  die 
aus  diesem  Anlasse  etwa  erwachsenden  Kosten  vergütet  werden. 

Desgleichen  bleibt  bezüglich  der  gedachten  Grundstücke  vor- 
behalten, die  unter  den  Bahnanlagen  (Hochbahnviaducte  etc.)  befind- 
lichen oder  oberhalb  dieser  Anlagen  zu  schaffenden  Fliehen  (überdeckte 
Strecken  der  Bahnen  etc.)  für  öffentliche  Zwecke  su  benützen,  zu 
welchem  Ende  die  Constructionen  so  auszuführen  sind,  dass  die  beab- 
sichtigte Benützung  für  öffentliche  Zwecke  möglich  erscheint.  Die  im 
Falle  der  Auflassung  oder  Umlegung  der  Bahnanlagen  oder  einzelner 
Strecken  derselben  verfügbar  werdenden  Grundflächen  sind,  insofern 
dieselben  unentgeltlich  abgetreten  wurden,  an  die  früheren  Eigenthümer 
unentgeltlich  zurückzustellen. 

Auegenommen  von  der  unentgeltlichen  Bestellung  von  Servituten 
oder  der  unentgeltlichen  Abtretung  des  Eigenthumes  oder  sonstiger 
Rechte  sind  jene  Grundstücke,  welche  schon  im  Zeitpunkte  der  Her- 
stellung der  betreffenden  Bahnanlagen  ohne  Rücksicht  auf  die  durch 
die  letzteren  herbeizuführende  Aenderung  der  Verhältnisse  als  verkäuf- 
liche Baugründe  anzusehen  sind.  In  letzterem  Falle  ist  die  von  der 
Commission  an  den  Staat,  das  Land  oder  die  Stadt  zu  leistende  Ent- 
schädigung bei  dem  Abgange  einer  gütlichen  Vereinbarung  nach  den 
für  die  Enteignung  zu  Zwecken  des  Eisenbabnbauee  geltenden  Vor- 
schriften (§  4,  Alinea  1)  zu  ermitteln. 

§  6. 

In  Ansehung  der  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahnen  zu  be- 
nützenden öffentlichen  Strassen  (Aerarial-,  Landes-  und  Gemeindestrassen) 
hat  die  Commission  sich  jenen  Bedingungen  zu  fügen,  welche  von  der 
zur  Ertheilung  der  Zustimmung  zur  Benützung  der  betreffenden  Strasse 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  berufenen  Strassenbebörde  im  Einver- 
nehmen mit  den  Eisenbahnbehörden  vorgezeichnet  werden. 

Für  die  Benützung  (Unterfahrung  oder  Uebersetzung)  von  derlei 
Strassen  ist,  insofern  dadurch  die  Strasse  ihrer  Bestimmung  für  den 
öffentlichen  Verkehr  nicht  entzogen  wird,  seitens  der  Commission  ein 
Entgelt  nicht  zu  entrichten. 

§  7. 

Die  Commission  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  concessionirten 
Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde  und 
nach  den  vom  Handelsministerium  mit  der  Commission  zu  verein- 
barenden Concessionsbedtngnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden 
Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessions- 
gesetze  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 
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Der  Bau  der  concessionirten  Bahnen  ist  auf  Grund  der  von  der 
Commission  mit  der  Generaldirection  der  österreichischen  Staatsbahnen 
zu  treffenden  Vereinbarungen  der  Staatseisenbahnverwaltung  au  übertragen. 

§  8. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  be- 
sorgt werden.  Für  die  Anwendung  des  Militlrtarifes  auf  die  Beförderung 
von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rück- 
sichtlich der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen 
Staatsbabnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschtttzen  Tirols 
und  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Keisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu 
den  Waffen  Übungen  und  Control  Versammlungen. 

Die  Commission  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  Anschaffung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militärtransporte, 
die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durch- 
führung grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig  in  Kraft  stehen- 
den Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsübereinkommen  be- 
züglich des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  die  Commission  bindende  Kraft  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahnen.  Die  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nieht  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art  treten  für 
die  Commission  in  Wirksamkeit,  sobald  ihr  dieselben  amtlich  zur 
Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Die  Commission  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten  im 
Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht 
zu  nehmen. 

§  9. 

Inwiefern  ähnliche  Begünstigungen,  wie  sie  §  8  bezüglich  der 
Militärtransporte  festsetzt,  Civilwacbkörpern  (Sicherheits-  und  Finanz- 
wache etc.)  oder  anderen  öffentlichen  Organen  einzuräumen  Bind,  wird 
in  den  Concessionsbedingnissen  bestimmt. 

§  10. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  des  Eisenbahn- 
concessionsgeaetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
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Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  1.  Jänner  1893  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  eie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist 

Sollte  jedoch  die  Commission  in  Folge  vorzeitiger  Rückzahlung 
der  von  ihr  aufzunehmenden  Anlehen  sich  vor  Ablauf  der  obigen  Frist 
auflösen,  so  tritt  die  Concession  mit  dem  Tage  dieser  Auflösung  ausser  Kraft. 

§  lt. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bilden- 
den Bahnen  wird  vom  Staate  für  Rechnung  der  Commission  geführt, 
und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus  Anlass  dieser  Betriebs- 
führung effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  die  Commission  au  ver- 
güten sein.  Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch  einen 
zwischen  der  Staatseisenbahnverwaltung  und  der  Commission  abzuschließen- 
den Betriebs  vertrag  geregelt. 

§  12. 

Die  Commission  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  Bahnen  für  den  Verkehr  zwischen 
schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung  be- 
rechtigt ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne 
Wagen  über  die  mitbenutzten  Bahnen  oder  einzelne  Theilstrecken  der- 
selben gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern 
oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur  insoweit 
stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mit- 
benutzten Bahnen  nicht  gestört  wird. 

Die  zu  entrichtende  Entschädigung  ist  in  dem  nach  §  11  abzu- 
schlieseenden  Betriebsvertrage  zu  vereinbaren.  Hiebei  haben  die  als 
Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die  Kaiser 
Ferdinande-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte,  Jahrgang  1886,  Seite  63, 
kundgemachten  Bestimmungen  mit  der  Massgabe  zum  Anhalte  zu  dienen, 
dass  die  daselbst  (Punkt  I,  lit.  a,  und  Punkt  II,  lit.  d)  angegebenen 
Capitalslasten  mit  höchstens  4  Percent  für  Verzinsung  und  der  plan- 
mäßigen Tilgungsquote  des  verwendeten  Nomin alanlagecapitales  an- 
zunehmen sind. 

§  13. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirten 
Bahnen  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen. 

Falls  die  Staatsverwaltung  von  diesem  Einlösungsrechte,  welches 
jedoch  nur  bezüglich  der  sämmtlichen  concessionirten  Bahnen  gleich- 
zeitig ausgeübt  werden  kann,  Gebrauch  zu  machen  beabsichtigt,  sind 
die  näheren  Modalitäten  hiefür  zwischen  derselben  und  der  Commission 
zu  vereinbaren. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  seitens  der  Staatsver- 
waltung während  der  restlichen  Concessionsdauer  der  Commission  einer- 
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seits  die  aus  dem  Baue  und  der  Ausrüstung  der  concessionirten  Bahnen 
erwachsenen  Capitalslasten  nebst  den  etwa  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Einlösung  entstandenen  Betriebskostenabgängen  zu  vergüten  sind,  anderer- 
seits etwaige  Betriebsüberschüsse  im  Sinne  der  Bestimmungen  im 
Punkte  XI  des  früher  (§  3)  erwähnten  Programmes  Überlassen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahnen  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der  gegen» 
wärtig  concessionirten  Bahnen  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorrätbe,  sowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  der  concessionirten 
Bahnen  gebildeten  besonderen  Betriebsfonde  und  Baureservefonde,  so 
weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  bereits 
bestimmungsgemäss  verwendet  worden  eind. 

§  u. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahnen  und  des  sämmtlichen  beweg 
liehen  und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Materialvorräthe  und  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  der  conces- 
sionirten Bahnen  gebildeten  besonderen  Betriebsfonde  und  Baureserve- 
fonde in  dem  im  Schlussabsatze  des  §  13  bezeichneten  Umfange. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Commission  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfaltig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
achtzehnten  Tage  des  Monates  December  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend - 
achthundert  Neunzig  zwei,  Unserer  Reiche  im  Fünfundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
TaafTe  m.  p.  Bacquehem  ra.  p.  Steinbach  m.  p. 

5.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Hauptbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn. 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

§  1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

(1)  Die  Hanptbahnlinien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes  sind  mit  einer  Spur- 
weite von  1-435  Meter  mit  dem  Charakter  von  Vollbahnen  herzustellen. 


Digitized  by  Google 


910 


Commissioti  für  Verkehrtanlagen  in  Wien. 


(2)  Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  gemäss  der 
vom  k.  k.  Handelsministerium  su  genehmigenden  Detailprojeete  und  der  im  Nach- 
stehenden festgesetzten  Bedingnisse  stattsufinden. 

(3)  Sümmtliche  Bahnlinien  sind,  insoweit  dieselben  duroh  bebaute  oder  in 
näherer  Zeit  sur  Verbauung  gelangende  Bezirke  geführt  werden,  in  einer  für 
städtische  Bahnverbindungen  geeigneten  Ausführungsweise  und  im  Uebrigea  derart 
herzustellen,  dass  der  unbeschränkte  Verkehr  aller  Gattungen  von  Fahrbetriebs- 
mitteln der  Hauptbahnen  auf  denselben  anstandslos  erfolgen  kann. 

(4)  Unbesohadet  des  Vollbahnoharakters  werden  für  diese  Bahnlinien  alle  jene 
Erleichterungen  gewährt,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  im  g  6  normirte  Maximal- 
fahrgeschwindigkeit zulässig  erscheinen. 

(5)  Bei  der  Gürtellinie  ist  sofort  auf  die  Anforderungen  eines  dichten  Personen - 
Verkehres  Bedacht  zu  nehmen;  für  jene  Theilstrecke  der  Donanstadtlinie,  welche 
vorläufig  als  Provisorium  ausgeführt  wird,  finden  alle  für  die  Donauuferbahn  ge- 
statteten Erleichterungen,  jedoch  nur  nach  Maasgabe  der  in  dieser  Theilstrecke 
einzuhaltenden  Fahrgeschwindigkeit  Anwendung.  Die  Vorortelinie  ist  vorerst 
hauptsächlich  für  die  Bedürfnisse  der  Industrie  und  iosolange  auf  dieser  Linie  nur 
ein  Geleise  gelegt  ist,  für  einen  dem  entsprechenden  Personenverkehr  her- 
zustellen. 

(6)  Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnlinien 
sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

(7)  Desgleichen  hat  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  allen  beim  Baue, 
sowie  während  der  Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffent- 
lichen Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und 
sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

(8)  Den  Bauvergebungen  ist  die  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen 
in  Wien  aufgestellte  Arbeitsordnung  zu  Grunde  zu  legen. 

g  2.  Trace. 

(1)  Ueber  den  Tracenzug  der  in  §  1  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
angeführten  Linien  wird  vorbehaltlich  der  im  einzelnen  auf  Grund  des  Ergebnisses 
der  commissionellen  Amtshandlungen  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  treffenden 
Entscheidungen  Folgendes  bestimmt: 

(2)  1.  Die  Gürtellinie  beginnt  in  einer  nächst  Heiligenstadt  im  Zuge  der  Kaiser 
Franz  Josef-Bahn  neu  zu  errichtenden  Station,  wird  zuerst  entlang  den  Geleisen 
der  letztgenannten  Bahn  geführt  und  wendet  sich  sodann  in  südwestliche  Richtung. 
Nach  Uebersetzung  der  Nussdorferstrasse  und  der  Döblinger  Hauptstrasse  gelangt 
die  Linie  auf  die  Gürtelstrasse,  welche  fortan  nach  Zulässigkeit  ihrer  Riohtungs- 
verhältnisse  für  die  Bahnanlage  in  möglichster  Ausdehnung  benützt  wird. 

(3)  Innerbalb  der  Strecke  vom  Anfangspunkte  der  Linie  bis  zur  Einmündung 
der  Wildenmanngasse  im  XVIU.  Bezirke  in  die  Gürtelstrasse  wird  die  Linie  durch- 
wegs als  Hochbahn  hergestellt. 

(4)  Nach  einem  hierauf  folgenden  kurzen  Einschnitte,  in  welchem  ein  Theil  der 
Station  Michelbeuern  sitnirt  ist,  wird  die  Linie  abermals  als  Hochbahn  bis  zur 
Einmündung  der  Hasnerstrasse  im  XVI.  Bezirke  in  die  Gürtelstrasse  geführt  So- 
dann tritt  die  Linie  unter  die  Strassenoberfläche  und  wird  bis  nächst  der  Kreuzung  der 
zu  verlängernden  Mittelgasse  im  VI.  Bezirke  mit  der  Gürtelstrasse  theils  als  offene, 
theil»  als  gedeckte  Tiefbahn  geführt.  Im  weiteren  Zuge  geht  die  Linie  nochmals 
in  die  Hochbahn  Uber,  übersetzt  den  regulirten  Wienflass  nächst  dem  Gumpen- 
dorfer  Schlachthause,  sowie  die  am  rechten  Wienufer  hinziehende  Wienthallinie 
des  Localbahnnetzes  der  Wiener  Stadtbahn,  und  wird  fortan  im  Viaduct,  zuletzt 
grösstentheils  im  Damme  zum  Anschlüsse  an  die  Wiener  Verbindungsbahn  bei 
Matzleinsdorf  geführt. 

(5)  Nebst  dieser  Hauptstrecke  ist  eine  Verbindung  der  Gürtellinie  mit  der 
Donaustadtlinie  (Z.  2)  der  Stadtbahn  nnd  mit  der  Donauuferbahn,  ferner  eine  Ver- 
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bindang  der  Gürtellinie  mit  der  Südbahn  zum  Anschlüsse  an  die  Station  Meidling 
der  Südbahn  und  eine  Verbindung  der  Gürtellinie  mit  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn, 
etwa  in  der  Station  Penzing,  auszuführen. 

(6)  2.  Die  Donaostadtlinie  zweigt  von  der  Wiener  Verbindungsbahn  nächst  dem 
Praterstern  ab  und  führt  naoh  Uebersetzung  der  Kronprinz  Rudolf-8trasae  entlang 
derselben  als  Hochbahn  bis  zu  dem  zwischen  dem  Kohlenbahnbofe  der  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  und  der  Vorgartenstrasse  anzulegenden  Rangirbahnhofe 
Donaustadt  Von  hier  wird  die  Donaustadtlinie  vorläufig  als  Provisorium  weiter- 
geführt. 

(7)  Naoh  dem  Verlassen  der  Station  Donaustadt  wendet  sich  die  provisorisoh  her- 
zustellende Theilstrecfce  mit  fallender  Nivellette  zur  Donauuferbahn.  Das  Ver- 
bindungsgeleise der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  zur  Donauuferbahn,  sowie  das 
Schleppgeleise  der  letzteren  Bahn  zur  Gasfabrik  wird  im  Niveau  gekreuzt.  8odann 
gelangt  die  Linie,  entlang  der  Douauuferbahn,  in  deren  Niveau  hinziehend,  zum 
Rangirbahnhofe  Brigittenau  dieser  Bahn,  woselbst  sie  an  die  ad  1  angeführte  Ver- 
bindung der  Gürtellinie  mit  der  Donaustadtlinie  anschliesst. 

(8)  Nebst  der  vorbeschriebenen  Hauptlinie  ist  eine  vom  Rangirbahnhofe  Donau- 
stadt auagehende  Verbindnng  der  Donaustadtlinie  mit  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn und  eine  Fortsetzung  der  vorbeschriebenen  [provisorischen  Theilstreoke  der 
Donaustadtlinie  vom  Rangirbahnhofe  Brigittenau  bis  zur  Station  Nussdorf  der 
Kaiser  Franz  Josef-Bahn  auszuführen. 

(9)  3.  Die  Vorortelinie  beginnt  innerhalb  der  Strecke  Peuzing-Hütteldorf  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  und  fübrt  durch  die  Bezirke  Hietzing,  Ottakring,  Hernais, 
WMhring  und  Döbling  zum  Anschlüsse  an  die  Gürtellinie  (Z.  1)  in  deren  Station 
Heiligenstadt. 

(101  Die  Ausführung  dieser  Linie  kann  theils  im  Damm,  theils  im  Einschnitt 
mit  thunlichster  Vermeidung  kostspieliger  Anlagen  erfolgen,  jedooh  sind  hiebei 
auch  die  künftighin  in  diesen  Bezirken  noch  zu  eröffnenden  Strassenzüge  nach 
Möglichkeit  zu  berücksichtigen. 

(11)  Im  Zuge  dieser  Bahnlinie  wird  die  Linzer  Poststrasse  überfahren,  die  fol- 
gende, südlich  von  Breitensee  ziehende  Hütteldorferstrasse  bereits  unterfabrenr 
nach  Durchquerung  des  südlich  des  Liebhartsthales  befindlichen  Höhenrücken 
wird  die  Lerohenfelder-  und  Ottakringerstrasse  Ubersetzt,  der  nun  folgende  Höhen- 
zug im  Einschnitte  durchfahren  und  sodann  die  Hernalser  Hauptstrasse,  sowie  des 
Alsbach  übersetzt. 

(12)  Hierauf  wendet  sich  die  Linie  gegen  den  Hernalser  Friedhof,  umzieht  den- 
selben südöstlich  und  gelangt  an  die  Gersthoferstrasse.  Nach  Durchbrechung  des 
nun  folgenden  Höhenzuges  gelangt  die  Linie  in  da«  Thal  des  Krottenbachs,  über- 
setzt deuselben,  unterfährt,  im  Norden  des  genannten  Baches  weiterziehend,  die 
Döblinger  Hauptstrassc,  übersetzt  die  Nussdorferstrasse  und  wendet  sich  schliess- 
lich gegen  Heiligenstadt,  um  die  Anschlussstatiou  zu  erreichen. 

(13)  Aendernngen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Rahntraoen  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  im  §  1  der  Allerhöchsten  Conceasiousurkunde 
vorbezeiohnete  Hauptrichtung  der  einzelnen  Bahnlinien  nicht  verändert  wird. 

§  3.  Approvisionirungsanlagen  und  Industrieblahnen. 

(1)  Die  Commission  für  Verkehrsaulagen  ist  verpflichtet,  an  den  vom  k.  k. 
Handelsministerium  später  zu  bezeichnenden  Punkten  zum  Zwecke  einer  erleichterten 
Approvisionirnng  der  Stadt  Wien  Geleiseanlagen,  sowie  Kohlenlagerplätze,  welche 
mit  den  conce»sionirten  Linien  entsprechend  zu  verbinden  sind,  herzustellen. 

(2)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist  ferner  verpflichtet,  die  Einmündung 
von  Industriebahnen,  welche  von  den  nächst  den  conoessionirten  Bahnlinien  ge- 
legenen Indnstriestfitten  zum  Behuf e  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Ver- 
gütung der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten.  Falls  über  die  Bedingungen 
der    Einmündung    solcher    Industriebahnen    ein    Einverständniss    zwischen  der 
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Commission  für  Verkehrsanlagen  and  den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium  die  Festsetzung  dieser  Bedingungen 
vorbehalten. 

§  4.  Anschlüsse. 

(1)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  hat  wegen  der  Anschlüsse  an  die  be- 
stehenden, in  Wien  einmündenden  Bahnen  mit  den  Vorwaltungen  der  betreffenden 
Hahnen,  beziehungsweise  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  Österreichischen  Staats- 
bahnen,  ferner  in  Betreff  der  baulichen  Anlage  der  nächst  dem  Gumpendorfer 
Scblachlhause  herzustellenden  Umsteigst ation  von  der  Gürtellinie  zur  Wienthallinie 
des  Stadtbahnnetzes  mit  dem  Concessionar  für  die  Looalbahnlinien  der  Wiener 
Stadtbahn,  endlich  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsver» 
kehre  von  und  zu  den  bestehenden  Bahnen  mit  den  hiebei  in  Betracht  kommen- 
den Verwaltungen  Vereinbarungen  anzustreben.  Die  diesbezüglichen  Ueberein- 
kommeu  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

(2)  Bei  diesen  Vereinbarungen  ist  insbesondere  für  die  thunlichste  Erleichterung 
des  Personenverkehres  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn 
und  umgekehrt  Sorge  zu  tragen. 

(3)  Falls  hinsichtlich  der  Bedingungen  solcher  Anschlüsse,  beziehungsweise  der 
Mitbenutzung  fremder  Bahnhöfe,  sowie  bezüglich  eines  gemeinschaftlichen  Bahn- 
hofdienstes eine  Einigung  mit  der  Verwaltung  der  betreffenden  Anschlussbahn  oder 
mit  dem  ConcessionMr  der  Looalbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  nicht  erzielt 
werden  sollte,  unterwirft  sich  die  Commission  den  Entscheidungen  des  k.  k. 
Handelsministeriums. 

(4)  Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  auoh  das  Recht  vorbehalten,  in  Er- 
mangelung eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegenseitige 
Wagenbenützung  der  Anschlussbahnen  festzusetzen. 

g  6.  Veränderungen  an  bestehenden  Anlagen. 

(1)  Die  im  Bereiohe  der  ueuanzulegenden  Station  Heiligenstadt  erforderlich 
werdende  Verlegung  der  Kaiser  Franz  Josef-Kahn,  die  Umgestaltung  bestehender 
Anlagen  beim  Anschlüsse  der  Verbindungslinie  der  Gürtellinie  mit  der  Westbahn 
an  diese  letztere,  sowie  der  Ansohluss  der  Donaustadtlinie  an  die  Franz  Josef- 
Bahn  in  der  Station  Nussdorf  ist  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Generaldirection 
der  Österreichischen  Staatsbabnen  auszuführen. 

(2)  Die  AnscblÜtse  an  die  Wiener  Verbindungsbahn  nächst  Matzleinsdorf  und 
am  Praterstern,  sowie  der  Ansohluss  an  die  SUdbahn  in  Meidling  ist  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Verwaltungen  der  genannten  Bahnen  durchzuführen. 

(3)  Falls  in  dieser  Hinsicht  mit  den  betreffenden  Verwaltungen,  beziehungsweise 
der  k.  k.  Generaldireotion  der  österreichischen  Staatsbahnen  eine  Vereinbarung 
nicht  erzielt  werden  sollte,  unterwirft  sich  die  Commission  für  Verkehrsanlageu 
der  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums.  Bestehende  oder  bereits  definitiv 
festgestellte  künftige  Strassenzüge  dürfen,  falls  nicht  deren  Auflassung  oder  Um- 
legung seitens  der  competenten  Behörden  gestattet  werden  sollte,  von  den  Bahn- 
linien nur  entweder  mittelst  Unter-  oder  Ueberfahrten  gekreuzt  werden. 

(4)  Hinsichtlich  der  Benützung  (Unterfahrung  oder  UebersetzungJ  öffentlicher 
Strassen,  insofern  dieselben  hiedurch  ihrer  Bestimmung  für  den  öffentlichen  Ver- 
kehr nicht  bleibend  entzogen  werden,  ferner  in  Bezug  der  bei  Unterfahrung  von 
Strassen  und  Plätzen  zu  beobachtenden  Vorsichten,  insbesondere  uns  Baueinleitung 
und  Bauausführungsmodalit&ten  anbelangt,  sind  die  seitens  der  jeweils 
competenten  Behörden  seinerzeit  zu  erlassenden  Vorschriften  genau  su  befolgen. 

(6)  Die  in  Folge  der  Babnherstellung  erforderlich  werdende  Umlegung  von  Un- 
rathscanälen,  Wasser-  und  Gasleitungen,  Telegraphen-  und  Telephonkabeln, 
Robrpostleitungeu,  von  Pferdebahngeleisen  und  sonstigen  bestehenden  Anlagen  ist 
im  Einvernehmen  mit  den  Verwaltungen  derselben  durchzuführen. 
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§  6.  Fahrgeschwindigkeit. 

(1)  Die  grösste  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge  darf  an  keinem  Punkte  der 
Bahnlinien  mehr  als  40  Kilometer  per  Stunde  betragen. 

(2)  Für  die  als  Provisorium  herzustellende  Theilstrecke  der  Donaustadtlinie 
wird  im  Besonderen  als  grösste  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge  25  Kilometer  per 
Stunde  festgesetzt. 

(3)  Das  k.  k.  Handelsministerium  behält  sich  übrigens  vor,  naoh  Massgabe 
der  localen  Umstände,  sowie  gemäss  der  Natur  der  einseinen  Verkehre  noch 
weitere  Bestimmungen  bezüglich  der  jeweils  einzuhaltenden  Fahrgeschwindigkeit 
zu  treffen. 

§  7.  Unterbau. 

(1)  Sämmtliche  im  Vorstehenden  bezeichnete  Bahnlinien  und  Verbindungscurven 
sind  mit  Ausnahme  der  provisorischen  Theilstrecke  der  Donaustadtlinie  und  deren 
Fortsetzung  vom  Rangirbahnhofe  Brigittenau  der  Donauuferbann  einerseits  bis 
zur  Station  Heiligenstadt,  andererseits  bis  zur  Station  Nussdorf  der  Kaiser  Franz 
Joseph-Bahn,  welohe  Strecken  vorläufig  eingelei.sig  herzustellen  sind,  doppelgeleisig 
zu  erbauen  und  ist  demgemäss  auch  die  Grundeinlösung  durchzuführen,  insofern 
nicht  eine  unentgeltliche  Bestellung  einer  Servitut  oder  die  unentgeltliche  Abtretung 
des  Eigentbumes  an  Grundstücken  für  eine  doppelgeleisige  Anlage  gewährt  wird. 

(2)  Die  Ausführung  des  Unterbaues  hat  im  Allgemeinen  nach  den  bei  den 
k.  k.  Staatsbabnen  geltenden  Normen  für  Hauptbahnen  zu  erfolgen;  insbesondere 
wird  jedoch  Nachstehendes  festgesetzt: 

(3)  Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  einzelnen  Bahnlinien  ist 
der  Uebergang  von  der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer 
Uebergangsourven  nach  den  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  Vorschriften 
herzustellen. 

(4)  Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  einzelnen  Bahnlinien  ist 
auf  den  möglichsten  Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken, 
dass  die  in  den  Geraden  gestattete  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe 
ihrer  Schärfe  ermässigt  wird. 

(6)  An  den  Neigungsbrüohen  sind  stets  Gefällsabrundungen  mit  entsprechend 
grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

(6)  Die  grösste  Neigung  in  den  geraden  Strecken  der  freien  Bahn  wird  für 
sämmtliche  Linien  mit  20  pro  mille  festgesetzt. 

(?)  Die  Stationen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die 
Neigung  der  Bahnlinien  in  denselben  2*5  pro  mille  nicht  übersteigen  darf. 

(8)  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des  k.  k. 
Handelsministeriums. 

(9)  Personenbaltestellen  können  auf  der  Maximalneigung  von  20  pro  mille 
errichtet  werden,  wobei  aber,  wenn  es  die  Neigungsverhältnisse  der  angrenzenden 
Bahnstrecken  gestatten,  ein  günstigeres  Neigungsverhältuiss  anzustreben  ist. 

(10)  Der  kleinste  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Bahn,  und  zwar  in 
der  Mitte  des  inneren  Bogengeleises  gemessen,  darf  bei  sämmtlichen  Bahnlinien 
in  der  Regel  nicht  weniger  als  160  Meter  betragen.  Ausnahmsweise  können  aber 
vor  Einfahrten  in  Stationen  und  Haltestellen  auch  Bögen  mit  dem  Halbmesser  von 
160  Meter  angewendet  werden. 

(11)  Der  Abstand  der  Geleise  in  der  freien  Bahn  soll  in  dem  Falle,  wenn 
zwischen  denselben  entweder  sofort  Säulen  angebracht  werden  oder  deren  Her- 
stellung für  einen  späteren  Zeitpunkt  iu  Aussicht  genommen  werden  müsste,  von 
Mitte  zu  Mitte  wenigstens  4*3  Meter  betragen,  im  anderen  Falle  ist  dieser  Abstand 
mit  wenigstens  4  Meter  zu  bemessen. 

(12)  In  don  Stationen  hat  der  gegenseitige  Abstand  der  Geleisemitten  min- 
destens 4  75  Meter  zu  betragen. 

(13)  Bei  Anlage  von  Mittel-,  beziehungsweise  Doppelperronen  zwischen  deu 
Geleisen  bleibt  die  Bestimmung  des  gegenseitigen  Abstände»  der  Geleisenntten  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vorbehalten. 
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(14)  In  Haltestellen  kann  der  Abstand  der  Geleise  von  Mitte  zu  Mitte  gleich 
jenem  der  freien  Bahn  gewühlt  werden. 

(16)  Der  Unterbau  der  freien  Bahn  jener  Strecken,  welche  sich  im  ge- 
böschten  Damme  oder  Einschnitte  befinden,  hatte  eine  Kronenbreite  von  mindestens 
8*6  Meter  bei  den  doppelgeleisig  auszuführenden  und  von  mindestens  4*6  Meter 
bei  den  eingeleisig  herzustellenden  Bahnstrecken  zu  erhalten. 

(16)  Alle  Aufdämmungen  «ind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  der» 
selben  mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueber- 
höhung  und  Erbreiterung  der  Dammkrone  Aber  die  definitive  Höhe,  beziehungs- 
weise Breite  auszufuhren. 

(17)  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder 
weniger  als  300  Meter  Halbmesser  eine  entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone. 

(18)  Die  Böschungen  und  Aufdlmmungen  der  Einschnitte  sind  zu  besamen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  im  Bedarfsfalle  angemessen  zu  versichern. 

(19)  Bei  Anlage  der  Bahnlinien  ist  das  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  1.  August  1892,  Z.  32904,  für  die  österreichischen  Eisenbahnen 
vorgeschriebene  Normalprofil  des  lichten  Raumes,  sowie  das  im  §  2  der  Verordnung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  O.  Bl.  Nr.  109,  be- 
zeichnete Lichtraumprofil  einzuhalten. 

(20)  In  jenen  Strecken  der  freien  Bahn,  welche  sich  zwischen  Stützmauern 
befinden,  desgleichen  bei  Durchlässen  und  Durchfahrten  unter  der  Bahn  hat  der 
Bahnkörper  in  der  Geraden  und  in  Höhe  der  Scbienenunterkaute  eine  derartige 
Breite  zu  erhalten,  dass  zwischen  der  Parapetmauer  oder  dem  Geländer  und  der 
zunächst  liegenden  Geleiseachse  stets  mindestens  eine  lichte  Weite  von  2*15  Meter 
verbleibt. 

(21)  Ebenso  hat  in  jenen  Strecken  der  freien  Bahn,  welche  sich  im  offenen 
Einschnitte  zwischen  Futtermauern  oder  im  gedeckten,  beziehungsweise  gewölbten 
Einschnitte  befinden,  desgleichen  bei  Ueberfahrteu  Uber  die  Bahn  der  Bahnkörper 
in  der  Geraden  und  in  Höhe  der  Scbienenunterkaute  eine  derartige  Breite  au 
erhalten,  dass  zwischen  der  Mauerflucht  der  Futter-,  beziehungsweise  Widerlags- 
mauer  und  der  zunächst  liegenden  Geleiseachse  stets  mindestens  eine  lichte  Weite 
von  2*16  Meter  verbleibt. 

(22)  Hiebei  wird  vorausgesetzt,  dass  anstatt  beiderseitiger  Bahngräben  be- 
hufs Entwässerung  der  Einschnitte  ein  zwischen  den  Geleisen  zu  situirender,  ge- 
mauerter uud  abgedeckter  Canal  von  wenigstens  0*4  Meter  lichter  Weite  aus- 
geführt wird. 

(23)  Alle  Tunnele  im  vollen  Bogen  müssen  eine  solche  Lichtweite  erhalten, 
dass  zwischen  dem  vorgeschriebenen  Lichtranmprofilo  und  der  Leibungsfläche  des 
Tunnels  überall  ein  Spielraum  von  mindestens  0*3  Meter  verbleibt 

(24)  Alle  Objecto  und  sonstige  im  Unterbaue  vorkommende  Bauwerke  sind 
in  definitiver  Weise,  d.  i.  aus  Stein,  Beton,  Ziegel  oder  Eisen,  eventuell  aus  diesen 
Materialien  combinirt,  herzustellen. 

(25)  Sämmtliche  Viaducte  und  Stützmauern,  sowio  die  Krone  von  Futter- 
manern  im  offenen  Einschnitte,  ferner  die  Stirnmauern  von  Einzelnobjecten  sind 
mit  Parapetmauern  oder  Geländern  zu  versehen,  welche  in  angemessenen  Abständen 
Rettungsplätze  erhalten. 

(26)  In  Futtormauern  der  offenen  und  gedeckten,  beziehungsweise  gewölbten 
Einschnitte,  sowie  in  Tunnelen  sind  in  regelmässigen  Abständen  von  beiläufig 
50  Meter  beiderseitige  Schutznischen,  ferner  in  angemessenen  Entfernungen  den 
Bedürfnissen  des  Bahnerhaltnogsdienstes  entsprechende  Kammern  anzulegen. 

(27)  Insoweit  dio  Bahnlinien  sich  innerhalb  bebauter  Bezirke  befinden,  ist 
sowohl  bei  der  Anlage  von  Viaducten  als  auch  bei  Einzelnobjecten  in  Hochbahn- 
strecken, insbesondere  bei  denStrassenübersetznngen,  in  der  Ausführung  der  sichtbaren 
Mauerwerksflächen  den  ästhetischen  Anforderungen  thunlicbst  Rechnung  zu  tragen. 

(28)  Bei  allen  Hochbahnconstrnctionen  in  Eisen  sind  behufs  möglichster 
Abschwächung  der  Schallwirkungeu  des  Zugverkehres  zweckentsprechende  Vor- 
kehrungen zu  treffen. 
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(29)  Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken, 
Bahnüberbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher 
Objectsherstellnngen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom 
15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  100,  zu  beobachten  und  sind  den  Berechnungen 
für  die  Eisenconstructionen  der  Bahnlinien  die  im  §  3,  lit.  a  und  6  der  genannten 
Verordnung  normirten  Belastungen  ohne  Ermässigung  zu  Grunde  zu  legen.  Für 
die  Eisenconstructionen  der  Brücken  sind  ferner  auch  die  „grundsatzlichen  Be- 
stimmungen für  die  Lieferung  und  Aufstellung  eiserner  Brücken  in  der  vom  k.  k. 
Handelsministerium  genehmigten  Fassung"  (Wien,  aus  der  kaiserlich  königlichen 
Hof-  und  8taatsdruckerei  1892)  massgebend. 

(30)  In  Untergrnndstrecken  ist  für  eine  der  Länge  und  Lage  solcher  Bahn- 
theile  angepasste  Ventilation  vorzusorgeu,  welche  überdies  derart  zu  wählen  ist, 
dass  eine  Belästigung  der  Anrainer  durch  den  entweichenden  Rauch  und  Dampf 
möglichst  hintangehalten  wird. 

§  8.  Oberbau. 

(1)  Der  Oberbau  ist  auf  Quersohwellen  und  im  Systeme  des  schwebenden 
Stosses  mit  Flussstahlschienen  und  Schwellen  aus  Flusseisen  oder  hartem  Holze 
herzustellen. 

(2)  Die  Ausführung  des  Oberbaues  hat  im  Allgemeinen  nach  den  bei  deu 
k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  Normen  für  Hauptbahnen  zu  erfolgen. 

(3)  Im  Besonderen  wird  bestimmt,  dass  das  Gewicht  der  Schienen  per  laufen- 
des Meter  mindestens  35*4  Kilogramm  betragen  soll;  die  Inanspruchnahme  der 
Schienen  darf  unter  Berücksichtigung  des  grössten  Raddruckes  der  verkehrenden 
Fahrbetriebsmittel  und  bei  einer  Verminderung  der  Schienenhöhe  durch  Abnützung 
um  10  Millimeter  höchstens  1000  Kilogramm  per  Quadratceutimeter  betragen. 

(4)  In  welchen  Strecken  und  in  welcher  Ausdehnung  innerhalb  derselben 
Eisen-  oder  Holzschwellen  zur  Verwendung  gelangen  dürfen,  bleibt  über  Antrag- 
stellung der  Commission  für  Verkehrsanlagen  der  besonderen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vorbehalten. 

(5)  Der  Schotterkörper  hat  in  der  freien  Bahn  eine  derartige  Breite  zu  er- 
halten, dass  die  Entfernung  der  Goleiseachse  von  der  zunächst  liegenden  Ober- 
kante des  Schotterbettes  stets  mindestens  1*65  Meter  beträgt.  Falls  in  Einschnitten 
Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  hat  die  Entfernung  der  äusseren  Oberkante 
derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  1*95  Meter  zu  betragen. 

(6)  Die  Tiefe  des  Schotterbettes  hat  von  der  Schienenunterkante  abwärts 
stets  mindestens  0  3  Meter  zu  betragen. 

§  9.  Stationen. 

(1)  Die  Anzahl,  Lage  und  Ausführungsweise  der  Stationen  und  Haltestellen 
ist  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Verwaltung  und  im  Uebrigen  derart 
zu  bestimmen,  dass  hiedurch  die  anstandslos^  Abwicklung  dos  Verkehre«  nach 
Massgabe  der  Bedürfnisse  jeder  einzelnen  Bahnlinie  vollständig  gesiohert  erscheint. 

(2)  Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  gedeckte,  für  jede  Fahrt - 
riohtung  getrennte  Perrone,  sowie  geschlossene  und  heizbare  Warteräume,  endlieh 
auch  entsprechend  situirte  Passagieraborte  zu  erhalten. 

(3)  Die  Grösse  der  Perroue  und  Warteräume  muss  der  jeweiligen  Bedeutung 
der  Station  oder  Haltestelle  hinsichtlich  des  Personenverkehres  angemessen  sein. 

(4)  In  den  Ansohluss-  und  Umsteigstationen  sind  bei  einem  namhaften 
Niveauunterschiede  zwischen  den  daselbst  zusammentreffenden  Bahnlinien  nebst 
den  erforderlichen  Treppen  auch  Aufzüge  für  das  verkehrende  Publicum  zu  errichten. 

(5)  Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  sowohl  bahuseitig 
als  auoh  im  Aeusseren  der  Gebäude  an  entsprechend  sichtbaren  Stellen  in  grosser 
Schrift  deutlich  erkennbar  anzubringen. 

(6)  In  allen  Statiouen  und  Haltestellen  sind  die  für  eine  zweckentsprechende 
Abwicklung  des  Personenverkehres  erforderlichen  Bureaux-  und  sonstigen  Dienst- 
räume herzustellen.    In  den  Stationen  sind  überdies  für  die  Durchführung  des 
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Gepäcks-  und  sonstigen  Güterverkehres  entsprechende  Räume  und  Einrichtungen 
zu  schaffen,  desgleichen  ist  in  geeigneter  Weise  anf  den  allenfalls  einzuführenden 
Leicbentransport  Bedacht  zu  nehmen. 

(7)  In  den  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  bezeichnenden  Stationen  sind 
Anlagen  und  Räumlichkeiten  für  die  Abwicklung  eines  Approvisionirungsverkehres 
herzustellen. 

(8)  In  den  Ausgangspunkten  des  Verkehres  sind  für  den  Zugförderungs-  und 
Werkstättendienst  erforderliche  Anlagen,  sowie  auch  Gebäude  für  die  Unterkunft 
des  buhnpersonales  herzustellen. 

(9)  Sämmtliche  Stationen  sind  mit  Centralweiohenstell-  und  Sicherungs- 
anlagen zu  versehen,  deren  Ein-  und  Abfahrtssignale  mit  der  laut  §  11  anzuordnen- 
den Streckenblockireinricbtungen  in  Abhängigkeit  zu  bringen  sind. 

§  10.  Hochbauten. 

(1)  Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahn- 
personales und  fUr  den  Zugförderungsdienst  bestimmten  Hochbauten  der  Stationen 
und  Haltestellen  sind  in  definitiver  Weise  und  den  Verkehrsbedürfnissen  ange- 
messen zu  erbauen. 

(2)  Bei  der  provisorischen  Theilstreoke  der  Donaustadtlinie  und  bei  der 
Vorortelinie  können  die  in  den  Haltestellen  auszuführenden  Hochbauten  möglichst 
einfach  und  nur  dem  strengsten  Bedürfnisse  entsprechend,  eventuell  auoh  aus 
Riegelmauerwetk  hergestellt  werden. 

(3)  Bei  Anlage  der  Aufnahmsgebäude  ist  Vorsorge  zu  treffen,  dass  ein  Ueber- 
schreiten  der  Geleise  durch  das  Publicum  ausgeschlossen  erscheint. 

(4)  Die  Höhe  der  Ein-  und  Aussteigperrone  über  Schieuenoberkante  ist 
mit  mindestens  0*6  Meter  zu  bemessen,  um  das  Ein-  und  Aussteigen  zu  erleiohtern 
und  zu  beschleunigen. 

(6)  Sämmtliche  Hochbauanlagen  für  den  Güterdienst  können  aus  Riegel- 
raauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Holz,  auf  einer  durchgehenden  Untermauerung 
erbaut  werden. 

(6)  Alle  Hochbauten  sind  im  Einklänge  mit  der  Bauordnung  für  die  k.  k. 
Reichshaupt-  und  Resideuzstadt  Wien  herzustellen. 

(7)  Die  Anlage  von  Wärterhäusern  und  Signalhutten  in  der  freien  Bahn 
■  kann  auf  jene  8tellen  beschränkt  werden,  wo  solche  seitens  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums besonders  angeordnet  werden  sollten. 

(8)  Auf  allen  Bahnlinien  sind  Stations-  und  Bahneiufriedungen,  sowie 
sonstige  Abschlüsse  der  Bahn  nach  Massgabe  des  jeweiligen  Bedarfes  herzustellen, 
bei  der  als  Provisorium  herzustellenden  Strecke  der  Donaustadtlinie  können  jedoch 
Bahnabschlüsse  insolange  entfallen,  als  daselbst  keine  grössere  Fahrgeschwindigkeit 
als  12  Kilometer  pro  Stunde  zur  Anwendung  gelangt  und  für  eine  entsprechende 
Ueberwachung  der  Bahn  vorgesorgt  wird. 

§  11.  Betriebseinrichtungen. 

(1)  Sämmtliche  Bahnlinien  müssen  in  ihrer  (ranzen  Ausdehnung  mit  Strecken- 
blockeinrichtuDgen  versehen  werden.  Für  die  Deckung  der  Anschlussstatiouen 
haben  die  näohstgelegenen  Streckenblocksignale  zu  dienen. 

(2)  Die  Abzweigungsstellen  aus  der  freien  Bahu  sind  durch  Blockeiuricb- 
tungen  vollständig  zu  sichern. 

(3)  Die  obbezeichneten  Anlagen  sind  nach  bewährten  Systemen  und  in  der 
grössten  dermalen  zu  erreichenden  Vollkommenheit  herzustellen. 

(4)  Sämmtliche  Bahnlinien  sind  mit  einer  Telegraphenleitung,  in  welche  alle 
Stationen  und  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  zu  versehen.  Ueberdies  ist  eine 
/.weite  Spreohleitung,  in  welche  ausser  den  Endpunkten  der  einzelnen  Bahnlinien 
nur  die  grösseren  Mittelstationen  eingeschaltet  sind,  auszuführen. 

(5)  Die  Anwendung  von  Glockeusignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

(0j  Endlich  sind  für  den  Betrieb  der  Bahnlinien  die  durch  die  Signalordnung 
vorgeschriebenen  optischen  und  akustischen  Signalmittel  beizustellen. 
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§  12.  Fahrbetriebsmittel. 

(1)  Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
betriebführende  Bahnverwaltung  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  der  Commission 
für  Verkehrsanlagen. 

(2)  Für  die  Anschaffung  von  Fahrbetriebsmitteln  mnss  ohne  Rücksicht  auf 
die  Vertheilung  derselben  auf  die  einzelnen  Bahnlinieu  per  Kilometer  der  ge- 
sammten  Bahnlänge  mindestens  ein  Betrag  von  30.400  fl.  verwendet  werden. 

(3)  Bei  Anschaffung  aller  Fahrbetriebsmittel,  sowie  auch  bei  späteren  Er- 
gänzungen derselben  ist  stets  den  neuesten  Erfahrungen  der  Betriebstechnik  im 
Allgemeinen  und  jenen,  welche  während  des  Betriebes  der  concessionirten  Linien 
im  Besonderen  gemacht  werden,  Rechnung  zu  tragen,  wobei  eine  Verpflichtung  zur 
Führung  der  ersten  Wagenclasse  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  nicht  obliegt. 

(4)  Bei  der  Construction  sämmtlicher  Fahrbetriebsmittel  ist  auf  die  möglichste 
Beseitigung  des  belästigenden  Geräusches  bei  ihrem  Verkehre  hinzuwirken. 

(5)  Die  Construction  der  Locomotiven  ist  derart  tu  wählen,  dass  der  Funken- 
wurf vermieden,  die  Rauchentwicklung  möglichst  vermindert  und  eine  Belästigung 
durch  ausströmenden  Dampf  und  Rauch,  sowie  durch  Verbrennungsgase  thunlichst 
hintangehalten  wird. 

(6)  Die  Locomotiven  sind  für  Coaksfeuerung  einzurichten,  falls  es  nicht 
gelingen  sollte,  ein  anderes  mehr  entsprechendes  Brennmaterial  verwenden  zu  können. 

(7)  Jede  Maschine  ist  mit  einer  dnrchgehenden  Bremse  und  einer  Hand- 
bremse, sowie  mit  anmontirbaren  Schneepüiißscharen  zu  versehen. 

(8)  Die  für  Personenzüge  bestimmten  Wagen  sind  für  durchgehende  Bremsen 
einzurichten;  überdies  hat  eine  entsprechende  Anzahl  dieser  Wagen  Handbremsen 
zu  erhalten. 

(9)  Die  Personenwagen  müssen  für  die  gewühlte  Perronhöhe  gebaut  werden, 
heizbar  eingerichtet  und  in  vollkommen  entsprechender  Weiso  beleuchtet  sein. 

(10)  Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Geneh- 
migung des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestim- 
mungen der  Verordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887, 
Z.  2840  (Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887)  und 
vom  1.  August  1892,  Z.  32904  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums 
für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  87  ex  1892)  Rechnung  zu  tragen. 

§  13.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

(1)  Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
ähramtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen.  Eine  Ausnahme 
von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums  insofern 
zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  niobt 
in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  nicht  wesentlich  ungünsti- 
geren Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit,  wie 
selbe  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

§  14.  Behandlung  von  archäologischen  und  kunsthistorischen  Fnnd- 

gegenständen. 

(1)  Arohäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

(2)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  hat  diesfalls  den  Bestimmungen 
der  Erlässe  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18032  (.Ver- 
ordnungsblatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahneu  und  Schiffahrt*' 
Nr.  60  ex  1889)  und  vom  5.  Jänner  1893,  Z.  65819  ex  1892,  zu  entsprechen  und 
den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission,  beziehungsweise  ihrer 
Conservatoren  gewissenhaft  Folge  zu  leisten. 
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§  15.  Fürsorge  in  Ansehung  der  beim  Baue  verwendeten  Hilfspersonen 

und  Arbeiter. 

In  Ansehung  der  beim  Baue  verwendeten  Hilfspersonen  und  Arbeiter  unter- 
wirft sioh  die  Commiasion  für  Verkehrsanlagen  jenen  Anordnungen,  welche  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  rücksichtlich  der  auf  Staatskosten  auszuführenden  Eisen- 
bahnlinien jsu  treffen  findet. 

II.  Betrieb. 

§  16.  Allgemeine  Bestimmungen. 

(1)  Die  Hauptbahnlinien  der  Wiener  8tadtbahn  haben  sowohl  dem  Per- 
sonenverkehre als  auch  dem  Post-,  Gepäcks-  und  Güterverkehre  cu  dienen, 
letzterem  in  jener  Ausdehnung,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  übrigen  Verkehre 
noch  zulässig  sein  wird,  wobei  insbesondere  der  Approvisionirungsverkehr  Berück- 
sichtigung su  finden  hat. 

(2)  Endlich  ist  für  eine  entsprechende  Durchführung  der  Leichentransporte 
nach  dem  Centralfriedhofe  Vorsorge  zu  treffen. 

(3)  Der  Betrieb  der  concessionirten  Bahnen  ist  derart  einzurichten,  daes  die» 
selben  in  erster  Reihe  den  Bedürfnissen  des  städtischen  Personenverkehres  mög- 
lichst vollkommen  genüge  leisten.  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist  ver- 
pflichtet, sich  den  in  dieser  Hinsicht  ergehenden  Anordnungen  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums zu  unterwerfen. 

(4)  Die  Einrichtung  des  Zugsverkehres  und  der  Zugsanschlüsse  hat  derart 
stattzufinden,  dass  der  Betrieb  der  concessionirten  Hauptbahnlinien  und  jener  der 
Localbahnlinien  des  Stadtbahnnetzes  zum  Zwecke  einer  raschen  und  ausgiebigen 
Personenbeförderung  ineinander  greifen. 

(6)  Dem  entsprechend  ist  für  das  gesammte  Stadtbahnnetz  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium ein  einheitlicher  Betriebsplan  festzustellen,  welchem  die  Commiasion 
für  Verkehrsan lagen  sich  zu  fügen  bat. 

(6)  Bezüglich  des  Güterverkehres  ist  auf  die  thunlichste  Erleichterung  des 
Approvisionirungsverkehres  Bedacht  zu  nehmen  und  sind  im  Uebrigen  derartige 
Einrichtungen  zu  treffen,  dass  dadurch  der  Hauptzweck  der  Bahnanlage  —  die 
rasche,  regelmässige  und  bequeme  Personenbeförderung  innerhalb  des  Stadtgebietes 
—  keinen  Eintrag  erleidet. 

(7)  Das  k.  k.  Handelsministerium  behält  sich  überdies  vor,  unter  Berück- 
sichtigung der  von  der  Commiasion  für  Verkehrsanlagen  zu  erstattenden  Anträge 
für  jede  einzelne  Bahnlinie  in  Ansehung  des  Verkehres  jene  Anordnungen  zu  treffen, 
welche  zur  sicheren  Erreichung  der  verschiedenen  Zwecke  der  Stadtbahn  als  noth- 
wendig  befunden  werden. 

(8)  Die  Hauptlinien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes  sind  für  Tag-  und  Nacht- 
verkehr einzurichten,  wobei  sich  das  k.  k.  Handelsministerium  vorbehält,  nach 
Anhörung  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  sowohl  das  kleinste  als  grösste 
Zeitintervall  zwischen  den  nach  jeder  der  beiden  Bahnriehtungen  verkehrenden 
Zügen  bei  jeder  einzelnen  Linie  nach  Massgabe  des  Verkehrsbedürfnisses  in  den 
verschiedenen  Tages-  und  Jahreszeiten  zu  bestimmen. 

§  17.  Personen-,  Gepäcks-  und  Güterverkehr. 

(1)  Die  Tarife  für  den  Personen-.  Gepäcks-  und  Güterverkehr,  die  Waaren- 
classification  und  alle  auf  den  Gütertransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen 
unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums.  Hiebei  ist  einerseits 
auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität 
der  Bahnlinien  Bedacht  zu  nehmen. 

Bei  Aufstellung  der  Personentarife  wird  die  beim  Stadtbahnbetriebe  gebotene 
thunlichste  Erleichterung  und  Vereinfachung  des  Billet-  und  Tarifsystemes,  sowie 
der  Controle  anzustreben  sein. 
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(2)  Die  Organe  der  k.  k.  Sicherheit«-  und  Finanzwache,  sowie  der  städtischen 
Feuerwehr  sind  zu  den  gleichen  ermäasigten  Preisen,  wie  solche  dem  k.  k.  Militär 
zugestanden  sind,  zu  befördern. 

(3)  Für  Schüler  öffentlicher  Volks-,  Bürger-  und  Mittelschulen  sind  Schüler- 
karten zu  ermäasigten  Preisen  auszugeben. 

(4)  Für  Arbeiter  sind  zu  gewissen  Tageszeiten  verkehrende  Züge  mit  er- 
mässigten  Preisen  einzuführen. 

(5)  Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  EU-  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tariftheil  I  der  österreiohisoh-ungarischen  Eisenbahnen  wird  über  Verlangen 
des  k.  k.  Handelsministeriums  auch  auf  die  Hauptbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn 
Anwendung  zn  finden  haben. 

(6)  Alle  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren 
dürfen  nur  in  der  gesetzlichen  Landeswährung  berechnet  werden. 

§  18.  Nothstands tarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  yon  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  ist  das  k.  k.  Handelsministerium  berechtigt,  nach  Er- 
fordernis«  die  einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

§  19.  Leistungen  für  die  Post-  und  Telegraphenanstalt. 

(1)  Die  concessionirten  Bahnen  sollen  naoh  Bedarf  für  die  Zwecke  der  Post- 
und  Telegraphenanstalt  benutzt  werden. 

(2)  Die  Beförderung  der  Briefpost  und  des  für  dieselbe  von  der  Postanstalt  bei- 
zustellenden Begleiters  hat  mit  allen  fahrplanmäßigen  Zügen  unentgeltlich  zu  ge- 
schehen. 

(3)  Im  Uebrigen  wird  die  Art  und  Weise  dieser  Benützung,  sowie  die  für 
eine  weitergehende  Inanspruchnahme  der  concessionirten  Bahnen  seitens  der  Post- 
und  Telegraphenanstalt  zu  leistende  Vergütung  durch  besondere  Vereinbarongen  * 
geregelt  werden. 

(4)  Unbeschadet  der  etwa  nooh  zu  treffenden  Vereinbarungen  über  die 
Leistungen  der  concessionirten  Bahnen  für  Zwecke  der  Post-  uud  Telegraphen* 
anntalt  wird  schon  jetzt  Folgendes  bestimmt: 

(5)  Sollten  für  Zwecke  der  Postbeförderung  von  der  Commission  für  Ver- 
kehrsaniagen mehr  als  die  nach  (2)  von  derselben  unentgeltlich  zu  bewirkenden 
Leistungen  beansprucht  werden,  wird  die  Postverwaltung  hiefür  der  Commission 
eine  Vergütung  nach  den  für  die  Postbeförderung  auf  den  k.  k.  Staatsbahnen 
giltigen  Bestimmungen  gewähren. 

(6)  Falls  die  Postanstalt  eine  besondere  Adaptirung  der  für  die  Post- 
beförderung benützten  Wagen  oder  Wagenabtheilungen  für  ihre  Zwecke  für  not- 
wendig erachtet,  so  wird  sie  die  Kosten  derselben  bestreiten. 

(7)  Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Locali täten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  entsprechenden  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für 
die  Benützung  dieser  von  der  Commission  fflr  Verkehrsanlagen  beizustellenden 
Räumlichkeiten  zu  treffen  sein.  Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung 
und  Beheizung  dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

(8)  Die  den  verschiedenen  Kategorien  des  Dienerschaftsstandes  der  k.  k. 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  angehörigen  Personen  im  Dienste  sind  auf  den 
Hauptbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  mit  allen  fahrplanmässigen  Zügen  zum 
halben  normalen  Fahrpreise  zu  befördern,  jedoch  kann  die  gleichzeitige  Be- 
förderung einer  grösseren  Anzahl  solcher  Bediensteten  nur  mit  bestimmten  vorher 
bezeichneten  Zügen  erfolgen. 

(9)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  übernimmt  die  Verpflichtung,  die 
für  den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf 
eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  8taats- 
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telegraphenanstalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphen* 
leitungen,  insoweit  es  die  Anforderungen  des  Bahnbetriebes  zulassen,  gegen  die 
normalmässige  Entsohädiung  für  Staatscorrespoudenz  verwenden  zu  lassen. 

(10)  Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  auf  dem  von  der  Commission  für 
Verkehrsanlagen  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benutzten  Grund  und 
Boden,  bezüglich  der  Untergrundstrecken  jedoch  nur  insoweit  es  die  Raumver- 
haltnisse zulassen,  selbständige  Leitungen  ohne  jede  Vergütung  oder  Ent- 
schädigung anzulegen  und  bei  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung 
einzelne  Drähte  der  Staatstelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitungen  an- 
zubringen. 

(11)  Im  Uebrigen  gelten  auch  für  diese  concessionirten  Bahnen  die  zur 
Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Bahnen  bestehenden 
Normen. 

(12)  Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  den  Betrieb  führenden  Direction  und  ihren  untergeordneten 
Organen,  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Be- 
diensteten der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  20.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteteu  bei  Dienst- 
fahrten. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahn  führenden  Behörden,  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Conoession  oder  aus  Ge- 
fällsrücksichten die  Bahnlinien  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certi- 
ficate n  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert 
werden. 

g  21.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

•  Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 

deren  Begleitung  geniessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

§  22.  Regelung  eines  Peageverkehres. 

(1)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist  verpflichtet,  über  die  con- 
cessionirten Bahnlinien  oder  einen  Theil  derselben  auch  einen  Peageverkehr  von 
Zügen  der  k.  k.  Staatsbahnen  oder  des  Concessionärs  der  Looalbahnliuien  der 
Wiener  Stadtbahn  nach  Massgabe  des  eintretenden  Bedürfnisses  gegen  eine  im 
Wege  der  Vereinbarung  festzusetzende  Entschädigung  zu  gestatten. 

(2)  Andererseits  wird  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  gestattet  sein, 
insoweit  dies  duroh  die  Ausführung  des  einheitlichen  Betriebsplanes  (§  16)  bedingt 
erscheint,  einzelne  Strecken  der  Looalbahnlinien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes  nach 
Massgabe  des  diesfalls  mit  der  betriebführenden  Verwaltung  auf  den  in  §  12, 
Absatz  2  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  erörterten  Grundlagen  ab- 
zuschliessenden  Uebereinkomraens  im  Peagebetriebe  für  den  Verkehr  der  Hauptlinien 
des  Wiener  Stadtbahnnetzes  mitzubenutzen. 

§  23.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen 

Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  (§§  17  und  18),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (§§  9  bis  21)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  hat  sich  einer  solchen  Regelung 
zu  unterwerfen. 

Wien,  am  24.  Juli  1893. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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6.  Gesetz  vom  9.  April  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  73, 

womit  weitere  Bestimmungen  Aber  die  Ausführung  öffentlicher  Verkehrs- 

anlagen  in  Wien  getroffen  werden. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Der  beiliegende,  mit  Stimmeneinhelligkeit  der  drei  Curien  gefasste 
Besch  luss  der  Commission  für  Verkefarsanlagen  in  Wien,  welcher  eine 
theilweise  Abänderung  des  laut  Artikels  I  des  Gesetzes  vom  18.  Juli 
1892  (R.  G.  Bl.  Nr.  109)  genehmigten  Programmes  für  die  finanzielle 
Sicherstellung  und  die  Ausführung  der  gedachten  Verkehrsanlagen,  wie 
auch  einige  nach  Artikel  IV  des  obigen  Gesetzes  der  Gesetzgebung 
vorbehaltene  Bestimmungen  zum  Gegenstande  hat,  wird  genehmigt  und 
tritt  demgemass  zu  dem  im  Artikel  IV  des  obigen  Gesetzes  festgesetzten 
Maximalbetrage  die  Anlehenssumme  von  17,680.000  fl.  hinsu. 

Artikel  H. 

Unbeschadet  der  Begünstigungen,  welche  nach  Artikel  V  des  be- 
zogenen Gesetzes  für  die  daselbst  unter  Hinweis  auf  Artikel  I,  Z.  1 
bis  einschliesslich  4,  desselbeu  bezeichneten  Verkehrsanlagen  gewährt 
sind  wird  in  Ansehung  der  gedachten  Verkehrsanlagen  die  Befreiung 
von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Eingaben  und  Ur- 
kunden zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues  und  der  In- 
struirung  der  Verkehrsanlagen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Die  Stempel-  und  Gebührenfreibeit  kommt  auch  den  zu  obigen 
Zwecken  errichteten  Verträgen,  Eingaben  und  Urkunden  zu,  welche 
vor  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  aus- 
fertigt worden  sind. 

Die  vorstehenden  und  die  Bestimmungen  des  vorhin  angeführten 
Gesetzes  finden  gleichwie  jene  des  Gesetzes  vom  4.  April  1893, 
K.  G.  Bl.  Nr.  50,  auf  das  nach  Artikel  I  geänderte  Programm  volle 
Anwendung. 

Artikel  III. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzüge  desselben  sind  Mein  Handelsminister,  Mein 
Finanzminister  und  Mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 

Wien,  am  9.  April  1894. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Windisch-Graetz  na.  p.  Bacquehem  m.  p. 

Wurmbrand  m.  p.  Plener  in.  p. 
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Beschluss  der  Commiasion  für  Verkehrsanlajren  in  Wien 

vom  16.  Jänner  1894, 

wegen  Abänderung:  des  mit  Artikel  I  und  §  1  der  Gesetze  Tom  18.  Juli 
1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109.  und  L.  G.  und  Ter.  Bl.  Nr.  42,  beziehungsweise 
mit  den  Beschlüssen  des  Wiener  Gemeinderathes  rotn  27.  Jänner  und 
8.  Juli  1892  genehmigtes  Progrunnties  für  die  finanzielle  Sieherstellung 
und  die  Ausführung  ron  öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien. 

Die  Commission  für  Verkehreanlagen  in  Wien  beschlieast  im  Sinne 
des  Punktes  VII,  Absatz  6,  beziehungsweise  des  Punktes  VIII,  Absatz  3 
des  nach  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  R.  6.  Bl.  Nr.  109, 
genehmigten  Programme«  für  die  finanzielle  Sicherstellung  und  Aus» 
fährung  von  öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien  mit  Stimmen- 
einhelligkeit der  drei  Curien  behufs  besserer  Ausführung  dieses  Pro- 
gramme«, wie  folgt: 

1.  die  Ausführung  der  als  Localbahnen  in  der  ersten  Bau- 
periode bis  Ende  1897  herzustellenden  Wienthallinie  und  Donaucanal- 
linie  wird  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  für 
Rechnung  des  von  derselben  verwalteten  Fondes  auf  Grund  der  für 
diesen  Fall  gesetzlich  festgestellten  Beitragsleistung  des  Staates  mit 
85  Percent,  des  Landes  mit  5  Percent  und  der  Gemeinde  Wien  mit 
10  Percent  (Punkt  IX,  Z.  1  des  Program mes,  Artikel  II,  lit.  /  des 
Gesetzes)  übernommen ; 

2.  die  Ausführung  der  inneren  Ringlinie,  für  welche  die  pro- 
grammgemässen  Beiträge  des  Landes  Niederösterreich  und  der  Gemeinde 
Wien  in  den  vom  Landtage  und  Gemeinderathe  bewilligten  Maximal- 
beträgen (LandeBgesetz  vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42 
und  Geroeinderatbsbeschluss  vom  27.  Jänner  1892  und  8.  Juli  1892) 
inbegriffen  sind,  bleibt  vorläufig  der  Vorsorge  im  Wege  der  Concessions- 
ertheilung  an  eine  Privatunternebmung  vorbehalten,  wobei  diese  Linie 
nach  Ermessen  der  Regierung  mit  elektrischem  Betriebe  ausgeführt 
werden  kann; 

3.  statt  der  im  Programme  (Punkt  II,  Abschnitt  Ät  Z.  II,  lit.  d) 
an  erster  Stelle  vorgesehenen,  vom  Westbahnhofe  im  Zuge  der  Gürtel- 
Strasse  und  parallel  mit  der  Gürtellinie  bis  zum  Gumpendorfer  Schlacht- 
hause  führenden  Strecke  der  Wienthallinie  ist  die  laut  des  Programmee 
erst  „bei  eintretendem  Bedürfnisse"  in  Aussicht  genommene  Fortsetzung 
vom  Schlachthause  im  Wienthale  aufwärts  zum  Anschlösse  an  die 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  bei  Hütteldorf  sofort  zur  Ausführung  zu 
bringen  und  in  dieselbe  die  abzulösende  und  entsprechend  umzubauende 
Dampftramway8trecke  Gaudenzdorf- Hietzing  einzubeziehen; 

4.  die  im  Programme  (Punkt  II,  Abschnitt  A,  Z.  I,  lit.  o)  „bei 
eintretender  Notwendigkeit"  vorgesehene  directe  Verbindung  der 
Gürtellinie  mit  der  Kaiserin  Elisabeth- Bahn  etwa  in  der  "Station  Penzing 
entfällt  gänzlich; 
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5.  der  nach  dem  Programme  (Punkt  III,  Z.  1)  erat  der  zweiten 
Banperiode  nach  Ende  1897  vorbehaltene  Bau  der  Strecke  Westbahn- 
hof-Matzleinsdorf der  Gürtellinie  ist  bezüglich  der  Theilstrecke  West- 
bahnhof-Gumpendorfer  Linie  in  die  erste  Bauperiode  einzubeziehen  und 
gleichzeitig  eine  Verbindungscurve  von  der  Gnmpendorfer  Linie  zum 
Anschlüsse  an  die  Wienthallinie  in  der  Richtung  gegen  die  Stieger- 
brücke zur  Ausführung  zu  bringen.  Die  Beitragsleistung  der  drei 
Gurien  erfolgt  bezüglich  der  anticipirten  Theilstrecke  der  Gürtellinie, 
sowie  bezüglich  der  Verbindungscurve  mit  dem  bisher  gesetzlich  für 
die  Hauptbahnen  normirten  Percentual Verhältnisse; 

6.  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  tritt  an  Stelle 
der  Dampftramwaygesellschaft  vormals  Kranss  &  Comp,  in  das  von 
dieser  letzteren  mit  der  Gemeinde  Wien  am  29.  April  1893  getroffene 
Uebereinkommen  hinsichtlich  der  Grundsätze  für  die  Vertheilung  der 
Kosten  jener  Anlagen  ein,  welche  sowohl  die  Localbahn  als  die  Wien- 
flussreguliruug  und  die  Sammelcanäle  treffen,  und  übernimmt  dem- 
gemäss  alle  hieraus  entspringenden  Rechte  und  Pflichten  gegenüber  der 
Gemeinde  Wien; 

7.  der  Commission  für  Verkehreanlagen  in  Wien  bleibt  vor- 
behalten, auf  Grund  der  ihr  nach  Massgabe  des  Erfordernisses  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  4percentiger  Anlehen  von  den  drei  Curien  zu- 
zusichernden Annuitäten,  Obligationen  mit  geringerer  Verzinsung  in 
entsprechend  höherem  Nominalbetrage  auszugeben,  insoweit  hiedurch 
die  vorerwähnte  Gesammtannuität  nicht  überschritten  wird. 

7.  Gesetz  vom  9.  April  1894,  L.  G.  und  Ver.  BL  für  Nieder- 
österreich Nr.  18, 

betreffend  die  Abänderung  des  mit  dem  Gesetze  Tom  18.  Juli  1892,  L.  G. 
und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  genehmigten  Programmes  für  die  finanzielle  Sicher- 
Stellung  und  die  Ausführung  ron  öffentlichen  verkehrsanlagen  In  Wien. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogtumes  Oester- 
reich unter  der  Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§1. 

Die  in  dem  beiliegenden  mit  Stimmeneinhelligkeit  der  Curien  ge- 
fassten  Beschlüsse  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom 
16.  Jänner  1894  enthaltene  Abänderung  des  mit  §  1  des  Gesetzes 
vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  genehmigten  Pro- 
grammes für  die  finanzielle  Sicherstellung  und  die  Ausführung  von 
öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien  (§  1,  Z.  1  dieses  Gesetzes)  wird 
genehmigt. 

§  2. 

Die  Beiträge  des  Landes  Niederösterreich  zu  den  Kosten  der 
hienach  schon  in  der  ersten  Bauperiode  bis  Ende  des  Jahres  1897 


Digitized  by  Google 


924  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien. 


auszufahrenden  Theilstrecke  Westbahnhof-Gutnpendorfer  Linie  der 
Gürtellinie,  sowie  der  Verbindungslinie  zur  Wienthallinie  (Punkt  5  des 
Beschlusses  der  Commiesion  für  Verkehraanlagen  in  Wien)  haben  in 
jenem  Höchstbetrage  von  12  Millionen  Gulden  ihre  Bedeckung  zu 
finden,  welcher  in  dem  §  3,  Absatz  2  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892, 
bereits  bewilligt  worden  ist. 

§3. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 

Wien,  am  9.  April  1894. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Bacquehem  m.  p.  Wurmbrand  m.  p. 

Folgt  der  bei  Doc.  C  abgedruckte  Beachluss  der  Commission  fUr  Verkehrs- 
anlagen in  Wien  vom  16.  Jänner  1894. 

8.  Concessionsurkunde  vom  3.  August  1894,  R.  G.  BL  Nr.  185, 

für  die  Loealbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  die  Bitte 
um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  der  im  Punkte  H 
des  mit  dem  Gesetze  vom  18.  Juli  1892,  E.  G.  Bl.  Nr.  109,  geneh- 
migten Programmes  unter  Ay  II,  lit.  d  und  e  angeführten  Loealbahn- 
linien der  Wiener  8tadtbahn  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen, 
in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten 
Commission  diese  Concession  auf  Grund  des  obigen  Gesetzes  und  des 
Gesetzes  vom  9.  April  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  dann  des  Eisenbahn- 
concession sgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  so- 
wie der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  BL  Nr.  81,  und  vom 
27.  December  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  198,  ferner  der  niederöster- 
reichischen Landeegesetze  vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  nnd  Ver.  Bl. 
Nr.  42,  und  vom  9.  April  1894,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  18,  wie  folgt, 
zu  ertheilen: 

§1. 

Wir  verleihen  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  das 
Recht  zum  Baue  und  Betriebe  der  nachstehenden,  als  normalspurige 
Localbahnen,  jedoch  mit  Rücksichtnahme  auf  einen  dichten  Personen- 
verkehr auszuführenden  Linien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes, 
und  zwar: 

1.  der  Wienthallinie:  von  der  Station  Hütteldorf  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  im  Wienthale  abwärts,  unter  Einbeziehung  der  ab- 
zulösenden   und    entsprechend    umzubauenden  Dampftramwaystrecke 
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Hietzing-Gaudenzdorf,  dann  weiter,  längs  dem  regulirten  Wienflusse  bis 
zum  Hauptzollamt  mit  einer  Fortsetzung  znm  Praterstern  oder  in  die 
Nähe  deeselben,  sowie  mit  einer  Verbin dnngscurve  von  einem  ge* 
eigneten  Punkte  nächst  der  Stiegerbrücke  znm  Anschlüsse  an  die  im 
§  1,  Z.  1  der  Concessionsurkunde  vom  18.  December  1892,  R.  G.  Bl. 
Nr.  230,  bezeichnete  Gürtellinie  nächst  dem  Gumpendorfer  Schlacht- 
hause; 

2.  der  Donaucanallinie:  vom  Hauptzollamte  längs  des  Donau- 
canales  zum  Franz  Joseph -Bahnhofe  nnd  entlang  der  Kaiser  Franz 
Joseph-Bahn  bis  HeiligeuBtadt  mit  einer  Verbindung  zur  Gürtellinie  der 
Stadtbahn. 

Dagegen  wird  die  genannte  Commission  von  der  ihr  zufolge  der 
im  Punkte  1  angeführten  Concessionsbestimmung  obliegenden  Ver- 
pflichtung zur  Herstellung  einer  Verbindung  der  Gürtellinie  mit  der 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  etwa  in  der  Station  Penzing  enthoben. 

§2- 

Für  die  im  §  1  bezeichneten  Localbahnlinien  werden  im  Grunde 
des  Artikels  V  des  Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109, 
dieselben  Begünstigungen  eingeräumt,  welche  nach  §  2  der  Concessions- 
urkunde  vom  18.  December  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  230,  den  Hauptbahn- 
linien der  Wiener  Stadtbahn  zukommen. 

Unbeschadet  dieser  Begünstigungen  wird  ferner  gemäss  Artikel  II 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  in  Ansehung  so- 
wohl der  im  §  1  genannten  Localbahnen,  als  auch  der  den  Gegen- 
stand der  obbezeichneten  Conceseion  bildenden  Hauptbahnlinien  die 
Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Eingaben 
nnd  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung,  des  Baues  und  der  In- 
strnirung  dieser  Bahnen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  auf- 
laufenden Uebertragungsgebühr  gewährt. 

Die  Stempel-  und  Gebührenfreiheit  kommt  auch  den  zn  obigen 
Zwecken  errichteten  Verträgen,  Eingaben  und  Urkunden  zu,  welche 
bereits  vor  dem  9.  April  1894  ausgefertigt  worden  sind. 

§3. 

Der  Bau  der  Wienthal-  und  der  Donaucanallinie  (§  1,  ZZ.  1  und  2) 
ist  sofort  nach  Ertheilung  des  Bauconsenses  zu  beginnen  nnd  längstens 
bis  Ende  des  Jahres  1897  zu  vollenden. 

Die  Verbindungscurve  zwischen  der  Donaucanallinie  (§  1,  Z.  2) 
und  der  Gürtellinie  ist  auf  Verlangen  des  Handelsministeriums  nach 
Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes,  jedenfalls  aber  dann  herzustellen, 
wenn  die  Fortsetzung  der  Gürtellinie  bis  Matzleinsdorf  zur  Ausführung 
gelangt. 

Hiebei  wird  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  9.  April  1894,  R.  G.  Bl. 
Nr.  73,  und   des  niederösterreichischen  Landesgesetzes   vom  9.  April 
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1894,  L.  6.  Bl.  Nr.  18,  bestimmt,  daas  die  Theilstrecke  Westbahnhof 
Gumpendorfer  Linie  der  Gürtellinie  längstens  bis  Ende  des  Jabres  1897 
auszuführen  ist. 

Die  fertigen  Babnen  sind  sofort  dem  öffentlichen  Verkehre  au 
übergeben  und  während  der  ganzen  Concessionsdauer  in  ununter- 
brochenem Betriebe  zu  erhalten. 

§4. 

Insoweit  und  inaolange  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfälle  eine 
gänzliche  oder  theilweise  Einstellung  des  Civilverkehres  auf  den  con- 
cessionirten  Bahnlinien  zum  Zwecke  des  Truppentransporte«  oder  die 
gleiche  Massnahme  aus  sonstigen  militärischen  Rücksichten  als  noth- 
wendig  erkannt  werden  sollte,  hat  die  Commission  den  einschlägigen 
Anordnungen  der  Militärbehörde  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung 
Folge  zu  leisten. 

§  5- 

Im  Uebrigen  sind  die  im  §  1,  ZZ.  1  und  2,  genannten  Localbahnen 
als  integrirende  Bestandteile  des  den  Gegenstand  der  Concessionsurkunde 
vom  18.  December  1892,  K.  G.  Bl.  Nr.  230,  bildenden  Stadtbahnunter- 
nehmens anzusehen  und  haben  die  Bestimmungen  der  §§  4  bis  ein- 
schliesslich 14  der  obigen  Concessionsurkunde  unbeschadet  der  für  die 
Localbahnlinien  vom  Handelsministerium  festzustellenden  besonderen 
Concessionsbedingnisee  nunmehr  auf  alle  vorgedachten  Bahnlinien  als 
einheitliches  Unternehmen  Anwendung  zu  finden. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Commission  daa  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlicben  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel  in  Unserer  Keichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
dritten  Tage  des  Monates  August  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendacht- 
hundert neunzig  und  vier,  Unserer  Reiche  im  sechsundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Windlsch-Graetz  ra.  p.  Wurmbrand  m.  p.  Plener  m.  p. 

9.  Concessionsbedingnisse 

fflr  die  Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn. 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

§  1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

(1)  Die  Localbabnlinien  des  Wiener  Stadtbahnnetxes  sind  mit  einer  Spur- 
weite von  1-436  Meter  und  als  in  erster  Reihe  den  Bedürfnissen  eines  dichten 
Personenverkehres  dienend  herzustellen. 
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(2)  Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  gemäss  der 
Tom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeete  und  der  im  Nach- 
stehenden festgesetzten  Bedingnisse  stattzufinden. 

(3)  Sämmtliche  Bahnlinien  sind,  insoweit  dieselben  dnrch  bebaute  oder  in 
näherer  Zeit  zur  Verbannng  gelangende  Bezirke  geführt  werden,  in  einer  tür  städtische 
Bahnverbindungen  geeigneten  Ausführung» weise  und  im  Uebrigen  derart  herzustellen, 
dass  alle  Gattungen  von  Fahrbetriebsmitteln  der  Hauptbahnen  auf  dieselben  Uber- 
gehen können. 

(4)  Für  diese  Bahnlinie  werden  alle  jene  Erleichterungen  gewährt,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  im  §  7  normirte  Maximalfahrgeschwindigkeit  zulässig  erscheinen. 

(5)  Die  Wienthallinie  von  Hütteldorf  bis  zum  Hauptzollamtsbahnhofe  und 
die  Douaucanallinie  sind  zweigel  eisig  auszuführen.  Die  Strecke  vom  Hauptzollamts- 
bahnhofe bis  zum  Praterstern  erhült  zu  den  dort  bestehenden  zwei  currenten  Ge- 
leisen noch  ein  drittes  currentes  Geleise. 

(6)  Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahnlinien 
sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig:  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staat- 
lichen Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

(7)  Desgleichen  hat  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  allen  beim  Baue, 
sowie  während  der  Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen 
Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich 
nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

(8)  Den  Bauvergebnngen  ist  die  vqn  der  Commission  für  Verkehrsanlagen 
in  Wien  aufgestellte  Arbeitsordnung  zu  Grunde  zu  legen. 

§  2.  Tracc. 

(1)  Ueber  den  Traoenzug  der  in  §  1  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
angeführten  Linien  wird  vorbehaltlich  der  im  Einzelneu  auf  Grund  des  Ergebnisses 
der  commissionellen  Amtshandlungen  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  treffenden 
Entscheidungen  Folgendes  bestimmt: 

(2)  1.  Die  Wienthallinie  beginnt  bei  der  Station  Praterstern  der  Donau- 
stadtlinie, führt  vorerst  im  Zuge  der  bestehenden  Verbindungsbahn  zum  Bahnhofe 
„Hauptzollamt",  sodann  längs  des  rechten  Wienflussufers  und  mit  Benützung  der 
rechtsuferigen  Stützmauer  des  regulirten  Wien6usses  bis  zur  Einmündung  des 
Lainzerbaches.  Von  hier  wird  die  Wienthallinie  entlang  des  rechten  Ufers  der 
regulirten  Wien  bis  zur  Franz  Karl-Brücke  bei  Hacking  geführt,  um  dann  den 
Wienfluss  Ubersetzend  in  den  Bahnhof  Hütteldorf-Hacking  der  k.  k.  österreichischen 
Staatsbabnen  einzumünden.  Von  der  Station  Lobkowitz- Brücke  zweigt  die  Anschluss- 
curve  zur  Gürtellinie  ab,  steigt  gegen  die  Stieger- Brücke  an,  geht  dann  als  Hoch- 
bahn bis  zum  Kobingersteg  und  übersetzt  nächst  der  Gasanstalt  in  Gaudenzdorf 
den  Wienfluss,  um  in  die  Trace  der  Gürtellinie  einzumünden. 

(3)  In  den  Tracenzug  der  Wienthallinie  ist  die  abzulösende  Dampftratmvay 
Wien-Mödliug  in  der  Strecke  von  ihrem  Ausgangspunkte  nächst  der  Jauobsstrasae 
bis  in  die  Nähe  der  Badgasse  in  Hietzing  einzubeziehen. 

(4)  In  der  Nähe  des  westlicheu  Endpunktos  der  Wienthallinie  ist  ein  für 
die  ZugfÖrderungsanlageu  und  die  anderen  Erfordernisse  des  Betriebes  der  Local- 
bahnen  bestimmter  Bahnhof  zu  errichten. 

(5)  Im  Hinblicke  auf  die  in  Aussicht  genommene  Mitbenützung  der  Wiener 
Verbindungsbahn  ist  eine  entsprechende  Zugfttrderungs-  und  Betriebsstation  am 
Bahnhofe  Donaustadt  der  Donaustadtlinie  anzulegen. 

(6)  2.  Die  Donaucanallinie  beginnt  am  Bahnhofe  Hauptzollamt  im  Anschlüsse 
an  die  Wiener  Verbindungsbahn  und  an  die  Wienthallinie,  übersetzt  den  Wien- 
fluss, gelangt  nach  Unterfahrung  der  regulirten  Ringstrasse  an  das  rechte  Ufer 
des  Donaucanales  und  wird  dann  längs  dieses  Ufers,  entlang  der  Spittelauer  Lände 
und  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn  folgend  bis  nach  Heilifren»tadt  geführt,  woselbst 
sio  in  den  gemeinschaftlichen  Bahnhof  für  die  Gürtel-  und  Vorortelinie  der  Wiener 
Stadtbahn  und  für  die  Kaiser  Franz  Joseuh-Babn  eiumündet. 
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(7)  Im  Bahnhofe  Heiligenstadt  sind  die  für  die  Zugförderungsanlagen  und 
für  die  andere  Erfordernisse  de«  Betriebes  dieser  Localbahnen  erforderlichen  Her- 
stellungen zu  bewirken. 

(8)  Bei  der  Traoeführung  der  Donaucanallinie  ist  auf  die  Möglichkeit  der 
Herstellung  einer  zweigeleisigen  Verbindungscurvo  mit  der  Gürtellinie  der  Wiener 
Stadtbahn  in  der  Richtung  Frans  Joseph-Quai-Westbahnhof  Rücksicht  zu  nehmen. 

(9)  Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntracen  können  nur 
mit  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  duroh  dieselben  die  im  §  1  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde 
vorgezeichnete  Hauptrichtung  der  einzelnen  Bahnlinien  nicht  verändert  wird. 

§  3.  Mit  der  Wienflussregulirung  gemeinsame  Arbeiten. 

(1)  Hinsichtlich  der  Vertbeilnng  der  Kosten  jener  Anlagen,  welche  sowohl 
die  Wienflussregulirung  als  die  Bahnherstellung  treffen  (§  2),  ist  das  im  Protokolle 
vom  29.  April  1893  niedergelegte,  zwischen  der  Gemeinde  Wien  und  dem  Con- 
cessionär  der  Dampftramwaygesellsehaft,  vormals  Kranss  &  Comp,  getroffene,  von 
der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  genehmigte  Uebereinkommen  mass- 
gebend. 

(2)  Bezüglich  der  hier  nicht  inbegriffenen  Strecken  ist  wegen  gemeinschaft- 
licher Benützung  der  Wienfluss-Ufermauer  mit  der  Gemeinde  Wien  ein  Ueberein- 
kommen zn  treffen. 

%  4.  Appro visionirungsanlagen  nnd  Industriebahnen. 

(1)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist  verpflichtet,  an  den  vom  k.  k. 
Handelsministerium  später  zu  bezeichnenden  Punkten  zum  Zwecke  einer  erleich- 
terten Approvieionirnng  der  Stadt  Wien  Geleiseanlagen,  sowie  Kohlenlagerplätze, 
welche  mit  den  concessionirten  Linien  entsprechend  zu  verbinden  sind,  herzustellen. 

(2)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist  ferner  verpflichtet,  die  Ein- 
mündung von  Industriebahnen  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten.  Falls  über  die  Bedingungen  der 
Einmündung  solcher  Industriebahnen  ein  Einverständniss  zwischeu  der  Commission 
für  Verkehrsaulagen  und  den  Interessenten  nicht  zu  8tande  kommen  sollte,  bleibt 
dem  k.  k.  Handelsministerium  die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

g  5.  Anschlüsse. 

(1)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  hat  wegen  der  Anschlüsse  an  die 
bestehenden,  in  Wien  einmündenden  Bahnen  mit  den  Verwaltungen  der  betreffen- 
den Bahnen,  beziehungsweise  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen,  endlich  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  von  und  au  den  bestehenden  Bahnen  mit  den  hiebei  in  Betracht  kommen- 
den Verwaltungen  Vereinbarungen  anzustreben.  Die  diesbezüglichen  Ueber- 
einkommen sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

(2)  Bei  diesen  Vereinbarungen  ist  insbesondere  für  die  thunlichste  Er- 
leichterung des  Personenverkehres  beim  Uebergange  von  der  eigenen  auf  die 
fremde  Bahn  und  umgekehrt  Sorge  zu  tragen. 

(3)  Falls  hinsichtlich  der  Bedingungen  solcher  Anschlüsse,  beziehungsweise 
der  Mitbenützung  fremder  Bahnhöfe,  sowie  bezüglich  eines  gemeinschaftlichen 
Bahnhofdienstes  eine  Einigung  mit  der  Verwaltung  der  betreffenden  Anschlussbahn 
nioht  erzielt  werden  sollte,  unterwirft  sich  die  Commission  den  Entscheidungen 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

(4)  Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  auch  das  Recht  vorbehalten,  in 
Ermangelung  eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  für  die  eventuelle  gegen- 
seitige Wagenbenützung  der  Anschlussbahnen  festzusetzen. 
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§  ß.  Veränderungen  an  bestehenden  Anlagen. 

(1)  Die  auf  der  Wiener  Verbindungsbahn  erforderlich  werdende  Verlegung 
ihrer  Qeleise  und  Umgestaltung  ihres  Bahnkörpers  ist  im  Einvernehmen  mit  der 
Verwaltung  der  Wiener  Verbindungsbahn,  die  vorzunehmende  Verlegung  einer 
Theilstrecke  des  Wiener  Neustädter  Canales  im  Einvernehmen  mit  dem  Eigen - 
tbümer  desselben  durchzuführen. 

(2)  Falls  in  dieser  Hinsiebt  mit  den  betreffenden  Verwaltungen  eine  Ver- 
einbarung niebt  erzielt  werden  sollte,  unterwirft  sich  die  Commission  für  Verkehrs- 
anlagen der  Entscheidung  der  zuständigen  Ministerien. 

(3)  Bestehende  oder  bereits  definitiv  festgestellte  künftige  Strassenzüge  dürfen, 
falls  niobt  deren  Auflassung  oder  Umlegung  seitens  der  competenten  Behörden 
gestattet  werden  sollte,  von  den  Bahnlinien  nur  entweder  mittelst  Unter-  oder 
Ueberfahrten  gekreuzt  werden. 

(4)  Hinsichtlich  der  Benützung  (Unterfahrung  oder  Uebersetzung)  öffent- 
licher Strassen,  insofern  dieselben  hieduroh  ihrer  Bestimmung  für  den  öffentlichen 
Verkehr  nicht  bleibend  entzogen  werden,  ferner  in  Bezug  der  bei  Unterfahrung 
von  Strassen  und  Plätzen  zu  beobachtenden  Vorsichten,  insbesondere  was  Bau- 
einleitung und  Bauausführungsmodalitäten  anbelangt,  sind  die  seitens  der  jeweils 
competenten  Behörden  seinerzeit  zu  erlassenden  Vorschriften  genau  zu  befolgen. 

(5)  Die  in  Folge  der  Bahnherstellung  erforderlich  werdende  Umlegung  von 
Unrathscanälen,  Wasser-  und  Gasleitungen,  Telegraphen-  und  Telephonkabeln, 
Rohrpostleitungen,  von  Pferdebahngeleisen  und  sonstigen  bestehenden  Anlagen  ist 
im  Einvernehmen  mit  den  Verwaltungen  derselben  durchzuführen. 

§  7.  Fahrgeschwindigkeit. 

(1)  Die  grösste  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge  darf  an  keinem  Punkte  der 
Bahnlinien  mehr  als  40  Kilometer  per  Stunde  betragen. 

(2)  Das  k.  k.  Handelsministerium  behält  sich  übrigens  vor,  nach  Massgabe 
der  localen  Umstände,  sowie  gemäss  der  Natur  der  einzelnen  Verkehre  noch 
weitere  Bestimmungen  bezüglich  der  jeweils  einzuhaltenden  Fahrgeschwindigkeit 
zu  treffen. 

§  8.  Unterbau. 

(1)  Sämmtliche  im  Vorstehenden  bezeichnete  Bahnlinien  und  Verbindungs- 
curven  sind  mit  Ausnahme  der  im  Sinne  des  §  1,  Punkt  5,  eingeleisig  auszu- 
führenden Theilstrecke  Praterstern-Hauptzollamt  doppelgleisig  zu  erbauen,  und 
ist  dem  gemäss  auch  die  Grundeiulösung  durchzuführen,  insofern  nicht  eine  unent- 
geltliche Bestellung  einer  Servitut  oder  die  unentgeltliche  Abtretung  des  Eigen- 
thurnes  an  Grundstücken  gewährt  wird. 

(2)  Die  Ausführung  des  Unterbaues  hat  im  Allgemeinen  nach  den  bei  den 
k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  Normen  für  Localbabnen  zn  erfolgen;  insbesondere 
wird  jedoch  Nachstehendes  festgesetzt: 

(3)  Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  einzelnen  Bahnlinien  ist 
der  Uebergang  von  der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer 
Uebergangscurveu  nach  den  bei  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  Vorschriften  her- 
zustellen. 

(4)  Bei  Bestimmung  der  Neigungsverbältnisse  der  einzelnen  Bahnlinien  ist 
auf  den  möglichsten  Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken, 
dass  die  in  den  Geraden  gestattete  Maxiraalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe 
ihrer  Schärfe  ermässigt  wird. 

(5)  An  den  Neignngsbrücben  sind  stets  Gefällsabrundungen  mit  entsprechend 
grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

(6)  Die  grösste  Neigung  in  den  geraden  Strecken  der  freien  Bahn  wird  für 
sämmtliche  Linien  mit  25  pro  mille  festgesetzt. 

(7)  Die  Stationen  sind  womöglich  horizontal  anzulegen,  anderenfalls  die 
Neigung  der  Bahnlinien  in  denselben  2  5  pro  mille  nicht  übersteigen  darf. 

Dt*  lUebUnrkuoton  d«r  8«  Ufr.  BlMnbahnan.  III.  59 
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(8)  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Oenehmiguug  des  k.  k. 
Handelsministeriums. 

(9)  Personenhaltestellen  können  in  Neigungen  von  höchstens  20  pro  mille 
in  gerader  Bahn  errichtet  werden,  wobei  aber,  wenn  es  die  Neigungsverhältnisse 
der  angrenzenden  Bahnstrecken  gestatten,  ein  günstigeres  Neiguugsverhältniss  an- 
zustreben ist.  Bei  in  Bögen  liegenden  Personenbaltesteilen  sind  die  Neigungsver- 
hältnisse im  Sinne  des  vorstehenden  Absatzes  4  zu  ermässigen. 

(10)  Der  kleinste  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Baho,  und  zwar  in 
der  Achse  des  Unteibaukörpers  geraessen,  wird  fflr  die  einzelnen  Bahnlinien  wie 
folgt  festgestellt: 

1.  für  die  Wienthallinie  mit  150  Meter; 

2.  für  die  Donaucanallinie  innerhalb  der  TheiUtrecke  Aspernbrücke- Augarten 
mit  180  Meter,  im  übrigen  Theile  dieser  Linie  mit  HO  Meter; 

3.  für  die  Übrigen  Linien  und  für  die  Verbindungsourven  nächst  den  Stationen 
mit  120  Meter. 

(11)  Der  Abstand  der  Geleise  in  der  freien  Bahn  und  in  Haltestellen  soll 
in  dem  Falle,  wenn  zwischen  denselben  entweder  sofort  Säulen  angebracht  werden 
oder  deren  Herstellung  für  einen  späteren  Zeitpunkt  in  Aussicht  genommen  werden 
müsste,  von  Mitte  zu  Mitte  wenigstens  4*1  Meter  betragen,  im  anderen  Falle  ist 
dieser  Abstand  mit  wenigstens  3  8  Meter  zu  bemessen. 

(12)  In  den  Stationen  hat  der  gegenseitige  Abstand  der  Oeleisemitten  min- 
destens 4*5  Meter  und  falls  zwischen  den  Geleisen  Säulen  oder  Krahne  gestellt 
werdeu  uder  deren  spätere  Einrichtung  vorgesehen  werden  muss,  4*75  Meter  zu 
betragen. 

(13)  Bei  Anlage  von  Mittel-,  beziehungsweise  Doppelperronen  zwischen  den 
Geleisen  bleibt  diu  Bestimmung  des  gegenseitigen  Abstände»  der  Geleisemitten  der 
besonderen  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vorbehalten. 

( 14)  In  Haltestellen  kann  der  Abstand  der  Geleise  von  Mitte  zu  Mitte  gleich 
jenem  der  freien  Bahn  gewählt  werden. 

(15)  Der  Unterbau  der  freien  Bahn  jener  Strecken,  welche  sich  im  ge* 
böschten  Damme  befinden,  hat  eine  Kronenbreite  von  8*4  Meter  zu  erhallen. 

(16)  Alle  Aufdämmungeu  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  der- 
selben mit  einer  der  Dammhöhe  und  MaterialbesckatTenheit  angemessenen  Ueber- 
höhung  und  Erbreiterung  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höhe,  beziehungs- 
weise Breite  auszuführen. 

(1?)  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300  oder 
weniger  als  300  Meter  Halbmesser  eine  entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone. 

(18)  Die  Böschungen  der  Aufdämmungen  und  Einschnitte  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  im  Bedarfsfalle  angemessen  zu  versichern. 

(19)  Bei  Anlage  der  Bahnlinien  ist  das  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  1.  August  1882,  Z.  32904,  für  die  österreichischen  Eisenbahnen 
vorgeschriebene  Normalprutil  des  lichten  Raumes,  sowie  das  im  §  2  der  Verordnung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  be- 
zeichnete Lichtraumprofil  einzuhalten.  Das  Mehrerforderniss  an  Lichtraum  für 
aussergewöbnliche  Wagen  in  Bögen  von  weniger  als  180  Meter  Halbmesser  ist  zu 
berücksichtigen. 

(20)  In  jenen  Strecken  der  freien  Bahn,  welche  als  Hochbahn  zwischen 
Stützmauern  oder  auf  Viadurten  geführt  werdeu,  desgleichen  bei  Durchlässen  und 
Durchfahrten  unter  der  Bahn  hat  der  Bahnkörper  in  der  Geraden  und  in  Höhe 
der  Schieuenunterkante  eine  derartige  Breite  zu  erhalten,  das«  zwischen  der  Parapet- 
mauer  oder  dem  Geländer  und  der  zunächst  liegenden  Geleiseachse  stets  mindestens 
eine  lichte  Weite  von  2' 15  Meter  verbleibt. 

(21)  Ebenso  hat  in  jenen  Strecken  der  freien  Bahn,  welche  sich  im  offenen 
Einschnitte  zwischen  Futtermauern  oder  im  gedeckten,  beziehungsweise  gewölbten 
Einschnitte  befinden,  desgleichen  bei  Ueberfahrten  über  die  Bahn  der  Bahnkörper 
in  der  Geraden  und  in  Höhe  der  Schieuenunterkante  eine  derartige  Breite  zu  er- 
halten, dass  zwischen  der  Mauerflucht  der  Futter-,  beziehungsweise  Widerlags- 
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mauer  und  der  zunächst  liegenden  Geleiseachse  stets  mindestens  eine  lichte  Weite 
von  2- 15  Meter  verbleibt. 

(22)  Hiebei  wird  vorausgesetzt,  dass  anstatt  beiderseitiger  Babngräben  be- 
hufs Entwässerung  der  Einschnitte  ein  zwischen  den  Geleisen  zu  situirender, 
gemauerter  und  abgedeckter  Canal  von  wenigstens  0  4  Meter  liohter  Weite  aus- 
geführt wird. 

(23)  Alle  Objecto  und  sonstige  im  Unterbaue  vorkommenden  Bauwerke  sind 
in  definitiver  Weise,  d.  i.  aus  Stein,  Beton,  Ziegel  oder  Eisen,  eventuell  aus  diesen 
Materialien  combinirt,  herzustellen. 

(24)  Sämmtlicbe  Viaducle  und  Stützmauern,  sowie  die  Krone  von  Futter- 
mauern im  offenen  Einschnitte,  ferner  die  Stirnmauern  von  Einzelnobjecten  sind 
mit  Parapetmauern  oder  Geländern  zu  versehen,  welche  in  angemessenen  Abständen 
Rettnngsplätze  erhalten. 

(25)  In  Futtermauern  der  offenen  und  gedeckten,  beziehungsweise  gewölbten 
Einschnitte  sind  in  regelmässigen  Abständen  von  beiläufig  60  Meter  beiderseitige 
Schutznisohen,  ferner  in  angemessenen  Entfernungen  den  Bedürfnissen  des  Bahn- 
erhaltungsdienstes entsprechende  Kammern  anzulegen.  Entlang  der  Wienflussstrecke, 
wo  die  fluasseitige  Stützmauer  gemeinschaftlich  benützt  wird,  sind  solche  Rettungs- 
nischen einseitig,  und  zwar  in  der  entgegengesetzten  Stützmauer  auszuführen. 

(26)  Insoweit  die  Bahnlinien  sich  innerhalb  bebauter  Bezirke  befinden,  ist 
sowohl  bei  der  Anlage  von  Viaducten,  als  auch  bei  Einzelnobjecten  in  Hochbahn- 
strecken, insbesondere  bei  den  Strassenübersetzungcn  in  der  Ansführung  der  sicht- 
baren Mauerwerks tiächen  den  ästhetischen  Anforderungen  thnnlichst  Rechnung 
zu  tragen. 

(2?)  Bei  allen  Hochbahnconstructionen  in  Eisen  sind  behufs  möglichster  Ab- 
Schwächung  der  Schallwirkungen  des  Zugverkehres  zweckentsprechende  Vorkeh- 
rungen zu  treffen. 

(28)  Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken, 
ßahnüberbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objects- 
berstellungen  erlassene  Verordnung  des  t  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten  und  sind  den  Berechnungen  für  die 
Eisenconstructionen  der  Bahnlinien  die  im  %  3,  lit.  a  und  b  der  genannten  Ver- 
ordnung normirten  Belastungen  ohne  Ermässigung  zu  Grunde  zu  legen.  Für  die 
Eisenconstructionen  der  Brücken  sind  ferner  auch  dio  „Grundsätzlichen  Bestim- 
mungen für  die  Lieferung  und  Aufstellung  eiserner  Brücken  in  der  vom  k.  k. 
Handelsministerium  genehmigten  Fassung*'  (Wien,  aus  der  kaiserlich-königlichen 
Hof-  und  Staatsdruckerei  1892)  massgebend. 

(29)  Insofern  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  vorbezeichneten  Ver- 
ordnung für  dio  Bemessung  der  Deckenconstruclion  jener  Bahnstrecken,  welche 
unterhalb  von  Strassen  hinziehen,  nach  dem  Erachten  dos  k.  k.  Handelsministeriums 
nicht  ausreichen  sollten,  bleibt  demselben  die  Feststellung  der  hiebei  zu  berück- 
sichtigenden Verkehrslasten  vorbehalten. 

(30)  In  Bahustreoken,  welche  auf  natürlichem  We^e  nicht  genügend  ent- 
wässert werden  können,  ferner  in  jenen  Strecken,  in  welchen  die  Bahnnivellette 
>ich  unter  der  Hochwasserlinie  des  regulirten  Wionflusses  und  Donaucanales  be- 
findet, müssen  entsprechende  Einrichtungen  für  eine  gesicherte  Wnsserableituug 
getroffen  werden. 

(31)  In  TJntergrundstrecken  ist  für  eine  der  Länge  und  Lage  solcher  Bahn- 
theile  angepasste  Ventilation  vorzusorgen,  welche  überdies  derart  zu  wählen  ist, 
dass  eine  Belästigung  der  Anrainer  durch  den  entweichenden  Rauch  und  Dampf 
möglichst  hintangehalten  wird. 

§  9.  Oberbau. 

(1)  Der  Oberbau  ist  auf  Querschwellen  und  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses 
mit  Flussstablschienen  und  Schwellen  aus  Flusseisen  oder  hartem  Holze  herzustellen. 

^2)  Die  Ausführung  des  Oberbaues  hat  im  Allgemeinen  nach  den  bei  den 
k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  Normen  für  Hauptbahnen  zu  erfolgen. 
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(3)  Im  Besonderen  wird  bestimmt,  dass  das  Gewicht  der  Schienen  per  laufen- 
de« Meter  mindestens  35*4  Kilogramm  betragen  soll;  die  Inanspruchnahme  der 
Schienen  darf  unter  Berücksichtigung  des  grössten  Raddruckes  der  verkehrenden 
Fahrbetriebsmittel  und  bei  eiuer  Verminderung  der  8chienenhohe  durch  Abnützung 
um  10  Millimeter  höchsten»  1000  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  betragen. 

(4)  In  welchen  Strecken  und  in  welcher  Ausdehnung  innerhalb  derselben 
Eisen-  oder  Holzschwellen  zur  Verwendung  gelangen  dürfen,  bleibt  Über  Antrag- 
ktellung  der  Commission  für  Verkehrsanlageu  der  besonderen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vorbehalten. 

(5)  Der  Schotterkörper  hat  in  der  freien  Bahn  eine  derartige  Breite  zu  er- 
halten, daas  die  Entfernung  der  Geleiseachse  von  der  zunächst  liegenden  Oberkante 
des  Schotterbettes  stet«  mindestens  1*66  Meter  beträgt.  Falls  in  Einschnitten  Stein- 
baokette  zur  Ausführung  gelangen,  hat  die  Entfernung  der  äusseren  Oberkaute 
derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  1<>5  Meter  zu  betragen. 

(G)  Die  Tiefe  des  Schotterbettes  hat  von  der  Schienenunterkante  abwärt« 
stets  mindestens  0-3  Meter  zu  betragen. 

8  10.  Stationen. 

(1)  Die  Anzahl,  Lage  und  Ausführungsweise  der  Stationen  und  Haltestellen 
ist  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Verwaltung  und  im  Uebrigen  der- 
art zu  bestimmen,  daas  hiedurch  die  anstandslose  Abwicklung  des  Verkehres  nach 
Massgabe  der  Bedürfnisse  jeder  einzelnen  Bahnliuie  vollständig  gesichert  erscheint. 

(2)  Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  haben  gedeckte,  für  jede  Fahrt- 
richtung getrennte  Perrone,  sowie  geschlossene  und  heizbare  Warteräume,  endlich 
auch  entsprechend  situirte  Passagieraborte  zu  erhalten. 

(3)  Die  Grösse  der  Perrone  und  Warteräume  muss  der  jeweiligen  Bedeutung 
der  Station  oder  Haltestelle  hinsichtlich  des  Personenverkehres  angemessen  sein. 

(4)  In  den  Anschluss-  und  Umsteigstationen  sind  bei  einem  namhaften 
Niveauunterschiede  zwischen  den  daselbst  zusammentreffenden  Bahnlinien  nebst 
den  erforderlichen  Treppen  auch  Aufzüge  für  das  verkehrende  Publicum  zu  errichten. 

(6)  Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  sowohl  bahnseitig 
als  auch  im  Aeusneren  der  Gebäude  an  entsprechend  sichtbaren  Stellen  in  grosser 
Schrift  deutlich  erkennbar  anzubringen. 

(6)  In  allen  Stationen  und  Haltestellen  sind  die  für  eine  zweckentsprechende 
Abwicklung  des  Personenverkehres  erforderlichen  Bureaux-  und  sonstigen  Dienst- 
raum e  herzustellen.  In  den  Stationen  sind  Überdies  für  die  Durchführung  des 
Gepäcks-  und  sonstigen  Güterverkehres  entsprechende  Räume  und  Einrichtungen 
zu  schaffen. 

(7)  In  den  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  bezeichnenden  Stationen  sind 
Aulagen  und  Räumlichkeiten  für  die  Abwicklung  eines  Approvisionirungsverkehres 
herzustellen. 

(8)  In  den  Ausgangspunkten  des  Verkehres  sind  für  den  Zugforderungs- 
und Werkstättcndienat  erforderliche  Anlagen,  sowie  auch  Gebäude  für  die  Unter- 
kunft des  Bahnpersonales  herzustellen. 

(9)  Sämmtliche  Stationen  sind  mit  Central  weichenstell-  und  Sichorungs- 
anlagen  zu  versehen,  deren  Ein-  und  Ausfahrtssignale  mit  der  laut  §  12  anzuordnen- 
den Streckeublockeinrichtung  in  Abhängigkeit  zu  bringen  sind. 

§  11.  Hocbbanten. 

(1)  Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahn- 
personales  und  für  den  Zugförderuugsdicnst  bestimmten  nochbauten  der  Stationen 
nud  Haltestellen  sind  in  definitiver  Weise  und  den  Verkehrsbedürfnissen  angemessen 
zu  erbauen. 

(2)  Bei  Anlage  der  Aufnalimsgebände  is»  Vorsorge  zu  treffen,  dass  ein 
Ueberschreiten  der  Geleise  durch  das  Publicum  ausgeschlossen  erscheint. 
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(3)  Die  Höhe  der  Ein-  und  Aussteigperrone  über  Schienenoberkante  ist  mit 
minderten»  0  6  Meter  zu  bemessen,  um  das  Ein-  und  Aussteigen  zu  erleichtern 
und  zu  beschleunigen. 

(4)  Sämtntliche  Hochbananlagen  für  den  Güterdienst  können  ans  Riegelmauer- 
werk oder  auch  ganz  aus  Holz  auf  einer  durchgehenden  Untermauerung  erbaut 
werden. 

(5)  Alle  Hochbauten  sind  im  Einklänge  mit  der  Bauordnung  für  die  k.  k. 
Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  herzustellen. 

(6)  Die  Anlage  von  Wgrterhäusern  und  Signalhütten  in  der  freien  Bahn 
kann  auf  jene  Stellen  beschränkt  werden,  wo  solche  seitens  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums besonders  angeordnet  werden  sollten. 

(?)  Auf  allen  Bahnlinien  sind  Stations-  und  Bahneinfriedungen,  sowie  sonstige 
Abschlüsse  der  Bahn  nach  Massgabe  des  jeweiligen  Bedarfes  herzustellen. 

%  12.  Betriebseinrichtungen. 

(1)  Sämmtliche  Bahnlinien  müssen  in  ihrer  (ranzen  Ausdehnung  mit  Strecken- 
blockeinrichtungen versehen  werden.  Für  die  Deckung  der  Anschlnssstationen 
haben  die  nächstgelegenen  Streckenblocksignale  zu  dienen. 

(2)  Die  Abzweigungsstellen  ans  der  freien  Bahn  sind  durch  Blockeinrich- 
tungen vollständig  zu  sichern. 

(3)  Die  obbezeichneten  Anlagen  sind  nach  bewährten  Systemen  und  in  der 
grössten  dermalen  zu  erreichenden  Vollkommenheit  herzustellen. 

(4)  Sämmtliche  Bahnlinien  sind  mit  einer  Telegraphenleitung,  in  welche  alle 
Stationen  und  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  zn  versehen.  Ueberdies  ist  eine 
zweite  Sprechleitung,  in  welche  ausser  den  Endpunkten  der  einzelnen  Bahnlinien 
nur  die  grösseren  Mittelstationen  eingeschaltet  sind,  auszuführen. 

(5)  Die  Anwendung  von  Glockensignalen  kann  unterbleiben,  insoweit  nicht 
besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

(6)  Endlich  Bind  für  den  Betrieb  der  Bahnlinien  die  durch  die  Signalordnung 
vorgeschriebenen  optischen  und  akustischen  Signalmittel  beizustellen. 

§  13.  Fahrbetriebsmittel. 

(1)  Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
betriebführende  Bahnverwaltung  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  der  Commission 
für  Verkehrsanlagen. 

(2)  Für  die  Anschaffung  von  Fahrbetriebsmitteln  muss  ohne  Rücksicht  auf 
die  Vertheilung  derselbeu  auf  die  einzelnen  Bahnlinien  ein  Betrag  von  1,500.000  fl. 
verwendet  werden. 

(3)  Bei  Anschaffung  aller  Fahrbetriebsmittel,  sowie  anch  bei  späteren  Er- 
gänzungen derselben  ist  stets  den  neuesten  Erfahrungen  der  Betriebstechuik  im 
Allgemeinen  und  jenen,  welche  während  des  Betriebes  der  concessionirten  Linien 
gemacht  werden,  im  Besonderen  Rechnung  zu  tragen,  wobei  eine  Verpflichtung  zur 
Führung  der  ersten  W&genclasse  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  nicht  obliegt. 

(4)  Bei  der  Construction  sämmtlicher  Fahrbetriebsmittel  ist  auf  die  möglichste 
Beseitigung  des  belästigenden  Geräusches  bei  ihrem  Verkehre  hinzuwirken. 

(6)  Die  Construction  der  Locomotiven  ist  derart  zn  wählen,  dass  der  Funken- 
wurf vermieden,  die  Rauchentwicklung  möglichst  vermindert  und  eine  Belästigung 
durch  ausströmenden  Dampf  und  Rauch,  sowie  durch  Verbrennnngsgaae  thunlichst 
hintangehalten  wird. 

(6)  Die  Locomotiven  sind  für  Coaksfouerung  einzurichten,  falls  es  nicht 
gelingen  sollte,  ein  anderes  mehr  entsprechendes  Brennmaterial  verwenden  zu  können. 

I?)  Jede  Maschine  ist  mit  einer  durchgehenden  Bremse  nnd  einer  Hand- 
bremse, sowie  mit  anraontirbaren  Schneepüugscharen  zu  versehen. 

(8)  Die  für  Personenzüge  bestimmten  Wagen  sind  für  durchgehende  Bremsen 
einzurichten;  überdies  hat  eine  entsprechende  Anzahl  dieser  Wagen  Handbremsen 
zu  erhalten. 
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(9)  Die  Personenwagen  müssen  für  die  gewählte  Perronhöhe  gebant  werden, 
heisbar  eingerichtet  und  in  vollkommen  entsprechender  Weise  beleuchtbar  sein. 

(10)  Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen  der 
Verordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840  („Centrai- 
blatt ftlr  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  16  ex  1887)  und  vom  1.  August 
1892,  Z.  32904  (r Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen 
und  8ehiffahrt"  Nr.  87  ex  1892),  Rechnung  zu  tragen. 

%  14.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen.  Eine  Ausnahme 
von  dieser  Bestimmung  kann  Ton  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums  insofern  zu- 
gestanden werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht 
in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  nicht  wesentlich  ungünstigeren 
Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit,  wie  selbe  von 
ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

§  16.  Behandlung  vou  archäologischen  und  kunsthistoriscben  Fund- 

gegenständen. 

(1)  Arcbäologisobe  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
Torkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  nnd  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

(2)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  hat  diesfalls  den  Bestimmungen 
der  Erlässe  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889.  Z.  18032  (.Ver- 
ordnungsblatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt'' 
Nr.  60. ex  1889),  und  vom  6.  Jänner  1898,  Z.  66819  ex  1892,  zu  entsprechen  und 
den  Anforderungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission,  beziehungsweise  ihrer 
Conservatoren  gewissenhaft  Folge  zu  leisten. 

g  16.  Fürsorge  in  Ansehung  der  beim  Baue  verwendeten  Hilfspersonen 

und  Arbeiter. 

In  Ansehung  der  beim  Baue  verwendeten  Hilfspersonen  und  Arbeiter  unter- 
wirft sich  die  Commission  für  Verkehrsanlagen  jenen  Anordnungen,  welche  die 
k.  k.  Staatsverwaltung  rUcksichtlich  der  auf  Staatskosten  auszuführenden  Eisen- 
bahnlinien zu  treffen  findet. 

II.  Betrieb. 

§  17.  Allgemeine  Bestimmungen. 

(1)  Die  Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  haben  sowohl  dem  Personen- 
Verkehre,  als  auch  dem  Post-,  Gepäcks-  und  Güterrerkehre  zn  dienen,  letzterem 
in  jener  Ausdehnung,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  übrigen  Verkehre  noch  zulässig 
sein  wird,  wobei  insbesondere  der  Approvisioniruugsverkehr  Berücksichtigung  zu 
finden  hat 

(2)  Für  eine  entsprechende  Durchführung  der  Leichentransporte  ist  vorzu sorgen. 

(3)  Der  Betrieb  der  ooncessionirten  Bahnen  ist  derart  einzurichten,  dass 
dieselben  in  erster  Reihe  den  Bedürfnissen  des  städtischen  Personen  Verkehres 
möglichst  vollkommen  Genüge  leisten.  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist 
verpflichtet,  sich  den  in  dieser  Hinsicht  ergehenden  Anordnungen  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums zu  unterwerfen. 

(4)  Die  Einrichtung  des  Zugsverkehres  und  der  Zugsanschlüsse  hat  derart 
stattzufiudeu,  dass  der  Betrieb  der  concessionirten  Hanptbahnlinien  und  jener  der 
Localbahnlinien  des  Stadtbahnnetzes  zum  Zwecke  einer  raschen  und  ausgiebigen 
Personenbeförderung  ineinandergreifen. 
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(5)  Bezüglich  des  Güterverkehrs  ist  auf  die  thunlichste  Erleichterung  des 
Approvisionirungsverkehres  Bedacht  zu  nehmen  und  sind  im  Uebrigen  derartige 
Einrichtungen  zu  treffen,  das«  dadurch  der  Hauptzweck  der  Bahnanlage  —  die 
rasche,  regelmässige  und  bequeme  Personenbeförderung  innerhalb  des  Stadtgebietes 
—  keinen  Eintrag  erleidet. 

(6)  Das  k.  k.  Handelsministerium  behält  sich  Überdies  vor.  unter  Berück- 
sichtigung der  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  zu  erstattenden  Anträge 
für  jede  einzelne  Bahnlinie  in  Ansehung  des  Verkehres  jene  Anordnungen  zu 
treffen,  welche  zur  sicheren  Erreichung  der  verschiedenen  Zwecke  der  Stadtbahn 
als  nothwendig  befunden  werden. 

(7)  Die  Locallinien  des  Wiener  Stadtbahnnetzes  sind  für  Tag-  und  Nacht- 
verkehr einzurichten,  wobei  sich  das  k.  k.  Handelsministerium  vorbehält,  nach 
Anhörung  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  sowohl  das  kleinste  als  grösste 
Zeitintervall  zwischen  den  nach  jeder  der  beiden  Bahnrichtnngen  verkehrenden 
Zügen  bei  jeder  einzelnen  Linie  nach  Massgabe  des  Verkehrsbedurfnisse«  in  den 
verschiedenen  Tages-  und  Jahreszeiten  zn  bestimmen. 

g  18.  Personen-,  Gepäcks-  und  Güterverkehr. 

(1)  Die  Tarife  för  den  Personen«,  Gepäcks-  und  Güterverkehr,  die  Waaren- 
classification  und  alle  auf  den  Gütertransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen 
unterliegen  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums.  Hiebei  ist  einerseits 
auf  die  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität 
der  Bahnlinien  Bedacht  zu  nehmen. 

(2)  Bei  Aufstellung  der  Personentarife  wird  die  beim  Stadtbahnbetriebe 
gebotene  tbunlichste  Erleichterung  und  Vereinfachung  des  Billet-  und  Tarifsystemes, 
sowie  der  Controle  anzustreben  sein. 

(3)  Die  Organe  der  k.  k.  Sicherheits-  und  Finanzwache,  sowie  der  städti- 
schen Feuerwehr  sind  zu  den  gleichen  ermässigten  Preisen,  wie  solche  dem 
k.  und  k.  Militär  zugestanden  sind,  zu  befördern. 

(4)  Für  8chüler  öffentlicher  Volks-,  Bürger-  und  Mittelschulen  sind  Schüler- 
karten zu  ermässigten  Preisen  auszugeben. 

(5)  Für  Arbeiter  sind  zu  gewissen  Tageszeiten  verkehrende  Züge  mit  er- 
mässigten Preisen  einzuführen. 

(6)  Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und 
Frachtengfltern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tariftheil  I  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  Über  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auch  auf  die  Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn 
Anwendung  zu  finden  haben. 

(7)  Alle  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  gesetzlichen  Laudeswährung  berechnet  werden. 

g  19.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Landern  ist  das  k.  k.  Handelsministerium  berechtigt,  nach  Erforder- 
niss  die  einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

§  20.   Leistungen  für  die  Post-  und  Telegraphenanstalt. 

(1)  Die  coocessionirten  Bahnen  sollen  nach  Bedarf  für  die  Zwecke  der 
Post-  und  Telegraphenanstalt  benützt  werden. 

(2)  Die  Beförderung  der  Briefpost  und  des  für  dieselbe  von  der  Postaüstalt 
beizustellenden  Begleiters  hat  mit  allen  fabrplanmässigen  Zügen  unentgeltlich  zu 
geschehen. 

(3)  Im  Uebrigen  wird  die  Art  und  Weise  dieser  Benützung,  sowie  die  für 
eine  weitergebende  Inanspruchnahme  der  conoessionirten  Bahnen  seitens  der  Post- 


Digitized  by  Google 


i»3<; 


Commission  für  Verkekrsanlageu  in  Wien. 


und  Telegraphenanstalt  zu  leistende  Vergütung  durch  besondere  Vereinbarungen 
geregelt  werden. 

(4)  Unbesohadet  der  etwa  noch  zu  treffenden  Vereinbarungen  Ober  die 
Leistungen  der  concessionirten  Bahnen  für  Zwecke  der  Post-  und  Telegraphen  - 
anstatt  wird  schon  jetst  Folgendes  bestimmt: 

(5)  Sollten  für  Zwecke  der  Postbeförderung  von  der  Commission  fiir  Ver- 
kehrsanlagen mehr  als  die  nach  (2)  Ton  derselben  unentgeltlich  su  bewirkenden 
Leistungen  beansprucht  werden,  wird  die  Postverwaltung  hiefür  der  Commission 
eine  Vergütung  nach  folgendem  Massstabe  gewähren: 

(6)  Für  die  Beförderung  eines  vierräderigen  Wagens,  insoweit  derselbe  that- 
sächlich  zum  Posttransporte  benützt  wird,  eine  Entschädigung  im  Betrage  von  sehn 
(10)  Kreuzer  österreichischer  Währung  per  Zug  und  Kilometer,  und,  insolange 
als  für  den  Posttransport  nur  eine  Wagenabtheilung  (Postcoup£)  erforderlich  ist, 
respective  von  der  k.  k.  Postverwaltung  iu  Anspruch  genommen  wird,  ein  aliquoter 
Theil  der  vorgedachten  Entschädigung,  demnach  für  zwei  Fünftel  eines  ganzen 
vierräderigen  Wagens  vier  (4)  Kreuzer,  für  die  Hälfte  desselben  fünf  (5)  Kreuzer. 

(?)  Falls  die  Postanstalt  eine  besondere  Adaptirnng  der  für  die  Post- 
beförderung benutzten  Wagen  oder  Wagenabtheilungen  für  ihre  Zwecke  für  noth- 
wendig  erachtet,  so  wird  sie  die  Kosten  derselben  bestreiten. 

(8)  Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  entsprechenden  Mieth*inses  su  leistenden  Entschädigung  für  die 
Benützung  dieser  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  beizustellenden  Räumlich- 
keiten zu  treffen  sein.  Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung 
dieser  Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

(9)  Die  den  verschiedenen  Kategorien  des  Dienerschaftsstandes  der  k.  k. 
Post-  und  Telegraphen  Verwaltung  angehörigen  Personen  im  Dienste  sind  auf  den 
Hauptbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn  mit  allen  fahrplanmässigen  Zügen  sum 
halben  normalen  Fahrpreise  zu  befördern,  jedoch  kann  die  gleichzeitige  Beförderung 
einer  grösseren  Anzahl  soloher  Bediensteten  nur  mit  bestimmten  vorher  bezeichneten 
Zügen  erfolgen. 

(10)  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  übernimmt  die  Verpflichtung,  die 
für  den  Bahnbetrieb  und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf 
eigene  Kosten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staats- 
telegraphenanstalt herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphen- 
leitungeu,  insoweit  es  die  Anforderungen  des  Bahnbetriebes  zulassen,  gegen  die 
normalmässige  Entschädigung  für  Staatscorrespondenz  verwenden  zu  lassen. 

(11)  Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  auf  dem  von  der  Commission  für 
Verkehrsanlagen  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzweoke  benützten  Grund  und  Boden, 
bezüglich  der  Untergrundstreoken  jedoch  nur  insoweit  es  die  Raum  Verhältnisse 
zulassen,  selbständige  Leitungen  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen 
und  bei  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  einzelne  Drähte  der 
ätaatatelegraphen  an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

(12)  Im  Uebrigen  gelten  auch  für  diese  conoessionirten  Bahnen  die  zur 
Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelographenanstalt  zu  den  Bahnen  bestehen- 
den Normen. 

(13)  Correspondensen,  welche  in  Besiehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  den  Betrieb  führenden  Direction  und  ihren  untergeordneten 
Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen  durch  die  Be- 
diensteten der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

§  21.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 

fahrten. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aus  Gefälle- 
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rücksiebten  die  Bahnlinien  benützen  nnd  sieb  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
cum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  aammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

§  22.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezucbtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  biefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  erm&ssigten  Tarifsätze. 

§  23.  Regelung  eines  Peageverkehres. 

Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  ist  verpflichtet,  über  die  conoessionirten 
Bahnlinien  oder  einen  Theil  derselben  auch  einen  Peageverkebr  von  Zügen  der 
k.  k.  Staatsbabnen  oder  anderer  Eisenbahnverwaltungen  nach  Massgabe  des  ein- 
tretenden Bedürfnisses  gegen  eine  im  Wege  der  Vereinbarung  festzusetzende  Ent- 
schädigung zu  gestatten. 

§  24.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  nnd  Frachtentarife  <£§  18  und  19),  sowie  der 
Leistungen  für  Öffentliche  Zwecke  (§§  20  bis  22)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  hat  sich  einer  solchen  Regelung 
zu  unterwerfen. 

Wien,  am  30.  August  1894. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Wurmbrand  m.  p. 

10.  Gesetz  vom  23.  Mai  1896,  R.  G.  Bl.  Nr.  83, 

womit  weitere  Bestimmungen  Aber  die  Ausführung  öffentlicher  Verkehrs« 

anlagen  in  Wien  getroffen  werden« 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  Reich  srathea  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Der  beiliegende,  mit  Stimmeneinhelligkeit  der  drei  Curien  gefasste 
Bescbluss  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom  11.  Juli 
1895,  welcher  eine  weitere  Abänderung  des  laut  Artikels  I  des  Ge- 
setzes vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  genehmigten,  zufolge 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  abgeänderten  Pro- 
grammes  für  die  finanzielle  Sicherstellung  und  die  Ausführung  der  ge- 
dachten Verkehrsanlagen,  wie  auch  einige  nach  Artikel  IV  des  erst- 
cititten  Gesetzes  der  Gesetzgebung  vorbehaltene  Bestimmungen  zum 
Gegenstande  hat,  wird  genehmigt. 

Artikel  II. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  nach  Massgabe  des  obigen  Be- 
schlusses der  Ausführung  der  in  Gemässheit  des  mit  dem  Gesetze  vom 
18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  genehmigten  Programmes  in  der 
zweiten  Banperiode  (1898  bis  1900)  herzustellenden  Verkehrsanlagen 
und  der  hiedurch  bedingten  Verwendung  der  für  diese  Anlagen  nach 
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dem  Programme  przliminirten  Kostensumme  in  der  ersten  Bauperiode 
(bis  Ende  1897)  zuzustimmen. 

Artikel  III. 

Der  Antbeil  für  die  Beitragsleistnng  des  Staates  an  den  nach 
Artikel  II  anticipirten  Kosten  wird,  je  nachdem  dieselben  för  die  Haupt- 
bahnen oder  för  die  Localbahnen  zu  verwenden  sind,  mit  87*5  oder 
85  Percent  festgesetzt. 

DemgemKss  tritt  zu  dem  im  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  18.  Juli 
1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  und  im  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  9.  April 
1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  festgesetzten  Maximalbetrage,  dessen  Ver- 
zinsung und  Tilgung  vom  Staate  für  die  bis  Ende  1897  auszuführenden 
Verkehrsanlagen  zugesichert  werden  kann,  die  Anlehenssumme  von 
13,107.200  fl.  osterr.  Wahr,  hinzu. 

Artikel  IV. 

Für  den  Fall,  als  zur  Durchführung  eines  den  Verkehrsbedürf- 
nissen  entsprechenden,  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in 
Wien  mit  Genehmigung  des  Eisenbabnministeriums  festzustellenden  Be- 
triebsplanes eine  Vermehrung  des  Fahrparkes  der  in  der  ersten  Bau* 
periode  auszuführenden  Stadtbahnlinien  sich  als  nothwendig  erweisen 
sollte,  kann  der  im  Artikel  III  festgesetzte  Maximalbetrag  um  einen 
dem  verbftltnisBtnässigen  Antheile  des  Staates  an  den  Kosten  der  Fahr- 
parksvermebrung  entsprechenden  weiteren  Anlehenstheilbetrag  von 
höchstens  1,653.300  fl.  österr.  Währ,  erhöht  werden. 

Artikel  V. 

Auf  die  in  Gemässheit  des  Artikels  I  auszuführenden  Verkehrs- 
anlagen finden  die  nach  Artikel  V  und  VI  des  Gesetzes  vom  18.  Juli 
1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  sowie  nach  Artikel  II  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  73,  eingeräumten  Begünstigungen  volle 
Anwendung. 

Artikel  VI. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Eisenbahn  minister,  Mein 
Handelsminister,  Mein  Finanzminister  und  Mein  Minister  des  Innern 
beauftragt. 

Wien,  am  23.  Mai  1896. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Badeni  m.  p.  Guttenberg  m.  p. 

Bilinski  m.  p.  Glanz  m.  p. 
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Beschlnss  der  Comniission  fitr  Verkehrsanlagen  in  Wien 

vom  11.  Jnli  1895, 

wegen  Abänderung  des  mit  Artikel  I  und  $  1  der  Gesetze  rom  18.  Juli 
1893,  R.  G.  Bl.  Kr.  109,  und  L.  G.  und  V.  Bl.  Nr.  42,  beziehungsweise  mit 
den  Beschlossen  des  Wiener  Gemelnderathes  Tom  87.  Jänner  und  8.  Juli 
1892  genehmigten  Programme»  für  die  flnaniielle  Sicherstellung  und  die 
Ausführung  von  öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien. 

Die  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  beschliegst  im  Sinne 
des  Punktes  VII,  Absatz  6  des  nach  Artikel  I  des  Gesetzes  vom 
18.  Juli  1892,  R.  6.  Bl.  Nr.  109,  genehmigten  Programme«  für  die 
finanzielle  Sicherstellung  und  die  Ausführung  von  öffentlichen  Verkehrs- 
anlagen in  Wien  mit  Stimmeneinhelligkeit  der  drei  Curien,  behufs 
Bedeckung  des  bei  den  Babnbauten  der  ersten  Banperiode  in  Folge 
der  Ausgestaltung  der  Localbahnlinien  als  Hauptbahnen  zu  gew&rtigen- 
den  Mehrert'ordemisses  und  einer  besseren  Ausführung  dieses  Pro- 
grammes,  wie  folgt: 

1.  die  nach  dem  Programme  (Punkt  II,  Ay  I,  b)  in  der  ersten 
Bauperiode  bis  zur  Verbauung  der  Donaustadt  theilweise  als  Pro- 
visorium herzustellende  Fortsetzung  der  Wiener  Verbindungsbahn  vom 
Praterstern  mit  Benützung  der  Kronprinz  Rudolfstrasse  im  k.  k.  Prater 
in  die  Donaustadt  und  weiterhin,  entlang  der  Donauuferbahn,  zum 
Anschlüsse  an  die  Station  Nussdorf  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn 
(provisorische  Donaustadtlinie)  hat  gänzlich  zu  entfallen.  Der 
hiefür  vorgesehene  Betrag  per  3,960.000  fl.  effectiv  ist  für  die  anderen 
in  der  ersten  Bauperiode  auszuführenden  Stadtbahnlinien,  beziehungs- 
weise zur  theilweisen  Bedeckung  des  hiebei  zu  gewärtigenden  Mehr- 
erfordernisses zu  verwenden; 

2.  zur  Sicherstellung  des  für  die  gänzliche  Bedeckung  dieses 
Mehrerfordernisses,  sowie  für  den  Ausbau  der  Vorortestrecke  Hernais- 
Penzing  innerhalb  der  I.  Banperiode,  dann  für  den  Ausbau  der 
Gürtelstrecke  GumpendorferBtrasse-Matzleinsdorf  benöthigten  Effectiv- 
betrages  von  rnnd  13,800.000  fl.  sind  die  erforderlichen  Schritte  ein- 
zuleiten ; 

3.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Genehmigung  dieses  Nachtragscredites 
sind  die  Arbeiten  an  der  Donaucanallinie  nur  auf  die  Vornahme 
der  politischen  Commissionen,  die  Verfassung  der  Ausschreibungs- 
elaborate und  die  Grundeinlösung  zu  beschränken. 

Die  durch  den  Aufschub  der  eigentlichen  Bauarbeiten  dieser  Linie 
frei  werdenden  Fonds  sind  vorläufig  für  die  Fortsetzung  aller  übrigen 
Arbeiten,  mit  Ausnahme  der  eigentlichen  Bauarbeiten  der  Vororte- 
strecke Hernals-Penzing  zu  verwenden; 

4.  dem  vorgelegten  Detailprojecte  für  die  Umgestaltung  und 
Tieferlegung  des  Hauptzollamts-Bahnhofes  wird  unter  der  Be- 
dingung zugestimmt,  dass  die  für  die  Bahnanlage  erforderlichen  Theile 
des  Eislaufplatzes  dem  Stadtbahnunternehmen  seitens  der  Gemeinde 
Wien  unentgeltlich  abgetreten  werden.  Dagegen  ist  die  Commission  für 
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Verkehrsanlagen  bereit,  der  Gemeinde  Wien  das  Recht  einzuräumen, 
den  Tiefbahnhof  behufs  Ausdehnung  der  Grosamarkthalle  in  dem  er- 
forderlichen Umfange  zu  überbauen  und  behufs  UeberfÜhrung  der 
Marxergasse  zu  überbrücken  und  wird  die  Commission  der  Gemeinde 
Wien  in  Bezug  auf  die  technische  Ausführung  dieser  Anlagen  das 
thunlichste  Entgegenkommen  bethfttigen. 

Das  vorhin  erwähnte  Bahnhofsproject  ist  an  das  k.  k.  Handels- 
ministerium mit  dem  Ersuchen  um  Anordnung  der  Stationscommiseton, 
politischen  Begehung  und  Enteignungsverhandlung  zu  leiten; 

5.  Der  Bau  der  Strecke  Gumpendorferstrasse-Matzleinsdorf  der 
Gürtellinie  ist  erst  dann  zur  Ausführung  zu  bringen,  wenn  die  Be- 
ziehungen der  Südbahn  zum  Staatseisenbahnbetriebe  endgiltig  geregelt 
sein  werden. 

11.  Gesetz  vom  23.  Mai  1896,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  für  Nieder- 
österreich Nr.  43, 

betreffend  eine  weitere  Abänderung  des  mit  dem  besetze  toiii  18.  Juli  180*2, 
L.  9.  und  Ter.  Bl.  Nr.  42,  genehmigten,  mit  dem  Gesetze  vom  9.  April  1804. 
L.  0.  und  Ver.  Bl.  Nr.  18,  abgeänderten  Programme»  für  die  finanzielle 
Sicherstellung  und  die  Ausführung  von  öffentlichen  Verkehrsanlugen  in 

Wien. 

Mit  Zustimmung  des  Landtages  Meines  Erzherzogthums  Oester- 
reich unter  der  Enns  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§  i- 

Die  in  dem  beiliegenden,  mit  Stimmeneinhelligkeit  der  Curien 
gefassten  Beschlüsse  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien  vom 
11.  Juli  1895  enthaltene  weitere  Abänderung  des  mit  §  1  des  Gesetzes 
vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  genehmigten,  zufolge 
des  Gesetzes  vom  9.  April  1894,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  18,  abgeänderten 
Programme«  für  die  finanzielle  Sicherstellung  und  Ausführung  von 
öffentlichen  Verkehrsanlagen  in  Wien  (§  1,  Z.  1  des  Gesetzes  vom 
18.  Juli  1892,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42)  wird  genehmigt. 

§  2. 

Es  wird  demnach  gestattet,  dass  behufs  Ausführung  dieses  Be- 
schlusses der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  des 
Gesetzes  vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  in  Aussicht 
gestellte  Beitrag  des  Landes  Niederösterreich  zu  den  nach  dem  Pro- 
gramme in  der  zweiten  Bauperiode  (1898  bis  Ende  1900)  erforderlich eu 
Ausgaben  bereits  in  der  ersten  Bauperiode  (bis  Ende  IS 97)  zur  Ver- 
wendung gelange. 

Der  Anlebenstheilbetrag,  dessen  Verzinsung  und  Tilgung  sonach 
weiters  vom  Lande  Niederösterreich  an  die  Commission  für  Verkehrs- 
anlagen in  Wien  zu  leisten  ist,  wird  mit  dem  Höchstbetrage  von 
758.000  fl.  österr.  Währ,  festgesetzt. 
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§  3. 

Für  den  Fall,  als  zur  Durchführung  eines  den  Verkehrsbedürf- 
niesen  entsprechenden,  von  der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in 
Wien  mit  Genehmigung  des  Eisenbahnministeriums  festzustellenden  Be- 
triebsplanes eine  Vermehrung  des  Fahrparkes  der  in  der  ersten  Bau- 
periode auszuführenden  Stadtbahnlinien  sich  als  noth wendig  erweisen 
sollte,  wird  schon  jetzt  bestimmt,  dass  der  im  vorstehenden  §  2  be- 
zeichnete Betrag  um  den  nach  den  Bestimmtingen  im  §  2  des  Gesetzes 
vom  18.  Juli  1892,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  sich  ergebenden 
Antheil  an  den  durch  die  Fahrparksvermehrung  erwachsenden  Kosten 
bis  zur  Maximalsumme  von  95.GO0  fl.  österr.  Währ,  erhöht  werden 
kann,  und  wird  der  Landesausschuss  ermächtigt,  hienach  das  Erforder- 
liche zu  veranlassen. 

§  4. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  in  Wirksamkeit,  in 
welchem  der  im  §  1  erwähnte  Beschluss  der  Commission  für  Verkehrs- 
anlagen in  Wien  seitens  des  Staates  genehmigt  und  die  hienach  auf 
den  Staat  entfallende  Erhöhung  des  Aulehenstheilbetrages  gesetzlich 
übernommen  wird. 

§  5- 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Mein  Eisenbahnminister, 
Mein  Handelsminister  und  Mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 

Wien,  am  23.  Mai  1896. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Badenl  m.  p.  Glanz  m.  p.  Guttenberg  m.  p. 

Folgt  der  bei  Doc.  10  abgedruckte  Beschluss  der  Commission  für  Ver- 
kehrsanlsgen  iu  Wien  vom  11.  Juli  1895. 

12.  Geschäftsordnung 

der  Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  i. 

1.  Aufgabe  der  Commission. 

Die  „Commission  für  Verkehrsanlagen  in  Wien"  ist  im  Sinne 
des  Punktes  VII  des  mit  dem  Gesetze  vom  18.  Juli  1892,  R.  G.  Bl. 
Nr.  109,  des  niederösterreichischen  Landesgesetzes  vom  18.  Juli  1892, 
L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  und  der  Beschlüsse  des  Wiener  Gemeinde- 
rathes  vom  27.  Jänner  und  vom  8.  Juli  1892  genehmigten  Programmes 
für  die  finanzielle  Sicherstellung  und  die  Ausführung  von  öffentlichen 
Verkehrsanlagen    in  Wien  berufen  zur  einheitlichen  Leitung  der  Pro- 
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jectsaufstellung  und  eigentlichen  Bauausführung;  der  in  Punkt  I  dieses 
Programme«  bezeichneten  öffentlichen  Verkehrsanlagen,  sowie  cur  Auf- 
bringung und  Verwaltung  der  hiefttr  gewidmeten  Geldmittel,  beziehungs- 
weise des  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung  für  diese  Anlagen  nach 
Punkt  .IX  des  Programmes  zu  bildenden  Fondes,  dann  zur  Einfluss- 
nahnie  auf  die  dem  einheitlichen  Gesammtplane  entsprechende  Bauaus- 
führung und  Betriebseinrichtung  der  im  Wege  der  Concessions- 
ertheilung  sicherzustellenden  Localbahnlinien  der  Wiener  Stadtbahn. 

§  2. 

2.  Zusammensetzung  der  Commission. 

Die  Commission  fungirt,  unbeschadet  der  gesetzlichen  Competenz 
der  zur  Projectsgenehmigung  und  Bauüberwachung  berufenen  Behörden 
und  Organe,  unter  Verantwortlichkeit  des  Haudelsministers  und  unter 
dem  Vorsitze  desselben  oder  de»  von  demselben  zu  bestimmenden  Ver- 
treters und  besteht  aus  den  vom  Staate,  dem  Lande  Oesterreich  unter 
der  Enns  und  der  Gemeinde  Wien  in  die  Commission  zu  entsendenden 
Vertretern,  deren  Anzahl  für  jede  Curie  höchstens  fünf  und  mindestens 
zwei  betragen  soll. 

Als  Vorsitzender  im  Sinne  dieser  Geschäftsordnung  gilt  der 
Handelsminister  oder  der  von  ihm  bestimmte  Vertreter. 

Jeder  Curie  steht  es  frei,  für  den  Fall  der  dauernden  Verhinderung  der 
von  ihr  in  die  Commission  entsendeten  Vertreter  Ersatzmänner  zu  bestellen. 

In  Ansehung  des  Landes  Oesterreich  unter  der  Enns  und  der  Ge- 
meinde Wien  ajnd  bezüglich  der  Anzahl  der  Vertreter  und  Eisatzmänner, 
sowie  der  Art  ihrer  Bestellung  die  in  dem  Landesgesetze  vom  18.  Juli 
1802,  L.  G.  und  Ver.  Bl.  Nr.  42,  beziehungsweise  in  dem  Gemeinde- 
ratbsbescblusse  vom  27.  Jänner  1892  getroffeneu  Bestimmungen  bis 
auf  eine  allfällige  unter  Beachtung  der  Bestimmungen  des  Programmes 
vorzunehmende  Abänderung  durch  Landesgesetz  oder  Gemeinderaths- 
beschlues  massgebend. 

Der  Commission  gegenüber  gilt,  unbeschadet  der  diesbezüglich 
durch  Gesetz  oder  Beschluss  geltenden  Einschränkungen,  jede  Curie 
für  berechtigt,  das  Mandat  ihrer  Vertreter  und  der  Ersatzmänner  jeder- 
zeit zu  widerrufen  und  andere  Vertreter  oder  Ersatzmänner  zu  ent- 
senden. Die  Bestimmung  der  Vertreter  und  der  Ersatzmänner,  sowie 
deren  Abberufung  wird  mit  Rechtswirksamkeit  gegenüber  der  Commission 
bezüglich  des  Staates  durch  den  Handelsminister,  bezüglich  des  Landes 
durch  den  Landesauschuss,  bezüglich  der  Gemeinde  durch  den  Bürger- 
meister in  Form  von  Zuschriften  an  den  Vorsitzenden  der  Commission 
beurkundet. 

Zur  Vorbereitung  und  Durchführung  der  Commissionsbeschlüsse, 
sowie  zur  Besorgung  der  laufenden  Geschäfte  werden  der  Commission 
die  erforderlichen  technischen  und  administrativen  Organe  vom  Handels- 
minister zur  Verfügung  gestellt  werden. 
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§3. 

3.  Ausfertigungen  und  Kundmachungen  der  Commission. 

Die  Zeichnung  der  Commission  erfolgt  in  der  Weise,  dass  unter 
die  vorgedruckten  oder  von  wem  immer  geschriebenen  Worte:  „Com- 
mission für  Verkehrsaulagen  in  Wien"  der  Vorsitzende  seinen  Namen 
unterfertigt. 

Die  Ausfertigungen  der  Commission  werden  in  deren  Namen  von 
dem  Vorsitzenden  unterfertigt. 

Die  von  der  Commission  ausgehenden  Kundmachungen  werden 
rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener 
Zeitung"  veröffentlicht. 

Ausserdem  können  Kundmachungen  der  Commission  noch  in 
jenen  Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der  Vorsitsende  hiezu  be- 
stimmen wird. 

II.  Besorgung  der  Geschäfte  der  Commission. 

§*. 

Die  Commission  besorgt  die  ihr  übertragenen  Geschäfte : 
a)  durch  Verhandlung  und  Beschlussfaseuug  in  den  Vollverdammlungen 
der  Commission; 

6)  durch  von  der  Commission  aus  ihren  Mitgliedern  zu  bestellende 

besondere  Ausschüsse; 
c)  durch   die   ihr    bei  gegebenen    technischen    und  administrativen 

Organe  unter  Leitung  des  Vorsitzenden. 

A.  Vollversammlungen  der  Commission. 

§  5- 

1.  Der  Vollversammlung  der  Commission  vorbehaltene 

Angelegenheiten. 

Der  Verhandlung  und  Beschlussfassung  in  der  Vollversammlung 
der  Commission  sind,  abgesehen  von  allen  anderen  in  dieser  Geschäfts- 
ordnung besonders  augeführten  Gegenständen,  zu  unterziehen: 

1.  die  Projecte  der  Verkebrsanlagen  in  Wien; 

2.  die  Erwerbung  der  Allerhöchsten  Concessionen  für  die  auf 
Rechnung  der  Commission  auszuführenden  Eisenbahnen  und  die  Begut- 
achtung der  Concessionsbediuguugen  für  die  au  eine  Privatunternehmung 
zu  concessionirendeu  Localbahnen; 

3.  der  Abschluss  von  Verträgen  über  die  Ausführung  der  Ver- 
kehrsanlagen, insbesondere  über  den  Bau  und  die  Betriebseinrichtung, 
sowie  über  den  Betrieb  der  Wiener  Stadtbahnen,  so  weit  letztere  für 
Rechnung  der  Commission  hergestellt  werden; 
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4.  der  Kauf  und  Verkauf  von  unbeweglichen  Sachen,  dann  die 
Uebertragung  der  Vollmacht  zum  Abschlüsse  der  vorbezeichneten  Ge- 
schalte an  dritte  Personen; 

5.  der  Abschluss  des  Vertrages  Uber  die  Betheiligung  der  drei 
Curien  an  der  Geldbeschaffung  für  die  Wiener  Verkebrsanlagen  im 
Sinne  des  genehmigten  Programme«; 

6.  die  Beschaffung  der  für  die  Ausführung  der  Verkehrsanlagen 
erforderlichen  Geldmittel,  insbesondere  die  Aufoabme  von  Anlehen  und 
schwebenden  Schulden,  dann  die  nutzbringende  Anlage  der  jeweils  noch 
unverwendeten  Theilbeträge  der  beschafften  Geldmittel; 

7.  die  Festsetzung  des  Jahrespräliminars  und  die  Genehmigung 
der  Kostenanschläge,  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Bau-  und  Be- 
triebsrechnungen,  dann  der  Jahresrechnungen,  insbesondere  der  Ver- 
keilung der  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  die  drei  Curien,  beziehungs- 
weise die  Festsetzung  der  von  jeder  der  drei  Curien  alljährlich  zu 
leistenden  Beiträge  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  von  der  Commission 
aufgenommenen  Anleben; 

8.  die  Vertheilung  der  Kosten  jener  Anlagen,  welche  sowohl  die 
Wienregulirung,  als  die  Bahnherstellung  betreffen,  gemäss  Punkt  IV, 
Abs.  6  des  Programmes; 

9.  die  Verwendung  der  Ertragsüberschüsse  gemäss  Punkt  XI  des 
Programmes,  die  Feststellung  der  Schlussliquidation  und  die  Zuweisung 
des  Eigentumes  und  der  Verwaltung  der  Anlagen  (Punkt  XII  des 
Programmes); 

10.  alle  Abänderungen,  Ergänzungen  oder  Erweiterungen  des 
Programmes,  sowie  Aenderungen  der  Geschäftsordnung; 

11.  alle  sonstigen,  über  die  laufende  Geschäftsbehandlung  hinaus- 
gehenden Angelegenheiten,  deren  Verhandlung  in  der  Vollversammlung 
der  Commission  von  dem  Vorsitzenden  verfügt  oder  von  zwei  Curien 
verlangt  wird; 

12-  ausserdem  fungirt  die  Vollversammlung  als  Berufungsinstanz 
gegen  Ausschussbeschlüsse  in  den  im  §  17  bezeichneten  Fällen. 

§  6. 

2.  Einberufung  der  Vollversammlungen. 

Die  Einberufung  einer  Vollversammlung  der  Commission  erfolgt 
durch  den  Vorsitzenden  mittelst  schriftlicher  Einladung  sämmtlicher  Mit- 
glieder (beziehungsweise  einberufenen  Ersatzmänner)  unter  Bekanntgabe 
der  Tagesordnung,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  und  zwar,  so  weit 
Verhandlungsgegenstände  vorhanden  sind,  mindestens  einmal  im  Monate. 

Zugleich  mit  der  Tagesordnung  ist  den  Mitgliedern  womöglich  auch 
der  Wortlaut  der  in  derselben  bezeichneten  Anträge  bekannt  zu  geben. 

Eine  Vollversammlung  der  Commission  ist  ferner  durch  den  Vor- 
sitzenden auch  dann,  und  zwar  binnen  längstens  acht  Tagen,  auf  einen 
innerhalb  14  Tagen  gelegenen  Termin  einzuberufen,  wenn  dies  von 
einer  Curie  mittelst  eines  motivirten  schriftlichen  Antrages  verlangt  wird. 
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§7. 

8.  NichtÖffentlichkeit  der  Sitzungen. 

Die  Sitzungen  der  Commission  sind  nicht  öffentlich. 

Die  Mitglieder  und  Ersatzmänner  haben  Verschwiegenheit  über 
die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  CommiesioD,  deren  Veröffent- 
lichung nicht  durch  die  Commission  selbst  beschlossen  wird,  anzu- 
geloben. 

Hiedurch  sollen  jedoch  Mittheilungen  an  die  Körperschaften  und 
Behörden,  von  welchen  die  einzelnen  Mitglieder  der  Commission  ent- 
sendet wurden,  nicht  ausgeschlossen  sein. 

§8. 

4.  Zuziehung  von  dritten  Personen  mit  berathender  Stimme. 

Den  Vollversammlungen  der  Commission  sind  entweder  über 
Initiative  des  Vorsitzenden  oder  über  Beschluss  der  Commission  zum 
Zwecke  der  fachmännischen  Erörterung  einzelner  in  der  Commission 
zur  Verhandlung  gelangenden  Angelegenheiten  der  Commission  nicht 
augehörende  Personen  mit  berathender  Stimme  beizuziehen. 

Zu  den  Sitzungen  der  Commission  ist  der  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  27.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  158,  für  die  Wiener  Verkehrs- 
anlagen bestellte  Gewerbeintpector  mit  berathender  Stimme  beizuziehen. 

§  9. 

5.  Beschlussf ähigkeit. 

Die  Vollversammlung  der  Commission  ist  beschlussfiihig,  wenn 
eämmtliche  Mitglieder  (beziehungsweise  die  an  deren  8telle  ein- 
getretenen Ersatzmänner,  §  2)  unter  Mittheilung  der  Tagesordnung 
schriftlich  eingeladen  und  ausser  dem  Vorsitzenden  mindestens  zwei 
Mitglieder  (beziehungsweise  die  an  deren  Stelle  eingetretenen  Ersatz- 
männer) aus  jeder  Curie  anwesend  sind. 

Wenn  ungeachtet  ordnungsmässig  erfolgter  Einladung  eine  Curie 
in  der  Vollversammlung  der  Commission  nicht  vertreten  sein  sollte, 
weil  die  Mitglieder  oder  Ersatzmänner  zur  Verhandlung  nicht  er- 
schienen sind  oder  vor  Schluss  der  Verhandlung  sich  entfernt  haben, 
so  wird  die  Vollversammlung  der  Commission  neuerlich  auf  einen 
innerhalb  acht  Tagen  gelegenen  Termin  mit  derselben  Tagesordnung 
einberufen. 

§  10. 

6.  Verhandlung  in  den  Vollversammlungen. 

Der  Vorsitzende  leitet  die  Verhandlungen,  bestimmt  die  Reihen- 
folge der  zu  verhandelnden  Gegenstände,  veranlasst  die  Abstimmungen 
und  enuncirt  das  Ergebniss  derselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  insbesondere  die  Tagesordnung  der 
Sitzungen. 

DU  IUchUnrkund.n  d.r  9»t«rr.  ElMnb.ho.a.  III.  60 
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Anträge  einzelner  Mitglieder  über  im  Wirkungskreise  der  Com- 
mission gelegene  Gegenstände  sind  auf  die  Tagesordnung  der  nächsten 
Vollversammlung  zu  setzen,  wenn  dieselben  mindestens  acht  Tage  vor 
Abhaltung  derselben  dem  Vorsitzenden  in  schriftlieber  Auafertigung 
tibergeben  worden  sind. 

In  der  Vollversammlung  der  Commission  ist  nur  über  jene  Gegen- 
stände zu  verbandeln  und  Beschlugs  zu  fassen,  welche  in  der  vom 
Vorsitzenden  bekannt  gegebenen  Tagesordnung  bezeichnet  sind,  wodurch 
jedoch  Verbesserungs-  und  Ergänzungeanträge  zu  einem  auf  der  Tages- 
ordnung Btehenden  Antrage  nicht  ausgeschlossen  sein  sollen;  falls  je- 
doch von  einem  Mitgliede  der  Commission  in  der  Vollversammlung  der 
letzteren  ein  im  Wirkungskreise  der  Commission  gelegener  Antrag 
schriftlich  eingebracht  werden  sollte,  entscheidet  der  Vorsitzende,  ob 
dieser  Antrag  noch  in  derselben  Sitzung  verhandelt  oder  auf  die  Tages- 
ordnung der  nächsten  Sitzung  gestellt  werden  soll. 

§  11 

7.  Abstimmung  in  der  Vollversammlung. 

Bei  den  Abstimmungen  haben  die  Vertreter  des  Staates,  des 
Landes  Oesterreich  unter  der  Enns  und  der  Gemeinde  Wien  für  jede 
Curie  nur  eine  Stimme  abzugeben. 

Innerhalb  der  Curie  des  Landes  und  der  Gemeinde  entscheidet 
die  Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Mitglieder;  sind  in  einer  Curie 
die  Stimmen  gleich  getheilt,  so  gilt  die  Stimme  als  nicht  abgegeben. 

Bezüglich  der  Curie  des  Staates  bleibt  es  der  Staatsverwaltung 
anheimgestellt,  die  Abstimmung  ihrer  Mitglieder  behufs  der  Abgabe 
der  Stimme  der  Curie  nach  eigenem  Ermessen  zu  regeln. 

Die  Mitglieder  jeder  Curie  sind  berechtigt,  vor  der  Stimmenabgabe 
eine  Unterbrechung  der  Sitzung  behufs  Einigung  unter  sich  zu  begehren. 

Wenn  von  einem  Mitgliede  der  betreffenden  Curie  gegen  die 
Richtigkeit  der  Stimmenabgabe  Einwendungen  erhoben  werden,  bleibt 
die  Prüfung  der  Richtigkeit  der  Abstimmung  der  Mitglieder  innerhalb 
jeder  Curie  dem  Vorsitzenden  überlassen. 

§  12. 

8.  Vertagung  der  Abstimmung. 

Wenn  vor  der  Abstimmung  von  einer  der  stimmberechtigten  Curien 
die  Vertagung  der  Beschlussfassung  verlangt  wird,  so  bat  dieselbe  auf 
angemessene  Frist,  aber  jedenfalls  nur  dann  einzutreten,  wenn  aus 
dieser  Verzögerung  kein  Nachtheil  entsteht.  Im  Falle  einer  solchen 
Vertagung  kann  die  nachträgliche  Stimmenabgabe  der  betreffenden 
Curie  eventuell  auch  durch  schriftliche  Mittheilung  an  den  Vorsitzenden 
erfolgen,  welch  letzterer  nach  Beschaffenheit  des  Falles  darüber  ent- 
scheidet, ob  eine  neuerliche  Vollversammlung  der  Commission  statt- 
zufinden hat  oder  nicht. 
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§  13. 

9.  Beschlussfassung,  Schiedsgericht. 

Die  Beschlussfassung  der  Vollversammlung  erfolgt  mit  Stimmen- 
mehrheit der  Curien  (siehe  auch  §  25)- 

Zu  Beschlüssen  jedoch,  welche  eine  Abänderung  oder  eine  mit 
Mehrkosten  verbundene  Erweiterung  des  Programmea  zum  Gegenstande 
haben,  ist  die  Stimmeneinhelligkeit  der  Curien  erforderlich. 

Falls  zwischen  den  drei  Curien  Meinungsverschiedenheiten  über 
die  Auslegung  des  Programmcs,  insbesondere  aber  Fragen  sich  ergeben 
sollten,  welche  unmittelbar  oder  mittelbar  die  Vertheil ung  der  Kosten 
zwischen  den  einzelnen  im  Punkte  I  des  Programmea  angeführten 
Verkehrsanlagen  betreffen,  so  ist  jene  Curie,  welche  sich  durch  einen 
Mehrheitsbeschluss  der  Commission  in  ihren  Interessen  beeinträchtigt 
erachtet,  berechtigt,  gegen  die  Ausführung  des  betreffenden  Beschlusses 
der  Commission  Einsprache  zu  erheben  und  längstens  binnen  drei 
Tagen  die  Einberufung  eines  Schiedsgerichtes  zu  verlangen.  Das 
Schiedsgericht  besteht  aus  sieben  Mitgliedern,  und  werden  von  der 
dasselbe  anrufenden  Curie  einerseits,  sowie  von  den  beiden  anderen 
Curien  zusammen  anderseits  je  zwei  Mitglieder  ernannt,  die  übrigen 
drei  Mitglieder  aber  von  der  vollen  Rathsversammlung  des  Obersten 
Gerichtshofes  aus  seiner  Mitte  gewählt. 

Das  so  zusammengesetzte  Schiedsgericht  entscheidet  mit  Aus- 
schluss jedes  weiteren  Rechtsweges,  jedoch  unbeschadet  der  gesetz- 
lichen Competenz  der  zur  Projectägenehmigung  und  Bauüberwachung 
berufenen  Behörden,  ob  der  angefochtene  Beschluss  ausgeführt  werden 
soll,  zugleich  aber  auch  alle  etwaigen  Streitigkeiten  über  seine  eigene 
Competenz  in  erster  und  letzter  Instanz. 

§  14. 

10.  Ausfertigung  von  Beschlussprotokollen. 

Ueber  die  Vollversammlungen  der  Commission  sind  Beschluss- 
protokolle zu  verfassen,  welche  vom  Vorsitzenden  und  je  einem  Mit- 
gliede  der  drei  Curien,  sowie  von  dem  durch  den  Vorsitzenden  zu  be- 
stellenden Schriftführer  zu  unterfertigen  sind. 

Diese  Protokolle  sind  in  der  nächstfolgenden  Versammlung  der 
Commission  zu  verificiren. 

Abschriften  dieser  Protokolle  sind  allen  Mitgliedern  und  Ersatz- 
männern der  Commission  mitzutheilen. 

B.  Bestellung  besonderer  Ausschüsse. 

§  15. 

1.  Aufgabe  dieser  Ausschüsse. 

Es  bleibt  der  Commission  vorbehalten,  zur  Vorberatbung  einzelner, 
nach  §  5  der  Vollversammlung  vorbebaltener  Angelegenheiten,  sowie 
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zur  Durchführung  einzelner  Beschlüsse  der  Vollversammlung  und  zur 
Behandlung  einzelner  durch  Beschluss  der  Vollversammlung  fallweise 
zu  bezeichnender  Angelegenheiten  aus  ihren  Mitgliedern  nach  Bedarf 
besondere  Ausschüsse  su  bilden. 

Ausgenommen  von  der  Durchführung  durch  Ausschüsse  sind  die- 
jenigen Beschlüsse,  zu  welchen  nach  §  18,  beziehungsweise  §  25 
Stimmeneinhelligkeit  der  Curien  erforderlich  ist. 

§  16. 

2.  Zusammensetzung  der  Ausschüsse. 

Falls  solche  besondere  Ausschüsse  bestellt  werden,  bat  jede  Curie 
je  eines  ihrer  Mitglieder,  eventuell  auch  je  einen  Ersatzmann  in  diese 
Ausschüsse  zu  entsenden. 

Der  Vorsitzende  der  Commission  ist  berechtigt,  so  oft  er  es  für 
angemessen  erachtet,  den  Beratbungen  der  etwa  bestellten  Ausschüsse 
beizuwohnen  und  in  diesem  Falle  die  Leitung  der  Verhandlung  und  der 
Abstimmung  zu  übernehmen. 

In  Bezug  auf  die  Einberufung,  die  Verhandlung  und  die  Be- 
schlussfassung  der  Ausschüsse  haben  die  Bestimmungen  der  §§  6  bis 
einschliesslich  12,  dann  13,  Absatz  1,  sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

Jedes  Mitglied  eines  Ausschusses,  der  zur  Durchführung  oder  Be- 
handlung einzelner  Angelegenheiten  eingesetzt  ist  (§  15),  ist  berechtigt, 
gegen  einen  Beschluss  dieses  Ausschusses  an  die  Vollversammlung  zu 
berufen;  doch  muss  dieses  sofort  nach  der  Beschlussfassung  des  Aus* 
Schusses  bekannt  gegeben  werden. 

C.  Bureau  der  Commission. 

§  IB. 

1.  Zuzuweisende  Organe. 

Die  Feststellung  des  Standes  der  zur  Vorbereitung  und  Durch- 
führung der  Commissionsbeschlüsse,  sowie  zur  Besorgung  der  laufenden 
Geschäfte  erforderlichen  administrativen  und  technischen  Organe  —  sei 
es,  dass  dieselben  für  den  Dienst  bei  der  Commission  dauernd  ernannt 
oder  nur  vorübergehend  zugewiesen  werden  —  sowie  die  Festsetzung 
der  Bezüge  der  Beamten  und  Diener  erfolgt  durch  die  Commission.  Die 
Ernennung,  beziehungsweise  Zuweisung  derselben  erfolgt  durch  den 
Vorsitzenden,  welchem  auch  die  Disciplinargewalt  über  dieselben 
zusteht. 

Wenn  zur  Dienstleistung  der  Commission  Angestellte  des  Staates, 
des  Landes  oder  der  Gemeinde  Wien  einberufen  werden,  so  verbleiben 
dieselben  in  dem  Verbände  jener  Behörde,  der  sie  entnommen  wurden; 
sie  werden  während  ihrer  Dienstleistung  bei  der  Commission  von 
letzterer  bezahlt ;  es  gehen  jedoch  ihre  Pensionsansprüche  an  diese  nicht  über. 
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§  19. 

2.  Einrichtung  und  Besorgung  des  Dienstes. 

Die  Geschäftszuweisung  und  die  Erlassung  der  erforderlichen  In- 
structionen für  die  der  Commission  zugewiesenen  Organe  erfolgt  durch 
den  Vorsitzenden. 

Dem  Vorsitzenden  obliegt  auch  die  Leitung  und  Ueberwachung  des 
gesamtsten  Dienstes  und  des  raschen  und  richtigen  Vollzuges  der  von  der 
Commission  gefassten  Beschlüsse  durch  die  der  letzterenzugewieaenen  Organe. 

Einseinen  Mitgliedern  der  Commission  steht,  soferne  dieselben  nicht 
besondere  Auftrage  oder  Vollmachten  seitens  der  Vollversammlung  erhalten 
haben,  eine  Einflus9nahme  auf  die  Organe  der  Commission  nicht  tu. 

§  20. 
3.  Geldgebarung. 

Die  gesammte  Geldgebaruog  soll  nach  möglichst  einfachen  Grund- 
sätzen unter  Vermeidung  einer  selbständigen  CassefUhrung  dem  k.  k. 
Postsparcassenamte  übertragen  werden,  so  weit  dieselbe  nicht  auf  Grund 
der  zu  treffenden  besonderen  Vereinbarungen  der  Gemeinde  Wien  bezüg- 
lich der  Wienflussregulirung  und  der  Sammelcanäle,  der  Donauregulirungs- 
commiseion  bezüglich  der  Arbeiten  am  Donaucanale,  der  k.  k.  General- 
direction  der  österreichischen  Staats  bahnen  bezüglich  der  Stadtbahn, 
endlich  vertrauenswürdigen  Finanzinstituten  bezüglich  der  aufzunehmen- 
den Anlehen  überlassen  werden  sollte. 

Insbesondere  werden  die  Geldmittel  für  jene  Verkehrsanlagen, 
welche  nicht  unmittelbar  von  der  Commission,  sondern  für  Rechnung 
derselben  von  den  vorangeführten  Körperschaften  und  Organen  aus- 
geführt werden,  diesen  letzteren  nach  Massgabe  des  jeweiligen  Be- 
darfes thunlichst  unter  Vermittlung  des  k.  k.  Postsparcaasenamtes  und 
unter  Vermeidung  von  Zinsverlusten  von  der  Commission  rechtzeitig  zur 
Verfügung  gestellt  werden. 

§  21. 

4.  Rechnungsdepartement. 
Der  Rechnungs-  und  Controldienst  wird  durch  ein  Rechnungs- 
departement besorgt,  welchem  die  Buchführung  bezüglich  des  nach 
Punkt  IX  des  Programme«  zu  bildenden  Fondes,  sowie  der  Rechnungs- 
dienst  bezüglich  des  unmittelbaren  Aufwandes  der  Commission,  die 
Leistung  des  administrativen  Rechnungshilfsdienstes  bei  der  Gebarung 
mit  diesem  Fonde  und  die  Mitwirkung  bei  der  Verfassung  der  Voran- 
schläge und  Rechnungsabschlüsse  obliegt. 

§  22. 

5.  Evidenzhaltung  der  nicht  unmittelbar  von  der  Commission 

verwalteten  Geldmittel. 

Dem  Rechnungsdepartement  (§21)  obliegt  ferner  insbesondere  die 
Evidenzhaltung  der  nach  §  20,  Absatz  2,   der  Gemeinde  Wien,  der 
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Donauregulirungscommission  und  der  k.  k.  Generaldirection  der  Öster- 
reichischen Staatsbahnen,  dann  eventuell  einzelnen  Finanzinstituten  zur 
Verfügung  gestellten  Geldmittel,  wogegen  der  unmittelbare  Rechnungs- 
dienst  bezüglich  dieser  Geldmittel  von  den  Rechnungsdepartements  und 
Buchhaltungen  der  vorgenannten  Körperschaften  und  Organe  zu  be- 
sorgen ist. 

Diese  letzteren  haben  der  Commission  monatlich  einen  nach  dem 
festzusetzenden  Contirungeschema  gegliederten  Ausweis  über  die  fort- 
schreitende Gebarung,  und  mit  SchluBs  jeden  Jahres,  und  zwar  längstens 
bis  Ende  März  des  folgenden  Jahres,  einen  Rechnungsabschluß  über 
die  im  Berichtsjahre  vorgefallenen  Einnahmen  und  Ausgaben  bezüglich 
der  betreffenden  Verkehrsanlage  vorzulegen. 

§  23. 

6.  Rechnungeabschlüsse. 

In  den  sohin  vom  Rechnungsdepartement  der  Commission  bis 
längstens  Ende  April  des  folgenden  Jahres  zu  verfassenden  und  der 
Commission  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzulegenden  Jahresrech- 
nungen sind  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  abgelaufenen  Jahres 
einerseits  für  jede  Verkehrsanlage  selbständig  nachzuweisen,  andererseits 
nach  Massgabe  der  program  mroässigen  Antbeilnahme  der  drei  Curien 
auf  die  letzteren  zu  vertheilen. 

§  24. 

Ueber  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Aufstellung  der  Jahres- 
rechnungen und  die  Vertheilung  des  Rechnungsergebnisses,  insbesondere 
der  gemeinsamen  Ausgaben,  darunter  auch  des  Aufwandes  für  die  Com- 
missioo,  auf  die  einzelnen  Verkebrsanlagen  und  auf  die  drei  Curien  zu 
erfolgen  hat,  bleibt  die  Erlassung  einer  besonderen  Instruction  durch 
die  Commission  vorbehalten. 

Abänderung  der  Geschäftsordnung. 

§  25. 

Abänderungen  dieser  Geschäftsordnung  können  nur  von  der  Voll- 
versammlung der  Commission,  und  zwar  in  der  Regel  mit  Stimmenmehr- 
heit der  Curien  beschlossen  werden. 

Der  Umfang  der  Gegenstände,  über  welche  nach  dieser  Geschäfts 
Ordnung  nur  mit  Stimmeneinhelligkeit  Beschluss  gefasst  werden  kann, 
kann  nur  durch  einhelligen  Beschluss  erweitert  werden. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  29.  Juli  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  159, 

für  die  Localbahn  mit  elektrischem  Betriebe  von  Buden  nach  Vöslau. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  Ingenieur  Frans  Fischer  in  Wien  die  Bitte  um  Er- 
theilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbahn  mit 
elektrischem  Betriebe  von  Baden  nach  Vöslau  gestellt  hat,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
dem  genannten  Concessionär  diese  Concession  auf  Grund  der  Gesetze 
vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890, 
R.  G.  Bl.  Nr.  229,  sowie  in  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen 
des  EisenbahnconcesBionHgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl. 
Nr.  238,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  normalspurigen  Localbahn  mit  elektrischem  Betriebe  von  Baden 
im  Anschlüsse  an  die  bestehende  Pferdebahnlinie  und  eventuell  unter 
Einbeziehung  und  entsprechender  Umgestaltung  der  letzteren  für  den 
elektrischen  Betrieb  über  Soos  und  Goldeck  bis  zu  den  Bädern  in 
Vöulau  mit  einer  eventuellen  Ergänzungslinie  zum  Bahnhofe  in  Vöslau 
der  priv.  Stidbahngesellschaft. 

Die  durch  Umgestaltung  der  bestandenen  Badener  Pferdebahn  hergestellte 
Localbahn  mit  elektrischem  Betriebe  vom  Badener  SUdbahnhofe  bis  Rauhenstein 
wurde  am  IC.  Juli  1894,  die  neuerbante  Localbabn  mit  elektrischem  Betriebe 
Ton  der  Pelzgasse  in  Baden  bis  au  den  Bädern  in  Vöslau  am  22.  Mai  1896  dem 
Betriebe  übergeben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 
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a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Unternehmung  abzuschliessenden  Vertrage,  zu  überreichenden  Ein- 
gaben, von  derselben  su  errichtenden  Urkunden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  in  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  cum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  cum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  tum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und   der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen   stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  mit  Einschluss 
der  Interimsscheine,  sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  nach 
Scbluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  o,  Z.  2)  auflaufenden  Ueber- 
tragungsgebtthr,  mit  Ausnahme  der  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen  Körperschaften  zukommen- 
den, aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden  Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  fünfundzwanzig  Jahren,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Der  Coucessionär  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  sofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  und  einem  halben 
Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige 
Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der 
ganzen  Concession sdauer  mindestens  vom  1.  Mai  bis  zum  30.  September 
eines  jeden  Jahres  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  hat  der  Con- 
cessionär  durch  Erlag  einer  Caution  von  5000  fl.  in  zur  Anlegung  von 
Pupillengeldern  geeigneten  Werth effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann  diese 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Dem  Coucessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ert heilt. 
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Das  gleiche  Becbt  soll  dem  Concessionär  «ach  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbabnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  concessionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden  sollten,  hat  der  Concessionär  die  Zu- 
stimmung der  zur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungs- 
weise jener  Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  zur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  berufen  sind. 

§  5. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
sionirten Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwartigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nacb  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisen  bahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
insoweit  die  bezüglichen  Beetimmungen  mit  Rücksicht  auf  das  gewählte 
Constructions-  und  Betriebssystem  nach  dem  Ermessen  des  Hand  eisministe 
riumB  auf  die  concessionirte  Localbahn  anwendbar  erscheinen,  dann  nacb 
den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  6. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  eine  Actiengesellscbaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  des  Concessionärs  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritats- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Priori tätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höber  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlage capitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hieb  ei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die 
Projectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschließe 
lieh  der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  Intercalarzinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschanung 
thatsächlich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten 
Auslagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 
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Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjatires  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ibre  Zustimmung  ertheilt  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  ist  innerhalb  der  Concessionsdauer  nach 
einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsaktien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

Die  Bewilligung  zur  Errichtung  einer  Actienge*ellschaft  unter  der  Firma 
„Baden-Vttslauer  Eisenbahn-  und  ElektricitMtsgesellschaft"  wurde  vom  k.  k.  Mini- 
sterium des  Innern  unter  dem  21.  Mai  1896,  Z.  17330,  ertheilt.  Die  gedachte 
Actiengesellschaft  gelangte  jedoch  nicht  *nr  Constituirung. 

§  7. 

Die  Militär transporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden. 

Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförderung  von 
Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich 
der  Begünstigung  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols, 
und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch 
bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu  den  Waffenübungen  und 
Controls  Versammlungen,  ferner  auf  das  Militärwachcorps  für  die  Civil- 
gerichte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  sowie  auf  die  militärisch  organisirte 
Finanz-  und  Sicberheitswache. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eiseubabngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebe- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorflchrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Ebenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn.  Die  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art  treten  für 
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den  Concessionär  in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben  amtlich  zur 
Kenntnies  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  dem  Concessionär  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Maßgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  An* 
läge,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  6.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  8- 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  MobilisirungB-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Operationen 
auf  einer  der  von  der  Bahn  benützten  Öffentlichen  Strassen  seitens  der 
Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  9. 

Die  Dauer  der  Conceeeion  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3 
festgesetzten  Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Voll- 
endung des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingebalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§11,  lit.  6  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  10. 

Der  Concessionär  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen  Be- 
willigung von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn,  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbindung  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  betriebenen 
Bahnen  erlangen  sollte,  zu  übernehmen  und  während  der  sodann  noch 
übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  des  Concessionärs  zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staatsverwaltung  die  aus  Anlas*  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschalmässig  fest- 
zusetzenden Kosten  durch  den  Concessionär  zu  vergüten. 

Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebsftthrung  durch 
einen  mit  dem  Concessionär  abzuschliessenden  Betriebsvertrag  zu  regeln. 
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§  11. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  Bahn  für  den  Verkehr  zwischen 
schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  gauze  Züge  oder 
einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne  Theilstrecken 
derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu  be- 
fördern oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur 
insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der 
mitbenützten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
S.  68,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hievon  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  »odann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  öpercentigen  Verzinsung  des  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  effectiven  Anlagecapitales  und  zur  Tilgung  des 
letzteren  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird 
dieser  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu 
Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
dem  Concessionär  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das  Durch- 
schnitt serträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern 
einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte 
Annuität  für  das  Anlagecapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  De- 
cember  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszahlung  zu  leisten, 
welche  dem  Betrage  des  zu  5  Percent  per  Jahr,  Zius  auf  Zins  ge- 
rechnet, discontirten  Capitalswertb.es  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 
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Falls  der  Staat  sieh  zu  dieser  Capitalszahlucg  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibangen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldve rschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
an  berechnen,  welcber  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldconrse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergibt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und  der  Material- 
vorräthe,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung bereits  bestimmun  gsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  13. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthe  und  der  ans  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reeervefonde  in  dem  im  §  12,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  12)  behält  der  Concessionär  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Concessionär 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermächtigt 
wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  U. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangehalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  insbesondere 
die  projects-  und  vertragen) ässige  Bauausführung  durch  auf  Kosten  des 
Concessionärs  zu  entsendende  Aufeichtsorgane  auf  jede  ihr  geeignet  er- 
scheinende Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
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messen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Conceesion 
oder  den  Gesellachaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  bat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmang 
hat  der  Concessionär  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
schäftslast  eine  jährliche  Pauschalyergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbabnbetriebsordoung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  oder  gefälls- 
ämtlichen Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf 
die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amtslocalitäten  wird 
der  Concessionär  enthoben. 

§  15. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erkläreu. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das  Recht 
♦>inr«umen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichsbaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
neunundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Juli  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausendachthundertneunzigundzwei,  Unserer  Reiche  im  vierundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 
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2.  Concessionsbedingnisse 
fOr  die  Localbahn  mit  elektrischem  Betriebe  toh  Baden  nach  Vöslan. 

(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  108  ex  1882.) 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Baden  nach  Vöslan,  welche  zunächst  lediglich  für 
den  Personenverkehr  zu  dienen  hat,  ist  mit  einer  Spurweite  von  143Ö  Meter  als 
Localbahn  für  nachstehend  angeführte  Maximalfabrgeschwindigkeiten  anzulegen 
und  einzurichten: 

1.  für  Streoken  innerhalb  der  Ortschaften  10  Kilometer  per  Stunde  bei  Tag 
und  Nacht; 

2.  für  die  in  Strassen  ausserhalb  der  Ortschaften  liegenden  Strecken 
18  Kilometer  per  Stunde  bei  Tag,  12  Kilometer  per  Stunde  bei  Nacht; 

3.  für  Streoken  auf  eigenem  Uhterbauplanum  25  Kilometer  per  Stunde  bei 
Tag  und  Nacht 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  sich  übrigens  vor,  nach  dem  Ergebnisse 
der  technisch-polizeilichen  Prüfung  der  Linie  für  einzelne  Streckentheile,  sowie 
auch  für  den  Naehtverkehr  noch  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Fahr- 
geschwindigkeit zu  treffen. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  bat  nach  Mass- 
gabe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeete  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn  sind 
dem  k.  k.  Handelsministerinm  rechtzeitig  zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner 
sind  die  ans  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Concessionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  6  Kilometer  lange  Bahn  zweigt  von  der  Badener 
Pferdeeisenbahn  zwischen  dem  Ferdinands-Bade  und  der  Haltestelle  nächst  der 
Löwenbrücke  in  Baden  ab,  übersetzt  den  Schwechatbach,  führt  duroh  die  Weil- 
burgstrasse  vor  dem  Marienspitale  vorbei  und  gelangt,  eine  vorwiegend  südwest- 
liche Richtung  nehmend,  nach  Soos. 

Nach  Verlassen  dieser  Ortschaft  führt  die  Bahn  entlaug  der  Wiener  Hoch- 
quellenwasserleitung bis  nach  Goldeck,  sodann  duroh  die  Sobluinberger-  und 
Badener  Strasse  bis  zn  den  Bädern  in  Vöslau. 

Die  eventuell  zu  erbauende,  ciroa  1  Kilometer  lange  Ergänzungslinie  zur 
Station  Vöslau  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschaft  schliesst  nächst  der  Ab- 
zweigung der  Badener-  und  Scblumberger  Strasse  an  die  vorbezeichuete  Haupt- 
linie an. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  ooncessionirten  Bahn  gelegenen  Industrieunternehmungen 
zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  angelegt  werden  sollten 
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auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden 
Kosten  an  gestatten. 

Falls  Uber  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Industriebahnen  ein 
Einverständnis«  «wischen  der  Eisenbahnunternehmnng  und  den  Interessenten  nicht 
so  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handelsministerium  die  Festsetzung 
dieser  Bedingungen  vorbehalten. 


Die  Bahn  ist  eingeleisig  su  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  anoh,  in- 
soweit nicht  Strassenbenützung  eintritt,  die  Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforder- 
lichen Ausmasse  durohsuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Riohtungs-  und  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist,  in- 
sofern dieselbe  einen  eigenen  Unterbankörper  besitzt,  nach  den  Grundsätzen  der  von 
der  k.  k.  Generalinspeotion  der  österreichischen  Eisenbahnen  namens  des  k.  k. 
Handelsministeriums  genehmigten  Vorschriften  für  die  Bestimmung  der  Bahn- 
nivellette  in  Maximalneigungen  und  für  die  Anordnung  von  Uebergangscurven 
zwischen  Geraden  und  Bögen  („Centralblatt  für  Eisenbahnen  and  Dampfschiffahrt" 
Nr.  10  ex  1882)  mögliohst  vorzugeben.  Ausnahmen,  welche  durch  besondere 
locale  Verhältnisse  bedingt  erscheinen  sollten,  unterliegen  der  speciellen  Genehmi- 
gung des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welohen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Anwendung  der  vor  bezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Steigung  30  per  mille  festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  ourrenten  Bahn  dürfen  in  den  Strassen- 
strecken  nicht  unter  20  Meter,  in  Strecken  auf  eigenem  Unterbauplanum  nioht 
unter  60  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  und  Ausweichstellen  derart 
festgesetzt  werden,  dass  zwisohen  den  passirenden  Fahrzeugen  mindestens 
0*8  Meter  Zwischenraum  bleibt. 

Insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  Unterbaue  hergestellt  wird,  hat  derselbe 
sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3*8  Meter  zu  erhalten. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen,  be- 
ziehungsweise haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  ausserhalb  der  bestehenden  Strassen  vorkommenden  Brücken  und 
Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen  und  muss  in  der 
currenten  Strecke  in  gerader  Kahn  das  Brückenplanum  derart  breit  sein,  dass 
zwischen  Vehikelwand  und  dem  Dieluugsrande,  beziehungsweise  den  horizontalen 
oder  schiefstehenden  BrückenconstructionstheiKn  bis  auf  2  Meter  Höhe  ein  freier 
Baum  von  mindestens  0*6  Meter  vorhanden  ist. 

Dieser  Zwischenraum  kann  rücksichtlicb  der  verticalen  Construotionstheile 
bis  auf  0-426  Meter  verringert  werden. 

Bei  den  in  Bögen  liegenden  Brücken  muss  bei  der  Brückenbreite  der  sinus 
versns  des  auf  die  Brücke  fallenden  Bogens  berücksichtigt  werden.  Bei  säramt- 
lichen,  von  der  Bahn  zu  benutzenden  Strassenobjecten  ist  darauf  Rücksicht  zu 
nehmen,  dass  zwischen  der  Maximalansladung  der  Bahnvehikel  und  den  festen 
Theilen  der  Strassen  objecto  mindestens  ein  Zwischenraum  von  0  7  Meter  verbleibt. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  zu 
20  Meter  totaler  Spannweite  dürfen  Tragconstrnotionen  von  Holz  angewendet 
werden;  bei  allen  grösseren  offenen  Unterbauobjeoteu  sind  Eisenoonstructionen  zu 
verwenden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  nnd  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrüokungen  und  Zufahrtsstrassenbrücken  ist  die  hinsiohtlioh  solcher  Objects- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  zu  beobachten. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragoonstruction  sind  bei  Flüssen 
und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  Uber  den  bekannten  höchsten 
Wasserstand  su  legen. 


4.  Unterbau. 
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Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benutzung  von  Strasaeu  zur 
Anlage  der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  competenteu  Strassenbehörden  ein- 
zuholen; ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbenutzten  Strassen- 
objecten  der  Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzwecke  zu  liefern,  eventuell 
wird  die  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jene,  bereits  im  Ein- 
verständnisse mit  den  competenten  Strassenbehörden  projeetirten  Aenderungen, 
beziehungsweise  Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rücksicht  auf  den 
dermaligen  Bauzustand  und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zugslasten  er- 
forderlieh werden  sollten. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  der  auf  Strassengrund  befindlichen  Strecken  ist  nach  dem 
Hartwich-Systeme  mit  Rücksicht  auf  den  Raddruck  der  Fahrzeuge  auszuführen. 

In  den  Strecken  auf  eigenem  Unterbaukörper  ist  sowohl  in  den  Dämmen 
als  Einschnitten  ein  Holzquerschwellen-Oberbau  im  Systeme  des  schwebenden 
Stossea  und  nach  den  vom  k.  k.  Handelsministerium  hiefür  zu  genehmigenden 
Detailbestimmungen  anzuwenden. 

Die  Schienen  für  den  Hartwich-Oberbau  und  den  Querschwellen-Oberbau 
sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per  laufendes  Meter 
mindestens  26*4,  beziehungsweise  23  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  haben:  Länge 
2*2  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter  und  Höhe 
14  Centimeter. 

Bei  Anwendung  des  Querschwellen- Oberbaues  ist  in  Bögen  von  800  oder 
weniger  als  900  Meter  Radius  die  Befestigung  der  Schienen  auf  den  Schwellen 
durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Hakennägel  entsprechend  den  bei 
der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  erliegenden,  mit 
Handelsministerialerlaas  vom  30.  Mai  1882,  Z.  14681,  genehmigten  einheitlichen 
Oberbaunormalien  zu  verstärken. 

Der  auf  Strassengrund  nach  dem  Hartwich-Systeme  auszuführende  Oberbau 
ist  mit  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Spurbolzen  und  mit  eisernen  Quer- 
schwellen bei  den  StÖssen  zu  versehen.  Insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  Unter- 
baue hergestellt  wird,  hat  der  Schotterkörper  im  Niveau  der  Scbienenunterkante 
bei  Dämmen  und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  2-8  Meter  zu  erhalten. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  25  Meter  zu  betragen. 

In  Curven  ist  die  normale  Tiefe  des  Sehotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

6.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  können  auf  die  nach  Hedarf  mindeste  Ausdehnung  be- 
schrankt und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus  Riegelwänden,  eventuell 
auch  ganz  aus  Holz  erbaut  werden.  Iu  den  beiden  letzteren  Fällen  haben  die 
Hochbauten  eine  Untermauerung  zu  erhalten. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

7.  Stationen. 

In  den  Ausgangsstationeu  Baden  und  Vöslau  ist  mindestens  ein  ent- 
sprechend grosser,  gedeckter  Warteraum  mit  den  erforderlichen  Passagieraborten 
herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 

8.  ßetriebseinrichtuugen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphen-  oder  Telephonleitung  und  den  zu- 
gehörigen Stationsapparaten  zu  versehen. 
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9.  Fabrbetriebamittel. 

An  Fabrbetriebsmitteln  sind  mindestens  anzuschaffen:  8  Personenwagen  mit 
den  erforderlichen  Motoren,  dem  Motorenzugehör,  Regulirrheostat-  und  Antriebs- 
bewegungsmeohanismus,  sowie  sammt  der  erforderlichen  Anzahl  von  Aocumulatoren- 
batterien. 

Als  dazu  gehörige  stabile  Einrichtungen  sind  in  einer  Centraistation  3  Dampf» 
motoren  von  je  mindestens  80  Pferdestärken  und  3  elektrischen  Stromerzeugungs- 
maschinen aufzustellen. 

Die  Pläne  für  sämmtliohe  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung: 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjecte  der  Bahn  zu  erfolgen. 

10.  Berücksichtigung  iniindischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  ferner  die  Schienen  und  sonstigen  Bahnbestandtheile, 
sowie  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliess- 
lich ans  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefer- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personentarife. 

Die  Tarife  für  die  Personenbeförderung  unterliegen  der  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffentlichen  Rücksichten, 
andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunternehmens  Bedacht  ge- 
nommen werden  soll. 

Die  einzubebenden  Fahrpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur  in  der  je- 
weiligen gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  7  Percent  des  effectiven  Anlagecapitales  geliefert  hat, 
kann  das  k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis 
dabin  in  Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

2.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahu 
zwischen  der  Direktion  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmung  und  ihren 
untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

3.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Conoessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  etwa  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  8ignalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
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weder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatatelegraphenanstalt  her- 
zustellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungeu  gießen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staats-  und  Privatcorre- 
spondens  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Conce=sionir  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnswecke  benutzten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  die 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  der  Conoessionär  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concession&r  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  conoes- 
sionirten  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch» 
zuführenden  Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Loeal- 
bahnen  au  unterwerfen. 

4.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatabediemteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  ans  Ge  falls  - 
rucksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 


Schüblinge,  8träflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Esoorte,  letztere  auoh  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  8taatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zn  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  womöglich  in  abgesonderten  Coupes  unter- 
gebracht werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und 
Züge  zu  vereinbaren. 

6.  Gesetzliohe  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personentarife  (Z.  1),  sowie  der  Leistungen  für  öffent- 
liche Zwecke  (Z.  2  bis  6)  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten. 
Einer  solchen  Regelung  hat  der  Concessionär  sich  zu  unterwerfen. 


6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen 


Wien,  am  21.  August  1892. 


Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  6.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  58, 

betreffend  die  Herstellung  der  Localbahn  Monfnlcone  (RonehI)*Cervignano. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  einer  als  normal- 
spurige  Localbahn  herzustellenden  Eisenbahn  von  Monfalcone  (Ronchi) 
im  Anschlüsse  an  die  Linie  NabresinaCormons  der  Südbahn  nach 
Cervignano  mit  einer  Abzweigung  zum  Hafen  Rosega  durch  Coucessions- 
ertheilung  unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  kann  bei  Ertheilung 
der  Concession,  deren  Dauer  mit  höchstens  90  Jahren  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet  bemessen  ist,  unbeschadet  der  An- 
wendung der  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  vom  Staate 
die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses  gewährt  werden,  welches 
der  4percentigen  Verzinsung  nebst  der  Tilgungequote  des  zum  Zwecke 
der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden  Prio- 
ritätsanlehens im  Nominalbetrage  von  höchstens  1,300.000  fl.  ö.  W.  Noten, 
zuzüglich  einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote 
für  das  mit  höchstens  240.000  fl.  ö.  W.  zu  beziffernde  Prioritätsactien- 
capital  gleichkommt,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Eröffnung  des  Betriebes  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessions- 
dauer  mit  dem  Mazimalbetrage  von  64.620  fl.  ö.  W.  und  für  den  Rest 
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der  Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage  von 
21.586  fl.  ö.  W.  festgesetzt 

Für  die  iu  Lasten  des  Baucapitales  zu  bestreitende  Verzinsung 
des  vorgedachten  Prioritätsanlebens  im  Nominalbeträge  von  höchstens 
1,300.000  fl.  8.  W.  Noten  in  der  Zeit  vom  Tage  der  Ausgabe  der 
Theilschuldverschreibungen  dieses  Anlehens  bis  snm  Zeitpunkte  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  concessionirten  Bahn  kann  vom  Staate 
die  Garantie  unter  der  Bedingung  zugesichert  werden,  da*  8  nach  dem 
Ermessen  der  Regierung  und  nach  den  von  derselben  zu  prüfenden 
Nachweisungen  das  Auslangen  mit  dem  veranschlagten  Baucapital  und 
die  Einhaltung  des  concessionsmässigen  Bautermines  (Artikel  VI)  ge- 
sichert erscheint. 

Artikel  III. 

Im  Falle  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisen- 
bahn an  das  italienisehe  Eisenbahnnetz  an  der  Reichsgrenze  nächst 
Cervignano  kann  das  nach  Artikel  II  vom  Staate  zu  garantirende 
jährliche  Reinerträgniss  zum  Zwecke  der  Kostenbedeckung  für  die  Her- 
stellung der  Anschlussstrecke  und  für  die  aus  diesem  Anlasse  not- 
wendigen Anlagen  in  der  Station  Cervignano  um  jenen  Jahresbetrag 
erhöht  werden,  welche  zur  höchstens  4percentigen  Verzinsung  eines 
Nominalbetrages  von  300.000  fl.  ö.  W.  neu  auszugebender  Vorzugs- 
titres  (Prioritätsobligationen  oder  Actien)  und  zur  Tilgung  der  letzteren 
innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist. 

Artikel  IV. 

Die  Zusicherung  der  in  den  Artikeln  II  und  III  bezeichneten 
Garantie  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  vom  Lande  Görz  und 
Gradisca  aus  Landesmitteln  und  von  den  Interessenten  zusammen  ein 
Nominalbetrag  von  mindestens  220.000  fl.  ö.  W.  in  Stammactien  der  für 
die  genannte  Eisenbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  zum  vollen 
Nennwerthe  übernommen  wird. 

Für  diese  Stammactien  sind  während  der  Bauzeit  (Artikel  VI) 
Intercalarzinsen  aus  dem  Anlagecapital  nicht  zu  bezahlen. 

Artikel  V. 

In  Ausführung  des  Artikels  II,  erster  und  zweiter  Absatz,  be- 
ziehungsweise des  Artikels  III,  sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und  Prioritäts- 
obligationen zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  die  vor- 
gedachten Effecten  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  sind, 
bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der  Prio- 
ritätsactien vorauszugehen ; 
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2.  die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  au  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons- 
stempelgebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuscblisse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten; 

3.  der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreicbung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  ErtragspräliminareB  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jabresrecbnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concessionäre  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallzeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  fünf  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dasB  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des 
Staates  muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  be- 
treffenden Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  er- 
loschen ist; 

4.  der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  zur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  bat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  su  berichtigen. 

Artikel  VI. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  muss  binnen 
längstens  einem  und  einem  halben  Jahre,  vom  Tage  der  Concessions- 
ertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priT.  Friauler  Kiseubahngesellsohaft. 


Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  haben  die  Concessionare 
der  StaatBverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  nnd  Weise 
entsprechende  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  ist  die 
Caution  als  verfallen  zu  erklären. 

Artikel  VII. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferangen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflussnahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detailprojectee  und  Kostenvorauschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Be- 
dingnissen stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung  su 
vergeben. 

Die  Bewerthung  der  gegen  Uebernahme  von  Stammactien  sicher- 
sustellenden  Materiallieferungen,  Grundabtretungen  und  sonstigen 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  su  prüfenden  An- 
sätzen des  KostenvoranBchlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen 
Schätzung  stattzufinden. 

Die  Begebung  der  zu  eroittirenden  Prioritätsobligationen  hat  im 
Offert wege  zu  erfolgen. 

Artikel  VIII. 

Der  Betrieh  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  soll  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  der  Concessionare 
geführt  werden  und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus  Anlass 
dieser  Betriebsführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  die  ConcessionKre 
zu  vergüten  sein. 

Hiebei  soll  der  die  Betriebsführung  auf  der  concessionirten  Bahn 
übernehmenden  Staatseisen  bahn  Verwaltung  die  Einrichtung  des  Betriebes 
und  die  Festsetzung  der  Tarife  unter  Berücksichtigung  der  jeweilig  be- 
stehenden Verkehrsbedürfnisse  nach  freiem  Ermessen  vorbehalten  bleiben. 

Artikel  IX. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  6.  April  1693. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Bacquehem  ra.  p.  Steinbach  m.  p. 
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2.  Concessionsurkunde  vom  22.  Mai  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  00, 

für  die  Localbahn  ron  Monfalcone  (Roneiii)  nach  Cerrlgnuno. 

Wir  Frans  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Jakob  Antonelli  nnd  Jnlins  Dreossi  in  Cervignano  die 
Bitte  um  Ertheilang  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer  Local- 
bahn von  Monfalcone  nach  Cervignano  gestellt  haben,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
den  genannten  Concessionären  diese  Concession  auf  Grund  dea  Eisen- 
bahnconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238, 
Bowic  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom 
28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  ferner  des  Gesetzes  vom 
6.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  58,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleihen  den  Conceesionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  einem  Punkte  der  Linie  Nabresina-Cormons  der  priv. 
Südbabngesellachaft  zwischen  Monfalcone  und  Roncbi  nach  Cervignano 
mit  einer  Schleppbahn  von  Monfalcone  zum  Hafen  Rosega. 

Rücksichtlich  des  eventuellen  Anschlusses  der  vorgenannten  Bahn 
an  das  italienische  Eisenbahnnetz  bei  Cervignano,  sowie  des  Verkehrs- 
dichte» auf  der  Anschlussstrecke  und  in  der  Anschlussstation  bleibt 
die  Festsetzung  der  einschlägigen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines 
Staats  Vertrages  mit  der  königl.  italienischen  Regierung  vorbehalten  und 
sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  sich  diesen  Bestimmungen  und  den 
daraus  für  dieselben  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  berechtigt,  Abzweigungen  von  der 
vorgenannten  Localbahn,  und  zwar  alß  normal-  oder  schmalspurige 
Dam pftramb ahnen  einerseits  in  südlicher  Richtung  nach  Aquileja  uud 
Belvedere  und  andererseits  in  nördlicher  Richtung  nach  Villa  Vicentina 
und  Gradisca  zum  Anschluss  an  die  bestehende  Südbahnlinie  Monfalcone- 
Görz  herzustellen. 

Zur  Ausführung  der  letztbezeichneten  Abzweigungen  sollen  die 
Concessionäre  nur  dann  verpflichtet  sein,  wenn  nach  dem  Ermessen  der 
Staatsverwaltung  für  den  Ausbau  derselben  ein  thatßächliches  Verkehrs- 
bedürfaiss  vorliegen  und  eine  angemessene  Rentabilität  derselben  sicher- 
gestellt sein  wird. 

Die  Berechtigung  der  Concessionäre  zur  Ausführung  der  im  Vor- 
stehenden bezeichneten  Zweiglinien  erlischt,  wenn  dieselben  von  dieser 
Berechtigung  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  vier  Jahren  vom  beutigen 
Tage  an  gerechnet  keinen  Gebrauch  machen  sollten. 

Desgleichen  bleibt  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf  des  vor- 
stehend festgesetzten  Zettraumes  von  vier  Jahren  das  Recht  vorbehalten, 
die  Berechtigung  der  Concessionäre  zur  Ausführung  der  vorstehenden 
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Bahnlinien  als  erloschen  zu  erklären  und  die  Conceaeion  für  dieselben 
einem  anderen  Unternehmer  zu  ertheilen,  falls  die  Concessionäre  nicht 
in  der  Lage  eein  sollten,  die  Ausführung  dieser  Linie  unter  den  von 
anderen  Bewerbern  angebotenen,  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten 
Bedingungen  zu  übernehmen. 

Die  Bahnlinie  von  Monfalcone  nach  Cervignano  gelangte  am  11.  Juni  1894 
zur  Eröffnung.  Die  Betriebsfiihrung  wird  zufolge  de«  Betriebsvertrages  vom 
2-/27.  Juli  1893  durch  die  Staataeisenbahnverwaltung  für  Rechnung  der  Bahn- 
Gesellschaft  besorgt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  ConcesBionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnnnternehmung  abzuschließen den  Verträge,  zu  überreichen- 
den Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für 
alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  deu  nachbezeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  BetriebBeröffaung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capital s Verzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahree  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein« 
verleibnng  des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücberlichen  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Bettiehsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebübr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren ; 

<■)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 
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§  3. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Reinerträgniseeg  gewährt,  welches  der  4percentigen 
Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zwecke  der  Geld- 
beschaffung aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden  Prioritäts- 
anlehens  im  Nominalbetrage  von  1,300.000  fl.  8.  W.  Noten,  zuzüglich 
einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote  für  das 
mit  240.000  fl.  ö.  W.  zu  beziffernde  Priori  tätsactiencapital  gleichkommt, 
so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag 
nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  er- 
gänzen sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinertrügniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseiöffnung  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer 
mit  dem  Maximalbetrage  von  64.620  fl.  b\  W.  und  für  den  Rest  der 
Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage  von 
21.586  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 

Im  Falle  des  Anschlusses  der  concessionirten  Bahn  an  das 
italienische  Eisenbahnnetz  bei  Cervignano  (§  1,  Abs.  2)  kann  das  im 
Vorstehenden  festgesetzte  garantirte  jährliche  Reinerträgoiss  um  jenen 
Jahresbetrag  erhöbt  werden,  welcher  zur  höchstens  4percentigen  Ver- 
zinsung eines  Nominalbetrages  von  300.000  fl.  neu  auszugebender  Vor- 
zugstitres  (Prioritätsobligationen  oder  Actien)  und  zur  Tilgung  derselben 
innerhalb  der  Concessionsdauer  nothwendig  ist. 

§  4- 

Von  dem  nach  §  3  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisae  ist  der- 
jenige Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und 
Prioritätsobligationen  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsver waltung 
nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  das 
gesammte  Anlagecapital  (§  11)  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der  Prioritäts- 
und Stammactien  vorauszugehen. 

§  5. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuscbuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnung  epätetens  drei  Monate  nach 
deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  Ertmgfipräliminares  richtig  gestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concessionäre  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben. 
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Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jabresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vor- 
anlegen  sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  su  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  fi  Percent  Zinsen  sofort  au  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

§  6. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  io  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  aahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  su  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  cur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugeben. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§  7. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  aus 
ländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von 
der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponsteinpelgebühren 
ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

§  «. 

Der  Bau  der  im  §  1,  Abs.  1,  genannten  Eisenbahn  ist  ehestens 
zu  beginnen  und  binnen  längstens  einem  und  einem  halben  Jabre,  vom 
beutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort 
dem  Öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Conceasionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermioes  haben  die  Con- 
cessionäre  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertbeffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  Verschulden  der  Con- 
cessionäre nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als  ver- 
fallen erklärt  werden.   Der  Bautermin  für  die  in  §  1,  Abs.  3,  bezeich- 
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neten  Zweiglinien  wird  im  Falle  der  Ausführung  derselben  seinerzeit 
vom  Handeleministerium  festgesetzt  werden. 

§  9. 

Den  Conceesionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionäreo  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  10. 

Die  Conce6sionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
-ionirteu  Bahn  nach  dem  lohalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessiocs 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom 
14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852, 
dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen 
zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebeneu 
Sicberheitsvorkehrungen  und  Verkebrsvorschriften  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verkehrs- 
und Betriebsverhältnisse  der  concessionirten  Localbahn  und  insbesondere 
auf  die  eimäfsigte  Fahrgeschwindigkeit  derselben  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird  und  werden  diesfalls 
die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden. 

§  11. 

Den  Concessionären  wird  das  Recbt  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  zur  Durchführung  des  concessionirten  Local- 
bahnunternehmens  eine  besoudere  Actiengesellscbaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Coucessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Concessiouäre  *iud  berechtigt,  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen,  welche 
mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzuzahlen 
sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  1,300.000  fl.  ö.  W.  Noten  aus- 
zugeben. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  hat  nach 
den  von  der  Staatsverwaltung  zu  treffenden  Anordnungen  im  OrTertwege 
zu  erfolgen. 
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Ferner  wird  den  Coneessionären  da«  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien, welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor 
den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  Betrage  von  240.000  fl.  ö.  W. 
Noten  auszugeben. 

Im  Falle  des  Anschlusses  der  concessionirten  Bahn  an  das 
italienische  Babnnetz  kann  der  zuvor  festgesetzte  Nominalbetrag  der 
auszugebenden  Vorzugstitree  (Prioritätsobligationen  oder  Actien)  um 
300. 000  fl.  erhöht  werden. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Ansprach 
anf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch 
eine  Nachzahlung  aus  den  Ertragnissen  späterer  Jahre  nicht  statt- 
zufinden hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal- Anlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dasB  ausser  den  anf  die  Ver- 
fassung des  Detailprojectee,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn 
einschliesslich  der  Anschaffung  des  Fahrparkes  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  effectiv  verwendeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Kosten  und  eines  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Betrages 
für  die  Anschaffung  des  Materialvorrathes  und  der  Cassendotationen 
zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten  Intercalarzinsen 
und  Amortisationsquoten  und  des  bei  der  Capitalsbescbaffung  thatsäch- 
lich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen 
in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  vollständiger  Verwendung  des  Anlagecapitales  noch 
weitere  Neubauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt, 
insbesondere  die  im  §  1,  Abs.  3,  vorgesehenen  Abzweigungen  aus- 
geführt werden,  so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale 
zugerechnet  werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten 
Bauten  oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung 
ertheilt  hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  Gesellschaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen,  Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  ist  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes 
(Verwaltungsratb,  Direction)  österreichische  Staatsbürger  sein  und  im 
Gebiete  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ihren 
Wohnsitz  haben  müssen. 

§  12. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Be- 
förderung von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie 
rücksicbtlich  der  Begünstigung  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen 
Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 
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Diese  Bestimmtingen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols 
und  auf  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reißen  auf  Rechnung 
des  Aarars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung 
zu  den  Warten  Übungen  und  Controlsversammlungen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahn  g  es  ellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  Uber  die  An- 
Schaffung  und  Bereithaltnng  von  Ausrüstuogsgegenständen  für  Militärtrans- 
porte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Personal  and  Fahrbetriebs- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf 
Eisenbahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisen- 
bahnwesen im  Kriege  erlangen  für  die  Conceesionäre  bindende  Kraft 
mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn. 
Die  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das 
Reichsgesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art, 
treten  für  die  Conceesionäre  in  Wirksamkeit,  sobald  ihnen  dieselben 
amtlich  zur  Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage  und  Ausrüstung  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  13. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsnrkunde 
bildenden  Bahn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  der  Concessionäre  ge- 
führt und  werden  der  Staatseisenbabnverwaltung  die  aus  Aulass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  die  Concessionäre 
zu  vergüten  sein.  Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch 
einen  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären  abzu- 
echliessenden  Betriebs  vertrag  geregelt 

Es  bleibt  demnach  der  Staatsverwaltung  die  Feststellung  der  Tarife 
für  den  Personen-  und  Gütertransport,  ebenso  wie  der  Waaren Classification 
und  aller  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmuugen, 
dann  der  Leistungen  des  Bahnunternehmens  für  öffentliche  Dienstzweige, 
insbesondere  zu  Gunsten  der  Post  Verwaltung  und  der  Staatstelegraphen- 
anstalt ausschliesslich  vorbehalten,  wobei  einerseits  auf  die  in  Betracht 
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kommenden  öffentlichen  Rücksichten,  andererseits  auf  eine  aasreichende 
Rentabilität  des  Unternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelang  der  Personen-  and  Gütertarife, 
und  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu 
unterwerfen. 

§  14. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jedeizeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats 
Verwaltung  berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  Uber  die  mitbenützte  Bahn  oder  einzelne 
Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Ent- 
schädigung zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung 
bat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Coucessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbabn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
S.  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  15. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Scbutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  festgesetzt 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  8  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  Folge  Verschuldens 
der  Concessionäre  nicbt  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Termin- 
überschreitung nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzes  gerechtfertigt  werden  könute. 

§  16. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  anter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der* dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
bievou  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 
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2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen  erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  4percentigen  'Verzinsung  des  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  desselben 
innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der 
vorbin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein 
lösungspteises  zu  Grunde  zu  legende  Reinertragniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  das-t 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die 
zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationeu 
erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren 
zu  den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durchschnittserträgniss  im  Sinne 
des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der  im  Absätze  2  vor- 
gesehenen Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das 
Actiencapital  in  halbjähriger,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes 
Jahres  naohhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  die  im  Zeitpuukte  der 
Einlösung  nach  dem  genehmigten  Tilgungsplane  noch  ungetilgt  aus- 
haftenden  Prioritätsobligationen  zur  Selbstzahlung  zu  Ubernehmen  und 
ferner  eine  Capitalszahlung  zu  leisten,  welche  dem  zu  4  Percent  per 
Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthe  der  nach 
den  Bestimmungen  im  Absätze  3  ausser  den  zur  planmäsaigen  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen 
halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliefst,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen 
zu  leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem 
Course  zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener 
Börse  während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Sem«  sters  amtlich 
notirten  Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung 
ergiebt. 

ö.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  d»s  Einlösungs- 
preises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbum  und  in 
den  Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu 
gehörigen  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  de* 
Fahrparkes,  der  Materialvorräthe  und  Csssavorräthe,  der  eventuell 
ein  Eigenthum  der  Conces&ionftre  bildenden  Scbleppbahnen  und  der 
gesellschaftlichen  Nebengescbäfte,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  ge- 
bildeten  Betriebs-  und  Reservefonde,   so  weit   letztne  Licht  mit  Ge- 
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nebmigung  der  Staatsverwaltung  bereits  bestimmungsgemäss  verwendet 
worden  sind. 

§  17. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuas  der  concessionirten  Bahn  und  dea  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Material vorräthe  und  Cassavorräthe,  der  eventuell  ein  Eigenthum  der 
Concessionäre  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen 
Nebengejchäfte  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefonde  in  dem  im  §  IG,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  16)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reeervefoodes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  au  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Concessionäre 
von  der  Staatsverwaltuug  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurden,  da98  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  18. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  Vorsorge  zu  treffen,  das*  der 
Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen  Thailen  zweck- 
mässig und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass  Gebrechen  iu 
dieser  Beziehung  hintangehalten  uud  rücksichtlich  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab* 
geordnetej  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  der  Concessionäre  zu  entsendende  Aufsichtsorgaoe  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weide  zu  überwachen. 

Nacb  erfolgter  Bildung  der  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsratbes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange 
messen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  und  dem  finanziellen  Interesse  des  garantirenden 
Staatsschatzes  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueber wachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäie  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
schatz nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
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keiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  ans  der  polizeilichen  und 
gefällsämtlichen  Ueberwachnog  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts» 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  1». 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Maseregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  eämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
zweiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  Mai  im  Jahre  des  Heiles  Eiu- 
taueendachthundertneunzigunddrei,  Unserer  Reiche  im  fünfundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

3.  Technische  Concessionsbedingiiisse 

für  die  Localbahn  von  Monfaleoue  (Ronchi)  nach  Cervignano  mit  einer 

Schleppbnhn  zum  Hafen  Rosega. 

(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  77  ex  1898.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  Monfaleoue  (Ronohi)-Cervign«nu  ist  mit  einer  Spur- 
weite Ton  1  436  Meter  als  Localbahn  mit  Tag-  und  Nacbtverkehr  vorläufig  für  eine 
Maximalfahrgeschwindigkeit  von  25  Kilometer  per  Stunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausfahrung  des  Baues  uud  der  Betriebseinrichtungen  hat  naeh  Massgabe 
der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojecte  und  der  im 
Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferuugsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  überhaupt 
ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  ConeeBsionäre  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehen- 
den allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 
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Die  Ernennung  des  von  den  Conceasionären  zu  bestellenden  Bauaufaichts- 
organes  unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  im  Ganzen  circa  16*5  Kilometer  lange  Localbahn  beginnt 
in  der  Station  Monfakone  der  Linie  Nabreaina-Cormona  der  k.  k.  prir.  Südbahn- 
gesellscbaft  und  wird  anfänglich  in  einer  Länge  von  circa  19  Kilometer  auf  dem 
bis  nun  unbenutzten  Theile  des  Unterbaukörpers  der  genannten  Sfldbahnstrecke 
in  der  Richtung  gegen  Ronohi,  sodann  auf  eigenem  Unterbaue  im  Süden  der  Ort- 
schaft Ronobi  Ober  Begliauo  nach  Pieris  gefuhrt. 

Nach  Uebersetzung  des  Isonzoflnsses  südlich  der  Einmündung  de«  Wild- 
baohes  Torre  in  denselben  gelaugt  die  Bahn  nach  Villa  Vicentina  und  im  weiteren 
nach  Cervignano,  woselbst  die  Endstation  nordöstlich  dieser  Stadt  errichtet  wird. 

Die  circa  2  4  Kilometer  lange  Schleppbahn  zum  Hafen  Rosega  beginnt  in 
der  Station  Monfakone  der  Südbahn  und  führt  zu  dem  genannten,  südöstlich  von 
Monfalcone  gelegenen  Hafen. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Babntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durcb  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Anschlussbahn- 
hofes  Montalcone,  sowie  des  Unteibaukürpera  einer  Theilstrecke  der  Linie  Nabre- 
sina-Corinona  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellachaft,  ferner  wegen  Einrichtung  des 
Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  genannten 
Hahngesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehres  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  für  die  Mitbenützuug  des  Anschlussbabnhofes,  sowie  eines  gemein- 
schaftlichen Bahnhofdienates,  femer  hinsichtlich  der  Mitbenützung  der  in  Betracht 
kommenden  Südbalmstrecke  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Ausspruche 
dea  k.  k.  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  k.  k.  priv. 
Sfldbahngesellachaft  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Ebenso  unterwerfen  aich  die  ConceaaionMre  der  Entacheidung  dea  k.  k. 
Handelsministeriums,  wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen 
ein  Einverständnis»  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugniaae  zur  Bahn 
angelegt  werden  aollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Ver- 
gütung der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  über  die  Bedinguugen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständnis»  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieaer  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  au  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang 
von  der  Geraden  iu  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangs- 
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curven  herausteilen,  wobei  die  Einschaltung  von  Uebergangscnrven  mit  beibe- 
haltenem Centrum  empfohlen  wird.  Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden 
der  Uebergangscurve  in  der  definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade, 
fflr  die  Constante  6000,  beziehungsweise  3000,  mindestens  eine  Lange  von  14. 
beziehungsweise  10  Meier  erhalten. 

lieber  die  fflr  die  einzeluen  Strecken  zu  wählendeu  Constanten  der  lieber- 
gangsourven  entscheidet  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsichtlich  der  rechnungsmXssigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
aof  den  im  Verordnungsblatte  des  k.  k.  Handeisministeriums  fflr  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Hei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zngwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Sohärfe 
ermässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüchen  stets  Gefällsabrnndungen  mit  ent- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  Hie  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbeseichneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche 
Steigung  14  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  pro  mille  nicht 
Ubersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
300  Meter  betrageu. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte 
zu  Mitte  mindestens  4  5  Meter  betragen-,  bei  Anlage  von  Perrons  zwischen  den 
Geleisen  ist  diese  Geleisentfernung  um  mindestens  0  5  Meter  zu  vergrössern.  Der 
Abstand  von  der  Mitte  eines  Magazinsgeleises  zu  jener  des  nächstliegenden,  durch- 
laufenden Fahrgeleises  ist  jedoch  mit  wenigstens  4*75  Meter  zu  bemessen. 

Der  Unterbau  hat  sowuhl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite 
von  4  6  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbankette  zur  Aus- 
führung gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem  Falle 
die  Breite  der  Uuierbaukrune  durch  die  in  Punkt  6  vorgeschriebene  obere  Breite 
des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemesseneu  Ueberhöhung 
und  Erbreiternng  der  Dammkrone  Über  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite  auszuführen.  Ferner  erhalteu  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von 
300  oder  weniger  als  300  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiternng  der 
Bahnkrone. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter*, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmaueru  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0*25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0  3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0  4  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite des  8citengrabens  der  jeweiligen  Ein«chnittstiefe  angemessen  zn  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  8eitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen 
mindestens  0*55  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 
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In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  der  Innndirung  der  Flüsse  ausgesetzt 
iat,  muss  die  Unterbankrone  mindestens  0  6  Meter  über  den  looalen  höchsten 
Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  nnd  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  ein- 
schliesslich 2  0  Meter  Einzellichtweite  (in  der  Bahnrichtung  gemessen)  dürfen 
Trageonstructionen  von  Holz  angewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbau- 
objecten mit  grösseren  Licbtweiten  sind  Eisencoustructionen  zu  verwenden.  Bei 
mehri'elderigen  Brücken  sind  die  Zwitchenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  lichte  Höhe  nicht  unter  3  2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Hezirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nicht  unter  8-6  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4*5  Meter  proje<  tirt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrflckeii,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtstraasenbrücken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objeetsher- 
stellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  Tom  16.  8eptember 
1887.  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  beziehungsweise  bei  Verwendung  von  Flusseisen  auch 
die  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  Tom  29.  Jänner  1892,  B.  G.  Bl. 
Nr.  28,  zu  beobachten  nnd  sind  den  Berechnungen  für  die  Eisenconatructionen 
der  Bahn  die  im  §  3,  lit  a  und  6  der  erstgenannten  Verordnung  nonnirten  Be- 
lastungen ohne  Ermässigung  zu  Gründe  zu  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  offener  Unter- 
bauobjecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbachen  in  der  Regel  mindestens  1*0  Meter 
über  den  bekannten  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  8ysteme  des  schwebenden  Stosses  nach  der  mit  Erla  s 
des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  13.  Jänner  1887,  Z.  46831  ex  1886,  genehmigten 
Type  auszuführen.  Hiebei  darf  die  Entfernung  der  Schwellen  von  Mitte  zu  Mitte 
nicht  Uber  90  Centimeter,  die  Inanspruchnahme  der  Schienen  höchstens  1000  Kilo- 
gramm per  Quadratcentimeter  betragen. 

Die  Schienen  sind  aus  Fluss»tahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht  per 
laufendes  Meter  mindestens  31*72  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen: 

Länge  2-4  Meter,  obere  Breite  16  Centimeter,  untere  Breite  25  Centimeter 
und  Höhe  16  Centimeter. 

In  Bögen  von  weniger  als  230  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von 
Schwellen  aus  weichem  Holze  nicht  statthaft. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  der  vorstehend  angeführten  Oberbautype  zu  verstärken. 

Der  8chotterkörper  bat  in  der  Höhe  der  Schienennnterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3  3  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welohem  Falle  die  Entfernung 
der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Qeleiseaxe  mindestens  1-9  Meter  be- 
tragen muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Schienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  3  Meter  zu  betragen 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fnsse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäade,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
und  für  den  Zugförderungsdienst  bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  in 
definitiver  Weise  und  in  dem  von  der  betriebführenden  Bahnverwaltung  bezeich- 
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neten  Ausmasse,  insoweit  dasselbe  vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigt  wird, 
zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  Bahngebäude  errichtet  werden,  ferner  die  Hoohbauanlagen  für  den  Güter- 
dienst können  aus  Riegelmauerwerk,  die  letztgenannten  eventuell  auch  ganz  aus 
Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  durchgehenden  Untermauerung 
errichtet  werden. 

SKmmtliche  Hochbauten  sind  stets  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Laudes- 
bauordnung, beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Wärterhäuser  in  der  freien  Bahn  hat 
circa  5  Kilometer  zu  betragen ;  ausserdem  sind  für  die  freie  Bahn  Signalhütten  in 
gleicher  Anzahl  wie  die  Wärterbäuser  beizustellen  und  für  deu  Bedarfsfall  zu 
deponiren. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen. 

Station*-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nioht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken 
uicht  versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker 
freqaentirt  sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je 
nach  den  örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf  eine 
Entfernung  von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den  Looomotiv- 
l (ihrer  erhalten. 

8.  Stationen. 

Die  Entfernung,  Länge  und  Geleisezahl  der  Stationen  und  Haltestellen, 
sowie  die  Entfernung  und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserstationen  ist  nach  Mass- 
gabe der  diesfalls  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  ergehenden  Weisungen 
zu  bemessen,  beziehungsweise  auszuführen. 

Sämmtliche  Stationen  sind  mit  Central-Weichenstellanlagen  zu  versehen. 

In  jenen  Stationen,  welche  laut  Punkt  9,  Absatz  3,  Distanzsignale  erhalten, 
sind  diese  letzteren  mit  den  Central-Weichenstellanlagen  in  mechanische  Abhängig* 
keit  zu  bringen. 

Diese  Einrichtungen  sind  im  Sinne  des  Erlasses  der  k.  k.  Generalinspcction 
der  österreichischen  Eisenbahnen  vom  10.  Jänner  1892,  Z.  13493  ex  1891  (Ver- 
ordnungsblatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  8 
ex  1892),  auszugestalten. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Paasagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten 
derselben  anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projeotes  für  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Ober- 
bau- und  Hochbauanlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses,  als  auch 
ihrer  räumlieben  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Bahn- 
verwaltung zu  erfolgen. 

9.  Betriebseinriehtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphensprecbleitung,  in  welche  sämmtliche 
Stationen  und  permanent  besetzte  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  sowie  mit 
Glockensignalen  zu  versehen.  Ueberdies  ist  über  etwaige  Anordnung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  eine  zweite  Spreehleitung,  in  welche  ausser  den  Endpunkten 
der  Bahn  nur  die  grösseren  Mittelstationen  einzuschalten  sind,  herzustellen. 

Für  den  Betrieb  sind  die  duroh  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optisohen 
und  akustischen  8ignale  zu  verwenden. 

Bei  allen  Kreuzungsstationen,  sowie  bei  der  Anschlussstation  an  die  be- 
stehende, dem  öffentlichen  Verkehre  dienende  Bahn  sind  Distanzsignale  auszuführen, 
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deren  Stellung,  wie  sub  8  erwähnt,  in  entsprechende  mechanische  Abhängigkeit 
von  jener  der  Weichen  zu  bringen  ist. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die 
betriebfilhrende  Bahnverwaltung  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  der  Con- 
cessionäre  der  Localbahn. 

Die  Pläne  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
de«  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  -deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(„Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt"  Nr.  15  ex  1887),  und  vom 
1.  August  1892,  Z.  32^04  („Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für 
Eisenbahnen  und  Schiffahrt    Nr.  87  ex  1892),  Rechnung  zu  tragen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  ferner  die  Schienen  und  sonstigen  Bahnbestandtheile, 
sowie  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliess- 
lich im  Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Behandlung  von  archäologischen  und  kunsthistorischen  Fund- 
gegenständen. 

Archäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centraloommissiou  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Conceasionäre  haben  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  Mai  18"S9,  Z.  18032  („Verordnungsblatt  des  k.  k. 
Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt"  Nr.  CO  ex  1889)  zu  ent- 
sprechen und  den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission  gewissenhaft 
Folge  zu  leisten. 

13.  Schlussbestimmung. 

Die  Concessiouäre  verpflichten  sich,  falls  die  Bahn  in  der  Folge  durch  eine 
Fortsetzung  derselben,  beziehungsweise  durch  Anschluss  fremder  Bahnen  in  den 
Tracenzug  einer  Durchzugslinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen 
und  Ergänzungen  au  der  Bahn,  sowohl  in  der  freien  Strecke,  als  auch  in  den 
Stationen,  ferner,  wenn  erforderlich,  bei  den  Betriebseinrichtungeu  und  dem  Fahr- 
parke auszuführen,  welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  An- 
lasse etwa  angeordnet  werdeu  sollten. 

Wien,  am  15.  Juni  1893. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 
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4.  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Frianler  EisenbahngesellKchaft. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Grundlage  der  Actiengesellschaft,  Errichtung. 

Auf  Grund  des  §  11  der  Allerhöchsten  Conceasiousnrkunde  vom 
22.  Mai  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  96,  mit  welcher  den  Ingenieuren  Jakob 
Antonelli  und  Julius  Dreossi  in  Cervignano  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normilspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  einem  Punkte  der  Linie  Nabresina  Cormons  der  k.  k. 
priv.  Südbahngf8ell8cbaft  zwischen  Monfalcone  und  Ronchi  nach  Cer- 
vignano mit  einer  Schleppbahn  von  Monfalcone  zum  Hafen  Rosega  er- 
theilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellechaft  gebildet,  welche  in  sämrat- 
liehe  mit  der  bezeichneten  Allerhöchsten  Concession  festgesetzten  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  eiutritt. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Bau  und  Betrieb  der  als 
normalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  einem 
Punkte  der  Linie  Nabreeina-Cormons  der  k.  k.  priv.  Südbahngesell- 
sebaft  zwischen  Monfalcone  und  Roncbi  nach  Cervignano  mit«  einer 
Schleppbahn  von  Monfalcone  zum  Hafen  Rosega. 

Rücksichtlich  des  eventuellen  Anschlusses  der  vorgenannten  Bahu 
an  das  italienische  Eisenbahnnetz  bei  Cervignano,  sowie  des  Verkehrs 
dienstes  auf  der  Anschlussstrecke  und  in  der  Anschlussstation  bleibt 
die  Festsetzung  der  einschlägigen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines 
St aats Vertrages  mit  der  köuigl.  italienischen  Regierung  vorbehalten 
und  ist  die  Actiengesellschaft  verpflichtet,  sich  diesen  Bestimmungen 
und  den  daraus  für  dieselbe  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unter- 
werfen. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  Abzweigungen  von  der 
vorgenannten  Localbahn,  und  zwar  als  normalspurige  Dampftrambahnen 
einerseits  in  südlicher  Richtung  nach  Aquileja  und  Belvedere  und 
andererseits  in  nördlicher  Richtung  nach  Villa  Vicentina  und  Gradisca 
zum  Anscbluss  an  die  bestehende  Südbahnlinie  Monfalcone-Görz  her- 
zustellen. 

Zur  Ausführung  der  letztbezeichneten  Abzweigungen  soll  die 
Actiengesellschaft  nur  dann  verpflichtet  sein,  wenn  nach  dem  Ermessen 
der  Staatsverwaltung  für  den  Ausbau  dieser  Linien  ein  thatsächlichee 
Verkebrsbedürfniss  vorliegen  und  eine  angemessene  Rentabilität  der- 
selben sichergestellt  sein  wird. 
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Die  Berechtigung  der  Gesellschaft  zur  Ausführung  der  im  Vor- 
stehenden bezeichneten  Zweiglinien  erlischt,  wenn  sie  von  dieser 
Berechtigung  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  vier  Jahren  vom  Tage 
der  Ertheüung  der  Allerl.  öcbsten  Concession  an  gerechnet  keinen  Ge- 
brauch machen  sollte. 

Dergleichen  bleibt  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf  des 
vorstehend  festgesetzten  Zeitraumes  von  vier  Jahren  das  Recht  vor- 
behalten, die  Berechtigung  der  Gesellschaft  zur  Ausführung  der  vor- 
stehenden Bahnlinien  als  erloschen  zu  erklären  und  die  Concession  für 
dieselben  einem  anderen  Unternehmer  zu  ertheilen,  falls  die  Gesell- 
schaft nicht  in  der  Lage  sein  rollte,  die  Ausführung  dieser  Linien 
unter  den  von  anderen  Bewerbern  angebotenen,  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Bedingungen  zu  übernehmen. 

Die  Gesellschaft  ist  nicht  berechtigt,  andere  Unternehmungen,  die 
kein  concessiousmüssiges  Zugehör  der  gedachten  Eisenbabnuoter- 
nehmungen  bilden,  zu  betreiben,  oder  sich  an  solchen  Unternehmungen 
zu  betheiligen. 

§  3. 

Sitz  der  Actiengesellschaft. 
Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

§  4. 
Firma. 

t)ie  Firma  der  Actiengesellschaft  lautet: 

„K.  k.  priv.  Friauler  Eisenbahugesellschaft". 

Diese  Firma  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  protokollirt.  Sie 
wird  gezeichnet,  indem  unter  die  vorgedruckten  oder  von  wem  immer 
geschriebenen  Worte  „K.  k.  priv.  Friauler  Eisen bahngesellschaft"  col- 
lectiv  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  oder  ein  Mitglied  des- 
selben und  ein  mit  der  Procuraf  ühi  ung  betrauter  Beamter  der  Gesell- 
schaft, letzterer  mit  einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze  ihre 
Namen  eigenhändig  schreiben. 

§  5. 

Constituirung  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  gesammte  nach  §  9 
zur  Ausgabe  gelangende  Actiencapital  gezeichnet,  auf  dasselbe  ein 
Theilbetrag  von  mindestens  je  30  Percent  (dreissig  Percent)  des 
Nominal werthes  baar  eingezahlt,  die  constituirende  Generalversammlung 
(§  6)  ordnungsmäßig  abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
handelsgerichtlich  eingetragen  ist 

Der  haaren  Einzahlung  auf  das  Actiencapital  sind  in  allen  Fällen 
die  beim  Bau  der  im  §  2  bezeichneten  Eisenbahnlinien  bewirkten 
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Arbeiten,  Leistungen  und  Lieferungen,  sowie  die  seitens  der  Interessenten 
allenfalls  bewerkstelligten  Naturalleistungen,  Materiallieferungen  und 
Grundabtretungen  gleicbzub alten. 

Die  Bewertbung  dieser  nicbt  in  baarem  Gelde  bestehendeu 
Leistungen  bat  nacb  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  überprüften  Ausweisen,  eventuell  im  Wege 
gei ichtlicher  Schätzung,  zu  erfolgen. 

§  6- 

Constituirende    Generalversammlung.    Erste    Constituirun  g 

des  Verwaltungsrathes. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Con- 
cessionäre  mittelst  einmaliger  Kundmachung  in  der  „Wiener  Zeitung*' 
spätestens  acht  Tage  vor  der  Abhaltung  dieser  Generalversammlung 
einberufen. 

Auf  dieselbe  finden  die  Anordnungen  dieser  Statuten,  welche  sieb 
auf  die  Einberufung,  die  Hinterlegung  von  Actien  und  den  Vorsitz 
beziehen,  keine  Anwendung. 

Die  Stimmberechtigung  in  der  constituirenden  Generalversammlung 
richtet  sich  nach  der  Anzahl  der  gezeichneten  Actien,  und  zwar  geben 
je  fünf  gezeichnete  und  mit  mindestens  30  Percent  eingezahlte 
Priorität-  oder  Stanmactien  das  Recht  auf  eioe  Stimme. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Versammlung  gewählt.  Die  con- 
stituirende Generalversammlung  ist  bei  Anwesenheit  von  mindestens 
fünf  Actienzeichnern  oder  deren  Bevollmächtigten,  welche  zusammen- 
genommen die  Mehrzahl  der  gezeichneten  Actien  vertreten,  beschluss 
fähig.  Sie  wählt  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  für  die  ersten  vier 
Geschäftsjahre  den  Vei waltun gsrath,  sowie  einen  Revisionsausschuss 
nach  Massgabe  der  Bestimmungen  der        34  bis  37  und  50  bis  54. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der 
Versammlung  bestimmten  Theilnehmern  zu  unterzeichnen  und  von  einem 
k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Unmittelbar  nach  der  constituirenden  Generalversammlung  con 
stituirt  sich  der  Verwaltungsrath  durch  Wahl  eines  Piäsidenten  und 
eines  Vicepräsidenten  des  Verwaltungsrathes  mit  der  Functionsdauer 
bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Der  Verwaltungsrath  hat  ungesäumt  die  handelsgerichtliche  Ein- 
tragung der  Firma  zu  erwirken. 

§  7. 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Concessionsdauer  der 
ihr  gehörigen  Bahnen,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches oder  in  Folge  früherer  Erlöschung  der  Concesaionen  oder 
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Einlösung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  durch  den  Staat  oder  über 
einen  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Beschluss  der  General- 
versammlung eiue  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  8. 

K  u  ndmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechts- 
wirkeam  durch  einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener 
Z  itung".  Ausserdem  können  dieselben  noch  in  jenen  Blättern  ver- 
öffentlicht werden,   welche  der  Veiwaltungerath  hiezu  bestimmen  wird. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaflscapital. 

§  9- 

Actiencapital.  Prioritätsobligationen. 

Das  Gesellschaftscapital  beträgt  460.000  fl.  ö.  W.,  zerlegt  in 
2300  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Actien  zu  200  fl.  ö.  W.  und 
besieht  aus  1200  Stück  Prioritätsactien  im  Gesa  mintbetraee  von 
240.000  fl.  und   aus  1100  Stück  Stammactien  im  Gesammtbetrage  von 

220.000  fl. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  vou  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  vom  Tage 
der  Concessionsertheilung  zurückzuzahlen  sind,  im  Nominalbetrage  von 
höchstens  1,300.000  fl.  ö.  W.  Noten  auszugeben  (§  13). 

Von  den  zur  Begebung  bestimmten  Prioritätsobligationen  ist  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ein  den  eventuellen  Ersparnissen 
am  Anlagecapital  entsprechender  Theilbetrag  zurückzubehalten,  welcher 
erst  im  Falle  des  Bedarfes  nach  erhaltener  staatlicher  Genehmigung 
zur  Emission  zu  bringen  ist. 

In  diesem  Falle  sind  die  an  der  Verzinsung  dieser  Prioritäts- 
obligationen erzielten  Ersparnisse  der  Garantierechnung,  die  auf  die 
zurückbehaltenen  Obligationen  nach  Mappgabe  der  Verlosung  etwa  ent- 
fallenden Rückzahlungsbeträge  aber  dem  Reservefonde  (§  59)  gutzu- 
bringen. 

§  10. 

Interimsscheine. 

Nach  Leistung  der  ersten  Einzahlung  von  mindestens  30  Percent 
des  Nominalbetrages  auf  die  Prioritäts  und  Stammactien  sind  den 
Actienzeicbnern  nach  Zulass  der  Bestiinmurgen  des  Handelsgesetzes  auf 
Namen  lautende,  nach  dem  Formulare  Nr.  1  und  2  auszufertigende 
Interimsscheine  auszufolgen. 
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Die  weiteren  Einzahlungen,  deren  Leistung  auf  den  Interimsscheinen 
zu  bestätigen  ist,  haben  in  den  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nach 
Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes  festzusetzenden  Raten  und  Terminen 
zu  erfolgen. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  sind  sodann  die 
Interimsscheine  gegen  die  entsprechenden  Actien  (§  11)  umzutauschen. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  überdies  ist  der  Verwaltungsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221  des  Handelsgesetzes  vor- 
geschriebenen Aufforderungen  dio  säumigen  Actienzeichner  ihrer  Gesell- 
schaftsrechte für  verlustig  und  die  ausgegebenen  Interimsscheine  für 
verfallen  zu  erklärtn.  sowie  an  Stelle  der  letzteren  neue  Interims- 
scheine unter  denselben  Nummern  auszugeben. 

Die  geleisteten  Einzahlungen  auf  das  Actiencapital,  sowie  die  aus 
der  Begebung  der  Priotiiätsobligationen  der  Gesellschaft  zufliessenden 
Beträge  sind  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  An- 
ordnung der  k.  k.  Staatsverwaltung  fruchtbringend  anzulegen  und  be- 
6timmungsgemäs9  zu  verwenden. 

§  11. 

Ausfertigung  der  Actien. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  werden  mit  fort- 
laufenden Kummern  versehen,  nach  den  diesem  Statut  beiliegenden 
Formularien  Nr.  3  und  4  ausgefertigt  und  mit  dem  Trockenstempel  der 
Gesellschaft,  sowie  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  versehen. 

Jeder  Prioritäts-  sowie  Stammactie  werden  eine  Anzahl  Coupons 
und  ein  Talon  nach  den  Formularien  Nr.  5,  6  und  7,  respective  S 
und  9  beigegeben. 

§  12. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  uetheilhar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actio  nur  ein  Eigenthümer  anerkannt. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actien  der  Gesellschaft  ist  die  Unter- 
werfung unter  die  Gesellschaftsstatuten  verbunden. 

§  13. 

Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales. 

Im  Falle  der  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
(§  2,  Abs.  3)  ist  die  Actiengesellschaft  berechtigt,  über  Beschluss  der 
Generalversammlung  mit  staatlicher  Genehmigung  das  Gesellschaftscapital 
zu  erhöhen. 
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Im  Falle  des  Anschlusses  der  im  §  1  näher  bezeichneten  Eisen- 
bahn an  das  italienische  Bahnnetz  können  über  Beschlugs  des  Ver- 
waltungsrathes  und  mit  Zustimmung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
Prioritätsobligationen  oder  Prioritätaactien  im  Gesammtbetrage  von 
300.000  fl   Ö.  W.  noch  ausgegeben  werden. 

Jede  Erhöhung  des  Actiencapitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

§  H- 

Amortisation  des  Anlagecapitales. 

Von  dem  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  (§  57)  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  and  Prioritäts- 
obligationen zu  verwenden,  welcher  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
nach  dem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungap'ane,  demzufolge  die 
vorgedachten  Effecten  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  sind, 
bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritäteobligationen  hat  hiebei  jener  der  Prioritäts- 
actien vorauszugehen. 

Es  steht  der  Gesellschaft  frei,  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung 
auch  grössere  Beträge  als  die  im  Tilgnngsplau  vorgesehenen  jährlich 
zu  amortisiren. 

Die  zu  tilgenden  Titres  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
alljährlich  zu  dem  im  Tilgung^plane  festzusetzenden  Zeitpunkte  durch 
den  Verwaltungsrath  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  verloBten  Titres  werden  in  der  im  §  8  be- 
zeichneten Weise  kundgemacht. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Actien  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth 
dieser  Actien  nebst  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden. 

Die  verlosten  Titres  sind  vom  Ver  waltun  garathe  im  Beisein  des 
landesfürstlichen  Commissärs  zu  vernichten. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  15. 

Organisation  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ibre  Angelegenheiten 
u)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre  (§§  16  bU  32); 
b)  durch  den  Verwaltungsrath  (§§  33  bis  49); 
r)  durch  den  Revisionsausschuss  (§§  50  bis  54). 
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a)  Generalversammlung. 

§  16. 

General  Versammlung  der  Actionäre. 

Die  nach  den  Vorschriften  dieser  Statuten  einberufene  und  be- 
scblussfäbige  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtbeit  der  Actionäre. 
Ibre  statutenmä8sig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  17 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  55)  alljährlich  einmal,  epätestecs  im  Monate  Juni, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

§  18- 

Ausserordentliche  Generalversammlung. 

Aussei  ordentliche  Generalversammlungen  flodeu  nach  dem  Er- 
mes  en  des  Verwaltungaratbee  statt,  so  oft  es  letzterer  im  Interesse  der 
Gesellschaft  für  nothwendig  erachtet. 

Der  Verwaltungsrath  ist  verpflichtet,  eine  ausserordentliche 
General vei Sammlung  einzuberufen,  wenn  dieselbe  in  einer  General- 
versammlung beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre, 
deren  Actienbesitz  mindestens  den  fünften  Tbeil  des  gesammten  noch 
nicht  getilgten  Actiencapitales  beträgt,  dieäe  Einberufung  unter  Angabe 
des  Gegenstandes,  welcher  der  Beschlussfassung  der  ausserordentlichen 
Generalversammlung  unterzogen  werden  soll,  schriftlich  verlangen  und 
die  su  ihrer  Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesell  Schafts- 
cassa  oder  bei  einem  k.  k.  Notar  hinterlegen,  beziehungsweise  nach 
§  21,  Abs  2,  ausweisen.  In  einem  solchen  Falle  hat  die  Einberufung 
der  ausserordentlichen  Generalversammlung  auf  einen  innerhalb 
30  Tagen,  vom  Zeitpunkte  des  gehörig  gestellten  Begehrens  an  ge- 
rechnet, gelegenen  Termin  zu  erfolgen. 

§  19. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen 
Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  (§  8), 
welche  mindesten  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
anberaumten  Tage  zu  erscheinen  hat  und  in  welcher  die  zur  Verhand- 
lung bestimmten  Gegenstände  bekannt  gegeben  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  als  Gegenstände  der  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  welche  tieb  als  Besitzer  von 
wenigstens  dem  zehnten  Tbeil  des  noch  nicht   getilgten  Actiencapitales 


Digitized  by  Google 


9H2 


K.  k.  priv.  Friauler  Eisenbahntfesellscliatt. 


ausgewiesen  uud  die  entsprechende  Anzahl  Actien  hinterlegt  (§  21) 
habeD,  wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalverammlung 
beim  Verwaltungsrathe  ai  gemeldet  worden  sind. 

§  20. 

Eiubaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  können  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschlüsse  gefasst  werden,  deren  Verhandlung  in  der  betreffenden  Ein 
berufungskundmachung  (§  Ii))  namhaft  gemacht  wurde.    Nur  über  den 
Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
kann  auch  ohne  vorhergegangene  Ankündigung  beschlossen  werden. 

§  21. 

Berechtigung   zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Actien- 
besitzer  berechtigt,  welcher  mindestens ,  fünf  Actien  spätestens  acht 
Tage  vor  Zusammentritt  der  statutenmässig  einberufenen  General* 
Versammlung  bei  der  Gesellschaft  scassa  oder  einer  anderen,  in  der 
Einberufungskundmachung  bezeichneten  Stelle  hinterlegt  hat. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Landes  Görz  und  Grad'sca  und 
der  Gemeinden  befindlichen  Actien  genügt  an  Stelle  der  Deponit  ung  die 
Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung  des  Landesausbchutses,  be- 
ziehungsweise der  Gemeindevertretungen. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  ei  halten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien,  die 
durch  dieselbe  begründete  Stimmenzahl  ausweist  uud  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  Vertreter  (§  23)  gilt. 

§  22. 
Stimmrecht. 

Je  fünf  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme  in  der  Ge- 
neralversammlung. 

Die  Prioiitäts-  und  Stammactien  haben  gleiches  Stimmrecht,  so 
dass  es  hinsichtlich  des  letzteren  gleicbgiltig  ist,  ob  der  Besitz  eines 
Actionärs  bloss  aus  Priorität*-  oder  bloss  aus  Stammactien,  oder  aus 
Actien  von  beiden  Kategorien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  23. 

Ansübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
auf  geübt  «erden,  welcher  selbst  zur  Theilnahme  an  der  General- 
versammlung  berechtigt   ist.     Ohne   Bücksiebt   anf    vorstehende  Be- 
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Stimmung  üben  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  das  Stimmrecht 
durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen 
durch  ihre  Bevollmächtigten  aus. 

§  24. 

Vorläufige   Kenntnissnahme   der  Verhandlungsgegenstände. 

Der  Geschäftsbericht  und  Jahresrechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  werden  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung in  der  gesellschaftlichen  Kaozlei  aufgelegt  und  jedem  als 
stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actiouär  auf  Verlangen  zur  Einsicht- 
nahme unterbreitet. 

§  25. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  snlbe  ordnungs- 
massig (§  19)  einberufen  wurde,  und  mindestens  acht  stimmberechtigte 
Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen 
(§  23)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  getilgten  Actien- 
capitales  vertreten. 

Ueber  die  im  §  29  unter  lit.  g  bis  l  angeführten  Gegenstände 
können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversammlung  ge- 
fasst  werden,  in  welcher  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  acht  stimm- 
berechtigten Actionären  mindestens  ein  Viertel  des  noch  nicht  getilgten 
Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  26. 

Vorgang  bei  BescbluRsunfähigkeit. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  im  Sinne 
des  §  25  nicht  beschlussfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine  neue 
Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen 
Termin  einzuberufen,  in  welcher  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
der  beschlussunfähig  gebliebenen  Generalversammlung  angeführten 
Gegenstände,  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen 
Actionäre  und  auf  die  Höhe  der  durch  sie  vertretenen  Summe  des 
Actiencapitales,  giltige  Beschlüsse  gefaset  werden  können,  was  in  der 
Einberufungskundmachung  ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  (§  19) 
dieser  an  Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen  einberufenen  zweiten 
Generalversammlung  kann  auf  acht  Tage  und  die  FriBt  für  den  Erlag 
der  Actien  (§21)  auf  vier  Tage  abgekürzt  werden. 

§  27. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vicepräsident  des  Verwaltuugsrathes,  bei  Verhinderung  beider  ein  vom 
Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Di«  K««l)trarknn4«n  «et  «*terr.  Elirababara.  III.  63 
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Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reibeufolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schlieft  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Alt  derselben,  towie  die  Vornahme 
der  Wahlen 

§  2b. 

Fuuctionäre  der  General Versammlung. 

Den  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  ernennt  der  Vor- 
sitzende. Zu  Stiminzähleru,  welche  zugleich  aU  l'rotokollverificatoren 
zu  fuugireu  haben,  beruft  derselbe  zwei  der  auweseudeu  Actionäre, 
welche  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  bind. 

§  29. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  ist  folgendet  Wirkungskreis  vorbehalten: 
</ )  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes; 
h,  die  Wabl  der  Mitglieder  des  Verwaltuugsratbes  3(>); 
■     die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsaus'chusses  (§  50); 
>J ,  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  Ertheiluug  des  Absolu- 

toriums  an  den  Verwaltungsratb ; 
'  s  die  BeschluBBfasBung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  57); 
fi  die  Ertbeilung  besonderer  Vollmachten  an  den  VerwaltuLgsrath  in 

Fällen,  welche  seinen  gewohnlichen  Wirkungskreis  überschreiten; 
<i)  die  BescMussfassuug  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  von  neuen 

Linien,  Flügelbahnen  und  Scbleppbahnen; 
hj  die  gänzliche  oder  theilweise  Veräusseruug  der  gesellschaftlichen 

Bahnlinien; 

i)  die  Beechlussfassuug  über  Aenderung  der  Statuten,  insbesondere 
über  etwaige  Abänderungen  des  Gegenstandes  der  Gesellschafte- 
Unternehmung; 

k)  die  Vermehrung  des  Actiencapitales  (mit  Ausnahme  des  im  §  13, 

Abs.   2  vorgesehenen  Falles,    welcher  der  Beschlussfassung  des 

Verwaltungsrathes  anheim  gegeben  ist); 
l)  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 

Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Art.  215 

H.  G.  B.). 

Beschlüsse  über  die  unter  g  bis  /  angeführten  Gegenstände  be- 
dürfen zu  ihrer  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  30. 

Zustandekommen  der  Beschlüsse. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen;  bei  Stimmengleichheit  wird  jene 
Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  zu  Gunsten  welcher  der  Vorsitzende 
seine  Stimme  abgegeben  hat.  Beschlüsse  über  die  im  §  29  unter  g  bis  l 
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angeführten  Gegenstände  können  jedoch  nur  mit  einer  Mehrheit  von 
mindestens  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  giltig  gefasst  werden. 

§  81. 
Wahlvorgang. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst 
Stimmzettel. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  die  absolute 
Stimmenmehl heit  erhalten  haben.  Wird  im  ersten  Wahlgange  eine 
absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl 
zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erbnlten  haben, 
und  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in 
die  engere  Wahl  gebracht  Erhalten  zwei  Actionäre  in  der  engeren 
Wahl  die  gleiche  Stimmenzahl,  60  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten, 
welcher  zu  der  betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen 
Actienbesitz  ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das 
Los  nach  einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  32. 

General  Versammlungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  zwei  Stimmenzählern,  welche  nach  §  28  zugleich 
als  Verificatoren  fungiren,  zu  unterzeichnen  ist. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  33. 

Vorstand  der  Actien gesel lscbaf t. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241 
des  Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsrath. 

§  34. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsruthes  wird  auf  mindestens 
fünf,  höchstens  neun  festgesetzt. 

§  35. 

Staatsbürgerschaft  und  Domicil  der  Verwaltungsraths- 
mitglieder. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  österreichische 
Staatsbürger  sein  und  im  Gebiete  der  im  Reichsrathe  vertreteneu  König* 
reiche  und  Länder  ihren  Wohnsitz  haben. 

63* 
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§  36. 

Zusammensetzung  und  Functionsdauer  des  Verwaltungs- 
rathes. 

Ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  wird  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung entsendet. 

Die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der 
Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  vier  Geschäftsjahren  gewählt. 
Von  den  in  der  vierten  ordentlichen  Generalvcr  .-^mlung  gewählten 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  bat  jedoch  eio  durch  das  Los  zu 
bestimmendes,  schon  bei  der  nächstfolgenden  ordentlichen  General- 
versammlung, ein  weiteres,  gleichfalls  durch  das  Los  zu  bestimmendes 
bei  der  zweitnächsten  ordentlichen  Generalversammlung,  ebenso  zwei 
weitere,  auf  gleiche  Art  zu  bestimmende  in  der  drittnächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung  und  die  übrigen  bei  der  viertnächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung  auszutreten.  Von  den  in  der  fünften  und 
den  weiteren  Generalversammlungen  gewählten  Mitgliedern  des  Ver- 
waltungsrathes haben  jeweils  diejenigen  auszutreten,  deren  vierjährige 
Functionsdauer  abgelaufen  ist.  Die  Ausgetretenen  sind  jederzeit  wieder 
wählbar. 

§  37. 

Erste  Wahl  des  Verwaltungsrathes. 

Für  die  ersten  vier  Geschäftsjahre  werden  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (mit  Ausnahme  des  nach  §  36,  Abs.  1  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  zu  ernennenden  Mitgliedes,  welches  in  die  im  §  34 
festgesetzte  Zahl  einzurechnen  ist)  von  der  constituirenden  General- 
versammlung gewählt  (§  6). 

§  33. 

Ausscheiden    von    Verwaltungsrathsmitgliedern.  Ergänzung 
des  Verwaltungsrathes  durch  Cooptirung. 

Falls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner  Functions- 
dauer ausscheidet,  oder  an  der  Ausübung  seiner  Function  dauernd  ver- 
hindert ist  und  in  Folge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes unter  die  Statuten  massige  Minimalanzahl  (§  34)  gesunken  wäre, 
so  wählen  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  einen  Ersatz- 
mann, welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  in 
Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  für  jene  Zeit,  für  welche  der 
Ausgeschiedene  noch  zu  functioniren  gehabt  hätte. 

Ueberdies  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  sich  im  Wege  der 
Cooptirung  bis  zur  statutenmässigen  Maximalanzahl  (§  34)  zu  ergänzen. 
Die  Functionsdauer  eines  solchen  cooptirten  Mitgliedes  endet  mit  der 
nächstfolgenden  ordentlichen  Generalversammlung,  welcher  vorbehalten 
bleibt,  die  definitive  Wahl  (§  36)  vorzunehmen. 
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§  39. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltuogsrathes  bat  vor  dem 
Antritte  seiner  Functionen  für  die  Dauer  derselben  und  bis  nach  der 
ersten  auf  seinen  Austritt  folgenden  Generalversammlung  zehn  Stück 
Actien  der  Gesellschaft  sammt  allen  nieht  fälligen  Coupons  als  Caution 
iu  die  Gesellscbaftscassa  oder  bei  einem  vom  Verwaltungsrath e  zu 
bestimmenden  anderen  Orte  zu  hinterlegen.  Die  Nichterfüllung  dieser 
Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  Bekanntgabe  der  Wahl  gilt  als 
Ablehnung  derselben.  Während  der  Amtsdauer  und  nach  Ablauf  der- 
selben bis  zur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen 
können  diese  Actien  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet 
werden. 

§  40. 

Vorsitz  im  Verwaltungsrathe.   Präsident,  Vicepräsident. 

Den  Vorsitz  im  Verwaltungsrathe  führt  der  Präsident  und  in 
dessen  Verhinderung  der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes.  Beide 
Functionäre  werden  jährlich  unmittelbar  nach  jeder  ordentlichen 
Generalversammlung  vom  Verwaltungsrathe  aus  seiner  Mitte  für  die 
Zeit  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählt. 

Bei  gleichseitiger  Verhinderung  beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

Der  Präsident  und  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes  sind 
nach  Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar,  sofern  sie  nicht  aus 
dem  Verwaltungsrathe  ausgeschieden  sind. 

§  41. 

Verwaltungsrathssitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich,  so  oft  es  die  Geschäfte 
erfordern,  über  Einladung  des  Präsidenten  oder  auf  Verlangen  von 
drei  Mitgliedern. 

§  42. 

Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
mäßige schriftliche  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  per- 
sönliche Anwesenheit  der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltunga- 
rathamitglieder  erforderlich. 

§  48. 

Abstimmung.  Stellvertretung  in  der  Verwaltungsraths- 
sitzung. 

Der  Verwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. Jedem  Mitgliede  kommt  eine  Stimme  zu. 
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Der  Vorsitzende  kann  seine  Stimme  wie  jedes  andere  Mitglied 
abgeben. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluse, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  mittelst  Stimmzettels. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  er- 
zielt, so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Abwesende  Verwaltungsrathsmitglieder  können  einem  der  zur 
Sitzung  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht  übertragen. 

§  44. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes.  Executivcomite 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Ange- 
legenheiten der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Vertretung  der  letzteren 
nach  aussen  betraut,  und  ist  zu  diesem  Behufe  mit  den  ausgedehntesten 
Vollmachten  versehen,  namentlich  auch  zu  allen  jenen  Befugnissen  er- 
mächtigt, zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B.  eine  besondere  Voll- 
macht gefordert  wird. 

Dem  Ver waltun gsrathe  steht  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  sowie  auch  die  Festsetzung  der 
der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Dienstordnung  (§  46)  und 
die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der  Gesellschaft  zu.  Ueber- 
haupt  ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  berufen, 
welche  laut  dieser  Statuten  nicht  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind. 

Es  steht  dem  Verwaltungsrathe  frei,  unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Art.  231  H.  G.  B.,  aus  seiner  Mitte  einer  einzelnen  Person  oder 
einem  Executivcomite'  als  Executivorgan  die  Führung  eines  Theiles 
der  Geschäfte  för  eine  bestimmte  Zeitdauer  zu  Übertragen. 

Den  Wirkungskreis  dieser  Functionäre  bestimmt  der  Ver- 
waltungsrath. 

§  45. 

Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung,  unbe- 
schadet der  Bestimmungen  der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.  Ebenso 
bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstesvergehen, 
sowie  auch  die  Suspension  und  Entlassung  von  Beamten  und  Dienern 
der  Gesellschaft  zu. 
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§  46. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

Im  Dienste  der  Bahnuntei  nehmung  dürfen  als  Beamte,  Unter- 
beamte und  Diener,  sei  es  in  definitiver  oder  provisorischer  Eigen- 
schaft nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staatsbürger- 
schaft, in  einem  der  Ländergebiete  der  Österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen. 

Ausnahmen  bievon  bedürfen  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Von  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  wird  die  con- 
cessionsgemäss  der  Staatseisenbahn  Verwaltung  vorbehaltene  Betiiebs- 
führung  nicht  berührt. 

§  47. 
Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Pro- 
tokolle aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mit- 
gliedern des  Verwaltungsrathes  zu  unterzeichnen  sind. 

§  48. 

Unentgeltlichkeit   der   Functionen    des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  üben  ihre  Function  unent- 
geltlich aus  und  erhalten  lediglich  die  Barauslagen  der  im  Interesse 
der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Verwaltung  beschlossenen 
oder  genehmigten  Reisen  von  der  Gesellschaft  vergütet. 

§  49. 

Ausschliessung    von    der    Wahl    in    den    Verwaltu  ngsratb. 
Wirkung  der  Aussch I iessungsgrün d e. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  directem  Vertrags 
Verhältnisse  als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  etc.  zur  Gesellschaft 
steht,  wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat, 
ohne  seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Ver- 
brechens oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen 
Uebertretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden 
ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausschließe ungsgründe  in  der  Pereon 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  dessen  Functionsdauer 
bat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 
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c)  Revisionsausschuss. 

§  50. 

Zusammensetzung  des  Revisionsausschusses. 

Behufs  Prüfung  der  gesellschaftlichen  Jabresrechnungen  wählt 
die  jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  alljährlich  einen  aus  zwei 
Mitgliedern  und  einem  £rsatzmanne  bestehenden  Revisionsausschuss. 
Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes 
des  Revisionsausschusses  in  Function. 

§  51. 

Ausschi  iessungsgrund. 

Die  Mitglieder  des  Revisiousausschusses,  sowie  der  Ersatzmann 
dürfen  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

§  52. 

Aufgabe  des  Revisionsausschusses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  su  ver- 
langen, und  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

§  53. 

Erste  Wahl  des  Revisionsausschusses. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  werden  die  zwei  Mitglieder 
des  Revisionsauschusses  und  der  Ersatzmann  von  der  constituirenden 
Generalversammlung  gewählt  (§  6). 

§  54. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Revisionsausschusses. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  erhalten  keinerlei  Bezüge 
oler  Entgelt  für  ihre  Mühewaltung. 

IV.  Abschnitt. 

Geschäftsjahr,    Jahresrechnung,    Verwendung    des  Jahres- 
einkommens, Reservefond. 

§  55. 

Geschäftsjahr.    Erstes  Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endet  mit  31.  December  eines  jeden  Jahres. 

Ausnahmsweise  umfasst  das  erste  Geschäftsjahr  den  Zeitraum  vom 
Tage  der  Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1894. 
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§  56. 

Rechnungsabschluss,  Bilanaaufstellung. 

Am  Eude  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen  ab- 
geschlossen und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  und  nach  Massgabe 
der  diesfalls  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  etwa  zu  treffenden  be- 
sonderen Anordnungen  die  Bilanz  aufgestellt,  welche  sohin  von  dem 
Verwaltungsrathe  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Beschluss- 
fassung (§  29,  lit.  c()  vorzulegen  ist. 

§  57. 

Verwendung  des  Jahreseinkommens. 

Das  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 
a)  aus  dem  Reinerträgnisse  der  gesellschaftlichen  Eisenbahnlinien, 
wie  sich  solches  aus  der  von  der  k.  k.  Staatseisen  bahnverwaltung 
aufzustellenden  Betriebsrechnung  ergibt;  und 
h)  aus  den  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  übernommenen  Reinertragsgarantie  zu  leistenden  Zu- 
schüssen. 

Dieses  Jahreseinkommen  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit 
successive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  zur  Verzinsung  und  planmäßigen  Tilgung  der  ausgegebenen 
Prioritätsobligationen ; 

2.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Prioritätsactien ; 

3.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  (eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  aus  den  Erträgnissen   späterer  Jahre  findet  nicht  statt); 

4.  zur  Berichtigung  der  fälligen,  laufenden  oder  rückständigen 
Zinsen  für  die  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  übernommenen  Reinertragsgarautie  geleisteten  Zuschüsse  ;  und 

5.  zur  Rückzahlung  der  unter  4  angeführten  Zuschüsse; 

6.  zur  planmäBsigen  Tilgung  der  Stammactien; 

7.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien. 

Die  sub  2  und  6  angeführten  Verwendungsarten  beginnen  erst 
uach  erfolgter  gänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritltsobligationen  (§  14). 

Der  nach  Bestreitung  sämmtlicher  vorstehend  unter  1  bis  ein- 
schliesslich 7  aufgezählten  Posten  etwa  noch  verbleibende  Ueberschuss 
des  Jahreseinkommens  ist,  sofern  nicht  die  Generalversammlung  eine 
anderweitige  Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Superdividende  auf 
sammtlicbe  noch  nicht  amortisirte  Prioritäts-  und  Stammactien  gleich- 
massig  zu  vertheilen. 

§  58. 

Fälligkeitstermin.  Verjährung. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  nachhinein  am  1.  Juli  des 
dem  bezüglichen  Geschäftsjahre  folgenden  Jahres  etatt,  doch  kann  be- 
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reite  am  2.  Jänner  eine  Abschlagszahlung  auf  die  für  die  Prioritäts- 
actien  entfalleude  Dividende  geleistet  werden. 

Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren  vom  Fälligkeits- 
termine an  gerechnet,  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  des  Re- 
servefondes  der  Gesellschaft  (§  59). 

§  59- 
Reservefond. 

Zur  Dotirung  des  für  Erweiterungsbauten  und  sonstige  Investi- 
tionen dienenden  Reservefondes  ist  aus  dem  im  §  9  festgesetzten  Ge- 
sellschaftscapital  ein  Effectiv betrag  von  24.000  fl.  gewidmet,  welchem 
Fonde  auch  die  nach  Abschluss  der  Baurechnung  sich  ergebenden  Er- 
sparnisse an  dem  Baucapitale,  sowie  weiters  ein  etwaiger  Mehrerlös  aus 
der  Begebung  der  Prioritäteobligationen  im  Falle  der  Erzielung  eines 
höhereu  als  des  in  Aussicht  genommenen  Begebungscourses  zuzuführen 
sein  werden. 

Obige  Dotirung  hat  nach  Massgabe  der  von  der  k.  k.  Regierung 
im  geeigneten  Zeitpunkte  zu  treffenden  Entscheidung  entweder  in  Barem 
oder  durch  Zurückbehaltuog  eines  entsprechenden  Nominalbetrages  der 
Prioritätsobligationen  zu  erfolgen  (§  9). 

Diesem  Reservefonde  haben  ferner  auch  die  auf  die  zurück- 
behaltenen Obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden 
RückzahlungsbetrMge  (§  9,  letzter  Absatz),  sowie  die  verfallenen 
Dividenden  (§  58)  zuaufliessen. 

Obiger  Reservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  con- 
cessionsmässigen  Einlösungs-  und  Heimfallrechtes  durch  den  Staat  unter 
den  conceesionsmässigen  Bedingungen  an  den  Staat  überzugehen  bat, 
ist  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  Anordnung  der 
k.  k.  Staatsverwaltung  abgesondert  von  dem  sonstigen  Vermögen  der 
Gesellschaft  fruchtbringend  anzulegen  und  beetimmungsgemäss  zu  ver- 
wenden. 

V.  Abschnitt. 

Auflösung  der  Gesellschaft. 

§  60. 
Liquid  ation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  General- 
versammlung die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  dem  Verwaltungsrathe  zustehen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  bleiben  während 
der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der 
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Modification  in  Wirksamkeit,  dass  die  Generalversammlung  durch  die 
Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Verwaltungsrathes. 

§  61. 

Vermögensvertheilung. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Pri- 
oritätsobligationen, sowie  eventuelle  sonstige  Schulden  (mit  Ausnahme 
der  aus  dem  Staatsgarantie  Verhältnisse  entstammenden  Verbindlichkeiten) 
zur  Rückzahlung  zu  bringen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  amorti- 
sirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  derselben 
nicht  mehr  als  der  Nenn  wert  b  entfällt. 

Aus  dem  nach  Rückzahlung  des  vollen  Nennwerthes  sämmtlicher 
Prioritätsactien  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  die 
Forderungen  des  Staates  an  Garantievorschtissen  sammt  Zinsen  zu  be- 
richtigen. 

Der  sodann  noch  verbleibende  Ueberschuss  ist  auf  sämmtliche  noch 
nicht  amortisirte  Stammactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede 
derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Sollte  nach  Bestreitung  der  sämmtlicben  vorstehend  angeführten 
Zahlungen  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben,  so  hat  über  die 
Verwendung  desselben  die  Generalversammlung  zu  entscheiden. 

VI.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
§  62. 

Staatsaufsicht.   Besondere  Befugnisse  des  landesfürstlichen 

Coznmissärs. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  gesetzlich  zustehende  Recht  der 
Aufsicht  in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe 
der  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  Mai 
1898,  R.  G.  Bl.  Nr.  96,  und  der  gegenwärtigen  Statuten  aus. 

Insbesondere  hat  hienach  der  lajidesfürstliche  Commissfir  das  Recht 
den  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  und  des  eventuell  von  dem- 
selben bestellten  Executivcomites,  sowie  der  Generalversammlung,  so 
oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  allfällige  Beschlüsse 
und  Verfügungen,  welche  er  als  den  Gesetzen,  der  Concession  oder 
den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufend,  beziehungsweise  den  öffent- 
lichen Interessen  nachtheilig  erachtet,  zu  sistiren.  Der  landesfürstliche 
Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch  solche  Beschlüsse  und  Verfügungen 
des  Verwaltungsrathes  und  der  Generalversammlung  zu  sistiren,  welche 
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ihm  gegen  die  aus  der  übernommenen  Reinertragsgarantie  entspringen- 
den finanziellen  Interessen  des  Staates  eu  Verstössen  scheinen,  jedoch 
hat  derselbe  in  diesem  Falle  sogleich  die  Entscheidung  de«  k.  k.  Handels 
ministeiiums  einauholen,  welche  für  die  Gesellschaft  bindend  ist. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
bat  die  Gesellschaft  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
t-chatz  nicht  zu  leisten. 

9  ss. 

Subsidiäre  Geltung  des  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur 
Anwendung  zu  kommen. 

§  64. 
Forum. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  werden  vor  dem 
competenten  Gerichte  ausgetragen. 

§  65. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Unterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpöichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  10-  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  Auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  15676. 

Vorstehende  8tatuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ge- 
nehmigt. 

Wien,  am  10.  Juli  1893. 

TaafFe  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  8.  April  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  59, 

betreffend  die  Herstellung  der  Gailtlinlhahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reicbsratbes  finde  leb  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  einer  als  normal- 
spurige  Localbahn  herzustellenden  Eisenbahn  von  der  Station  Arnold- 
stein der  Staatsbahnlinie  Villach-Tarvis  nach  Hermagor  (Gailthalbahn) 
durch  Concessionsertheilung  unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes 
sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  kann  bei  Ertheilung 
der  Concession,  deren  Dauer  mit  höchstens  90  Jahren,  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu  bemessen  ist,  unbeschadet  der 
Anwendung  der  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  vom  Staate 
die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses  gewährt  werden,  welches 
der  4percentigen  Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zwecke 
der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden 
Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  höchstens  1,300.000  8.  ö.  W. 
Noten,  zuzüglich  einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der 
Tilgungsquote  für  das  mit  höchstens  150.000  fl.  ö.  W.  zu  beziffernde 
Prioritätsactiencapital  gleichkommt,  so  zwar,  dass  wenn  das  jährliche 
Reinerträgnies  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende 
von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Da«  garantirte  jährliche  Reinerträgnis»  wird  für  die  Zeit  von  der 
Eröffnung  des  Betriebes  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessions- 
daner  mit  dem  Maximalbetrage  von  61.020  fl.  ö.  W.  und  für  den  Rest 
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der  Couceasionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage  von 
13.491  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 

Für  die  zu  Lasten  des  Baucapitales  zu  bestreitende  Verzinsung  des 
vorgedachten  Prioritätsanlehens  im  Nominalbetrage  von  höchstens 
1,300.000  fl.  ö.  W.  Noten  in  der  Zeit  vom  Tage  der  Aufgabe  der 
Tbeilschuldverschreibungen  dieses  Anlehens  bis  zum  Zeitpunkte  der  Er- 
Öflnung  des  Betriebes  auf  der  concessionirten  Bahn  kann  vom  Staate 
die  Garantie  unter  der  Bedingung  zugesichert  werden,  dass  nach  dem 
Ermessen  der  Regierung  und  nach  den  von  derselben  zu  prüfenden 
Nachweieungen  das  Auslangen  mit  dem  veranschlagten  Baucapital  und 
die  Einhaltung  des  concessionsmässigen  Bautermines  (Artikel  V)  gesichert 
erbcheint. 

Artikel  III. 

Die  Zusicherung  der  im  Artikel  II  bezeichneten  Garantien  ist  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  vom  Lande  Kärnten  aus  Laudesmitteln 
und  von  den  Interessenten  zuBammeu  ein  Nominalbetrag  von  mindestens 
250. 0«0  H.  ö.  W.  in  Stammactien  der  für  die  genannte  Eisenbahn  zu 
bildenden  Actiengesellschaft  zum  volleu  Nenuwerthe  übernommen  wird. 

Für  diese  Stammactien  sind  während  der  Bauzeit  (Artikel  V) 
Intercalarzinsen  aus  dem  Anlagecapitale  uicht  zu  bezahlen. 

Artikel  IV. 

In  Ausführung  des  Artikels  II,  erster  und  zweiter  Absatz,  sind 
folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und  Prioritäts- 
obligationen  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  die  vor- 
gedachteu  Effecten  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  sind, 
bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der 
Prioritätsactien  vorauszugehen. 

2.  Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  Bowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von 
der  Unternehmung  zu  leistenden  Stenern  dürfen  in  die  Betriebsrecbnang 
als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponsstempel  - 
gebühren  ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüssö  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  entrichten. 

3.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anläse  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate  nach 
deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
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des  auf  Grund  des  Ertragspräliminars  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzahlnngen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jabresrechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concessionäre  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jabresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  *o  haben  sich  .  die  Concessionäre  den  ent- 
haltenen Mehrertrag  mit  Zurechnung  von  G  Percent  Zinsen  sofort  zu 
refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
mus8  längsten«  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden  Be- 
ti iebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

4.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Heinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  dickfällige  Ucbetschuss  sogleich  zur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundiruug 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  V. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  muss  längstens 
binnen  einem  Jahre,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet, 
ausgeführt  werden,  und  ist  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  haben  die  Concessionäre 
der  Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise 
entsprechende  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  ist  die 
Caution  als  verfallen  zu  erklären. 

Artikel  VI. 

Die  Vergebung  des  Baue6  und  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflussuahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detailprojectes  und  Kostenvoranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz  der 
Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Bediugnissen 
stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind,  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung,  zu 
vergeben. 
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Die  Bewerthung  der  gegen  Uebernabme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferungen,  Orundabtretnngen  und  sonstigen  Lei- 
stungen hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  Ansitzen 
des  Kostenvoranschlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen  Schätzung 
stattzufinden. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  hat  im 
Offertwege  zu  erfolgen. 

Artikel  VII 

Der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  soll 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  der 
Conceseionäre  geführt  werden  und  werden  der  Staatseisenbahnver- 
waltung die  aus  Anlass  dieser  Betriebsführung  effectiv  erwachsenden 
Kosten  durch  die  Concessionäre  zu  vergüten  sein. 

Hiebei  soll  der  die  Betriebsführung  auf  der  concessionirten  Bahn 
übernehmenden  Staatseisenbabnverwaltuog  die  Einrichtung  des  Betriebes 
und  die  Festsetzung  der  Tarife  unter  Berücksichtigung  der  jeweilig  be- 
stehenden Verkehrsbedürfnisse  nach  freiem  Ermessen  vorbehalten  bleiben. 

Artikel  VIII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und  Mein 
Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  8.  April  1803. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Taafle  tn.  p.  Steinbach  m.  p.  Bacquehem  m.  p. 

2.  Concessionsnrkumle  vom  11.  Juni  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  110, 

für  die  Localbahn  Aruoldstein-Hermagor  ((Jallthalbahn). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  Felix  v.  Mottony,  Fabriksbesitzer  in  Arnoldstein,  im 
Vereine  mit  Franz  Lambrecht,  Realitätenbesitzer  und  Bürgermeister 
von  Hermagor,  und  Hans  Gasser  sen.,  Fabriksbesitzer  in  Hermagor, 
die  Bitte  um  Brtheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einet 
Localbahn  von  Arnoldstein  nach  Hermagor  gestellt  haben,  so  finden 
Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens 
den  genannten  Conceasionären  diese  Conceeaion  auf  Grund  des  Eisenbabn- 
conceasionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  28.  De- 
cember  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  ferner  des  Gesetzes  vom  8.  April 
1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  59,  wie  folgt  zu  ertheilen: 
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§  1. 

Wir  verleiben  den  Concessionären  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  normalspurige  Localbabn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  der  Station  Arnoldstein  der  Staatsbahnlinie  Villach- 
Tarvis  nach  Hermagor  (Gailthalbabn). 

Die  Eisenbahn  von  Arnoldstein  nach  Hermagor  ist  am  11.  August  1894 
dem  Verkehre  übergeben  worden.  Die  Betriebsführung  erfolgt  auf  Grund  de» 
BetriebBTertragcs  vom  4.  August  1894  durch  die  gtaatseisenbahnverwaltung  für 
Rechnung  der  Bahngesellschaft. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschliessenden  Verträge,  zu  überreichen- 
den  Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner 
für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  für  die  erste 
Anlage  und  concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien 
und  Prioritätsobligationen  mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und 
für  die  Einverleibung  dea  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung 
der  Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücherlicheu  Ein- 
heiten oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schiusa  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  o,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichten- 
den Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 

W.  Becbttwkmdra  d«r  M«r.  ZU«»!«*»«».  IU.  64 


Digitized  by  Google 


1010 


Gailthalbahn  Arnoldatein-Hernaagor. 


Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Reinerträgnisses  gewährt,  welches  der  4percentigen 
Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zwecke  der  Geld- 
beschaffung aufzunehmenden,  binnen  7ö  Jahren  zu  tilgenden  Prioritäts- 
anlehens  im  Nominalbetrage  vou  1,300.000  fl.  ö.  W.  Noten,  zuzüglich 
einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote  für  das 
mit  150.000  fl.  ö.  W.  zu  beziffernde  Prioritätsactieocapital  gleich- 
kommt,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Keinerträgniss  den  garan- 
tirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der  Staats- 
verwaltung zu  ergänzen  sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseröflfnung  bis  zum  Ablauf  des  75.  Jahres  der  Concessionsdaner 
mit  dem  Maximalbetrage  von  61.020  fl.  ö.  W.  und  für  den  Rest  der 
ConcessionBdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage  von 
13.491  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 

Von  dem  nach  §  3  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist 
derjenige  Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsactien  und 
Prioritätsobligationen  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung 
nach  einem  vou  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  das 
gesammte  Anlagecapital  (§  12)  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  wird. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  hiebei  jener  der 
Priorität*-  und  Stammactien  vorauszugehen. 

§  5. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  Ertragspräliminares  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  weon  die  Concessionäre  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vor- 
zulegen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu 
hoch  bemessen  worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 
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Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des 
Staates  muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  be- 
treffenden Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  er- 
loschen ist. 

§  6- 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  YorBchuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Beinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  diesfällige  Ueberschuss  sogleich  zur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§  7. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnung als  Ausgabepost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupon- 
stempelgebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

§  »• 

Der  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn  ist  ehestens  zu  be- 
ginnen und  binnen  längstens  einem  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an 
gerechnet,  zu  vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort  dem  öffentlichen 
Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessions- 
dauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Caution  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  Verschulden  der  Con- 
cessionäre  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als 
verfallen  erklärt  werden. 

§  9. 

Den  Concessionären  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

64* 
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Das  gleiche  Recht  soll  den  Coucessionäreu  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
eikannt  werdeu  sollte. 

Die  ConccHsionare  habeu  eich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffenden  Anord- 
nungen, sowie  nach  den  diesfalls  bestehend«  n  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854, 
R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbabubetriebsordnuug  vom  16.  November 
1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu 
erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahn- 
betriebsordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vor- 
geschriebeneu Sicherheitsvorkehrungeu  und  Verkelirsvorschriften  inso- 
weit Umgang  genommen  werden,  als  dies  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
sonderen Verkehrs-  und  Betriebsverhältnisse  der  concessionirten  Local- 
bahn  und  insbesondere  auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  derselben 
nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird, 
und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  be- 
sonderen Betriebsvorschriften  Anweudung  fiuden. 

§  II. 

Die  Ausführung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  erfolgt  nach 
Massgabe  der  vom  Handelsministerium  diesfalls  zu  treffenden  An- 
ordnungen unter  der  unmittelbaren  Leituug  und  Ueberwachung  des 
Handelsministeriums  und  der  Geueralinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  beziehungsweise  der  Geueraldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen. 

Die  Vergebung  des  Baues  uud  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflussnahme  der  Staatsorgane  aufzustellen- 
den Detailprojectes  und  Kostenvoran6chlages  unter  unmittelbarer  In- 
gerenz der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahubauten  üblichen 
Bedingnissen  stattzufinden. 

Die  Bewerthung  der  gegen  Uebernahme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferungen,  Grundabtretungen  und  sonstigen  Lei- 
stungen hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  Ansätzen 
des  Kosteuvoranscblages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen  Schätzung 
stattzufinden. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestandtheile,  sowie 
alle  Ausrtistungsgegenstände  sind  ausschliesslich  aus  inländischen  Werken 
zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des 
Handelsministeriums  insofern   zugestanden   werden,   als  nachgewiesen 


Digitized  by 


Gailthalbnhn  Arnoldstein-Hermagor. 


1013  . 


werden  sollte,  dass  inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die 
bezüglichen  Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  drs 
Preise»,  der  Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  aus- 
ländischen Werken  augeboten  werden,  zn  bewerkstelligen. 

§  12. 

Den  Concessionären  wird  das  Reckt  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden  Bedingungen  zur  Durchführung  des  concessionirten  Local- 
bahnunternehmens  eine  besonder«  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen,  welche 
mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzuzahlen 
sind,  im  Nominalbetrage  vou  höchstens  1,300.000  fl.  ö.  W.  Noten  aus- 
zugeben. 

Die  Begebung  der  zu  emittirenden  Prioritätsobligationen  hat  nach 
den  von  der  Staatsverwaltung  zu  treffenden  Anordnungen  im  Offert- 
wege zu  erfolgen. 

Ferner  wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  Betrage  von  150.000  fl. 
ö.  W.  Noten  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  concessionsmässiger  Vollendung  und  Inbetriebsetzung 
der  Bahn  noch  weitere  Neubauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrich- 
tungen vermehrt  werden,  so  können  die  diesfälligen  Kosten,  so  weit  die- 
selben nicht  aus  dem  Reservefonde  oder  zu  Lasten  der  Garantierechnung 
bestritten  werden,  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur  Vermehrung 
der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  Gesellechaftsstatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen,  Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  ist  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  fämmtlicbe  Mitglieder  dee  Vorstandes 
(Verwaltungsrath,  Direction)  österreichische  Staatsbürger  sein  und  im 
Gebiete  der  im  Reichsrai  he  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ihren 
Wohnsitz  haben  müssen. 
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§  13. 

Die  Militärtrausporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreiseu  be- 
sorgt werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarif  es  auf  die  Beförderung 
von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rück* 
sichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen 
Staatsbabnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
uud  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols 
und  auf  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu 
den  Waffen  Übungen  und  Control  Versammlungen. 

Die  Concessionäre  siud  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngescllschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenstanden  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Personale  und  Fahr- 
betriebsmitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im 
Kriege,  sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nach- 
tragsübereinkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zu- 
stande auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  die  Concessionäre  bindende  Kraft  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn.  Die  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art  treten  für 
die  Concessionäre  in  Wirksamkeit,  sobald  ihnen  dieselben  amtlich  zur 
Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit 
ob,  als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters 
dieser  Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug 
auf  Anlage  und  Ausrüstung  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht 
zu  nehmen. 

§  14. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde 
bildenden  Bahn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  der  Concessionäre  ge- 
führt und  werden  der  Staataeisenbahnverwaltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  die  Concessionäre 
zu  vergüten  sein.  Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch 
einen  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  den  Concessionären  abzu- 
schliessenden  Betriebsvertrag  geregelt. 
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Es  bleibt  demnach  der  Staatsverwaltung  die  Feststellung  der 
Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  ebenso  wie  der  Waaren- 
claasification  und  aller  auf  den  Fracht entransport  bezüglichen  Neben- 
bestimmungen,  dann  der  Leistungen  des  Bahnunternebmens  für  öffent- 
liche Dienstzweige,  insbesondere  zu  Gunsten  der  Post  Verwaltung  und 
der  Staatstelegraphen  anstatt,  dann  der  CivilwachkÖrper  ausschliesslich 
vorbehalten,  wobei  einerseits  auf  die  in  Betracht  kommenden  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des 
Unternehmens  Bedacht  genommen  werden  soll. 

Es  bleibt  übrigen»  die  Regelung  der  Personen-  und  Gütertarife, 
und  der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  haben  die  Concessionäre  sich  zu 
unterwerfen. 

§  15. 

Die  ConcessionKre  Bind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  küoftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder  einzelne 
Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne  Theilstrecken  der- 
selben gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu  befördern 
oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur  insoweit 
stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der  mit- 
benutzten Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte,  Jahrgang  1886, 
Seite  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  16. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  festgesetzt 
und  Bie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  Folge  Verschuldens 
der  Concessionäre  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Termin- 
überschreitung nicht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessions- 
gesetzeß  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  conceasionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 
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1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträge isse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen,  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hie  von  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlichen  Annuität  zuzüglich  jeuer  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Actiencapitales,  und  zwar  der  Prioritätsactien  mit  4  Percent 
und  der  Stammactien  mit  2  Percent,  und  zur  Tilgung  des  geaammten 
Actiencapitales  innerhalb  der  gauzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist, 
so  wird  der  vorhin  bezeichnete  Jabresbetrag  als  das  der  BemeHStmg 
des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die 
zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren 
zu  den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  Haß  nach 
Abzug  dieser  Beträge  verbleibende  Durcbschnitteerträgniss  im  Sinne 
des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der  im  Absätze  2  vor- 
gesehenen Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das  Actien- 
capital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden  Jahres 
nachhinein  fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  die  im  Zeitpunkte  der 
Einlösung  nach  dem  genehmigten  Tiigungsplane  noch  ungetilgt  aus- 
haftenden Prioritätsobligationen  zur  Selbstzahlung  zu  übernehmen  und 
ferner  eine  Capitalszahlung  zu  leisten,  welche  dem  zu  4  Percent  per 
Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthe  der  nach  den 
Bestimmungen  im  Absätze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halb- 
jährig zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuld verschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher  Gattung  ergibt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuas 
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der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Material vorräthe  und  Cassavorräthe,  der  eventuell  ein  Eigenthum  der 
Concessionäre  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen  Neben- 
geschäfte, eowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung bereits  bestimmungsgemäß  verwendet  worden  sind. 

§  18. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genusa  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugebörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Materialvorräthe  und  Cassavorräthe,  der  eventuell  ein  Eigenthum 
der  Concessionäre  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen 
Nebengescbäfte  und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs- 
und Reservefonde  in  dem  im  §  17,  Z.  5  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  17)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigen thum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reserve- 
fondes  und  der  etwaigeu  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  be- 
sonderen Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Concessionäre  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  19- 

Nach  erfolgter  Bildung  der  Actiengesellschaft  (§  12)  hat  der  von 
der  Staatsverwaltung  bestellte  Commiesär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Vorwaltungsrathea  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungiren- 
den  Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für 
hd gemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der 
Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  und  dem  finanziellen  Interesse  des 
garantirenden  Staatsschatzes  nacbtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen 
zu  Bistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich 
die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne 
Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
haben  die  Concessionäre  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
schatz nicht  zu  leisten. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1862,  begründeten  Ver- 
bindlichkeiten in  Bezog  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen 
und  gefällsam tlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
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in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionäre  enthoben. 

§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbcfolgung  einer  der  in  der  Concessioosurkunde,  in  den  Conceesiona- 
bedingoisseu  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Coucessionedauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  den  Concessionären  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkuud  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  IoBiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
elften  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heiles  Eintausendachthundert- 
neunzig  und  drei,  Unserer  Reiche  im  Fünfundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taafle  m.  p.  Bacquehem  m.  p.  Steinbach  m.  p. 

3.  Technische  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbalin  von  Arnoldstein  nach  Hermagor  (Gailthalbahn) 
(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  82  ex  1893). 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Arnoldstein  nach  Hermagor  ist  mit  einer  Spur- 
weite von  1-435  Meter  als  Localbahn  vorläufig  für  eine  Maximalfabrgeschwindig- 
keit  von  26  Kilometer  per  8tunde  anzulegen  und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtungen  hat  naoh  Mass- 
gabe der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  über- 
haupt ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  su 
befolgen. 

Desgleichen  haben  die  Concessionäre  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  Öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich su  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  naoh  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorschriften  zu  benehmen. 

Die  Ernennung  des  von  den  Concessionären  zu  bestellenden  Bauaufsichta- 
organes  unterliegt  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 
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2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  30  6  Kilometer  lange  Bahn  Arnoldstein-Hermagor 
(Gailthalbahn)  mündet  aus  dem  westlichen  Ende,  der  Station  Aruoldstein  der 
k.  k.  Staatebahnlinie  St.  Valentin-Tarvis  aus,  wendet  sich  nach  Norden  und  über- 
setzt unterhalb  der  Einmündung  des  Gailitsbachcs  in  den  Gailfluss  den  letzteren. 

In  ihrem  weiteren  Ztige  führt  die  Trace  in  vorwiegend  westlicher  Richtung 
am  linksseitigen  Gehänge  des  Gailthales  aufwärts,  berührt  die  Ortegebiete  von 
Sack,  St.  Paul,  St.  Stefan  und  Kostendorf  und  gelangt  naoh  Görtechaob. 

Hier  verläast  die  Bahn  das  Gailtbal  und  gelaugt  im  Thale  des  Fellbacbes 
aufwärts  führend  nach  Hennagor,  woselbst  im  Westen  des  gleichnamigen  Marktes 
die  vorläufige  Endstation  Ilermagor  angelegt  wird. 

lieber  Aufforderung  der  Staatsverwaltung  ist  überdies  eine  Verbindung 
dieser  Localbahn  mit  der  currenten  Strecke  Tarvis- Arnoldstein  obgenanuter 
Staat ->bahulinie  im  Westen  der  Station  Arnoldstein  herzustellen. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch,  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtuug  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  weg«n  Benützung  der  Ansohl usBStation 
Arnoldstein,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs- 
verkehre  eine  Vereinbarung  mit  der  k.  k.  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen  anzustreben  und  da«  bezügliche  Uebereinkommen  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebei  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personenverkehrs  beim 
Uebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  Sorge  zu  tragen.  Bezüglich  der 
Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Bahnhof- 
dienstes  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Verwaltung  der  Anschlussbahu 
nicht  erzielt   werden  sollte. 

Ebenso  unterwerfen  sich  die  Concessionäre  der  Entscheidung  des  k.  k. 
Handelsministeriums,  wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Kachbarbahnen 
ein  Einverständnis«  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  er- 
zielt werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  concessionirten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und 
Industrieunternehmungeu  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn 
angelegt  werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen 
Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Falls  Uber  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriehahnen  ein  Einverständnis«  zwischen  der  Eisenbabuuuternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

5.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmasse  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtungsverhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergangsourven 
herzustellen,  wobei  die  Einschaltun?  von  Uebergangsourven  mit  beibehaltenem 
Centrum  empfohlen  wird.  Bei  Contrabögen  muss  die  zwischen  den  Enden  der 
Uebergangscurve  in  der  definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade,  für 
die  Constante  6000  und  30O0,  mindestens  eine  Länge  von  14,  beziehungsweise 
10  Meter  erhalten. 
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Ueber  die  fflr  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Uebtr- 
gangseurven  entscheidet  die  k.  k.  Gcneralinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 

Hinsichtlich  der  rechnungsmäßigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  „Verordnungsblatte  dos  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  '  Nr.  102  o.t  1800  enthaltenen  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältni*-»«.-  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstiinde  in  der  Weis«  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Maximalneigune  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärfe 
ermäßigt  wird,  wahrend  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  eihöbt 
werden  kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüchen  stets  Gcfällsahrundungen  mit  ent- 
sprechend trroHsem  Halbmesser  durchzuführen. 

Kür  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die.  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  grösste,  aus  der 
Beobachtung  dt  r  vorbezeichneteu  Vorschriften  sich  ergebende,  durchschnittliche 
Neigung  12  pro  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengclei*en  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  6  pro  mille  nicht 
übersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter 
180  Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  v*  n  Mitte  zu 
Mitte  mindestens  4*6  Meter  betragen;  bei  Anlage  von  Perrons  zwischen  den 
Geleisen  ist  diese  Gcleiseentfernung  um  mindestens  Oü  Meter  zu  vcrgiössern.  Der 
Abstand  von  der  Mitte  eines  Magazinsgeleises  zu  jener  des  nächstliegenden,  durch- 
laufenden Fahrgeleises  ist  jedoch  mit  wenigstens  47.*»  Meter  zu  bemessen. 

Der  Unterbau  hnt  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite  von  4'0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  hei  letzteren  solche  Steinbankette 
zur  Ausführung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in 
welchem  Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  im  Punkte  6  vor- 
geschriebene obere  Breite  des  Bahuplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aufdämmungen  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberböhung 
urd  Erweiterung  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise  Breite 
auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahnstrecken  in  Krümmungen  von  300 
oder  weniger  als  300  Meter  Radius  eine  entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone. 

In  Erdeinsohnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0  25  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  de«  Seitengrabens  mindesten» 
0*3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0  4  Meter  betragen. 

In  Felseinsohnitten  von  mehr  als  5  Meter  Tiefe  ist.  die  normale  Sohlenbreire 
des  Seitengrabens  der  jeweiligen  Einschnittstiefe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  da>s  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  all<-n  Fällen  mindesten« 
0  5  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besännen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  seitlich  der  Inundirung  der  Flüsse 
ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbankrone  mindestens  0*6  Meter  über  den  localen 
höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagern  herausteilen. 

Bei  den  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  offenen  Unterbauobjecten  bis  ein- 
schliesslich V5  Meter  Einzellichtweite  (in  der  Bahnrichtung  gemessen)  dürfen 
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Trageonstructionen  von  Holz  augewendet  werden;  bei  allen  offenen  Unterbanobjecten 
mit  grösseren  Liehtwoiteu  sind  Eisenoonstruotinnen  zu  verwenden.  Bei  mehrfeldrigen 
Brücken  sind  die  Zwischenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durchfahrte  i  (für  Fahrwege)  darf  die  lichte  Höhe  nioht  unter  3'2  Meter, 
b«-i  Aerarial-,  Landen-  uud  Bezirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plätze  nicht  unter  8*5  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
ewecke  in  Frage   kommen,  auch  nie  mit  mehr  als  4'5  Meter  projectirt  werden. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
überbrückungen  und  Zufahrtsstrassenbrttoken  ist  die  hinsiohtlioh  solcher  Objects- 
herstellungeu  erlassene  Verordnung  den  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  Sep- 
tember 1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  beziehungsweise  bei  Verwendung  von  Flusseisen 
auch  die  Verordnung  des  k.  k.  Handelrtmiuisteriums  vom  29.  Jäuuer  1892,  R.  G.  Bl. 
Nr.  28,  femer  sind  in  jedem  Falle  die  grundsätzlichen  Bestimmungen  für  die 
Lieferung  und  Aufstellung  eiserner  Brücken  in  der  vom  k.  k.  Handelsministerium 
im  Jahre  1892  genehmigten  Fassung  zu  beobachten. 

Falls  os  das  Gewicht  und  die  Conatructionsart  der  zu  verwendenden  Fahr- 
betriebsmittel zulässt,  wird  gestattet,  deu  Berechnungen  für  die  Eisencoustruotionen 
der  Bahn  die  im  g  3,  lit.  h,  Absatz  1  der  Verordnung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  angeführte  20percentige 
Krmäsüigung  der  iu  lit.  a  und  b  desselben  Paragraphes  normirten  Belastungen 
zu  Grunde  zu  liegen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Tragconstruction  offener  Unterbau- 
objeete  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter 
über  den  localen  höchsten  Wasserstand  zu  legen. 

Ueberfahrten  können  aus  Holz  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

Bei  der  Ausführung  der  Bahn  ist  das  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  1.  August  1892,  Z.  32904,  für  die  österreichischen  Eisenbahnen 
vorgeschriebene  Normalprofil  des  lichten  Raumes,  sowie  das  im  §  2  der  Ver- 
ordnung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  109,  bezeichnete  Lichtraumprofil  einzuhalten. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  Systeme  des  schwebenden  Stosses  nach  den  für  die 
Eisenbahn  Lemberg-Belzec  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  April 
1887,  Z.  10276,  genehmigten  Normalien  auszuführen.  Hiebet  darf  die  Entfernung 
der  Schwellen  von  Mitte  au  Mitte  nioht  über  77*5  Centimeter,  die  Inanspruch- 
nahme der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  botragen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  zu  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht 
per  laufendes  Meter  mindestens  2G  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitzen: 

Länge  2-3  Meter,  obere  Breite  15  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter 
und  Höhe  14  Centimeter. 

Iu  Bögen  von  weniger  als  250  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von 
Schwellen  ans  weichem  Holze  nur  dann  statthaft,  wenn  sämmtliohe  Schienen- 
befestigungsstellen mit  Unterlagsplatten  versehen  werden. 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Meter  Radius  ist  die  Befestigung  der 
Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und  Hakennägel 
mindestens  entsprechend  den  vorstehend  angeführten  Oberbaunormen  zu  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  iu  der  Höhe  der  Sohienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  8  0  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei 
letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Ent- 
fernung der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleiseachse  mindestens  19  Meter 
betragen  rnus.-t. 

Die  Tiefe  des  Sohotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  25  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Schotterkörpers  unter  dem  Fusse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 
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7.  Hochbauten. 

Die  Aufnabmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Babnpersonales 
bestimmten  Hochbauten  der  Stationen  sind  iu  defiuitiver  Weise,  im  Uebrigen  aber 
den  localen  Verhältnissen  angemessen  zu  erbauen. 

Kleinere  Warteräume  in  Stationen  können  mir  besonderer  Genehmigung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auch  aus  Riepelmauerwerk  hergestellt  werden. 

Die  Hochbauten  für  den  Zugförderungs-  und  Werkstätteudienst  sind  ent» 
weder  in  definitiver  Weise,  oder  aus  Riegelmauerwerk  auszuführen  und  mit  den 
nöthigen  Putzgruben  auszustatten. 

Warteräume  in  Haltestellen,  ferner  die  liochbauanlagen  für  deu  Giiterdienst 
können  aus  Riegelmauerwerk  oder  auch  ganz  aus  Holz  hergestellt  werden. 

Alle  in  Riegelmauerwerk  oder  Holz  ausgeführten  BahngebKude  haben  stets 
eine  durchgehende  Untermauerung  zu  erhalten. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  in  einem  den  Verkehrsbedürfnisseu  angepassten 
Ausmasse  und  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landesbauordnung,  beziehungs- 
weise mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Wärterhäuser  in  der  freien  Bahn  hat 
circa  5  Kilometer  zu  betragen. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen  oder 
aus  auf  einer  Untermaueruug  ruhenden  Blockwänden  zu  errichten. 

Bei  der  Anlage  von  Wärterhäusern  iwt  hinsichtlich  der  separirten  Anbringung 
von  Glockenapparaten  in  Signalhütten  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
vom  27.  Jänner  1893,  Z.  14057  ex  1892  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums für  Kisenbabnen  und  Schiffahrt  Nr.  23  ex  18'.'3)  Rechnung  zu  tragen. 

Stations-  und  Bahneinfriedungen,  Wegsohranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  müssen  mit  Schranken  nicht 
versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welche  entweder  stärker  frequentirt 
sind,  oder  bei  welchen  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist,  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf  eine  Entfernung 
von  circa  200  Meter  von  derselben  Warnungssäulen  für  den  Loeomotivfdhrer 
erhalten. 

8.  Stationen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Stationen  hat  höchstens  7  5  Kilometer 
zu  betragen. 

Die  Gesanimtläuge  der  Nebengeleise  in  den  Stationen  und  Haltestellen  soll 
mit  Ausschluss  der  Geleise  der  Abzweigstation,  welche  auf  Kosten  der  Concession&re 
von  der  k.  k.  Generaldireotion  der  österreichischen  Staatsbahnen  hergestellt 
werden,  mindestens  11-7  Percent  der  Babulänge  betragen. 

Die  Anlagen  der  Verladerampen  und  deren  Zufahrtsstraßen  ist  nach  Mass- 
gabe der  diesfalls  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  ergehenden  Weisungen 
auszuführen. 

Die  Stationen  sind  mit  Central- Weichenstellanlagen  zu  versehen. 

In  jenen  Stationen,  welche  laut  Punkt  9,  Absatz  4,  Distanzsignale  erhalten, 
sind  diese  letzteren  mit  den  Central-Weicbenstellanlagen  in  mechanische  Ab- 
hängigkeit zu  bringen. 

Diese  Einrichtungen  sind  im  Sinne  des  Erlasses  der  k.  k.  Genernlinspeotion 
der  österreichischen  Eisenbahnen  vom  10.  Jänner  1892,  Z.  13493  ex  1891  (Ver- 
ordnungsblatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt 
Nr.  8  ex  1892),  auszugestalten. 

In  den  zur  Wasserentnahme  bestimmten  Stationeu  sind  solche  Vorkehrungen, 
bei  welchen  zur  Wasserentnahme  der  Locomotivdampf  in  Anspruch  genommen 
wird,  nur  über  besondere  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  gestattet. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warte- 
raum herzustellen. 
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Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen. 
Bei  Aufnahmsgehäuden  ist  dieser  Name  sowohl  an  der  Hauptfront,  eventuell  bei 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten  derselben 
anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  fflr  die  Stationen  hat  hinsichtlioh  der  Oberbau- 
und  Hochbananlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasses,  als  auch  ihrer 
räumlichen  Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  Bahnverwaltung 
su  erfolgen.  Insofern«  hierüber  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  sollte,  unter- 
werfen sich  die  Concession&re  der  diesbezüglichen  Entscheidung  des  k.  k  Handels- 
ministeriums. 

9.  Betriebseinriehtungen. 

Die  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphensprechleitung,  in  welche  s&mmtliche 
Stationen  und  permanent  besetzte  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  su  versehen. 

Die  Ausrüstung  der  Bahn  mit  elektrischen  Glockenschlagwerken  kann  unter- 
bleiben, insoweit  nicht  besondere  Fälle  dies  nothwendig  machen  würden. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  und  akustischen  Signalmittel  beizustellen. 

Bei  allen  Kreuznngsstationen,  sowie  bei  der  Anschlussstation  an  die  be- 
stehende, dem  öffentlichen  Verkehre  dienende  Bahn  sind  Distanssignale  auszu- 
führen, deren  Stellung,  wie  unter  Punkt  8  erwähnt,  in  entsprechende  mechanische 
Abhängigkeit  von  jener  der  Weichen  zu  bringen  ist. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  durch  die  be- 
triobfuhrende  Bahnverwaltung  auf  Grund  der  im  Betriebsvertrage  festzustellenden 
Bedingungen  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  der  Conoessionäre  der  Looalbahn. 

Die  Piano  für  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnungen  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(Centraiblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  16  es  1887),  und  vom 
1.  August  1892,  Z.  82904  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisen- 
bahnen und  Schiffahrt  Nr.  87  ex  1892),  Rechnung  zu  tragen. 

Die  Vorlage  dieser  Pläne  hat  vor  Verfassung  der  Projectspläne  für  die 
Unterbauobjeote  der  Bahn  zu  erfolgen.  Nach  Genehmigung  der  Pläne  für  die 
Fahrbetriebsmittel  wird  entschieden  werden,  inwieweit  von  der  im  §  3,  lit.  h  der 
Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  15.  September  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  109,  sowie  im  Punkte  6  der  gegenwärtigen  Bedingnisse  erwähnten  Ermässigung 
der  Verordnungslasfcen  Gebrauch  gemacht  werden  darf. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  ferner  die  Sohienen  und  sonstige  Bahnbestandttieile, 
sowio  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegetistände  sind  ausschliess- 
lich im  Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lag«  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

12.  Behandlung  von  archäologischen  und  kunsthistorischen  Fund- 
gegenständen. 

Archäologische  und  kunsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Die  Conoessionäre  haben  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18032  (Verordnungsblatt  des 
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k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Sohiffahrt  Nr.  60  ex  1889)  zu 
entsprechen  and  den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centraloommission  ge- 
wissenhaft Folge  au  leisten. 

13.  Schlussbestimmung. 

Die  ConoessionKre  verpflichten  sieb,  falls  di>>  Bahn  in  der  Folge  entweder 
bozilglioh  einzelner  Theilstrecken  oder  in  ihrer  ganzen  Länge  durch  eine  Fort- 
setzung derselben  oder  durch  Anschluss  fremder  Bahnen  in  den  Tracenzug  einer 
Durchzugxlinie  einbezogen  werden  sollte,  alle  jene  Aendcrungen  und  Ergänzungen 
an  der  Hahn,  sowohl  in  der  freien  Strecke  als  auch  in  den  Stationen,  ferner, 
wenn  erforderlich,  bei  den  Betricbseinricbtungeu  und  dem  Fahrparke  auszuführen, 
welche  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  aus  diesem  Anlasse  etwa  ange- 
ordnet werden  sollten. 

Die  diesbezüglichen  Kosten  sind  jedoch  im  ersten  Anlagocapitale  nicht 
euthalteu  und  werden  Uber  die  Bedeckung  seinerzeit  besondere  Abmachungen 
mit  der  Staatsverwaltung  zu  treffen  sein. 

Wien,  am  28.  Juui  1893. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Bacquehem  m.  p. 

4.  Statuten 

der  Galltlialbaun  Arnoldstein-Heraiagor. 
I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  l. 

Auf  Grund  des  §  12  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
11.  Juni  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  110,  durch  welche  den  Herreu  Felix 
v.  Mottonj  in  Arnoldstein,  dann  Franz  Lamprecht  und  Hans  Gasser  sen. 
in  Hermagor  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  normalspurigen 
Localbahn  von  der  Station  Arnoldstein  der  Staatsbahnlinie  Villach- 
Tarvis  nach  Hermagor  (Gailthalbahn)  ertheilt  wurde,  wird  eine  Actien- 
gesellschaft  gebildet,  welche  unbeschadet  der  den  Conce^sionären  nach 
Punkt  V  des  Concessionsprotokolles  vom  5.  Mai  1893  auch  ferner 
obliegenden  persönlichen  Haftung  für  die  termingemäsae  Volleiuzahlung 
auf  die  von  den  Interessenten,  beziehungsweise  vom  Lande  Kärnten 
zum  Paricourse  zu  übernehmenden  Stammactien  im  Betrage  von 
250.000  fl.,  in  sämmtliche,  den  genannten  Concessionären  der  be- 
zeichneten Localbahn  zukommenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  eintritt. 

§  2; 

Der  ausschliessliche  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Bau  und 
Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Localbahn  von  Aruoldstein  nach 
Hermagor  und  ist  die  Gesellschaft  daher  nicht  berechtigt,  andere 
Unternehmungen,  welche  kein  concessionsmassigea  Zugehör  der  ge- 
dachten Eiseilbahnunternehmung  bilden,  zu  betreiben  oder  sich  an 
solchen  Unternehmungen  zu  betheiligen. 
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§  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „Gailthalbahn  Arnoldstein- 
Hermagor"  und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  in  das  Handelsregister 
des  k.  k.  Handelsgerichtes  Wien  eingetragen. 

Die  Firma  wird  vorgedruckt  oder  von  wem  immer  geschrieben 
und  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder  von 
einem  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  einem  mit  der  Procura  be- 
trauten Beamten,  von  letzterem  mit  einem  die  Procura  andeutenden 
Zusätze  unterzeichnet. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Kundmachungen  derselben  werden  seitens  des  Präsidenten  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreters  rechtswirksam  durch  die 
einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung"  veranlasst. 
Ausserdem  können  diese  Kundmachungen  noch  in  jenen  Blattern  ver- 
öffentlicht werden,  welche  der  Verwaltungsrath  hiezu  bestimmt. 

§5. 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  gesammte  im  §  8  festgesetzte  Actiencapital,  bestehend  aus 
Priori  tatsactien  im  Betrage  von  150.000  fl.  und  aus  Stammactien  im 
Betrage  von  250.000  fl.  gezeichnet,  die  constituirende  Generalversammlung 
(§  6)  ordnungsmässig  abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
protokollirt  ist.  Zur  Abhaltung  der  constituirenden  Generalversammlung 
ist  ferner  erforderlich,  dass  auf  die  Prioritatsactien  30  Percent  des 
Nominalbetrages,  auf  die  Stammactien  aber  40  Percent  des  Nominal- 
betrages bar  eingezahlt  wurden. 

Der  baren  Einzahlung  auf  das  Actiencapital  sind  in  allen  Fällen 
die  beim  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahnlinie  bewirkten  Arbeiten, 
Leistungen  und  Lieferungen,  sowie  die  aeitens  der  Interessenten  allen- 
falls bewerkstelligten  Naturalleistungen,  Materiallieferungen  und  Grund- 
abtretungen gleichzuhalten. 

Die  Bewerthung  dieser  nicht  in  barem  Gelde  bestehenden 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  überprüften  Ausweisen,  eventuell  im  Wege 
gerichtlicher  Schätzung  zu  erfolgen. 

§  6. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  in  §  1 
genannten  Concessionäre  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Ab- 
haltung mittelst  einmaliger  Kundmachung  in  der  „Wiener  Zeitung" 
einberufen. 

Zur  Theilnahme  an  derselben  ist  jeder  Actienzeichner  oder  von 
Actienzeichnern  Bevollmächtigte  berechtigt,  welcher  durch  die  auf  seinen 
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oder  des  Machtgebers  Namen  lautenden  Interimsscheine  nachweist,  dass 
er  die  im  §  5  festgesetzte  Einzahlung  geleistet  hat. 

Je  sehn  gezeichnete  Prioritäts-  oder  Stammactien,  auf  welche  die 
im  §  5  festgesetzte  erste  Einzahlung  geleistet  wurde,  geben  das  Recht 
auf  eine  Stimme  in  der  Versammlung. 

Die  conetituirende  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn 
mindestens  sehn  Besitzer  von  Interimsscheinen  anwesend  sind,  welche 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  gesammten  eingezahlten  Actiencapitales 
vertreten.  Hinsichtlich  der  Beschlussfassung  gelten  die  Bestimmungen 
des  §  24. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Stimmenzähler,  welch 
letztere  zugleich  als  Protokollsveriflcatoren  zu  fungiren  haben,  werden 
von  der  Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Ueber  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  von 
dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  von  einem  der  Ver- 
handlung beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Der  constituirenden  Generalversammlung  stehen  sämmtliche  Be- 
fugnisse zu,  welche  laut  §  22  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
vorbehalten  sind;  insbesondere  hat  dieselbe  für  die  ersten  drei  Ge- 
schäftsjahre den  Verwaltungsrath,  sowie  einen  Revisionsausschuss  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  der  §§  25,  29,  30  und  37  zu  wählen. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Concessionßdauer  für 
die  im  §  1  genannte  Localbabn,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Con- 
ceasion  oder  endlich  über  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Besch luss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung 
erfolgen  sollte. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapltal. 
§  «. 

Das  Gesellschaftscapital  ist  mit  dem  Betrage  von  400.000  fl.  ö.  W. 
zerlegt  in  4000  Stück  auf  den  Inhaber  lautende  Actien  zu  100  fl.  ö.  W. 
festgesetzt  und  besteht  aus  1500  Stück  Prioritfttsactien  im  Gesammt- 
betrage  von  150.000  fl.  und  aus  2500  Stück  Stammactien  im  Gesammt- 
hetrage  von  250.000  fl.  ö.  W. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligatiouen, 
welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurück- 
zuzahlen sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  1,300.000  fl.  ö.  W. 
auszugeben. 
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Voq  den  zur  Begebung  bestimmten  Prioritätsobligationen  ist  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ein  den  eventuellen  Ersparnissen 
am  Anlagecapital  entsprechender  Theilbetrag  zurückzubehalten,  welcher 
erat  im  Falle  des  Bedarfes  nach  erhaltener  staatlicher  Genehmigung 
zur  Emission  zu  bringen  ist. 

In  diesem  Falle  sind  die  an  der  Verzinsung  dieser  Prioritätsobli- 
gationen  ersielten  Ersparnisse  der  Garantierechnung,  die  auf  die  zurück- 
behaltenen Obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden 
Rtickzahluugsbeträge  dem  Reservefonde  gutzubringen. 

§  9- 

Nach  Leistung  der  ersten  im  §  5  festgesetzten  Einzahlung  auf  die 
Priorität«-  und  Stammactien  sind  den.  Actienzeichnern  nach  Zulass  der 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  auf  Kamen  lautende,  nach  Formulare 
1  und  2  auszufertigende  Interimsscheine  auszufolgen. 

Die  weiteren  Einzahlungen,  deren  Leistung  auf  den  Ioterims- 
scheinen  zu  bestätigen  ist,  haben  in  den  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
nach  Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes  festzusetzenden  Raten  und 
Terminen  zu  erfolgen. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  sind  Hodann  die 
Interimsscheine  gegen  die  entsprechenden  Actien  (§  10)  umzutauschen. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Kate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 

6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  überdies  ist  der  Verwaltungsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221  des  Handelsgesetzes  vor- 
geschriebenen Aufforderungen  die  säumigen  Actienzeichner  ihrer  Gesell- 
scbaftsrechte  für  verlustig  und  die  ausgegebenen  Interimsscheine  für  ver- 
fallen zu  erklären,  sowie  an  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsscheine 
unter  denselben  Nummern  auszugeben. 

Die  geleisteten  Einzahlungen  auf  das  Actiencapttal,  sowie  die  aus 
der  Begebung  der  Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  zufliessenden 
Beträge  sind  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  der 
Anordnung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  fruchtbringend  anzulegen  nnd 
bestimmungsgemäss  zu  verwenden. 

Bezüglich  der  vom  Lande  Kärnten  übernommenen  Stammactien 
erfolgen  die  weiteren  Einzahlungen  in  Gemässheit  der  diesfalls  mit  dem 
kärntnerischen  Landesausschusse  getroffenen  besonderen  Vereinbarungen 
und  findet  die  Bestimmung  in  Abs.  4  des  gegenwärtigen  Paragraphen 
auf  diese  Einzahlungen  keine  Anwendung. 

§  10. 

Sowohl  die  Prioritätsactien  als  auch  die  Stammactien  sind  mit 
fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  3  und 

7  auszufertigen  nnd  mit  Coupons  und  Talon  nach  den  Formularien 
Nr.  4  und  5,  respective  8  und  9  zu  versehen. 

66» 
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Die  Actien  sind  nntheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für  jede 
Actie  nur  ein  Eigentbttmer  anerkannt. 

Jede  Actie  gibt  nach  Manugabe  der  Bestimmungen  dieser  Statuten 
das  Recht  auf  den  verhältnissmassigen  Antbeil  an  dem  Vermögen  der 
Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unternehmung. 

Die  Actionäre  sind  nicht  berechtigt,  den  eingesahlten  Betrag  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  zurückzufordern. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actien  der  Gesellschaft  ist  die  Unter- 
werfung unter  die  Gesellschaftsstatuten  verbunden. 

§  11. 

Das  gesammte  Actiencapital  ist  nach  einem  von  der  Staatsver- 
waltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Concessionsdaaer 
der  im  §  1  augeführten  Localbahn  in  der  Weise  su  amortisireo,  das» 
die  Tilguug  der  Prioritäts-  und  der  Stammactien  erst  nach  erfolgter 
gänslicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  beginnen  darf. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
alljährlich  zu  dem  im  Tilgungsplane  festzusetzenden  Zeitpunkte  durch 
den  Verwaltungsrath  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  verlosten  Actien  werden  in  der  im  §  4  be- 
zeichneten Weise  kundgemacht. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Actien  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth 
dieser  Actien  nebst  den  etwa  noch  unbebobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden. 

Die  verlosten  Actien  sind  vom  Verwaltungsrath e  im  Beisein  des 
laudesfürstlichen  Commissärs  zu  vertilgen, 

DI.  Abschnitt 
Organislrung  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  12. 

Die  Angelegenheiten  der  Oesellschaft  werden  durch  die  General- 
versammlung der  Actionäre,  durch  den  Verwaltungsrath  und  durch  den 
Revisionsausschueb  besorgt. 

A.  Die  Generalversammlung. 
§  13. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre. 
Ihre  Statuten  massig  gefasaten  Beschlüsse  sind   für  alle  Actionäre 
bindend. 

§  H. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  39)  alljährlich  einmal,  spätestens  im  Monate  Juni, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 
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Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  vom  Verwaltungs- 
rathe  einzuberufen,  wenn  dies  nach  dem  Ermessen  desselben  erforder- 
lich erscheint,  oder  in  einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  deren  Actienbesitz  mindestens  den 
zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  repräsentirt 
und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung  der  Actien  bei  der  Gesell - 
echaftscassa  oder  bei  einem  Notar  nachgewiesen  haben,  unter  Angabe 
des  Zweckes  und  der  Gründe  schiiftlich  gefordert  wird. 

Im  letzten  Falle  ist  die  Einberufung  auf  einen  innerhalb  längstens 
30  Tagen,  vom  Tage  des  gehörig  gestellten  Begehrens  an  gerechnet, 
gelegenen  Termin  zu  veranlassen. 

§  15. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Ge- 
neralversammlung mu8s  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Ab- 
haltung durch  öffentliche  Kundmachung  (§  4)  erfolgen,  in  welcher  die 
Tagesordnung  der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu 
bringen  ist. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  die  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Actienbesitz  mindestens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  amortisirten 
Actiencapitales  repräsentirt  und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung 
der  Actien  bei  der  Gesellscbaftscassa  oder  bei  einem  Notar  nach- 
gewiesen haben,  wenigstens  30  Tage  vor  der  Einberufung  beim  Ver- 
waltungsrathe  schriftlich  angemeldet  werden. 

Ueber  Gegenstände,  welche  in  der  kundgemachten  Tagesordnung 
nicht  angeführt  sind,  darf  nicht  Beschluss  gefasst  werden. 

Hievon  ist  jedoch  der  Beschluss  Über  den  in  einer  General- 
versammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  16. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  im  Ganzen 
mindestens  zehn  Stück  dieser  Actien  spätestens  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritt  der  statutenmässig  einberufenen  Generalversammlung 
bei  der  in  der  Einberufungskundmachung  bezeichneten  Depotstelle 
erlegt 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Landes  Kärnten  oder  von  Ge- 
meinden befindlichen  Actien  genügt  an  Stelle  der  Deponirung  die  Bei- 
bringung einer  amtlichen  Bescheinigung  des  Laudesausschusses,  be- 
ziehungsweise der  betreffenden  Gemeindevertretungen. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien,  die 
durch  dieselben  begründete  Stimmenzahl  ausweist  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  Vertreter  (§  18)  gilt. 
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§  17. 

Der  Belitz  von  je  zehn  Actien  gibt  das  Recht  auf  eine  Stimme 
in  der  Generalversammlung. 

Die  Stamm-  oder  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
tbeils  aus  Stamm-,  theils  aas  Prioritätsactien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  18. 

Das  Stimmrecht  kann  nur  persönlich  oder  durch  solche,  gehörig 
legitimirte  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden,  welche  selbst  zur  Theil- 
nahme  an  der  Generalversammlung  berechtigt  sind  (§  16). 

Nur  Pflegebefohlene  und  juristische  Persoueu  üben  ohne  Rück- 
sicht auf  vorstehende  Bestimmung  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetz- 
lichen, beziehungsweise  statutenmäßigen  Vertreter  aus. 

§  19. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Rechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung in  der  gesellschaftlichen  Kanzlei  aufzulegen  und  den 
stimmberechtigten  Actien besitzern  auf  Verlangen  auszufolgen. 

§  20. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
V erwähne gsrathes  oder  der  Stellvertreter  desselben,  beziehungsweise  in 
Verhinderung  beider  ein  vom  Verwaltungsrathe  bestimmtes  Mitglied 
desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vor- 
nahme der  Wahlen. 

§  21. 

Der  Schriftführer  für  die  Generalversammlung,  sowie  die  zwei 
Stimmenzähler,  welch  letztere  zugleich  als  Protokolls verificatoreo  zu 
fungiren  haben,  werden  von  dem  Vorsitzenden  ans  der  Reihe  der  an- 
wesenden Actionäre  berufen. 

§  22. 

Dem  Wirkungskreise  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  29); 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  (§  87); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  die  Ertheilung  des  Ab- 
solutoriums  an  den  Verwaltungsrath; 
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d)  die  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  41); 
t)  die  Bestimmung  des  Werthes  der  Piäsenzmarken  des  Verwaltungs- 
rath es  ; 

f)  die  Veräusserung  der  Bahn  oder  einzelner  Strecken  derselben; 

g)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales; 

h)  die  Abänderung  der  Statuten; 

i)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Modalitäten  der  Liqui- 
dation (§  7),  insbesondere  auch  im  Falle  der  Uebertragung  ihres 
Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actieogesell- 
scbaft  gegen  Gewährung  von  Aetien  der  letzteren  (Ait.  215 
H.  G.  B.). 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  unter  /,  g,  h  und  i  auf- 
geführten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
erforderlich. 

§  23. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  dieselbe 
ordnungsmäßig  einberufeu  wurde  und  mindestens  acht  stimmberechtigte 
Actionäre  anwesend  siud,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen 
wenigstens  den  zehnten  Theil  des  noch  n  ebt  amortisirten  Actiencapitales 
vertreten. 

Zur  Beschlustfassung  über  die  im  §  22  unter  /,  g,  h  und  i  an- 
geführten Gegenstände  ist  nebst  der  Anwesenheit  von  mindestens  acht 
stimmberechtigten  Actionären  die  Vertretung  von  mindestens  dem  vierten 
Tbeile  des  noch  nicht  amortisirten  Actiencapitales  erforderlich. 

§  24. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  er- 
hoben, zu  deren  Gunsten  der  Vorsitzende  seine  Stimme  abgegeben  hat. 

Zur  Beschlußfassung  über  die  im  §  22  unter  /,  gt  h  und  »  au- 
geführten Gegenstände  ist  jedoch  eine  Mehrheit  von  mindestens  zwei 
Drittel  der  giltig  abgegebenen  Stimmen  erforderlich. 

§  25. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nichts 
anderes  beschliesst,  durch  schriftliche  Abstimmung  mit  Stimmzetteln 
vorgenommen. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Mehrheit  nicht  erzieh, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden 
in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  zwei  Actionäre  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen- 
zahl, so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zu  der  be- 
treffenden Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbasitz  aua- 
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gewiesen  bat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer 
vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  26. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  tür  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  nicht 
im  Sinne  des  §  23  beschlußfähig,  so  rouss  eine  neue  Generalversammlung 
auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen  Termin  einberufen 
werden,  welche  ausnahmslos  auf  die  Verhandlung  Uber  die  in  der  Kund- 
machung der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände 
beschränkt  ist,  über  diese  aber  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  er- 
schienenen Actionäre  und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen  Actien- 
capitales  giltig  Beschluss  fassen  kann,  was  in  der  Einberufungskund- 
unachung  ausdrücklich  angeführt  werden  muss.  Der  Zeitraum  zwischen 
der  Einberufung  und  der  Abhaltung  dieser  an  die  Stelle  einer  beschluss- 
unfähig  gebliebenen,  einberufenen  zweiten  Generalversammlung  kann 
auf  8  Tage  und  die  Ff  ist  für  die  Deponirung  der  Actien  (§  16)  auf 
4  Tage  abgekürzt  werden. 

§  27. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Stimmenzählern,  welche  zugleich  als  Verificatoren 
fuugiren,  unterfertigt  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Actien- 
besitzer  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebst 
den  Vollmachten  beigefügt. 

B.  Der  Verwaltungsrath. 

§  28. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Art.  227  bis  241  des  Handelsgesetzes. 

Ihm  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Ge- 
sellschaft, sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen  Be- 
ziehungen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  zu  diesem  Behufs  mit  den  ausgedehntesten 
Vollmachten  verseben,  namentlich  ist  er  ausdrücklich  auch  zu  allen 
jenen  Acten  ermächtigt,  zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B.  eine  be- 
sondere Vollmacht  erforderlich  ist,  überhaupt  ist  derselbe  zu  allen  Be- 
schlüssen und  Verfügungen  berufen,  welche  nicht  laut  dieser  Statuten 
der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  unbeschadet  der  Be- 
stimmung der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere 
seiner  Mitglieder  oder  auch  an  sonstige  Bevollmächtigte  hinsichtlich  be- 
stimmter Geschäfte  oder  bestimmter  Arten  von  Geschäften  für  eine  be- 
stimmte Zeitdauer  übertragen. 
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§  29. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  sieben  und  höchstens 
elf  Mitgliedern.  Dem  k.  k.  Handelsministerium  steht  das  Recht  zu,  ein 
Mitglied  des  VerwaltuDgsrathes  au  ernennen.  In  gleicher  Weise  hat  der 
kärtnerische  Landesausschuss,  insolange  das  Land  Kärnten  sich  durch  den 
Besitz  von  Stammactien  an  dem  Bahnunternehmen  betheiligt,  das  Hecht, 
ein  Mitglied  in  den  Verwaltungsrath  zu  entsenden. 

Die  anderen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der 
Generalversammlung  aus  der  Zahl  der  Actionäre  gewählt. 

§  30. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  die  öster- 
reichische Staatsbürgerschaft  besitzen  und  im  Gebiete  der  im  Reichs  - 
rathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
haben. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  einem  directen  Ver- 
tragsverhältnisse als  Lieferant  u.  e.  w.  zur  Gesellschaft  steht;  wer  in 
Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine 
Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Verbrechens,  oder 
wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche 
Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  solchen  Uebertretung 
schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  zum  Mitgliede  des  Ver- 
waltungsrathes gewühlt  werden. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Ausscbliessutigsgrundes  während  der 
Amtsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  31. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählenden  Mit- 
glieder  werden  stets  auf  die  Functionsdauer  von  drei  Jahren  gewählt. 
Jedes  ausscheidende  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  seine  Funktionen 
bis  zu  seiner  Wiederwahl  oder  bis  zum  Eintritt  des  an  seine  Stelle 
neu  gewählten  Verwaltungsrathes  auszuüben. 

Die  Austretenden  sind  in  allen  Fällen  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Ausscheidens  eines  gewählten  Ver- 
waltungsrathsmitgliedes vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  ist,  sofern 
etwa  in  Folge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
unter  die  statutenmässige  Minimalzabi  (§  29)  gesunken  wäre,  diese  Stelle 
provisorisch  vom  Verwaltungsrathe  aus  der  Zahl  der  Actionäre  zu  be- 
setzen. 

Ueberdies  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  sich  im  Wege  der 
Cooptirung  bis  zur  statutenmäßigen  Mazimalzahl  (§  29)  zu  ergänzen. 

In  solchen  Fällen  ist  der  Wahlact  der  nächsten  Generalversamm- 
lung zur  Bestätigung,  Aufhebung  oder  Vornahme  einer  anderen  Wahl 
vorzulegen. 
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Wer  an  die  Stelle  eines  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus- 
geschiedenen Mitgliedes  tritt,  hat  dieselbe  bis  zum  Ende  der  Functions- 
dauer  des  enteren  auszuüben. 

§  32. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrath  ea  hat  vor  dem  An- 
tritte seiner  Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  zehn  Stttck  Actien 
sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesellschaftscassa 
zu  erlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  be- 
kanntgegebener Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  bis  sur  Erledigung  der  auf  dieselbe 
bezüglichen  Rechnungen  können  diese  Actien  weder  veräussert  noch 
verpfändet  werden. 

§  33. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  die  Theilnahme 
an  den  Sitzungen  Präsenzmarken,  deren  Werth  von  der  General- 
versammlung bestimmt  wird,  ferner  die  Vergütung  der  im  Interesse  der 
Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Verwaltung  beschlossenen  oder 
genehmigten  Reisen.  Hiezu  gehören  auch  die  Reisen  der  ausserhalb 
Wiens  wohnhaften  Mitglieder,  welche  dieselben  von  ihrem  Wohnsitze 
zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  zu  unternehmen  haben. 

Im  Uebrigen  haben  sie  ihr  Amt  unentgeltlich  auszuüben. 

§  34. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  nach  der  constituirenden  Generalver- 
sammlung, sowie  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordentlichen  Generalver- 
sammlung aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten  und  den  Stellvertreter 
desselben  mit  der  Functionsdauer  bis  zum  Ablaufe  der  nächsten  ordent- 
lichen Generalversammlung. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  betraut  der  Verwaltuogs- 
rath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  35. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Präsi- 
denten oder  seines  Stellvertreters  am  Sitze  der  Gesellschaft,  so  oft  es 
das  Interesse  der  letzteren  erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert,  das*  alle 
Mitglieder  zu  der  Sitzung  ordnungsmässig  eingeladen  worden  sind  und 
mindestens  die  jeweilige  Mehrheit  derselben  persönlich  anwesend  ist. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Mitglieder  gefasst;  bei  gleicher  Stimmenzahl  gilt  jene 
Meinung  als  Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  sich  angeschlossen  bat. 

Die  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  durch  Stimmzettel. 
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Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  er- 
zielt, so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zn 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Abwesende  VerwaltnngsrMthe  können  sich  durch  einen  bei  der 
Sitzung  Erscheinenden  vertreten  lassen,  jedoch  darf  kein  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  mehr  als  eine  Vollmacht  übernehmen. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welches  vom  Vorsitzenden  und  von  wenigstens  einem  der 
anwesenden  Mitglieder  zu  unterfertigen  iet. 

§  36. 

Im  Dienste  der  Babnunternehmung  dürfen  als  Beamte,  Unter- 
beamte und  Diener,  sei  es  in  provisorischer  oder  definitiver  Eigenschaft, 
nur  Bolche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staatsbürgerschaft 
in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
besitzen. 

Ausnahmen  hievon  bedürfen  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Von  diesen  Bestimmungen  wird  die  concessionsgemäss  der  Staats- 
eisenbahnverwaltung vorbehaltene  Betriebsführung  nicht  berührt. 

C.  Der  ReviBionsausschuss. 

§  37. 

Behufs  Prüfung  der  Jahresrechnungen  wählt  die  jeweilige  ordent- 
liche Generalversammlung  —  für  die  erste  Jahresrechnung  die  con- 
stituirende  Generalversammlung  —  alljährlich  aus  den  nicht  dem  Ver- 
waltungsrath  angehörenden  Action&ren  einen  aas  zwei  Mitgliedern  und 
einem  Ersatzmann  bestehenden  Revisionsausschuss. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes in  Function. 

§  38. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  Jahresrechnungen 
zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die  Bücher  der  Ge- 
sellschaft Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  zu  verlangen,  und  hat 
seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Mitglieder  desselben  erhalten  keinerlei  Entgelt  für  ihre  Mühe- 
waltung. 
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IV.  Abschnitt 

Jahresrechnung,  Dividende,  Reservefond. 

§  39. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  letzten  December  eines  jeden  Jahres. 

AI»  erstes  Geschäftsjahr  hat  jedoch  ausnahmsweise  der  Zeitraum 
vom  Beginne  der  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  (§5)  bis  zum  letzten 
December  jenes  Jahres  zu  gelten,  in  welchem  die  Betriebseröffuung  der 
im  §  1  angeführten  Localbahn  von  Arnoldstein  nach  Hermagor  statt- 
findet. 

§  40. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen  ab- 
geschlossen und  wird  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  und  nach  Massgabe 
der  diesfalls  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  etwa  zu  treffenden  be- 
sonderen Anordnungen  die  Bilanz  aufgestellt,  welche  sohin  von  dem 
Verwaltungsrathe  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Beschluss- 
fassung (§  22,  lit.  6)  vorzulegen  ist. 

§  41. 

Das  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 

a)  aus  dem  Reinerträgnisse  der  gesellschaftlichen  Localbahnlinie,  wie 
sich  solches  aus  der  von  der  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung 
aufzustellenden  Betriebarechnuog  ergibt,  und 

b)  aus  den  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  übernommenen  Reinertragsgarautie  zu  leistenden  Zu- 
schüssen. 

Dieses  Jahreseinkommen  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit 
successive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden : 

1.  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  ausgegebenen 
Prioritätsobligationen ; 

2.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Prioritätsactien ; 

3.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  (eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  findet  nicht  statt); 

4.  zur  Berichtigung  der  fälligen,  laufenden  oder  rückständigen 
Zinsen  für  die  eventuell  von  Seite  der  Staatsverwaltung  auf  Grund  der 
übernommenen  Reinertragsgarantie  geleisteten  Zuschüsse; 

5.  zur  Zurückzahlung  der  unter  4  angeführten  Zuschüsse; 

6.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Stammactien; 

7.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien. 

Die  sub  2  und  6  angeführten  Verwendungsarten  beginnen  erst 
nach    erfolgter     gänzlicher    Rückzahlung     der  Prioritätsobligationen 

(§  ")• 
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Der  nach  Bestreitung  sämmtlicher  vorstehend  unter  1  bis  ein- 
schliesslich 7  aufgezählten  Posten  etwa  noch  verbleibende  Ueberschuss 
des  Jahreseinkommens  ist,  sofern  nicht  die  Generalversammlung  eine 
anderweitige  Verwendung  beschließen  sollte,  als  Superdividende  auf 
sämmtliche  noch  nicht  amortisirte  Prioritäts-  und  Stammactien  gleich- 
massig  zu  vertheilen. 

§  42. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  nachhinein  am  1.  Juli  des 
dem  bezüglichen  Geschäftsjahre  folgenden  Jahres  statt,  doch  kann  auf 
die  Dividende  der  Prioritätsactien  bereits  am  2.  Jänner  eine  Abschlags- 
zahlung geleistet  werden. 

Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren,  vom  Fälligkeits- 
termine an  gerechnet,  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  des  Re- 
servefondes  der  Gesellschaft  (§  43). 

§  43. 

Aus  den  nach  Abschluss  der  Baurechnung  sich  ergebenden 
Ersparnissen  an  dem  Baucapitale  der  im  §  1  angeführten  Localbahn, 
welchen  auch  ein  etwaiger  Mehrerlös  aus  der  Begebung  der  Prioritäts- 
obligationen zuzurechnen  sein  wird,  sowie  aus  den  im  §  42  angeführten 
Zuflüssen  ist  ein  Reeervefond  zu  bilden,  welcher  zur  Deckung  der 
Kosten  für  Erweiterungsbauten,  oder  für  sonstige  Investitionen  zu 
dienen  hat. 

Zur  Dotirung  dieses  Reservefonde*  ist  aus  dem  im  §  8  fest- 
gesetzten Gesellschaftscapital  ein  Effectivbetrag  von  54.400  fl.  gewidmet. 

Obige  Dotirung  hat  nach  Massgabe  der  von  der  k.  k.  Regierung 
im  geeigneten  Zeitpunkte  zu  treffenden  Entscheidung  entweder  in 
Barem,  oder  durch  Zurückbehaltung  eines  entsprechenden  Nominal- 
betrages der  Prioritätsobligationen  zu  erfolgen  (§  8). 

Diesem  Fonde  haben  ferner  auch  die  auf  die  zurückbehaltenen 
Obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden  Rück- 
zahlungsbeträge (§  8  letzter  Absatz)  zuzumessen. 

Dieser  Reservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  con- 
cessionsmäsöi gen  Einlösungs-  und  Heimfallrechtes  durch  den  Staat  unter 
den  concessionsmässigen  Bedingungen  an  den  Staat  tiberzugeben  hat, 
ist  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  der  Anordnung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung,  abgesondert  von  dem  sonstigen  .Vermögen 
der  Gesellschaft,  fruchtbringend  anzulegen  und  bestimmungsgemäß  zu 
verwenden. 

V.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
§  44. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
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Stimmungen  der  Allerhöchsten  Concewionsurkunde  vom  11.  Juni  1893, 
K.  G.  Bl.  Nr.  110,  aus.  Insbesondere  hat  bienach  der  lendesfürstliehe 
Commiatiär  daa  Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  und 
des  eventuell  von  demselben  bestellten  Executivcomitea,  sowie  der 
Generalversammlung,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen 
und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  derselbe  als  den 
Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschaftsetatuten  zuwiderlaufend, 
beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet,  au 
sistiren. 

Der  landesfürstlicbe  Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch  solche 
Beschlüsse  und  Verfügungen  des  Verwaltungsrathea,  des  Ezecutivcomites 
und  der  Generalversammlung  au  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus 
der  übernommenen  Beinertragegarantie  entspringenden  finanziellen  Inter- 
essen des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  in  diesem 
Falle  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzu- 
holen, welche  für  die  Gesellschaft  bindend  ist. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  bis  auf  Weiteres  eine  Vergütung  an  den  Staats- 
schatz nicht  zu  leisten. 

§  45. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  46. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  bat  die  Generalversamm- 
lung die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wickelung der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  dem  Verwaltungsrathe  zustehen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Revisions- 
ausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Be- 
endigung derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass  die 
Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  des 
Vor  waltun  gs  rat  b  es. 

§  47. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Prioritäts- 
obligationen, sowie  eventuelle  sonstige  Schulden  (mit  Ausnahme  der 
aus  dem  Staatsgarantieverhältnisse  entstammenden  Verbindlichkeiten)  zur 
Rückzahlung  zu  bringen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  amor- 
tisirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  der- 
selben nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Aus  dem  nach  Rückzahlung  des  vollen  Nennwerthes  sämmtlicher 
Prioritätsactien  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  die 
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Forderungen  deB  Staates  an  Garantie  Vorschüssen  sammt  Zinsen  zu  be- 
richtigen. 

Der  sodann  noch  verbleibende  Ueberschuss  ist  auf  sammtliche 
noch  nicht  amortisirte  Stainmaetien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf 
iede  derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Sollte  nach  Bestreitung  der  sämmtlichen  vorstehend  angeführten 
Zahlungen  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben,  so  hat  ttber  die 
Verwendung  desselben  die  Generalversammlung  zu  entscheiden. 

§  48. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetz- 
buches vom  17.  December  1862,  E.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur  An- 
wendung zu  kommen. 

§  49. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  B.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  aus- 
gediente Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

Nr.  27880. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ge- 
nehmigt 

Wien,  am  21.  November  1893. 

Bacquehem  m.  p. 
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Gesellschaft. 

1.  Gesetz  vom  26.  December  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  8  ex  1894 

betreffend  die  Herstellung  der  Valsuganabaan. 

Mit  Zustimmung  beider  Hänger  des  Keicbsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  einer  als  normal- 
epurige  Localbabn  herzustellenden  Eisenbahn  von  Trient  im  Anschlüsse 
an  die  Linie  Kufstein-Ala  der  Südbahn  über  Pergioe,  Cildonazzo, 
Levico,  Roncegno,  Borgo,  8trigno  und  Grigoo  an  die  Reichsgrenze  bei 
Tease  (Valsuganababn)  durch  Concessionsertheilung  unter  den  Be- 
dingungen dieaes  Gesetzes  sicherzustellen. 

Artikel  IL 

Für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  kann  bei  Ertheilung 
der  Concession,  deren  Dauer  mit  höchstens  90  Jahren,  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet,  zu  bemessen  ist,  unbeschadet  der 
Anwendung  der  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl. 
Kr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  vom  Staate 
die  Garantie  eines  jährlichen  Reiner iragniss es  gewährt  werden,  welches 
der  4percentigen  Verzinsung  nebst  der  Tilgungaquote  des  zum  Zwecke 
der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden 
Prioritatsanlehens  im  Nominalbetrage  von  höchstens  4,500.000  fl.  5.  W. 
Noten  gleichkommt,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Eröffnung  des  Betriebes  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessions* 

DL  B««hUiirfeiDd«n  d.r  S.Urr.  KUocbabn..  III.  66 
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dauer  mit  dem  Maximalbetrage  von  190.899  fl.  ft.  W.  festgesetzt.  Für 
die  su  Listen  des  Baucapitales  zu  bestreitende  Verainsuog  des  vorge- 
dachten Prioritätsanlehens  in  der  Zeit  vom  Tage  der  Ausgabe  der 
TheilscbuldverBchreibungen  dieses  Aulebens  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  concessiouirten  Bahn  kann  vom  Staate 
die  Garantie  unter  der  Bedingung  zugesichert  werden,  dasa  nach  dem 
Ermessen  der  Regierung  und  nach  deu  von  derselben  zu  prüfenden 
Nachweisungen  das  Auslangen  mit  dem  veranschlagten  Bauoapital  und 
die  Einhaltung  des  concessionsmässigen  Bautermines  (Artikel  VI)  ge- 
sichert erscheint. 

Artikel  III. 

Die  Zusicherung  der  im  Artikel  II  bezeichneten  Garantie  ist  an 
die  Bedingung  geknüpft,  dass  vom  Lande  Tirol  aus  Landesmitteln  und 
von  den  Interessenten  zusammen  ein  Nominalbetrag  von  mindestens 
700.000  fl.  ö.  W.  in  Stammactien  der  für  die  genannte  Eisenbahn  zu 
bildenden  ActiengeselUchaft  zum  vollen  Nennwerthe  übernommen  und 
das  restliche  Baucapital  durch  vom  Concessionär  zu  Ubernehmende 
Prioritätsactien,  welchen  eine  4percentige  Vorzugsdividende  vor  den 
Stammactien  einzuräumen  ist,  im  Nominalbetrage  von  800.000  fl.  ohne 
Belastung  des  Staatsschatzes  aufgebracht  wird. 

Für  die  oben  angeführten  Stammactien  sind  während  der  Bauzeit 
(Artikel  VI)  Intercalarzinsen  aus  dem  Anlagecapital  nicht  zu  bezahlen. 

Artikel  IV. 

Zum  Zwecke  von  Erweiterungsbauten,  Anschaffungen  und  sonstigen 
Investitionen,  welche  nicht  in  der  ursprünglichen  Anlage  und  Aus- 
rüstung der  Bahn  gelegen  sind,  kann  das  Anlagecapital  der  im  Artikel  I 
genannten  Eisenbahn  durch  Ausgabe  von  Prioritäts-  und  Stammactien 
mit  Genehmigung  der  Regierung  nach  ErfordernisB  erhöht  werden. 

Artikel  V. 

In  Ausführung  des  Artikels  II,  erster  und  zweiter  Absatz,  sind 
folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsobligationeu  zu  ver- 
wenden, welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach  einem  von  ihr  zu 
genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  die  vorgedachten  Effecten 
innerhalb  75  Jahren  zu  tilgen  sind,  bestimmt  wird. 

2.  Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs- 
rechnuDg  als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupon- 
stempelgebühren ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 
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3.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Aul  aas  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuscbuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnung  spätestens  drei  Monate  nach 
deren  Ueberreichting  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  nach  Massgabe  den  auf  Grund  des 
Ertragspräliminares  richtiggestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen  unter 
Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jabresrechnung  zu  pflegenden  Ab- 
rechnung leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallzeit das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  fünf  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzu- 
legen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehr« 
betrag  mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
rnuss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjabres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

4.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschuss  zu  bebandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahresaumme  über- 
schreitet, so  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  Ueberschusses  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staats- 
veiwaltung  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  bat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  VI. 

Der  Bhu  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eiseubahn  mnss-  biunen 
längstens  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet, 
aufgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffent- 
lichen Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Concession  Sir  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  ent- 
sprechende Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  iet  di  • 
Oaution  als  verfallen  zu  erklären. 

Artikel  VII. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  anf  Gruml 
des  unter  entsprechender  Einflussnahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
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Detailprojectes  und  KostenvoranBchlages  unter  unmittelbarer  Iogcrcnz 
der  Regierung  und  nach  den  bei  St  aatseisenb  ahn  bauten  üblichen  Be 
dingnissen  stattzufinden. 

Die  Bewertbung  der  gegen  Uebernahme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferuugen,  Grundabtretnngen  und  sonstigen 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  Staateverwaltung  zu  prüfenden  An- 
aätzen dee  Kosten  Voranschlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen 
Schätzung  stattzufinden. 

Artikel  VIII. 

Der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  soll  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  des  Concessionärs 
geführt  werden,  und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus 
Anlass  dieser  Betriebsführung  effeetiv  erwachsenden  Kosten  durch  den 
ConcessionXr  zu  vergüten  sein. 

Artikel  IX. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsmuster  und  Mein 
Fi  Dan  »min  ister  beauftragt. 

Liebten  egg,  aij»  26.  December  1893. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Wlndlsch-Graetz  m.  p.  Wurmbrand  na.  p.  Plener  m.  p. 

2.  Concessionsurkunde  vom  6.  Februar  1894,  R.  G.  Bl. 

Nr.  70, 

für  die  Localbabn  von  Trlent  Ober  Borgo  zur  Belchsgrenze  bei  Tezzc 

(Valsoganababn). 

Wir  Franz  Joeeph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  der  behördlich  autorisirte  Civilingenieur  Baurath  Rudolf 
Ritter  Stummer  v.  Traunfels  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession 
zum  Baue  und  Betriebe  einer  Localbabn  von  Trient  über  Borgo  zur 
Reichsgrenze  bei  Tezze  ('Valsuganabahn)  gestellt  hat,  so  finden  Wir 
Uns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  dem 
genannten  Concessionär  diese  Concession  auf  Grund  des  Eisenbahn - 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie 
der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  vom  28.  December 
1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  und  vom  27.  December  1893,  R.  G.  Bl. 
Nr.  198,  ferner  des  Gesetzes  vom  26.  December  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  8  ex 
1894,  wie  folgt,  zn  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  dem  Concessionär  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe 
einer  als  normalepurige  Localbabn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Valsugana-Eieenbahn-GeselUchaft. 


1045 


von  der  Station  Trient  der  Linie  Kufstein- Ala  der  Südbahn  Über  Per- 
gine,  Caldonazzo,  Levico,  Roncegno,  Borgo,  Strigno  und  Grigno  an  die 
österreichisch-italienische  Reichsgrenze  bei  Tezze  (Valsuganabahn). 

Rücksichtlich  des  eventuellen  Anschlusses  der  concessionirten 
Eisenbahn  an  das  italienische  Eisenbahnnetz  nnd  j Ucksichtlich  des  Be- 
triebsdienstes in  den  Wechselt>tationen  bhibt  die  Festsetzung  der  dies- 
fälligen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines  Staats  Vertrages  mit  der 
königlich  italienischen  Regierung  vorbehalten  und  ist  der  Conce86ionär 
verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staats  vertrage«  und  den 
daraus  für  ihn  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Die  Eisenbahn  von  Trient  über  Borgo  tur  Reichsgrenze  bei  Tez«e  wurdo 
am  27.  April  189C  dem  Verkehre  übergeben.  Die  Betriebsfübrung  wird  zufolge 
des  Betriebsvertrages  vom  23.  Juni  1806  von  der  Staatseisenbahtiverwaltung  für 
Rechnung  der  Bahngesellschaft  besorgt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  derLocal- 
bahnunternehmurtg  abzu6chliessenden  Vertrüge,  zu  überreichenden 
Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Ui künden,  ferner  für  alle 
im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden  bücher- 
lichen Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbt  zeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsveizinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebfjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und    der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen   stattfindenden   Verhandlungen  keine  Anwendung; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbefchaffurg  für  die  erste  Anlage  und 
concessionsmäsHge  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einschluss  der  Interimsscheine  und  für  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicberstellung  der  Pri- 
oritätsobligationen bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten 
oder  auf  andere  unbewegliche  Güter,  sowie  von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebfjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  auderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichtenden 
Gebühren ; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen ; 
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dj  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Einrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Ötaatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  an  gerechnet. 

§  3. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Reiuerträgnisses  gewährt,  welches  entsprechend  dem 
Erfordernisse  für  die  lpercentige  Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote 
des  zum  Zwecke  der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binuen  75  Jahren 
zu  tilgenden  Prioritätsanleheos  im  Nominalbetrage  von  4,500.000  fl. 
6.  W.  Noten  gleichkommt  und  demnach  für  die  Zeit  bis  zum  Ablaufe 
des  75.  Jabres  der  Concessionsdauer  mit  dem  Maximalbetrage  vou 
190.89!»  fl.  ö.  W.  festgesetzt  wird,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche 
Keinerträgnus  den  garautirten  Betrag  wicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende 
von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

§  4. 

Von  dem  nach  §  3  garautirten  jährlichen  Ueinerträgnisse  ist  der- 
jenige Betiag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsobligationen  zu 
verwendeu,  welcber  durch  die  Staatsverwaltung  uach  einem  von  ihr  2u 
genehmigenden  Tilguugsplane  bestimmt  wird. 

§  5. 

Der  vou  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen  Ga- 
rantie zu  zahlende  Zuschues  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der  vor- 
zulegenden documeutirteu  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate  nach 
deren  Ueberreicbung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des 
Ertragapräliminares  richtig  gestellten  Erfordernisses  Theilzahlungen 
unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jabresrechuuog  zu  pflegenden 
Abrechnung  leisten,  wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Ver- 
fallszeit das  bezügliche  Ansucheu  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrecbnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vor- 
zulegen sein  wird,  eich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse 
zu  hoch  bemessen  worden  sind,  so  bat  der  Concessionär  den  er- 
haltenen Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6  Pexcent  Zinsen  sofort  zu 
tefundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
inubs  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebf-jahres  erhoteu  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 
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§  6. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  stahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vortchuss  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  die  Hälfte  des  Ueberschusses  sogleich  zur  Zurück- 
zahlung des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Ziusen  an  die  Staatsverwal- 
tuug  bis  zur  gäuzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  bat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  ans  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§  7. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notiruog  der  Effecten  auf  in-  und  aus- 
ländischen Börsen,  powie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von 
der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Couponstempel - 
gebühren  ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staate  zur  chürse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

§  8. 

Der  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn  iet  ehestens  zu  be- 
ginnen und  binnen  längstens  zwei  Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  ge- 
rechnet, zu  vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort  dem  ötTontlichen  Ver- 
kehre zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer 
in  ununterbrochenem  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautertnines  hat  der  Con- 
cessionär  durch  Erlag  einer  Caution  im  Betrage  von  10.000  fl.  (Zehn- 
tausend Gulden)  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  Werth- 
effecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  Verschulden  des  Con- 
cessionärs  nicht  eingebalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als  ver- 
fallen erklärt  werden. 

§  9- 

Dem  Concessionär  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  dem  Concessionär  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
legen erkannt  werden  sollte. 
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§  10. 

Der  Concessionär  hat  sich  beim  Baue  und  Bettlebe  der  concessio- 
nirten  Bahn  iaih  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsorkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  zu  treffenden  Anordnungen, 
sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen, 
namentlich  nach  dem  Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September 
1854,  R.  O.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahobetriebsordnung  vom 
IC.  November  1851,  R.  O.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1S52,  dann  nach  den 
etwa  künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 
In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs- 
ordLung  und  den  eir  schlägigen  Nachti  agsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  dies  mit  RttcksicLt  auf  die  besonderen  Verkebrs- 
und  Betriebsverbaltnisee  der  concestioniiten  Localbahn  und  instesondere 
auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  derselben  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  hiebei 
die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebs- 
vorschriften Anwendung  rinden. 

§  u. 

Dem  Concessionär  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingurgen  zur  Durchführung  des  concessionirten  Local- 
bahnunternehmens  eine  besondere  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  ULd  V«  rbindlichkeiten  des  Concessionäts  zu  treten  hat. 

Der  Concessionär  ist  berechtigt,  unter  den  von  der  Staatsverwal- 
tung festzusetzenden  Bedingungen,  Prioritätsobligationen,  welche  mit 
4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzuzahlen  sind, 
im  Nominalbetrage  von  höchstens  4,500.000  fl.  ö.  W.  Noten  aus- 
zugeben. 

Ferner  wird  dem  Concessionär  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  Betrage  von  800.000  fl. 
ö.  W.  Noten  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominalanlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  Neu- 
bauten ausgefühlt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlage capitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betiiebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertbeile  hat  und 
die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 
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Die  Gcsellschaftsstatuten,  sowie  die  Formulaiien  der  auszu- 
gebenden Prioritätsobligationeo,  Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen 
der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellscbaft  ist  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  mindestens  zwei  Drittel  der  Mitglieder 
des  Vorstandes  (Vf  rwaltungsratb,  Direction)  österreichische  Staatsbürger 
sein  und  im  Gebiete  der  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  ihren  Wohnsitz  haben  müssen. 

§  12. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen, 
und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnen 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  besorgt  werden. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschtttzen  Tirols 
und  auf  die  Gendarmeiie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung 
des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung 
zu  den  Waffenübungen  und  Controlsversammlungen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbabngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die 
Anschaffung  und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Petsonal  und 
Fabrbetriebcmittelo  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransportc,  femer 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtranspoit  auf  Eisen- 
bahnen, dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  den  Concessionär  bindende  Kraft  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betiieres  der  concessionirten  Bahn.  Die  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art  treten  für 
den  Concessionär  in  Wirksamkeit,  sobald  ihm  dieselben  amtlich  zur 
Kenntniss  gebracht  sein  werdeu. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegemarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  13. 

Inwiefern  ähnliche  Begünstigungen,  wie  sie  §  12  bezüglich  der 
Militärtransporte  festsetzt,  Civilwarhkörpern  (Sicherbtits-,  Finanzwacbe 
u.  dgl.)  oder  anderen  öffentlichen  Organen  einzuräumen  sind,  wird  in 
den  CoucessioosbedingntBsen  bestimmt. 
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§  14. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessionsurkunde  bil- 
denden Bahn  wird  vom  Staate  für  Rechnung  des  Concefsionärs  geführt 
und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus  Anlass  dieser  Be- 
triebführung effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  den  Concessionär  zu 
vergüten  sein.  Die  Modalitäten  dieser  Betriebsführung  werden  durch 
einen  zwischen  der  Staatsverwaltung  und  dem  Concessionär  abzu- 
scbliessenden  Betriebsvertrag  geregelt. 

§  15. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  über  deren 
Verlangen  jederzeit  die  Mitbenützung  der  Bahn  für  den  Verkehr  zwischen 
schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze  Züge  oder 
einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne  Tbeilstrecken 
derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Entschädigung  zu  be- 
fördern oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung  hat  jedoch  nur 
insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regelmässige  Betrieb  der 
mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  für  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886, 
S.  63,  kundgemachten  Bestimmungen. 

§  16. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  in  §  (Jt  lit.  b  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  auegesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  festge- 
setzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Iuangriffuabme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffuung  des  Betriebes  in  Folge  Verschuldens 
des  Concessionärs  nicht  eingehalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Termin- 
überschreitung t  icht  im  Sinne  des  §  11,  lit.  b  des  Eieeubahnconcessions- 
gesetzes  gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  17. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessioniite 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgni6se  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschlossenen  sieben  Jahre  beziffert, 
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hievou  die  Reinerträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jabre  abgeschlagen 
und  wird  »odann  der  durcbBchnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemässbeit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  der  zur  planmässigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen erforderlicheu  Aunuität  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  4percentigen  Verzinsung  de«  von  der  Staatsver- 
waltung genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  desselben  innerhalb 
der  ganzen  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der  vorhin  be* 
zeichnete  Jahresbetrng  als  das  der  Bemessung  des  Einlösungrpreises  zu 
Grunde  zu  legende  Reinerträgnies  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  bat  darin  zu  bestehen,  dass 
dem  Concessionär  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die  zur 
planmässigeu  Verzinsung  und  Tilgung  der  Prioritätnobligationen  erforder- 
lichen Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren  zu  den 
planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach  Abzug 
dieser  Beträge  verbleibende  Durcbscbnittserträgniss  im  Sinne  des  Ab- 
Katzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen 
Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das  Actiencapital  in 
halbjährigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein 
fälligen  Raten  ausbezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt  der 
noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  die  im  Zeitpunkte  der  Einlösung 
nach  dem  genehmigten  Tilguugaplane  noch  ungetilgt  aushaftenden 
PrioritätsobligHtionen  zur  Selbstzablung  zu  übernehmen  und  ferner  eine 
Capitalszahluog  zu  leisten,  welche  dem  zu  4  Perceut  per  Jahr,  Zins 
auf  Zins  geitcbnet,  discontirten  Capitalswerthe  der  nach  den  Be- 
stimmungen im  Absätze  3  ausser  den  zur  plaumässigen  Versinsung  und 
Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen  halbjährig  zu 
leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszablung  entschliesst,  hat  er 
die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibungen  zu 
leisten.  Die  Staatssebuldve rschreibungen  sind  dabei  mit  jenem  Course 
zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener  Börse 
während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich  notirten 
Geldcourse  der  Stautescbuldverscbreibungen  gleicher  Gattung  ergibt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösuogspreises  ohne 
weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss  der 
gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der  Material- 
vorräthe  und  CasBavoiräthe,  der  eventuell  ein  Eigenthum  des  Concessiouärs 
bildenden  Schleppbabnen  und  der  gesellschaftlichen  Nebengeschäfte,  ao- 
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wie  der  ans  dem  AnUgecapitale  gebildeten  Betriebs-  und  Reserve- 
fonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
bereits  bettimmungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  18. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  conceesionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahiparkes,  der 
Material  von  äthe  und  Cassavorräthe,  der  eventuell  ein  Eigenthum  des 
Concefsionärs  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen  Neben- 
geschäfte und  der  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten  Betriebs-  und 
Reeervefonde  in  dem  im  §  17,  Z.  5.  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  17)  behält  der  Concessionär  das  Eigentbum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes 
und  der  etwaigen  Abrechnungsgutbaben,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  der  Concessionär 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zugehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  1«. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellscbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  WrwaltungBrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  ange- 
messen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  und  dem  finanziellen  Interesse  des  garantirenden 
Staatsschatzes  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren ; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festges«  t?.te  Ueberwachung  der  Bahnunternebmung 
hat  der  Concessionär  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  veibundene  Ge- 
schäftslast eine  von  der  Staatbverwaltung  zu  bestimmende  Pauschalver- 
gütung an  den  Staatsschatz  zu  leisten. 

§  20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nicbtbefolgung  einer  der  in  der  Concessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bedingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Marsregeln  dagegen 
zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Coocessionsdauer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 
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lodern  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Conceesion  entgegen  zu  bandeln,  und  dem  Conce&sionär  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grösseren  Insiegel  in  Unserer  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
sechsten  Tage  des  Monates  Februar  im  Jahre  des  Heiles  Eintausend- 
achthundertneunzigundvier,  Unserer  Reiche  im  sechsundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Windisch-Graetz  m.  p.        Wurmbrand  m.  p.        Plener  m.  p. 

3.  Concessionsbedingnisse 

för  die  Localbahn  tou  Trient  Ober  Borgo  zur  Relchsgrenze  nächst  Tezze. 

(H.  M.  Ver.  Bl.  Nr.  43  ex  1894.) 

I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeins  Bestimmungen. 

Die  projectirte  Bahn  von  Trient  cur  Reichsgrenze  nächst  Tezze  ist  mit 
einer  Spurweite  von  1436  Meter  als  Localbahn  mit  Tag-  und  Nachtverkehr  vor- 
läufig für  eine  Maximalfahrgesohwindigkeit  von  25  Kilometern  per  Stunde  anzu- 
legen und  einzurichten. 

Die  Ausführung  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtungen  hat  nach  Mass- 
gäbe  der  vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn, 
sowie  die  Bau-  und  Lieferungsverträge  siod  dem  k.  k.  Handelsministerium  recht- 
zeitig zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie 
überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens 
zu  befolgen. 

Desgleichen  hat  der  Conceasionär  allen  beim  Baue,  sowie  während  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorachriften  zu  benehmen. 

Die  Ernennung  des  von  dem  Conceasionär  zu  bestellenden  Bauaufsichta- 
organea  unterliegt  der  Genehmigung  dea  k.  k.  Handelsministeriums. 

2.  Trace. 

Die  circa  66  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  in  der  Station  Trient  der  k.  k. 
priv.  Südbahn,  benützt  in  einor  Länge  von  19  Kilometer  in  der  Richtung  gegen 
Ala  den  bestehenden  Bahndamm  derselbeu,  nimmt  dann  eine  vorwiegend  östliche 
Richtung  an  und  gelangt  unter  Berührung  der  Ortschaft  S.  Rocco  zur  Projects- 
station  Villazano.  In  weiterer  Fortsetzung  führt  die  Linie  zu  den  Haltestellen 
Povo  und  Ponte  alto,  woselbst  dieselbe  in  das  eigentliche  Fersinathal  eintritt. 

Nach  Ueberaetzung  der  Fersinaschlueht  gelangt  die  Trace  zu  den  Stationen 
Civozzano  und  Pergine,  in  welch  letzterer  Station  dieselbe  ihren  höchsten  Punkt, 
beziehungsweise  die  Wasserscheide  zwischen  den  Flussgebieten  der  Fersina  einer- 
seits und  der  Brenta  andererseits  erreicht. 
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Von  Pergine  gelangt  die  Trace  thalabwirts  führend,  am  westlichen  Ufer 
•loa  Caldonazzosee*  zur  Station  Caldonazzo,  von  hier  ab  führt  die  Linie  durchweg i 
in  östlicher  Richtung  entlang  der  Brenta  Uber  die  Station  Levico  nach  Konf-egno. 

Na<  h  der  Station  Roncegno  zieht  die  Linie  am  rechten  Ufer  der  Brenta 
znr  Station  Borgo  und  im  weiteren  Zuge  zur  Haltestelle  Castelnuovo.  Nach  Ueber« 
Metzung  auf  da*  linke  Ufer  der  Breiita  gelangt  die  Trace  zur  Haltestelle  Strign». 
sodann  zur  Station  Grigno  und  endlieh  unterhalb  Tezze  zur  Reichsgrenze. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahntrace  kennen  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtnng  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Anschlüsse  an  bestehende  Bahnen. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  weg^n  Benützung  de«  Anschlussbahn- 
hofes, sowie  wegen  Mitbenutzung  der  in  Betracht  kommenden  Hahnstrecke,  dann 
wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  ITebergangsverkehre  eine  Verein- 
barung mit  der  k.  k.  priv.  Südbaringesell^chaft  anzustreben  und  die  bezüglichen 
I'ebereinkommon  dein  k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hiebet  ist  für  die  thunlichste  Erleichterung  des  Personen  Verkehres  beim 
ITebergange  von  der  eigenen  auf  die  fremde  Bahn  8orge  zu  tragen.  Bezüglich 
der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses,  sowie  eines  gemeinschaftlichen  Babn- 
liofdienstes,  ferner  Hinsichtlich  der  Mitbenutzung  der  in  Betracht  kommenden  Süd- 
hahnstrecke, unterwirft  sich  der  Concessionär  dem  Ausspruche  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anschlusshahn  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

Ebenso  unterwirft  sich  der  Concessionär  der  Entscheidung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums, wenn  mit  den  Verwaltungen  der  inländischen  Nachbarbahnen  ein 
Einverständnis»  über  die  eventuelle  gegenseitige  Wagenbenützung  nicht  erzielt 
werden  sollte. 

4.  Einmündung  von  Bergwerks-  und  Industriebahnen. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Verbindungsbahnen, 
welche  von  den  an  der  concession:rten  Bahn  gelegenen  Bergwerks-  und  Industrie- 
Unternehmungen  zum  Behufe  der  Beförderung  ihrer  Erzeugnisse  zur  Bahn  an- 
gelegt werden  sollten,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  miniest  lästige  Art  gegen  Ver- 
gütung der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

Kalls  Uber  die  Bedingungen  der  Einmündung  solcher  Bergwerks-  und 
Industriebahnen  ein  Einverständnis«  zwischen  der  Eisenbahnunternehmung  und 
den  Interessenten  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  bleibt  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium die  Festsetzung  dieser  Bedingungen  vorbehalten. 

Bei  Ab*chlu-s  der  betreffenden  Vereinbarungen  ist  thunlichst  das  Formular 
der  k.  k  Staatsbahnen  für  Scbleppbahnverträge  zu  verwenden. 

S.  Unterbau. 

Di»  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch  die 
Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erforderlichen  Ausmaße  durchzuführen. 

Bei  Bestimmung  der  Richtung« Verhältnisse  der  Bahn  ist  der  Uebergang  von 
der  Geraden  in  den  Bogen  und  umgekehrt  mittelst  parabolischer  Uebergang«- 
curven  herzustellen.  Bei  Contrabßgen  muss  die  zwischen  den  Enden  der  Ueber- 
gangsenrve  in  der  definitiven  Trace  noch  verbleibende  Zwischengerade,  für  die 
<  oustante  600r>,  beziehungsweise  300o,  mindestens  ein»  Länge  von  14,  beziehungs- 
weise 10  Metern  erhalten.  Das  anzuwendende  Normale  für  die  Uebergangscurven 
ist  noch  vor  dem  Bauheginue  der  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Ueber  die  für  die  einzelnen  Strecken  zu  wählenden  Constanten  der  Ueber- 
gangscurven  entscheidet  die  k.  k.  Generalinspection  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen. 


K.  k.  priv.  Valsugana-Eisenbabn-GeBellschaft. 


1055 


Hinsichtlich  der  rechnungsmäßigen  Durchführung  dieser  Anordnung  wird 
auf  den  im  Verordnungsbiatte  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt  Nr.  102  ex  1890  enthaltenen,  diesbezüglichen  Aufsatz  verwiesen. 

Bei  Bestimmung  der  Neigungsverhältnisse  der  Bahn  ist  auf  den  möglichsten 
Ausgleich  der  Zugwiderstände  in  der  Weise  hinzuwirken,  dass  die  gestattete 
durchschnittliche  Marimalneigung  in  den  Bögen  nach  Massgabe  ihrer  Schärfe  er- 
mässigt  wird,  während  in  geraden  Strecken  die  Neigung  entsprechend  erhöht 
werden  Kann. 

Ferner  sind  an  den  Neigungsbrüchen  stets  Gefällsabrundungen  mit  ein- 
sprechend grossem  Halbmesser  durchzuführen. 

Für  jene  Theilstrecken,  in  welchen  die  für  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahn 
massgebende  Steigung  zur  Anwendung  gelangen  soll,  wird  als  crösste,  aus  der 
Beobachtung  der  vorbezeichneten  Vorschriften  sich  ergebende  durchschnittliche 
Neigung  20  per  mille  festgesetzt. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  mit  Nebengeleisen  sind  womöglich  horizontal 
anzulegen,  anderenfalls  die  Neigung  der  Bahn  in  denselben  2  5  per  mille  nicht 
(ibersteigen  darf.  Ausnahmen  hievon  unterliegen  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Die  Halbmesser  der  Bögen  in  der  freien  Strecke  dürfen  nicht  unter  200 
Meter  betragen. 

Der  Abstand  der  Geleise  in  den  Stationen  soll  im  Allgemeinen  von  Mitte 
zu  Mitte  mindestens  4  5  Meter  betragen;  bei  Anlage  von  Einsteigplätzen  zwischen 
den  Geleisen  ist  diese  Geleisentfernung  um  mindestens  0  5  Meter  zu  vergrösseru. 
Der  Abstand  von  der  Mitte  eines  Magazinsgeleises  zu  jener  des  nächstliegenden, 
durchlaufenden  Fahrgeleiscs  ist  jedoch   mit  wenigstens  4-75  Meter  zu  bemessen. 

Der  Unterbau  hat  sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite 
von  4'2  Meter  zu  erhalten,  wenn  nicht  bei  letzteren  solche  Steinbankette  zur 
Ausfühl ung  gelangen,  welche  gleichzeitig  als  Grabenmauern  dienen,  in  welchem 
Falle  die  Breite  der  Unterbaukrone  durch  die  im  Punkt  6  vorgeschriebene  obere 
Breite  des  Bahnplanums  bestimmt  wird. 

Alle  Aujdämmnngon  sind  mit  Rücksicht  auf  eintretende  Setzungen  derselben 
mit  einer  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  angemessenen  Ueberhöhnng 
und  Erbreiterur>g  der  Dammkrone  über  die  definitive  Höhe,  beziehungsweise 
Breite,  sowie  auch  mit  einem  der  Dammhöhe  und  Materialbeschaffenheit  ent- 
sprechenden Böschungsverhältnisse  auszuführen.  Ferner  erhalten  auch  alle  Bahn- 
strecken in  Krümmnngen  von  S00  oder  weniger  als  300  Metern  Radius  eine 
entsprechende  Erbreiterung  der  Bahnkrone. 

In  Erdeinschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nicht  Futtei-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
lührung  gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0"J5  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0-3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0*4  Meter  betragen. 

In  Felseinschnitten  von  mehr  als  5  Metern  Tiefe  ist  die  normale  Sohlen- 
breite  des  SeUengrabcns  der  jeweiligen  Einsohnittstiofe  angemessen  zu  vergrössern. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der  Ab- 
fand von  der  Schienen  unterkauto  bis  zur  Grabeusohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0  55  Meter  betrügt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besamen,  be- 
ziehungsweise haltbar  herzustellen  und  angemessen  za  vorsichern. 

In  jenen  Strecken,  wo  der  Bahnkörper  der  Inundirung  durch  seilliche 
Wasserläufe  ausgesetzt  ist,  muss  die  Unterbaukrono  mindestens  10  Meter  über 
den  localen  höchsten  Wasserstand  gelegt  werden. 

Alle  Brücken  und  Durchlässe  sin  1  mit  gemauerten  Widerlagern  herzustellen. 

Bei  den  bis  zur  Babnkronc  reichenden  offeuen  Unterbauobjecten  bis  ein- 
schliesslich l'u  Meter  Eiuzellichtweito  (in  der  Bahnrichtung  gemessen)  dürfen 
Tragconstmctionen  aus  Holz  angewendet  werden;    bei  allen  offenen  Unterbau- 
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objecto n  mit  grösseren  Liehtweiten  sind  Eisenconstructionen  zu  verwenden.  Bei 
mehrfeldrig*-n  Brücken  sind  die  Zwiaobenpfeiler  in  definitiver  Weise  auszuführen. 

Bei  Durchfahrten  (für  Fahrwege)  darf  die  lichte  Höbe  nicht  unter  3*2  Meter, 
bei  Aerarial-,  Landes-  und  Besirksstrassen,  sowie  bei  allen  Strassen  im  Bereiche 
befestigter  Plitse  nicht  unter  3-6  Meter  betragen  und  soll,  insoweit  nur  Verkehrs- 
zwecke in  Frage  kommeu,  auch  nie  mit  mehr  als  4  5  Meter  projectirt  werden. 

Bei  der  Ausführung  der  Bahnlinie  ist  das  mit  dem  Erlasse  des  k.  k 
Hsudelsministeriums  vom  1.  August  1892,  Z.  32904,  für  die  österreichischen  Eisen- 
bahnen vorgeschriebene  Normalprofil  des  lichten  Raumes,  sowie  entsprechenden 
Ortes  das  im  %  2  der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1837,  R.  G.  Bl.  Nr.  109,  bezeichnete  Lichtraumprofil  einsahalten. 

Bei  der  Anlage,  Berechnung  und  Ausführung  der  Eisenbahnbrücken,  Bahn- 
flberbrüokungen  und  ZufahrtsstrassenbrUcken  ist  die  hinsichtlich  solcher  Objeots- 
herstellungen  erlassene  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  16.  Sep- 
tember 1887,  K.  G.  Bl.  Nr.  109,  beziehungsweise  bei  Verwendung  von  Flusseiseu 
auch  die  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  29.  JInner  18'.»2, 
R.  G.  Bl.  Nr.  28,  ferner  sind  in  jedem  Falle  die  grundsätzlichen  Bestimmungen 
für  die  Lieferung  und  Aufstellung  eiserner  Brücken  in  der  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium im  Jahre  1892  genehmigten  Fassung  zu  beobachten. 

Den  Berechnungen  für  die  Eisenconstructionen  der  Bahn  sind  die  im  §  3, 
lit.  a  und  b  der  genannten  Verordnung  normirten  Belastungen  ohne  Ermässigung 
su  Grunde  su  legen. 

Die  am  tiefsten  liegenden  Theile  der  Trageonstruction  offener  Unterbau  - 
objecte  sind  bei  Flüssen  und  Wildbächen  in  der  Regel  mindestens  10  Meter  über 
den  bekannten  höchsten  Wasserstand  su  legen. 

Ueberfabrteu  können  aus  Hol«  auf  gemauerten  Sockeln  hergestellt  werden. 

6.  Oberbau. 

Der  Oberbau  ist  im  System  des  schwebenden  Stosses  nach  der  für  die 
Eisenbahn  Lemberg-BeJzec  mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  10.  April 
18S7,  Z.  10275,  genehmigten  Type  auszuführen.  Hiebei  darf  die  Entfernung  der 
Schwellen  von  Mitte  su  Mitte  nioht  über  77*6  Centimeter,  die  Inanspruchnahme 
der  Schienen  höchstens  1000  Kilogramm  per  Quadratcentimeter  betragen. 

Die  Schienen  sind  aus  Flussstahl  su  erzeugen  und  soll  deren  Gewicht 
per  laufendes  Meter  mindestens  26  Kilogramm  betragen. 

Die  Schwellen  müssen  mindestens  folgende  Dimensionen  besitsen: 

Länge  2-3  Meter,  obere  Breite  16  Centimeter,  untere  Breite  20  Centimeter 
und  Höhe  14  Centimeter. 

In  Bögen  von  weniger  als  260  Meter  Radius  ist  die  Verwendung  von 
Schwellen  aus  weichem  Hobe  nioht  statthaft 

In  Bögen  von  800  oder  weniger  als  800  Metern  Radius  ist  die  Befestigung 
der  Schienen  auf  den  Schwellen  durch  Vermehrung  der  Unterlagsplatten  und 
Hakennägel  entsprechend  der  vorstehend  angeführten  Oberbautype  su  verstärken. 

Der  Schotterkörper  hat  in  der  Höhe  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen 
und  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  8*0  Metern  su  erhalten,  wenn  nicht 
bei  letzteren  Steinbankette  zur  Ausführung  gelangen,  in  welchem  Falle  die  Ent- 
fernung der  äusseren  Oberkante  derselben  von  der  Geleisachse  mindestens 
1*9  Meter  betragen  muss. 

Die  Tiefe  des  Schotterbettes  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  hat  bei 
Dämmen  und  in  Einschnitten  mindestens  0  3  Meter  zu  betragen. 

In  Bögen  ist  die  normale  Tiefe  des  Sobotterkörpers  unter  dam  Fasse  der 
inneren  Schiene  des  Bogens  herzustellen. 

7.  Hochbauten. 

Die  Aufnahmsgebäude,  sowie  alle  für  die  Unterbringung  des  Bahnpersonales 
und  für  den  Zugförderungsdienst  bestimmten  Hoohbanten  der  Stationen  sind  in 
definitiver  Weise  und  in  dem  von  der  betriebführenden  Bahn  Verwaltung  be- 
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zeichneten  Ausmasse,  insoweit  dasselbe  vom  k.  k.  Handelsministerium  genehmigt 
wird,  in  erbauen. 

Kleinere  Warteräume,  welche  entweder  freistehend  oder  im  Anschlüsse  an 
sonstige  ßahngebäude  errichtet  werden,  ferner  die  ITochbauanlagen  für  den  Güter- 
dienst können  aus  Riegelmauerwerk,  die  letztgenannten  eventuell  auch  ganz  aus 
Holz  hergestellt,  müssen  aber  jedenfalls  auf  einer  durchgehenden  Untermauerang 
errichtet  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  stet«  im  Einklänge  mit  der  bestehenden 
Landesbauordnung,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

Die  durchschnittliche  Entfernung  der  Wärterhäuser  in  der  freien  Bahn  hat 
circa  5  Kilometer  zu  betragen;  ausserdem  sind  für  die  freie  Bahn  Signalbütten 
in  gleicher  Anzahl,  wie  die  Wärterhänser  beizustellen  und  für  den  Bedarfsfall  zu 
deponiren. 

Die  Wärterhäuser  sind  entweder  aus  Ziegeln  oder  Stein  zu  erbauen. 

Bei  der  Anlage  von  Wärterhäusern  ist  hinsichtlich  der  sep-irirten  An- 
bringung von  Glockonspparaten  in  eigenen  Signalboden  der  Verordnung  des 
k.  k.  Handelsministeriums  vom  27.  Jänner  1893.  Z.  14657  ex  1892  (Veror  Inungs- 
blatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  23  ex  1893) 
Rechnung  zu  tragen. 

Station»-  und  Bahneinfriedungen,  Wegschranken  und  ähnliche  Anlagen  an 
der  Bahn  sind  in  der  Regel  nicht  herzustellen,  jedoch  ra'lssen  mit  Schranken 
nicht  versehene  Wegübersetzungen  im  Bahnniveau,  welch*  entweder  stärker 
frequentirt  sind,  oder  bei  weloben  nur  eine  beschränkte  Fernsicht  möglich  ist, 
je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  einerseits  oder  beiderseits  der  Rampe  auf 
eine  Entfernung  von  circa  2<>0  Metern  von  derselben  Warnungssäulen  für  den 
Locomotivfflhrer  erhalten. 

8.  Stationen. 

Die  Entfemnng,  Länge  und  Geleisezahl  der  Stationen  und  Haltestellen, 
sowie  die  Entfernung  und  Leistungsfähigkeit  der  Wasserstationen,  ferner  das 
Anlageverbältniss  der  Verladerampen  und  deren  Zufahrtsstrassen  ist  nach  Mass- 
jrabe  der  diesfalls  seitens  des  k.  k.  Handelsministeriums  ergehenden  Weisungen 
zu  bemessen,  beziehungsweise  auszuführen. 

Die  Stationen  sind  mit  Centralweichenstellanlagen,  welche  mit  den  laut 
Punkt  9,  Absatz  3,  aufzustellenden  Ein-,  beziehungsweise  Ausfahrtssignalen  in 
mechanische  Abhängigkeit  gebracht  sind,  zu  versehen. 

In  jenen  Stationen,  welche  laut  Punkt  9,  Absatz  8,  Distauzsignale  erhalten, 
sind  diese  letzteren  mit  den  Centralweicheustellanlagen  in  mechanische  Abhängig, 
keit  zu  bringen. 

Diese  Einrichtungen  sind  im  Sinne  des  Erlasses  der  k.  k.  Generalinspection 
der  österreichischen  Eisenbahnen  vom  10.  Jänner  1892,  Z.  13493  ex  1891  (Ver- 
ordnungsblatt des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  Schiffahrt 
Nr.  8  ex  1892)  auszugestalten. 

Sämmtliche  Stationen  und  Haltestellen  mit  permanenten  Dienstposten  haben 
Passagieraborte  zu  erhalten. 

In  Haltestellen  ist  mindestens  ein  entsprechend  grosser,  gedeckter  Warto- 
raum  herzustellen. 

Die  Namen  der  Stationen  und  Haltestellen  sind  stets  ersichtlich  zu  machen 
Bei  Anfnahmsgebäuden  ist  dieser  Name  sowohl  au  der  Hauptfront,  eventuell  be* 
Anlage  von  Veranden  an  deren  Längsseite,  als  auch  an  beiden  Stirnseiten  derselben 
anzubringen. 

Die  Verfassung  des  Projectes  ffir  die  Stationen  hat  hinsichtlich  der  Oberbau- 
und  Hochbananlagen,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Ausmasscs,  als  auch  ihrer  räum- 
lichen Anordnung  im  Einvernehmen  mit  der  betriebführenden  ßahnverwaltung 
zu  erfolgen. 

DU  toeMurkDodra  S.r  Srt.rr.  KU«*b«hn«..  n\  f,7 


Digitized  by  Google 


1058  K.  k.  priv.  Valsugana-Eisenbahn-Gesellsehaft. 


9.  Betriebseinrichtungen. 

Di«  Bahn  ist  mit  einer  Telegraphensprechleituag,  in  welche  sämmtliche 
Stationen  and  permanent  besetzte  Haltestellen  eingeschaltet  sind,  sowie  mit 
Glookensignalen  zu  versehen.  Ueberdies  ist  Ober  etwaige  Anordnung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  eine  «weite  Sprechleitung,  in  welche  ausser  den  Endpunkten 
der  Bahn  nur  die  grösseren  Mittelstationen  einzuschalten  sind,  herzustellen. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  Signalordnung  vorgeschriebenen  optischen 
und  akustischen  Signale  tu  verwenden. 

Bei  allen  Kreuzungsstationen,  sowie  bei  der  AnsoblussstaÜon  an  die  be- 
stehende, dem  Öffentlichen  Verkehre  dienende  Bahn  sind  DistaiiEsignale  ausxu- 
führen,  deren  Stellung,  wie  nnter  Punkt  8  erwähnt,  in  entsprechende  mechanische 
Abhängigkeit  von  jener  der  Weichen  zu  bringen  ist. 

10.  Fahrbetriebsmittel. 

Die  Beistellung  der  erforderlichen  Fahrbetriebsmittel  erfolgt  dnreh  die 
betriebführende  Bahnverwaltung  im  Einvernehmen  und  auf  Kosten  des  Concessionär* 
der  Localbahn. 

Die  Pläne  für  Hämmtliohe  Kshrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  und  ist  bei  deren  Verfassung  den  Bestimmungen 
der  Verordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  1.  Februar  1887,  Z.  2840 
(Centralblatt  für  Eisenbahnen  und  Dampfschiffahrt  Nr.  15  ex  1887)  und  vom 
1.  August  1892,  Z.  32904  (Verordnungsblatt  des  k.  k.  Handelsministeriums  für 
Eisenbahnen  und  Schiffahrt  Nr.  87  ex  1892)  Rechnung  zu  tragen. 

11.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  die  Schienen  und  sonstigen  Bahnbestandtheile,  sowie 
sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  und  Ausrüstungspe penstände  sind  ausschliesslich  im 
Inlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  in  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seite  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dnsa 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter 
den  gleichen  Bedingungen  hinsiehtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Liefer- 
zeit, wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zn  bewerkstelligen. 

12.  Behandlung  von  archäologischen  und  kunsthistorischen  Fund- 
gegenständen. 

Archäologische  und  knnsthistorische  Funde,  welche  bei  den  Bauarbeiten 
vorkommen  sollten,  sind  sofort  der  k.  k.  Centralcommission  für  Erforschung  und 
Erhaltung  der  Kunst-  und  historischen  Denkmale  in  Wien  anzuzeigen. 

Der  Concessionär  hat  diesfalls  den  Bestimmungen  des  Erlasses  des  k.  k. 
Handelsministeriums  vom  6.  Mai  1889,  Z.  18082  (Verordnungsblatt  des  k.  k. 
Handelsministeriums  für  Eisenbahnen  und  8chiffahrt  Nr.  «0  ex  1889)  zu  ent- 
sprechen und  den  Anordnungen  der  genannten  k.  k.  Centralcommission  gewissen- 
haft Folge  zu  leisten. 

13.  Sohlussbestimmuug. 

Der  Concessionär  verpflichtet  sich,  falls  die  Bahn  in  der  Folge  durch 
Anschlnss  fremder  Bahnen  in  den  Tracenzug  einer  Durchzugslinie  einbezogen 
werden  sollte,  alle  jene  Aenderungen  und  Ergänzungen  an  der  Bahn,  sowohl  iu 
der  freien  Strecke,  als  auch  iu  den  Stationen,  ferner,  wenn  erforderlich,  bei  den 
Betriebseinrichtungen  und  dem  Fahrpark«  auszuführen,  welche  seitens  des  k.  k. 
Handelsministeriums  aus  diesem  Anlasse  etwa  angeordnet  werden  sollten. 


Digitized  by  Google 


K.  k.  priv.  Valsngana-Eiaenbahn-Gesellschaft 


1059 


II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassifieation 
nnd  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  anf  die  öffent- 
lichen Rtlcksichten,  andererseits  anf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahnunter- 
nehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und  Fracht- 
gütern, sowie  von  lobenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende  Tarif- 
theil  I  der  Österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  Uber  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  concessionirte  Localbahn  Anwendung 
xu  finden  haben.  Auch  wird  der  Concessionär  sich  den  Anordnungen  wegen  des 
Beitrittes  zu  einem  eventuell  au  erstellenden  Tariftheil  I  für  den  Personenverkehr 
zu  fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuschlag  berechnet 
werden. 

8obald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgnis« von  mindestens  6  Pereent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat,  kann  das 
k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältoissmiissige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühleuindustrie  etwa  geboteneu 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarisohen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl 
zu  treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlieher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln für  Menschen  und  NuUthiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen  König- 
reichen uud  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernis«  die 
einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

8.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Concessionär  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
sendungen hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge 
hat  nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichts- 
behörde zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  besondere 
Legalitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
<ler  in  Form  einen  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  ßeufitzung 
dieser  von  dem  Concessionär  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  »ein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahnunternehmuug  und  ihren 
untergeordneten  Organen  O'ler  von  diesen  untereinander  geführt  werden,  dürfen 
durch  die  Bediensteten  der  Bahnsnstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Der  Concessionär  übernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb  und 
die  Signali*irung  erforderlichen  Telegraphenleitungen   auf  eigene  Kosten  entweder 
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naoh  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  herausteilen, 
eiuzuriohten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine  zu  ver- 
einbarende billige  Entschädigung  auch  für  Maats-  und  Privatcorreapoodenz 
verwenden  eu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
dem  Conce«siouär  eingelösten  oder  sonst  ftlr  Bahnswecke  benfltzteu  Grund  und 
Boden,  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  diene  Drähte  der  8taatatelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  diese 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erlordert,  hat  der  Conccssionär  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Der  Concessionär  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraplienanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Der  Concessionär  ist  schliesslich  verpflichtet,  sicli  bezüglich  der  conees- 
sionirtrn  Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnuneswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Looal- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

5.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten   bei  Dienst- 
reisen. 

.Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder  zur 
Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  ans  Gefälls- 
ruoksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handelsministerium 
zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Ortificaten  ausweisen, 
müssen  sammt  ihrem  Reisegepäck  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  der  Civilwachkürper. 

Für  die  Beförderung  der  Civil  waohkörper  (Sicherheitswache.  Finanzwache  etc.) 
haben  die  ffir  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze  analoge  An- 
wendung zu  finden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  dereu  Escorte.  letztere  aueh  auf  der  Rück- 
fahrt, sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  geltenden  ermässigten 
Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge  zu 
vereinbaren. 

8.  8endungen  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Hegleitung  gemessen,  insoweit  hiefiir  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militartransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  und  Frachtentarife  fZ.  1  bis  2),  sowie  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  (Z.  3  bis  H)  bleiht  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  hat  der  ConoessionSr  sich  zu  unterwerfen. 

Wien,  am  15.  März  1894. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Wurmbrand  m.  p. 
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4.  Statuten 

der  k.  it.  prir.  Valgugana-Elsenbahn-GeHeUaehaft. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Grundlage  der  Actiengesellscbaft,  Errichtung. 

Auf  Grund  des  §  11  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
ti.  Februar  1894,  K.  G.  Bl.  Nr.  70,  mit  welcher  dem  Herrn  Rudolf 
Kitter  Stammer  v.  Trauofelg,  k.  k.  Baurath  in  Wien,  das  Hecht  zum 
Baue  und  Betriebe  einer  als  normal»  pur  ige  Localbahn  herzustellenden 
Locomotiveisenbahn  von  Trient  im  Anschlüsse  au  die  Linie  Kufstein- 
Ala  der  Südbahn,  über  Pergine,  Caldonazzo,  Levico,  Roncegoo,  Borgo, 
Strigno  und  Grigno  an  die  Reichsgrenze  bei  Tezze  (Valsuganabahn) 
ertheilt  wurde,  wird  eine  Actiengesellscbaft  gebildet,  welche  unbeschadet 
der  dem  Concessionär  auch  ferner  nach  Massgabe  der  mit  dem  k.  k. 
Handelsministerium  getroffenen  Vereinbarungen  obliegenden  persön- 
lichen Haftung  für  die  Aufbringung  des  Actieucapitales  in  sämmtlicbe 
dem  Concessiooär  der  bezeichneten  Bahn  zukommenden  Rechte  und 
Verbindlichkeiten  eintritt. 

§  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Bau  und  Betrieb  der  als  normal- 
spurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiveisenbahn  von  Trient  im 
Anschlüsse  an  die  Linie  Kufstein-Ala  der  Südbahn,  über  Pergine, 
Caldonazzo,  Levico,  Roncegno,  Borgo,  Strigno  und  Grigno  an  die 
Reichsgrenze  bei  Tezze. 

Rücksicbtlich  des  eventuellen  Anschlusses  der  vorgenannten  Bahn 
an  das  italienische  Eisenbahnnetz  bei  Tezze,  sowie  des  Verkehrs- 
dienstes auf  der  Anschlussstrecke  und  in  der  Anschlussstation  bleibt 
die  Festsetzung  der  einschlägigen  Bestimmungen  dem  Abschlüsse  eines 
Staatsvertrages  mit  der  königlich  italienischen  Regierung  vorbehalten 
und  ist  die  Actiengesellschaft  verpflichtet,  sich  diesen  Bestimmungen 
und  den  daraas  für  dieselbe  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unter- 
werfen. 

Die  Gesellschaft  ist  ohne  besondere  Bewilligung  der  Staats- 
verwaltung nicht  berechtigt,  andere  Unternehmungen,  die  kein  con- 
cessioustnäaaiges  Zugehör  der  gedachten  Eisenbahnunternehmungen 
bilden,  zu  betreiben,  oder  sich  an  solchen  Unternehmungen  zu  be- 
theiligen. 

§  3. 

Sitz  der  Actiengesellscbaft. 
Die  Actiengesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 
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§  4- 
Firma. 

Die  Firma  der  Actiengesellschaft  lautet  deutsch: 
„K.  k.  priv.  Valsugana-Eisenbahn-Geselltichaft";  italienisch:  „I.  R. 
Societä  privilegiata  della  ferrovia  della  Valsugaoa"  und  wird  nach 
Vorschrift  des  Gesetzes  protokollirt.  Die  Firma  wird  vorgedruckt  oder 
von  wem  immer  geschrieben  und  collectiv  von  zwei  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathes  oder  einem  Mitgliede  desselben  und  einem  mit  der 
Procuraführung  betrauten  Beamten  der  Gesellschaft,  vom  letzteren  mit 
einem  die  Procura  andeutenden  Zusätze,  unterzeichnet. 

§  5. 

Constituirung  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  gesammte  nach  §  9 
zur  Ausgabe  gelangende  Actieucapital  gezeichnet,  die  Einzahlung  auf 
dieses  Actiencapital  gemäss  §  10  geleistet,  die  constituirende  General- 
versammlung (§  G)  ordnungemässig  abgehalten  und  die  Firma  der  Ge- 
sellschaft handelsgerichtlich  eingetragen  ist. 

Der  baren  Einzahlung  auf  das  Actiencapital  sind  die  beim  Bau 
der  im  §  2  bezeichneten  Eisenbahnlinie  bewirkten  Materiallieferungen, 
Gruudabtretungen  und  sonstigen  Leistungen  über  Verlangen  der  be- 
treffenden Interessenten  gleichzubalten. 

Die  Bewerthung  dieser  nicht  in  barem  Gelde  bestehenden  Lei- 
stungen hat  nach  den  von  der  k.  k.  Generalinspection  der  öster- 
reichischen Eisenbahnen  überprüften  Ansätzen  des  Kostenvoranschlages 
eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen  Schätzung  zu  erfolgen. 

§  6- 

Constituirende    Generalversammlung.    Erste  Constituirung 

des  Verwaltungsrathes. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  den  Con- 
cessionär  mittelst  einmaliger  Kundmachung  in  der  „Wiener  Zeitung1* 
spätestens  8  Tage  vor  der  Abhaltung  dieser  Generalversammlung  ein- 
berufen. 

Auf  dieselbe  finden  die  Anordnungen  dieser  Statuten,  welche  sich 
auf  die  Einberufung,  die  Hinterlegung  von  Actien  und  den  Vorsitz  be- 
ziehen, keine  Anwendung. 

Je  fünf  gezeichnete  und  statutarisch  eingezahlte  Prioritäts-  oder 
Stammactien  geben  das  Recht  auf  je  eine  Stimme;  die  Actienzeichner 
können  ihre  Rechte  auch  durch  Bevollmächtigte,  welche  keine  Actien- 
zeichner sind,  ausüben. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Scrutatoren  werden 
von  der  Versammlung  gewählt.  Die  constituirende  Generalversammlung 
ist  bei  Anwesenheit  von  mindestens  zehn  Actienzeichnern  oder  deren 
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Bevollmächtig teD,  welche  zusammengenommen  mindestens  die  Hälfte 
der  gezeichneten  Actien  vertreten,  beschlnsfcfähig.  Sie  wählt  mit  ab- 
soluter Stimmenmehrheit  für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre  den  Ver- 
waltungsrath, sowie  einen  Revisionsausschuss  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  §§  34  bis  37  und  50  bis  54. 

Ueber  die  Verhandinngen  dieser  Versammlung  ist  ein  Protokoll 
aufzunehmen,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der 
Versammlung  bestimmten  Tbeilnehmern  zu  unterzeichnen  und  von 
einem  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Unmittelbar  nach  der  constituirenden  Generalversammlung  con- 
Btituirt  sich  der  Verwaltungsrath  durch  Wahl  eines  Präsidenten  und 
eines  Viceprfisidenten  des  Verwaltungsrathes  mit  der  Functionsdauer 
bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Der  Verwaltungsrath  hat  ungesäumt  die  handelsgerichtliche  Ein- 
tragung der  Firma  zu  erwirken. 

§  7- 

Dauer  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Coocessionsdauer  der 
ihr  gehörigen  Bahn,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches oder  in  Folge  früherer  Erlöschung  der  Concession  oder 
Einlösung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinie  durch  den  Staat  oder  über 
einen  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Beschluss  der  General- 
versammlung eine  frühere  Auflösung  erfolgen  sollte. 

§  8. 

Kundmachungen. 

Alle  öffentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch 
den  Vorsitzenden  des  Verwaltungsrathes  rechtswirksam  durch  einmalige 
Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung".  Ausserdem  können 
dieselben  noch  in  jenen  Blättern  veröffentlicht  werden,  welche  der 
Verwaltungsrath  biezu  bestimmen  wird. 

IL  Abschnitt. 

Gesellschaftscapltal. 

§  9. 

Actiencapital.  Prior itätsobligationen. 

Das  Gesellschaftscapital  beträgt  3,000.000  Kronen  der  durch  dag 
Gesetz  vom  2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestellten  Währung, 
zerlegt  in  7500  Stück  auf  den  Ueberbringer  lautende  Actien  zu 
400  Kronen  und  besteht  aus  4000  Stück  Prioritätsactien  im  Gesammt- 
be trage  von  1,600.000  Kronen  und  aus  3500  Stück  Stammactien  im 
Gesammtbetrage  von  1,400.000  Kronen. 
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Die  Gesellschaft  int  feruer  berechtigt,  unter  den  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  vom  Tage 
der  Concessionsertheilung  zurückzuzahlen  sind,  im  Nominalbetrage  von 
höchstens  fl.  4,500.000  ö.  W.  =  9,000.000  Kronen  der  durch  das  Ge- 
setz vom  2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestelltem  Wäbruug 
auszugeben  (§  13). 

Von  den  zur  Begebung  bestimmten  Prioritätsobligationen  ist  über 
Verlangeu  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ein  den  eventuellen  Ersparnissen 
hib  Anlagekapital  entsprechender  Tbeilbetrag  zuiückzubehallen,  welcher 
erst  im  Falle  des  Bedarfes  nach  erhaltener  staatlicher  Genehmigung 
zur  Emission  zu  bringen  ist. 

In  diesem  Falle  sind  die  an  der  Verzinsung  dieser  Prioritätsobli- 
gationen erzielten  Ersparnisse  der  Garantierechnung,  die  auf  die  zurück- 
behaltenen Obligationen  nach  Massgabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden 
Rückzahlungsbeträge  aber  dem  Reservefonde  (§  59)  gutzubringen. 

§  10. 
Einzahlung. 

Die  von  dem  Lande  Tirol  uud  den  interessirten  Gemeinden  ge- 
zeichneten 3500  Stöck  Stammactien  ä  400  Kronen  =  1,400.000  Kronen 
der  dnrch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  fest- 
gestellten Währung,  sind  vor  Constituirung  der  Gesellschaft  bar  und 
voll  eiuzubezahlen. 

Auf  die  4000  Stück  Prioritätsactien  ä  400  Kronen  =  1,600.000 
Kronen  der  durch  das  Gesetz  vom  2.  Augubt  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126, 
festgestellten  Währung  ist  bei  der  Constituirung  der  Gesellschaft  die 
erfolgte  Einzahlung  von  mindestens  30  Percent  nachzuweisen  (§  5) 

Zeitpunkt  und  Höhe  der  weitereu  Einzahlungen  auf  die  Prioritäts- 
actien wird  die  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  ConcesBionspiotokolles  vom  27.  Jänner  1893,  des  Bauvertrages,  des 
fortschreitenden  Baues  und  des  derart  eintretenden  Bedarfes  festsetzen. 
Ueber  die  erste  Einzahlung  von  mindestens  30  Percent  des  Nominal- 
betrages auf  die  Prioritätsactien  sind  auf  Namen  lautende  Interimsscheine 
nach  dem  Formulare  1  auszufolgen,  auf  welchen  sohin  auch  die  weiteren 
Einzahlungen  zu  bestätigen  sind. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  Bind  sodann  die 
Interimsscheine  gegen  die  entsprechenden  Actien  umzutauschen. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Einzabluog  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  überdies  ist  der  Verwaltuugsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221  H.  G.  vorgeschriebenen 
Aufforderungen,  die  säumigen  Actienbesitzer  ihrer  Gesellschaftsrechte 
für  verlustig  und  die  ausgegebenen  Interimsscheine  für  verfallen  zu 
erklären,  sowie  an  Stelle  der  letzteren  neue  lotet imsscheine  unter  den- 
selben Nummern  auszugeben. 
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Die  geleisteten  Einzahlungen  auf  das  Actiencapital,  sowie  die  aas 
der  Begebung  der  PrioritäteoMigaüoi.en  der  Gesellschaft  zuflie6senden 
Beträge  sind  nach  Mast  gäbe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  An- 
ordnung der  k.  k.  Staatsverwaltung  fruchtbringend  anzulegen  und  be- 
stimmun gsgemasa  zu  verwenden. 

§  n- 

Ausfertigung  der  Actien. 

Sowohl  die  Prioritäts-  als  auch  die  Stammactien  werden  mit  fort- 
laufenden Nummern  versehen,  nach  den  diesem  Statut  beiliegenden 
Formularien  Nr.  2  und  3  ausgefertigt  und  diese,  sowie  die  Interims- 
scheine mit  dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft,  sowie  der  Unterschrift 
zweier  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  versehen. 

Jeder  Prioritäts-,  sowie  Stammactie  werdeu  eine  Anzahl  Coupons 
und  ein  Talon  nach  den  Foimularien  Nr.  4  und  5,  respective  Ü  und 
7  beigegeben. 

§  12. 

Untheilbarkeit  der  Actien. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  EigenthUmer  anerkannt. 

Mit  der  Zeichnung,  beziehungsweise  Erwerbung  von  Actien  der 
Gesellschaft  ist  die  Unterwerfung  unter  die  Gesellschaftsstatuten  ver- 
bunden. 

§  13. 

Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales. 

Zum  Zwecke  von  Erweiterungsbauten,  Anschaffungen  und  sonstigen 
Investitionen,  welche  nicht  in  der  ursprünglichen  Anlage  und  Ausrüstung 
der  gesellschaftlichen  Bahnlinie  gelegen  sind,  ist  die  Actieugesellschaft 
berechtigt,  über  Bescblues  der  Generalversammlung  mit  staatlicher  Ge- 
nehmigung das  Gesellschafiscapital  zu  erLüben. 

Jede  Erhöhung  des  Actimcspitales  ist  dem  k.  k.  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

§  14. 

Amortisation  des  Anlagecapi tales. 

Von  dem  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  (§  57)  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsobligatiouen  zu  ver- 
wenden, welcher  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  nach  dem  von  ihr 
zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  die  vorgedachten  Effecten 
während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  sind,  bestimmt  wird.  Es 
steht  der  Gesellschaft  frei,  mit  Genehmigung  der  k.  k.  Regierung  auch 
grössere  Beträge  als  die  im  Tilgungsplane  vorgesehenen  jährlich  zu 
amortisiren.  Die  zu  tilgenden  Titres  werden  durch  Verlosung  bestimmt, 
welche  alljährlich  zu  dem  im  Tilgungsplane   festzusetzenden  Zeitpunkte 
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durch  den  Verwaltuugsrath  vorzunehmen  ist.  Die  Nummern  der  ver- 
losten Titres  werden  iu  der  im  §  8  bezeichneten  Weise  kundgemacht. 
Die  Inhaber  der  verlosten  Obligationen  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth  dieser 
Obligationen  nebst  den  etwa  noch  ud behobenen  und  nicht  verjährten 
Zinsen.  Die  verlosten  Titres  sind  vom  Verwaltungsrathe  im  Beisein  des 
land ea fürstlichen  Commissärs  zu  vernichten. 

Das  gesammte  Actiencapital  ist  nach  einem  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Concessions- 
dauer  der  im  §  1  angeführten  Localbahn  in  der  Weise  zu  amortisiren, 
wie  dies  in  §  57  vorgesehen  erscheint.  Die  vorstehenden  Bestimmungen 
bezüglich  der  Termine,  Verlosung,  Kundmachung,  Auebezahlung  und 
Vernichtung  der  verlosten  Prioritätsobligationen  haben  auch  betreffs  der 
Amortisation  des  Actiencapital  es  Anwendung  zu  finden. 

III.  Abschnitt. 

Verwaltung  der  Gesellschaft. 
§  15. 

Organisation  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten 

a)  durch  die  Generalversammlung  der  Actionäre  (§§  16  bis  32); 

b)  durch  den  Verwaltungsrath  (§§  33  bis  49); 

c)  durch  den  Revisionsausschuss  (§§  50  bis  54). 

a)  Generalversammlung. 

§  16. 

Generalversammlung  der  Actionäre. 

Die  nach  den  Vorschriften  dieser  Statuten  einberufene  und  be* 
scbluBsfähige  Generalvereatouiluug  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre. 
Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

§  17. 

Ordentliche  Generalversammlung. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  ttitt  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  55)  alljährlich  einmal,  spätestens  im  Monate  Juni, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

§  18. 

Ausserordentliche  Generalversammlung. 

Ausserordentliche«  Generalversammlungen  finden  nach  dem  Er- 
messen des  Verwaltungsrathes  statt,  so  oft  es  letzterer  im  Interesse  der 
Gesellschaft  für  nothwendig  erachtet. 
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Der  Verwaltungsrath  i»t  verpflichtet,  eine  ausserordentliche  Ge- 
neralversammlung einzuberufoD,  wenn  dieselbe  in  einer  Generalver- 
sammlung beschlossen  wurde,  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Actionär«, 
deren  Actienbesitz  mindestens  den  fünften  Theil  des  gesammten  noch 
nicht  getilgten  Actiencapitales  betragt,  diese  Einberufung  unter  Angabe 
des  Gegenstandes,  welcher  der  Beschlußfassung  der  ausserordentlichen 
Generalversammlung  untersogen  werden  soll,  schriftlich  verlangen  und 
die  zu  ihrer  Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschafts- 
casse  oder  bei  einem  k.  k.  Notar  hinterlegen,  beziehungsweise  nach 
§21,  Abs.  2,  ausweisen.  In  einem  solchen  Falle  hat  die  Einberufung 
der  ausserordentlichen  Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  30  Tagen, 
vom  Zeitpunkte  des  gehörig  gestellten  Begehrens  an  gerechnet,  gelegenen 
Termin  zu  erfolgen. 

§  19. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Ge- 
neralversammlung geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  (§  8), 
welche  mindestens  14  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Versammlung 
auberaumten  Tage  zu  erscheinen  hat  und  in  welcher  die  zur  Verhand- 
lung bestimmten  Gegenstände  bekannt  gegeben  werden. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  als  Gegenstände  der  Verhandlung  aufzunehmen,  welche  von 
einem  oder  mehreren  Actionären,  welche  sich  als  Besitzer  von  wenig- 
stens dem  zehnten  Theil  des  noch  nicht  getilgten  Actiencapitales  aus- 
gewiesen und  die  entsprechende  Anzahl  Actien  hinterlegt  (§  21)  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  beim 
Verwaltungsrathe  schriftlich  angemeldet  worden  sind. 

§  20. 

Einhaltung  der  Tagesordnung. 

In  der  Generalversammlung  können  nur  über  jene  Gegenstände 
Beschlüsse  gefasst  werden,  deren  Verhandlung  in  der  betreffenden  Ein- 
berufungskundmachung (§  19)  namhaft  gemacht  wurde.  Nur  über  den 
Antrag  auf  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
kann  auch  ohoe  vorhergegangene  Ankündigung  beschlossen  werden. 

§  21. 

Berechtigung  zur  Tbeilnahme  an  der  Generalversammlung. 

Zur  Tbeilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Actien- 
besitzer  berechtigt,  welcher  mindestens  fünf  Actien  spätestens  8  Tage 
vor  Zusammentritt  der  statutenmäßig  einberufenen  Generalversammlung 
bei  der  Gesellschaftscasse  oder  einer  anderen,  in  der  Einberufungs- 
kundmachung bezeichneten  Stelle  hinterlegt  hat. 
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In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Landes  Tirol  und  der  Ge- 
meinden (§  10)  befindlichen  Actien  genügt  an  Stelle  der  Deponirung 
die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung  des  Landesaugschusses, 
beziehungsweise  der  Gemeindevertretungen. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte, 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien,  die 
durch  dieselbe  begründete  Stimmenzahl  ausweist,  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  Vertreter  (§  23)  gilt. 

§  22. 
Stimmrecht. 

Je  fünf  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme  in  der  Ge- 
neralversammlung. Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  geniesseu  mit  der 
im  §  36  vorgesehenen  Ausnahme  gleiches  Stimmrecht. 

In  Ansehung  der  Verwaltung  und  Vertretung  gewährt  der  Besitz 
von  fünf  Interimsscheinen  (§  10)  Uber  die  auf  Prioritätsactien  geleistete 
statutarische  Einzahlung  dieselben  Rechte  wie  der  von  fünf  Actien. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtsnamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 

§  23. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
ausgeübt  werden,  welcher  selbst  zur  Theilnahme  an  der  General- 
versammlung berechtigt  ist.  Ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmung 
üben  Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetclichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch 
ihre  Bevollmächtigten  aus. 

§  24. 

Vorläufige  Kenntnissnahme    der  Verhandlungsgegenstände. 

Der  Geschäftsbericht  und  Jahresrechnungsabschluss,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  werden  8  Tage  vor  der  General- 
versammlung in  der  gesellschaftlichen  Kanzlei  aufgelegt,  und  jedem  als 
stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  auf  Verlangen  zur  Einsicht- 
nahme unterbreitet. 

§  25. 

Bedingungen  der  Beschlussfähigkeit. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  selbe  ordnungs- 
mässig  (§  19)  eiuberufen  wurde,  und  mindestens  acht  stimmberechtigte 
Actionäre  anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oder  Vollmachtsnamen 
(§  23)  wenigstens  den  zehnten  Theil  des  noch  nicht  getilgten  Actien- 
capitales  vertreten. 
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Ueber  die  im  §  29  unter  lit.  g  bis  k  angeführten  Gegenstände 
können  jedoch  giltige  Beschlüsse  nur  in  einer  Generalversammlung  ge- 
fabst  werden,  in  welcher  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  acht  stimm- 
berechtigten Actionären  mindestens  ein  Viertel  des  noch  nicht  getilgten 
Actiencapitales  vertreten  ist. 

§  26. 

Vorgang  bei  Beschlussunfähigkeit. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  im 
Sinne  des  §  25  nicht  beschlussfähig,  so  ist  binnen  8  Tagen  eine  neue 
Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen 
Termin  einzuberufen,  in  welcher  nur  Uber  die  in  der  Kundmachung 
der  beechlussunfähig  gebliebenen  Generalversammlung  angeführten  Gegen- 
stände, jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actionäre 
und  auf  die  Höhe  der  durch  sie  vertretenen  Summe  des  Actiencapitales, 
giltige  Beschlüsse  gefasst  werden  können,  was  in  der  Einberufungs- 
kundmachung ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

Der  Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  (§  19) 
dieser  an  Stelle  einer  beschlussunfähig  gebliebenen  einberufenen  zweiten 
Generalversammlung  kann  auf  8  Tage  und  die  Frist  für  den  Erlag 
der  Actien  (§21)  auf  4  Tage  abgekürzt  werden. 

•§  27. 

Vorsitz  in  der  Generalversammlung. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
Vicepräsident  des  Verwaltungsrathes,  bei  Verhinderung  beider  ein  vom 
Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliesst  die  Beratbungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vor- 
nahme der  Wahlen. 

§  28. 

Functionäre  der  Generalversammlung. 

Den  Schriftführer  für  die  Generalversammlung  ernennt  der  Vor- 
sitzende. Zu  Stimmzählern,  welche  zugleich  als  Protokollverificatoren 
zu  fungiren  haben,  beruft  derselbe  zwei  der  anwesenden  Actionäre, 
welche  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind. 

§  29. 

Wirkungskreis  der  Generalversammlung. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes; 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  36); 
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c)  die  Wabl  der  Mitglieder  des  Revisioosausschustcs  (§  50); 

dj  die  Genehmigung  der  Jabreerechnaog  and  Ertbeilung  des  Ab« 

solutoriums  an  den  Verwaltungsrath; 
*)  die  Beschlußfassung   über  die    Verwendung   de«  Reingewinne« 

(§  57); 

f)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath 
in  Fallen,  welche  seinen  gewöhnlichen  Wirkungskreis  Über- 
schreiten ; 

g)  die  gänzliche  oder  theilweise  VerÄusserung  der  gesellschaftlichen 
Bahnlinie; 

h)  die  Beschlußfassung  Uber  Aenderung  der  Statuten,  insbesondere 
über  etwaige  Abänderungen  des  Gegenstandes  der  Gesellseliaft«- 
unteroehmung  (Art.  215  H.  G.  B.); 

i)  die  Vermehrung  des  Actiencapitales; 

k)  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  und  zwar  auch  im  Falle  einer 
Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Gesellschaft  (Art.  215 
H.  G.  B.). 

Beschlüsse  über  die  unter  g  bis  k  angeführten  Gegenstände  be- 
dürfen su  ihrer  Giltigkeit  der  staatlichen  Genehmigung. 

§  30. 

Zustandekommen  der  Beschlüsse. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Mehr- 
heit der  abgegebenen  Stimmen ;  bei  Stimmengleichheit  wird  jene 
Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  zu  Gunsten  welcher  der  Vorsitzende 
seine  Stimme  abgegeben  hat.  Beschlüsse  über  die  im  §  29  unter  g  bis 
k  angeführten  Gegenstände  können  jedoch  nur  mit  einer  Mehrheit  von 
mindestens  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  giltig  gefssst  werden. 

§  31. 
Wahlvorgang. 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht  anders 
beschließen  sollte,   durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimmzettel. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  die  absolute 
Stimmenmehrheit  erhalten  haben.  Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  ab- 
solute Stimmenmehrheit  nicht  erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen 
denjenigen  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  wird 
in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere 
Wahl  gebracht.  Erhalten  zwei  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen- 
zahl, so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zu  der  be- 
treffenden Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz 
ausgewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach 
einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 
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§  32. 

General  Versammlungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  zwei  StimmenzShlern,  welche  nach  §  28  zugleicn 
als  Verificatoren  fungiren,  zu  unterzeichnen  ist. 

b)  Verwaltungsrath. 

§  33. 

Vorstand  der  Actiengesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241  des 
Handelsgesetzes  ist  der  Verwaltungsratb. 

§  34. 

Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  wird  auf  neun 
oder  elf  festgesetzt. 

§  35. 

Staatsbürgerschaft   und  Domicil   der  Verwaltungsraths- 
mitglieder. 

Zwei  Drittel  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  müssen  öster- 
reichische Staatsbürger  sein  und  im  Gebiete  der  im  Reichsrathe  ver- 
treteneu Königreiche  und  Länder  ihren  Wohnsitz  haben. 

§  36. 

Zusammensetzung  und  Functioned auer  des  Verwaltungsrathes. 

Ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  wird  von  der  Staatsver- 
waltung entsendet. 

Dieses  Mitglied  ist  in  die  im  §  34  festgesetzte  Zahl  der  Ver- 
waltungsratbsmitglieder  einzurechnen. 

Die  übrigen  Verwaltungsrathsmitglieder  werden  je  zur  Hälfte  von 
den  Besitzern  der  Prioritätsactien  und  von  jenen  der  Stammactien  in 
zwei  Wahlgruppen  und  zwei  gesonderten  W  ahlacten  jedoch  bei  der- 
Helben  Generalversammlung  gewählt. 

Das  Land  Tirol,  sowie  diejenigen  tirolischeo  Gemeinden,  welche 
laut  der  Zeichnungsprotokolle  die  Stammactien  gezeichnet  haben,  sind 
berechtigt,  so  lange  sie  sich  im  Besitze  von  Stammactien  befinden, 
ersteres  durch  den  Landesansschuss  ein  Mitglied  und  letztere  zusammen 
zwei  Mitglieder  in  den  Verwaltungsratb  /.u  entsenden,  welche  drei 
Mitglieder  in  die  auf  die  Wahlgruppe  der  Stammactienbesitzer  entfallende 
Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder  einzurechnen  sind. 
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Die  Mitglieder  de«  Verwaltungsrathes  (mit  Ausnahme  der  vom 
Staate,  dem  Lande  Tirol  und  den  tiroliscben  Gemeinden  entsendeten) 
werden  in  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  die  Dauer  voo 
drei  Geschäftsjahren  gewählt.  Von  den  derart  in  der  dritten  ordentlichen 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  haben 
zwei  durch  das  Los  zu  bestimmende  bei  der  vierten  ordentlichen  Ge- 
neralversammlung, weitere  zwei  gleichfalls  durch  das  Los  zu  bestimmende 
bei  der  fünften  ordentlichen  Generalversammlung  und  die  übrigen  bei 
der  sechsten  ordentlichen  Generalversammlung  auszutreten,  und  ist  der 
Ver waltun gsrath  stets  dureb  Neuwahl  von  denjenigen  Wahlgruppen, 
von  denen  die  Ausgetretenen  gewählt  waren,  wieder  zu  ergänzen.  In 
der  siebenten  und  den  weiteren  ordentlichen  Generalversammlungen 
haben  von  den  auf  diese  Art  gewählten  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  jeweilig  diejenigen  auszutreten,  deren  dreijährige  Functionsdauer 
abgelaufen  ist.  Die  Ausgetretenen  sind  jederzeit  wieder  wählbar. 

§  37. 

Erste  Wahl  des  Verwaltungsrathes. 

Für  die  ersten  drei  Geschäftsjahre  werden  die  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes, mit  Ausnahme  der  nach  Mas^gabe  der  Bestimmungen 
des  §  36  von  der  Staatsverwaltung,  dem  Tiroler  Lande  Bausschusse  und 
den  betheiligten  Tiroler  Gemeinden  zu  entsendenden  Mitglieder,  gemäss 
der  §§  6  und  36  von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt. 

§  38. 

Ausscheiden  von  Verwaltungsrathsmitgliedern. 

Falls  ein  gewähltes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf 
seiner  dreijährigen  Functionsdauer  ausscheidet,  oder  an  der  Ausübung 
seiner  Function  dauernd  verhindert  ist,  so  wählen  die  übrigen  Mit- 
glieder des  VerwaltungsratbeB,  welche  von  derselben  Wahlgruppe  wie 
der  Ausscheidende  das  Mandat  erhalten  haben,  an  seiner  Stelle  einen 
Ersatzmann,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung 
in  Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  durch  die  betreffende  Wablgruppe, 
und  für  jene  Zeit,  für  welche  der  Ausgeschiedene  noch  zu  funetiooiren 
gehabt  hätte. 

§  39. 
Caution. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritte seiner  Functionen  für  die  Dauer  derselben  und  bis  nach  der 
ersten  auf  seinen  Austritt  folgenden  Generalversammlung  zehn  Stück 
Actien  der  Gesellschaft  sammt  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution 
in  die  Gesellschaftscasse   oder  bei   einem  vom  Verwaltungsrathe  zu 
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bestimmenden  anderen  Orte  zu  hinterlegen.  Die  Nichterfüllung  dieser 
Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  Bekanntgabe  der  Wahl  gilt  als  Ab« 
lehnnng  derselben.  Während  der  Amtsdauer  und  nach  Ablauf  derselben 
bis  zur  Genehmigung  der  auf  dieselbe  bezüglichen  Rechnungen  köanen 
diese  Actien  vom  Erleger  weder  veräussert  noch  verpfändet  werden. 

§  40. 

Vorsitz  im  Verwaltungsrathe;  Präsident,  Vicepräsident. 

Den  Vorsitz  im  Verwaltungsrathe  führt  der  Präsident  und  in  dessen 
Verhinderung  der  Vicepräsident  des  Verwaltungsrathe*.  Beide  Punc- 
tionäre  werden  jährlich  unmittelbar  nach  jeder  ordentlichen  General- 
versammlung vom  Verwaltungsrathe  aus  seiner  Mitte  für  di*  Zeit  bis 
zur  nächsten  ordentlichen  General  Versammlung  gewählt. 

Bei  gleichzeitiger  Verhinderung  Beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath zeitweilig  eines  seiner  Mitglieder  mit  der  Function  eines  Vor- 
sitzenden. 

Der  Präsident  und  Vicepräsident  des  Verwaltungsrath  es  sind  nach 
Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar,  sofern  sie  nicht  aus  dem 
Verwaltungsrathe  ausgeschieden  sind. 

§  41. 

Verwaltung8rathssitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich,  so  oft  es  die  Geschäfte  er- 
fordern, Uber  Einladung  des  Präsidenten  oder  Vicepräaiienten  oder  auf 
Verlangen  von  drei  Mitgliedern  am  Sitze  der  Gesellschaft.  Ausnahms- 
weise können*  über  Beschluss  des  Verwaltungsrathes  dessen  Sitzungen 
auch  in  Trient  stattfinden. 

§  42. 

Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes. 

Zur  Beschlussfähigkeit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungs- 
massige schriftliche  Einladung  sämmtlicher  Mitglieder  und  die  persön- 
liche Anwesenheit  der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungs- 
rathsmitglieder erforderlich. 

§  43. 

Abstimmung.  Stellvertretung  in  der  Verwaltungsraths- 
sitzung. 

Der  Verwaltungsrath  fasst  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. Jedem  Mitgliede  kommt  eine  Stimme  zu. 

Der  Vorsitzende  kann  seine  Stimme  wie  jedes  andefe  Mitglied 
abgeben. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Beschluß, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  mittelst  Stimmzettels. 

Dt«  R.chUorkundfo  d.r  öit.rr.  EU.ob.ha«».  III.  68 
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Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  abaolate  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Abwesende  Verwaltungsrathsmitglieder  können  einem  der  zur 
Sitzung  Erscheinenden  ihre  Stimme  mittelst  Vollmacht  übertragen. 

§  44. 

Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes.  Executivcomite. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Vertretung  der  letzteren  nach 
aussen  betraut,  und  ist  zu  diesem  Behufe  mit  den  ausgedehntesten  Voll- 
machten versehen,  namentlich  auch  zu  allen  jenen  Befugnissen  er- 
mächtigt, zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B.  eine  besondere  Voll- 
macht gefordert  wird. 

Dem  Verwaltungsrathe  steht  die  Ernennung  und  Entlassung  der 
Beamten  und  Diener  der  Gesellschaft,  sowie  auch  die  Festsetzung  der 
der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Dienstordnung  (§  45)  und 
die  Ertheilung  der  Procura  an  Beamte  der  Gesellschaft  zu.  Ueberhaupt 
ist  derselbe  zu  allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  berufea,  welche 
laut  dieser  Statuten  nicht  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Es  steht  dem  Verwaltungsrathe  frei,  unbeschadet  der  Bestimmungen 
des  Art.  231  H.  G.  B.,  aus  seiner  Mitte  einer  einzelnen  Person  oder 
einem  Executivcomite'  als  Executivorgao  die  Führung  eines  Theiles  der 
Geschäfte  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  zu  übertragen. 

Den  Wirkungskreis  dieser  Functionäre  bestimmt  der  Ver- 
waltungsrath. 

§  45. 

Geschäftsordnung. 

Der  Verwaltungsrath  beschliesst  seine  Geschäftsordnung  un- 
beschadet der  Bestimmungen  der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.  Ebenso 
bestimmt  er  die  Reglements  und  Instructionen  für  die  Beamten  und 
Diener  der  Gesellschaft.  Ihm  steht  die  Bestrafung  von  Dienstes  vergehen, 
sowie  auch  die  Suspension  und  Entlassung  von  Beamten  und  Dienern 
der  Gesellschaft  zu. 

§  46. 

Ergänzende  Bestimmungen  zur  Dienstordnung. 

Im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Beamte,  Unter- 
beamte und  Diener,  sei  es  in  definitiver  oder  provisorischer  Eigen- 
schaft, nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staats- 
bürgerschaft in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch- ungarischen 
Monarchie  besitzen. 
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Ausnahmen  hievon  bedürfen  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltnng  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlaugen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Von  den  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  wird  die  concessions- 
gemfiss  der  Staatseisenbahnverwaltung  vorbehaltene  Betriebfübrung 
nicht  berührt. 

§  47. 

Sitzungsprotokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  des 
Verwaltung» rathes  zu  unterzeichnen  sind. 

§  48. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  üben  ihre  Functionen  als 
solche  unentgeltlich  aus  und  erhalten  lediglich  die  Baarauslagen  der  im 
Interesse  der  Gesellschaft  unternommenen  und  von  der  Verwaltung  be- 
schlossenen oder  genehmigten  Reisen  von  der  Gesellschaft  vergütet. 

§  49. 

Ausschliessung  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsratb. 
Wirkuug  der  Ausschliessungsgründe. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  wer  in  directem  Vertragaver- 
hältnisse  als  Bauunternehmer  oder  Lieferant  etc.  zur  Gesellschaft  steht, 
wer  in  Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne 
seine  Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben,  wer  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffent- 
liche Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  in  Untersuchung  steht  oder  schuldig  gesprochen  worden  ist, 
kann  nicht  Mitglied  deB  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  der  obigen  Ausschliessungsgründe  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathen  während  dessen  Functionsdauer 
hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

c)  Revisionsausschuss. 

§  50. 

Zusammenbetzung  des  Revisionsausschusses. 

Behufs  Prüfung  der  gesellschaftlichen  Jahresrechnungen  wählt  die 
jeweilige  ordentliche  Generalversammlung  alljährlich  einen  aus  zwei 
Mitgliedern    und    einem    Ersatzmann   bestehenden  RevisionsausBchuss. 

68* 
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Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mitgliedes 
des  KevißiondauBschusaes  jn  Function. 

§  61. 

Ausschliessungsgrund. 

Die  Mitglieder  des  RevisionsausschuBgpa,  sowie  der  Ersatzmann 
dürfen  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  sein. 

§  52. 

Aufgabe  des  Re  visionsausschusses. 

Der  RevisionsausBchuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
Jahresrechnungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  in  die 
Bücher  der  Gesellschaft  Einsiebt  zu  nehmen,  Aufklärungen  zu  verlangen, 
und  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

§  53. 

Erste  Wahl  des  Revisionsausschusses. 

Zur  Prüfung  der  ersten  Jahresrechnung  werden  die  zwei  Mitglieder 
des  RevisioneausBchusses  und  der  Ersatzmann  von  der  constituirenden 
Generalversammlung  gewählt  (§  6). 

§  54. 

Unentgeltlichkeit  der  Functionen  des  Revisionsausschusses. 

Die  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  erhalten  keinerlei  Bezüge 
oder  Entgelt  für  ihre  Mühewaltung. 

IV.  Abschnitt. 

Geschäftsjahr,  Jahresrechnung,  Verwendung  des  Jahres- 
einkommens, Reservefond. 

§  55. 

Geschäftsjahr.  Erstes  Geschäftsjahr. 

Das  Geschäftejahr  der  Gesellschaft  beginnt  mit  1.  Jänner  und 
endet  mit  31.  December  eines  jeden  Jahres. 

Ausnahmsweise  umfaest  das  erste  Geschäftsjahr  den  Zeitraum  vom 
Tage  der  Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  December  des 
Jahres,  in  welchem  die  Betriebseröffuung  der  im  §  1  genannten  Bahn- 
linie stattfindet. 

§  56. 

Rechnungsabschluss.  Bilanzauf  Stellung. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen  ab- 
geschlossen und  wird  nach  Vorschrift  deB  Gesetzes  und  nach  Massgabe 
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der  diesfalls  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  etwa  zu  treffenden  be- 
sonderen Anordnungen  die  Bilanz  aufgestellt,  welche  sohin  von  dem 
Verwaltungsratbe  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Beschlues- 
fassung  (§  29,  lit.  d)  voi zulegen  ist. 

§  57. 

Verwendung  des  Jahreseinkommens. 

Das  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 

a)  aus  dem  Reinerträgnisse  der  gesellschaftlichen  Eisenbahnlinien, 
wie  sich  solches  aus  der  von  der  k.  k.  Staatseisenbahnverwaltung 
autzustellenden  Betriebsrechnung  ergiebt;  und 

b)  aus  den  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf  Grund 
der  übernommenen  Reinertragsgarantie  zu  leistenden  Zuschüssen. 
Dieses  Jahreseinkommen  ist  vor  allem  zur  Verzinsung  und  plan- 

mässigen  Tilgung  der  ausgegebenen  Prioritätsobligationen  zu  verwenden. 

Wenn  das  sub  a  erwähnte  Reinerträgniss  der  Bahn  die  vom 
Staate  garantirte  Jahressumme  überschreitet,  so  wird  die  Hälfte  des 
diesfklligen  Ueberschusses  sogleich  zur  Rückzahlung  der  etwa  vom 
Staate  bereits  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen  verwendet. 

Biebei  geht  die  Berichtigung  der  fälligen  laufenden  oder  rück- 
ständigen  Zinsen  der  Refundirung  der  Vorschüsse  voran. 

Der  Rest  des  Reinertrages  ist  nach  Massgabe  Reiner  Zulänglichkeit 
euccessive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  zur  planmassigen  Tilgung  der  Prioritätsactien ; 

2.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  (eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  findet  nicht  statt); 

3.  zur  planmäßigen  Tilgung  der  Stammactien; 

4.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höbe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien. 

Die  sub  1  und  3  angeführten  Verwenduogsarten  beginnen  erst 
nach  erfolgter  gänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  (§  14). 

Der  danach  etwa  noch  verbleibende  Ueberschuss  de*  Jahresein- 
kommens ist,  sofern  nicht  die  Generalversammlung  eine  anderweitige 
Verwendung  beschliessen  sollte,  als  Soperdividende  auf  sämmtlicbe  noch 
nicht  amortieirte  Priorität«-  und  Stammactien  gleichmässig  zu  vertheilen. 

§  58. 

Fälligkeitstermin.  Verjährung. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  findet  nachhinein  am  1.  Juli  des 
dem  bezüglichen  Geschäftsjahre  folgenden  Jahres  statt. 

Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  drei  Jahren  vom  Fälligkeits- 
termine an  gerechnet  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  des  Reserve- 
fonds der  Gesellschaft  (§  59). 
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§  51). 
Reservefond. 

Zur  Dotirung  des  für  Erweiterungsbauten  und  sonstige  Investitionen 
dienenden  Reservefundes  int  aus  dem  im  §  9  festgesetzten  Gesellschafts- 
capitale  ein  Effectivbetrag  von  160.000  Kronen  gewidmet,  welchem  Fonde 
auch  die  nach  Abscbluss  der  Baiirechnung  sich  ergebenden  Erbparnissc 
an  dem  Baucapitale,  sowie  weiters  ein  etwaiger  Mehrerlös  aus  der 
Begebung  der  Prioiitätsobligatioueu  »umführen  sein  werden. 

Obige  Dotirung  hat  nach  Maßgabe  der  von  der  k.  k.  Regierung 
im  geeigneten  Zeitpunkte  zu  treffenden  Eutscheid ung  entweder  in 
Baarem  oder  durch  Zurückbehaltung  eines  entsprechenden  Nominal- 
betrages der  Priorität^obligationen  zu  erfolgen  (§  9). 

Diesem  Reservefoode  haben  ferner  auch  die  auf  die  zurück- 
behaltenen Obligationen  nach  Ma»sgabe  der  Verlosung  etwa  entfallenden 
Rückzahlungsbeträge  (§  9,  letzter  Absatz),  sowie  die  verfallenen 
Dividenden  (§  58)  zuzufliessen. 

Obiger  Reservefond,  welcher  im  Falle,  der  Ausübung  des  con- 
cesBionsmässigen  Einlösungs-  und  lleiinfallsrechtes  durch  den  Staat 
unter  den  concessionsmässigen  Bedingungen  an  den  Staat  überzugehen 
bat,  ist  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  Anordnung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung  abgesondert  von  dem  sonstigen  Vermögen 
der  Gesellschaft  fruchtbringend  anzulegen  und  bestimmungsgemäss  zu 
verwenden. 

V.  Abschnitt. 
Auflösung  der  Gesellschaft. 
§  60. 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  General- 
versammlung die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  welche  nach  diesen 
Statuten  dem  Verwaltungsrathe  zustehen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  bleiben  wahrend 
der  Dauer  der  Liquidation  und  bis  zur  Beendigung  derselben  mit  der 
Modifikation  in  Wirksamkeit,  das 8  die  Generalversammlung  durch  die 
Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse 
des  Verwaltungsrathe». 

§  61. 

Vermögen  s  verth  eil  ung. 

Von   dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Priorität»- 
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Obligationen,  sowie  eventuelle  sonstige  Schulden  zur  Rückzahlung  zu 
bringen.  Aus  dem  erübrigenden  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  die 
Forderungen  des  Staates  an  Garantievorschüssen  sammt  Zinsen  zu 
berichtigen. 

Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht 
amortisirte  Prioritätsactien  zu  vertheilen,  insoferne  hienach  auf  jede 
derselben  nicht  mehr  als  der  Nenuwerth  entfällt. 

Der  sodann  noch  verbleibende  Ueberschuss  ist  auf  sämmtliche 
noch  nicht  amortisirte  Stammactien  zn  vertheilen,  insoferne  hienach  auf 
jede  derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Sollte  nach  Bestreitung  der  sämmtlichen  vorstehend  angeführten 
Zahlungen  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben,  so  hat  über  die 
Verwendung  desselben  die  Generalversammlung  zu  entscheiden. 

VI.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 
§  62. 

Staatsaufsicht.    Besondere  Befugnisse  des  landesfürstlichen 

CommisBärs. 

Die  Staateverwaltung  übt  das  ihr  gesetzlich  zustehende  Recht 
der  Aufsicht  in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Mass- 
gabe der  Bestimmungen  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
6.  Februar  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  und  der  gegenwärtigen  Statuten 
aus  und  bleibt  es  derselben  vorbehalten,  zu  diesem  Behufe  einen 
landesfürstlichen  Commissär  zu  bestellen. 

Derselbe  hat  das  Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungs- 
rathes  und  des  eventuell  von  demselben  bestellten  Executivcomites, 
sowie  der  Generalversammlung,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  allfällige  Beschlüsse  und  Verfügungen,  welche  er  als 
den  Gesetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwider- 
laufend, beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig  erachtet, 
zu  sistiren.  Der  landesfürstliche  Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch 
solche  Beschlüsse  und  Verfügungen  des  VerwaltungBratheB  und  der 
Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  der  über- 
nommenen Reinertragsgarantie  entspringenden  finanziellen  Interessen 
des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  in  diesem  Falle 
sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen, 
welche  für  die  Gesellschaft  bindend  ist. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueherwachung  der  Bahnunternehmuug 
bat  die  Gesellschaft  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäfts- 
last eine  von  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmende  Pauschalvergütung 
an  den  Staatsschatz  zu  leisten. 
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§  63. 

Subsidiäre  Geltung  dee  Handelsgesetzbuches. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur 
Anwendung  zu  kommen. 

§  64. 
Forum. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschafteverhältnisse  werden  vor  dem 
competenten  Gerichte  ausgetragen. 

§  65. 

Berücksichtigung  von  ausgedienten  Unterofficieren. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G:  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unteroffiziere  Bedacht  zu  nehmen. 

Z.  13081. 

Vorstehende  Statuten   werden    auf   Grund  Allerhöchster  Ermlcbtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  31.  Mai  1894. 

Bacquehem  m.  p. 
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1.  Gesetz  vom  26.  December  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  33  ex  1894, 

betreffend  die  Herstellung  der  Ybbsthalbahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiebsrathes  finde  leb  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Ausführung  einer  als  schmal- 
spurige Localbabn  herzustellenden  Eisenbahn  von  der  Station  Waid- 
hofen a.  d.  Ybbs  der  Staatsbabnlinie  AmstettenKleinreifliog  über 
Hollenstein,  Göstling  und  Lunz  zum  Anschlüsse  an  die  Station  Kien» 
berg-Gaming  der  Staatsbahnlinie  Pöchlarn-Gaming  (Ybbsthalbahn) 
durch  Concessionsertheilnng  unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes 
sicherzustellen. 

Artikel  II. 

Filr  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  kann  bei  Ertbeilung 
der  Concession,  deren  Dauer  mit  höchstens  90  Jahren  vom  Tage  der 
Conceasionsertheilung  an  gerechnet,  zu  bemessen  ist,  unbeschadet  der  An- 
wendung der  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl. 
Nr.  81,  und  vom  28.  December  1890,  R.  G.  Bl.  Nr.  229,  vom  Staate 
die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses  gewährt  werden,  welches 
der  4percentigen  Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zweeke 
der  Geldbeschaffung  aufzunehmenden,  binnen  75  Jahren  zu  tilgenden  Prio- 
ritätsanlehens im  Nominalbetrage  von  höchstens  2,400.000  fl.  ö.  W.  Noten, 
zuzüglich  einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote 
für  das  mit  höchstens  200.000  fl.  ö.  W.  zu  beziffernde  Priori täUactien- 
capital  gleichkommt,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der* 
Eröffnung  des  Betriebes  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessions- 
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dauer  mit  dem  Maximalbetrage  von  110.589  fl.  ö.  W.  und  für  den  Rest 
der  Concessionsdauer  mit  dem  herabgeminderten  Maximalbetrage  von 
17.989  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 

Für  die  zu  Lasten  des  Baucapitales  zu  bestreitende  Verzinsung 
des  vorgedachten  Prioritätsanlebens  im  Nominalbeträge  von  höchstens 
2,400.000  fl.  ö.  W.  Noten  in  der  Zeit  vom  Tage  der  Ausgabe  der 
Theilschuldverschreibungen  dieses  Anlehens  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Et  Öffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  kann  vom 
Staate  die  Garantie  unter  der  Bedingung  zugesichert  werden,  dasa  nach 
dem  Ermessen  der  Regierung  und  nach  den  von  derselben  zu  prüfenden 
Nach  Weisungen  das  Auslangen  mit  dem  veranschlagten  Baucapital  und 
die  Einhaltung  des  couccssionsmässigen  Bautermines  (Artikel  V)  ge- 
sichert erscheint. 

Artikel  III. 

Die  Zusicherung  der  im  Artikel  II  bezeichneten  Garantien  ist 
an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  vom  Erzherzogthum  Oesterreich  unter 
der  Enns  aus  Land  ermitteln  und  von  den  Interessenten  zusammen 
ein  Nominalbetrag  von  mindestens  550.000  fl.  ö.  W.  in  Stammactien 
und  ein  weiterer  Theilbetrag  von  100.000  fl.  in  Prioritätsactien  der 
für  die  genannte  Eisenbahn  zu  bildenden  Actiengesellschaft  zum  vollen 
Nennwerthe  übernommen  wird. 

Für  die  vorbezeichneten  Stammactien  sind  während  der  Bauzeit 
(Artikel  V)  Intercalarzinsen  aus  dem  Anlagecapitale  nicht  zu  bezahlen. 

Artikel  IV. 

In  Ausführung  des  Artikel«  II,  erster  und  zweiter  Absatz,  sind 
folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  derjenige 
Betrag  zur  Tilgung  der  auszugebenden  Prioritätsobligationen  und  Pri- 
oritätsactien zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung  nach 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  bestimmt  wird,  dem- 
zufolge die  Prioritätsobligationen  innerhalb  75  Jahren  vom  Tage  der 
Concessionsertheilung  an  gerechnet,  und  die  Prioritätsactien  während 
der  restlichen  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  sind. 

2.  Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  anf  in-  und 
ausländischen  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre 
von  der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebs - 
rechnung  als  Ausgabspost  eingestellt  werden ;  bezüglich  der  Coupons- 
atempelgebühren  ist  dies  nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszuschtisse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  entrichten. 

3.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Znschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jahresrechnung  spätestens  drei  Monate 
nach  deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 
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Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritätsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
des  auf  Grund  des  Ertrag&praiiminares  richtiggestellten  Erfordernisses 
Theilzablungeo  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahrearechnung 
zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concettsionäre  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallzeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahre  *  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  sind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  6  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des 
Staates  muss  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  be- 
treffenden Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  er- 
loschen ist. 

4.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  Über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschusa  zu  bebandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  diesfallige  Ueberschuss  sogleich  zur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hieb  ei  bat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  V. 

* 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn,  welche  in 
drei  Theilstrecken,  und  zwar: 

1.  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  bis  Höllenstein, 

2.  von  Kienberg-Gaming  bis  Lunz  und 

3.  von  Lunz  bis  Hollenstein 

herzustellen  ist,  muss  längstens  binnen  fünf  Jahren,  vom  Tage  der 
Ooncessionsertheilung  an  gerechnet,  ausgeführt  werden  und  ist  die  ganze 
Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  haben  die  Concessionäre 
der  Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise 
entsprechende  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfülluug  der  obigen  Verpflichtung  ist  die 
Caution  als  verfallen  ZU  erklären. 
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Artikel  VI. 

Die  Vergebung  des  Baues  und  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  EiuflußBnaliine  der  Staatsorgane  aufzuteilenden  t 
Detail projectes  und  Kostenvoranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Be 
dingnissen  stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung  zu 
vergeben. 

Die  Bewerthung  der  gegen  Uebernahme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferungen,  Grundabtretungen  und  sonstigen 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  An- 
sätzen des  Kosten  Voranschlages,  eventuell  im  Wege  der  gerichtlichen 
Schätzung  stattzufinden. 

Artikel  VII. 

Der  Betrieb  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn  soll  wahrend 
der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate  für  Rechnung  der  Concessionäre 
geführt  werden  und  werden  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  aus  Anlass 
dieser  Betriebeführung  effectiv  erwachsenden  Kosten  durch  die  Concessionäre 
zu  vergüten  sein. 

Hiebet  soll  der  die  Betriebsführung  auf  der  corcessionirten  Bahn 
übernehmenden  Staatseisenbahnverwaltung  die  Einrichtung  des  Betriebes 
und  die  Festsetzung  der  Tarife  unter  Berücksichtigung  der  jeweilig  be- 
stehenden Verkehrsbedürfnisse  nach  freiem  Ermessen  vorbehalten  bleiben.  ^ 

Artikel  VIII. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Lichtenegg,  am  26.  December  1893. 
Franz  Joseph  m.  p. 

Windlsch-Graetz  m.  p.  Wurmbrand  m.  p.  Plener  m.  p. 

2.  CoDcessionsurkunde  vom  22.  October  1894,  R.  G.  Bl. 

Nr.  219, 

für  die  Localbahn  von  Waldhofen  a.   d.  Ybbs  nach  Kienberg  tiamlng 

(Ybbstbalbahn). 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc.  * 

Nachdem  Gottfried  Jax  in  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  im  Vereine 
mit  Anton  Fanta  in  Scheibbs  und  Lorenz  Diem  in  Hollenstein,  ferner 
mit  Julius  Jax  in  Waidhofen  a.  d.  Ybbs,  Andreas  Töpper  in  Lunz, 
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Franz  Leithe  in  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  und  Johann  Scheib  in  Gbstling 
die  Bitte  um  Ertheilung  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einer 
schmalspurigen  Localbahn  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  nach  Kienberg- 
Gaming  (Ybbsthalbahn)  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Con- 
cessionären  diese  Conceasiou  auf  Grund  des  Eisenbahnconcessionagesetzes 
vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  der  Gesetze  vom 
17.  Juni  1887,  R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  27.  December  1893, 
R.  G.  Bl.  Nr.  198,  ferner  des  Gesetzes  vom  26.  December  1898, 
R.  G.  Bl.  Nr.  33  ex  1894,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  den  Con cession&ren  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  als  schmalspurige  Localbahn  auszuführenden  Locomotiv- 
eisenbahn  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  der  Staatsbabnlinie  A inStetten- 
Kleinreifling  über  Hollenstein,  Göstling  und  Lunz  zum  Anschlüsse  an 
die  Staatsbahnlinie  Pöchlarn-Gaming  (Ybbsthalbahn). 

Die  Theilstreoke  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  nach  Gross-Hollenstein  wurde 
am  15.  Juli  1896  dem  Betriebe  übergeben.  Die  Betriebaführung  wird  zufolge 
des  Betriebsvertrages  vom  30.  Mai  1896  von  der  Staatseisenbahnrerwaltuog  für 
Rechnung  der  Bahngesellsobaft  besorgt. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessiousurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

o)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von  der 
Localbahnunternehmung  abzuschlieesenden  Verträge,  zu  Uberreichen- 
den Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner  für 
alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  zu  bewirkenden 
bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen  und 
amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken,  und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbeschaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalaverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebsjahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  Begünstigungen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Verfahren 
in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  Anwendung; 
b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  die  Ausgabe 
der  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung  fttr  die  erste  Anlage  und 
concessionsmässige  Ausrüstung  bestimmten  Actien  und  Prioritäts- 
obligationen mit  Einsehluss  der  Interimsscheine  und  fttr  die  Ein- 
verleibung des  Pfandrechtes  auf  die  zur  Sicherstellung  der 
Prioritätsobligationen  bestimmten  eisenbahnbücherlichen  Einheiten 
oder  auf   andere  unbewegliche  Güter,    sowie  von   der  bei  der 
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GruudeinlÖsung  nach  Schluss  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
Auflaufenden  Uebertragungsgebühr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
bestehenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  anderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Aolasse  zu  entrichtenden 
Gebühren ; 

<•)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Auefertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb«  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  Couponstempelgebühren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  dreissig  Jahren,  vom  heutigen 
Tage  au  gerechnet. 

§  3. 

Für  die  im  §  1  bezeichnete  Bahn  wird  vom  Staate  die  Garantie 
eines  jährlichen  Keinerträgnisses  gewährt,  welches  der  4percentigen 
Verzinsung  nebst  der  Tilgungsquote  des  zum  Zwecke  der  Geld- 
beschaffung aufzunehmenden,  binnen  75  Jahreu  zu  tilgenden  Prioritäts- 
anlehens im  Nominalbetrage  von  2,400.000  fl.  ö.  W.  Noten,  zuzüglich 
einer  4percentigen  Vorzugsdividende  nebst  der  Tilgungsquote  für  das 
mit  200.000  fl.  ö.  W.  zu  beziffernde  Prioritätsactiencapital  gleichkommt, 
so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag 
nicht  erreichen  Bollte,  das  Fehlende  von  der  Staatsverwaltung  zu  er- 
gänzen sein  wird. 

Das  garantirte  jährliche  Reinerträgniss  wird  für  die  Zeit  von  der 
Betriebseröffnung  bis  zum  Ablaufe  des  75.  Jahres  der  Concessionsdauer 
mit  dem  Maximal  betrage  von  110.589  fl.  ö.  W.  und  für  den  Rest  der 
Concessionsdauer  mit  dpm  herabgeminderten  Maximalbetrage  von 
17.989  fl.  ö.  W.  festgesetzt. 

§  4. 

Von  dem  nach  §  3  garantirten  jährlichen  Reinerträgnisse  ist  der- 
jenige Betrag  zur  Tilgung  des  aufzunehmenden  Prioritätsanlehens  und 
der  Prioritätsactien  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung 
nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Tilgungsplane,  demzufolge  das 
gesammte  Anlagecapital  (§  12)  während  der  Dauer  der  Concession  zu 
tilgen  ist,  bestimmt  wird. 

Die  Tilguug  des  Prioritätsaiilehens  hat  hiebei  jener  der  Actien 
vorauszugehen. 

§  5. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  übernommenen 
Garantie  zu  zahlende  Zuscbuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der 
vorzulegenden  documentirten  Jabresrechnuog  spätetens  drei  Mouate  nach 
deren  Ueberreichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Coupons  von  Prioritatsobligationen  und  Prioritätsactien  nach  Massgabe 
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des  auf  Grund  des  Ertragaprlliminares  richtig  gestellten  Erfordernisses 
Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung 
ku  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die  Concessionäre  sechs  Wochen 
vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche  Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrecbnung,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjabres  vor- 
zulegen sein  wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch 
bemessen  worden  Bind,  so  haben  die  Concessionäre  den  erhaltenen 
Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von  fi  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates 
inußs  längstens  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffenden 
Betriebsjahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

§  6. 

Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  4  Percent  jährlich 
verzinslicher  Vorschubs  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahn  die  garantirte  Jahressumme  über- 
schreitet, so  ist  der  dieefällige  Ueberschuss  sogleich  zur  Zurückzahlung 
des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis 
zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Hiebei  hat  die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  der  Refundirung 
der  Vorschüsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen, 
welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Einlösung 
der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§  7. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirnng  der  Effecten  auf  in»  und  aus- 
ländischen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von 
der  Unternehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung 
als  Ausgabspost  eingestellt  werden. 

Bezüglich  der  Couponstempelgebübren  ist  dies  nicht  zulässig. 

§  *• 

Der  Bau  der  im  §  1  genannten  Eisenbahn,  welche  in  drei 
Theilstreckeo,  uud  zwar: 

1.  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  bis  Höllenstein, 

2.  vou  Kienberg  Gaming  bis  Lunz,  und 

3.  von  Lunz  bis  Höllenstein  herzustellen  ist,  ist  ehestens  zu  beginnen 
und  binnen  längstens  fünf  Jahren  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu 
vollenden.  Die  fertige  Bahn  ist  sofort  dem  öffentlichen  Verkehre  zu 
übergebeu,  wie  auch  während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununter- 
brochenen Betriebe  zu  erhalten. 
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Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermines  haben  die  Con- 
cessionäre  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  durch  Erlag  einer  an- 
gemessenen Cantion  in  zur  Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten 
Wertheffecten  Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  die  obigen  Verpflichtungen  durch  Verschulden  der  Con- 
cessionftre  nicht  eingehalten  werden  sollten,  kann  diese  Caution  als  ver- 
fallen erklärt  werden. 

§  9. 

Den  Concession&ren  wird  zur  Ausführung  der  conceseionirten  Eisen- 
bahn das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soll  den  Concessionäreu  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  Schleppbahnen  zugestanden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

§  10. 

Die  Concessionäre  haben  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  conces- 
eionirten Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingniseen,  und  sonst  zu  treffenden  Anordnungen,  sowie  nach  den 
diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen,  namentlich  nach  dem 
Eisenbahnconcessionsgesetze  vom  14.  September  1854,  R.  Gr.  Bl. 
Nr.  288,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851, 
R.  6.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  dann  nach  den  etwa  künftig  zu 
erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebes  wird  von  den  in  der  Eisenbahnbetriebs 
Ordnung  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrungen  und  Verkehrsvorschriften  insoweit  Umgang  ge- 
nommen werden,  als  dies  mit  Rücksicht  anf  die  besonderen  Verkehrs- 
und Betriebsverhältnisse  der  concessionirten  Loealbahn  und  insbesondere 
auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  derselben  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  wird,  und  werden  diesfalls 
die  vom  Handelsministerium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriften 
Anwendung  finden. 

§  11. 

Die  Ausführung  des  Baues  der  concessionirten  Bahn  erfolgt  nach 
Massgabe  der  vom  Handelsministerium  diesfalls  zn  treffenden  Anord- 
nungen unter  der  unmittelbaren  Leitung  und  Ueberwachung  dos 
Handelsministeriums  und  der  Generalinspection  der  österreichischen 
Eisenbahnen,  beziehungsweise  der  Generaldirection  der  österreichischen 
Staatsbahnen. 

Die  Vergebung  des  Baues  nnd  der  Lieferungen  hat  auf  Grund 
des  unter  entsprechender  Einflußnahme  der  Staatsorgane  aufzustellenden 
Detailprojectes  und  Kostenvoranschlages  unter  unmittelbarer  Ingerenz 
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der  Regierung  und  nach  den  bei  Staatseisenbahnbauten  üblichen  Be- 
dingnissen stattzufinden. 

Die  Bauarbeiten  sind  abgesondert  von  der  Geldbeschaffung  im 
Oö'ertwege  zu  vergeben.  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  aller  Lieferungen, 
mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  gegen  Ueberoahme  von 
Stamm ictien  durch  die  Interessenten  sichergestellt  werden. 

Die  Bewerthung  der  gegen  Ueberoahme  von  Stammactien  sicher- 
zustellenden Materiallieferungen,  Grundabtretungen  und  sonstigen 
Leistungen  hat  nach  den  von  der  Staatsverwaltung  zu  prüfenden  An- 
sätzen des  Kostenvorauschlagea,  eventuell  im  Wege  der  gerichtliehen 
Schätzung  stattzufinden. 

Fahrbetriebsmittel,  Schienen  und  sonstige  Bahnbestaudtheile,  sowie 
alle  Ausrüstungsgegenatande  sind  ausschliesslich  au?  inländisch  in 
Werken  zu  beschaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimming  kann  voi  Seite  de*  Haadels 
ministeriums  insofern  zugestanden  werden,  als  nachge  wiesei  w  irden 
sollte,  dass  inläudiscbe  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  baziiglichen 
Lieferungen  unter  gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der 
Qualität  und  der  Lieferungszeit,  wie  diese  von  ausländisch  in  Werken 
angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

§  12. 

Den  Concessionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  nid  unter  den  von  derselben  fest- 
zusetzenden Bedingungen  zur  Durchführung  des  concessionirten  Local- 
bahnunternehmens  eine  besondere  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionäre  zu  treten  hat. 

Die  Concessionäre  sind  berechtigt,  unter  den  von  der  Staats- 
verwaltung festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen,  welche 
mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  zurückzuzahlen 
sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  2,400.000  fl.  ö.  W.  Noten  aus- 
zugeben. 

Die  Begebung  der  zu  emittiren ien  Prioritätsobligationen  hat  nach 
den   von  der  Staatsverwaltung  zu  treffenden  Anordnungen  zu  erfolgen. 

Ferner  wird  den  Concessionären  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang  vor 
den  Stammactien  gemessen,  bis  zu  dem  Betrage  von  200.000  fl.  ö.  W. 
unter  den  von  der  Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  aus- 
zugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Prioritätsactien  gebührt,  wobei  jedoch 
eine  Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  statt- 
zufinden hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal-Anlagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Dl.  B.chttnrkund.n  der  O.Urr.  B  «eobthn.n.  1U  69 
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Hiebet  hat  als  Grundsatz  au  gelten,  dass  ausser  den  au 
die  Projectsarbeiten,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn 
einschliesslich  der  Anschaffung  des  Fahrparkes  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  effectiv  veiweudeten  und  gehörig  nachgewiesenen 
Kosten  und  eines  von  der  Staatsverwaltung  festzusetaenden  Betrages 
für  die  Anschaffung  des  Materialvorrathes  und  der  Cassendotationen 
zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich  bezahlten  Intercalarziusen 
und  Amortieationsquoten  und  des  bei  der  Capitalsbeschaffung  thatsäch- 
lich  erwachsenen  Coursverlustes  keine  wie  immer  gearteten  Auslagen 
in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Verwendung  des  ersten  Anlagecapitales  noch  weitere 
Neubauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtuugen  vermehrt  werden, 
so  können  die  diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet 
werden,  wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  Neubauten 
oder  zur  Vermehrung  der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt 
hat  und  die  Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

Die  Gesellschaftsstatuten  und  die  Formularien  der  auszugebenden 
Prioritätsobligationen  und  Actien  unterliegen  der  Genehmigung  der 
Staateverwaltung. 

In  die  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  ist  die  Be- 
stimmung aufzunehmen,  dass  sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes 
(Verwaltungsratb,  Direction)  österreichische  Staatsbürger  sein  und  im 
Gebiete  der  im  Reicbsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Lander  ihren 
Wohnsitz  haben  müssen. 

§  13. 

Die  Militärtrausporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen 
besorgt  werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  Personen 
und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rücksichtlich  der  Be- 
günstigungen reisender  Militärs  bei  den  österreichischen  Staatsbahnea  je- 
weilig in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols 
und  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung 
des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung 
zu  den  Waffenübungen  und  Controls  Versammlungen. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Ausrüstuogsgegenständen  für  Militärtrans- 
porte, die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Personal  und  Fahrbetriebs- 
mitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den  jeweilig 
in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im  Kriege,  sowie 
dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtragsüber- 
einkommen bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf 
Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und 
Verwundeten  beizutreten. 
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Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtraneport  auf 
Eisenbahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisen- 
bahnwesen im  Kriege  erlangen  für  die  Concessionäre  bindende  Kraft 
mit  dem  Tag«  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concesdionirten  Bahn. 
Die  erst  nach  diesem  Zeilpunkte  zu  erlaasenden  und  nicht  durch  das 
Reichegesetzblatt  kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art, 
treten  für  die  Concessionäre  in  Wirksamkeit,  eobald  ihneu  dieselben 
amtlich  zur  Keuntuiss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  den  Concessionären  nur  insoweit  ob, 
als  deren  Erfüllung  nach  Massgabe  des  secundären  Charakters  dieser 
Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf 
Anlage  und  Ausrüstung  durchführbar  erscheint. 

Die  Concessiouäre  siud  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
gediente  Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr 
Bedacht  zu  nehmen. 

§  14. 

Für  die  Beförderung  der  Civilwachkörper  (Sicherheits wache,  Fi- 
nanzwache etc.)  haben  die  bezüglich  der  Militttrtransporte  geltenden 
ermässigten  Tarifsätze  analoge  Anwendung  zu  finden. 

§  15. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  den  Betrieb  der  couceastonirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Anspruch  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  seitens 
der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  16. 

Der  Betrieb  der  den  Gegenstand  dieser  Concessiousurkunde 
bildenden  Bahn  wird  während  der  ganzen  Concessionsdauer  vom  Staate 
für  Rechnung  der  Concessionäre  geführt  und  werden  der  Staatseiseu- 
babnverwaltung  die  aus  Anlacs  dieser  Betriebsführung  effectiv  er- 
wachsenden, eveutuell  mit  einem  Pauschalbeträge  festzusetzenden  Kosten 
durch  die  Concessionäre  zu  vergüten  sein.  Die  Modalitäten  dieser 
Betriebsführung  werden  dnreh  einen  zwischen  der  Staatsverwaltung  und 
den  Concessionären  abzuschlieesenden  Betriebsvertrag  geregelt. 

Hiebei  bleibt  der  Staatsverwaltung,  insolaoge  die  Staatsgarantie 
thatsächlich  in  Anspruch  genommen  wird  oder  vom  Staate  geleistete 
Garantievorschüsse  noch  aushaften,  die  Einrichtung  des  Betriebes,  die 
Feststellung  der  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  ebenso 
wie  der  Waarenclassification  und  aller  auf  den  Frachtentranspoit  bezüg- 
lichen Nebenbestimmuugen,  dann  der  Leitungen  des  Bahuuuternehmeus 
für  öffentliche  Dienstzweige,  insbesondere  zu  Gunsten  der  Postverwaltung 
und  der  Staatstelegraphenanstalt  unter  Berücksichtigung  der  jeweilig  be- 
stehenden Verkehrsbedürfnisse  nach  freiem  Ermessen  vorbehalten. 
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Weitere  bleibt  die  Regelung  der  Personen-  und  Gütertarife,  sowie 
der  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  der  Gesetzgebung  jederzeit  vor- 
behalten, und  haben  die  Concessionäre  sich  einer  solchen  Regelung  tu 
unterwerfen. 

§  17. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  der  Staatsverwaltung  Aber 
deren  Verlangen  jederzeit  die  Mitbenutzung  der  Babn  für  den  Verkehr 
zwischen  schon  bestehenden  oder  künftig  erst  herzustellenden,  im  Staats- 
betriebe befindlichen  Bahnen  derart  einzuräumen,  dass  die  Staats- 
verwaltung berechtigt  ist,  unter  freier  Feststellung  der  Tarife  ganze 
Züge  oder  einzelne  Wagen  über  die  mitbenutzte  Bahn  oder  einzelne 
Theilstrecken  derselben  gegen  Entrichtung  einer  angemessenen  Ent- 
schädigung zu  befördern  oder  befördern  zu  lassen.  Diese  Mitbenützung 
hat  jedoch  nur  insoweit  stattzufinden,  als  hiedurch  der  eigene  regel- 
mässige Betrieb  der  mitbenutzten  Bahn  nicht  gestört  wird. 

Die  Feststellung  der  zu  entrichtenden  Entschädigung  erfolgt  nach 
den  als  Beilage  C  zur  Concessionsurkunde  vom  1.  Jänner  1886  för  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbabn  im  Reichsgesetzblatte  Jahrgang  1886,  S.  63, 
kundgemachten  Bestimmungen. 

§  18. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  b  des  Eisenbabn- 
concessionegesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die 'Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  90  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  festgesetzt 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Concession  kanu  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  8  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  Folge  Verschuldens 
der  Concessionäre  nicht  eingebalten  werden,  sofern  eine  etwaige  Termin- 
überschreitung nicht  im  Sinne  des  §  11  des  Eisenbahnconcessionsgesetses 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

§  19. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  concessionirte 
Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jederzeit  unter  den 
nachstehenden  Bestimmungen  einzulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen  letztabgeschloasenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hie  von  die  Reinorträgnisse  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres  erfolgen  oder  der  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte   durchschnittliche   Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
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betrag  erreichen,  welcher  der  sur  planmäßigen  Verzinsung  und  Tilgung 
der  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ausgegebenen  Prioritäts- 
obligationen  erforderlichen  Annuität,  zuzüglich  jener  Annuität  gleich- 
kommt, welche  zur  4percent»gen  Verzinsung  des  von  der  Staats- 
verwaltung genehmigten  Actiencapitales  und  zur  Tilgung  desselben 
innerhalb  der  ganzeu  Concessionsdauer  nothwendig  ist,  so  wird  der 
vorhin  bezeichnete  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Ein- 
lösungspreises  zugrunde  zu  legende  ReinertrSgoiss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
den  Concessionären  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  die 
zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  Prioritätsobligationen 
erforderlichen  Beträge  bis  zur  vollständigen  Rückzahlung  der  ersteren 
zu  den  planmässig  festgesetzten  Fälligkeitsterminen,  dagegen  das  nach 
Abzug  dieser  Betläge  verbleibende  Durchschnittserträgniss  im  Sinne 
des  Absatzes  1,  beziehungsweise  insofern  einer  der  im  Absätze  2  vor- 
gesehenen Fälle  eintritt,  die  daselbst  angeführte  Annuität  für  das 
Actiencapital  in  halbjahrigen,  am  30.  Juni  und  31.  December  jedes 
Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  auabezahlt  wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  anstatt  der  noch 
nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  die  im  Zeitpunkte  der  Ein- 
lösung nach  dem  genehmigten  Tilgungsplaue  noch  ungetilgt  aus- 
haftenden PrioritMtsobligationen  zur  Selbatzahlung  zu  übernehmen  und 
ferner  eine  Capitalszahlung  zu  leisten,  welche  dem  zu  4  Percent  per 
Jahr,  Zins  auf  Zins  gerechnet,  discontirten  Capitalswerthe  der  nach 
den  Bestimmungen  im  Abtatze  3  ausser  den  zur  planmässigen  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  erforderlichen  Beträgen 
halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliefst,  hat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  iu  Staatsschuldverschreibungen 
zu  leisten.  Die  Staatsschuldverschreibungen  sind  dabei  mit  jenem 
Course  zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der  Wiener 
Börse  während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters  amtlich 
notirten  Geldcourse  der  Staatsscbuldverschreibnngen  gleicher  Gattung 
ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage 
dieser  Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezablung  des  Einlösungs- 
preises ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie,  beziehungsweise  nur 
mit  dem  noch  aushaftenden  Reste  des  aufgenommenen  Anlehens  belastete 
Eigentbum  und  in  den  Genuss  der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit 
allen  dazu  gehörigeu  beweglichen  und  unbeweglichen  Sachen,  einschliess- 
lich des  Fabrparkes,  der  Material vorrätbe  uud  Cassavorräthe,  der  eventuell 
ein  Eigenthum  der  Concescionftre  bildenden  Scbleppbahneu  und  der 
gesellschaftlichen  Nebeugetchäfte,  sowie  der  aus  dem  Anlagecapitale  ge- 
bildeten Betriebs-  und  Reservefonds,  so  weit  letztere  nicht  mit  Ge- 
nehmigung der  Staatsverwaltung  bereits  beetimmungsgemäss  verwendet 
worden  sind. 
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§  20. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigentbutn  und 
in  den  Gennss  der  concefsionirten  Bahn  und  des  sämmtlichen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zubehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes,  der 
Materialvorräthc  und  Cassavorräiüe,  der  eventuell  ein  Eigenthum  der 
Conces?ionäre  bildenden  Schleppbahnen  und  der  gesellschaftlichen 
Nebenge?chäfte  und  der  aus  dem  Anlagccapitale  gebildeten  Be- 
triebs- und  Reservefoude  in  dem  im  §  19,  Z.  5,  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung der  Bahn  (§  19)  behalten  die  Conces^ionäre  das  Eigenthum  des 
ans  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefonde» 
und  der  etwaigen  Abrecbnungsguthaben,  dann  auch  jeuer  aus  dem  eigenen 
Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen 
und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung  die  Concession  äre 
von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisatze  ermächtigt 
wurden,  da«s  di«'se  Sachen  kein  Zubehör  der  Eisenbahn  bilden. 

§  II. 

Im  Falle  der  Bildung  ein»  r  ActiengeBellacbaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commis-fir  auch  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsratbes  orler  der  sonst  als  Gescllschaftsvorstaud  fungirenden 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  st>  oft  er  es  für  aoge 
messen  eraihtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der  Concession 
oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungsweise  den 
öffentlichen  Interessen  und  dem  finanziellen  Interesse  des  garantirenden 
Staatsschätze«  nachteiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren; 
in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Commissär  sogleich  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub 
erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnuoternehmang 
haben  die  Concestuonäre  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
schäfislast  eine,  jährliche  Panschalvergtitung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Von  den  zufolge  §  89  der  Eißenbahubetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und 
getällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und  in 
Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  Amts- 
localitäten  werden  die  Concessionftre  enthoben. 

§  22. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nichtbefolgung   einer   der   in    der   Concessionsurkunde,    oder   in  den 
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Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vorkommen  sollte,  die  den  Ge- 
setzen entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen,  und  nach  Um- 
ständen noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer  die  Concession  für  er- 
loschen zu  erklären. 

lodern  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen 
dieser  Concession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Conce  ssionären  das  Hecht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten 
auf  Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  f&mmtlichen  Behörden,  die  es 
betrifft,  den  gemessenen  Befehl,  über  die  Concession  und  alle  darin 
enthaltenen  Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlasson  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
grossen  Insiegel  iu  Unserer  Reicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
zweiundzwanzigsten  Tage  des  Monates  October  im  Jahre  des  Heiles 
Eintausendachtbuodertneunzigundvier,  Unserer  Reiche  im  eechsundvier- 
zigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Windisch-Graetz  m.  p.        Wurmbrand  m.  p.       Plener  m.  p. 

3.  Concessionsbedingnisse 

fOr  die  Localbahn  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  nach  Kienberg-Unruing 

(Ybbathal-Uahn). 

(H.  M.  Ter.  Bl.  Nr.  189  ex  18»4.) 
Betrieb. 

1.  Perflonen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenclassiflcation 
und  alle  auf  deu  Frachtentran^port  bezüglichen  Nebenbestimmtingen  unterließen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und  Fracht- 
gütern, sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende  Tarif- 
tbeil  1  der  österreichisch-ungarischen  Eisenbahnen  wird  über  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  eoncessionirte  Localbahn  An- 
wendung zu  finden  haben.  Auch  werden  die  Concessionäre  sich  den  Anordnungen 
wegen  des  Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den 
Personenverkehr  zu  fügen  haben. 

Die  einznhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  uud  sonstigen  Gebühren  dürfen 
nur  in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozuscblag  berechnet 
werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  Rein- 
erträgniss  von  mindestens  6  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  bat,  kann  das 
Handelsministerium  eine  verhältnissmässige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in  Kraft 
gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  vorbehalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  Mühlenindustrie  etwa  gebotenen 
Vertagungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl 
zutreffen. 
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2.  Nothstandatarife. 

In  Fällen  eines  Nothatandes  nnd  aussergewöhnlieher  Theuerung  von 
Lebenamittel  für  Menschen  und  Kutztbiere  in  den  im  Reiohsrathe  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  i*t  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erfordernias 
die  einschlägigen  Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Concessionäre  s'nd  vei pflichtet,  die  Poat  und  die  Pot>tbe  iiensteten  mit 
allen  fahrplanmässigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  tu  befördern. 

Für  diese,  aowie  für  sonstige  Leistungen  an  Zwecken  der  Postanstalt 
können  die  Concessionäre  ein  angemessenes,  im  Weg«  der  Vereint arung  festzu- 
stellendes Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
Sendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Poetbeförderung  benutzten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschrifun  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

Sollten  für  die  Ausübung  des  Pustdiei  stes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlich  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezüglich 
der  in  Form  eines  Miethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  den  Conce*siouäreu  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstände  der  Eisenbahiiunternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dürfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionäre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirnng  erforderlicheu  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten  ent- 
weder nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt  her- 
zustellen, einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen  eine 
zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staate-  und  Privatcorrespondenz 
verwenden  zu  lasaen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von  den 
Conoessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahazwecke  benutzten  Grund  und 
Boden,  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  diese  Drähte  der  Staats- 
telegraphen an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  diese 
letztere  nicht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  haben  die  Concessionäre  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  der  concessionirten  Bahn 
die  Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte gütigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionäre  siud  schliesslich  verpflichtet,  sich  bezüglich  der  con- 
cessionirten Bahn  auch  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatatelegraphenanstalt  zu  den  Local- 
bahnen  zu  unterwerfen. 

6.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbediensteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
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cur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Concession  oder  aas 
Gefällsrücksichten  die  Eisenbahn  benutzen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certificaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  zur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escor te,  letztere  auch  auf  der 
Rückfahrt  sind  su  der  hieför  jeweilig  bei  den  k.  k.  Staatebabnen  geltenden  er- 
mäßigten Fahrgebuhr  su  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  stets  in  abgesonderten  Coupes  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
su  vereinbaren. 

7.  Sendungen  für  Zwecke  der  Staatspf erdezucbtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuchtanstalten  veranlassten  Sendungen  und 
deren  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

Wien,  am  7.  November  1894. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Wurmbrand  m.  p. 

4.  Statuten 

der  Ybbsthalbahn. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 

Auf  Grund  des  §  12  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
22.  October  1894,  R.  6.  Bl.  Nr.  219,  durch  welche  den  Herren  Gott- 
fried Jax  in  Waidbofen  a.  d.  Ybba  im  Vereine  mit  dem  seither  ver- 
storbenen Herrn  Anton  Fanta  in  Scheibbs,  und  den  Herren  Lorenz 
Diem  in  Hollenstein,  Julius  Jax  in  Waidhofen  a.  d.  Ybbs,  Andreas 
Töpper  in  Lunz,  Franz  Leithe  in  Waidhofen  a.  d.  Ybbs  und  Johann 
Scbeib  in  Göstliog  das  Recht  zum  Baue  und  Betriebe  einer  schmal- 
spurigen Localbahti  von  der  Station  Waidbofen  a.  d.  Ybbs  der  Staats- 
bahnlinie Amstetteu-Kleinreifling  über  Hollenstein,  Göstling  und  Lunz 
zum  Anschlüsse  an  die  Station  Kienberg- Gaming  der  Staatsbahnlinie 
Pöchlarn-Gaming  (Ybbsthalbahn)  ertbeilt  wurde,  wird  eine  Actien- 
gesellschaft  gebildet,  welche  in  sämmtliche,  den  genannten  Concessionären 
der  bezeichneten  Localbahn  zukommenden  Rechte  und  obliegenden 
Verbindlichkeiten  eintritt. 

§  2. 

Der  ausschliessliche  Zweck  der  Gesellschaft  ist  der  Bau  und 
Betrieb  der  im  §  1  bezeichneten  Ybbsthalbahn,  und  ist  die  Gesellschaft 
daher  nicht  berechtigt,  andere  Unternehmungen,  welche  kein  concessions- 
mässigrB  Zugehör  der  gedachten  Eisenbabnunternebmung  bilden,  zu 
betreiben  oder  sich  an  solchen  Unternehmungen  zu  betheiligen. 
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§  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet:  „Ybbsthalbahn"  und  wird  uacii 
Vorschrift  des  Gesetses  in  das  Handelsregister  des  k.  k.  Handels- 
gerichtes Wien  eingetragen. 

Die  Firma  wird  in  der  Weise  collectiv  gezeichnet,  dass  unter 
das  vorgedruckte  oder  von  wem  immer  geschriebene  Wort  „Ybbsthal- 
babn"  entweder  aj  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathe*,  oder  b)  ein 
Mitglied  des  Verwaltuugsratb.es  und  ein  mit  der  Procura  betrauter 
Beamter,  Letzterer  mit  einun  die  Procura  andeutenden  Zusätze,  eigen- 
händig ihre  Namen  beisetzen. 

§  4- 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Kundmachungen  derselben  werden  seitens  des  Präsidenten 
des  Verwaltungerathes  oder  dessen  Stellvertreters  rechtswirksam  durch 
die  einmalige  Einschaltung  in  der  amtlichen  „Wiener  Zeitung"  veran- 
lasst. Ausserdem  können  diese  Kundmacbungen  noch  in  jenen  Blättern 
veröffentlicht  werden,  welche  der  Verwaltungorath  hiezu  bestimmt. 

§  5- 

Die  Gesellschaft  ist  zum  Beginne  ihrer  Wirksamkeit  berechtigt, 
wenn  das  gesammte  im  §  8,  Abs.  1,  festgesetzte  Actiencapital,  be- 
stehend aus  2000  Prioritätsactien  im  Betrage  von  zusammen  200.000  fl. 
und  aus  5500  Stammactien  im  Betrage  von  zusammen  550.000  fl.  ge- 
zeichnet, die  constituirende  Generalversammlung  (§  6)  ordnungsmässig 
abgehalten  und  die  Firma  der  Gesellschaft  handelsgerichtlich  protokollirt 
ist.  Zur  Abhaltung  der  constituirenden  Generalversammlung  ist  ferner 
erforderlich,  dass  auf  die  sämmtlichen  vorstehend  bezeichneten  Actien 
40  Percent  des  Nominalbetrages,  d.  i.  somit  der  Betrag  von  zusammen 
300.000  fl.  ö.  W.  baar  eingezahlt  wurde. 

Hiebei  sind  die  aus  den  Vorbereitungen  für  die  Constituirung  der 
Gesellschaft  und  die  Sicherstellung  des  Bahnbaues,  insbesondere  für 
die  Ausarbeitung  des  Vor-  und  Detailprojectes  erwachsenen  Selbstkosten 
in  dem  von  dem  Localbabnamt  des  k.  k.  Handelsministeriums  genehmigten 
Betrag,  ferner  die  bei  dem  Baue  der  im  §  1  genannten  Eisenbahnlinie 
seitens  der  Interessenten  bewirkten  Arbeiten,  Leistungen,  Lieferungen 
und  Grundabtretungen,  deren  Bewertbung  nach  dem  von  dem  Local- 
bahnamte  des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  prüfenden  Ansätzen  des 
Kosteuvoranschlages,  eventuell  im  Wege  gerichtlicher  Schätzung  zu 
erfolgen  hat,  der  Baareinzahlung  auf  die  Actien  gleichzubalteu. 

§  6. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  Con- 
ceseionäre  der  Actiengesellscbaft  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage 
der  Abhaltung  mittelst  einmaliger  Kundmachung  in  der  „Wiener 
Zeitung"  einberufen. 
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Zur  Tbeilnabme  an  derselben  igt  jeder  Actienzeichner  oder  von 
Acti eo aeichnern  Bevollmächtigte  berechtigt,  welcher  nachweist,  dass  er, 
beziehungsweise  sein  Vollmachtgeber  die  im  §  5  festgesetzte  Ein- 
zahlung geleistet  hat. 

Je  zehn  gezeichnete  Prioiitäts-  oder  Stammactien,  auf  welche  die 
im  §  5  festgesetzte  erste  Einzahlung  geleistet  wurde,  geben  das  Hecht 
auf  eine  Stimme  in  der  Versammlung. 

Die  constituirende  Generalversammlung  ist  bescblussfähig,  wenn 
mindestens  zehn  Actienzeichner  auwesend  sind,  welche  zusammen  wenig- 
stens den  zehnten  Theil  des  genammten  eingezahlten  Actiencapitales 
vertreten.  Hinsichtlich  der  Beschlussfassung  gelten  die  Bestimmungen 
des  §  24. 

Der  Vorsitzende,  der  Schriftführer  und  zwei  Stimmenzähler, 
welch  Letztere  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu  fungiren  haben, 
werden  von  der  Versammlung  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

Ueber  die  Verhandlung  ist  ein  Protokoll  zu  führen,  welches  von 
dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Verificatoren  und  von  einem  der  Verhand- 
lung beizuziehenden  k.  k.  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

Der  constituirenden  Generalversammlung  stehen  sämmtliche  Be- 
fugnisse zu,  welche  laut  §  22  der  Generalversammlung  der  Actionäre 
vorbehalten  sind;  insbesondere  hat  dieselbe  für  die  ersten  drei  Ge- 
schäftsjahre den  Verwaltungsratb,  sowie  einen  Revisionsausschuss  nach 
Massgabe  der  Bestimmungen  der  §§  25,  29,  80  und  37  zu  wählen. 

§  7. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  Concessionsdauer  für 
die  im  §  1  genannte  Localbahn,  sofern  nicht  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  oder  in  Folge  früheren  Erlöschens  der  Con- 
cession  oder  endlich  Uber  einen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ge- 
nehmigten Be^chluss  der  Generalversammlung  eine  frühere  Auflösung 
erfolgen  sollte. 

IJ.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
§  8. 

Das  Gesellschaftscapital  ist  mit  dem  Betrage  von  750.000  fl.  ö.  W., 
zerlegt  in  7500  Stück  auf  den  Inhaber  lautende  Actien  zu  100  fl.  ö.  W. 
festgesetzt  und  besteht  aus  2000  Stück  Prioritätsactien  im  Gesammt- 
betrage  von  200.000  fl.  und  aus  5500  Stück  Stammactien  im  Gesammt- 
betrage  von  550.000  fl. 

Das  im  Abs.  1  festgesetzte  Stammactiencapital  von  550.000  fl. 
kann  nach  erfolgter  Volleinzahlung  des  gesammten  Actiencapitales  per 
750.000  fl.  nm  einen  weiteren  Betrag  von  höchstens  20.000  fl.  durch 
Ausgabe  von  200  Stück  Stammactien  a  100  fl.  über  Beschluß«  der 
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Generalversammlung  und  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  erhöht 
werden. 

Die  Gesellschaft  ist  ferner  berechtigt,  unter  den  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  festzusetzenden  Bedingungen  Prioritätsobligationen, 
welche  mit  4  Percent  zu  verzinsen  und  innerhalb  75  Jahren  vom  Tage 
der  Concessionsertbeilung  für  die  im  §  1  genannte  Localbahn  zurück- 
zuzahlen  sind,  im  Nominalbetrage  von  höchstens  2,400.000  fl.  ö.  W. 
auszugeben. 

Von  den  zur  Begebung  bestimmten  Prioritätsobligationen  ist  über 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  jener  Theilbetrag  zurück- 
zubehalten, welcher  den  eventuellen  Ersparnissen  am  AnlagecapiUle, 
beziehungsweise  dem  allenfalls  im  Sinne  des  zweiten  Absatzes  dieses 
Paragraph  es  über  den  im  ersten  Absatz  festgesetzten  Betrag  von 
650.000  fl.  zu  emittirenden  weiteren  Betrage  an  Stammactien  ent- 
spricht. Dieser  Theilbetrag  ist  erst  im  Falle  des  Bedarfes  nach  erhal- 
tener staatlicher  Genehmigung  zur  Emmission  zu  bringen. 

In  diesem  Falle  sind  die  an  der  Verzinsung  dieser  Prioritäts- 
obligationen erzielten  Ersparnisse  der  Garantierechnung,  die  auf  die 
zurückbehaltenen  Obligationen  nach  Masegabe  der  Verlosung  etwa  ent- 
fallenden Kücksablungsbeträge  aber  dem  im  §  43  bezeichneten  Re- 
servefonde  gutzubringen. 

§  9. 

Nach  Leistung  der  ersten  in  §  5  festgesetzten  Einzahlung  auf 
die  Prioritäts-  nnd  Stammactien  sind  den  Actienzeichnern  nach  Zulass 
der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  auf  Namen  lautende,  nach  For- 
mulare 1  und  2  auszufertigende  Interim  »scheine  auszufolgen. 

Die  weiteren  Einzahlungen,  deren  Leistung  auf  den  Interims- 
scheinen zu  bestätigen  ist,  haben  in  den  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
nach  Massgabe  des  eintretenden  Bedarfes  und  unter  Bedachlnabme  auf 
die  diesfalls  eventuell  getroffenen  besonderen  Vereinbarungen  fest- 
zusetzenden Raten  und  Terminen  zu  erfolgen. 

Nach  erfolgter  Einzahlung  der  letzten  Rate  sind  sodann  die  In- 
terimsscheine gegen  die  entsprechenden  Actien   (§   10)  umzutauschen. 

Wenn  von  einem  Actienzeichuer  die  Einzahlung  einer  fälligen 
Rate  nicht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von 
6  Percent  Verzugszinsen  verpflichtet;  überdies  ist  der  Verwaltungsrath 
berechtigt,  nach  Erlassung  der  im  Art.  221  des  Handelsgesetzes  vor- 
geschriebenen Aufforderungen  die  säumigen  Actienzeichner  ihrer  Ge- 
st'lisch  afts  rechte  für  verlustig  und  die  ausgegebenen  Interim6scbeine  für 
verfallen  zu  erklären,  sowie  an  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsscheine 
unter  denselben  Nummern  auszugeben. 

Die  geleisteten  Einzahlungen  auf  das  Actiencapital,  sowie  die  aus 
der  Begebung  der  Prioritätsobligationen  der  Gesellschaft  zuflieesendeu 
Betrüge  sind  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  der 
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Anordnung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  fruchtbringend  anzulegen  und 
bestimmungsgemäss  zu  verwenden. 

Bezüglich  der  vom  Lande  Niederösterreich  gezeichneten  Stamm* 
actien  erfolgen  die  weiteren  Einzahlungen  in  Gemässbeit  der  diesfalls 
mit  dem  niederösterreichischen  LandesauHschusae  getroffenen  besonderen 
Vereinbarungen  und  findet  die  Bestimmung  in  Abs.  4  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  auf  diese  Einzahlungen  keine  Anwendung. 

§  10. 

Sowohl  die  Prioritätsactien  als  auch  die  Stammactien  sind  mit 
fortlaufenden  Nummern  nach  den  beiliegenden  Formularien  Nr.  3  und 
7  auszufertigen  und  mit  Coupons  und  Talon  nach  den  Formularien 
Nr.  4,  5  und  6,  leepective  8  und  9,  su  versehen. 

Die  Actien  sind  untheilbar  und  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jele  Actie  nur  ein  Eigentümer  anerkannt. 

Jede  Actie  giebt  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieser  Sta- 
tuten das  Becht  auf  den  verhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen   der  Unternehmung. 

Die  Actionäre  sind  nicht  berechtigt,  den  eingezahlten  Betrag  aus 
was  immer  für  einem  Grunde  zurückzufordern. 

Mit  der  Erwerbung  von  Actien  der  Gesellschaft  ist  die  Unter- 
werfung unter  die  Gesellschaftsstatuten  verbunden. 

§  11. 

Das  geflammte  Actiencapital  ist  nach  einem  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung zu  genehmigenden  Tilgungsplane  innerhalb  der  Conceasions- 
dauer  der  im  §  1  angeführten  Localbahn  in  der  Weise  su  amortieiren, 
dass  die  Tilgung  der  Prioritäts-  und  der  Stammactien,  und  zwar  die 
Tilgung  der  letzteren  nach  Massgabe  der  Zulänglichkeit  erst  nach  er- 
folgter gänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  beginnen  darf. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
alljährlich  zu  dem  im  Tilgungsplane  festzusetzenden  Zeitpunkte  durch 
den  Verwaltungsrath  vorzunehmen  ist.  Jedoch  steht  der  Gesellschaft 
das  Recht  zu,  während  der  vorangeführten  Tilgungsperiode  einen  der 
jeweiligen  Tilgungsquote  der  Stammactien  entsprechenden  Theil  der- 
selben durch  freihändigen  Rückkauf  unter  dem  Nominalbetrage  aus  dem 
Verkehre  zu  ziehen  und  zu  tilgen. 

Die  Nummern  der  verlosten  Actien  werden  in  der  im  §  4  be- 
zeichneten Weise  kundgemacht.  Die  getilgten  Actien  sind  vom  Ver- 
waltuogsrathe  im  Beisein  des  landesftirstlichen  Commissärs  zu  ver- 
nichten. 

Die  Inhaber  der  verlosten  Actien  erhalten  gegen  Rückstellung 
derselben  und  der  nicht  verfallenen  Coupons  den  vollen  Nennwerth 
dieser  Actien  nebst  den  etwa  noch  unbehobenen  und  nicht  verjährten 
Dividenden. 
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Für  die  im  Wege  der  Verlosung  getilgten  Actien  werden  ausser- 
dem Genussscheine  nebst  Coupons  und  Talons  binausgegeben.  Die 
Genussscheine  participiren  nicht  an  der  im  §  41,  Punkt  3  und  7, 
erwähnten  Dividende,  sondern  nur  an  der  gemäss  §  41,  Schiassalinea, 
eventuell  zur  Verth  eilung  gelangenden  Snperüvidende. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales 
und  bezüglich  des  Stimmen-  und  Antragsrecbtes,  sowie  im  Falle  der 
Auflösung  und  Liquidation  der  Gesellschaft  rücksichtlich  des  Antheiles 
an  dem  gemäss  §  47,  Schlussalinea,  nach  der  Deckung  der  Stamm- 
actieneinlagen  eventuell  zur  Vertheilung  gelangenden  UeberschüsBe  des 
gesellschaftlichen  Vermögens  sind  die  Genussscheine  den  Actien  gleich- 
gestellt. 

Die  Formularien  der  auf  Inhaber  lautenden  Genusssebeine,  sowie 
deren  Coupons  und  Talons  unterliegen  der  staatlichen  Genehmigung. 

III.  Abschnitt. 

Organisation  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§  12. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  durch  die  General- 
versammlung der  Actionäre,  durch  den  Verwaltungsrath  und*  durch  den 
Revisionsansschuss  besorgt. 

A.  Die  Generalversammlung. 

§  13. 

Die  Generalversammlung  vertritt  die  Gesammtheit  der  Actionäre. 
Ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  sind  für  alle  Action&re 
bindend. 

§  14. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  nach  Ablauf  des  ersten 
Geschäftsjahres  (§  39)  alljährlich  einmal,  spätestens  im  Monate  Juni, 
am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen. 

Ausserordentliche  Generalversammlungen  sind  vom  Verwaltungs- 
rath e  einzuberufen,  wenn  dies  nach  dem  Ermessen  desselben  erforderlich 
erscheint,  oder  in  einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von 
einem  oder  mehreren  Actiouären,  dereu  Actienbesitz  mindestens  den 
zehnten  Theil  des  Actiencapitales  repräsentirt,  und  welche  diesen 
Besitz  durch  Deponirung  der  Actien  bei  der  Gesellschaft scassa  oder  bei 
einem  Notar  nachgewiesen  haben,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  schriftlich  gefordert  wird. 

Im  letzten  Falle  ist  die  Einberufung  auf  einen  innerhalb  längstens 
30  Tagen  vom  Tage  des  gehörig  gestellten  Begehrens  an  gerechnet 
gelegenen  Termin  zu  veranlassen. 
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§  15. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung ums«  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
durch  öffentliche  Kundmachung  (§  4)  erfolgen,  in  welcher  die  Tages- 
ordnung der  Generalversammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss  zu 
bringen  ist. 

In  die  Tagesordnung  der  Generalversammlung  sind  auch  jene 
Anträge  aufzunehmen,  die  von  einem  oder  mehreren  Actionären,  deren 
Actien besitz  mindestens  deu  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  reprä- 
eentirt,  und  welche  diesen  Besitz  durch  Deponirung  der  Actien  bei 
der  Gesellschaftscasse  oder  bei  einem  Notar  nachgewiesen  haben, 
wenigstens  30  Tage  vor  der  Einberufung  beim  Verwaltungsrathe 
schriftlich  angemeldet  werden. 

Ueber  Gegenstände,  welche  in  der  kundgemachten  Tagesordnung 
nicht  angeführt  sind,  darf  nicht  Beechluss  gefasst  werden. 

Hievon  ist  jedoch  der  Beschluss  Uber  den  in  einer  General- 
versammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen 
Generalversammlung  ausgenommen. 

§  16. 

Zur  Theilnahme  an  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien  berechtigt,  welcher  im  Gauzon 
mindestens  zehn  Stück  dieser  Actien  spätesteLS  acht  Tage  vor  dem 
Zusammentritt  der  statutenmassig  einberufenen  Generalversammlung  bei 
der  in   der  Einberufuugskundmachung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

In  Ansehung  der  im  Besitze  des  Landes  Niederösterreicb,  oder 
von  Gemeinden  oder  von  Sparcassen  befindlichen  Actien  genügt  an 
Stelle  der  Deponirung  die  Beibringung  einer  amtlichen  Bescheinigung 
des  Lande?au8schu8ses,  beziehungsweise  der  betreffenden  Gemeinde- 
vertretungen oder  der  bezüglichen  Sparcassen. 

Die  stimmberechtigten  Actionäre  erhalten  eine  Legitimationskarte  . 
welche  auf  den  Namen  lautet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien,  die 
durch  dieselben  begründete  Stimmenzahl  ausweist  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  Vertreter  (§  18)  gilt. 

§  17. 

Der  Besitz  von  je  zehn  Actien  giebt  das  R^cht  auf  eine  Stimme 
in  der  Generalversammlung. 

Die  Stamm-  oder  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  dass  letzteres  nicht  berührt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

Die  Anzahl  der  Stimmen,  welche  ein  Actionär  im  eigenen  oder 
Vollmachtonamen  führen  kann,  ist  nicht  beschränkt. 
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§  18. 

Das  Stimmrecht  kann  nur  persönlich  oder  durch  solche  gebor  ig 
legitimirte  Bevollmächtigte  ausgeübt  werden,  welche  Beibat  zur  Theil- 
nahme  an  der  Generalversammlung  berechtigt  sind.  (§  16.) 

Ohne  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmung  üben  Pflegebefohlene 
und  juristische  Personen  das  Stimmrecht  durch  ihre  gesetzlichen,  be- 
ziehungsweise statutarischen  Vertreter,  Frauen  durch  ihre  Bevoll- 
mächtigten aus. 

§  19. 

Der  Geschäftsbericht  nebst  Rechnungsabschluß*,  sowie  die  zur 
Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  acht  Tage  vor  der  General- 
versammlung in  der  gesellschaftlichen  Kanzlei  aufzulegen  und  den 
stimmberechtigten  Actienbesitzern  auf  Verlangen  auszufolgen. 

§  20. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  Stellvertreter  demselben,  beziehungsweise  in 
Verhinderung  beider  ein  vom  Verwaltungsratbe  bestimmtes  Mitglied 
desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröffnet,  leitet  und  schliefst  die  Berathungen,  veranlasst 
die  Abstimmungen  und  bestimmt  die  Art  derselben,  sowie  die  Vor- 
nahme der  Wahlen. 

§  21. 

Der  Schriftführer  für  die  Generalversammlung,  sowie  die  zwei 
Stimmenzahler,  welch  letztere  zugleich  als  Protokollsverificatoren  zu 
fungiren  haben,  werden  von  dem  Vorsitzenden  aus  der  Reihe  der  an» 
wesenden  Actionäre  berufen. 

§  22. 

Dem  Wirkungskreise  der  Generalversammlung  sind  folgende 
Gegenstände  vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  (§  29); 

b)  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Revisionsausschusses  (§  87); 

c)  die  Genehmigung  der  Jahresrecbnung  und  die  Ertheilung  des 
Absolutoriums  an  den  Verwaltungsrath; 

d)  die  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Reingewinnes  (§  41); 
t)  die  Veräußerung  der  Bahn  oder  einzelner  Strecken  derselben; 

f)  die  Vermehrung  des  Gesellschaftscapitales ; 
tf)  die  Abänderung  der  Statuten; 

h)  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Modalitäten  der  Liquidation 
(§  7),  insbesondere  auch  im  Falle  der  Uebertragung  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschaft 
gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren  (Art.  215  H.  G.  B.). 
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Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  Uber  die  anter  e,  /,  g  aad  h  auf- 
geführten Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
erforderlich. 

§  23. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussfähig,  wenn  dieselbe  ordnungs- 
mäßig einberufen  wurde,  und  mindestens  acht  stimmberechtigte  Actionäre 
anwesend  sind,  welche  im  eigenen  oier  Vollmachisnamen  wenigstens 
den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  vertreten. 

Znr  BeschlnssfasBung  über  die  im  §  22  unter  c,  /,  g  und  h  an- 
geführten Gegenstände  ist  nebst  der  Anwesenheit  von  mindestens  acht 
stimmberechtigten  Actionären  die  Vertretung  von  mindestens  dem  vierten 
Theile  des  Actiencapitales  erforderlich. 

§  24. 

Pie  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit. 

Bei  »Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
zu  deren  Gunsten  der  Vorsitzende  seine  Stimme  abgegeben  hat. 

Zur  Beschlussfassung  über  die  im  §  22  unter  e,  /,  g  und  h  an- 
geführten Gegenstände  ist  jedoch  eine  Mehrheit  von  mindestens  zwei 
Drittel  der  giltig  abgegebenen  Stimmen  erforderlich. 

§  25. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nichts 
anderes  beschliesst,  durch  schriftliche  Abstimmung  mit  Stimmzetteln 
vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  die  absolute 
Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Mehrheit  nicht  erzielt, 
so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  denjenigen  statt,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  und  wird  die  doppelte  Anzahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Erhalten  zwei  Actionäre  in  der  eogeren  Wahl  die  gleiche 
Stimmenzahl,  so  ist  derjenige  als  gewählt  zu  betrachten,  welcher 
zu  der  betreffenden  Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen 
Actienbesitz  auagewiesen  hat.  Bei  gleichem  Actieubesitzs  entscheidet 
das  Los  nach  einer  vom  Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

§  26. 

Ist  die  gehörig  einberufene  Generalversammlung  binnen  einer 
Stunde  nach  dem  für  die  Verhandlung  anberaumten  Zeitpunkte  nicht 
im  Sinne  des  §  23  beschlussfähig,  so  muss  eine  neue  General- 
versammlung auf  einen  innerhalb  längstens  30  Tagen  gelegenen 
Termin  einberufen  werden,  welche  ausnahmslos  auf  die  Verhandlung 
über  die  in  der  Kundmachung  der  früheren  Generalversammlung  an- 
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geführten  Gegenstände  benchränkt  ist,  über  diese  aber  ohne  Kücksicht 
auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actionäre  und  die  Summe  des  durch 
sie  vertretenen  Actiencapitales  giltig  Beschlues  fassen  kann,  was  in  der 
Einberufungskundmachung  ausdrücklich  abgeführt  werden  muss.  Der 
Zeitraum  zwischen  der  Einberufung  uud  der  Abhaltung  dieser  an  die 
Stelle  einer  beschlussuufähig  gebliebenen  einberufenen  zweiten  General- 
versammlung kann  auf  8  Tage  und  die  Frist  für  die  Deponirung  der 
Actien  (§  16)  auf  4  Tage  abgekürzt  werden. 

§  27. 

Ueber  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Generalversammlung 
wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Stimmenzählern,  welche  zugleich  als  Verificatoren 
fungiren,  unterfertigt  wird. 

Dem  Protokolle  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden  Actien- 
besitzer  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmenanzahl  nebst 
den  Vollmachten  beigefügt. 

B.  Der  Verwaltungsrath. 

§  28. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne 
der  Art.  227  bis  241  des  Handelsgesetzes. 

Ihm  obliegt  die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Ge- 
sellschaft, sowie  die  Vertretung  der  letzteren  nach  aussen  in  allen 
Beziehungen. 

Der  Verwaltungsrath  ist  zu  diesem  Behufe  mit  den  ausgedehn- 
testen Vollmachten  versehen,  namentlich  ist  er  ausdrücklich  auch  zu 
allen  jenen  Acten  ermächtigt,  zu  welchen  nach  §  1008  a.  b.  G.  B. 
eine  besondere  Vollmacht  erforderlich  ist;  überhaupt  ist  derselbe  zu 
allen  Beschlüssen  und  Verfügungen  berufen,  welche  nicht  laut  dieser 
Statuten  der  Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  seine  Vollmacht  unbeschadet  der  Be- 
stimmung der  Art.  231  und  234  H.  G.  B.  auf  eines  oder  mehrere 
seiner  Mitglieder  oder  auch  an  sonstige  Bevollmächtigte  hinsichtlich 
bestimmter  Geschäfte  oder  bestimmter  Arten  von  Geschäften  für  eine 
bestimmte  Zeitdauer  übertragen. 

§  29. 

Der  Verwaltungsrath  besteht  aus  mindestens  sieben  und  höchstens 
neun  Mitgliedern.  Von  denselben  bat  das  k.  k.  Handelsministerium 
das  Recht,  ein  Mitglied  zu  ernennen.  Weiter  bat  der  niederösterreichische 
Landesausschuss,  insolange  das  Land  Niederösterreich  durch  den  Besitz 
der  von  ihm  gezeichneten  Stammactien  an  dem  Bahnunternehmen  be- 
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theiligt  ist,  das  Recht,  ein  Mitglied  in  den  Verwalturgsrath  zu  ent- 
senden. 

Die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrath  es  werden  von  der 
Generalversammlung  aus  der  Zahl  der  ActionMre  gewählt. 

§  30. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Verwaltungsrath ea  müssen  die  öster- 
reichische Staatsbürgei8cbaft  besitzen  und  im  Gebiete  der  im  Reichs- 
rathe  vertietenen  Königreiche  und  Länder  ihren  ordentlichen  Wohu- 
bitz  haben. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist;  wer  in  einem  directen  Ver- 
tragsverhältnisae  als  Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft  steht;  wer  in 
Concurs  verfallen  ist  oder  die  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine 
Gläubiger  voll  befriedigt  zu  haben;  wer  wegen  eines  Verbrechens, 
oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangen eu,  oder  die  öffent- 
liche Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens,  oder  einer  solchen  Ueber- 
tretung  schuldig  gesprochen  worden  ist,  kann  nicht  zum  Mitgliede  des 
Verwaltungsrathes  gewählt  werden. 

Der  Eintritt  eines  solchen  AusschliesBungsgrundes  während  der 
Amtsdauer  hat  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§  31. 

Die  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  zu  wählendeti 
Mitglieder  werden  stets  auf  die  Functionsdauer  von  drei  Jahren  ge- 
wählt. Jedes  ausscheidende  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  seine 
Function  bis  zu  seiner  Wiederwahl  oder  bis  zum  Eintritte  des  an  seine 
Stelle  neu  gewählten  Verwaltungsrathes  auszuüben. 

Die  Austretenden  Bind  in  allen  Fällen  wieder  wählbar. 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Ausscheidens  eines  gewählten  Ver- 
waltungsrathsmitgliedes vor  Ablauf  seiner  Fuuctionsdauer  ist,  sofern 
etwa  infolge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
unter  die  statutenmäßige  Minimalanzahl  (§  29)  gesunken  wäre,  diese 
Stelle  provisorisch  vom  Verwaltuogstathe  aus  der  Zahl  der  Actionäre 
zu  besetzen. 

Ueberdies  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  .-ich  im  Wege  der 
Cooptirung  bis  zur  statutenmäßigen  Maximalanzahl  (§  29)  zu  ergänzen. 

In  solchen  Fällen  ist  der  Wahlact  der  nächsten  Geueralversamm- 
iung  zur  Bestätigung,  Aufhebung  oder  Vornahm«  einer  anderen  Wahl 
vorzulegen. 

Wer  an  die  Stelle  eines  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus- 
geschiedenen Mitgliedes  tritt,  hat  dieselbe  bis  zom  Ende  der  Functions- 
dauer dfs  erstereu  auszuüben. 

§  32. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  dem  An- 
tritt seiner  Functionen  und  für  die  Dauer  derselben  zehn  Stück  Actieti 
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b am m t  allen  nicht  fälligen  Coupons  als  Caution  in  die  Gesellschaftscasse 
zu  erlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  14  Tagen  nach  be- 
kanntgegebener Wahl  gilt  als  Ablehnung  derselben. 

Während  der  Amtsdauer  bis  zur  Erledigung  der  auf  dieselbe  be- 
züglichen Rechnungen  können  diese  Actien  vom  Erleger  weder  veräussert 
noch  verpfändet  werden. 

§  33. 

Die  Mitglieder  dea  V^rwaltuogsrathea  erhalten  die  Vergütung  der 
Auslagen  der  im  Interesse  der  Gesellschaft  unternommenen  und  von 
der  Verwaltung  beschlossenen  oder  genehmigten  Reisen.  Hiezu  ge- 
hören auch  die  Reiseu  der  außerhalb  Wiens  wohnhaften  Mitglieder, 
welche  dieselben  von  ihrem  Wohnsitze  zu  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsrath es  zu  unternehmen  haben. 

Im  Cebrigen  haben  sie  ihr  Amt  unentgeltlich  auszuüben. 

§  34. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  nach  der  constituirenden  General- 
versammlung (§  6,  Schlussabsatz),  sowie  jährlich  nach  Abhaltung  der 
ordentlichen  Generalversammlung  aus  seiner  Mitte  den  Präsidenten 
und  den  Stellvertreter  desselben  mit  der  Functionsdauer  bis  zum  Ab- 
laufe der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar,  sofern  er  nicht  aus  dem 
Verwaltuugsrathe  ausgeschieden  ist. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  betraut  der  Verwaltungs- 
rath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§  35. 

Der  Verwaltungsratb  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Prä- 
sidenten oder  seines  Stellvertreters  am  Sitze  der  Gesellschaft,  so  oft 
es  das  Interesse  der  letzteren  erfordert. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  wird  erfordert,  dass  alle 
Mitglieder  zu  der  Sitzung  ordnungsmässig  eingeladen  worden  sind  und 
mindestens   die  jeweilige  Mehrheit  derselben  persönlich  anwesend  ist. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  an- 
wesenden Mitglieder  gefasst ;  bei  gleicher  Stimmenzabi  gilt  jene  Meinung 
als  Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  sich  angeschlossen  bat. 

Die  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  durch  Stimmzetteln. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stammenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  wobei  die  doppelte  Zahl  der  zu 
Wählenden  in  die  engere  Wahl  kommt. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

Abwesende  Verwaltungarathe  können  sich  durch  einen  bei  der 
Sitzung  Erscheinenden  vertreten  lassen,  jedoch  darf  kein  Mitglied  des 
Verwaltungsrathes  mehr  als  eine  Vollmacht  übernehmen. 
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Ueber  die  Verhandlungen  dee  Verwaltungsrathes  wird  ein  Proto- 
koll aufgenommen,  welches  vom  Vorsitzenden  und  von  wenigstens 
einem  der  anwesenden  Mitglieder  au  unterfertigen  ist. 

§  36. 

Im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Beamte,  Unter- 
beamte und  Diener,  sei  es  in  provisorischer  oder  definitiver  Eigenschaft, 
nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staatsbürgerschaft 
in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch  ungarischen  Monarchie 
besitzen. 

Ausnahmen  hievon  bedürfen  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Eisenbahnbedienstete,  welche  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienstes  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlatigen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

Von  diesen  Bestimmungen  wird  die  concessionsgemäss  der  Staats- 
eisenbabnverwaltung  vorbebalteoe  Betriebsführung  nicht  berührt. 

C.  Der  Revisionsausschuss. 

§  37. 

Behufs  Prüfung  der  Jahresrechnungen  wählt  die  jeweilige  ordent- 
liche Generalversammlung  —  für  die  erste  Jahresrechnung  die  con- 
stituirende  Generalversammlung  (§  6  ScbluReabsatz)  —  alljährlich  aus 
den  nicht  dem  Verwaltungarathe  angehörenden  Actionftren  einen  aus 
zwei  Mitgliedern  und  einem  Ersatzmann  bestehenden  Revisionsausschuss. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  eines  Mit- 
gliedes in  Function. 

§  38. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  Jahresrechnungen 
zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behüte  berechtigt,  in  die  Bücher  der  Ge- 
sellschaft Einsicht  zu  nehmen,  Aufklärungen  zu  verlangen,  und  hat 
seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  Mitglieder  desselben  erhalten  keinerlei  Entgelt  für  ihre 
Mühewaltung. 

IV.  Abschnitt. 

Jahresrechnung,  Dividende,  Reservefond. 

§  39. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am  1.  Jänner  und 
endet  mit  dem  letzten  December  eines  jeden  Jahres. 
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Als  er*tes  Geschäftsjahr  hat  jedoch  ausnahmsweise  der  Zeitraum 
vom  Beginne  der  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  (§  5)  bis  »um  letzten 
December  jenes  Jahres  su  gelten,  in  welchem  die  Betriebseröffnung 
der  ganzen  im  §  1  angeführten  Localbahn  von  Waidhofen  a.  d.  Ybbs 
nach  Kienberg-Gaming  stattfindet. 

§  40. 

Am  Ende  eines  jeden  Geschäftsjahres  werden  die  Rechnungen 
abgeschlossen,  und  wird  vom  Verwaltnngsrathe  nach  Vorschrift  des 
Gesetzes  und  nach  Maßgabe  der  diesfalls  von  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung etwa  zu  treffenden  besonderen  Anordnungen  die  Bilanz 
aufgestellt,  welche  sohin  mit  dem  Befunde  des  Revisioneausschu9ses 
(§  38)  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Beschluasfassung 
(§  22,  lit.  c)  vorzulegen  ist. 

§  «• 

Das  Jahreseinkommen  der  Gesellschaft  wird  gebildet: 

a)  auB  d'-m  Reinerträgnisse  der  gesellschaftlichen  Localbabnlinie, 
wie  sich  solches  aus  der  von  der  k.  k.  SUatseisenbabnverwaltung 
aufzustellenden  Betriebsrechnung  ergiebt,  und 

b)  aus  den  eventuell  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf 
Grund  der  übernommenen  Reinertragsgarautie  zu  leistenden  Zu- 
schüssen. 

Dieses  Jahreseinkommen  ist  nach  Massgabe  seiner  Zulänglichkeit 
successive  in  nachstehender  Reihenfolge  zu  verwenden: 

1.  zur  Verzinsung  und  planmässigen  Tilgung  der  ausgegebenen 
Prioritätsobligationen : 

2.  zur  planmäßigen  Tilgung  der  Prioritätsactien ; 

3.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höbe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Prioritätsactien  (eine  Nachzahlung  auf 
die  Dividende  aus  den  Erträgnissen  tpäterer  Jahre  findet  nicht  statt); 

4.  zur  Berichtigung  der  fälligen,  laufenden  oder  rückständigen 
Zinsen  für  die  eventuell  von  Seite  der  Staatsverwaltung  auf  Grund 
der  übernommenen  Reinertragsgarantie  geleisteten  Zuschüsse; 

5.  zur  Zurückzahlung  der  unter  4  angeführten  Zuschüsse; 

6.  zur  planmässigen  Tilgung  der  Stammactien; 

7.  zur  Vertheilung  einer  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4  Percent 
an  die  noch  nicht  amortisirten  Stammactien; 

8.  zur  Bildung  eines  Dividendenreservefondes,  welchem  5  Percent 
des  nach  Deckung  der  vorstehend  sub  1  bis  7  aufgezählten  Posten  etwa 
verbleibenden  Ueberschusses  zuzuführen  sind. 

Die  sub  2  und  6  angeführten  Verwendungsarten  beginnen  erst 
nach  erfolgter  gänzlicher  Rückzahlung  der  Prioritätsobligationen  (§  1 1). 

Der  nach  Bestreitung  sämmtlicher  vorstehend  unter  1  bis  ein- 
schliesslich 8  aufgezählten  Posten  etwa  noch  verbleibende  Ueberschuss 
des  Jahreseinkommens  ist,  sofern  die  Generalversammlung  denselben 
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Dicht  einem  anderen  Zwecke  zuzuführen  beschlieset,  als  Superdividende 
auf  sämmtliche  noch  nicht  amortisirte  Piioritäts-  und  Stammactien, 
beziehungt-weise  auf  die  an  deren  Stelle  ausgegebenen  Genusascheine 
(§  11)  gleicbmäesig  zu  vertbeilen. 

§  42. 

Die  Auszahlung  der  Dividenden  fiodet  nachhinein  am  1.  Juli 
des  dem  bezugliehen  Geschäftsjahre  folgenden  Jahres  statt,  doch  kann 
auf  die  Dividende  der  Prioiit&tsactien  bereits  am  2.  Jänner  eine  Ab- 
schlagszahlung geleistet  werden. 

Prioritätszinsen  und  Dividenden,  welche  nicht  innerhalb  dreier 
vom  Fälligkeitstermine  an  gerechnet,  erhoben  werden,  verfallen 
zu  Gunsten  der  Betriebsrecbnung  der  Gesellschaft. 

§  43. 

Zur  Dotirung  des  für  Erwt-ittruDgsbauten  oder  für  sonstige  In- 
vestitionen bestimmten  Reservefondes  ist  ans  dem  im  §  8  festgesetzten 
Gesellschaftscapitale  ein  Effectivbetrag  von  40.000  fl.  gewidmet,  welchem 
Fonde  auch  die  nach  Abscbluss  der  Baurechnung  gegenüber  der  Ver- 
gebung erzielten  Ersparnisse  der  im  §  1  angeführten  Localbahn,  sowie 
weiters  ein  etwaiger  Mehrerlös  aus  der  Begebung  der  Prioritäta- 
obligationen  zuzuführen  sein  werden. 

Obige  Dotirung  hat  nach  Massgabe  der  von  der  k.  k.  Regierung 
im  geeigneten  Zeitpunkte  zu  treffenden  Entscheidung  entweder  in 
Barem  oder  durch  Zurückbehaltung  eines  entsprechenden  Nominal- 
betrages der  Prioritätsobligationen  zu  erfolgen  (§  8). 

Diesem  Fonde  haben  ferner  auch  die  auf  die  zurückbehaltenen 
Obligationen  nach  M ausgäbe  der  Verlosung  etwa  entfallenden  Rtick- 
zahlungebeträge  (§  8  letzter  Absatz)  zuzufliessen. 

Dieser  Reservefond,  welcher  im  Falle  der  Ausübung  des  con- 
cessionsniäesigen  Einlösungs-  oder  Heimfallsrechtes  durch  den  Staat 
unter  den  concessionsmäHBigen  Bedingungen  an  den  Staat  Uberzugehen 
hat,  ist  nach  Massgabe  der  Genehmigung,  beziehungsweise  der  An* 
Ordnung  der  k.  k.  8t  aata  Verwaltung,  abgesondert  von  dem  sonstigen 
Vermögen  der  Gesellschaft,  fruchtbringend  anzulegen  und  bestimraungs- 
gemäss  zu  verwenden. 

V.  Abschnitt. 
Schlussbestimmungen. 
§  44. 

Die  Staatsverwaltung  Übt  das  ihr  zustehende  Recht  der  Aufsicht 
in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze  und  nach  Massgabe  der  Be- 
stimmungen der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  22.  October  1894, 
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B.  6.  Bl.  Nr.  219,  aas.  Insbesondere  hat  hienach  der  landes- 
füretliche  Commissär  da«  Recht,  den  Verhandlungen  des  Verwaltungs- 
rathes und  des  eventuell  von  demselben  bestellten  Executivcomites, 
sowie  der  Generalversammlung,  so  oft  er  es  fttr  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  allfällige  Beschlösse  und  Verfügungen,  welche  der- 
selbe als  den  GeBetzen,  der  Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten 
zuwiderlaufend,  beziehungsweise  den  öffentlichen  Interessen  nachtheilig 
erachtet,  zu  sistiren. 

Der  landesfürstliche  Commissär  ist  ferner  berechtigt,  auch  solche 
Beschlüsse  und  Verfügungen  de«  VerwaltungHratbes,  des  Executiv- 
comites  und  der  Generalversammlung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen 
die  aus  der  übernommenen  Reinertragngarantie  entspringenden  finanziellen 
Interessen  des  Staates  zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  in 
diesem  Falle  sogleich  die  Entscheidung  des  k.  k.  Handelsministeriums 
einzuholen,  welche  für  die  Gesellschaft  bindend  ist. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachnng  der  Babnunternehmung 
hat  die  Gesellschaft  im  Hinblicke  auf  die  hiemii  verbundene  Ge- 
scbäftslast  eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  deren  riebe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§  46. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisae  entscheidet  das 
competente  Gericht. 

§  46. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  General« 
Versammlung  die  Modalitäten  der  Liquidation  festzusetzen. 

Die  Liquidatoren  erhalten  alle  erforderlichen  Befugnisse  zur  Ab- 
wicklung der  Geschäfte  in  demselben  Umfange,  wie  derselbe  nach 
diesen  Statuten  für  den  Wirkungskreis  des  Verwaltungsrathes  fest- 
gesetzt ist. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlung  und  den  Re- 
visionsausschuss  bleiben  während  der  Dauer  der  Liquidation  und  bis 
zur  Beendigung  derselben  mit  der  Modifikation  in  Wirksamkeit,  dass 
die  Generalversammlung  durch  die  Liquidatoren  einzuberufen  ist. 

Mit  der  Bestellung  der  Liquidatoren  erlöschen  die  Befugnisse  de« 
Verwaltungsrathes. 

§  47. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  vorhandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  die  etwa  noch  nicht  amortisirten  Piiori 
tätsobligationen,  sowie  eventuelle  sonstige  Schulden  (mit  Ausnahme  de« 
aus  dem  Staatsgarantieverhältnisse  entstammenden  Verbindlichkeiten) 
zur  Rückzahlung  zu  bringen. 
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Der  verbleibende  Rest  ist  auf  sämmtliche  etwa  noch  nicht  amor- 
tisirten  Prioritfttsactien  zu  vertheilen,  insofern  hienach  auf  jede  der« 
selben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  eotflllt. 

Aus  dem  nach  Rückzahlung  des  vollen  Nennwerthes  Bämmtlicher 
Priorititsactien  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  die 
Forderungen  des  Staates  an  GarantievorBchtissen  sammt  Zinsen  zu  be< 
r  lcniigon . 

Der  eodann  noch  verbleibende  UeberschusB  wt  auf  sämmtliche 
noch  nicht  amortisirte  Stammactien  su  vertheilen,  insofern  hienach 
auf  jede  derselben  nicht  mehr  als  der  Nennwerth  entfällt. 

Sollte  nach  Bestreitung  der  sämmtlichen  vorstehend  angeführten 
Zahlungen  noch  ein  restliches  Vermögen  sich  ergeben,  so  bat  über  die 
Verwendung  desselben  die  Generalversammlung  zu  entscheiden. 

§  48. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862,  B.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1863,  zur 
Anwendung  su  kommen. 

§  49. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  su  nehmen. 

Z.  26488. 

Vorstehende  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  ge- 
nehmigt. 

Wien,  am  11.  8eptember  1896. 

Kielmansegg  m.  p. 
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1.  Concessionsurkunde  vom  13.  Juni  1894,  R.  G.  Bl.  Nr.  152, 

für  die  Locnlbahn  mit  elektrischem  Betriebe  Ton  der  Station  Gmunden  der 
Salzknnimergutbahn  in  die  Stadt  Gmunden« 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  Firma  Stern  &  Hafferl  in  Wien  die  Bitte  nm  Er- 
theilnng  der  Concession  zum  Baue  und  Betriebe  einet  Localbahn  mit 
elektrischer  Kraft  von  der  Station  Gmnnden  der  Salzkammergutbabn 
in  die  Stadt  Gmunden  gestellt  hat,  so  finden  wir  Uns  bewogen,  in  Er- 
wägung der  Gemeinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten  Con- 
cession&rin  diese  Concession  auf  Grund  der  Gesetze  vom  17.  Juni  1887, 
R.  G.  Bl.  Nr.  81,  und  vom  27.  December  1893,  R.  G.  Bl.  Nr.  198, 
sowie  in  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Eiseobahn- 
concessionsgesetzes  vom  14.  September  1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  wie 
folgt,  zu  ertbeilen: 

§  1. 

Wir  verleiben  der  Concessionärin  das  Recht  zum  Baue  und 
Betriebe  einer  mit  elektrischer  Kraft  zu  betreibenden  schmalspurigen 
Localbahn  von  der  Station  Gmunden  der  Staatebahnlinie  Attnang- 
Steinach-Irdning  in  die  Stadt  Gmunden. 

Die  genannte  Localbahn  wurde  am  13.  August  1894  dem  Verkehre  über- 
geben. 

§  2. 

Für  die  den  Gegenstand  der  gegenwärtigen  Concessionsurkunde 
bildende  Eisenbahn  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle  von 
der  Unternehmung  abzuschliessenden  Vertrage,  zu  überreichen- 
den Eingaben,  von  derselben  zu  errichtenden  Urkunden,  ferner 
für  alle  im  Grunde  dieser  Verträge  und  Urkunden  au  bewirkenden 
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bücherlichen  Eintragungen,  endlich  für  sonstige  Amtshandlungen 
und  amtliche  Ausfertigungen  zu  den  nachbezeichneten  Zwecken, 
und  zwar: 

1.  bis  zum  Zeitpunkte  der  Betriebseröffnung  zum  Zwecke 
der  Capitalsbescbaffung,  der  Sicherstellung  der  Capitalsverzinsung 
und  des  Betriebes; 

2.  bis  zum  Schlüsse  des  ersten  Betriebejahres  zum  Zwecke 
der  Grunderwerbung,   des   Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn. 

Diese  BegüuBtiguDgen  haben  auf  die  im  gerichtlichen  Ver- 
fahren in  Streitsachen  stattfindenden  Verhandlungen  keine  An- 
wendung ; 

b)  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  ftlr  die  Aus- 
gabe der  zum  Zwecke  der  Capitalsbescbaffung  für  die  erste 
Anlage  und  concessiotitmasüige  Ausrüstung  bestimmten  Actien 
mit  Einschlug«  der  Interimascheine,  sowie  Von  der  bei  der 
Grundeinlösung  nach  Schlusa  des  ersten  Betriebsjahres  (lit.  a,  Z.  2) 
auflaufenden  Uebertragungsgebtthr,  mit  Ausnahme  der  nach  den 
begebenden  Gesetzen  den  Gemeinden  oder  a äderen  autonomen 
Körperschaften  zukommenden,  aus  diesem  Anlasse  zu  entrichten- 
den Gebühren; 

c)  die  Befreiung  von  den  für  die  Ertheilung  der  Concession  und  für 
die  Ausfertigung  dieser  Concessionsurkunde  zu  entrichtenden 
Gebühren  und  Taxen; 

d)  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer,  von  der 
Entrichtung  der  CouponstempelgebUhren,  sowie  von  jeder  neuen 
Staatssteuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden 
sollte,  auf  die  Dauer  von  zwanzig  Jahren,  vom  heutigen  Tage 
an  gerechnet. 

§  3. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  den  Bau  der  im  §  1  genannten 
Eisenbahn  6ofort  zu  beginnen,  binnen  längstens  einem  Jahre,  vom 
heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben,  wie  auch  während  der  ganzen 
Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu  erhalten. 

Für  die  Einhaltung  des  vorstehenden  Bautermin  es  hat  die  Con- 
cessionärin durch  Erlag  einer  Caution  von  zweitausend  Gulden  in  zur 
Anlegung  von  Pupillengeldern  geeigneten  WertherTecten  Sicherheit  zu 
leisten. 

Im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  obigen  Verpflichtung  kann 
diese  Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

§  4. 

Der  Concessionärin  wird  zur  Ausführung  der  concessionirten 
Eisenbahn  das  Recht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der 
einschlägigen  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilt. 
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Das  gleiche  Recht  soll  der  Concessionärin  auch  bezüglich  jener 
etwa  herzustellenden  8chleppbahnen  ««gesunden  werden,  deren  Er- 
richtung von  der  Staatsverwaltung  als  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
erkannt  werden  sollte. 

So  weit  zur  Anlage  der  conceseionirten  Bahn  öffentliche  Strassen 
in  Anspruch  genommen  werden,  hat  die  Concessionärin  die  Zustimmung 
der  sur  Erhaltung  dieser  Strassen  Verpflichteten,  beziehungsweise  jener 
Behörden  oder  Organe  einzuholen,  welche  cur  Ertheilung  der  Zu- 
Stimmung  sur  Benützung  der  Strasse  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
berufen  sind. 

§  5. 

Die  Concessionärin  hat  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concessionsnrkunde 
und  nach  den  vom  Handelsministerium  aufzustellenden  Concessions- 
bedingnissen,  sowie  nach  den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, namentlich  nach  dem  Eisenbahuconcessionsgesetze  vom  14.  Sep- 
tember 1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  238,  und  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1861,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1852,  insoweit  die  be- 
züglichen Bestimmungen  mit  Rücksicht  auf  das  gewählte  Constructions- 
und  Betriebssystem  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  auf 
die  concessionirte  Localbaho  anwendbar  erscheinen,  dann  nach  den  etwa 
künftig  zu  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§  6. 

Der  Concessionärin  wird  das  Recht  eingeräumt,  mit  besonderer 
Bewilligung  der  Staatsverwaltung  und  unter  den  von  derselben  fest, 
zusetzenden  Bedingungen  eine  Actiengesellschaft  zu  bilden,  welche 
in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Concessionärin  zu  treten  hat. 

Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  ist  ausgeschlossen. 

Dagegen  wird  der  Concessionärin  das  Recht  eingeräumt,  Prioritäts- 
actien,  welche  bezüglich  ihrer  Verzinsung  und  Tilgung  den  Vorrang 
vor  den  Stammactieo  geniessen,  bis  su  dem  von  der  Staatsverwaltung 
festzusetzenden  Betrage  auszugeben. 

Die  Dividende,  welche,  bevor  für  die  Stammactien  der  Anspruch 
auf  Dividende  eintritt,  den  Priori tätsaclien  gebührt,  wobei  jedoch  eine 
Nachzahlung  aus  den  Erträgnissen  späterer  Jahre  nicht  stattzufinden 
hat,  darf  nicht  höher  als  mit  4l/2  Percent  bemessen  werden. 

Die  Ziffer  des  effectiven,  sowie  des  Nominal  an  lagecapitales  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Hiebei  hat  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  ausser  den  auf  die  Pro- 
jectsverfassung,  den  Bau  und  die  Einrichtung  der  Bahn  einschliesslich 
der  Anschaffung  des  Fahrparkes  effectiv  verwendeten  und  gehörig 
nachgewiesenen  Kosten  zuzüglich  der  während  der  Bauzeit  wirklich 
bezahlten  Intercalarsinsen  und  des  etwa  bei  der  Capitalsbeschaffung 
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thatsachlich  erwachsenen  Cours  Verlustes  keine  wie  immer  gearteten 
Auslagen  in  Anrechnung  gebracht  werden  dürfen. 

Sollten  nach  Vollendung  der  Bahn  noch  weitere  Neubauten  aus- 
geführt oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  die 
dickfälligen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  au  den  beabsichtigten  Neubauten  oder  aur  Vermehrung 
der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

Das  gesammte  Anlagecapital  iat  innerhalb  der  Conceseionadauer 
nach  einem  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane 
zu  tilgen. 

Die  Gesellschaftsatatuten,  sowie  die  Formularien  der  auszugebenden 
Stamm-  und  Prioritätsactien  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

§  7. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreisen  be- 
sorgt werden.  Für  die  Anwendung  des  Militärtarifes  auf  die  Beförderung 
von  Personen  und  Sachen  haben  die  in  dieser  Beziehung,  sowie  rück* 
sichtlich  der  Begünstigungen  reisender  Militärs  bei  den  österreichischen 
Staatsbahnen  jeweilig  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  zu  gelten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  Anwendung  auf  die  Landwehr 
und  den  Landsturm  beider  Reichshälften,  auf  die  Landesschützen  Tirols 
und  auf  die  Gendarmerie,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rechnung  des 
Aeraiß,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu 
den  Waffemibungen  und  Controlversammlungeu. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
EiBenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schaffung und  Bereithaltung  von  Auarüstungsgegenständen  für  Militär- 
transporte,  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Personale  und  Fahr- 
betriebsmitteln bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte,  ferner  den 
jeweilig  in  Kraft  stehenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahnwesen  im 
Kriege,  sowie  den  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nach* 
tragsübereinkommen  bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zu- 
Htaudu  auf  Rechnung  des  Militärärars  zur  Beförderung  gelangenden 
Krauken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Die  jeweilig  geltende  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen 
bahnen,  dann  die  jeweilig  geltenden  Vorschriften  für  das  Eisenbahn- 
wesen im  Kriege  erlangen  für  die  Concessionärin  bindende  Kraft  mit  dem 
Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  der  concessionirten  Bahn.  Die  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  zu  erlassenden  und  nicht  durch  das  Reichs- 
gesetzblatt kundzumachenden  Vorschriften  der  erwähnten  Art  treten  für 
die  Concessionärin  in  Wirksamkeit,  sobald  ihr  dieselben  amtlich  zur 
Kenntniss  gebracht  sein  werden. 

Diese  Verpflichtungen  liegen  der  Concessionärin  nur  insoweit 
ob,  als  deren  Erfüllung    nach    Massgabe    des  secundären  Charakters 
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dieser  Linie  und  der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug 
auf  Anlage,  Ausrüstung  und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  B.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf  gediente 
Unterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht 
zu  nehmen. 

§  8. 

Inwiefern  ähnliche  Begünstigungen,  wie  sie  §  7  bezüglich  der 
Militär transporte  festsetzt,  Civilwachkörpern  (Sicherheits-  und  Finanz- 
wache  u.  dg\.)  oder  anderen  öffentlichen  Organen  einzuräumen  sind, 
wird  in  den  Concessionsbedingnissen  bestimmt. 

§  9. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  den  Betrieb  der  concessionirten 
Bahn  im  Mobilisirungs-  und  Kriegsfalle  jederzeit  ohne  Ansprach  auf 
Entschädigung  insoweit  und  für  so  lange  einzustellen,  als  dies  zum 
Zwecke  von  Truppenbewegungen  oder  sonstigen  militärischen  Opera- 
tionen auf  einer  der  von  der  Bahn  benützten  öffentlichen  Strassen 
seitens  der  Militärbehörde  für  nothwendig  erkannt  werden  sollte. 

§  10. 

Die  Dauer  der  Concession  mit  dem  im  §  9,  lit.  6  des  Eisenbahn- 
concessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  wird  auf  neunzig  (90)  Jahre,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet, 
festgesetzt  und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist 

Die  Concession  kann  von  der  Staatsverwaltung  auch  vor  Ablauf 
der  obigen  Frist  als  erloschen  erklärt  werden,  wenn  die  im  §  3  fest- 
gesetzten Verpflichtungen  bezüglich  der  Inangriffnahme  und  Vollendung 
des  Baues,  dann  der  Eröffnung  des  Betriebes  nicht  eingehalten 
werden,  sofern  eine  etwaige  Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des 
§  11,  lit.  b  des  Eisenbahnconcessionsgesetzes  gerechtfertigt  werden 
könnte. 

§  IL 

Die  Concessionärin  ist  ausser  dem  Falle  einer  ausdrücklichen 
Bewilligung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  den  Be- 
trieb der  concessionirten  Eisenbahn  an  dritte  Personen  zu  überlassen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  den  Betrieb 
der  concessionirten  Bahn  insbesondere  in  dem  Falle,  als  dieselbe  eine 
directe  Anschlussverbiuduog  mit  einer  der  jeweilig  vom  Staate  be- 
triebenen Bahnen  erlangen  sollte,  zu  Ubernehmen  und  während  der 
sodann  noch  übrigen  Concessionsdauer  für  Rechnung  der  Concessionärin 
zu  führen. 

In  diesem  Falle  sind  der  Staats  ?er  waltung  die  aus  Anlass  dieser 
Betriebsführung  effectiv  erwachsenden,  eventuell  pauschal  massig  fest- 
zusetzenden Kosten  durch  die  Concessionärin  zu  vergüten. 
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Im  Uebrigen  sind  die  Modalitäten  dieser  Betriebefuhrung  duzen 
einen  mit  der  Concessionärin  abziwchliessenden  Betriebsvertrag  au  regeln. 

§  12. 

Die  Staatsverwaltung  behalt  sich  das  Kecht  vor,  die  conceasio- 
nitte  Bahn  nach  deren  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  jeder  seit  unter 
den  nachstehenden  Bestimmungen  einsulösen: 

1.  Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen 
Reinerträgnisse  der  Unternehmung  während  der  dem  Zeitpunkte  der 
Einlösung  vorausgegangenen,  letztabgeschloesenen  sieben  Jahre  beziffert, 
hie  von  die  Rein  erträgniese  der  ungünstigsten  zwei  Jahre  abgeschlagen, 
und  wird  sodann  der  durchschnittliche  Reinertrag  der  übrigen  fünf 
Jahre  berechnet. 

2.  Sollte  jedoch  die  Einlösung  vor  Ablauf  des  siebenten  Betriebs- 
jahres erfolgen  oder  der  in  Gemlesheit  der  Bestimmungen  im  Absätze  1 
ermittelte  durchschnittliche  Reinertrag  nicht  wenigstens  einen  Jahres- 
betrag erreichen,  welcher  zur  Verzinsung  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Anlagecapitales  mit  4%  Percent  und  zur  Tilgung  des 
letzteren  innerhalb  der  ganzen  Concessionsdauer  noth wendig  ist,  so 
wird  dieser  Jahresbetrag  als  das  der  Bemessung  des  Einlösuugepreises 
zugrunde  zu  legende  Reinerträgniss  festgesetzt. 

3.  Die  zu  leistende  Entschädigung  hat  darin  zu  bestehen,  dass 
der  Concessionärin  während  der  noch  übrigen  Concessionsdauer  das 
Durchschnittserträgniss  im  Sinne  des  Absatzes  1,  beziehungsweise 
insofern  einer  der  im  Absätze  2  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  die  daselbst 
angeführte  Annuität  für  das  Anlagecapital  in  halbjährigen,  am  30.  Juni 
und  31.  December  jeden  Jahres  nachhinein  fälligen  Raten  aus- 
bezahlt wird. 

4.  Dem  Staate  wird  das  Recht  vorbehalten,  wann  immer  anstatt 
der  noch  nicht  fälligen  jährlichen  Zahlungen  eine  Capitalszablung  zu 
leisten,  welche  dem  Betrage  des  zu  4 '/«  Percent  per  Jahr,  Zins  auf  Zins 
gerechnet,  discontirten  Capitalswerthes  der  nach  den  Bestimmungen  im 
Absätze  3  halbjährig  zu  leistenden  Zahlungen  gleichkommt. 

Falls  der  Staat  sich  zu  dieser  Capitalszahlung  entschliesst,  bat 
er  die  Wahl,  dieselbe  in  Barem  oder  in  Staatsschuldverschreibuugen 
zu  leisten.  Die  Staatsschuld verschreibungen  sind  dabei  mit  jenem 
-Course  zu  berechnen,  welcher  sich  als  Durchschnitt  der  an  der 
Wiener  Börse  während  des  unmittelbar  vorausgegangenen  Semesters 
amtlich  notirten  Geld  course  der  Staatsschuldverschreibungen  gleicher 
Gattung  ergiebt. 

5.  Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser 
Einlösung  tritt  der  Staat  gegen  Ausbezahlung  des  Einlösungspreises 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  gegenwärtig  concessionirten  Bahn  mit  allen  dazu  gehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Sachen,  einschliesslich  des  Fahrparkes  und 
der  Materialvorräthe,  cowie  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
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Betriebs-  und  Reservefonde,  so  weit  letztere  nicht  mit  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung  bereits  bestimraungsgemäss  verwendet  worden  sind. 

§  13. 

Bei  dem  Erlösehen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Er- 
löschens tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und 
in  den  Genuss  der  concessionirten  Bahn  und  des  sämmtliehen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Zugehörs,  einschliesslich  des  Fahrparkes, 
der  Material vorräthe  und  der  etwa  aus  dem  Anlagecapitale  gebildeten 
Betriebs-  und  Reservefonde  in  dem  im  §  12,  Z.  5  bezeichneten  Umfange. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  auch  bei  der  Ein- 
lösung  der  Bahn  (§  12)  behält  die  Concessionärin  das  Eigenthum  des 
aus  dem  eigenen  Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reaerve- 
fondes  und  der  etwaigen  Abrechnungsguthaben,  dann  auch  jener  aus 
dem  eigenen  Vermögen  errichteten  und  rücksichtlich  erworbenen  be- 
sonderen Anlagen  und  Gebäude,  zu  deren  Erbauung  oder  Erwerbung 
die  Concessionärin  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen 
Beisatze  ermächtigt  wurde,  dass  diese  Sachen  kein  Zuge  hör  der  Eisen- 
bahn bilden. 

§  14. 

Die  Staats  Verwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  Ueberzeugung  zu 
verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtuog  in 
allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde,  und  anzuordnen, 
dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintangebalten  und  rücksichtlich 
beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  ab- 
geordnetes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen,  und  ins- 
besondere die  projects-  und  vertragsmässige  Bauausführung  durch  auf 
Kosten  dtr  Concessionärin  zu  entsendende  Aufsichtsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen. 

Im  Falle  der  Bildung  einer  Actiengesellschaft  hat  der  von  der 
Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  auch  das  Recht,  den  Sitzungen  des 
Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Gesellschaftsvorstand  fungirendeu 
Vertretung,  sowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  an- 
gemessen erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen,  der 
Concession  oder  den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlaufenden,  beziehungs- 
weise den  öffentlichen  Interessen  nacbtheiligcn  Beschlüsse  und  Ver- 
fügungen zu  sistiren;  in  einem  solchen  Falle  hat  jedoch  der  Com- 
missar  sogleich  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums  einzuholen, 
welche  ohne  Aufschub  erfolgen  und  für  die  Gesellschaft  bindend 
sein  soll. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmung 
hat  die  Concessionärin  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Ge- 
schäftslast eine  jährliche  Pauschalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu 
leisten,  dereu  Höhe  unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unter- 
nehmung von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 
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Von  den  zufolge  §  89  der  Eisenbahnbetriebsordnung  vom 
16.  November  1851,  K.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852,  begründeten  Ver- 
biudlicbkeiten  in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilicben 
und  gefällsämtlichen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  und 
in  Bezug  auf  die  unentgeltliche  Herstellung  und  Erhaltung  von  AmtB- 
localitftten  wird  die  Concession  äriu  enthoben. 

§  15- 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn 
ungeachtet  vorausgegangener  Warnung  wiederholt  eine  Verletzung  oder 
Nicbtbcfolgung  einer  der  in  der  Coocessionsurkunde,  in  den  Concessions- 
bodingnissen  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen  vor- 
kommen sollte,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Concessionsdaaer 
die  Concession  für  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungeu 
dieser  Concession  entgegenzuhandeln  und  der  Concession ärin  das  Recht 
einräumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf 
Ersatz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft, 
den  gemessenen  Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
größeren  Iosiegel  in  Unserer  Reichsbaupt-  und  Residenzstadt  Wien,  am 
dreizehnten  Tage  des  Monates  Juni  im  Jahre  des  Heils  Eintausendacht- 
huudertneunzig  und  vier,  Unserer  Reiche  im  Sechsundvierzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Wlndisch-Graetz  m.  p.  Wurmbrand  m.  p.  Plener  m.  p. 

2.  Concessionsbedingnisse 

für  die  Localbahn  mit  elektrischem  Betriebe  von  der  Station  Umnndcn 
der  Salzkaniniergutbahn  in  die  Stadt  Umuuden 

(H.  M.  Yer.  Bl.  Nr.  88  ex  18»4). 
I.  Bau  und  Ausrüstung. 

1.  Allgemeine  Bestimmungeu. 

Die  projectirte  Bahn  Ton  der  Station  Gmunden  der  Salzkammergutbahn 
in  die  Stadt  Gmunden  ist  mit  einer  Spurweite  von  10  Meter  als  Localbahn  mit 
elektrischem  Betriebe  und  för  eine  Maximalfahrgt- schwindigkeit  von  25  Kilometer 
per  Stunde  in  den  Strecken  auf  eigenem  Unterbau,  von  18  Kilometer  per  Stunde 
in  den  Strassenstrecken  ausserhalb  der  Ortschaften  und  von  10  Kilometer  per 
Stunde  in  den  Strassenstrecken  innerhalb  der  Ortschaften  anzulegen  und  ein- 
zurichten. 

Das  k.  k.  Handelsministerium  behalt  sich  Übrigens  vor,  nach  dem  Ergeb- 
nisse der  technisch-polizeilichen  Prüfung  für  einzelne  Strcckent heile,  sowie  auch 
für  den  Nachtverkehr  noch  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Fahr- 
geschwindigkeit, dann  auch  Uber  die  ZuläBsigkeit  der  Güterbeförderung  zu  treffen. 
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Die  Ausführung  des  Bau  es  and  der  Betriebseinrichtungen  bat  nach  Mass- 
gabe der  Tom  k.  k.  Handelsministerium  zu  genehmigenden  Detailprojeote  und  der 
im  Nachstehenden  festgesetzten  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn,  sowie 
die  Bau-  und  Lieferungsverträge  sind  dem  k.  k.  Handelsministerium  rechtzeitig 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  ferner  sind  die  aus  diesem  Anlasse,  sowie  über- 
haupt ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörden  genauestens  zu 
befolgen. 

Desgleichen  haben  die  ConcesBionäre  allen  beim  Baue,  sowie  wihrend  der 
Betriebsführung  vom  k.  k.  Handelsministerium  aus  öffentlichen  Rücksichten  nach- 
träglich zu  stellenden  Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  be- 
stehenden allgemeinen  Bau-  und  Polizeivorsohriften  zu  benehmen. 

2.  Trace. 

Die  zu  erbauende,  circa  2*6  Kilometer  lange  Bahn  beginnt  nächst  dem 
Vorplatze  der  Station  Gmunden  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Attnang-Steinach-Ird- 
ning,  zieht,  theils  auf  eigenem  Unterbaue,  theils  die  bestehenden  Strassen  be- 
nützend, entlang  der  Bahnhofzufahrtsstrasse,  dann  der  von  Pinsdorf  nach  Gmunden 
führenden  Strasse,  sowie  entlang  der  Rosenkranz-  und  Parkstrasse  in  die  so- 
genannte Kuferzeile  und  gelangt  längs  der  Ksplanade  durch  die  Theatergasse  anf 
den  Stadtplatz,  woselbst  die  Bahn  ihren  Endpunkt  erreicht. 

Aenderungen  der  im  Vorstehenden  festgesetzten  Bahutrace  können  nur  mit 
Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wie  auch  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  durch  dieselben  die  vorbezeichnete  Hauptrichtuug  der  Bahn  nicht 
verändert  wird. 

3.  Unterbau. 

Die  Bahn  ist  eingeleisig  zu  erbauen  und  ist  dem  entsprechend  auch,  in- 
soweit nicht  Straasenbenützung  eintritt,  die  Grundeinlösung  in  dem  hiefür  erfor- 
derlichen Ausmasse  durchzuführen. 

Als  grösste  zulässige  Neigung  in  der  currenten  Strecke  werden  95  pro  mille 
festgesetzt. 

Die  Halbmesser  der  Bögeu  in  der  freieu  Streoke  dürfen  nicht  unter 
40  Meter  betragen. 

Die  Bögen  mit  100  Meter  Radius  und  darunter  sind  mit  entsprechenden 
Uebergangsourven  zu  versehen,  deren  Construction  der  Genehmigung  des  k.  k. 
Handelsministeriums  unterliegt. 

Der  Abstand  der  Geleise  soll  in  den  Stationen  und  Ausweichstellen  derart 
bemessen  werden,  dass  zwischen  den  passirenden  Fahrzeugen  ein  freier  Zwischen- 
raum von  mindestens  11  Meter  bleibt. 

Insoweit  die  Bahn  auf  eigenem  Unterbau  hergestellt  wird,  hat  derselbe 
sowohl  bei  Dämmen  als  in  Einschnitten  eine  Kronenbreite  von  3-6  Meter  zu 
erhalten,  wenn  jedoch  Stütz-  beziehungsweise  Grabenmauern  bis  in  das  Niveau 
der  Schienenunterkante  aufgeführt  werden,  ist  eine  Kronenbreite  von  31  Meter  im 
letztgenannten  Niveau  zulässig. 

In  Erdeiuschnitten  muss  die  Sohle  des  Seitengrabens,  falls  nioht  Futter-, 
beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder  beiderseitige  Grabenmauern  zur  Aus- 
führung gelangen,  eine  Breite  von  mindestens  0*26  Meter  erhalten. 

In  Einschnitten  mit  Futter-,  beziehungsweise  Verkleidungsmauern  oder 
beiderseitigen  Grabenmauern  muss  die  Sohlenbreite  des  Seitengrabens  mindestens 
0*3  Meter,  in  Felseinschnitten  stets  mindestens  0"4  Meter  betragen. 

Die  normale  Tiefe  des  Seitengrabens  ist  derart  zu  bemessen,  dass  der 
Abstand  von  der  Schienenunterkante  bis  zur  Grabensohle  in  allen  Fällen  mindestens 
0  6  Meter  beträgt. 

Die  Böschungen  der  Einschnitte  und  Aufdämmungen  sind  zu  besämen, 
beziehungsweise  haltbar  herzustellen  und  angemessen  zu  versichern. 

Alle  ausserhalb  der  bestehenden    Strassen   vorkommenden    Brücken  un 
Durchlässe  sind  mit  gemauerten  Widerlagt-m  herzustelleu. 
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Bei  sämmtlichen  Ton  der  Bahn  benutzten  Strassenobjecten  ist  darauf  Rück- 
sieht eu  nehmen,  dau  zwischen  der  Maximalausladung  der  Babnvehikel  und  den 
festen  Theilen  der  Strassenobjecte  mindestens  ein  Zwischenraum  von  0  7  Meter 
verbleibt 

Das  bei  der  Ausführung  der  Bahn  einzuhaltende  Liohtraumprofil  ist  dem 
k.  k.  Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Hinsichtlich  der  Detailbestimmungen  für  die  Benützung  von  Strassen  zur  An- 
lage der  Bahn  ist  die  Genehmigung  der  competenten  Strassenbebnrden  einzuholen, 
ferner  ist  bei  bestehenden  und  von  der  Bahn  mitbenutzten  Strasseuobjecten  der 
Nachweis  ihrer  Tragfähigkeit  für  Bahnzwecke  zu  liefern,  eventuell  wird  die  Ge- 
nehmigung des  k.  k.  Handelsministeriums  für  jeue,  bereits  im  Einverständnisse 
mit  den  competenten  Strassen  beb örden  projeotirten  Aendemngen,  beziehungsweise 
Verstärkungen  einzuholen  sein,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  dermaligen  Bau- 
zustand und  die  künftighin  darüber  verkehrenden  Zngslasten  erforderlich  werden 
sollten. 

4.  Oberbau. 

Für  den  Oberbau  sind  Schienen  aus  Flussstahl  zu  verwenden.  Unter 
Rücksichtnahme  auf  den  Raddruck  der  Fahrzeuge  darf  die  Inanspruchnahme  der 
Schienen  höchstens  1000  Kilogramm  per  Quadrateentimeter  betragen. 

Die  Construction  de»  Oberbaues  unterliegt  der  besonderen  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  Schotterkörper  der  auf  eigenem  Unterbau  liegenden  Strecken  hat  in 
der  Höhe  der  Schienenunterkante  bei  Dämmen  und  in  Einschnitten  eine  Kronen- 
breite von  2-4  Meter  und  von  der  Sohienenunterkante  abwärts  eine  Tiefe  von 
mindestens  0  25  Meter  zu  erhalten. 

Zur  Sicherung  des  Bahnbestandes  und  Betriebes  ist  der  Raum  innerhalb 
des  Geleises,  sowie  j  e  eine  entsprechend  breite  Fläche  der  Strasse  an  den  Aussen - 
Seiten  desselben  bei  allen  Kreuzungen  von  freqnenten  ungepflasterten  Strassen, 
nach  M ausgäbe  der  diesfälligen  Bestimmungen  der  politischen  Begebung,  sowie 
über  speoielle  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  pflastern. 

5.  Hochbauten. 

Die  Hochbauten  können  auf  die  nach  Bedarf  mindeste  Ausdehnung  be- 
schrankt und  entweder  in  definitiver  Weise  oder  aus  Riegelmauerwerk  auf  einer 
durchgehenden  Untermauerung  erbaut  werden. 

Sämmtliche  Hochbauten  sind  im  Einklänge  mit  der  bestehenden  Landes- 
banordnnng,  beziehungsweise  mit  den  localen  Bauvorschriften  herzustellen. 

6.  Stationen. 

Die  Stationen  und  Haltestellen  sind  durch  transparente  Aufschrifttafeln 
ersieht  lieh  zu  macheu. 

Warteräume  können  zwar  bis  auf  weiteres  entfallen,  sind  jedoch  bei  ein- 
tretendem ßedarfe  und  Uber  Anordnung  des  k.  k.  Handelsministeriums  her- 
zustellen. 

7.  Betriebseinrichtungen. 

Die  maschinelle  Anlage  der  Centraistation  ist  für  eine  derartige  Leistungs- 
fähigkeit zu  bemessen,  dass  die  zur  Abwicklung  des  stärksten  Verkehres  erfor- 
derliche 8trommenge  jederzeit  zur  Verfügung  steht. 

Die  Zuführung  des  elektrischen  Stromes  zu  den  Motorwagen  erfolgt  durch 
eine  oberirdische,  gegen  die  Erde  isolirte  Stromzuleitung,  welche  in  einer  nöhe 
von  mindestens  6'5  Meter  oberhalb  der  Strasscnfahrbahn  derart  zu  führen  ist, 
das«  dieselbe  von  den  angrenzenden  Gebäuden,  Bäumen  u.  dgl.  nicht  erreicht 
werden  kann. 

Die  Rttokleitung  des  Stromes  erfolgt  durch  die  Schienen  und  müssen  die 
Sohienenstösse  entsprechend  elektrisch  überbrückt  werden. 


Digitized  by  Google 


Gmnndener  Localbahn. 


1125 


Der  Querschnitt  der  Leitungsdrähte  ist  innerhalb  der  einzelneu  Sectionen 
der  Leitung  so  zu  bemessen,  dass  jeder  Section  die  den  Neiguugs-  und  sonstigen 
örtlichen  Verhältnissen  angemessene  und  fär  den  stärksten  Verkehr  genügende 
Strommenge  zugeführt  werden  kann,  wobei  su  beachten  ist,  dass  die  Spannung 
in  den  Leitungen  an  keiner  Stelle  600  Volts  Ubersteige. 

Ferner  muss  die  Stromleitung  mit  entsprechend  ditnensionirten  Blitzschutz- 
und  solohen  Sioherheitsvorriobtungon  versehen  sein,  dass  eine  übermässige  Be- 
anspruchung der  Drähte  verhütet  werde. 

Endlich  ist  für  eine  entsprechende  Isolirung  der  Drahtleitungen  in  den 
Motorwagen  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  diese  Leitungen  Unberufenen  un- 
zugänglich seien. 

Die  Endpunkte  der  Bahn  sind  mit  der  Centrabtation  und  untereinander 
in  telephonische  Verbindung  zu  bringen. 

Für  den  Betrieb  sind  die  durch  die  8ignalordnung  vorgeschriebenen 
optischen  und  akustischen  Signalmittel  naoh  Massgabe  des  Bedarfes  beizustellen. 

8.  Fahrbe triobsmitt el. 

An  Fabrbetriebsmitteln  sind  mindestens  3  mit  je  einer  entsprechend  kräf- 
tigen elektrischen  Ausrüstung  versehene  Motorwagen  anzuschaffen. 

Die  Personenwagen  haben  einen  Fassungsraum  für  mindestens  25  Personen 
zu  enthalten. 

Sämmtliche  Wagen  erhalten  kräftig  wirkende  Spindelbremsen  und  sollen 
bei  der  grössten  zulässigen  Fahrgeschwindigkeit  sowie  bei  voller  Belastung  jeder- 
zeit durch  einfache  Drehung  der  Schaltkurbel  und  gleichzeitige  Einwirkung  di-r 
Spiudelbremse  möglichst  rasch  zum  Stillstande  gebracht  werden  können. 

Die  Pläne  fflr  sämmtliche  Fahrbetriebsmittel  unterliegen  der  Genehmigung 
des  k.  k.  Handelsministeriums. 

9.  Berücksichtigung  inländischer  Werke. 

Alle  Baumaterialien,  ferner  die  Schienen  und  sonstige  Bahnbestand th eile, 
sowie  sämmtliche  Fahrhetriebsmittel  und  Ausrüstungsgegenstände  sind  ausschliess- 
lich im  lnlande,  beziehungsweise  aus  inländischen  Werken  zu  besehaffen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung  kann  von  Seito  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums insofern  zugestanden  werden,  als  nachgewiesen  werden  sollte,  dass 
inländische  Werke  nicht  in  der  Lage  wären,  die  bezüglichen  Lieferungen  unter  den 
gleichen  Bedingungen  hinsichtlich  des  Preises,  der  Qualität  und  der  Lieferzeit, 
wie  diese  von  ausländischen  Werken  angeboten  werden,  zu  bewerkstelligen. 

II.  Betrieb. 

1.  Personen-  und  Gütertarife. 

Die  Tarife  für  den  Personen-  und  Gütertransport,  die  Waarenolasslfication 
und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen  Nebenbestimmungen  unterliegen 
der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums,  wobei  einerseits  auf  die  öffent- 
lichen Rücksichten,  andererseits  auf  eine  ausreichende  Rentabilität  des  Bahn- 
unternehmens Bedacht  genommen  werden  soll. 

Der  die  gemeinsamen  Bestimmungen  für  den  Transport  von  Eil-  und 
Frachtgütern,  sowie  von  lebenden  Thieren,  Fahrzeugen  und  Leichen  enthaltende 
Tariftheil  I  der  Österreichisch-ungnrischen  Eisenbahnen  wird  Uber  Verlangen  des 
k.  k.  Handelsministeriums  auch  auf  die  gegenwärtig  conoessionirte  Localbahn 
Anwendung  zu  finden  haben.  Auch  wird  die  Concessionärin  Bich  den  Anordnungen 
wogen  des  Beitrittes  zu  einem  eventuell  zu  erstellenden  Tariftheil  I  für  den  Per- 
sonenverkehr zu  fügen  haben. 

Die  einzuhebenden  Fahr-  und  Frachtpreise  und  sonstigen  Gebühren  dürfen  nur 
in  der  jeweiligen  gesetzlichen  Landeswährung  ohne  Agiozusohlag  berechnet  werden. 

Sobald  die  Bahn  in  zw«i  anfeinander  folgenden  B.  triebsjabren  ein  Rein- 
erträgniss  von   mindestens  V,  Percent  de*  Anlagecapitale:«  geliefert  bat,  kann  das 
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k.  k.  Handelsministerium  eine  verhältnissmiissige  Herabsetzung  der  bis  dahin  in 
Kraft  gestandenen  Tarifsätze  anordnen. 

Dem  k.  k.  Handelsministerium  bleibt  ferner  Torbebalten,  im  geeigneten 
Zeitpunkte  die  im  Interesse  der  österreichischen  MUhleuindustrie  etwa  (rebotenen 
Verfügungen  hinsichtlich  der  tarifarischen  Behandlung  von  Getreide  und  Mehl  zu 
treffen. 

2.  Nothstandstarife. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  ausRergewöhulicher  Theuerung  von  Lebens- 
mitteln filr  Menschen  und  Nutsthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreichen 
nnd  Ländern  ist  der  Handelsminister  berechtigt,  nach  Erforderniss  die  einschlägigen 
Frachtpreise  herabzumindern. 

3.  Leistungen  für  die  Postanstalt. 

Die  Conoessionärin  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postbediensteten  mit 
allen  fahrplanmäßigen  Personen-  und  gemischten  Zügen  zu  befördern. 

Für  diese,  sowie  für  sonstige  Leistungen  zu  Zwecken  der  Postanstalt  kann 
der  Coneessionar  ein  angemessenes,  im  Wege  der  Vereinbarung  festzustellendes 
Entgelt  in  Anspruch  nehmen. 

Die  Beförderung  der  Briefpost  mit  Ausschluss  von  Geld-  und  Werth- 
Sendungen  hat  jedoch  unentgeltlich  zu  erfolgen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbeförderung  benützten  Züge  hat 
nach  den  jeweilig  bestehenden  Vorschriften  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde 
zu  erfolgen. 

öollten  für  die  Ausübung  des  Postdieostes  in  den  Stationen  besondere 
Localitäten  erforderlieh  werden,  so  wird  eine  besondere  Vereinbarung  besüglich 
der  in  Form  eines  Miethsinses  »tu  leistenden  Entschädigung  für  die  Benützung 
dieser  von  der  Concessionärin  beizustellenden  Räumlichkeiten  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

Correspondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zwischen  der  Direction  oder  dem  Vorstande  der  Eisenbahntinternehmung  und 
ihren  untergeordneten  Organen  oder  von  diesen  untereinander  geführt  werden, 
dCIrfen  durch  die  Bediensteten  der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

4.  Leistungen  für  die  Staatstelegraphenanstalt. 

Die  Concessionärin  Ubernimmt  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signalisirung  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staatstelegraphenanstalt 
herzustellen,  einzurichten  und  zu  erhalten  und  diese  Telegraphenleitungen  gegen 
eine  zu  vereinbarende  billige  Entschädigung  auch  für  Staat»-  und  Privatoorrespondenz 
verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  selbständige  Leitungen  auf  dem  von 
der  Concessionärin  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benützten  Grund  und 
Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle  der 
Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  diese  Drähte  der  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien,  insoweit  diese 
letztere  nioht  besondere  Fachkenntnisse  erfordert,  hat  die  Concessionärin  durch 
das  Bahnpersonal  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Concessionärin  ist  ferner  verpflichtet,  auf  der  oonoessionirten  Bahn  die 
Materialien  und  Requisiten  der  Staatstelegraphenanstalt  nach  den  für  Militär- 
transporte giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern,  in  den  Stationen  unentgeltlich  zu 
lagern  und  zu  verwahren. 

Die  Concessionärin  ist  schliesslich  verpflichtet,  sich  beziiglioh  der  oon- 
oessionirten Bahn  auoh  der  in  Aussicht  genommenen,  im  Verordnungswege  durch- 
zuführenden Regelung  der  Beziehungen  der  Staatstelegraphenanstalt  zu  den  Looal- 
bahnen  zu  unterwerfen. 
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&.  Unentgeltliche  Beförderung  von  Staatsbedieusteten  bei  Dienst- 
reisen. 

Staatsbeamte,  Angestellte  and  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Aufsieht 
Uber  die  Verwaltung  und  den  Botrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Behörden  oder 
zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  der  Conoession  oder  aus 
GefällsrUeksichten  die  Eisenbahn  benützen  und  sich  mit  den  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium zum  Zwecke  ihrer  Legitimation  auszustellenden  amtlichen  Certifioaten 
ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepäoke  unentgeltlich  befördert  werden. 

6.  Beförderung  der  Civil wachkörper. 

Für  die  Beförderung  der  CivilwaclikÖrper  (Sioherheitswache,  Fiuanzwachc  eto.) 
haben  die  für  Militärtransporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze  analoge  An- 
wendung jsu  finden. 

7.  Beförderung  von  Schüblingen  und  Sträflingen. 

Schüblinge,  Sträflinge  und  sonstige  auf  öffentliche  Kosten  zwangsweise  sur 
Beförderung  gelangende  Personen,  sowie  deren  Escorte,  letztere  auoh  auf  der 
Rückfahrt,  sind  zu  der  hiefür  jeweilig  bei  den  k.  k.  SUatsbahnen  geltenden 
ermässigten  Fahrgebühr  zu  befördern. 

Für  derlei  Transporte,  welohe  stets  in  abgesonderten  Coupds  untergebracht 
werden  müssen,  sind  mit  den  oompetenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Züge 
zu  vereinbaren. 

8.  Sendungen  für  Zwecke  der  Stnatspfor dezuchtanstalten. 

Die  für  Zwecke  der  Staatspferdezuohtanstalteu  veranlassten  Sendungen  und 
deron  Begleitung  gemessen,  insoweit  hiefür  nicht  besondere  Begünstigungen  fest- 
gesetzt sind,  die  für  Militärtrausporte  geltenden  ermässigten  Tarifsätze. 

9.  Gesetzliche  Regelung  der  Tarife  und  öffentlichen  Leistungen. 

Die  Regelung  der  Personen-  uud  Frachteutarife,  Z.  1  bis  2,  sowio  der 
Leistungen  für  öffentliche  Zweoke,  Z.  3  bis  8,  bleibt  der  Gesetzgebung  jederzeit 
vorbehalten.  Einer  solchen  Regelung  hat  die  Concessiouärin  sieh  zu  unterwerfen. 

Wien,  am  5.  Juli  1894. 

Der  k.  k.  Handelsminister: 
Wurmbrand  m.  p. 

3.  Statuten 

der  tininndener  Klektrlcltäts-Actlen-ttesollschaft. 

I.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Auf  Grund  des  §  6  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
13.  Juni  1894,  R.  6.  Bl.  Nr.  152,  durch  welche  der  Bauunter- 
nehmung Stern  &  Hafferl  in  Wien  das  Recht  snm  Baue  und  Betriebe 
einer  schmalspurigen  Localbabn  mit  elektrischer  Kraft  von  der  Station 
Gmunden   der   Salzkammergutbahn    in   die   Stadt   Gmnnden  ertheilt 
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wurde,  wird  ein«  Actiengeflellschaft  gebildet,  welche  iu  alle  Rechte 
uud  Verbindlichkeiten  der  Concessionarin  eintritt. 

Artikel  2. 

Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

a)  die  Erwerbung  der  im  Art.  1  erwähnten,  bereits  ausgeführteu 
und  in  Betrieb  gesetzten  Localbahn,  sowie  der  Betrieb  derselben 
auf  eigene  Rechnung; 

l>)  der  Bau  und  Betrieb  von  Localbahnen  mit  elektrischer  Kraft, 
für  welche  in  der  Folge  von  der  Gesellschaft  die  Concession  er- 
worben wird,  sowie  von  zu  industriellen  Etablissements  fahrenden 
Flügel-  oder  Schleppbabnen,  deren  Errichtung  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  bewilligt  wird ;  ferner  vorbehaltlich  der  Er- 
wirkung der  nach  Massgabe  der  Gesetze  und  Verordnungen  erfor- 
derlichen besonderen  Berechtigungen: 

<•)  der  Bau  und  Betrieb  von  elektrischen  Beleuchtungsanlagen  und 
Kraftübertragungen  im  Umkreise  der  Localbahnen  von  der  Krafl- 
station  der  Bahn  aus; 

<l)  der  Besitz  von  Realitäten  und  Villen,  der  Besitz  und  Betrieb 
von  Hotels,  sowie  von  Cowmunicatioosmitteln,  welche  zur  Ver- 
grösserung  oder  Erleichterung  des  Verkehres  auf  den  von  der  Ge- 
sellschaft betriebenen  Bahnen  begründet,  erworben  oder  gepachtet 
werden; 

<• )  der    Betrieb    den    Speditions-    und    Frachtengeschäftes    im  Zu- 
sammenhange mit  dem  auf  den  Linien  der  Gesellschaft  in  Aus 
sieht  genommenen  Gütertransporte. 

Artikel  3. 

Die  Firma  der  Gesellschaft,  welche  ihren  Sitz  in  Gmunden  hat, 
lautet:  „Gmundener  Elektricitäts-Actieu-Gesellschaft"  und  ist  im  Han- 
delsregister des  competeuten  k.  k.  Handelsgerichtes  einzutragen. 

Dieselbe  wird  in  der  Alt  gezeichnet,  dass  den  vorgedruckteu 
oder  von  wem  immer  geschriebenen  Worten:  „Gmundener  Klektricitäts- 
Actien-Gesellscbaft"  entweder  zwei  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
oder  ein  Milglied  desselben  und  eiu  mit  der  Procuraführung  betrauter 
Gesellschaftsbeamter,  letzterer  mit  dem  die  Procura  andeutenden  Zu- 
Hatze  „per  procura"  (oder  „p.  p.")  ihre  Unterschrift  beisetzen. 

Artikel  4. 

Die  Verlautbarungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  den  Prä- 
sidenten des  Verwaltungsrathes,  beziehungsweise  seinen  Stellvertreter 
rechtswirksam  durch  einmalige  Einschaltung  in  die  amtliche  „Linzer 
Zeitung"  und  ist  jede  in  dieser  Beziehung  eintretende  Aonderung  dem 
com  potenten  k.  k.  Handelsgerichte  anzuzeigen. 
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Artikel  5. 

Die  Gesellschaft  ist  eonstituirt,  sobald  das  gesammte  im  Art.  6 
festgesetzte  Actiencapital  voll  eingezahlt,  die  constituirende  General- 
Versammlung  (Art.  48)  ordnungsgemäss  abgehalten,  sowie  auch  die 
Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handelsregister  erwirkt  ist 

Die  Volleinzahlung  der  Actien  erfolgt  durch  Uebergabe  der 
fertiggestellten,  im  Betriebe  befindliehen,  im  Art.  1  erwähnten  Local- 
bahn  sammt  allen  Fahrbetriebsmitteln,  Cantionen,  Einzahlungen  und 
Ausrüstungen,  sowie  des  zur  Dotirung  des  Keservefondes  aus  dem  An- 
lagecapitale  (Art.  51)  erforderlichen  Betrages. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  nicht  beschränkt. 

II.  Abschnitt. 

Gesellschaftscapital. 
Artikel  6. 

Das  Gesellschaftscapital  betrug  ursprünglich  für  die  ausgeführte 
Localbahn  von  der  Station  Gmunden  in  die  Stadt  Gmunden  vierhundert- 
tausend Kronen  der  mit  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892,  R.  G.  Bl. 
Nr.  126,  festgestellten  Währung,  eingetbeilt  in  500  Stück  voll- 
eingezahlte Prioritätsactien  zu  je  400  Kronen  im  Betrage  von  200.000 
Kronen  und  500  Stück  volleingezahlte  Stammactien  zu  je  400  Kronen 
im  Betrage  von  200.000  Kronen.  Dasselbe  wurde  zum  Zwecke  der 
Erweiterung  des  Unternehmens  in  Folge  des  Beschlusses  der  constituir enden 
Generalversammlung  vom  22.  Jänner  1895  um  den  Betrag  von 
250.000  Kronen,  zerlegt  in  325  Stück  volleingezahlte  Prioritätsactien 
a  400  Kronen  und  von  300  Stück  volleingezahlte  Stammactien  ä  400 
Kronen  erhöht,  und  beträgt  daher  gegenwärtig  sechshnndertfttnfzigtausend 
(650.000)  Kronen,  zerlegt  in  825  Stück  Prioritätsactien  a  400  Kronen 
und  800  Stück  Stammactien  a  400  Kronen  der  mit  dem  Gesetze  vom 
2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestellten  Währung. 

Artikel  7. 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  im  Falle  der  Erweiterung  der  ge- 
sellschaftlichen Unternehmung  im  Sinne  des  Art.  2,  lit.  b,  c,  d  und  e, 
sowie  im  Falle  von  nothwendig  werdenden  Vervollständigungsbauten 
und  Investitionen  für  die  Eisenbahnunternehmung  da*  Gesellschafts- 
capital jederzeit  über  Beschluss  der  Generalversammlung  und  in  Ge- 
müssheit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ausgabe  neuer 
Actien  zu  erhöben. 

Jede  Erhöhung  des  Gesellschaftscapitales  ist  dem  competenten 
k.  k.  Handelsgerichte  anzuzeigen. 

DU  R»ehUurkund«<i  dar  i>ft«rr.  KU.nbaJui.D.  III.  72 
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Artikel  8. 

Die  Priorität«-  und  SUratnactien  Unten  auf  den  Ueberbringer, 
sind  mit  fortlaufenden  Nummern  naeh  den  beiliegenden  FormuUrien 
Nr.  1  nnd  4,  7  und  10,  auszufertigen  und  mit  dem  Trockenstempel 
der  Gesellschaft,  sowie  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsratbeB  zu  versehen. 

Jeder  Prioritftts-  und  Stammactie  werden  eine  Anzahl  Coupons 
und  ein  Talon  nach  den  Formalarien  2  und  3,  beziehungsweise  5  und 
6  und  für  das  erhöhte  Capital  per  250.000  Kronen  nach  den  For- 
mularien  8  uud  9,  beziehungsweise  11  und  12  beigegeben. 

Die  Actien  sind  nntheilbar  nnd  wird  von  der  Gesellschaft  für 
jede  Actie  nur  ein  Eigenthümer  anerkannt. 

Artikel  9. 

Sowohl  die  Priorität« •  als  auch  die  Stammactien  werden  im  Wege 
der  Verlosung  nach  Massgabe  einen  der  ataatlicben  Genehmigung  unter- 
liegenden Tilgungsplanes  innerhalb  der  Concessionsdaner  amortisirt 
(Artikel  50,  Punkt  3).  Die  Tilgung  der  Prioritätsactien  hat  jener  der 
Stammactien  vorauszugehen. 

An  Stelle  der  getilgten  Stamm-  nnd  Prioritätsactien  werden  Ge- 
nussecheine  ausgegeben,  welche,  insofern  die  Statuten  nicht  etwas 
anderes  festsetzen  (Art.  50,  54  und  55),  den  Actien  gleichgestellt  sind. 

Artikel  10. 

In  Verlust  gerathene  Actien  nnd  Coupons  müssen  in  Getnäasheit 
der  gesetzlichen  Vorschriften  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen  er- 
halten zu  können. 

III.  Abschnitt 
Verwaltung. 
Artikel  11. 

Die  zur  Führung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  berufenen  Or- 
gane sind : 

1.  der  Verwaltungsrath ; 

2.  die  Betriebsverwaltung; 
8.  der  Kevisionsausschuss; 
4.  die  Generalversammlung. 

I.  Der  Verwaltungsrath. 

Artikel  12. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227  bis  241 
des  Handelegesetzes  ist  der  Verwaltungsrath. 
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Derselbe  besteht  mindestens  aus  vier,  höchstens  sieben  von  der 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern.  Sämmtliche  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  müssen  die  Staatsbürgerschaft  in  einem  der  Länder- 
gebiete  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  besitzen  und  innerhalb 
eines  derselben  ihren  Wohnsitz  haben. 

Artikel  13. 

Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  innerhalb  der 
Grenze  der  vorangehend  fixirten  Ziffern  bestimmt  die  ordentliche  Ge- 
neralversammlung. 

Für  die  Dauer  des  ersten  Geschäftsjahres  (Art.  49)  bis  zur  ersten 
ordentlichen  Generalversammlung  werden  die  Mitglieder  des  Verwal- 
tungsrathes von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt 
(Art.  48). 

Artikel  14. 

In  der  Folge  werden  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  durch 
die  ordentliche  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren 
gewählt. 

Nach  Ablauf  des  zweiten  Geschäftsjahres  hat  jährlich  der  dritte 
Theil  der  Verwaltungurathsmitglieder  und  mit  dem  Ablaufe  der  Func- 
tionsdauer  der  verbleibende  Rest  derselben  auszutreten. 

Bis  die  Reihe  des  Austrittes  nach  der  Functionsdauer  geregelt 
ist,  werden  die  Austretenden  durch  das  Los  bestimmt. 

Die  austretenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sind  wieder 
wählbar. 

Artikel  15. 

Falls  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  vor  Ablauf  seiner  Func- 
tionsdauer ausscheidet  oder  an  der  Ausübung  seiner  Function  dauernd 
verhindert  ist  und  in  Folge  dessen  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes unter  die  staturenmässige  Minimalanzahl  (Art.  12)  ge- 
sunken wäre,  so  wählen  die  übrigen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
einen  Ersatzmann,  welcher  bis  zur  nächsten  ordentlichen  General- 
versammlung in  Function  bleibt. 

In  dieser  Generalversammlung  erfolgt  sodann  die  Neuwahl  an 
Stelle  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  für  jene  Zeit,  für  welche  der 
Ausgeschiedene  noch  zu  fuoctioniren  gehabt  hätte. 

Ueberdies  ist  der  Verwaltungsrath  berechtigt,  sich  im  Wege  der 
Cooptirung  bis  zur  Statut  cd  massigen  Maximalanzahl  (Art.  12)  an  er- 
gänzen. 

Die  Functionsdauer  eines  solchen  cooptirten  Mitgliedes  endet 
ebenfalls  mit  der  nächstfolgenden  ordentlichen  Generalversammlung, 
welcher  vorbehalten  bleibt,  die  definitive  Wahl  vorzunehmen.  (Art.  14.) 

Artikel  16. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  vor  Antritt  seiner 
Function  25  Prioritäte-  oder  Stammactien  der  Gesellschaft  sammt  den 
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nicht  fälligen  Coupons  als  Cautioo  in  die  Gesellschaftscasse  zu  hin- 
terlegen. 

Die  Nichterfüllung  dieser  Vorschrift  binnen  längstens  14  Tagen 
nach  der  erfolgten  Verständigung  von  der  Wahl  gilt  als  eine  Ablehnung 
der  letsteren. 

Die  hinterlegten  Actien  können  während  der  ganzen  Fuoctious- 
dauer  und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehmigung  der  auf  diese  Func- 
tion bezüglichen  Rechnungen  von  dem  Einleger  weder  belastet,  noch 
Teräussert  werden. 

Artikel  17. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  unmittelbar  nach  der  constituirenden 
Generalversammlung,  sowie  jährlich  nach  Abhaltung  der  ordentlichen 
Generalversammlung  aus  »einer  Mitte  für  die  Zeit  bis  zur  nächsten 
ordentlichen  Generalversammlung  einen  Präsidenten  und  einen  Vice- 
präsidenten. 

Die  nach  ihrer  einjährigen  Functionsdauer  Abtretenden  sind 
wieder  wählbar,  sofern  sie  nicht  aus  dem  Verwaltungsrathe  aus« 
geschieden  sind. 

Im  Fa  lleder  Verhinderung  des  Präsidenten  und  des  Vicepräsidneten 
bezeichnet  der  Verwaltuogsrath  eines  seiner  Mitglieder  zur  Führung  des 
zeitweiligen  Vorsitzes. 

Artikel  18. 

Der  Verwaltuogsrath  ist  berufen  und  berechtigt,  innerhalb  der 
Grenzen  dieser  Statuten  über  alle  Angelegenheiten  der  Gesellschaft, 
soweit  solche  nicht  der  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  vor- 
behalten sind,  zu  berathen  und  zu  beschließen,  und  alle  Anordnungen 
zu  treffen,  welche  er  als  im  Interesse  der  Gesellschaft  entsprechend 
erachtet 

Artikel  19. 

Der  Verwaltungsrath  bestimmt  seine  eigene  Geschäftsordnung  und 
vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  die 
Dienstordnung  (Art.  26),  ernennt  die  Beamten  und  Diener  der  Gesell- 
schaft, bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge  und  kann  auch 
an  Beamte  der  Gesellschaft  die  Procura  ertheilen.  Der  Verwaltunge- 
rath kann  ferner  zur  Leitung  der  Geschäftsführung,  sowie  zur  Unter- 
stützung und  zur  Controle  der  Betriebsverwaltung,  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  Art.  231  H.  G.  B.,  aus  seiner  Mitte  ein  Executiv- 
comite  für  bestimmte  Functionsdauer  oder  zeitweilig  erwählen  und  den 
Wirkungskreis  desselben  feststellen,  insbesondere  diesem  Executivcomite" 
gewisse,  sonst  in  den  Kreis  der  statutarischen  Berechtigungen  des  Ver- 
waltuogsrathes  fallende  Geschäfte  übertragen. 

Artikel  20. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft 
auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters,  so  oft  es 
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das  Interesse  der  Oesellschaft  erfordert  oder  von  drei  Mitgliedern  des 
Verwalt  Ungerath  es  beantragt  wird. 

Artikel  21. 

Zur  Giltigkeit  der  Beschlussfassung  iht  die  ordnungemassige  Ein- 
ladung sämmtlicher  Mitglieder  des  Veiwaltungsratbes  und  die  Anwesen- 
heit der  Mehrheit  der  jeweiligen  Zahl  der  Verwaltungsrathsmitglieder 
erforderlich. 

Artikel  22. 

Die.  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleichleit  gilt  jene  Meinung  als 
Beschluss,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Die  Wahlen  geschehen  in  der  Regel  mittelst  Abgabe  von  Stimm- 
zetteln. Wird  im  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit 
erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben.  In  die  engere  Wahl  kommt  die 
doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  bei 
Wahlen  entscheidet  das  Los. 

Artikel  23. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Proto- 
kolle geführt,  in  welchen  die  Namen  der  Anwesenden  und  die  gefassten 
Beschlüsse  zu  verzeichnen  sind.  Die  Protokolle  sind  von  dem  Vor- 
sitzenden und  einem  zweiten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  zu 
fertigen. 

Artikel  24. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  für  Reise- 
kosten oder  andere  durch  ihre  Function  verursachte  baare  Auslagen, 
ausserdem  die  im  Art.  50,  Puukt  7,  festgesetzte  Tantieme. 

Artikel  25. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  eind  ferner 
alle  Personen,  welche  in  einem  directen  Vertragsverhältnisse  als  Bau- 
unternehmer, Lieferant  u.  s.  w.  zur  Gesellschaft  stehen,  dann  solche, 
die  in  Conans  verfallen  oder  die  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne 
ihre  Gläubiger  vollständig  befriedigt  zu  haben,  sowie  diejenigen,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  oder 
die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen 
Uebeitretnng  in  Untersuchung  stehen  oder  schuldig  befunden 
worden  sind. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person 
eines  Mitgliedes  des  Verwaltungsrathes  während  der  Functionsdauer 
hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 
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Artikel  26. 

Iu  die  Dienstordnung  (Art.  19)  sind  nachstehende  Bestimm uugen 
aufzunehmen : 

Bei  dem  Betriebe  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien,  wie  überhaupt 
im  Dienste  der  Bahnunternehmung  dürfen  als  Beamte,  Unterbeainte 
oler  Diener  —  sei  es  in  definitiver,  sei  es  in  provisorischer  Eigen- 
schaft —  nur  solche  Personen  verwendet  werden,  welche  die  Staats - 
bttrgerschaft  in  einem  der  Ländergebiete  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  besitzen. 

Eine  Ausnahme  hievon  bedarf  in  jedem  einzelnen  Falle  der  be- 
sonderen Genehmigung  des  k.  k.  Handelsministeriums. 

Der  zur  Leitung  des  Betriebsdienstes  berufene  Beamte  (Betriebs- 
verwalter) (Art.  28)  bedarf  der  Bestätigung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums. 

Eisenbahnbedienstete,  wel:he  in  der  Ausübung  des  ihnen  über- 
tragenen Dienste«  nach  dem  Ermessen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  be- 
gründeten Anlass  zur  Beschwerde  geben,  sind  auf  Verlangen  des  k.  k. 
Handelsministeriums  von  den  betreffenden  Dienstposten  abzuziehen. 

2.  Die  Betriebsverwaltung. 

Artikel  27. 

Die  Betriebsverwaltung  ist  das  Executivorgan  des  Verwaltungs- 
rai hes  und  das  den  Behörden  und  dritten  Personen  gegenüber  für  den 
Betrieb  und  die  Sicherheit  desselben  verantwortliche  Organ  der  Ge- 
sellschaft. 

Die  Mitglieder  der  Betriebsverwaltung  werden  vom  Verwaltungs- 
rathe  ernannt  und  sind  für  ihre  Geschäftsführung  verantwortlich. 

Artikel  28. 

Die  Betriebsverwaltung  besteht  aus  einem  Betriebsverwalter  und 
den  dem  letzteren  na:h  Erfordernis  beizugebenden  Stellvertretern. 

Artikel  29. 

Die  Mitglieder  der  Betriebsverwaltung  beziehen  einen  festen  Ge- 
halt, der  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt  wird  und  in  den  abzu- 
sch liessenden  Dienstvertrag  aufzunehmen  ist. 

Artikel  30. 

Die  Betriebsverwaltung  beantragt  bei  dem  Verwaltungsrathe  die 
Anstellung,  Bezüge,  Suspensionen,  Entlassung  und  Pensionirung  aller 
Beamten  und  Diener,  die  Ertheilung  von  Zulagen  und  Remunerationen 
und  ktellt  bei  Disciplinar-  und  Dienstvergehen  die  entsprechenden  An- 
trüge bei  dem  Verwaltungsrathe. 
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In  dringenden  Fällen  ist  die  Betriebsverwaltung  befngt,  die  Be- 
amten und  Diener  der  Gesellschaft  selbständig  zu  suspendiren. 

Artikel  31. 

Die  Mitglieder  der  Betriebsverwaltung  können  durch  den  Ver- 
waltuogsratb  suspendirt  und  entlassen  werden,  jedoch  unbeschadet 
der  Entschädigungsansprüche  aus  dem  etwaigen  Dienstvertrage. 

Artikel  32. 

Die  Präcisirung  des  Wirkungskreises  und  der  Befugnisse  der 
Betriebsverwaltung  wird  durch  eine  von  dem  Yerwaltungsrathe  zu  nor- 
mirende  Dienstordnung  festgesetzt. 

3.  Revisionsausschuss. 

Artikel  33. 

Der  Revisionsausschuss  besteht  aus  zwei  Mitgliedern  und  einem 
Stellvertreter,  welche  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den 
dem  Verwaltungsrathe  nicht  angehörigen  Actionären  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  gewählt  werden. 

Der  Reviaionsausschuss  für  das  erste  Geschäftsjahr  (Art.  49)  wird 
von  der  constituirenden  Generalversammlung  gewählt.  (Art.  48.) 

Artikel  34. 

Der  Revisionsausschuss  überwacht  die  Geschäftsführung  der  Gesell- 
schaft in  allen  Zweigen  der  Verwaltuog.  Er  hat  das  Recht,  sich  über 
deu  Stand  des  GesellHcbaftsvermögens  und  über  die  Geschäftsgebarung 
der  Gesellschaft  Ausweise  vorlegen  zu  lassen  und  ist  verpflichtet,  über 
Einladung  des  Verwaltungsrathe«  jährlich  unter  Einsichtnahme  der 
Bücher  die  vorgelegte  Jahresrechnung  zu  prüfen  und  darüber  an  die 
Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten. 

4.  Generalversammlung. 

Artikel  35. 

Die  statutenmäßig  gebildete  Generalversammlung  vertritt  die 
Geflammtheit  der  ActionKre;  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse 
sind  für  alle  Actionäre  bindend. 

Artikel  36. 

Die  ordentliche  Generalversammlung  tritt  alljährlich  innerhalb 
des  ersten  Semesters  am  Sitze  der  Gesellschaft  zusammen.  Eine  ausser- 
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ordentliche  Generalversammlung  wird  vom  Verwaltungsrathe  einberufen, 
und  «war  nach  dessen  Ermessen  oder  über  Beschluss  einer  General- 
versammlung, oder  endlieb,  wenn  die«  von  dem  Revisionsausschusse 
(Art.  83)  oder  von  einem  oder  mehreren  Actioniren,  dessen,  respective 
deren  Actienbesits  den  zehnten  Tbtil  des  gerammten  Actiencapitales 
repräsentirt,  unter  Namhaft  macbung  der  su  verhandelnden  Gegenstände 
beantragt  wird.  In  letzteren  beiden  Fällen  bat  die  Einberufung  der 
ausserordentlichen  Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  45  Tagen, 
vom  Tage  des  gestellten  Begehrens  an  gerechnet,  gelegenen  Termin 
zu  erfolgen  (Art.  37).  Die  Actionäre,  welche  die  Einberufung  einer 
ausserordentlichen  Generalversammlung  verlangen,  haben  die  su  ihrer 
Legitimation  erforderlichen  Actien  bei  der  Gesellschaftsc asse  oder  an 
einer  anderen,  vom  Verwaltungsrathe  su  beseicbnenden  Depotstelle  zu 
hinterlegen  und  gleichzeitig  in  einer  schriftlichen  Eingabe  den  Gegen- 
stand und  die  Gründe  anzugeben,  welche  den  Anla^s  zu  dem  gestellten 
Begehren  bilden. 

Artikel  37. 

Die  Einberufung  jeder  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
versammlung muss  mindestens  14  Tage  vor  dem  Tage  der  Abhaltung 
erfolgen  und  müssen  in  der  Einberufungskundmacbung  (Art.  4)  die 
zur  Verhandlung  in  der  Generalversammlung  bestimmten  Gegenstände 
zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  werden. 

In  das  Verhandlungsprogramm  der  Generalversammlung  sind  auch 
jene  Anträge  aufsunebmen,  welche  von  einem  oder  mehreren  Actionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Hinterlegung  der  Actien  nachzuweisen  haben, 
wenigstens  80  Tage  vor  Einberufung  der  Generalversammlung  schriftlich 
angemeldet  worden  siud.  Die  Anmeldung  hat  beim  Verwaltungsrathe 
zu  geschehen.  Ueber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  der  Ein- 
berufungskundmachung nicht  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht 
gefasbt  werden.  Nur  über  den  Antrag  auf  Einberufung  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  kann  ohne  vorherige  Ankündigung 
oder  Verlautbarung  beschlossen  werden  (Art.  238  H.  G.  B.). 

Artikel  38. 

Stimmberechtigt  bei  der  Generalversammlung  ist  jeder  Besitzer 
von  Stamm-  oder  Prioritätsactien,  welcher  mindestens  25  Stück  dieser 
Actien  spätestens  acht  Tage  vor  Zusammentritt  der  Statuten  ms*  ssig  ein- 
berufenen Generalversammlung  bei  der  Gesellschaftscasse  oder  an  einer 
anderen  in  der  Einberufungskundmacbung  bezeichneten  Depotstelle  erlegt. 

Für  die  hinterlegten  Actien  erhalten  deren  Besitzer  Legitimations- 
karten, welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien 
und  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und  nur  für  die  be- 
zeichnete Person  oder  deren  gehörig  legitimirten  Bevollmächtigten 
(Art.  40)  gelten. 
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Artikel  89. 

Je  25  Actien  gewähren  dem  Inhaber  eine  Stimme. 

Die  Stamm-  und  Prioritätsactien  gemessen  gleiches  Stimmrecht, 
so  das*  letzteres  nicht  tangirt  wird,  wenn  der  Besitz  eines  Actionärs 
theils  aus  Stamm-,  theils  aus  Prioritätsactien  besteht. 

Artikel  40. 

Das  Stimmrecht  kann  persönlich  oder  durch  einen  anderen  stimm- 
berechtigten Actionär  im  Wege  der  Bevollmächtigung  ausgeübt  werden. 
Pflegebefohlene  oder  juristische  Personen  Üben  das  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen  oder  statutenmässigen  Vertreter,  Frauen  durch  Bevoll- 
mächtigte aus,  welche  nicht  Actionäre  der  Gesellschaft  sein  müssen. 

Artikel  41. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  führt  der  Präsident  oder 
der  Vicepräaident  des  Verwaltungsrathes,  in  deren  Verhinderung  ein 
vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmtes  Mitglied  desselben. 

Artikel  42. 

Der  Generalversammlung  ist  folgender  Wirkungskreis  vorbehalten : 

a)  die  Entgegennahme  des  Verwaltungsberichtes  und  die  Beschlüsse 
über  denselben; 

b)  die  Bestimmung  der  Anzahl  und  die  Wahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  (Art.  12  bis  lö); 

e)  die  Genehmigung  der  Jabrearecbnung  und  Beschlussfassung  über 
die  Verwendung  des  Gewinnes; 

d)  die  Beechlußsfassung  Uber  die  Aenderung  der  Statuten; 
t)  die  Beschlussfassung  über  den  Bau  oder  die  Erwerbung  neuer 
Linien; 

f)  die  Beschlusses  ung  über  die  Vergebung  des  Betriebes  der  gesell- 
schaftlichen Linien; 

g)  die  Beschlussfassung  Uber  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner 
der  Gesellschaft  gehörigen  Linien,  sowie  der  im  Art.  2,  c  und  d 
bezeichneten  sonstigen  Unternehmungen; 

h)  die  BescbluBsfassung  über  die  Auflösung  der  Gesellschaft  und 
insbesondere  die  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden 
an  eine  andere  Actiengescllschaft,  gegen  Zuweisung  von  Actien 
der  letzteren  an  dieselbe  (Art.  215  H.  G.  B.); 

i)  die  Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  des  Actiencapitales  (Art.  7); 
k)  die  Wahl  des  Kevieionsausschus&es  zur  Prüfung  der  Bilanz. 

Beschlüsse  über  die  in  den  vorstehenden  Punkten  d  bis  ein- 
schliesslich t  angeführten  Gegenstände  unterliegen  der  Genehmigung 
der  k.  k.  Staatsverwaltung. 
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Artikel  43. 

Zur  Beschlußfähigkeit  einer  Generalversammlung  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  acht  Actionären  erforderlich,  welche  im 
eigenen  oder  VollmaehUnamen  (Art.  40)  wenigstens  den  fünften  Theil 
des  gesam raten  Actiencapitales  vertreten. 

Ueber  die  im  Art.  42  noter  rf,  e,  g,  h  und  t  angefahrten  Gegen» 
stände  jedoch  können  Beschlüsse  nur  in  dem  Falle  gefasst  werden, 
wenn  bei  Anwesenheit  von  wenigstens  zehn  Actionären  mindestens  der 
dritte  Theil  des  gesammten  Actiencapitales  vertreten  ist. 

Artikel  44. 

Ist  eine  gehörig  einberufene  Generalversammlung  nicht  im  Sinne 
des  Art.  43  binnen  einer  Stnnde  nach  dem  für  die  Versammlung  an- 
beraumten Zeitpunkte  beschlussfähig,  so  ist  binnen  acht  Tagen  eine 
neue  Generalversammlung  auf  einen  innerhalb  längstens  dreissig  Tagen 
gelegenen  Termin  einzuberufen. 

Die  neue  Versammlung  ist  nur  über  die  in  der  Kundmachung 
der  früheren  Generalversammlung  angeführten  Gegenstände,  bezüglich 
dieser  jedoch  in  jedem  Falle  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der 
Actionäre  und  die  Summe  des  durch  sie  vertretenen  Actiencapitales 
giltigen  Bescbluss  su  fassen  berechtigt,  was  in  der  Einberufungsknod* 
machung  ausdrücklich  angeführt  werden  muss. 

Der  Zeitraum  «wischen  der  Einberufung  und  Abhaltung  (Art.  8?) 
dieser  «weiten  Generalversammlung  kann  auf  acht  Tage  und  die  Frist 
für  den  Erlag  der  Actien  (Art.  38)  auf  vier   Tage   abgekürzt  werden. 

Artikel  45. 

Die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
dea  Vorsitzenden;  die  im  Art.  42,  Abs.  d,  e,  gt  h  und  i,  angeführten 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Giltigkeit  einer  Majorität  von  zwei 
Drittel  der  vertretenen  Stimmen. 

Artikel  46. 

Alle  Wahlen  werden,  insofern  die  Generalversammlung  nicht 
anders  beschliessen  sollte,  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm- 
zetteln vorgenommen. 

Als  gewählt  werden  diejenigen  angesehen,  welche  nach  Ausweis 
der  abgegebenen  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  von  Stimmen,  zu- 
gleich aber  auch  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolut«  Stimmenmehrheit  nicht 
ersielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  «wischen  jenen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhielten. 
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In  die  engere  Wahl  kommt  die  doppelte  Zahl  der  zu  Wählenden. 

Erhalten  zwei  Mitglieder  in  der  engeren  Wahl  die  gleiche  Stimmen- 
zahl, so  ist  derjenige  ab  gewählt  zu  betrachten,  welcher  zur  betreffenden 
Generalversammlung  einen  grösseren  eigenen  Actienbesitz  ausgewiesen 
hat.  Bei  gleichem  Actienbesitz  entscheidet  das  Los  nach  einer  vom 
Vorsitzenden  zu  treffenden  Anordnung. 

Artikel  47. 

• 

Bei  Eröffnung  der  Generalversammlung  ernennt  der  Vorsitzende 
einen  Schriftführer  und  werden  von  der  Generalversammlung  aus  den 
anwesenden  Actionären  zwei  Scrutatoren  gewählt.  Ueber  die  Verhand- 
lungen wird  eiu  Protokoll  geführt,  welches  vom  Vorsitzenden,  dem 
Schriftführer  und  den  Scrutatoren  zu  unterzeichnen  ist. 

Artikel  48. 

Die  conttituirende  Generalversammlung  wird  sofort  nach  Zeichnung 
des  im  Art.  6  festgesetzten  Actiencapitales  mittelst  Kundmachung  in 
der  _Linzer  Zeitung"  durch  die  Concessionärin  einberufen. 

Die  constitnirende  Versammlang  ist  beschluBsfähig,  wenn  die 
Mahrzahl  der  gezeichneten  Actien  in  derselben  vertreten  ist. 

Auf  diese  Generalversammlung  haben  die  Anordnungen  der 
Art.  37  und  38  der  Statuten,  welche  sich  auf  die  Kundmachung  der 
Einberufung  der  Generalversammlung  und  auf  den  Erlag  der  Actien 
beziehen,  keine  Anwenduog. 

Der  Vorsitzende  wird  von  der  Generalversammlung  gewählt. 

Die  constituirende  Generalversammlung  bat  die  Mitglieder  des 
Verwaltungsratbes  und  des  Revisiooeausschusses  für  das  erste  Geschäfts- 
jahr (Art.  13,  38  und  49)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  zu  wählen; 
sie  hat  Oberhaupt  alle  Befugnisse,  welche  laut  Art.  42  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind.  In  dieser  constituirenden  Generalver- 
sammlung ist  die  erfolgte  Einzahlung  des  im  Art.  6  bestimmten  Actien- 
capitales in  Gemässhcit  des  Art.  5  nachzuweisen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Ver- 
sammlung bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der 
Versammlung  beizuziehenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 

IV.  Abschnitt. 
Jahresrechnung  und  Gewinnverwendung. 

Artikel  49. 

Das  Geschäftsjahr  der  Gesellschaft  beginnt  am   1.  Jänner  und 

endet  am  31.  December. 
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Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  den  Zeitraum  vom  Tage  der 
Constituirung  der  Gesellschaft  bis  zum  81.  Deeember  1895. 

Artikel  50. 

Die  Rechnungen  werden  am  81.  Dectmber  jedes  Geschäftsjahres 
abgeschlossen  und  dem  RevisionsausschusBe  zur  Prüfung  vorgelegt. 
Ans  den  Betriebseinnahmen  sind  vor  allem  sn  decken: 

1.  Die  laufenden  Betriebs«  und  VerwaltunggAuslagen. 

2.  Die  Zinsen  und  Tilgungsquoten  für  etwaige  schwebende 
Schulden. 

3.  Die  für  Amortisation  des  Actiencapitales  erforderliche  Quote 
(Art.  9). 

Von  dem  hiernach  verbleibenden  Reste  werden: 

4.  Ein  von  der  Generalversammlung  su  bestimmender  Betrag, 
jedoch  mindestens  2  Percent  für  den  Reservefond  nach  Massgabe  der 
Bestimmungen  des  Art.  51  und  eventuell  ein  weiterer  BetrAg  nach 
Beschluss  der  Generalversammlung  in  den  Erneueiungsfond  (Art.  52) 
hinterlegt,  sodann,  soweit  sureichend,  zunächst 

5.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4'/,  Percent  des  einge- 
zahlten, nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Priori  tätaactien 
und  hiernach 

6.  eine  Dividende  bis  zur  Höhe  von  4lL  Percent  des  einge- 
zahlten, nicht  amortisirten  Capitales  an  die  Besitzer  von  Stammactien 
ausbezahlt. 

Eine  Nachzahlung  auf  die  Dividende  der  Prioritätsactien  aus  dem 
Reinertragnisse  eines  späteren  Jahres  findtt  nicht  statt. 

Von  dem  nach  Bestreitung  der  unter  1  bis  6  angeführten  Er- 
fordernisse erübrigenden  Restbetrage  werden 

7.  10  Procent  dem  Verwaltungarathe  als  Tantieme  zugewiesen. 

8.  Der  alsdann  noch  erübrigende  Betrag  wird,  insofern  die 
Generalversammlung  nicht  anderes  beschliesst,  als  Superdividende  auf 
die  Stamm-  und  Prioritätsactien  *ie  Genussscheine  gleichmäsaig  auf- 
geteilt. 

Artikel  51. 

Der  Reservefond  hat  die  Bestimmung,  die  Mittel  su  bieten  zur 
Bestreitung  allfälliger  aussergewöhnlicber  Nach  Schaffungen  und  zur 
Deckung  der  Kosten  für  Erweiterungen  der  gesellschaftlichen  Bahnan- 
lagen, welche  nicht  durch  Capitalsvermehruug  aufgebracht  werden.  Dem 
Reservefond  werden  zunächst  der  hiezu  bestimmte  Eft'ectivbetrag  von 
3000  fl.  des  Anlagecapitales,  sowie  die  bei  der  Bauausführung  etwa  in 
Folge  von  Minderleistungen  gegenüber  den  genehmigten  Projecten  er- 
zielten Ersparnisse  zugewiesen  und  wird  derselbe  ferner  gemäss  der 
Bestimmung  des  Art.  50,  Punkt  4,  »solange  dotirt,  bis  er  10  Percent 
des  gesammteu  Actiencapitales  erreicht. 
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Sinkt  der  Reservefond  unter  diesen  Betrag,  so  hat  die  Statuten- 
massige  Ergänzung  wieder  su  beginnen. 

Dieser  Reeervefond  hat,  insoweit  er  aus  dem  Anlagecapitale  ge- 
bildet ist  und  nicht  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  verbraucht 
sein  sollte,  im  Falle  der  staatlichen  Einlösung,  sowie  des  Heimfalles 
der  concessionirten  Bahnlinien  in  das  lastenfreie  Eigenthum  des  Staates 
übersugehen. 

Artikel  52. 

Ueber  Beschluss  der  Generalversammlung  kann  auch  ein  Er- 
neoerungsfond  gebildet  werden,  welchem  die  Kosten  der  Erneuerang 
deB  Oberbaues  und  der  Fahrbetriebsmittel,  soweit  er  zureicht,  su  ent- 
nehmen sind.  Diesem  Foude  flieaaen  sodann  insbesondere  su: 

1.  Die  von  der  Generalversammlung  jeweilig  aus  dem  Reingewinne 
zu  bestimmenden  Beträge  (Art.  50,  Punkt  4). 

2.  Die  Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  des  Altmateriales. 

3.  Die  Zinsen  des  Fondes  selbst. 

Artikel  53. 

Die  Einlösung  der  amortisirten  gesellschaftlichen  Titres  (Art.  9), 
sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  (Art.  50,  Z.  2),  Dividenden  und  Super- 
dividenden  (Art.  50,  Punkt  5,  6  und  8),  erfolgt  an  der  Gesellschafts 
casse  oder  bei  den  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Zahlstellen. 

Dividenden  und  Snperdividenden,  welche  nicht  binnen  drei  Jahren 
nach  deren  Fälligkeit  behoben  sind,  verfallen  der  Gesellschaft. 

Verfallene  Zinsen,  Dividenden  und  Snperdividenden  sind  dem 
Reservefonde  (Art.  51)  zuzuweisen. 

Artikel  54. 

Den  Besitzern  der  getilgten  Prioritäts-  und  Stammactien  wird 
längstens  sechs  Monate  nach  der  Ziehung  der  Nominalbetrag  der  Actien 
nebst  dem  Betrage  der  letztfälligen  und  etwa  noch  unbehobenen,  noch 
nicht  verjährten  Coupons  baar  ausbezahlt  und  für  jede  getilgte  Actie 
sammt  dazu  gehörigen,  noch  nicht  verfallenen  Dividendenscheinen  und 
Talon  ein  auf  Ueberbringer  lautender,  mit  Superdividendencoupons  und 
Talon  versehener  Genussschein  (Art.  9)  ausgefolgt. 

Solche  Genussscheine  berechtigten  zum  Bezüge  der  gemäss  Art.  50, 
Punkt  8,  zufolge  Beschlusses  der  Generalversammlung  zur  Vertheilung 
gelangenden  Superdividende. 

An  der  im  Art.  50,  Punkt  5  und  6,  erwähnten  47apercentigen 
Dividende  participiren  die  Genussscheine  nicht. 

Bei  der  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  einer  Generalver- 
sammlung, bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen  Capitalea, 
dann  bezüglich  des  Stimmrechtes,  sowie  im  Falle  der  Auflösung  und 
Liquidation  der  Gesellschaft  rticksichtlieh  des  Autbeile:*  an  den  gemäss 
Art.  55,  Alinea  2,  nach  der  Deckung  der  Prioritäts-  und  Stammactien- 
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einlagen  zur  Vertheilung  gelangenden  Ueberschüssen  des  gesellschaft- 
licben  Vermögens  sind  die  Geuussscheine  den  Aetien  gleichgestellt. 

Das  Formular  der  QenusMcheine  ist  seinerzeit  von    dem  Ver- 
waltungsrathe  der  Staatsverwaltung  aar  Genehmigung  vorzulegen. 

V.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen,  insbesondere  Auflösung  der  Gesell- 
schaft und  Liquidation,  Staatsaufsicht. 

Artikel  55. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Generalversamm- 
lung über  die  Liquidation  su  beschliessen  und  die  Liquidatoren  zu 
wählen.  Sollte  die  Generalversammlung  die  Beschlußsfassung  Ober  diese 
Massregeln  unterlassen,  so  findet  die  Liquidation  nach  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  statt.  Die  Liquidatoren  können  mit  Ge- 
nehmigung der  Generalversammlung  und  mit  staatlicher  Bewilligung 
alle  Rechte  und  Pflichten  der  aufgelösten  Gesellschaft  auf  Andere 
Ubertragen. 

Sobald  die  Liquidatoren  ernannt  sind,  hört  die  Wirksamkeit 
des  Verwaltungsratbes  auf,  während  die  Befugnisse  der  Geneial- 
versammlung  und  des  Revisionsausschusses  auch  während  der  Liqui- 
dation mit  der  Modifikation  fortbestehen,  dass  die  Einberufung  der  Ge- 
neial Versammlung  durch  die  Liquidatoren  erfolgt. 

Von  dem  im  Zeitpunkte  der  Auflösung  voihandenen  Vermögen 
der  Gesellschaft  sind  zunächst  sämmtliche  Schulden  derselben  zu  tilgen. 
Bezüglich  des  erübrigenden  Veimögens  gemessen  sodann  die  Prioritäta- 
actien  in  Betreff  des  eingezahlten  Capitales  das  Vorrecht  vor  den 
Stammactien;  die  nach  der  Deckung  der  Priori täts-  und  Stammactien- 
einlagen  etwa  resultirenden  Ueberechüsse  jedoch  sind  gleicbmässig  unter 
die  Besitzer  von  Prioritäts-  und  Stammactien,  respective  von  Geouss- 
scheiuen  im  percentualen  Capitalsverbältnisae  zu  vertheilen. 

— 

Artikel  56. 

Insoweit  durch  diese  Statuten  nicht  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  haben  in  allen  Fällen  die  Bestimmungen  des  Handels- 
gesetzbuches vom  17.  December  1862  zur  Anwendung  zu  kommen. 
Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschafts  Verhältnisse  sind  vor  den  com- 
Petenten  Gerichten  auszutragen. 

Artikel  57. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  es  vorbehalten,  das  ihr  zustehende 
Aufsichtsrecht  durch  einen  von  ihr  ernannten  landesfürstlichen  Com- 
missär  auszuüben. 

Derselbe  hat  insbesondere  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Ver- 
waltungsrath es  und  der  eventuell   von  demselben  bestellten  Comite's, 
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eowie  den  Generalversammlungen,  so  oft  er  es  für  angemessen  erachtet, 
beizuwohnen  und  gegen  alle  Beschlüsse  oder  Verfügungen,  durch 
welche  er  die  Conceesionsbestimmungen,  die  Statuten,  die  geltenden 
Gesetze  oder  die  öffentlichen  Interessen  verletzt  erachtet,  Einsprache 
zu  erheben  und  deren  Ausführung  su  sistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Gesellschaft  hat  die» 
selbe  im  Hinblicke  auf  die  hiemit  verbundene  Geschäftslast  eine 
jährliche  Pauscbalvergütung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe 
unter  Berücksichtigung  des  Umfanges  der  Unternehmung  von  der 
Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Artikel  58. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  bei  Besetzung  von  Dienstpoeten 
im  Sinne  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  60,  auf 
ausgediente  Unterofficiere  Bedacht  zu  nehmen. 

In  dem  vorstehend  abgedruckten  Texte  erscheinen  die  mit  dem  Erlasse  des 
k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  7.  Mai  1896,  Z.  14928,  genehmigten  Ab- 
finderungen der  Art.  6  und  8  der  ursprünglichen  unter  dem  26.  März  1895, 
Z.  7699,  bestätigten  Statuten  berücksichtigt.. 
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J.  Oesterreichische  Local-Eisenbahn- Gesell- 
schaft.*) 

1.  Gesetz  vom  27.  December  1893,  R.  G.  B1.  Nr.  199, 

betreffend  die  Erwerbung  der  Bahnlinien  der  Oesterrelchtgchea  Local- 
Eisenbahn-Gesellschaft  durch  den  Staat,  sowie  die  Herstellung  der  Local- 
bahnen  Llndewlese-Barzdorf  (Heln«*rsdorf)  und  Mklusdorf'Zuckaiantel  aaf 

Staatskosten. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  nachfolgende,  von  den  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  mit  der  Oesterreichischen  Local-Eiseobahn-Gedellachaft  zu 
Wien  am  31.  Mai  1893  abgeschlossene  Uebereinkommen,  betreffend 
die  Erwerbung  der  Bahnlinien  der  genannten  Gesellschaft  durch  den 
Staat,  wird  genehmigt. 

Artikel  II. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  Abzweigungen  von  der  zufolge 
des  obigen  Uebereinkommens  an  deu  Staat  übergehenden  Eisenbahnlinie 
Hannadorf  Ziegenhaiti,  und  zwar: 

a)  von   Lindewiese  bis  zur  Reichsgrenze  bei   Baradorf  (Heinera- 
dorf) und 

b)  von  Niklasdorf  nach  Zuckmantel 


*i  Im  Sinne  dos  Vorbehaltes  aaf  Seite  919  dei  II.  Bandes  werden  die  aaf 
die  Oesterreichische  Looal-Bisenbaho-Qesellschafl  bezüglichen  Rechtsurkanden  an 
dieser  Stelle  nachgetragen. 
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mit  den  veranschlagten  Gesaromtkostenbeträgen  von  1,700.000  fl.  und 
von  570.000  fl.,  welche  als  Maximal beträge  zu  gelten  haben,  auf  Staats- 
kosten hersnstellen. 

Die  Ausführung  dieser  Absweigungsliuien,  von  welchen  die  unter 
lit.  a  bezeichnete  jedenfalls  normalspurig  herzustellen  ist,  wird  an  die 
Bedingung  geknüpft,  dass  die  von  den  Interessenten  in  bindender  Form 
zuzusichernden  Beitragsleistungen,  wozu  insbesondere  die  unentgeltlich 
oder  zu  ermässigten  fixen  Preisen  ei  folgende  Abtretung  von  Grund 
und  Boden,  Lieferung  von  Materialien,  sowie  sonstige  Leistungen  zu 
Gunsten  des  Bahn  Unternehmens  gehören,  nach  den  von  der  Regierung 
zu  prüfenden  Nachweisungen  für  die  Localbabn  Lindewiese- Barsdorf 
(Heinersdorf)  den  Werthbetrag  von  mindestens  200.000  fl.,  für  die 
Localbahn  Niklasdorf  Zuckmantel  den  Wertbbetrag  von  mindestens 
70.000  fl.  erreichen. 

■ 

Die  Staatsbahnlinie  Lindewiese-Baradorf  gelangte  am  2.  Juli  1896,  die 
Staatsbahnlinie  Niklasdorf-Zuckmantel  am  31.  October  1896  aar  Eröffnung. 

Artikel  III. 

Von  den  zufolge  §  1,  Z.  4,  und  §  3  des  obigen  Uebereiokommens 
dem  Staate  zufliessenden  Beständen  und  Capitalszahlungen  darf  im 
Laufe  des  Jahres  1894  ein  Betrag  von  höchstens  300.000  fl.  für  In- 
vestitionen (Erweiterungsbauten,  Nachschaffungen,  Fahrparkvermehrung 
u.  dgl.)  auf  deu  bestehenden,  nunmehr  an  den  Staat  übergehenden 
Linien  der  Oesterreicbischen  Local-EisenbahL-Gesellechaft,  ein  Betrag 
von  höchstens  600.000  fl.  für  den  Bau  der  Localbahn  Lindewiese- 
Barzdorf  (Börnersdorf)  und  ein  Betrag  von  höchstens  200.000  fl.  für 
den  Bau  der  Localbahn  Niklasdorf-Zuckmantel  verwendet  werden. 

Der  hienach  mit  Ende  des  Jahres  1894  verfügbar  bleibende  Rest 
der  eingangs  angeführten  Bestände  und  Capitalszahlungen  sammt  den 
zuwachsenden  Fructificationssinsen  ist  als  besonderer  Investitionsfond 
zu  behandeln,  welcher  nach  Massgabe  der  thatsäch liehen  Verwendung 
für  Investitionen  auf  den  bestehenden  Linien,  sowie  für  den  Ausbau 
der  'Localbahnen  Lindewiese- Barsdorf  (Heinersdorf)  und  Niklasdorf- 
Zuckmantel  succesBive  als  ausserordentliche  Einnahme  in  die  Staata- 
voran  Schläge  des  Jahres  1895  unl  der  folgenden  Jahre  einzustellen 
sein  wird. 

Artikel  IV. 

Das  im  Artikel  I  angeführte  Uebereinkommen,  sowie  die  durch 
dasselbe  veranlassten  Vermögensübertragungen,  Eingaben,  Eintragungen, 
Ausfertigungen,  Verträge  und  sonstigen  Urkunden  geniessen  die 
Gebühren-  und  Stern pelfreibeit. 

Für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  der  im  Sinne  des 
gedachten  Uebereinkommens  von  der  Oesterreicbischen  Local-Eisenbahn- 
Gesellscbaft  auszugebenden  8percentigen  Prioritätsanleihe  im  Nominal- 
betrage von  70,000.000  Kronen  der  mit  dem  Gesetze  vom  2.  August  1892, 
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R.  G.  Bl.  Nr.  126,  festgestellten  Währung,  sowie  für  die  aus  diesem 
Anlasse  zu  errichtenden  Acte  und  Urkunden  wird  die  Gebühren-  und 
Stempelbefreiung,  wie  auch  bezüglich  der  Coupons  dieser  Anleihe  die 
Befreiung  von  der  für  dieselben  zu  entrichtenden  Einkommensteuer  und 
von  der  Couponstempelgebtihr  gewährt. 

Ebenso  wird  in  Ansehung  der  nach  Artikel  II  herzustellenden 
Eisenbahnlinien  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  für  alle 
Verträge,  Eingaben  und  Urkunden  zum  Zwecke  der  Grundeinlösung, 
des  Baue«  und  der  Iustruirung  der  Bahn,  sowie  von  der  bei  der  Grund- 
einlösung auflaufenden  Uebertragungsgebübr  gewährt. 

Artikel  V. 

Die  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbahnen  sind, 
mit  Ausnahme  der  Linien  von  Öaslau  nach  Zawratetz,  von  öaslau 
nach  Modowitz  und  von  Königshan  nach  Schatzlar,  welche  einstweilen 
im  Betriebe  der  anschliessenden  Privatbabnen  verbleiben  dürfen,  von 
der  Staatsverwaltung  in  eigener  Regie  zu  betreiben,  und  darf  die 
Uebertragung  des  Betriebes  an  einen  Privaten  oder  an  eine  Gesellschaft 
nur  auf  Grundlage  eines  hierüber  zu  erlassenden  Gesetzes  erfolgen. 

Artikel  VI. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  Mein  Handelsminister  und 
Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  27.  December  1893. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Windisch-Graetz  m.  p.  Wurmbrand  m.  p.  Plener  m.  p. 

2.  Uebereinkommen, 

abgeschlossen  zu  Wien  am  81.  Mai  1893  zwischen  den  k.  k.  Ministerlen  des 
Handels  und  der  Finanzen  Im  Namen  der  k.  k.  Regierung  einerseits  und 
der  Oesterreicblschen  Local-Eisenbah ^Gesellschaft  andererseits,  betreffend 
die  Erwerbung  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  durch  den  Staat. 

§  «• 

Die  Oesterreichische  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  überträgt  an  den 
Staat  das  Eigenthum  ihrer  nätnmtlichen  Eisenbahnlinien  mit  allen 
Rechten,  welche  ihr  hierauf  auf  Grund  der  bezüglichen  Allerhöchsten 
ConceBaionsurkundeu,  der  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  abgeschlossenen 
Vereinbarungen,  sowie  aller  sonstigen,  wie  immer  Namen  habenden 
Rechtstitel  zustehen. 

Diese  Uebertragung  umfaast  insbesondere: 

1.  Die  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k.  Landeagerichtes  in  Prag 
eingetragenen  gesellschaftlichen  Eisenbahnlioien,  und  zwar: 
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a)  die  den  Gegenstand  der  AU«rhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
25.  Janner  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  16,  beaiehungsweise  der  Kund- 
machung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  7.  December  1884, 
R.  G.  Bl.  Nr.  195,  bildende  Locomotiveisenbahn  von  der  Stadt 
Elbogen  aar  Station  Elbogen-Neusattel  der  ausschliesslich  priv. 
Buschtährader  Eisenbahn. 

Die  bezeichnete  ursprünglich  der  8tadtgemeinde  Elbogen  im  Vereine  mit 
Heinrich  Böhm  nnd  Hermann  Ritter  v.  Schwind  concessionirte  nnd  am  16.  Oc- 
tober  1877  eröffnete  Bahnliuie  wurde  sufolge  Vertrage*  vom  26.  April  von 
der  Oesterreiohisehen  Local-EiBenbahn-Gesellschaft  käuflich  erworben.  Die 
BetriebafUhrung  wurde  ab  1.  Janner  1887  von  der  Staatseisenbabnverwaltung 
für  Rechnung  dor  Uahngesullsohaft  übernommeu. 

bj  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
9.  Mära  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  41,  beziehungsweise  der  Kund- 
machung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  21.  August  1881, 
R.  G.  Bl.  Nr.  103,  bildende  Locomotiveisenbahn  von  «<er  8tarion 
raslau  der  priv.  österreichischen  Nordwestbabn  Uber  2leb  nach 
Ronow  nnd  Zawrateta  mit  der  Absweignng  von  Skowitz  nach 
Wrdy  und  Buchs. 

Von  der  beseichneten  ursprünglich  an  die  Bau  Unternehmung  Schttn 
&  Wessely  nnd  an  Hermann  Kitter  ▼.  Schwind  conoesaionirten  nnd  von  der 
Oesterreichischen  Local-Eiaenbahn-Gesellschaft  ausgeführten  Pahnlinie  wurde  die 
ötrecke  von  Oeslau  bis  Zleb  mit  der  Absweignng  von  8kowits  nach  Wrdy  und 
Bülitz  am  4.  December  1880,  die  Strecke  von  Zleb  bis  Za  wratetz  am  14.  Fe- 
bruar 1882  eröffnet  Die  Betriebsfübrung  wird  seit  dem  1.  Juli  1889  durch  die 
Oesterreichische  Nordwestbahn  besorgt. 

cj  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Coneessionsurkunde  vom 
28.  August  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  124,  beaiehungsweise  der  Kund- 
machung des  k.  k.  Handelsministerium«  vom  27.  September  1882, 
R.  G.  Bl.  Nr.  139,  bildende  Locomotiveisenbahn  von  der  Station 
Kaschita  der  Eisenbahn  Pilsen- Priesen  (Komotau)  nach  Schönbof. 

Die  genannte  ursprünglich  an  Karl  Anton  und  an  Ferdinand  Hers  lots 
concessionirte  und  am  18.  August  1881  eröffnete  Looalbabn  wurde  ab  18.  August 
1882  von  der  Oesterreichischen  Local-Eisenbahn gesellschaft  käuflich  erworben. 
Der  Betrieb  derselben  wurde  ab  1.  Janner  1887  von  der  Staataeisenbahn- 
verwaltung  für  Reohnung  der  Bahngesellschaft  geführt. 

d)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Coneessionsurkunde  vom 
8.  September  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  129,  bildende  Locomotiveisen- 
bahn von  der  Station  Chodau  der  ausschliesslich  priv.  Bnsebte- 
hrader Eisenbahn  nach  Neudek. 

Die  gedachte  am  20.  December  1881  eröffnete  Bahnlinie  wurde  ab 
1.  Jänner  1887  von  der  Staatseisenbahn  Verwaltung  für  Rechnung  der  Ball- 
gesellschaft betrieben. 
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t)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
9.  Mai  1881,  K.  6.  Bl.  Nr.  48,  besiehungsweise  der  Kundmachung 
des  k.  k.  Handelsministerium«  vum  18.  Juli  1890,  R.  G.  Bl. 
Nr.  176,  bildende  Locomotiveinenbabn  von  der  Station  Nnsle  der 
Kaiser  Frans  Joseph- Bahn  nach  Modfan. 

Diese  ursprünglich  an  Jobann  Musik»  und  Carl  Schnabel  concessionirte 
und  von  der  Aetiengesellsohaft  der  bobmischen  Commerci albahnen  ausgeführte 
Bahnlinie  wurde  am  1.  Marz  1882  eröffnet  und  mittelst  Vertrages  vom  7. /II.  Juli 
1885  Ton  der  Oesterreichischen  Local-Eisenbahu-Gesellschaft  im  Tauschwege 
erworben  (Tgl.  Bemerkung  auf  8.  922  des  II.  Baude«).  Den  Betrieb  Übernahm 
ab  1.  Jäuner  1887  die  Staatseisenbabn  Verwaltung  für  Rechnung  der  Bahn- 
geaellflohaft. 

f)  Die  den  Gegemtand  der  Allerhöchsten  Concestaonsurkunde  vom 
30.  Juli  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  102,  bildende  Locotnotiveisenbahn 
von  der  Station  Öaslau  der  Caslau-Zawratetaer  Localbahn  nach 
Moöowic. 

Die  bezeichnete  am  80.  Ootober  1882  eröffnete  Localbahn  steht  seit 
1.  Juli  1869  im  Betriebe  der  Oesterreichischen  Nordwestbahn. 

g)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
2.  August  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  105,  bildende  Locomotiveisenbahn 
von  der  Station  Königshan  der  priv.  Süd-norddeutschen  Verbin- 
dungsbahn nach  Schatzlar. 

Diese  am  6.  October  1882  dem  Betriebe  übergebene  Bahnlinie  befindet 
sieh  seit  dem  1.  Juli  1889  im  Betriebe  der  Süd- Norddeutschen  Verbindungs- 
bahn. 

h)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Coucessionsurkunde  vom 
22.  Angust  1881,  R.  G.  Bl.  Nr.  108,  bildende  Locomotiveisen- 
bahn von  ''er  Station  Olmüti  der  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bahn  nach  Cellechowitz. 

Der  Betrieb  dieser  am  4.  Märe  1883  eröffneten  Bahnlinie  wurde  ab 
1.  Jänner  18S7  von  der  Staatseisenbahnverwaltung  für  Reohnung  der  Bahn- 
geseUschaft  übernommen. 

i)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
28.  Februar  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  57,  bildende  Locomotiveisen- 
bahn von  der  Station  Schönhof  der  Kaachita-Schönhofer  Localbahn 
nach  Radonitz. 

Diese  am  1.  Jänner  1884  eröffnete  Bahnlinie  wurde  ab  1.  Jänner  1887 
auf  Rechnung  der  Bahngesellschaft  vom  Staate  betrieben. 

b)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
14.  Jäoner  1883,  R.  G.  Bl.  Nr.  44,  bildende  Locomotiveisenbahn 
von  der  Station  Böbmireh-Leipa  der  priv.  böhmischen  Nordbahn 
über  Alt-Lcipa  und  Reichstädt  nach  Niemes. 
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Die  Betriebsführung  dieser  am  1.  November  1883  eröffneten  Bahnlinie 
wurde  ab  1.  Jänner  1887  von  der  Staatseisenbahnverwaltung  für  Rechnung  der 
Bahngesellschaft  besorgt. 

I)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
12.  Mai  1884,  K.  G.  Bl.  Nr.  104,  beziehungsweise  der  Kund- 
machung des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  13.  Deeember  1886, 
R.  G.  Bl.  Nr.  177,  bildende  Locomotiveisenbahn  von  der  Station 
St.  Pölten  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  über  Herzogenburg,  Trais  - 
inaner  und  Judenau  nach  Tulln  zum  Anscblusne  au  die  Kaiser 
Franz  Joseph-Bahn. 

Diese  ursprünglich  an  die  Oesterreiohische  Local-Eisenbahn-Gesellsehait 
im  Vereine  mit  der  österreichischen  Länderbank  ooncessionirte  und  am  8.  August 
1885  eröffnete  Bahnlinie  ging  mit  1.  Jänner  1886  in  das  alleinige  Eigenthum 
der  ersteren  Gesellschaft  über.  Der  Betrieb  wurde  vom  Eröffnungstage  'an- 
gefangen vom  Staate  für  Rechnung  der  Bahngesellschaft  geführt. 

m)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
30.  Angust  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  171,  bildende  Locomotiveisen- 
bahn  von  Budweis  (Poric)  über  Krems,  Goldenkron,  Krutnau, 
Uöritz,  Stein,  Schwarzbacb,  Obcrplau  nach  Salnau. 

Der  Betrieb  der  genannten,  in  der  Strecke  Bndweis-Gojau  am  20.  November 

1891  und  in  der  Strecke  Gojau-Salnau  am  4.  Juli  1892  eröffneten  Looalbahn 

wurde  von  der  Eröffnung  an  vom  8taate  für  Reehnnng  der  Bahngesellsohaft 

geführt. 

n)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
5.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  63,  beziehungsweise  des  Staatsver- 
trages  vom  14.  März  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  95,  bildende  Loco- 
motiveisenbahn  von  der  Station  Hannsdorf  der  priv.  mährischen 
Grenzbahn  über  Goldenstein,  Lindewiese  und  Freiwaldau  an  die 
Reichagrenze  zum  Anschlüsse  an  das  preußische  Eisenbahnnetz 
in  der  Richtung  nach  Ziegenhals. 

Die  bezeichnete  Bahnlinie,  welche  in  der  Strecke  Nieder -Lindewiese- 
Ziegenbals  am  26.  Februar  1888  und  in  der  Strecke  Hannsdorf-Nieder-Linde- 
wiese  am  1.  October  1888  eröffnet  wurde,  befand  sioh  seit  der  Eröffnung  im 
Staatsbetriebe  für  Rechnung  der  Bahngesellschaft. 

o)  Die  den  Gegenstand  der  Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom 
12.  October  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  176,  bildenden  Locomotiveisen- 
bahnen  von  der  Station  Herzogenburg  der  Localbahn  St.  Pölten- 
Tulln  mit  Uebersetznng  der  Dooau  nach  Krems  und  von  Haders- 
dorf durch  das  Kampthal  nach  Horn  und  von  da  nach  Sigmunds- 
herberg  zum  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Franz  Joseph  Bahn. 

Die  genannten  Localbahnen  wurden  am   16.  Juli  1889  eröffnet  und 
standen  seither  im  Staatsbetriebe  für  Rechnung  der  Ballgesellschaft. 
p)  Die  den  Gegenstand  der  königl.  preussischen  Concessionsurkunde 
vom  1.  April   1887,    beziehungsweise   des  Staats  Vertrages  vom 
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14.  Mär*  1885,  R.  G.  Bl.  Nr.  95,  bildende,  auf  königl.  preussi- 
schem  Staatsgebiete  gelegene  Bahnstrecke  von  der  Reichsgrenze 
bis  Ziegenhals. 

Diese  am  26.  Februar  1888  eröffnete  Bahnatreoke  steht  seither  im  Be- 
triebe der  österreichischen  8taatsei8enbabnverwaltung. 

2.  DaB  gesammte  zum  Betriebe  der  unter  1,  lit.  a  bis  inclusive  p 
angeführten  Eisenbahnlinien  dieneode  feste  und  bewegliche  Material 
mit  Einschluss  des  Fahrparkes,  des  luvet tars,  der  Verbrauchsmaterialien 
und  der  Vorräthe  aller  Art  in  dem  ganzen  Umfange,  io  welchem  sich 
dasselbe  in  Händeu  der  betriebführenden  Bahnverwaltungen  befindet. 

3.  Die  sämmtlichen  im  Eigenthume  der  Oesterreichischen  Local* 
Eisenbahn- Gesellschaft  stehenden  Schleppbahnen,  sowie  deu  gesammten 
sonstigen,  nicht  in  das  Eisenbahnbuch  einbezogenen  unbeweglichen 
Besitz  der  Oesterreichischen  Local- Eisenbahn  Gesellschaft  sammt  allem 
Zugehör  mit  alleiniger  Ausnahme  der  sogenannten  Gmelisch- Gründe 
nächst  Carlsbad,  welche  im  Eigenthume  der  Bahngesellschaft  verbleiben. 

4.  Die  aua  den  Anlagecapitalien  der  Localbahnen  von  St.  Pölten 
nach  Tulln,  von  Herzogenburg  nach  Krems  und  von  Hadersdorf  nach 
Sigmundsherberg,  sowie  der  Localbahn  von  Budweis  (Pofic)  nach  Salnau 
gebildeten  Reservefonde  mit  jenen  Barbeträgen,  welche  sich  nach  Hinzu- 
rechnung 4percentiger  Fructincationszinsen  für  die  jeweilig  unverwendet 
gebliebenen  Bestände  mit  dem  Tage  der  Ueb ergäbe  des  Eigenthumes 
der  Bahnlinien  (§  10)  als  noch  unverwendet  ergeben. 

Im  Hinblicke  auf  die  vorstehenden  Bestimmungen  ist  die  Oester- 
reichische Local -Eisenbahn- Gesellschaft  vom  heutigen  Tage  angefangen 
nicht  mehr  berechtigt,  ohne  vorgängige  Zustimmung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums die  unter  1,  lit.  o  bis  p,  2  und  3  angeführten  Vermögens- 
objecto  zu  veraussern  oder  zu  belasten. 

Abgänge,  welche  sich  in  dieser  Hinsicht  etwa  ergeben  sollten,  hat 
die  Oesterreich ische  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  zu  vertreteu. 

§  2. 

Im  Hinblicke  auf  die  laut  §  1  vereinbarte  Abtretung  ihrer  sämmt- 
lichen Bahnlinien  an  den  Staat  übernimmt  die  Oesterreichisehe  Local- 
Eisenbahn-Gesellschaft  die  Verpflichtung,  die  ungetilgt  aushaftenden 
Obligationen  der  von  ihr  aufgenommenen  Anleihen,  und  zwar: 

a)  Prioritatsanleibe  Serie  I  im  ursprünglichen  Nominalbeträge  von 
5,000.000  fl.  österr.  Währ., 

b)  Prioritätsanleihe  Serie  III  im  ursprünglichen  Nominalbetrage  von 
2,400.000  fl.  öäterr.  Währ., 

e)  Prior it&tsanleihe  Serie  IV  im  ursprüu glichen  Nominalbetrage  von 

2,600.000  fl.  österr.  Währ.,  und  schliesslich 
d)  die  für  die  Localbahn  von  Hannsiorf  bis  zur  Reicbsgrense  bei 
Ziegenhals  ausgegebenen  Secondeobligationen 
zur  Rückzahlung,    beziehungsweise,   insofern   sich   diese  Obligationen 
dermal  im  Eigenthume  der  Gesellschaft  befinden,  überhaupt  nicht  mehr 
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zur  Aufgabe  sa  bringen,  so  »war,  dass  die  fttr  diese  Anleihen  einver- 
leibten eiset  bahn  bücherlichen  Pfandrechte  längstens  bis  »um  Zeilpunkte 
der  Uebergahe  des  Eigenthuines  der  Bahnlinien  an  den  Staat  (§  10) 
vollständig  zur  Löschung  zu  bringen  sind. 

Für  den  Fall,  als  im  Zeitpunkte  der  Uebergabe  des  Bigenthumes 
der  Bahnlinien  an  den  Staat  (§  10)  die  Löschung  der  fttr  die  vor  an- 
gefühlten Obligationen  bestehenden  Pfandrechte  noch  nicht  vollständig 
durchgeführt  sein  sollte,  wird  die  Oeeterreichische  Local-Eisenbahn- Ge- 
sell schalt  verptlichtet  sein,  eine  dem  Nominalbetrage  der  noch  nicht 
gelöschten  Obligationen  entsprechende  Caution  su  Händen  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  zu  erlegen,  welche  erst  nach  erfolgter  Löschung  der 
Pfandrechte  für  sämmt  liehe  oben  angeführte  Obligationen  zurück  zustellen 
sein  wird. 

§  3. 

Die  Oesterreichische  Local-Eisenbahn-Gesellscbaft  verpflichtet  sich 
ferner,  behufs  Bedeckung  der  Herstellungskosten  der  bereits  in  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  5.  März  1885,  R.  6.  Bl.  Nr.  58, 
für  die  Localbahn  von  Hannsdorf  bis  sur  Keichsgreuze  bei  Ziegenbala, 
sowie  in  dem  Staatsvertrage  vom  14.  Mär»  1886,  R.  G.  Bl.  Nr.  59, 
vorgesehenen  Abzweigungslinie  von  Linde  wiese  bis  sur  Keichsgrenze 
bei  Harsdorf  (Heinersdorf)  und  behufs  Bedeckung  der  Kosten  fttr  Er- 
weiterungsbauten und  Nach  Schaffungen  bei  den  dem  Staate  zu  über- 
gebenden Bahnlinien,  sowie  eventuell  behufs  Herstellung  der  projectirten 
Absweignng  der  Localbahn  Hannsdorf-Ziegenhals  von  Niklasdorf  nach 
Znckmantel  der  k.  k.  Staatsverwaltung  einen  Barbetrag  von  8,800.000  fl. 
österr.  Währ,  sur  freien  Verfügung  in  der  Weise  zu  übergeben,  dass 
ein  Tbeilbetrag  von  1,700.000  fl.  öbterr.  Währ,  binnen  drei  Monaten 
nach  erfolgter  Uebergabe  des  Eigenthumes  der  Bahnlinien  (§  10),  der 
Restbetrag  von  2,100.000  fl.  hingegen  am  15.  December  1894  sur 
Aussablung  gelangen  soll. 

§ 

Die  Oesterreichische  LocaU  Eisenbahn- Gesellschaft  leistet  aus- 
drücklich Versieht  auf  die  Bezahlung  des  derselben  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  8.  April  1884,  R.  G.  Bl.  Nr.  53,  uud  des  Uebereiu- 
kommens  vom  80.  September  1884  vom  Staate  zugesicherten  Hypo- 
thekardarlehens im  Betrage  von  1,200.000  fl.  Österr.  Währ,  fttr  die 
Localbahn  von  Budweis  (Pofic)  nach  Salnau,  sowie  auf  jede  wie  immer 
Namen  habende  Vergütung  für  die  bisher  unterbliebene  Auszahlung 
des  gedachten  Hypothekardarlehens,  und  tritt  sohin  das  bezogene 
Uebereiokommen  vom  30.  September  1884  seinem  vollen  lohalte  nach 
ausser  Kraft. 

§  5. 

Als  Entgelt  für  die  sMmmtlichen  auf  Grund  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  von  der  Oesterreichischen  Local-Eisenbahn-Gesellschaft 
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übernommenen  Leistungen  verpflichtet  sich  der  Staat,  die  sämmtlichen 
nach  Durchführung  Her  Ziehung  vom  2.  Jänner  1894  noch  unverlost 
verbleibenden  Obligationen  der  von  der  genannten  Bahngesellschaft 
aufgenommenen,  mit  4  Percent  verzinslichen  Prioritätsanleibe  Serie  II 
im  ursprünglichen  Nominalbetrage  von  11,000.000  Mark  d.  R.  W., 
sowie  eine  von  dieser  Gesellschaft  noch  aufzunehmende,  ohne  jeden 
Steuer-,  Stempel-,  Gebühren-  oder  sonstigen  Abzug  mit  3  Percent  ver- 
zinsliehe und  binnen  80  Jahren  vom  Jahre  1894  angefangen  rtickzu- 
sahlende  Prioritätsanleihe  im  Nominalbetrage  von  70,000.000  Kronen 
der  durch  das  Gesetz  vom  2.  August  1892,  R.  G.  Bl.  Nr.  126,  fest- 
gesetzten Währung  mit  der  Wirksamkeit  ab  1.  Jänner  1894  zur  Selbst- 
zahlung zu  übernehmen. 

Die  angeführte  neue  Prioritätsanleihe  im  Nominalbetrage  von 
70,000.000  Kronen,  welche  zur  Bedeckung  des  zur  Rückzahlung  der 
im  §  2  aufgezahlten  Obligationen,  zur  Bedeckung  der  sonstigen  nach 
dem  gegenwärtigen  Debei  einkommen  der  Gesellschaft  obliegenden  Ver- 
bindlichkeiten und  schliesslich  zur  theilweisen  Rückzahlung  des  Actien- 
capitales  der  Gesellschaft  (§  12)  bestimmt  ist,  wird  durch  Einverleibung; 
den  Pfandrechtes  auf  den  im  §  1,  Z.  1  unter  lit.  6,  c,  /,  g,  i.  I,  m,  n 
und  o  aufgezählten  Bahnlinien  eisenbabnbücherlich  sicherzustellen  sein. 

Für  das  Formular  uud  den  Tilgungsplan  der  auszugebenden 
Theilscbuldverscbreibungen  der  bezeichneten  Anleihe,  sowie  für  die 
Modalitäten  der  Begebung  derselben  wird  die  Genehmigung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  ausdrücklich  vorbehalten. 

§  «• 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  zufolge  des  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommens  die  Locomotiveisenbahn  von  Hannsdorf  bis  zur  Reichsgrenze 
bei  Ziegenhals  in  das  unbeschränkte  Eigenthum  des  Staates  übergebt, 
wird  die  Oester) eichiscbe  Local-Eisenbabn-Gesellscbaft  von  der  ihr 
zufolge  des  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1883.  R.  G.  Bl. 
Nr.  106,  abgeschlossenen  Uebereinkommens  vom  25.  April  1885  ob- 
liegenden Verpflichtung  zur  Rückzahlung  des  für  die  oben  genannte 
Locomotiveisenbahn  aus  Staatsmitteln  gewährten  Hypothekardarlehens 
in  dem  mit  1.  Jänner  1894  noch  ungetilgt  verbleibenden  Restbeträge 
von  550.000  fl.  österr.  Währ,  in  Jahresraten  zu  je  10.000  fl.,  rowie 
von  der  Zahlung  der  mit  1.  Jäuner  1894  rückständig  bleibenden 
Zinsen  dieses  Hypothekardarlehens  enthoben  und  das  bezogene  Ueber- 
einkommen  vom  25.  April  1885  seinem  volleu  Inhalte  nach  ausser 
Kraft  gesetzt. 

§7- 

Sämmtlicbe  Activen  der  Oesterreicbischen  Local -Eisenbahn-Gesell- 
schaft, welche  nicht  zufolge  der  Bestimmungen  dieses  Uebereinkommens 
an  den  Staat  zu  übergeben  sind,  insbesondere  die  Caasen-  und  Effecte  n- 
brstände,  die  ausständigen  Forderungen  u.  s.  w.  bleiben  im  Eigenthume 
der  genaunten  Bahngesellschaft. 
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Dagegen  hat  diese  Bahngt Seilschaft  andererseits  für  ihre  sftm ält- 
lichen, wie  immer  Namen  habenden,  vertragsmäßigen  oder  sonstigen 
Verbindlichkeiten,  insbesondere  gegenüber  den  Besitzern  der  von  ihr 
ausgegebenen  Prioritätsobligationen,  sofern  dieselben  nicht  gemäss  §  5 
dea  gegenwärtigen  Uebereinkommens  vom  Staate  aar  Selbst labluog 
Übernommeu  werden,  aus  ihren  eigenen  Mitteln  aufzukommen  nnd  tritt 
eine  Rechtsnachfolge  des  Staates  bezüglich  dieser  Verpflichtungen  nicht  ein. 

Sofern  jedoch  der  Staat  als  Eigenthümer  der  gesellschaftlichen 
Bahnlinien  gleichwohl  in  die  Lage  kommen  sollte,  an  irgend  welchen 
Über  den  Umfang  der  nach  §  5  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens 
übernommenen  Verbindlichkeiten  hinausgebenden  Zahlungen  oder 
sonstigen  Leistungen  an  die  Gläubiger  der  Bahngesellscbaft  verhalten 
zu  werden,  wird  die  Oef-terreichiscbe  Local-Ei*eubahn  Gesellschaft  ver- 
pflichtet sein,  die  entsprechenden  Beträge  binnen  14  Tagen  nach  Erhalt 
der  diesbezüglichen  Verständigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  ersetzen. 

Ausgenommen  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  sind  lediglich 
die  bestehenden  Verträge  über  die  Betriebsführung  der  Linien  Öaslau- 
Zawratetz  und  Öaslau  Mocowitz  durch  die  k.  k.  priv.  österreichische 
Nordwestb%hn  und  der  Linie  Königshan -Schätzbar  durch  die  k.  k.  priv. 
Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn,  ferner  die  Verträge  über  die  Mit- 
benützung von  Anschlussbahnhöfen  und  über  die  Betriebsführung  von 
Anscblussstrecken  und  von  Schleppbahnen,  sowie  wegen  Verfrachtung, 
rrspective  Garantien  von  Gütertransporten,  indem  der  Staat  in  diese 
Verträge  mit  dem  Tage  der  Uebernabme  der  Bahnliuien  in  das  Eigen - 
thom  (§  10)  ohne  Vorbehalt  an  Stelle  der  Oesterreichischen  Local- 
Eisenbahn  Gesellschaft  eintreten  wird. 

§  8. 

Im  Hinblicke  auf  die  zufolge  der  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Uebereinkommens  eintretende  Einschränkung  des  Geacbftfts- 
umfanges  der  Oesterreich  ischen  Local-Eisenbahn- Gesellschaft  erklärt 
sich  die  k.  k.  Staatsverwaltung  bereit,  jene  Beamten  und  Diener  der 
genannten  Gesellschaft,  welche  binnen  einem  Monate  nach  Uebergabe 
des  Eigenthumes  der  gesellschaftlichen  Bahnlinien  (§  10)  um  die  Auf- 
nahme in  den  Staatseisenbahndienst  ansuchen,  unter  Wahrung  der  von 
denselben  vor  dem  heutigen  Tage  erworbenen  Rechte  zu  übernehmen 
und  dieselben  in  die  ihren  Gebaltsbezügen  entsprechenden  Dienstclassen 
und  Gehaltsstufen  der  Bediensteten  der  k.  k.  Generaldirection  der 
österreichischen  Staatsbahnen  einzureiben. 

Dagegen  verpflichtet  sich  die  Oesterreichische  Local- Eisenbahn  - 
Gesellschaft  für  die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  vom 
Staate  übernommenen  Bediensteten  binnen  längstens  drei  Monaten 
nach  Uebergabe  des  Eigenthumes  der  Bahnlinien  (§  10)  als  Einzahlung 
dieser  Bediensteten,  sowie  als  Beitrag  der  Bahnunternehmung  das 
Doppelte  aller  jener  Beträge  zuzüglich  der  mit  5  Percent  per  Jahr 
zu  berechnenden  Zinsen  nnd  Zins<szinsen  an  das  Pensions-  und  Pro- 
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visioneiustitut  der  k.  k.  Staatsbahnen  au  entrichten,  welche  von  Seite 
der  Bediensteten  einzuzahlen  gewesen  wären,  wenn  dieselben  vom  Be- 
ginne ihrer  anr  Pensions-,  beziehungsweise  Provisionsbemessung  an- 
rechenbaren Dienstzeit  mit  ihren  dermaligen  Gehaltsbezilgen  dem  vor- 
genannten  Pension«-,  beziehungsweise  Provitionsinstitute  angehört  hätten. 

§  9. 

Vom  1.  Jänner  1894  angefangen  hat  der  Betrieb  der  im  §  1, 
Z.  1,  unter  lit.  a  bis  einschliesslich  p  aufgezählten  Eisenbahnlinien  als 
für  Rechnung  des  Staates  geführt  zu  gelten  und  gehen  demnach  alle 
von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  erwachsenden  Betriebseinnahmen 
und  Betriebsausgaben  zu  Gunsten,  bezieh ungsweiee  zu  Lasten  des 
Staates. 

Sofern  die  Oesterreichische  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  bis  zi;m 
Tage  der  Uebergabe  des  Eigentumes  der  Bahnlinien  (§  10)  Ab- 
schlagszahlungen der  betriebführenden  Verwaltungen  auf  das  Rein- 
erträgnit-'s  des  Jahres  1894  erhalten  haben  sollte,  wird  der  Gesammt- 
betrag  dieser  Abschlagszahlungen  am  Tage  der  erwähnten  Uebergabe 
an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  in  Barem  zurückzuvergttten  sein. 

§  10- 

Die  Uebergabe  des  Eigenthumes  der  im  §  1,  Z.  1,  unter  lit.  a 
bis  einschliesslich  p  angeführten  Bahnlinien  sammt  dem  im  §  1,  Z.  2, 
bezeichneten  ZugebÖr,  sowie  des  im  §  1,  Z.  3,  behandelten  sonstigen 
unbeweglichen  Vermögens  der  Gesellschaft  an  den  Staat  soll,  sobald 
das  gegenwärtige  Uebereinkommen  für  beide  Theile  bindende  Kraft 
erlangt  und  die  eisenbabnbücherliche  Einverleibung  des  Pfandrechtes 
für  die  nach  §  6  neu  aufzunehmende  Prioriiätsanleibe  im  Nominal- 
betrage von  70  000.000  Kronen  stattgefunden  haben  wird,  unverweilt 
mittelst  eines  hierüber  aufzunehmenden,  von  beiden  Theilen  zu  fer- 
tigenden Protok olles  erfolgen,  in  welchem  die  zufolge  der  eingangs 
bezogenen  Bestimmungen  an  den  Staat  übergehenden  Vermögensobjecte, 
sowie  die  zufolge  der  Bestimmungen  im  §  1,  Z.  4,  im  §  2  und  im 
§  9,  Abs.  2,  anlässlich  der  Uebergabe  der  Bahnlinien  an  den  Staat 
abzuführenden  Barbeträge,  andererseits  aber  auch  die  gemäss  der  Be- 
stimmung im  §  7,  Schlussabsatz,  vom  Staate  zu  übernehmenden  Ver- 
träge genau  specificirt  werden  sollen. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Uebergabe  werden  auch  die  im  Besitze 
der  Gesellschaft  befindlichen  Urkunden,  Pläne,  Bücher,  Rechnungen 
und  Acten,  welche  anf  die  zufolge  §  1  an  den  Staat  übergehenden 
Bahnlinien,  sowie  auf  die  im  §  3  behandelte  Abzweigungslinie  von 
Lindewiese  bis  zur  Reichsgrenze  bei  Barzdorf  (Heinersdorf)  Bezug 
haben  —  insofern  dieselben  nicht  für  die  Abwicklung  der  schwebenden 
Geschäfte  der  Oesterreicbischen  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  erforder- 
lich sind  —  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  übergeben  sein. 
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§  IL 

Nach  erfolgter  Uebergabe  dee  Eigenthumes  der  Bahnlinien  (§  10) 
hat  unverweilt  die  bücherliche  Einverleibung  des  Eigenthnni Brechtes 
des  Staates  an  den  im  §  1,  Z.  1  und  Z.  3,  angeführten  Immobilien 
zu  erfolgen  nud  ist  die  Oesterreichische  Local  Eisenbahn-Gesellschaft 
verpflichtet»  die  bu  diesem  Behufs  erforderlichen  Rechtsurkunden  ttber 
Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  rechtzeitig  auszufolgen. 

§  12. 

Die  Oesterreichische  Local-Eisenbahn-Gesellecbaft  verpflichtet  «ich, 
ihr  Actiencapital  per  16,500.000  fl.  österr.  Währ.,  bestehend  in 
77.500  Stück  Action  a  200  fl.  österr.  Wahr,  innerhalb  eines  halben 
Jahres  nach  Perfection  des  gegenwärtigen  Uebereinkoinmena  in  der 
Weise  auf  den  Nominalbetrag  von  8,100.000  fl.  österr.  Währ,  zu  re- 
duciren,  dass  für  je  fünf  alte  Actien  eine  neue  Actio  ä  200  fl.  und  über- 
dies ein  Certificat  ausgefolgt  wird,  welches  letztere  den  Besitzer  sur 
seinersei ti gen  Behebung  des  verhältnismässigen  Autheiles  an  dem  nach 
Abwicklung  aller  schwebenden  Verbindlichkeiten  der  Oesellschaft,  sowie 
nach  Ausscheidung  eines  BarbetrageB  von  mindestens  3,300.000  fl. 
österr.  Währ,  als  Einzahlung  auf  das  verbleibende  Actieucapitai  von 
3,100.000  fl.  österr.  Währ,  und  als  Reservefoud  noch  erübrigenden 
Cap  taUbestande  der  Gesellschaft  berechtigen  wird. 

§  13. 

Die  Oesterreichische  Local-Eiseubahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich, 
die  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  U  eberein - 
kommeus  erforderlichen  Aenderuugen  ihrer  Gesellschaftsstatuteu  im 
Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ehestens  vorzunehmen 
und  bei  diesem  Anlasse  auch  die  auf  die  Zusammensetzung  und  die 
Entlohnung  der  Gesellschaftsvertretung  bezüglichen  Anordnungen  dieser 
Statuten  behufs  Erzielung  einer  den  geänderten  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Vereinfachung  und  Verwohlfeilung  der  Geschäftsführung 
einer  eingebenden  Revision  zu  unterziehen. 

§  14. 

Das  gegenwärtige  Ueberein kommen,  sowie  die  durch  dasselbe 
veranlassten  Vermögensübertragungen,  Eingaben,  Eintragungen,  Aus- 
fertigungen, Verträge  und  sonbtigen  Urkunden  geniessen  die  Gebühren- 
und  Stempelfreiheit. 

Für  die  Ausgabe  und  bücherliche  Eintragung  der  gemäss  §  5 
dieses  Uebereinkommens  von  der  Gesellschaft  auszugebenden  3percentigen 
Prioritätsanleihe  im  Nominalbetrage  von  70,000.000  Krouen,  sowie 
für  die  aus  diesem  Anlasse  zu  errichtenden  Acte  und  Urkunden  wird 
die  Gebühren-  und  Stempelbefreiung,  wie  auch  bezüglich  der  Coupons 
dieser  Auleihe  die  Befreiung  von  der  für  dieselbeo  zu  entrichtenden 
Einkommensteuer  und  vou  der  Coupoustempelgebühr  gewährt. 
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§  15. 

Beide  vertragschli  essende  Theile  versichten  darauf,  das  gegen- 
wärtige Uebereinkommen  wegen  Verletzung  über  die  Hälfte  des  Werthea 
anzufechten. 

§  16. 

Rückaichtlicb  allfälliger  Streitigkeiten  aas  diesem  Uebereinkommen 
unterwerfen  sich  die  vertragschliessenden  Theile  der  Gerichtsbarkeit 
des  k.  k.  Handelsgerichtes  in  Wien  und  vereinbaren  diesbezüglich, 
dass  derartige  Streitigkeiten  im  summarischen  Verfahren  ausgetragen 
werden  sollen. 

§  17. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen,  welches  in  zwei  Parien 
gebühren-  und  stempelfrei  ausgefertigt  wird,  erlangt  fttr  die  Oester- 
reichieche  Local-Eisenbahn-Gesellschaft  durch  die  Zustimmung  der 
Generalversammlung  der  Actionäre,  welche  derart  einsuberufen  ist, 
dasB  der  Zasammentritt  innerhalb  längstens  eines  Monates  nach  Unter- 
fertigung dieses  Uebereinkommens  erfolgt,  fttr  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
aber  durch  die  sodann  einzuholende  legislative  Genehmigung  bindende 
Kraft. 

Sofern  jedoch  diese  legislative  Genehmigung  bis  zum  31.  De- 
cember  1893  nicht  erfolgt  sein  sollte,  ist  die  Oesterreichische  Local- 
Eisenbahn-Gesellschaft  an  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  nicht 
weiter  gebunden  und  ist  dieses  Uebereinkommen  als  überhaupt  nicht 
abgeschlossen  anzusehen. 
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